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| Ad I. 
vPollſtändige Abhandlungen, Hehtofälte, 
Entfheidungsgründe und Gutachten. 


1) Weber die Veſtrafung des wiederholten Ehe⸗ 
bruchs. 
(Bon Herrn Ober-Juſtiz-Rath Hohbach.) 

Der noch geltende ) $. 14. des Geſetzes vom 31. 
Sul, 1806, die Beſtrafung der fleifhlihen Verbrechen 
betr., ?) beftimmt, daß der wiederholte °) Ehebruch, wenn: 
das erſte Vergehen (der vorangegangene Ehebruch) beftraft 
worden ift, mit der doppelten Strafe deffelben, fomit jept *) 
mit ſechsmonatlicher Arbeitshaus⸗ oder Feſtungsſtrafe ab: 
zurügen ſey, und fährt dann fort: 

„Iſt aber das erfte Vergeben nicht unterſucht, fo 

„iſt nur die einfache Strafe zu erkennen, Wäre binges 
„gen die Unterfuchung angefangen oder die Strafe ers 
„kannt, aber nicht vollzogen, fo wird die Strafe 
„zeit um ein Drittel vermehrt. 

Hofader *) findet diefe Ieptern Beftimmungen ziem⸗ 
lich dunkel und unterfcheidet nun folgende Fälle: 

A. Beide Ehebrüche find —— ehe eine unter⸗ 
— eingeleitet war. 
a) Beide kommen nun in einer ar derfelben Uns 
terfuhung zur Sprade, und zwar find 
aa) beide mit derfelben Perfon verübt, Hier 

1) Gefes v. 22. Zul, 1836 $. 10. Reg. Bl. ©. 311. 

2) Reg. Bl. ©. 102. 

3) Daß bier mit dem Worte wiederholt nicht, wie in an: 

‚bern mwürttemb. Gefegen (vgl. Wächter Lehrb. d. Straf: 


rechts Bd. 1. ©. 232.), bloß der Rückfall bezeichnet ift, 
ergibt fih von felbft. 
4) Erl. d. Criminalſenats d. k. Obertrib. v. 2. Jun. 1827. 
5) Jahrb. Bd. 1. ©, 243. 244. 
Monatſchr. f. 9. Juſtupfl. IL BP 1, Abth, 1. Heft. 1 


ſey man darüber einig, daß für beide Bälle zu: 
fammen nur die einfache Strafe (drei Mo: 
nate) zu erkennen fey. Eben fo verhalte ed fich, 

bb) wenn beide mit verfchiedenen Derfonen 
verübt waren. 

b) Sie fommen nach einander ın verfhiedenen Un: 
terfuhungen zur Sprache. Hier follte das Glei— 
che Statt finden; die Gerichte unterfcheiden aber, 

aa) ob beide Vergehen mit derfelben Perfon 
verübt wurden, in welchem Falle fie für beide 
zufammen die einfache Strafe (drei Monate) 
erkennen, oder 
bb) ob fie mit verfhiedenen Perfonen verübt 
wurden, in welchem Falle die Strafe um '), 
erhöht, alfo auf vier Monate, erkannt werde, 
B, Der zweite Ehebruch ift verübt, nahdem wegen 
des erften fchon eine Unterfuchung begonnen hatte oder gar 
eine Strafe erkannt, aber noch nicht vollzogen war. Hier 
fey in allen Fällen für den erſten die einfache, für den 
zweiten aber die um ein Drittel erhöhte Strafe, alfo fi i e⸗ 
ben monatliche Freiheitsſtrafe zu erkennen.“ 
Hiegegen iſt aber Folgendes zu bemerken. 


1. 

Der $. 44. des Geſetzes v. 31. Jul, 1806 handelt im 
Gegenfaße zu dem $. 12., mo von dem erften Ehebruche die 
Rede ift, von dem wiederholten d, b. demjenigen Ehe: 
bruche, welchem ein anderer voraudgegangen iſt. 

2. 
Es wird nun unterfchieden, 
a) ob der vorangegangene Ehebruch (dad erfte Vergehen, 
wie das Geſetz ſagt) bereits beſtraft worden iſt 
b) oder nicht; und im letttern Salle, 
aa) ob wegen des vorangegangenen Ehebruchs ſchon 
Strafe erkannt oder wenigſtens eine Unterſu⸗ 
| hung eingeleitet ift, 
bb) oder nicht, 


1 


3. 

Daß bei Anwendung diefer Unterfcheidungen immer 
auf den Zeitpunkt der Verübung des zweiten Vergehens 
zu fehen ift, nicht auf den der Einleitung einer Unterfus 
hung wegen deffelben, ift von felbft Far. Dad Gegentheil 
führte darauf, daß man Rückfall annehmen müßte, wenn 
dad zweite Vergehen vor Einleitung einer Unterfuchung we— 
gen beider verübt, aber erft nach vollgogener Strafe bed 
erften unterfucht worden märe. 


4. 


Weitere Unterſcheidungen als die angefuͤhrten macht 
das Geſetz nicht. Namentlich unterſcheidet es nicht, ob 
die Vergehen mit derſelben Perſon oder mit verſchie— 
denen Perſonen verübt wurden. Dieſe Unterſcheidung darf 
auch nicht durch die Auslegung erſt in das Geſetz hineinge⸗ 
legt werden; denn auch ältere für Württemberg gültige | 
Geſetze Eennen fie nicht, und der gemeinrechtliche, °) fo 
wie der ältere 7) und neuere °) württembergifche Gerichts— 


6) Bol. z. B. Carpzov Pract. qu, 62. n. 66. G. F. 
Harpprecht Deeis. crim. dec. 54.n. 12 („unanimis 
Criminalistarum est definitio, quod, licet quis 
non una saltem vice, sed diversis etiam temporibus, 
sive cumunaeademque personasive cum plu- 
ribus, sive in uno sive in diversis territoriis, actus 
adulterinos exercuerit, nunquam tamen ea propter pu- 
nitus sit, omnes illi coitus adulterini non pro pluri- 
bus adulteriis, sed saltem pro uno habendi et tanquam 
primum et unicum adulterium puniendi sint, sic ut is, 
qui semel adulterium commisit, et ille, qui id dictis 
modis reiteravit, pari modo censeri, ideoque hic ae- 
que ac ille non nisi unica eaque integra adulterii poe- 
na affıci debeat‘‘) Qgl. aud) Cons. Tubing. III. c. 303. 
n. 80. 

7) Vol. z. B. Lindenspür Comment. T. 52. $. 30. 
Cons. Tub. IV. c. 9. n. 7. 8. c. 16. n. 6. c. 82. n. 9. 
G. F. Harpprecht 1. c. dec. 48. n. 12. dec. 50. n 
50. dec. 78, n. 21. 

8) Hofader a. a D. Knapp Würt. Crim. R. S. 381. 383. 

1* 


4 


gebrauch und felbft die neueſte Theorie ) erkennen diefelbe 

nicht anz hätte daher der Geſetzgeber fie machen wollen, 
- fo hätte er diefed ausdrücklich thun müßen, zumal, da daB 
ganze Gefeh den Beweis Liefert, daß ſich derfelbe in viel» 
fachen Unterfcheidungen gefiel. Jeden Falld aber wäre der 
Unterfhied durchgreifend feſtzuhalten, nicht bloß für 
gewiffe Fälle. | 

5. 

Eben fo wenig Fann e8 in den Fällen des zweiten Ab: 
fabes '°) des $. 14. darauf ankommen, ob die beiden Ber: 
geben in einer oder in verfhiedenen Unterfuchuns 
gen zur Sprache kommen; denn diefes ift rein zufällig *') 
und ſteht mit der Größe der Verſchuldung ded Thäters 
nicht in Verbindung, Fann daher auch nicht auf die Größe 
der Strafe von Einfluß ſeyn. Wäre man der entgegenge: 
festen Anfiht, fo müßte man folgerichtig den erften Ehe: 
bruch, falls er erft nach gefchloffener Unterfuchung wegen 
ded zweiten jur Anzeige Fäme, mit gefchärfter Strafe bele— 
gen, was doch baarer Unfinn wäre. Ein fortgefehted Ver: 
brechen bleibt immer ein Verbrehen und im Ganzen, 
d. b. in der Gefammtheit der einzelnen Handlungen, wor: 
aus es beftebt, gleich ftrafbar, mögen diefe auf ein Mal 
oder nad) einander zur Unterfuchung kommen, '?) Die nad) 


9) Mittermaier in den fortgef. Annalen d. Crim. Rechtspfl. 
Bd. 1. ©. 9. Ueber diefe Anfiht an einem andern Orte 
MWeitered. 

10) Beim Rückfall müffen natürlich zwei Unterfuhungen vor: 
liegen. 

41) Hofader und Knapp. a. a. D. 

13) Es wird faum zu bemerken nöthig ſeyn, daß nicht einge= 
wendet werden fann, es bilde ja die FKortfegung in der Re— 
gel einen Schärfungdgrund, e8 müffe daher allerding3, wenn 
fi) nach gefchloffener Unterfuhung erft ergebe, daß Fortfe- 
gung vorliege, ein Strafzuſatz gemacht werden; denn von 
diefem Falle handelt es fih aud dem zweifahen Grunde 
nicht, weil beim Ehebruch die Fortfesung (wenn fie nicht 
durch Unterſuchung oder Strafe unterbroden ift, alfo auf: 
gehört hat, Fortfegung zu feyn) feinen Schärfungsgrund 


| | 5 
Hofackers Zeugniß von den Gerichten lübrigens keineswegs 
von allen 8)] gemachten Unterſcheidungen find daher durch— 
aus verwerflich. 
6. 

Dagegen entſteht allerdings die Frage, welche Strafe 
in den im zweiten Abſatze des $. 14. des Geſetzes berühr⸗ 
ten beiden Fällen zu erkennen iſt. Bei dem erſten Anblicke 
könnte es ſcheinen, es ſey, wie in dem erſten Abſatze, nur 
von der Strafe des zweiten Vergehens die Rede, ſo daß, 
wenn zwei Ehebruchshandlungen, ſey es in einer oder in 
verſchiedenen Unterſuchungen, zur Beſtrafung kämen, nes 
ben der für das erſte Vergehen zu erkennenden dreimo— 
natlichen Strafe für das zweite, wieder eine drei-, bezie— 
hungsweiſe eine viermonatliche, ſomit im Ganzen eine 
ſechs-, beziehungsweiſe ſiebenmonatliche Freiheitsſtrafe zu 
erkennen wäre. Allein es iſt allgemeiner, uralter und 
noch beſtehender Gerichtögebrauch **) mehrere ehebrecheriſche 
Handlungen nur als ein fortgeſetztes Vergeben zu betrach— 
ten, in fo lange nicht durch gerichtlihe Einfchreitung eine 
Unterbredung erfolgte; e8 Fann daher auch nicht unterftellt 
werden, daß der württembergifche Gefebgeber durch feine 
allerdings etwas unbeftimmte Faffung, welche übrigens mit 
einer dem Gerichtögebrauche entfprechenden Deutung durchs 
aus nicht in Widerfpruch ſteht, auf ein Mal diefen Gr: 
richtögebrauch habe aufheben wollen, zumal, da die Unter: 

bildet und weil der von Hofader angeführte Gerichtsge— 
brauh eine verfhicdenartige Beſtrafung deffelben fortgefeg: 
sten und ald fortgefest erfannten Vergeben: will. 

15) Knapp a. a. D. ©. 383. 

14) Siehe die in den Anmerf, 6— 8 angeführten Stellen, 
welchen noch viele andere beigefügt werden könnten, und die 
dafelbft weiter "genannten Scriftfteller. Man kann nicht 
einwenden, daß ja die Gerichte häufig wegen ehebrecheriſchen 
Concubinat3 auf vier Monate ‚erkennen; denn bier liegt 
ein Zufammentreffen zweier weſentlich verſchiedener Verge— 
ben vor: es kann fortgefester Ehebrud vorhanden feyn ohne 
Coneubinat, und ehebrecheriſcher Concubinat ohne ffortge— 
festen Ehebrud. | 


fheidungen, welche nach Hofader von einigen Gerichten 
gemacht werden, mie bereits bemerkt, ganz unftichhaltig 
find. — Iſt nun aber mit Gewißheit anzunehmen, daß in 
dem erften Zalle ded zweiten Abfabed des $. 14. nicht 
ſechs⸗, fondern nur dreimonatliche Freiheitäftrafe zu erfen- 
nen ift, fo folgt mit Nothmendigfeit, daß auch bey der 
Strafbeftimmung für den zweiten Fall jenes Abfabed die 
Gefammtftrafe, nicht bloß die Strafe für das zweite Ver: 
geben, gemeint ift, fomit nur vier=, nicht fiebenmonat: 
liche Freiheitäftrafe erkannt werden darf. *°) 
7. 

Hienach iſt der Sinn des, F. 14. folgender, Kommt 
ein zweiter Ehebruch zur Beftrafung, uud ed war zur 
Zeit, ald derfelbe verübt wurde, wegen des erfien Ehe: 
bruch3 

a) noch Feine —— eingeleitet, fo tritt in al— 
len Fällen für beide Vergeben zufammen nur 
die einfache Strafe mit drei Monaten ein; 

b) war bereit8 Unterfuchung eingeleitet, fo ift in allen 
Fällen für beide Vergehen zufammen viermo— 
natliche Sreiheitöftrafe zu erfennen; 

c) war bereit Strafe erfannt und vollzogen, fo kommt 
natürlich nur noch das letzte Vergehen in Betracht, 
iſt aber nun wegen des Rückfalls mit der doppelten, 
alſo mit ſechs monatlicher Freiheitsſtrafe abzurügen. 

8. 

Beſtritten iſt, ob zu Anwendung der Rückfallsſtrafe die 
vorgängige Erſtehung der ganzen Vorſtrafe gehöre oder 
ob es genüge, wenn dieſelbe über die Hälfte erſtanden war. 
Man könnte zwar einwenden, dieſe Frage ſey ziemlich müs 
fig, da während des Vollzugs der dreimonatlichen reis 
beitöftrafe wohl Fein neuer Ehebruch verübt werden Fünne; 


% 


15) Wie Hofader dazu kommt, im erſten Kalle dreis, im. 
zweiten Kalle fiebenmonatliche Strafe anzunehmen, ift nicht 
recht erklärlich. 


T 


allein theils ift dieſes doch felbft in der Strafanftalt nicht 
unmöglich, befonderd, da bey diefem Vergehen häufig Be: 
ſtungbarreſt (mit freiem Wandel innerhalb der Feftung) '°) 
erkannt wird, theild kann der Verurtheilte aus der Straf 
anftalt auöbrechen oder z. B. megen Krankheit ꝛc. eine Uns 
terbrechung ded Strafvollzug: Statt finden, theils wird fehr 
oft die Freiheitöftrafe in Geldbuße verwandelt. — Die 
Worte des Geſetzes („beftraft”, „die Strafe vollzogen‘) 
fprechen dafür, daß die Erftehung der vollen Strafe vor: 
ausgeſetzt werde, wie dieſes nach ber richtigern Anficht zu 
Anwendung einer beftimmten Rückfallsſtrafe überhaupt 
nothwenbig ift. *”) Dagegen beruft man ſich aber auf die 
SS. 3. und 5. des Geſetzes, mo bei einfachen Unzuchtvers 
gehen Rüdfal aud dann fhon angenommen wird, wenn 
die frühere Strafe über die Hälfte berichtigt ift. Allein 
obgleich manche Gerichte (gewiß mit Unrecht) hieraus eine 
allgemeine Regel für alle Verbrechen. ableiten wollen, '*) 
fo dürfte doch der Umftand, daß in $. 14. nur von de: 
firafung oder Strafvollzug überhaupt die Rede ift, ohne 
daß (mie in $. 3. 5.) die Worte: „ganz oder Über die 
Hälfte” eingefchaltet find, mehr daflır fprechen, daß es der 
Geſetzgeber bier, wo es fich nicht bloß von Geld- oder un: 
bedeutenden Freiheitöftrafen handelte, bei den allgemeinen 
Erundfäßen belaffen wollte, gleichwie ja auch bier ein Zu: 
fat zu der Strafe erft dann eintritt, wenn wegen des er: 
ften Vergehens ſchon Unterfuchung eingeleitet war wäh— 
rend bey Unzuchtvergehen in diefem Falle die doppelte Stra- 
fe, ein bloßer Zufab aber ſchon dann zu erkennen ift wenn 
zwei Unzuchtvergehen zugleic, zur Unterfuchung fommen. 

| 9. 

Iſt hinſichtlich des frühern Bergehens Begnadigung 
eingetreten, und zwar: a) ————— (durch Nachlaß 








16) Strafediet Art. 23. Hausordn. f. d. Eivitferungsarrefl- 
anftalt v. 14. Febr. 1829. 9. 6— en 

17) 8. Hohbach Beiträge z. Straft. ©. 307. 

18) Knapp Crim. R. ©. 9. 


der ganzen Strafe) fo gilt nach dem Gerichtögebraucdhe *°) 
in Beziehung auf den Rüdfall die Strafe für erftanden, 
ed find daher wegen des nachher verübten gleichen Berges 
hens ſechs Monate zu erfennen. b) Iſt nur theilweiſe 
Begnadigung eingetreten (durch Nachlaß eines Theild der ' 
Strafe), fo gilt die Strafe als vollftändig erftanden, fo 
bald der noch zu erſtehende Theil derfelben erſtanden ift. 
c) Im Falle einer Strafverwandlungtritt in Beziehung 
auf den Rüdfall die zu. erftehende (beziehungsweiſe zu ent⸗ 
eichtende) Strafe an die Stelle der erkannten, diefe ift alfo 
erft dann ald vollzogen anzufehen, wenn die ftatt ihrer 3. 
B. zu entrichtende Geldbuße volftändig bezahlt iſt. 


10. 

Daß, wenn von mehr ald zwei Ehebruhshand: 
lungen die Rede iſt, die Grundfäbe des $. 14. analog zur 
Anwendung Fommen, ift nicht zu bezweifeln. Obgleich die . 
Fälle hier verwicelter werden Fönnen, fo wird doch folges 
richtige Durchführung diefer Grundfäge die Schwierigkeiten 
leicht heben. Handelt es fich 3. B. von drei Ehebruchs⸗ 
bandlungen, fo find folgende neun Fälle möglich. 

Zur Zeit der Verübung des dritten Vergehend war 

A. wegen des zweiten noch Feine Unterfuchung einges 

leitet, und zwar hatte 

a) auch wegen des erften noch Feine Unterfuchung 
begonnen: dann tritt unzweifelhaft für alle drei 
Vergeben zufammen, weil fie nur ein fortges 
febtes Vergeben bilden, bie einfache Strafe von 
drei Monaten ein. 

b) Die Unterfuchung wegen bed erften hatte be> 
gonnen: dann find im Ganzen vier Monate 
zu erkennen, weil entweder die beiden letzten 
Handlungen oder, wenn die Unterfuchung erft 
nach Verübung des zweiten Vergehend begann, 

19) Bol. jedoch gegen diefen Gerichtögebrauh: Wächter Lehrb. 


d. Strafr. Bd. 1. ©. 233. und ©. Hob bach Beitr. z. 
Strafr. ©. 307. 
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die beiden erften nur ald eine fortgefehte Hand: 
lung erfeheinen. 

c) Das erſte war bereitd beftraft (d. h. die Stra⸗ 
fe erftanden): dann tritt aus dem eben erwähn⸗ 
ten Grunde die einfache Rüdfalöftrafe mit fech8 
Monaten ein. 

D. Wegen des zweiten war Unterfuchung eingeleitet, 
aber zur Zeit der Verübung deffelben 

a) wegen ded erften noch nicht: dann ift vier 
monatliche Strafe zu erfennen, da die beiden 
erften Vergeben nur ald eined zu betrachten find; 

b) Es mar auch megen ded erften ſchon Unter> 
fuchung eingeleitet: hier ift die Fortſetzung zwi—⸗ 
fchen den beiden letzten Vergehen (jedoch nicht 
durch eine Strafe) unterbrochen; es ift daher 
zu der Strafe des erften Vergehens ein Drits 
tel, und zu diefer wegen des dritten Vergehens 
ein weiteres Drittel hinzuzufügen, alfo auf fünf 
Monate zu erfennen, Zwar fünnte es fich fra= 
‘gen, ob nicht dieſes letzte Drittel aus der für 
die beiden erften Vergehen zu erfennenden viers 
monatlichen Strafe, alfo mit 1'/, Monat, zu 
berechnen fen; allein da es wenigſtens zweifel—⸗ 
baft ift, ob der Gefebgeber dieſes wollte, fo 
verdient die mildere Anfiht den Vorzug. 

c) Es war wegen bed erften Vergehend Strafe 
erkannt und vollzogen: dann ift diefe zu der 
durch die beiden letzten Vergeben für ſich vers 
wirkten viermonatlichen Strafe als Rüuͤckfalls⸗ 
ftrafe binzugurechnen, fomit auf fieben Monate 
zu erkennen, 

C. Wegen bed zweiten war Strafe erfannt und vollgos - 
gen. Diefe beftand nach den Unterfcheidungen ded 
$. 14. des Gefehed entweder 
a) in drei, oder 

b) in vier, oder 
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ec) in ſechs Monaten, 
und ift zu der Strafe bes lehien Vergehens 
als Rüuͤckfallsſtrafe hinzuzurechnen, ſomit entwe— 
der auf feh8 oder auf ſieben, oder auf 
neun ?) Monate zu erkennen, 


s 11. 

Ehebruchsverſuch Fann natürlich dann, wenn vollende- 
ter Ehebruch gar nicht oder nur mit einem Drittel der Strafe be: 
ftraft wird, ebenfalls nicht oder nur mit einem Drittel der durch 
ihn an fich verwirkten Strafe beftraft werden. Beim Rück— 
fall find die Vorftrafen wegen Verfuchd zu der durch da 
neuere (verfuchte oder vollendete) Vergehen an fich ver: 
wirkten Strafe binzuzurechnen; wie e8 dagegen mit den 
Vorſtrafen wegen vollendeten Verbrechens zu halten fey, 
wenn dad neuefte blo8 verfucht war, ift zweifelhaft. Dem Gei— 
fie des Geſetzes fcheint es angemeffener zu ſeyn, auch bier 
die frühere Strafe binzuzurechnen , fomit, wenn einem mit 
4’), Monaten zu .beftvafenden Verſuche eine Strafe von 
drei Monaten wegen vollendeten Ehebruchs vorausgegangen 
märe, vier und einen halben Monat zu erkennen, da freis 
willig aufgegebener Verfuch nicht beftraft wird, fomit in 
allen ftrafbaren Berfuchsfällen nicht in theilweifer Beſſe— 
rung ?'), fondern nur in äußern Umftänden der Grund, 
warum nicht die gleiche Schuld wie früher vorliegt, zu fu: 
hen und dur ein Herabfteigen um 1', Monate unter die 
im Sale wirklicher Vollendung verwirkte Strafe der Ber: 
ſuch ſchon hinreichend berücfichtigt iſt. In fo fern jedoch) 
bei andern Vergehen die Grundfäbe der f. g. refpectiven 
Identität auch in derlei Fällen angewendet werden, dürften 
fie auch hier anzuwenden ſeyn, fo daß alfo in dem unterftellten 
Falle nur drei Monate zu erkennen wären, 


20) 8. Verordn. v. 21. Mai. 1818. in Hofader Jahrb. Bd. 
1. ©. 415. 

21) Wie etwa, wenn ein wegen qualificirten Diebſtahls 
Geftrafter nun einen einfachen Diebflahl verübt. 
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12. 
Eben fo, mie mit der Verfuchöftrafe, verhält es ſich 
mit der Strafe ded Generalrefcriptd vom 19. Mai 17358. **) 


15. 

Daß die Bezirfögerichte, welche nicht mehr als drei 
Monate erkennen dürfen, unzuftändig find, wenn e8 fich 
von einem mit vier Monaten oder noch höher zu beftra> 
fenden Ehebruche handelt, bedarf Feined Beweiſes; eben fo 
wenig, daß, wenn vier Monate zu erkennen find, nicht 
Polizeihausftrafe oder Feftungsarreft, fondern Arbeitöhaus: 
oder Feftungdftrafe zu erkennen ift, da, mwenn gleich die 
beiden Yebtern Strafarten härter find, doch nur die Dauer 
der Strafe über die Strafart entfcheidet. Nun Fann aber 
der Fall vorkommen, daß ein Bezirfögericht wegen erften 
Ehebruchs dreimonatlihe Polizeihaudftrafe erkannt bat, 
und nun erft, jedoch vor Erftehung der Strafe, der Vers 
urtheilte aufd Neue einen Ehebruch verübt, fomit Straf: 
zufab von einem Monat zu erkennen if. Da viermonat: 
lihe Poli zeihausſtrafe überhaupt nicht, auf Feinen Fall 
‚aber von dem Bezirkögerichte erkannt werden kann, fo ift 
nun, obgleich es fich eigentlih nur von einmonatlidher 
Strafe handelt, die Zuftändigfeit des betreffenden Gerichtd= 
hofs für das Ganze begründet, welcher wegen ded neu hin= 
zugefommenen Thatumftandes unter Aufhebung des bezirks⸗ 
gerichtlichen Erfenntniffes, beziehungdmweife unter Verwand⸗ 
lung der erkannten dreimonatlihen Polizeihausftrafe, im 
Ganzen viermonatliche Arbeitshauftrafe zu erfennen hat.— 
War ein Theilder von dem Bezirfägericht erkannten Stra= 
fe bereitd erftanden, fo ift in dem Erfenntniffe des Gerichts⸗ 
hofs zu bemerken, daß diefe bereitd erftandene Strafe (ob⸗ 
gleich anderer Art) an der neu erfannten in Abzug zu brins 
gen fey. — War (zwar nicht zur Zeit der Veruͤbung, aber zur 
Zeit der Entdedung des zweiten Ehebruchs) die bezirföge- 
rihtlich erkannte Strafe bereitd vollftändig erftanden, fo 


22) Reyfher Geſetzſamml. Bh. 6. ©. 451. 


wird es wohl am Nichtiaften eben fo gehalten, ſchon des: 
wegen, damit nicht der Eine feine bürgerlichen Ehrenrechte 
behält, während der Andere, gegen welchen Arbeitshauss 
ftrafe erfannt wird, bei ganz gleicher Verfchuldung fie ver: 
liert. Doc läßt ed fih in diefem Falle auch vertheidi: 
gen, wenn dad Bezirksgericht nun noch einmonatliche 
Polizeihausſtrafe erkennt; denn betrachtet auch dad Ge: 
feb ein folches zweites Vergeben, was die Strafe betrifft, 
nur ald Erfehwerung für dad erfte, fo ift e8 dody nicht nur 
eine davon völlig getrennte Handlung, fondern auch, da es 
überhaupt nur firafbar ſeyn fann, wenn man eine Unter> 
brehung der Fortfeßung durch die Unterfuhung annimmt, 
auch rechtlih im Grunde ein concurrirendes (nur nad) 
befondern Grundfäben zu beftrafendes) Vergehen, Fein blo= 
Ber Erſchwerungsgrund, fo daß die Bezirfögerichte in dem 
unterftelten Falle fih eben fo für zuftändig halten fönnen, 
wie in dem Falle, wenn Jemand zwei, je mit drei Mo: 
naten zu beftrafende Diebftähle verübt hat, der eine davon 
aber erft dann zur Kenntniß ded Gerichtd Fommt, wenn 
die wegen des andern erkannte Strafe bereits vollftändig 
erftanden ift. 
14. 

zum Schluffe möge es mir geftattet ſeyn, einen wirk-⸗ 
lich vorgefommenen Fall zu erzählen, welcher zu vorſtehen— 
der Ausführung mir Veranlaffung gab. 

Eine Ehefrau hatte einen Ehebruch begangen und 
war deshalb von dem Bezirfögerichte zu dreimonatlicher 
Polizeihaudftrafe verurtheilt, diefe Strafe war im Weg der 
Gnade in eine Geldbuße verwandelt worden. Noch ehe fie 
an lepterer Etwas bezahlt hatte, Fam fie abermald wegen 
eined mit einem Andern verübten Ehebruchd im Unterſu— 
hung, bezahlte jedoch im Laufe derfelben ein Drittel der 
Geldbuße an da8 Kameralamt. Der Gerichtöhof, welchem 
die Sache vorgelegt wurde, erflärte fih für zuftändig, 
glaubte jedoch in dem neuern Falle Ehebruch nicht für voll» 
ftändig erwiefen annehmen zu können, fondern hielt nur die 
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Anwendung des Generalreferiptd vom 49. Mai 1738 für: 
begründet, und erfannte demnach, daß die Angefchuldigte 
wegen Ehebruchs und wegen vor Vollziehung der deßhalb 
oberammtögerichtlich erkannten Strafe fi zu Schuld gebrach⸗ 
‚ ten ebebrecherifchen Zumandeld zu drei und ein halbmonat⸗ 
licher Arbeitshausſtrafe zu verurtheilen, daß ihr aber hieran 
die bereitd früher erfannte dreimonatliche Freibeitäftrafe, 
welche im Gnadenmwege in eine Geldbuße verwandelt wor: 
den, abzurechnen, fomit an ihr noch eine fünfzehentägige 
Arbeitshausftrafe zu vollziehen fey. 





2) Ueber die fortwährende Gültigkeit der in den 
neuwürttembergifchen Deſttzungen vorhandenen Sta- 
tutar ⸗Rechte, nah Einführung des württember- 
giſchen Rechts. 
(Bon Herrn Ober Tribunal⸗-Rath v. Wächter.) 

Es iſt wohl feine Eigenthümlichkeit der Rechtswiſſen— 
ſchaft, daß oft Fragen in der Theorie ſtreitig ſind, die ſo 
ſehr präjudicieller Art zu ſeyn ſcheinen, daß man es für 
unmöglich halten ſollte, ohne ihre Löſung im wirklichen 
Leben auch nur einen. Schritt zu geben. Dennoch Fünnen 
fi die Theoretifer über fie oft noch in fpäten Zeiten nicht 
vereinigen, während freilich im Leben die Dinge inzwifchen ihren 
Gang fortgegangen find, unbefümmert um jene Controver: 
fen, und getragen durch — die Natur der Sade felbft. 

Wer follte e8 für möglich halten, dag, nahdem nun 
mehr als drei Jahrzehnte der größere Theil der f. g. neus 
württembergifchen Beſitzungen mit dem alten Stammlande 
verbunden iſt, noch die Frage flreitig feyn könne: ob die 
dortigen Statutar-Rechte aub nad der Ein: 
führung ded württembergifhen Rechts Gültig: 
keit haben? Und doc) wird noch in den neueften Schriften 
unfrer Rechtslehrer über diefe Frage geftritten, 

Während | | 

| Een ded Königreihd Württemberg Th. 2. 
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€. 8. Wächter in Gersdorf's KRepertorium der gefammten 
deutſchen Literatur 1834. Hft. 2. ©. 101. 
jenen Statutar-Rechten die gefepliche Kraft abfprechen,, ver= 
theidigen diefelbe 
Weishaar Handb. ded würt. Privatrechts. Ste Ausg. 
ir TIL % 2. 5. 27. u. 
Reyſcher in der Vorrede zu der Sammlung alt würt. 
StatutarR—echte S. TIL. und im würt. Privatrecht. Bd. 
1. Abth., 4: $. 70. 
Namentlich will der Letztere nicht nur, daß die Statu: 
ten, felbft gegen die landesgeſetzlichen Beſtimmungen, zur 
Anwendung Fommen, wenn enmweder ein Verhältnig Gegen: 
fand der Beurtheilung ift, das unter der Herrfchaft jener 
älteren Rechte entflanden, oder wenn die Parteien noch jebt 
in Fällen, welche der Autonomie der Betheiligten vorbe= 
balten find, diefelben in ihre felbftwilligen Beftimmungen 
aufgenommen haben, fondern.auch (und hierinn liegt allein 
der flreitige Punkt) daß, wenn die Landeögefebe Über ein 
Verhältnig Feine zureichenden Beftimmungen enthalten, 
wohl aber jene Lokal- und Provinzial: Rechte, diefe vor 
dem gemeinen Rechte zur Anwendung Fommen. 
Sollte nun aber der Gerihtsgebrauc nicht Yängft 
über diefe Eontroverfe entfchieden haben? Iſt ed, bey der 
Unvollftändigkeit unſers Landrechts, nur möglich, daß 
nicht gleich in den erften, man möchte nicht fagen Mona- 
ten, fondern Wochen, bei den Gerichten der Zweifel zur 
Sprache gefommen und eine Bereinigung darüber erfolgt ift? 
Demungeachtet bat eine, erft neuerlich auf die Anre= 
gung eined der bey jenem Streite betheiligten Rechtölehrer 
von dem K. JuftizeMinifterium bei fämmtlichen höheren 
Gerichtöftellen gehaltene Nachfrage zu dem auffallenden Er: 
gebniffe geführt, daß auch bey Feiner derfelben irgend ein 
Tall befannt ift, wo diefe Frage zur Erörterung und Ent: 
fheidung gebracht worden wäre, daß alfo noch mweniger ein: 
auödrüdlicher Gerichtögebrauch fich hierüber gebildet habe. 
Die Gefehe und Verordnungen, um deren Aus— 
en bey jener Streitfrage es ſich ae find folgende: 
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1) Die. (in der zu jener-Zeit für Geſetze üblichen 
Form „Ad Mand. S. Reg.. Maj.;propr.‘‘ erlaffene) In⸗ 
firuftion für dad Ober: Jufliz: Collegium IL Se 
nats vom 4. Mai 1806. in — 23. (Reg. Bl. S. 
59.) *) es heißt: 

„Bei Entſcheidung der Rechtoſachen hat der II. Senat 
„Unfered Ober-Zuftiz-Colegiumd auf die befonderen 
„Rechte und Statuten jedes Orts, und in deren 

„Ermanglung auf die königl. württembergifchen Gefehe 
„Rüdficht zu nehmen, und wollen Wir hiemit. verordnet 
„‚baben, daß von dem 1. Jan. 1807. an, alle Sta— 
„tuten, die gegen dad württembergifhe Recht 
„taufen, die verbindende Kraft mn ver: 
„lieren follen.“ 

2) Ein Refceript der Dberstandets teste 
rung an ſämmtliche Kreid:-Hauptleute, die Ein 
führung. der alt:würt. Gefebe betr, vom 12. Febr. 
1807. (Reg. Bl. ©, 15,), in welcher angeordnet wurde: 

„daß es bey der in der Inſtruktion fir dad Ober: uftizs 
„Sollegium enthaltenen Difpofition fein Berbleiben behalte, 
„daß alle bisherige Landedgefebe der neu 
„acquirirten Territorien von dem 1. Jan. dies 
„Ted. Jahres an niht mehr gelten, hingegen, wie 
„ſchon der $. 23. der gedachten Inftruftion ausweiſe, 
„alle fold.e einzelne Lofal-Statuten und Rechts— 
„gewohnheiten, weldhe niht contra Jus Würt- 
„tembergicum laufen, ferner noch ibre Kraft 
„behalten.“ 

3) Die Konigliche Verordnung (nad dem zu 1. 
erwähnten Merkmal Gefeh) über die Anwendung 
ded württembergifchen Rechts in den neu erwor— 
benen Zandestheilen vom 12. Sept. 1814. (Reg. 
Bl. ©. 327. ff.), welche nad) ihrem ganzen Inhalte davon 

*) Ganz gleichlautend ift die Stelle im $. 34. der (fpäteren) 


Inſtruktion für dad D. App. Tribunal: vom 8. Mai- 1806. 
(Reg. Bl. ©. 48.). 
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ausgeht, daß dur die zu 1 erwähnte gefepliche Beſtim⸗ 
anung die Anwendbarkeit ded alten Rechtd blos für Nechts- 
verhältniffe, die unter deffen- Herrfchaft begründet worden . 
‚feyen, beftätigt, mithin die Rüdwirkung des neu eingeführ: 
ten mirt. Rechts unterfagt worden fey, und diefem ges 
mäß denn auch ſchon in ihrem Eingang .ald Zweck jener 
früheren Verordnungen Far ausfpricht: „dag mit dem 1. 
„San. ded Jahres 1807, und in den fpäter erworbenen 
„Landestheilen, von der Zeit der Einführung des württem: 
„bergifhen Rechts in denfelben, ſämmtliche ftatutari- 
„She Gefebe der mit dem Königreiche zu einem Gans 
„zen vereinigten vormaligen Territorien und Ge: 
„biete ibre verbindende Kraft verlieren und 
„von obgedahtem Zeitpunfte an die altwürt: 
„embergifhen Geſetze als allgemein gelten: 
„des Recht angefehben werden ſollen.“ 


Die Vertheidiger der fortdauernden Gültig— 
keit der früheren Statutar:Recdhte flüben fi 
nun auf die unter Ziffer 1 und 2 angeführten VBerords 
‚nungen, nad deren’Inhalt blos diejenigen jener 
Rechte ald abgefhafft anzufeben feyn follen, welche 
gegen dad württembergifhe Recht laufen. 
Freilich flimmt das Zffr 3. erwähnte Gefeb nicht recht zu 
diefer Anſicht; indeß wird daffelbe durch die Behauptung zu 
beſeitigen verfucht, daß ed nur den Zwed, dei alten und neu: 
en Gefesen in den neu erworbenen Ländern zu begegnen, 
gehabt. Bon einer Eollifion der württembergifchen Gefepe 
mit den Statuten Neu: Württembergd Fünne aber nicht die 
Rede feyn in Fällen, worüber die erfteren nichts beftimmen, 
und wo nun fubfidiar diefe Statuten immer nody in den 
betreffenden Zandestheilen wirken können und follen, eben 
weil fie nicht gegen das würtb. Recht laufen. Die Ans 
bänger der entgegengefebten Anſicht dagegen mol» 
len zum Theil ſchon in dem Gefepe vom 4. Mai 1806. 
die Beflätigung einer fortdauernden Gültigkeit der Status 
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tar⸗Rechte nicht finden. Sie beziehen — und. aid Mei: 
nung iſt näher ausgeführt. von. 
Georgii im Ardhiv für die. eidiliſtiſche Proeris Bd. IH. 
Hft. 2 ©. 160. 

die Vörfchrift des erfien Sabes in der oben Ziffr. 1. 
erwähnten Stelle, daß bei Entfheidung der Rechtsfachen 
zuerft auf die befondern Rechte und Statuten. jeden Orts 
und erft in subsidium auf die mwürttembergifhen Geſetze 
Rüuͤckſicht zunehmen ſey, nur auf diejenigen Rechtögefchäfte, 
die noch vor dem 1. Januar 1807 eingegangen, aber in 
ihren Folgen und Wirfungen noch nicht gänzlich abgethan 
fenen. Der zweite Sab aber der gedachten Öefepesflelle 
trifft nach ihrer Meinung nur darüber Anordnung, in wie 
weit die Statuten binfichtlich diefer fpäteren Wirkun— 
gen ded Nechtögefchäfts beachtek werden dürfen. Sie follen 
8 nämlich nur alddann, wenn fie nicht gegen dad wirt. 
Recht laufen, d. b. wenn nicht ein abfolut befehlendes oder 
verbietended miürttembergifched Gefeh der Anwendung der 
früheren Statute, felbft in Anfebung der neuen Folgen eis 
nes‘ früber eingegangenen Rechtsgeſchäftes entgegenftehe. 
Hinfichtlih aller nach jenem Zeitpunfte erft eingegangenen 
Rechtsgeſchäfte follten daber jene Statuten ale ſolche gänz— 
lich ihre Kraft verlieren. 

Es läßt ſich nicht läugnen, daß dieſe Auslegung etwas 
Kuͤnſtliches bat; daß fie wenigſtens deutlich in den Wor— 
ten des Geſetzes nicht audgedrüdt zu ſeyn fcheint. Indbe: 
fondere dürfte der unter Zffr. 2. erwähnte Beſcheid der 
D. Landes: Regierung, feiner ganzen Faffung nach, diefe 
Auslegung nicht begünftigen; wiewohl demfelben, da er, 
nur die Anficht einer, zu jener Zeit nicht mehr mit rich: 
terlihen Funktionen beauftragten Adminiftrativ:Stelle, aus: 
fpricht und nur eine Weifung an die der Lehteren unterges 
ordneten Beamten ift, dad Gewicht einer authentiſchen In⸗ 
terpretation nicht beigelegt werden kann. 

Dagegen ſcheint das Geſetz vom 12. Sept. 1814. aller: 
dings von jener Anficht audzugeben, mie nicht nur die zit 
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ben beauftragten Staatödienerd (ded damaligen Dber » Ju: 
ſtiz-Reviſions- Raths Georgii), fondern auch der Ein 
‘gang des Geſetzes klar zu beweifen ſcheint; weßhalb denn 
auch Einige, namentlich Wächter und Mohl, wenigſtens 
in dieſem Geſehe die Abſchafſung der den Lokal-Statuten, 
nach ihrer Anſicht anfänglich vorbehaltenen Subſidiarität 
finden zu können geglaubt haben. Dennoch läßt ſich auch 
hier entgegenhalten, daß, wenn nicht unzweifelhaft iſt, daß 
auch der Geſetzgeber die Anſicht des Bearbeiters des Geſe— 
tzes getheilt habe, die Letztere nur als eine PrivatAnficht 
anzufeben fen; und fo klar auch in der Hauptſache der Ein— 
gang des Geſetzes ſpricht, ſo kann man doch nicht verken⸗ 
nen, daß es eine ausdrüͤckliche Diſpoſition hinſichtlich jenes 
Punktes nicht enthält und daß die Abſicht, das Geſetz vom 
4. Mai 1806 authentiſch zu interpretiren, darinn nirgends 
ausgeſprochen ift. 

So ift ed denn wohl der Mühe werth, auf die Ge- 
ſchichte der Berhandlungen über dieſe Geſetze zurück-⸗ 
zugeben, und zu unterfuchen, ob nicht aus diefen beftimmte 
pofitive Thatfachen zu entnehmen find, aus welchen die Ans 
ſicht des Geſetzgebers unzweifelhaft hervorgeht. 

Was nun hier zunächſt die unter Zffr. 1. erwähnte 
Inſtruktion für dad Ober-Juſtiz-Collegium bes 
trifft, fo erhielt der damalige Prafident diefer Gerichtöftelle 
nebft vier Räthen den Auftrag, den Entwurf biezu dem 
Staatd-Minifterium vorzulegen. Mittelft Berichted an dies 
fe oberfte Landes: Behörde vom 26. April 4806 entledigten 
fie fidy dieſes Auftrags. Sn dem demfelben beiliegenden 
Entwurfe ward zuerft- ($. 4.) in Beziehung auf die Pro— 
zeß-Ordnung im Allgemeinen auf die wirttembergifchen 
Geſete verwiefen, jedoch „zum Beſten derjenigen, melde 
„bisher einer andern Gefehgebung unterworfen waren, feft- 
„gefeht, daß fie in Anfehung ded prozeſſualiſchen Verfah⸗ 
„rens bis zum 1. Jenner des nächſtkuünftigen Jahres 1807 
„nach ihren bisherigen Geſetzen behandelt werden ſollen.“ 
Hierauf wird fortgefahren: „die Rechtsſtreitigkeiten 
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„ſelbſt find bis zu einer, Unſre ſämmtliche Staaten um⸗ 
„faſſenden Eivil-Gefepgebung, nach den jeden Orts bisher 
„beobachteten Gefepen und. rechtöbeftändigen Gewohnheiten, 
„und. in. derfelben Ermanglung nad) dem gemeinen Recht 
„zu entfcheiden. Doch fol in Ehefahen die alt= mwürt« 
„tembergifche Gefehgebung von dem 1. Jul.d. J. an auch 
„bei den proteftantifchen Religiondverwandten in Unfern neus 
„en Befiyungen Statt finden, und inWechfelfahen fol‘ 
„Unſ're altwürtteınbergifche Wechfel: Ordnung von dem 
„nämlichen Tag an ald ein für Unf’re gefammte Unterthas 
‚men allgemein verbindliched Gefeb beobachtet werden.” Sn 
dem Begleitungs = Berichte war zur Begründung Diefer 
Borfhläge bemerkt: „daß ed zur Vereinfachung der Jufliz- 
„Berwaltung unumgänglich nöthig feyn dürfte, dem neuen 
„Gerichtshofe eine. Prozeß» Ordnung vorzufchreiben, nach 
„welcher fih alle vor demfelben handelnde Parthien aus 
„Tammtlichen königlichen Staaten zu achten haben; und 
„wenn gleich die in Alt Württemberg gefehlich vorgefchrie: 
„bene Prozeßform noch mander Verbefferungen fähig fen, 
„To fcheine ed doch, in Erwägung, daß die Verfaffung einer 
„ganz nenen Prozeß» Drdnung eine fchwierige, viele Zeit 
„und Mühe erfordernde Arbeit fen, welche nur durch eine 
„dieſem Gefchäft ganz gewidmete Commiffion auf eine 
„zweckmäßige Weife zu Stande gebracht werden fünne, das 
„matürlichfte, die altwürttembergifchen Geſehe bier provifos 
„eifch zum Grund zu legen. Damit jedoch die neu acquis 
„rirten Untertbanen binreichende Zeit haben, um fich dies 
„ſelbe gebörig bekannt zu machen, fo fen zugleich in dem 
„Sntwurfe der entfernte Termin vom 1. San. 1807 feft: 
„aefept, bis wobin diejenigen, welche biöber einer andern 
„Sefepgebung unterworfen gemefen, in Anſehung gedachter 
„Prozeßform nach ihren bisherigen Gefepen behandelt mer: 
„den, follen. In Hinfiht auf. die übrige Civil: Gefeßges 
„büng- bleibe vor der Hand nichts übrig, ald es einftmeis 
„len bei der gefeplihen Verfaffung jeden 
„Orts zwbelaffen. Nur dürfte es Feine Schwierigkeit 
| 2% 
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„Anden, in Ehefachen, fo viel die proteftantifchen Religions: 
„verwandte betreffe, und in Wechfelfachen die altzmürttems 
„bergiſchen Gefege allgemein einzuführen, und biezu auch 
„einen fürzern Termin, etwa big auf den 1. Jul. 1806. 
„zu beſtimmen.“ 
Waäre es bey dieſen Anträgen geblieben, ſo wärten 
die früheren ftatutarifchen Gefebe fogar daB wirftembergis 
[che Recht, mit Ausnahme der progeffualifchen Beſtim—⸗ 
mungen in den neuen Ländern völlig verdrängt haben. 
Das Staatd» Minifterium arbeitete jedoch jenen Ent: 
wurf ganz um (mas ſchon aus dem Umfange erhellt, indem 
dirfelbe ſtatt der urfprünglichen 17 $$. nun auß 41 be: 
fand). Namentlich wurde auch der $. 4. (in der Umar: 
beitung $. 23) fo abgeändert, mie er in dem nachher 
erfchienenen Geſetze lautet (f. oben Ziffer 1.) In dem kur— 
zen Pegleitungd- Berichte an den König vom 3. Mai. 1806 
beißt ed, mie folgt: „Die große Verſchiedenheit 
„der Statuten und Gewohnheitenerzeugteine 
„Ungewißheit des Rechten und ſtört in Euer K. 
„Majeſtät Staateneine gleichförmige Geſetzge— 
„bung. Aus dieſer Urſache haben ſich die allerun— 
„terthänigſt Unterzeichnete zu der, in dem Entwurf entbäls 
„nen Beftimmung bewogen gefunden, daß rom 1. Jam 
„1867 an, alle gegen dag gemeine württember: 
„giſche Nehtlaufenden Statuten ihre verbin 
„dende Kraft verlieren follen.” | 
In der hierauf gegebenen Entihliegung des Königs 
vom 4. Mai 1806 wurde diefer Antrag, fo wie der Ents 
wurf der Inſtruktion überhaupt ausdrüdlich geneh— 
migt. Vergleicht man nım aber den Erfteren mit dem 
ihm vorangegangenen ganz entgegengefehten der Mitglieder 
des Ober⸗Juſtiz— Collegium, faßt man indbefondere das von 
dein Staatd-Minifterinm fiir jenen geltend gemachte Motiv 
(die Sorge für eine gleihförmige Geſetzgebung) 
in's Auge, fo kann auch nicht * leiſeſte Zweifel darüber 
entſtehen, daß das Gefeh vom 4. Mai 1806 im All ge— 
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meinen die früberen ſtatutariſchen Geſehe aufs 
beben wolte: Wenn indeß demungeachtet der DBeifab 
hinzugefügt wurde: - „die gegen dad württembergiſche Necht 
laufen,‘ fo ſollte dieß, nach diefem Zufammenbange, offen- 
bar Feine Ausnahme in der Art begründen, daß nun alle 
Statuten, welche nicht gegen dad. mwürttembergifche Necht 
Jaufen, . Gültigkeit behalten follten; vielmehr mußte Die 
Bedeutung jenes Beiſatzes eine andere, fern. Dem eben 
erwähnten Zuſammienhange würde nun Ehe die open 
natürlicher und den Worten des Geſehes a 
fheint aber eine dritite. 

Mit der Abfchaffung ‚der ftatutariichen Gefepe fonnten 
wohl unmöglich, auch Diejenigen geſehlichen Beftimmungen 
gemeint ſeyn, melde eigentbümlihe Verhältniffe 
juriſtiſcher Perfonen betreffen, und welche der Auto: 
nomie der Lehteren, fen es nun. mit oder ohne landeöheres 
liche. Beftätigung, überlaffen find (Statuten im cigentlichen 
engeren Sinn). Abgefchafft wurden mr diejenigen Sta: 
tutar⸗Rechte, welche die allgemeinen, öffentlichen 
oder Privat: Rehtöverbältniffe zum Gegenfinnd 
batgen, Über welche dad württembergifhe Recht (nicht 
nur ‚die mwürttembergifche Gefebgebung im engeren Sinn, 
fondern auch. das in Württemberg in subsidium geltende 
‚gemeine Recht) daber ſchon Veltimmungen entbielt. Diefe 
Statutar = Rechte ftörten ‚die Gleichförmigkeit der ‚Befepge: 
bung; fie waren überflüſſig. Wollte man eine Einför: 
migfeit des Rechts haben, fo mußten fie aufhören. 
So beftanden. 3. B, die Statuten für. die Geſellſchaft der 
‚Salinen = Berechtigten zu Hall fort, da fie ſich auf befons 
dere Verhältniſſe bezogen; Dagegen hörten die Beftimmungen 
‚über dad Erbrecht, wie fie, in mehreren Statutar-⸗ rechs 
‚ten vorkamen, unbezweifelt auf. Allein aud) von den ers 
fteren (den Statuten im engeren Sinn) follten diejeni— 
gen mit dem 4. Jan, 1807 ihre verbindende Kraft verlirs 
ven, welche gegen das württembergifhe Recht 
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laufen, d. d. welche gegen ein abſolut gebietendes oder 
verbietendes wuͤrttembergiſches Geſetz anſtoßen. Seste fich 
z. B. ein ſolches Statut im engeren Sinn mit der 
wuͤrttembergiſchen Wuchergeſetzgebung in Widerſpruch, fo 
fonnte es ferner nicht gelten. Der Ausdruck „die gegen 
dad wirttembergifche Recht laufen“ würde mithin, nad) 
diefer Auslegung, zweierlei Arten ffatutarifcher 
Geſetze ihre Gültigkeit entzogen haben: 

3) denen allgemeinierer Rihtung (nament- 
ih den Land und Provinzial: Rechten, großentheils auch 
den Stadt-Rechten) und zwar ohne Unterfehied, ob fie mit 
dem württembergifchen Rechte übereinftiimmen oder nicht, 

b) den Statuten im engeren Ginn, jedoch die: 
fen nur, fo fern fie gegen ein abfolut gebietendes und ver: 
bietended mwürttembergifches Geſetz anftoßen. 

Daß nur in diefem Sinne jene befihränkende Be: 
ſtimmung verftanden worden fen, dafür fprehen weitere. 
Berbandlungen, die ſich zwifchen dem Ober = Zuftiz: 
Collegium I. Senats und dein Staatd» Minifterium ent: 
fpannen. In einem Anbringen vom 9. Mai 1806, worinn 
dad Erftere über mehrere Punkte Zweifel erhob und fich 
böhere Berfügung und Belehrung erbat, wurde gefagt: 
„Bas die im dem $. 25. vorkommende Verordnung wegen 
„Abrogation fämmtlicher flatutarifchen Rechte in dem Kö— 
„nigreiche betrifft, fo glauben geborfamft Unterzogene Dies 
„ſelbe dahin deuten zu müffen, daß vom 1. San. 1807 an 
„Die bisher in Alte Württemberg geltende 
„Sefepgebung für das ganze Königreihges 
„meined Recht und alle bisher in manden 
„der einzelnen nunmehr zu einem Ganzen vereinigten 
„zerritorien vorhandene Gefeped:Samm- 
„Lungen, fie mÖgen contra oder nurpraes 
„ter jus commune württembergicum ſeyn, 
„ihre bisherige gefeblihe Kraft verlieren fol: 
„len, dagegen aber einzelne Gemohnbeitörechte, derglei= 
„hen felbft in Alt: Württemberg manche vorkanden find, 
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„auch in der Hofs Gerichtd +» Ordnung. P. J. Tit. IX. aus⸗ 
„drücklich beflätige werden, und von welchen geh. Unter: 
„zeichnete nur Beiſpielsweiſe die f. g. Vorthels-Gerechtig⸗ 
„keiten auf dem Schwarzwald, ſo manche hier in Stuttgart 
„in Hinſicht auf Hausmiethen, auf Verhältniſſe der Herr: 
„ſchaften gegen das Geſinde u. ſ. w. durch Gewohnheit 
„eingeführte Principien nennen wollen, in fofern fie 
„nur nicht wider das gemeine Recht des Lans 
„des anſtehen, wohl beſtehen dürfen.” In, dem Ants 
wort-Dekrete des Staats-Miniſterium vom 15. Mai 1806 
wird gegen diefe Audlegung nichtd, erinnert 
und außer der Befcheidung über andere Punkte, in Hin: 
fiht des. befragten Punktes nur kurz bemerkt: „Uebrigens 
„bleibt es bei der deutlichen Vorfchrift der ertheilten Zn: 
„ſtruktion, daß alle gegen .die gemeinen württembergifchen 
„Rechte laufenden Gewohnheiten und Statuten abgefchafft 
„ſeyn ſollen.“ Das Ober: Juftiz > Collegium hatte. zugleich 
gewünfcht, ‚dag über die Einführung des württembergi— 
fhen Privatrechts in ſämmtlichen Gebietötheilen "ein. Ge⸗ 
neral = Refcript erlaffen werde und hatte in ‚dem fofort mit , 
Beriht vom 20. Mai 1806 vorgelegten Entwurfe eines 
folchen fhon im Eingange angeführt: „Nachdem Wir durch 
„Ras unter dem 18. März d. J. erlaffene, Organifationds 
„Manifeſt für die Gefammtheit Unferer zu einem Ganzen verei⸗ 
„migten Staaten, eine durchaus gleichförmige Staatss 
„Berwaltung angeordnet haben, fo iſt e8 der Natur der 
„Sache angemeffen, und zur Beförderung des allgemeinen 
„Beſten nothwendig, daß Unſere geſammte Unterthanen 
„auch inibrenprivatrehtliden Berbältniffen 
‚Rünftignad einerlei Gefegen leben. In dieſer 
Hinfiht wird fodann fortgefahren— ‚finden Wir und veran⸗ 
„aßt, mittelft gegenwärtigen General: Referiptd allergnäs 
„digſt zu befehlen, daß nicht nur vom 1. Jul. d. J. an, 
„die in Unfern alten Landen vorgefchriebene Prozeß = Drds 
„mung, in Unfern ſämmtlichen Staaten allgemein beobad)« 
„tet werden, fondern auch dag vom 1. Jan. des Fünftigen 


„Jahrs an; imit Aufhebung aller in verfhiedes 
zuen Unſerer neu wequwirirten Territorien 
‚mödy:vorbandenen- Sammlungen von Gefepen 
und Stdtüren, fo wie fämmtlicher, dem würt— 
„ten biergifhen Rehta gumiderlaufenden Sas 
„Hurgen und Gewohnheiten, allein die im Unferen 
„altenLanden beſtehenden Geſetze und Ver— 
„odrdrungen-verbindliche Krafthaben, in des 
„renErmanglung aber, in subsidium; die in 
„Deutfhlandangenommene f.g. gemeine Red: 
„ae | Ben f öiten. * Auch gegen dieſen — nn 
ne Eininendung‘ zu machen, bielt jedoch, ‚da inzwi— 
„Shen die Inſtruktion für den IL. Senat des Ober: Juſtiz⸗ 
„Collegiums gedruckt worden und ſolche alle diejenige Ber: 
„ordnungen und Beflimmungen enthalte, nad) welchen ſich 
„die Gerichte in den Koͤniglichen Staaten künftig zu achten 
„haben,“ Die Erlaffung eines  befondern Generals Referipts 
für überflüſſig und verfügte nur durch Dekret vom 22. Mai 
1806, daß jedeni Patrimenial- Stadt> und Dyrf- Gerichte 
ein Eremplar- jener Infteuftion zur Nachachtung und weis 
teren: Bekanntmachung zugeftellt werde. 

—Won jenen -Antrage und diefer Entſchließung gab das 
Ober⸗FJuſtiz⸗Collegium den 10. Kat. 4807 der Ober⸗-Lan⸗ 
des⸗Regierung auf’ eine dißfällige Anfrage Nachricht. Aus 
der zu Begründung des Erſteren angefügten Entwicklung 
werde — hieß es — „die Königliche Regierung erſehen, wel— 
„be Deutung das Ober-Juſtiz-Collegium ſelbſt, dem & 
„23. der Inſtruktion in: feinem Anbringen vom 9. Mai 
„neben zu müffen geglaubt babe und noch jetzt um fo mehr 
„geben zu müſſen glaube, ald das höchftpreißliche Staats: 
„Minifterium ſolche nicht mißbilligt habe. Gehe 
„man nun aber von dieſem Geſichtspunkt aus, fo ergebe 
„ſich von felbft, daß einestheild die Gebote und Verbote 
„der altwürttembergifchen Gefene, vom 4. Jan. d. J. an 
„in dem ganzen Königreich gelten und demnach 3. B. die 
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„in denſelben beſtimmt befohlenen Siwehtturen und Theilumgen 
„allgemein eingeführt werden müſſen, daß jedoch anderntheils 
„in denjenigen Fällen, wo die württembergiſchen Geſetze, 
„in Beſtimmung rechtlicher Bethaältniſſe, der Willkühr der 
„Unterthanen“ freien Spielraum laſſen, ſolchen allerdings 
„unbenoinmen bleibe, ihren Contrakten und ‘ändern Hands 
lungen den Prinzipien der ehemals ben ihnen geltenden 
„Statuten, info weit fölche nicht mitden württem— 
„bergiſchen gebietenden oder verbietenden Gt 
„ſfetzen im Widerſpruch fliehen, zu befolgen, daß 
„aber endlich, “in Erinanglung fpezieller Berab: 
„redungen“oder Anordnungen von Seifen der 
„Parthien, die Natut und Wirkungen der Rechtögefchäft 
„te, nah württembergifhem Recht zu beurtheiten 
„ſeyen, fo daß 3.’ B. in Ermanglung rechtöbeftändiger Ehe: 
„‚beredungen, Teſtamente u. f. w, die gegenfeitigen Rechte der 
„Sheleute „vie Inteſtat-Erbfolge u. f. w. nad den Grund» 
‚Nahen des württenibergifhenHehtsund- nicht 
„nach ven Prinkipien ehemaliger ſtatutariſcher 
„Geſe tze regulirt werden müfen,“ Nach einer Mittheilung 
der' Ober - LandessRegierung an das Ober: Juftiz:Collegium 
vom 26.’ Febr. 1807: wär auch dieſe Verwaltungs » Behörde 
mit der vorfiehenden Auslegung der Gerichtöftelle einver⸗ 
ſtanden und hatte bey dem Staats-Miniſterium auf ein 
General⸗Reſcript ganz im dieſer Richtung angetragen. - Als 
lein auch ihr wurde im Weſentlichen derſelbe Beſcheid, den 
das Ober-Juſtiz-Eollegium früher. erhalten hatte. Nur 
bieß es in dieſer Refolution (vom 42. Febr. 1807) bee 
flimmter: „daß es hierunter bey der in der Inftruftion 
„für den: 1. Juſtiz-Senat enthaltenen Difpofition fein 
„Verbleiben behalte, daß alle biöherigen Landesgeſetze der 
„neu acquirirten Territorien, von dem 4. San. d. J. an 
„nicht mehr gelten, hingegen, wie fihon der $. 23. 
„gedachter Inſtruktion ausweiſe, alle ſolche einzelne Lo— 
„kal-Statuten und Rechtsgewohnheiten, welche nicht con- 
„wa jus württembergicum Jaufen, ferner noch ihre 
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„Kraft: — Woͤrtlich nei, — erließ 
nun die O. Landes-Regierung die ‚(oben Ziffr. 2. erwähn- 
te) Verfügung vom 12. Febr. 1807, deren wahrer 
Sinn, dem Angeführten. zu Folge, nicht zweifelhaft fepn 
Fann.- Alle bisherigen Landes⸗-Geſetze der. neu acqui⸗ 
rirten Territorien, folen nicht. mehr aelten. Ihnen entges 
gengefebt werden ‚aber folhe einzelne Lokal— Statuten 
und Rechts-Gewohnheiten, ‚welche nicht; contra jus würt- 
tembergicum laufen, Diefe follen in. Kraft, bleiben, Ohne 
allen Zweifel find. unter den Lepteren, Statuten über die 
der Autonomie. überlaffenen eigenthümlichen Verhältniſſe 
gemeint; und wir hätten hiemit eine offizielle Beſtätigung 
der Auslegung des F. 23. der Inſtruktion für das Ober: 
Juſtiz-Collegium, durch die oberfte Landes-Behör— 
de felbft, von welder jene BIEIRALE bar: 
rührte. 

Hiernach bedürfte man, um au dem — Veanand 
niſſe der geſehlichen Beſtimmung vom 4. Mai 1806. zu 
gelangen, der Huͤlfe des Geſetzes vo m 12. Sept. 1844 
nicht. Uebrigens ſpricht ſich daſſelbe in den (oben, unter 
Ziffr. 3. ausgehobenen) Eingangsworten wenigſtens für 
den, auch der vorſtehenden Auslegumg zw Grund 
liegenden allgemeinen Grundfab auf's unumwundenſte 
aus, ohne daß man erft nöthig. hätte, auf die- won dem 
Derfaffer des Geſetzes anderwärts dargelegte (noch weiter 
gehende) Erörterung des Sinnes der hieher bezüglichen ge— 
ſetzlichen Beſtimmungen ſich einzulaſſen. Nur das Einzige 
mag hier bemerkt werden, daß die Einwendung (vergl. 
Reyſcher a. a. O. S. 114. Note 3.), jene Anſicht ſey 
nur die des Referenten, nach Ausweis der Akten nicht ge: 
gründet iſt. Der Collegial-Bericht vom 18: März 18135, 
mit welchem das Ober-Juſtiz-Collegium den Geſehes— 
Entwurf dem Staats-Miniſterium vorlegte, enthält viel: 
mehr bei Erwähnung des $. 23. der Inſtruktion nament-⸗ 
lich die Bemerkung: „aus demfelben gehe nach richtiger 
„Auslegung. immerhin fo viel hervor, daß auch nach diefer 
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;Normal « Beftimmung die unter den nun nicht mebr 
„geltenden Geſehen Deridem Königreiche einver- 
„heibten Territorien erworbenen Rechte refpektirt und 
„wenigftend dasjenige, was in befagten Statuten. Lediglich 
„juris permissiviwar; von dem man daher nicht 
„ſagen Fann, daß ed gegen dad württembergiſche 
‚Recht lauft, auch in Abficht auf die erfi fpäter eim 
„tretenden Folgen: der früher eingegangenen Rechtsge— 
„[häfte annoch in: Anwendung gebracht werden foll.“ 

- Der aus: der Geſchichte der Geſetze biöher entwidelten 
Anficht ſteht nun auch: die :anerfannte Gültigkeit ded vor- 
derdftreihifhen Eherechts ‘(auf die fih Reyſcher 
a. a. D. für feine Anfiht beruft) nicht entgegen. Bes 
kanntlich gab ed in Alt» Württemberg für die ehelichen Vers 
hältniſſe der Katholiken Leine geſetzlichen Beftimmungen, 
aus dem: einfachen Grunde, weil es ‘dafelbft Feine vom 
Staat anerkannte Fatholifche Eonfeffion gab. Als nun aber 
bedeutende Beſitzungen mit: Württemberg vereinigt wurden, 
welche faft blos von Katholifen. bewohnt waren, und ein 
württembergifch= katholiſches Eherecht nicht in der erforder, 
lien Schnelligkeit gefchaffen: werden Fonnte, fo blieb, wenn 
nicht eine völlige Anarchie . eintreten: follte, nichtd anderes 
übrig, als daß die; bisherigen vor=württembergifchen Ges 
fege über diefen Gegenfland fortwährend in Anwendung ges 
bracht wurden. Es bildete fi dieß auch von felbft. Die 
Sanktion des Regenten kam erſt fpäter hinzu. Auf. einen 
Antrag ded Staatd - Minifteriums zu einer Aenderung in 
der Organifation der Behörden und zur Bildung eined auf 
die. Normen des allgemeinen: Banonifchen Rechts zu grüns 
denden katholiſchen Eherechtd, befahl der König in einem 
Refeript vom 13. Jan. 1811 „daß bierunter alles, wie 
„bisher, gehalten werden follte, bi8 die Bisthümer 
„beſetzt feyn werden.“ So ift denn die Fortwirkung 
jener früheren: Ehegefepgebung eine durch befondere, aus— 
drückliche Verfügung und zwar nur proviforifch ans 
geordnete, mithin eine Ausnahme, welche die Regel beftärkt. 


er 
Nicht mehr beweifend iſt aber auch die (won demſelben 
Schriftſteller als Beleg, angeführte) Gültigkeit ‚älteren Ge- 
ſetze im Ellwangiſchen, Hohenlohiſchen u. ſ. w. über die 
VBauerlehen. Das Verhältniß zwiſchen dem Lebens: 
mann und dem “Ober: Eigenthümer ‚beruht auf ſtillſchwei⸗— 
gendem, faſt durchgängig ſogar ausdrücklichem Vertrag. 
Stüst ſich Letzterer in ſeinen Hauptbeſtimmungen auf: die 
damaligen Geſetze, ſo verſteht es ſich, daß auch. im den .üb- 
rigen Beſtimmungen auf dieſe Geſethe, deren Inhalt als, in 
die Verabredung der Contrahenten aufgenommen anzuſehen 
iſt, als auf Mittels zur. Auslegung nn — — 
NRüdficht genommen werde, a ; 
Für die Nichtigkeit deriim dem. Bisherigen a 
ten. Anficht ſpricht wohl überdieß die Natur der Sache. 
Mürgte nicht: die Gleichförmigkeit der Geſetzgebung, der 
Rechtsverwaltung, die Moöglichkeit einer zweckmäßigen Rechts— 
bildung ; ja ſelbſt die Sicherheit des Verkehrs auf's Außer: 
ſte gefährdet werden, ‚wenn, für die allgemeinen Privat: 
rechts⸗Verhältniſſe, in jeder Stadt, in jeder Gegend wieder 
andere Normen beftünden, wenn neben dem württember— 
gifchen Landrecht: und neben: dem fubfidtären: gemeinen 
Rechte, Bas dftreichifche, dad preußiſche Geſetzbuch, 
das hohenlohiſche Landrecht u. f. w. täglich anzuwen— 
dende, von der Staatsgewalt mit Geſetzeskraft bekleidete 
Rechtsquellen wären? Die Natur der Sache iſt es denn 
auch, die in Löſung er vorliegenden: Controverſe) wie es 
ſcheint, laͤngſt Fa.Btifch eingeſchritten iſt. Gerade daß, wie 
ſäämmtliche Gerichtshöfe und das Ober: Tribunal angezeigt 
haben, nie die Streitfrage zur gerichtlichen. Erörterung 
‚gekommen, dürfte den. deutlichften Beweis liefern, daß we: 
der Parteien, noch Anwälte, noch Richter je. an eine An: 
wendbarkeit jener älteren Statutar = Rechte in dem erwähns 
ten. audgedehnten Sinne. gedacht haben; zumal da wenig: 
ſtens Ein. Gerihts:Hof (der zu Ellwangen, bey welchem die 
, Sache vorzugsweiſe praktiſch ift) beſtimmt erflärt bat, einer fol: 
chen in feinen Entfcheidungen nie. Statt gegeben zu haben. 


Aus diefen Gründen im Wefentlichen, hat auch das 
Königliche : Juſtiz-Miniſterium, aus Anlaß der im Eins 
gange“ erwähnten Anfrage, gegen die Annahıne der fort 
währenden Gültigkeit der älteren Statutar. Rechte in jenem 
ausgedehnten Sinne, ſich audgefprochen., 





3). Erörterung der Rechtsfragen: ob nicht der Be- 
fi unter gewiſſen Porausfehungen. für eine eigene 
Gattung vom Realrecht zu halten, ob dieß nicht 
auch vom Retraktsrecht, und beſonders von den 

Vräjudicial-Klagen der Fall ſeyn dürfte? 

(Bon Herrn Ober⸗Tribunal-Rath Dr. v. Frick.) 
4... 

Sn. den Lehrbüchern des gemeinen (eömifch juſtiniani⸗ 
ſchen) Rechts werden mehr nicht, als nur vier Gattungen 
von Realrechten angegeben; | ' 

1) dad Eigenthumsrecht 

2) das Dienftbarfeitsrecht 

3): das Pfandreht [bey beweglichen dein Gläubiger zur 
Sicherheit ertradirten Sachen pignus (Fauftpfand)] bey uns 
beweglichen Hypothek, Unterpfand genannt) 
und endlich 

4) die Erbichaft. 

5. Se | 

Es hat indeſſen Rechtslehrer gegeben, welche mehrere 
Gattungen von Realrechten (dinglichen Bee) annehmen 
zu dürfen glaubten, So hat 


$. 5. 
der gelehrte Profeffor Hommel zu Leipzig über dies 
fen Gegenftand eime eigene gelehrte Abhandlung (Differtas 
tion) im Jahr 1776 gefchrieben und darin zu zeigen ges 
fuhrt, daß Did genannten Arten von Real: Rechten nicht 
immer ſolche wirklich ſeyen, und ug fie ſich u * auf 
jene Zahl fixiren ließen. 
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.44 35 4. | 

Es ‚aß ni aflerdings der Fall denken, daß jemanden 
die Benüpung eines Guts, eined Gartens, im vollen Maaße 
| geftattet werde, ohne daß dadurch gerade ein Neal: Recht 
auf dad praedium eingeräumt wird. Die Urkunde hier— 
über Fann rein auf dad Subjective geftellt werden, ohne 


daß. das Gut felbft dinglih dabey afficirt wird. Ebenfo_.. 


kann ein Nachbar dem Andern den Gang durch feinen Gar: 
ten erlauben, ohne fein Gut dadurch mit der Weg» Dienfts 
a (einem Realrechte) zu beſchweren. 

— 5 | 

Auch der Profeffor. Schneide zu Würzburg hat in feis 
ner in ein befondered Syſtem geordneten Juris prudentia 
forensis von Hellfeld (ein fehrreichhaltiged mohlgeordnes 
tes Lehrbuch des Pandecten Rechts) in der voran geftellten 
tabula systematica generalis neben den vorbemerkten vier 
Renlrechten, die Possessio stricte considerata, als die 
fünfte Art jener Rechte, bemerkt. 

$. 6. 

Alle mögliche bürgerliche Rechte und die denfelben ent= 
fprechende Verbindlichkeiten fließen aus drey befondern 
Haupt: Quellen. Die Erfte diefer Hauptquellen ift der Stand 
eines jeden Menfchen, welchen er in der bürgerlichen Ge— 
fellfchaft einnimmt. Aus ihm fließen allgemeine und befon- 
dere Standes-Rechte und Verbindlichkeiten, Befugniſſe und 
Dhliegenheiten. Der Inbegriff diefer Rechte und Befugniſſe, 
fo wie der entfprechenden Verbindlichkeiten, find der Ges 
genftand der Lehre der Standes-Rechte; eine Lehre, melde 
fih über ale Stände in der bürgerlichen Gefellihaft vom 
Höchften bis zu dem niedrigften verbreitet, und deren 
Grundlage lage und bürgerliche —— iſt. 

F§. 7. 

Die zweite Hauptrechtsquelle umfaßt das Recht der 
Verbindlichkeiten (das ſogenannte Obligationen Recht). Sie 
ruhen bloß auf Perſonen, ihr Entſtehungsgrund mag übri⸗ 
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gend auf einem Geſehe oder auf einem mit deimfelben con» 
currirenden faftifchen .Umftand beruhen, 3:8. auf - einem 
Vertrag oder einem Vergehen, wegen welchem Entfchädigung 
au leiften iſt. Sie können von einer Perfon auf die andere 
übergeben , der Eine kann aus der ——— der An⸗ 
dere in dieſelbe eintreten. 

Eine Sache kann dabey allerdings mit in das pie 

foınmen, 3. B. der Verkäufer ift verbünden, die verkaufte 
Waare dem Käufer zu ertradiren, dad verfaufte Haus ein 
zuräumen. Deffen ungeachtet bat der Käufer als folcher 
fein Recht an die gekaufte Sache felbft, fondern nur einen 
perfönlichen Anfpruch an den Verkäufer, ihm die verfaufte 
Sache zu tradiren und ihn auf dieſe Weife zum Eigen« 
thümer derfelben zu machen, "oder doc in den Stand der 
Usucapion zu feben. 
Im Gebiete der perfönlichn Anfprüche und der Vers 
bindlichkeiten beruht alle darauf, daß immer eine Perfon 
(oder mehrere Perfonen) der oder den andern Perfonen 
gegenüberfteht, von welchen die Eine etwas zu fordern, die 
andere etwad zu leiften, zu geben, zu thun, oder auch 
nicht zu thun oder zu unterlaffen verbunden ifl. Die bie 
nach begründete Rechts-Klage ift daber ſtets direct gegen 
die verpflichtete Perfon, und alfo gegen Feine andere, zu 
richten, und fo ift auch die Schlußbitte dahin zu ftelen, 
zu erfennen, daß der Beklagte dem Kläger dieß oder jenes 
zu leiſten fchuldig und verbunden fey, gegen einen dritten 
in der Verpflichtung nicht ftehenden kann der Anfpruch nie 
gerichtet werden. | 

Zwar fünnen mit den in Anfpruch genommenen. Ders 
bindlichfeiten auch Realrechte verflochten feyn, fie beftehen 
aber deſſen ungeachtet ſtets für fih, ohne ihren Charakter 
dabey zu verlieren, 

. 8... 

Die dritte Hauptquelle bildet endlich das Sachenrecht. 
(Jus in re) Das Charakteriſtiſche dieſes beſondern Rechts 
beſteht im Gegenſatze des Obligationen-Rechtes darin, daß, 
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fo. wie in» diefen- unmer nur Perfonen "gegeneinander in 
Verbindung, und-Verpflichtung ſtehen, im Grbiete des Real: 
Rechts jededmal Sachen und zwar in einem folchen Rechts⸗ 
Verhaältniß unter ſich oder ebenfalls gegen Perfonen ſtehen, 
daß das Schuldig oder dad: Berechtigtſeyn unmittelbar und 
zunächſt auf einer Sache, als ſolcher, ruhet, und daher 
nur ihr Beſitzer allein es iſt, der ſtatt der — etwas zu 
Mn oder zu unterlajfen hat. ey 
Sr 

Sechen ſind — als Leblofe. Mefent an fich Feines 
Rechts und. Feiner Verbindlichkeit, fähig und „dennoch. fpies 
len fie im ‚bürgerlichen Verkehr die „allerwichtigfte Rolle, 
Die Rechtöbegriffe haben ſich nämlich, zum großen. Vortheil 
ihrer Inhaber und Befiper, mie auch zur größten Verſiche⸗ 
rung der Realrechte unter den Staatsgenoſſen geſetzlich ſo 
gebildet, daß angenommen iſt, als ruhten auf einer Sache, 
eben ſo, wie Eigenſchaften auf ihrem Subject; gewiße Rech— 
te oder Verpflichtungen zu Gunſten einer Perſon oder einer 
andern Sache fo feſt, daß eine ‚einmal fo afficirte Sache 
init der betreffenden Perfon oder Sache auf das engſte vers 
bunden und dieſes feſte Band ſo ſtark geknüpft ſey, Daß es 
ordentlicher Weiſe von keiner Kraft ohne Conſens des be— 
jcchicten Beſitzers je getrennt, noch zerſtoͤrt werden kann. 


$. 10. | 

Zwar kommen ben allen Klagen aus einem. Real-:Rechte 
auch Perfonen mit in dad Spiel; fo muß der Eigentbünmer 
einer Sache, ‘wenn fie ihm entfommen iſt, dem Defiber 
derfelben, wo fich diefer findet, angreifen und auf die 
Herausgabe der Sache antragen. Ebenſo muß der Pfand= 
glänbiger den Befiper der ihm verpfändeten Sache darauf 
belangen, ibm die verpfändete Sache fo lange einzuräumen, 

bis er an Capital und Zinfen befriedigt ſeyn werde. *) 


7 Hier wird vorausgeſetzt, daß der Gläubiger gegen ſeinen 
"Schuldner im petitorifhen Weg fein Pfandrecht verfolgen 
will. Von dem fummarifhen Rechtsmittel, welche dem 
_ Mandeläubiger gegeben ift, iſt bier nit die Rede. 
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Allein diefe auf eine Perfon gerichteten Angriffe ger 
fheben nur in Folge ded beftehenden Hauptrechts, ded Eis 
genthums oder Pfandrechts, deßwegen muß, auch die Faſ⸗ 
"fung eined ſolchen Klaglibeld hauptfählih und zuvörderſt 
| auf das Realrecht, Eigenthums- oder Pfandrecht ꝛc. gerich= 
tet und die Schlußbitte muß, wenn die Klagefchrift ihren 
rechtlichen Zufchnitt haben fol, vorerft auf ‚Zuerfennung 
des angefprochenen dinglichen Rechts geftellt, und dann erft 
in Folge diefed Rechts dad Geeignete gegen den. Befiber 
der Sache gebeten werden. 

$. 11. | 
Allle mögliche im Gebiet des bürgerlichen Rechts vors 
kommende Rechtsfälle Iaffen fih daher auf die eine oder 
auf die andere der drey genannten Hauptrechtöquellen redus 
ciren: Wer daher mit Rechtögefchäften fich zu befaffen bat, 
wird ſich zunächſt dadurch alsbald Licht verfchaffen, wenn 
er ben jedem ftreitigen Nechtöfal vor Allem erwägt, ob 
von einer rein perfönlichen, das iſt, von einem Standesrecht, 
oder ob von einem Perfonal-Anfpruch (von Perfon an Perfon) 
pder von einem unmittelbaren Sachenrecht, oder ob von einem 
gemifchten Rechtögefchäft (cctio mixta) die Nede fen, wo näns 
lich mit Realrechten zugleich PerfonaleAnfprüche geltend ge— 
macht werden follen. Es läßt fich fogar der Fall denken, daß 
fih eine Klage Über die genannten drey Hauptrechtsquellen 
zugleich verbreitet, was ſi ich z. B. bey zurückkehrenden, ins 
deß verſchollenen Perſonen inſofern denken läßt, daß ein 
folcher bey feiner Rückkehr fih nicht nur ausweißt, daß er 
des Derftorbenen Sohn oder fonft nächfter Verwandter fey 
und alfo in diefer Hinficht eine Praejudicial Klage, im 
Falle eines Widerfpruchß anftellt, fondern damit zugleich auch 
gegen den Beſitzer der Erbſchaft die Erbſchaftsklage (eine Real: 
Klage) verbindet, und weil derfelbe (4. B. des Klägerd Bruder 
und Miterbe) die väterlihe Hinterlaffenfchaft indeffen inne 
gebabt und verwaltet hatz auf Rechnungsftelung und Her: 
ausgabe des Zuvielbezogenen und durch diefe mitvereinigte Pers 
fonalsKlage (ex capite quasi contractus) Alles das reclamirt, 
Donatfchraf. d. Iurlopf. 11. Bd. 1. Abth. 1. pi. 3 
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was ihm gebührt. In einem foldhen Kalle find drey Kla— 
gen, jede aus ihrer eigenen Rechtöquelle entfpringend, ver: 
bunden; die erfte fallt in das Standesrecht, die zweite (die 
Klage auf Erbfehaft) in dad Real: oder Sachenrecht, und 
die dritte in dad Obligationen : Recht. 

$. 12. 

Selbft der Befis, obſchon er eine eigene Art Rechtens 
ift, macht von diefem Rechtsſyſtem Feine Ausnahme, man 
"mag ibn ald ein Real: oder ald ein Perfonal:Recht betrady: 
ten. Er bat bloß das Eigenthümliche, daß er in Rechten 
ſehr begünftigt ift, daß für ihn befondere fogenannte poffei= 
forifhe (fummarifche) Rechtsmittel gefchaffen find, die mit 
Befeitigung tieferer Rechtöunterfuchung fehneller zum Zwed 
führen, ald die ihnen entgegengefehten jagrnannlen petitori: 
hen Rechtsmittel. 

$. 13. 

Um nun nad diefer Epifode zur erften Hauptfrage 
überzugeben, ob der Beſitz für ein Neal» Recht anzufehen 
fen oder nicht? fo pflegen diejenigen, melche diefe Frage be= 
jahen, dabei aber einen Beſitz im ſtrengen Rechtöfinn vors 
audfeben (possessionem stricte consideratam ®), zu Be: 
gründung ihrer Anficht alfo zu philoſophiren: 

4) eine Sache, fagen fie, welche feinen Eigenthümer bat, 
erwirbt regelmäßig ihr Beſitzer. 

2) Eine Sache nun, deren Eigenthümer nicht befannt 
iſt, ſcheint wenigſtens auf eine beftimmte Zeit bin eines 
Herrn und Eigenthuͤmers zu cariren; ed muß alfo der Bes 
figer in der Zwiſchenzeit und fo lange, ald der wahre Ei: 
genthümer nicht bekannt ift, für den Eigenthümer gehalten 
werden. | 

3) Während diefer Periode behauptet ber Befiber Fraft 
ſeines Beſitzes fo lange hin ein interimiftifche8 Eigenthums⸗ 





e ) nämlich einen im guten Glauben, und vermittelft eines gülti= 
gen Rechtstitels erworbenen Beſitz einer Sache (possessio.bona 
fide et justo titulo suffulta) in der Abfiht, ſolche als die 
Seinige zu behalten. 
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Recht, und fein Befib wird fo lange für gerecht gebalten, 
bis deffen Unrechtmäßigkeit ermwiefen iſt, deßwegen fen auch: 

4) jeder Beſitzer ſchon als ſolcher befugt, fich in feinem 
Befige, gleich dem wahren Eigenthümer einer Sache, felbft 
zu fhüsen, ja! um fich im Beſitze zu erhalten, Gewalt mit 
Gewalt zu vertreiben. (l. 1. C. undevi 1. 17D. de vi et 
vi armata,) (45. 16.) 

" $. 14. 

Ein befondered Gewicht erhält diefe Anficht dadurch, 
daß bekanntlich das prätorifche Recht dem redlichen Beſitze 
als folhem die Kraft einer vollendeten Usucapion verliehen 
bat, und deßwegen dem redlichen Befiger eine Realflage 
gegen jeden dritten, in deffen Hände die Sache etwa ges 
kommen ift, geftattet. (Dieß ift die publicianifche Klage.) Deß⸗ 
wegen ftebt dem redlichen Vefiger auch di actio ad exhi- 
bendum gegen jeden Inhaber der entfommenen Sache zu, 
vermög welcher er, mie bey andern Neal: Klagen, vers 
langen kann, daß ihm die Sache vor Gericht vor Augen 
geftellt, und ihm dadurch, wenn er fie für Die mahre ers 
kannt bat, der gefeslihe Weg zur Anftelung der publicis 
anifchen Klage (Vindicationd Klage) gebahnt werde ®). 

§. 1353. | 

Es ift aud) bekannt, daß deßwegen der redliche Beſitzer 
während feines Beſi itzes fogar durch Perception die Früch— 
ten gewinnt, „quia loco Domini est‘ wie fi ih 1. 48, D. 
de acquir. rer. dom. (41. 1.) ausdrüdt. 


$. 16. 

Allein diefer allerdings gefeplichen Gründe ungeachtet 
bat dennoch die entgegengefehte Meinung, daß der Befip, 
und felbft der redliche Befib für eine eigene Gattung vom 
Realreht nicht zu halten fen, wohl entfchieden mehr 
rechtlichen Grund für fih. Denn nimmt man aud) die 
$. 13. angeführte Art der Darftelung des Beſitzers, als 


2) Deßwegen beißt es in 1. 7. $. 6. D. de publ. aet. (6. 2.) 
„ad instar a agitur in rem actione.“* 
8 * 
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wenigftend interimiftifchen Eigenthümers der Sade für 
richtig anz fo folgt zwar daraus, daß der redlihe Beſih 
ald eine befondere gefepliche Erwerbungd- Art des Eigen: 
tbhumsrechts, alſo fehon in der Eomprebenfion ded Eigen 
u. Fhumrechts begriffen angeſehen werden Fünne, keineswegs 
aber daraus, daß der Beſitz deßwegen eine vom Ei⸗ 
gentpumsreght getrennte, fpeeififch verfchiedene eigene Gat— 
tung vom.Realrecht fen. Würde eine folhe Art zu ſchlie— 
Ben angeben, jo könnte man auch dad widerrufliche Eigens 
thumsrecht, das volle, das bejchränkte ꝛc. für befondere 
Gattungen vom Real: Recht anjehen und auf diefe Weife 
noch viele andere Gattungen von Realrechten creiren Fün= 
nen, obgleich diefe insgeſamt bey näherer Erwägung der 
Sache nur ald bejondere Species von Realrechten erfcheis 
nen, welche unter das eine oder das andere Genus der 
obenangezeigten vier Hauptgattungen von Realrechten zu 
rangiren ſind. 





§. 17. | 
Es läßt fib auch dafür, daß der Beſitz überhaupt ein 
Realrecht’fey, nirgends ein gefeplicher Rechtsgrund entdes 
den. Im Gegentbeil ift man größtentheild darin einver— 
ftanden, daß der Beſitz gerade das Gegenſtuͤck vom Reale 
recht bilde, und aus eben dieſem Grund eine firenge 
Abſcheidung der fogenannten poffefforifchen von den petitoris 
fhen Rechtsmitteln geſteckt ſey, von welchen letztere den 
Real-Rechten vorzüglic) gewidmet, und ausſchließlich für 
den Nechtöftand, "jene aber in einer anderen Tendenz blog 
für den Befih (abgefehen vom inneren Rechte) geſchaffen find. 
$. 18. | 
Der Dieb ift allerdings auch Possessor der geftoble: 
nen Sache; es iſt aber wohl noch keinem Rechtsgelehr⸗ 
ten zu Sinne gekommen, behaupten zu wollen, daß dem 
Dieb ſeines Beſitzes wegen ein Realrecht an den Dieb: 
ſtahl zuſtehe. 
$. 19. 
Das wahre Realrecht diefer oder jener Art iſt feinem 
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rechtlichen Begriff zur Folge fo genau mit feinem Object 
verbunden und verknüpft, daß e8 aleichfam auf daffelbe ge— 
ftiftet und deffen Subftanz durchdrungen zu haben beachtet 
werden muß. 

Deßwegen ift es auch, wenn gleich die Sache unter 
noch ſo viele Hände gegen den Willen des Berechtigten ge» 
kommen ift, für denfelben nicht für verloren anzufehen. 
-Der Realberechtigte verfolgt vielmehr fein Recht überall, 
wo ihm feine entfommene Sache zu Geficht fällt, nad dem 
befannten Rechts-Grundſatze „rem meam vindico, ubi il- 
lam invenio.“ 

$. 20. | 

Daffelbe läßt fich aber hinſi chtlich des Beſitzes nicht 
bebaupten. Selbſt gegen den Dieb kann der Eigenthümer 
nur dann die Vindicationsklage anſtellen, wenn er dad Pes 
titorium ergreifend fein‘ Eigenthum an der geftoblenen Sa⸗ 
che bemeifen Fann. | 

Der Beftoblene kann zwar genen den Dieb die actio- 
nem furti oder auch die Condictionem furtivam anftellen, 
und fi daben bloß auf den Beweis feines gehabten Bes 
fiße8 und der erlittenen Entwendung der Sache befchräns 
fen. Diefe beiden Klagen find aber feine Realflagen, und 
bis die Eine oder die Andere gebörig durchgeführt iſt, 
ift und bleibt der Beſitz der geftoblenen Sadye für den Kläs 
ger verloren. 


$. 21. 

Noch mehr ift dieß der Kal, wenn ein unſchuldiger 
Dritter mit in das Spiel kommt, nämlich derjenige, der 
die geſtohlene Sache vom Dieb im guten Glauben erkauft, 
eingetauſcht, oder ſonſt unter einem laͤſtigen Rechtstitel er: 
worben hat. In einem ſolchen Falle kann der Beſtohlene, 
wenn er auch im redlichften Beſitze der ihm geſtohlenen 
Sache fand, gegen diefen dritten Befiger nicht einmal die 
publicianifche Klage mit Rechtderfolg anftellen, weil dies 
fe bekanntlich nur genen den Befiber angeftellt werden kann, 
welcher entweder gar Fein Necht, oder doch ein ſchwächeres 
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Recht, als der Kläger an der Sache hat, was aber von 
einem im guten Glauben und vermittelft läſtigen Rechts— 
titeld in den Beſitz einer Sache gekommenen nicht Be 
werden kann. 

$. 22. 

Dad Nämliche findet auch Anwendung, wenn ein Be— 
fiser mit Gewalt von feinem Beſitze verdrungen worden ift; 
auch in dieſem Falle fteht dem Verdrungenen Feine Klage 
gegen den dritten Befiber der Sache zu, wenn dieſer auf 
feine Weife Theil an der gewaltfamen Dejection genom: 
men hat *). 

$. 23. 

Ein weiterer Beweis, daß der Befib an fich Fein Real: 
recht. fen, läßt ſich ferner aus mancher. Gefepesftele ganz 
. evident nachweifen. Hieher gehört 

4) 11. $. 4. de acg. v. amitt. poss. (41. 2.) | 

Aus dieſem Geſetze ergiebt fih, daß fogar diejenige, 
welche unter gemiffen Umftand:n ein Realredht an der Sa— 
che zu erwerben unfähig, nichts deſto weniger aber doc) 
des DBefibed der Sache fühig erklärt find. Es mird dieß 
im angeführten Geſetze mit folgendem Beifpiel beleuchtet; 

„es wird nämlich vorerft gefragt, was dann eine Ehes 
„frau acquirire, wenn fie von ibrem Gatten befhenft, und 
„ihr das Geſchenk in diefer Abficht übergeben worden ſey. 
„uf diefe Frage wird in jenem Gefege geantwortet, daß 
„die Befchenfte weder das Eigenthumsrecht noch ein andes 
„res Real: Recht an der gefchenkten Sache erwerbe, (weil 
„dieſes ohne einen flatthaften Rechtstitel nicht acquirirt 
„werden kann, Geſchenke aber unter Eheleuten entfchieden 


9 Nah dem römifchen Rechte ift dieß unftreitig richtig, 1.7. 
D. de vi et vi armata (45. 16.) In diefem Gefes ift dad 
Snterdict beftimmt nur gegen den Dejicienten und deſſen 
Gehülfen gegeben. Die Ganoniften weihen zwar von diefer 
Beftimmung ab, und fehen die Dejection für ein Spolium 
an, dehnen daher die Spolien Klage (nad C. 18. X. de 
rest. spol.) aud auf jeden dritten Befiser, flünde er auch 
im beften Glauben, aus. Allein daß diefe Meinung feinen 


“ 


„verboten find) daß fie aber dagegen den Befip der gefchenfs 
„ten Sache ohne Anftand erlange, weil, wie dad Geſetz fagt, 
„eine res facti (die Einräumung des Beſitzes durch Ueber: 
„gabe des Geſchenks) nicht gehindert, noch, was einmal 
„geſchehen ift, ungefchehen gemacht werden kann. Daher fünne 
„der befchenkten Sattin der Befib nicht abgefprochen werden, 
„zumal ihr Gatte in demfelben Moment, in welhem er 
„die Schenkung durch Uebergabe der Sache an feine Gat⸗ 
„tin vollzogen habe, fogleih den Befib derfelben verloren 
„und diefer auf feine Gattin übergegangen fen.‘ 

Etwa gerade fo, wie ein jeder, der in der Abficht, 
eine Sache nicht mehr haben zu wollen, fie von fich al 
auf der Stelle den Befig derfelben verliert. 

Ferner gehört bieber, 
2) 1. 3. C. de acg. vel amit. poss. (7. 32.) 

In diefem Geſetz ift fogar einem Kinde dad Recht des 
Inhabens oder Beſitzes zugefprochen, obgleich ein Kind zu 
Erwerbung eines Realrechtes entfchieden nicht fähig if. 

$. 24. 

Die oben bemerkte ganz befondere Rechtsbegünſtigung 
des redlichen Befibed und die deßwegen vergönnte publicias 
nifhe Klage (Real: Klage) Fünnte nun zwar von dem bis 
ber Borgetragenen ald eine eigene Ausnahme betrachtet 
werden. Allein bey diefer Real: Klage ift ed nicht ſowohl 
der Befib, der fie begründet, fondern die hinzukommende 
ganz befondere Fiction des Prätord „ald fey eine im guten 
Glauben und mittelft eined gefeglichen Nechtötiteld erwor⸗ 
bene £örperlihe Sache von ihrem Beſitzer als ſchon durch 
Usucapion in deffen Eigenthbum übergegangen zu beachten.‘ 


gefeslihen Grund habe, ergiebt fih zur vollen Genüge bar: 
aud, daß daß obenangeführte Gapitel (der Sig dieſer Ma; 
terie) Spolien- Klage nur dann gegen den Dritten geftattet, 
wenn diefer Dritte gewußt bat, daß die Sache fpolirt wor: 
den fen, deſſen ungeachtet aber fie dennoch zu acquiriren 
kein Bedenken genommen hat. Cramer in opusc., Tom. 
II. pag. 91. 
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Diefe befondere Fiction ift dasjenige Rechts-Criterium, auf 
welches dieſes quasi dominium zunächft gegründet erfcheint. 

Hier vertritt dad fingirte Eigenthbum in gewißen Be— 
ziehungen die Rolle des wahren. Der redlicher Weife ers 
langte Befib ift bey dieſer Fiction nur eine nothwendige 
factifhe Vorausſetzung, (Conditio sine qua‘ non) obne 
welche jene Fiction nicht anfchlagen“ fantı; 6. 

Das bier bemerkte quasi dominium und die aus dems 
felben entfpringende Real: Klage, welche der Prätor dem 
redlichen Befiser vergönnt, ſteht alfo der Lehre, daß der Beſitz 
an fich Fein befonderes Nealrecht fey, nicht entgegen. Es 
ergiebt fich vielmehr, daß der redliche Befib nur ald eine 
ex jure praetorio orientirende, zur Claffe ded Eigenthums⸗ 
Rechts gehörige befondere Art defjelben, keineswegs aber 
ald eine befondere felbftftändige, vom dominium gefcie: 
dene Gattung ded Neal: Rechtd anzufehen fey. — — 

$. 25. = 


| Einen andern Zmeifel gegen die Firirung der Neal: 
Rechte auf die Eingangs bemerkte vier Gattungen erregen 
indeffen diejenige Nechtögelehrte , welche daß Jus retractus 
ald ein Real-Recht anfeben. Es ıft nicht zu läugnen, daß 
unter den: geeigneten Umftänden ein veräußerted Gut fo 
afficirt fenn kann, daß es von dem berechtigten Retraben: 
ten. gleich einem NRealberechtigten, von jedem Befiber — 


ii zur Abtretung ae werden Fann. 
. 26. 


Diefed befondere Recht ift ein bedeutendes Recht. Es 
diente vorzüglich dem deutfchen Adel zum Zwed der Nedins 
tegration veraußerter Familien» Fideicommig und Stamm: 
güter (daber der Retractus gentilitius). Man findet in 
Teftamenten,, in: Fideicommiß » Stiftungen, Vorſehung bins 
fichtlich diefed Nechts, indem zwar die Veräufferung der 
Familiengüter überhaupt nachdrüdlich verboten, doch auf 
den unabwendbaren Rotbfall einer Veräufferung dad Res 
traftörecht Fraft des Willens des Stifter ftetd vorbehalten 
werden und feyn fol, 


al 


$. 27. 

Indeſſen find die Meinungen der Rechtögelehrten über 
die Eigenschaft diefed Rechts fehr verfchieden. Ein großer 
- Theil derſelben bezweifelt, daß dieſes Necht ein Realrecht 
fey. Denn, fagen fie, beruht diefed Recht auf einem Ver: 
trag ohne weitere nähere formelle Beftimmung deffelben,. 
fo kann in eimem foldhen Falle nur eine Perfonal: Klage 
gegen den Käufer wegen Wieder » Abtretung des Guts an- 
geftellt, keineswegs aber gegen den dritten Befiter der Sa— 
che aus einem vermeinten Real-Rechte geflagt werden. Bes 
ruht aber diefed Recht auf einem Geſetz, fo kann e8 zwar, 
wie das Neal:Recht, gegen jeden dritten Vefiber der Sache 
geltend gemacht werden, aber nicht, ald wäre daffelbe ein 
entfchiedened Real: Recht, fondern, weil es bier ald ein vom 
Geſetz auf die Sache gefchriebened Recht (jus in rem scrip- 
tum) zu betrachten fen, welches eben wegen diefer Eigen: 
{haft gegen jeden Befiper, jedoch nicht im Weg der Vin- 
dication, fondern unter Bezugnabme auf das Geſetz ver: 
mittelft einer anzuftelenden Condiction (ex lege) auszu⸗ 
führen ſey. 

Derfelbe Fall fen ed, wenn etwa dad Retracts-Recht 
in gewiffen Orten auf einem Gewohnheitsrecht beruhen 
follte; in welchem Falle fodann die condictio ex moribus 
die anzuftellende geeignete Klage ſeyn würde. | 

$. 28. 

Andere ſehen diefed Recht für ein refervirted Eigen: 
thumsrecht an, geftatten daher die Vindication der unter 
diefem Vorbehalt veräufferten Sache. 

Allein in diefem Betrachte würde dad Netractd » Necht 
unter dad Dominztum zu zählen und alfo Feine felbfiftäns 
dige Gattung des Realrechts feyn. | 

$. 29. 

Einzig in dem Falle, welchen 3.9. Böhmer in feis 
ner Doctrina de actionibus (7te Ausgabe Seite 602 nota o.) 
bemerkt, Fönnte dad Retractd » Recht mit größerem Anfchein 
als ein befonderes Neal:Recht betrachtet werden, wenn fich 


. 
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der Verkäufer bey dem Verkauf durch den commifforifchen 
Vertrag zu ficherngefucht und die Vorficht fo weit getrie⸗ 
ben bätte, daß er zwar die zum Verkauf beftimmte Sache 
Dem Käufer übergeben, dabey aber ausdrüdlich erklärt hätte, 
Daß er. ihm bis zu volftändiger Erfüllung der Verkaufs 
Beflimmungen vor der Hand nur possessionem precariam 
eingeräumt haben wolk. 

Der gleiche Fall, würde es auch dann feyn, wenn die 
Sache unter dem Vorbehalt verfauft und tradirt worden 
wäre, daß, wofern nicht bis dahin alle Vertrags » Beftins 
mungen. erfüllt. feyn würden, der Kauf und Verkauf als 
nicht gefchehen angenommen und alles zwifchen Käufer und 
Derfäufer in den vorigen Stand wieder hergeftellt feyn fol. 

$. 30. 

| Allein in dem erften Falle wirft zu Wiedererlangung 
der Sache nicht fowohl das Retracts- ald einzig dad Eigens 
thumsrecht, weil: fich der Verkäufer, indem er die Sache 
im, eigentlichen Nechtöfinn dem Käufer nicht tradirt, fons 
dern demfelben nur precären Beſitz eingeräumt bat, fich feis 
ned Eigenthums noch gar nicht begeben, folglich auch nicht. 
nöthig hat, auf ein andered Recht zu Wiedererlangung ſei— 
ner Sache zu recursiren;. dad Netractd » Recht aber feinem 
Begriff nach eine bereits förmlich tradirte Sache voraus: 
fetzt. Im zweiten Falle aber coincidirt daB Retrafts = Recht 
mit dem Eigenthumsrecht, weil durch die beigefehte com: 
mifforifche Elaufel die Sache anzufeben ift, ald wäre ur 
fprünglich gar Fein Kauf und Verkauf und überhaupt Fein 
Rechts Gefhäft zwifchen beiden Theilen vorgegangen; Als 
led tritt alfo unter beiden in den vorigen Stand zurüd, 
und dem zufolge wacht. dad Eigenthumsrecht ded Verkäu— 
ferd von felbft wieder auf, 

Solihem nach läßt fih auch in Hinficht des Retractd 
mit Sicherheit nicht behaupten, daß er thetifch ald ein Real: 
Recht betrachtet Den könne. 

$. 31. 
Indeſſen ift die obige Hauptfrage noch nicht als erfchöpft 


anzufeben. Es ift vielmehr binfihtlich der Eigenſchaft der 
fogenannten Praejudicial » Klagen ein fo wichtiger Zweifel 
übrig, daß fih wohl Mancher Feine gründliche Ueberzeus 
gung dabey wird verfchaffen Fönnen. 

In einer Stelle der Inftitutionen, nämlich im$. 15. de 
act. (lib. IV. T. 6.) find folgende merkwürdige Worte zu 
Yefen, | 

„praejudiciales actiones in rem esse videntur: qua- 
„les sunt, per quas quaeritur, an aliguis liber, an li- 
„bertus sit, vel de partu agnoscendo.“ 


$. 32. 

Wer diefe Stelle ließt, wird ſich nicht darein zu fin= 
den wiffen, daß Präjudicial: Klagen, die größtentheild rein 
perfönliche Rechte zum Gegenftand haben, Real⸗Klagen feyn 
follen, und daß demnach eine fünfte befondere Claſſe von 
Real:Rechten angenommen werden müffe. 


$. 33. 

Man Fünnte in der That in Verſuchung Fommen, zu 
glauben, daß hier quadrata rotundis, rotunda quadratis 
miſcirt fenen. 

Klagen, die den Stand der Freiheit, der Abftammung 
von diefem oder jenem betreffen, wo nicht von ferne die 
Nede von irgend einer Förperlichen Sade ift, und die def 
wegen Präjudicial: Klagen genannt werden, weil fie dad 
Perfonelle refpiciren, und ohne defjen vorläufige Berichtis 
gung von andern zuftebenden Rechten an Perfonen oder 
Sachen gar nicht einmal die Rede ſeyn Fannz diefe Klagen 
follen im Lichte von Neal » Klagen erfcheinen ? 

| $. 34. 

Zu welcher Anfiht fol man fih nun befennen, in Er: 
wägung der Achtung, die wir den drey großen NRechtöge- 
lehrten (DBerfaffern der Inſtitutionen), denen wir diefen 
geordneten Audzug des römifch=bürgerlichen Rechts aus dem 
übergroßen Aggregat der Pandecten zu verdanken haben, 
ſchuldig find? Spllte man es wagen dürfen, einen Zweifel 


4 
in jenen Sahz zu feben, da er ſelbſt vom Geſetzgeber aner⸗ 
Tannt und approbirt iſt? 

| en 935. 

Profeffor Hofader in Princip. Jur. Rom. $. 274 
erflärt fich bierüber im Eingang dieſes $. beftimmt dage— 
gen, und fagt, diefe Klagen (die Präjudicial = Klagen) ge: 
börten eigentlich weder zu den Real» noch zu den Perſo— 
nal-Klagen, „Caeterum hae actiones proprie negue in 
„rem sunt, neque in personam;“ und giebt den Grund 
bievon dahin ar, ‚‚cum constent sola agentis intentione 
„’neque iis petatur, adversarium condemnari.‘* 

Doch lenkt er fonderbarer Weife fogleich wieder ein, 
und fpricht fich ganz im Sinne der Inſtitutionen aus, ins 
dem er aldbald meiter fagt: „sed tamen magis im rem 
„‚esse censentur , quia magis de proprietate juris, quam 
„de obligatione personae disceptari videtur.‘“ 


$. 36. Ä 

: Der Verfaffer dieſes nimmt feinen Anftand, offen zu 
erflären, daß er durch diefe Darftellung in aM belleres 
Licht geſetzt ift. 

Denn wie Klagen in einer bloßen Intention befteben 
und wodurch von einem andern nichtd verlangt, noch dars 
auf gebeten werden möge, daß er zu dieſem oder jenem 
verurtheilt werde, alles alfo in einer Einbildung berube; 
wie folche Klagen dennoch actiones juris ſeyn follen, dieß 
muß er pro modulo ingenii sui ohne weitered für etwas 
transcendentales erflären. 

| $. 37. 

Eben fo wenig Aufflärung findet er in dem oben anges 
führten befondern Grund „quia magis de proprietate juris, 
quam de obligatione personae disceptari videtur.“ 

Wie fol diefer bier angegebene befondere Grund 3.2. 
auf die actio de partu agnoscendo (einer unftreitigen 
‚ Präjudicials Klage) paffen ? 

Diefe Klage wird befanntlich von einer aufferehelich 
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Gefhmängerten ‚gegen ihren Beihälter, oder auch von. einer 
in der Ehe geſchwängerten, nachher aber gefchiedenen Gattin 
gegen ihren gewefenen Gatten angeſtellt, dad Kind ald das 
Seinige zu. agnofeiren und für deffen Nahrung und Unters 
balt zu forgen zc. 

Sn einer folhen Klage wird gerabe von der Mutter 
gegen den Bater auf Leiftungen verfchiedener Art. geflagt, 
aber nichts de proprietate juris dißceptirt, mwenigftend wird 
man fi in einem folchen Falle, wo die Mutter als Bas 
gender Theil zu jenem Zwed auftritt, feinen Begriff von 
einer bier bauptfächlich geltend zu machenden proprietas, 
juris machen können, 

$. 38. 

Das ift freilich nicht zu läugnen, daß, wenn ſich bey 
den Römern ein Sclave feinem Herrn entzogen und anmaß⸗ 
lich in Freiheit geſetzt hat, der Herr den entfprungenen 
Sclaven, wo er ihn fand, ebenfo, mie der Eigenthlimer 
feine Sache durch eine Neal: Klage (actio negativa) mies 
der in feine Dienftbarfeit und Eigenthum zurüdzieben konnte. 
Denn der Sclave mar bey. den Römern wie’ jede ans 
dere Sache im Eiaenthum feined Herrn, er mar veräufs 
ferlich, wie eine jede andere Waare. 

Der feinen Sclaven verfolgende Eigenthumsherr beſtrei⸗ 
tet ihm zwar den Stand der Freiheit, erklärt ihn aber an 
zugleich für fein Eigenthum. 


S. 39. 

Aus diefem Grund fagt Böhmer in feiner doctrina 
de actionibus Seite 84. ad $. 9, Note n, ſehr richtig 
„in hoc imitatur actio negativa actiones reales, quae 
„dantur domino contra possessorem, et inde est, quod 
„secundum $, 15. J. de actionibus, in rem esse vide- 
„antur, hoc est, similitudinem quandam cum realibus 
„habeant.“* | 

In einem ſolchen Falle läßt ſich die Sache in diefem 
Geſichtspunkt mit defto weniger Anftand betrachten, ba hier 
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dem. Kläger gegenüber eine el (fein Sclave) fteht, wel: 
che er als fein entſchiedenes Eigenthum zu vindiciren berechs 
tigt iſt. 

$. 40. 

Daſſelbe laͤßt ſich auch von dem angegebenen Patron 
behaupten, wenn er ſeinen herumirrenden, ſich als einen 
Freigelaſſenen berühmenden Sclaven, wieder in feine Herr: 
fhaft zurüdzubringen fucht. 

Aus gleihem Grund Fönnen auch die Kinder von ih: 
ven Eltern, denen fie angehören, zurückgefordert werden. 

$. 41. 

Allein wenn gleich eine Aehnlichkeit zwifchen den Prä- 
judicials und. Real: Klagen in mander Hinficht flatt bat, 
ja die eine mit der andern in einzelnen Fällen coincidirt, 
ſo fordt doc hieraus noch nicht, daß deßwegen den Praäju⸗ 
dicial-Klagen der Charakter der Real: Klagen regelmäßig 
und im allgemeinen beyzulegen fey. 


$. 42. 
Selbſt die Verfaffer der Inftitutionen haben diefe Mei— 
nung nicht gehabt; dafür bürgt vorderſamſt der von ihnen 
gebrauchte Ausdruck „videntur.“ Sie getrauten ſich bier: 
nach ſelbſt nicht, die Präjudicial-Klagen entfchieden für Real—⸗ 
Klagen zu erklären; ſie begnügten ſich daher mit einer un— 
beſtimmten, ja zweifelhaften Angabe ihrer Anſicht, womit 
fie weiter nichts fagen wollten, al8 daß zwifchen befagten 
beiden Arten von Klagen eine befondere Arhnlichkeit berrfche, 
und die erfteren den leptern fih anzunähern fcheinen. 

$.43. 

Befanntlih waren die Begriffe der Römer von ihrer 
Herrlichkeit über ihre Sclaven, von ihrer väterlichen Ges 
walt über ihre Kinder und ihre Frauen aufferordentlich groß, 
ja übertrieben hoch und ausgedehnt. Jeder Familien Vater 
ftelte einen wahren Hausmonarchen vor. - Allee, was um 
ihn war, Sclaven, Kinder, Frauen ward ald Eigenthum 
angefehen. Deßwegen waren die perfönliche Freyheit, die 
Familien» Rechte, das Eigenthinndrecht eined Herrn an 
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feine Sclaven bie audgezeichnetften Standes-Rechte, alle 
übrigen wurden ald untergeordnete betrachtet. | 

Und bierin dürfte allerdings der Grund liegen, warum 
die römifchen Rechtögelehrten eine fo große Analogie der, 
Präjudicial: Klagen mit den Real» Klagen wahrgenommen 
baben, 
$. 44. 

Härten die Verfaffer der Inſtitutionen diefe Klagen 
entfchieden für Real: Klagen. gehalten,’ ſo würden fie ſich | 
gewiß nicht begnügt haben, fo unbeftimmt zu fagen „ma- 
gis in rem esse videntur.“ Unzweifelhaft würden fie fich 
ganz categorifch dahin audgedrüct, und geſagt aben „actio- 
nes praejudiciales sunt vere actiones reales“ und fie 
würden dabey auch nicht unterlaffen haben, den pofitiven 
Rechtsgrund hievon anzugeben und Feine fo zmweifelhafte 
und problematifche Sprache geführt haben.. 

Man würde fich der größten Täufchung ausſetzen, wenn 
man den Schein einer Sache für die. Sache felbft halten, 
und beide als gleichbedeutende Dinge nach Willkühr vers 
mwechfeln wollte, | 

$. 45. 

Denken wir und den Fall. Ein Handlungsbefliſſener 
bat in früher Jugend feine - Bater: und Geburtsſtadt 
verlaſſen, und im Auslande mehrere Jahre hindurch ſo 
günftige Verhältniſſe gefunden, daß ihm ſelbſt eine derein— 
ſtige Ruckkehr in fein Vaterland nicht: wahrſcheinlich war. 
Bei dem Eintritt feines Alter8 lebte in ihm dann doch der 
Wunſch auf, zurüdzufehren, und im- feiner Geburtöftadt 
fein Leben zu befchließen. Er erfcheint alfo nach feiner An 
kunft vor dem Magiftrat, ſucht fein angebornes Bürger: 
recht geltend zu machen und bittegfh Erfenntnig über feis 
nen bereit8 mit einem andern Bürger abgefchloffenen 
Hauskauf. 

Der Magiftrat, aus lauter Perfonen weit fpäterer Genera- 
tion beftebend Fennt den Petenten nicht, feßt Zweifel in feine Anz 
gaben und verlangt von ihm, daß er fi) gleich einem Auswärtis _ 
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gen als Bürger einkaufen müſſe, wodurch derſelbe ſich veran— 
laßt ſieht, eine Klage gegen die Orts-Vorſteher auf Aner— 
kennung ſeiner Abſtammung von ſeinem Vater, geweſenen 
Bürger der Stadtgemeinde, und auf das ihm angeborne 
BürgersReht zu Hagen, (eine wahre Präjudiciale a. 


$. 46. 

Welcher Nechtögelehrte wird nicht Bedenken haben, 
auf den Grund des angeführten $. 13. J. de actionibus 
behaupten zu wollen, der Kläger habe bier eine Real» Klage 
engel? Ä 
| $. 47. 

Es leuchtet von ſelbſ ein, daß Anſprüche dieſer Art, 
wie alle Rechte des Geblüts und der Geburt nicht objectis 
ver, fondern rein fubjectiver, (rein perfönlicher) Natur find, 
mit ihrem Subject ſtehen und fallen und die nicht beffer 
bezeichnet werden Fünnen, ald wenn man fich der Ausdrücde 
der Canoniften binfihtlih gewißer geiftlichen Würden bes 
dient, von welchen fie fagen, quod sint jura ossibus per- 
sonae inhaerentia, alfo Rechte, die auf dem Bau der 
Perfon haften und nur mit dem Tode des Trägers abfterben.*) 


$. 48. 

Daß Refultat ergiebt fich alfo im allgemeinen dahin, 
daß Feine pofitive Gründe vorliegen, die Poffeffio (ſelbſt 
im firengen Sinne genommen) für eine eigene etwa fünfte 
Gattung der Neal:Rechte zu. halten, daß fich dieß eben fo 
wenig vom jus retractus behaupten laffe, noch weniger aber 
von den fogenannten Präjudicial= Klagen, ungeachtet ded 
gelehrten Mofticiömus, in welchen fie die römifchen Rechts⸗ 
gelehrten zu verhüllen, Fein Bedenken gehabt haben. | 


°) Sollte aud ei in uaar rner Bürger fein Bürgerrecht etwa in 
Folge pofitiver durch Verjährung, verloren haben, fo . 
erlöfcht die auf feiner; Perfon rubende angeftammte Recht- 
Eigenfhaft deßwegen an fih niht, wenn er glei durch 

äuſſere Umſtände außer Stand ift, von feinem AMENEN 
Rede Gebrauch zu machen. 


4 40 


4) Weber die Srage, ob die Einrede des nicht⸗ 
oder nicht vollftändig empfangenen Geldes aud) 
nad) dem Ablauf von zwei Jahren in Würtem- 
berg noch zuläffig fey? 
(Ton Herrn Oberamtsrichter Schäfer in Gaildorf.) 


In der Lehre über die Einrede des nicht empfangenen 
Geldes (exceptio non numeratae pecuniae) iſt bekanntlich 
beinabe jeder Satz beſtritten. 

Dieſes iſt namentlich auch in Beziehung auf die Frage 
der Fall: 

| Ob die Einrede ded nicht empfangenen Geldes 
auch noch nach dem Ablauf von zwei Jahren ents 
gegengeſetzt werden könne? 
Die Meinungen hierüber ſind verſchieden. 

Einige Rechtslehrer laſſen dieſe Einrede nach Abfluß 
von zwei Jahren auch nicht mehr mit der Wirkung zu, 
daß der Schuldner die Vemweislaft zu übernehmen hätte, 
fondern fie ſchließen ſolche ganz aus, ed wäre denn, daß 
eine betrügerifche Abſicht des Inbabers der urkunde bewie⸗ 
ſen werden könnte, wie z. B.: 

Thibaut, Pandekt.-Recht F. 1180. 
Günther, Princ. jur. rom. $. 1135. 
Mühlenbruch, Doct. pand. $. 652. 

Andere halten zwar die Zuläffigfeit genannter Einrede 
nach zwei Sahren mit der Wirkung, daß der Schuldner 
den Gegenbeweis zu führen hätte, nad römiſchem Recht 
ebenfalls für unftatthaft, laſſen aber diefelbe auf den 
Grund der Praris zu. ©. 

Glüd, Erläut. der Pand. Thl. 12. $. 788. und die in 
der not. 75. angef. weitern Schriftfteller. 
‘Malblanc, princ. jur. rom. $. 469. 
Lauterbach, Coll. pand. L. 12. t. 1. $. 81. 
- Hoffader, Prince. jur. rom. $. 2048. 
Schweppe, Röm. Priv.:Redt $. 452. 
Heiße u. Cropp, jur. Abhandl. 4. Bd. XVIIL $.31—34. 
- No. Andere fehen die Zuläffigkeit der except. non. 
num. p. auch nad Ablauf der. zweijährigen Friſt mit der, 
Monatſchr. f. & Iufigpfl. 15. Bd. 1. Abth. 1. PfR. 4 
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angegebenen Wirkung ſchon nah roͤmiſchem Recht nicht. ala 
anögefihlofien an. 
Voet, Pand. Comm. Lib. 12., t. 1. $. 33. 
Unterbolgner, im Archiv für Civ. Prariß, Bd. vH. 
‚8.49. ff. 
Derjelbe in feiner Veriährungslehre, 2. Bd. $. 160. 
Pfeiffer, prakt. Recht3ausführungen, 2. Bd. I. S. 
148. ff. 149. N. 3. 

Welche diefer Meinungen nach dem römifhen Recht, 
in welchem die Lehre von der except. non num. p. ibren 
Sitz bat, die richtige fey, laſſe ich dabin geftellt feun. Der 
Zweck dieſer Ausführung gebt nur dahin, zu zeigen, daf 

diejenige Meinung, wornach die gedachte Einrede auch noch 

nach zwei Sabren für zuläffig erfannt wird, jedoch mit der 
Wirkung, daß der Schuldner dann die Beweislaſt zu übers 
nebmen bat, wenigftens in ——— als die herrſchende 
angeſehen werden muß. 

Eine näbere Nachweiſung bhierüber halte ich deßhalb 
nicht für überflüffig, weil ich fchon mehrere Male wahrzus 
nebmen Gelegenheit batte, daß von einzelnen Bezirksgerich— 
ten die Zuläffigfeit fraglicher Einrede nach Ablauf von zwei 
Jabren auf die Auctorität Thibaut’8 bin ohne Weiteres 
vermorfen und auch Fein Gegenbeweis zugelaffen worden 
ift. ine befondere gefepliche Beftimmung über die Ein— 
rede des nicht empfangenen Geldes giebt es in Wuͤrtemberg 
vor dem Jahr 1825 nicht. 

In diefem aber ift durch das neue Pfandgefeb eine 
mefentlihe Abweichung von den gemeinrechtlichen Grunds 
ſätzen eingetreten, jedoch nur in Abficht der durch Unter— 
pfänder verficherten Forderungen, bei welchen daffelbe be: 
ſtimmt, daß die except. n. n. p. mit der Wirkung, daß 
dem Gläubiger der Beweis obliegt, vom Tage der Aus— 
ftellung des Pfandfcheind an nur noch 30 Tage lang ent: 
gegengeſetzt werden Ponne, fofern nicht vor dem Ablauf 
diefer Frift der Schuldner einen Cintrag der Einrede in 
dad Unterpfandöbuch bewirft; — daß aber auch ohne einen 
folhen Eintrag und noch nad Ablauf von 30 Tagen die 
Einrede nicht verloren gehen, jedoch aber in diefem Falle : 
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die Eigenſchaft einer privilegirten nicht meht haben folle, 
fo daß der Beweis ded nicht empfangenen Gelded nunmehr 
dem Schuldner obliegt. 

Die Abweichung vom gemeinen Recht befteht ſonach 
darin, daß der Schuldner, wenn er nicht die Beweislaſt 
auf fich laden will, die Einrede vom Tage der Ausitellung 
des Pfandfiheins an innerhalb 30 Tagen entweder gericht: 
lich geltend machen, oder aber diefelbe in’d Unterpfandsbuch 
eintragen laffen muß. | 

Hiebei entſteht aber die Frage, ob, wenn die Einrede 
innerhalb diefer Zrift in's Unterpfandöbuch eingetragen wors 
den ift, deren Geltendmachung mit der Wirfung, daß dem 
Gläubiger die Beweislaſt obliegt, dann an Feine weitere 
Srift gebunden ſey? oder ob alsdann das gemeinrechtlidhe 
biennium wieder eintrete, fo daß, wenn innerhalb ders 
felben die Einrede nicht klagbar gemacht wird, diefelbe ' 
wieder in eine fogenannte nicht privilegirte fich verwandle ? 
Für Erftered läßt ſich anführen, daß dem Gläubiger, wel— 
cher nad) Art. 150. ded Pfandgefehed von allın Verwah— 
rungen ded Schuldnerd, welche in's Unterpfandsbuch einge: 
fragen werden, in Kenntniß zu feßen ift, biedurch der 
Widerſpruch ded Geldempfangs von Seiten ded Schuldners 
befannt werde und daß es dann feine Sache fei, diefe Eins 
. rede zu entfernen, daß aber, fo lange er dieſes nicht thue, 
der Schuldner die Vermuthung der Richtigkeit der Einrede 
für fich babe. 

Allein, mehr Gewicht wird die NRücficht verdienen, 
dag hiedurch der Gläubiger, welcher auf diefe Weife zur 
Klage gendthigt würde und in manchen Fällen durch Nachs 
lößigfeit der Unterpfandsbehörde von dem Eintrag in!d 
Unterpfandsbuch gar Feine Kenntniß erhalten wird, in ges 
wiſſer Beziehung fehlimmer daran wäre, ald vor dem 
Pfandgefep, während doch die Abficht der Geſetzgebung biers 
bei unzmeifelhaft dahin ging, die Einrede ded nicht em« 
pfangenen Geldes bei Gelddarlehen, welche durch Unters 
pfänder gefichert find, zu Gunften des Gläubigers zu bes 
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ſchraͤnken, um biedurch Ehikanen vorzubeugen und den 
Kredit zu befördern, 

Man muß daher die dem Gläubiger günftigere Meis 
rung im Zweifel um fo mehr vorziehen, ald ohnehin die 
ganze Lehre von der exc. n. n. P. auf einer Abweichung 
von fonft allgemeinen Rechtögrundfäpen beruht. 


Wenn daber ein Schuldner den Eintrag der Einrede 
in dad Unterpfandsbuch‘ bewirkt hat, fo wird man annebs 
men müſſen, daß er ſich biedurh von der Beweislaſt 
zwar befreit babe, aber nur auf zwei Jahre, nach deren 
Verlauf dann die gewöhnlichen Folgen wieder eintreten. 
Dagegen aber ift die Anficht, daß auch noch nach dem 
fruchtlofen Ablauf der beftimmten Zeit die Einrede des 
nıcht empfangenen Geldes flattfinde, jedoch mit der Mirs 
fung, daß alddann die Beweislaſt auf den Schuldner fällt, 
ausdrüdlich aufgenommen. 

- Da fi aber dieſes Alles nur auf Gelddarlehen bes 
giebt, melche durch Unterpfänder gefichert find, fo müffen 
in Abfiht auf andere Gelddarleben noch die gemeinrechte 
lichen Grundſätze ald geltend angenommen werden und hier 
entfteht dann bauptfädlich die Frage, melche der oben ans 
arführten Meinungen über die Wirkungen des Ablaufs de& 
biennii im Würtemberg ald die recipirte anzunehmen fen ? 


Aus der Geſchichte über die Entſtehung des Art. 87. 
des Pfandgeſetzes läßt ſich nachweiſen, daß bei Emanation 
des Pfandgeſehes die Anſicht herrſchend war, wonach ſchon 
nach gemeinem Recht, wenigſtens in der Praxis, der Abs 
lauf de8 bienni nur die Wirkung babe, daß der Bemeiß 
derfelben auf den Schuldner übergehe. Diefes ergiebt fich 
aus Folgenden: 

4) Nach dem Gefepes: Entwurf und dem Bericht des 
fländifhen Ausichuffes follte der Ablauf von 30 Tagen die 
Wirkung haben, daß, menn innerhalb derfelben die excep- 
tio non n. p. nicht vorgebracht, oder deren Eintrag in’s 
Unterpfanddbud bewirkte worden märe, dieſelbe ganz ver: 


\ 88 
loren gehen und auch dem urſprünglichen Gläubiger Richt 
mehr follte entgegengefept werden können. 


Ob hiebei die Anficht zu Grunde gelegen ift, daß auch 
fhon der Ablauf des gemeinrechtlichen biennii den gänze 
lihen Berluft der Einrede zur Folge babe und daber nur 
ein Satz ded gemeinen Rechts auf die nun neue Frift von 
30 Tagen babe angewendet, oder ob damit etwas ganz 
Neues babe eingeführt werden wollen, läßt ſich weder aus 
dein Entwurf noch aus den Motiven dazu und dem ftändie 
fhen Ausfchußs Bericht erfeben, indem in den beiden lep» 
teren der Grund diefer Beftimmung im Allgemeinen in die 
Beförderung des Ereditd und Sicherftellung des un 
geſeßt wird. 

©. die landſtänd. Verhandlungen d. 1823 — 24, UI. au- 
Berordent. Beilagenheft, erſie Abthlg. ©. 18. 9. 58., 
S. 77. 136. 137. 186. 

Dagegen hat ſich die zur Begutachtung des Entwurfs 
niedergeſetzte Commiſſion gegen den gänzlichen Verluſt der 
exceptio non n. p. nad) dem Ablaufe von 30 Tagen er* 
klärt und darauf angetragen,, ed folle Damit nur die Wire 
fung eintreten, daß nunmehr der Beweis auf den Schuld⸗ 
ner falle; und diefer Antrag, mit dem Weitern, daß die 
30 Tage nicht — wie der Entwurf wollte — vom Eintrag 
in's Unterpfandsbuch, fondern von der Audftellung des 
Pfandfcheind an laufen follen, wurde auch bei der fpätern 
Beratbung in der Kammer der Abgeordneten zum Befchluffe 
erhoben und ſteht nunmehr ald Gejep feft. | 

S. das angef. Beilagenheft, 2. Abtheil., ©. 258. unb 
304. und 


Verbandl. der Kammer der Abgeordneten d. 1823 — 24. 
S. 760 — 766. 


Hienach kann man die Anfichten, welche die Com⸗ 
miffion über die exceptio non n. p. ausſprach, als die 
damald berrichenden annehmen und denfelben für Die gegene 
mwärtige Ausführung um fo mehr Gewicht beilegen, als fie 
zugleich die Anfichten mehrerer der bemwährteften vaterländi« 
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ſchen Rechtögelehrten, namentlih Praktiker find, u 
Mitglieder der Commiffion waren. 

‚Die exceptio non n. p. wird befanntlid von den 
Praftifern in die privilegirte und nicht privilegirte einge— 
theilt, mit der Bedeutung, Daß jene diejenige ift, welche 
innerhalb zwei Jahren, Diefe aber diejenige, welche nach 


‚ Abflug von zwei Jahren entaegengefebt wird und mit der 


Wirkung, daß im erften Falle dem Gläubiger, im zweiten 
dagegen dem Schuldner der Beweis obliegt. 
Vergl. Glück Erläuterung der Pand. Thl. 12. $. 737. 

Diefer Eintheilung Liegt fonach die Anficht zu Grund, 
daß die Einrede mit dem Ablauf von zwei Jahren nicht 
verloren acht, fondern daß fich biedurch nur die Beweislaſt 
ändere, Von eben diefer Eintheilung und femit auch von 
berfelben Anfiht ging nun aber auch die fländifhe Com— 
miffion aus, indem fie fact: 

„befonder8 bat die Commiffion übereinftimmend, mit 
„andern neuern Geſetzgebungen den Unterfchied zmifchen 
„der privilegirten und nichtprivilegirten Einrede des nicht 
„bezahlten Geldes beibehalten.‘ 

©. das angef. Beilagenheft, 2. Abth., S. 258. 

In dein Ausdruck „beibehalten“ Liegt unzweifelhaft 
die Annahıne, dag jener Unterfchted biöher mit der ange: 
gebenen Wirkung ftattgefunden babe. 

Uebereinftimmend biemit und mit fonft allgemeinen 
Grundfäpen haben fich die beiden Mitglieder der Commiſſion, 
Griefinger und v. Gaisberg, bei der ftändifchen Be— 
ratbung zu Unterftügung des Commiffions = Antrags dahin 
audgefprochen : 

„durch den Commiſſions-Antrag komme der Gläubiger 

„in eine meit günftigere Lage, und die geäußerte Bes 
„ſorgniß (Untergrabung des Credits) fen fehon allen 
„bisherigen Erfahrungen entgegen, , indem wohl von 
„Niemand werde behauptet werden, daß ed wegen der 
„zwei Jahre lang gedauerten Einrede de3 nicht empfan— 
„genen Geldes an Credit gefehlt habe. Ganz ungerecht 
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„und aler Jurisprudenz zumider wäre ed aber, wenn 
„dem Schuldner jedes Mittel abgefchnitten würde, um 
„ſich gegen einen verſchmitzten Gläubiger zu fichern. 

„Es komme nicht felten vor, daß dem Gläubiger mit 

„der Schuldverfchreibung zugleich auch die Befcheinigung 
„des Geldempfangs zugeftellt werde. Wenn e8 nun dem 
„Gläubiger nicht gerade bequem fey, dad Geld berzus 
„geben, oder mwenn derfelbe die quittirte Summe nicht 
„auf einmal, fondern in Abfchlagd =» Zahlungen Teifte und 
„der Schuldner im Vertrauen auf die Nedlichkeit feines 
„Släubigerd und in der hierauf gegründeten Voraus: 
„ſetzung, daB Fehlende werde noch nachgebracht werden, 
„die 30 Tage verftreihen Yaffen, innerhalb melcher er 
„den Nichtempfang des quittirten Betrags bei der Unter» 
„Ppfandshehörde zum Kintrag in das Unterpfandöbuch 
„bätte bringen follen, der Gläubiger aber, auf feine 
„Befcheinigung fich berufend,, die vollftändige Bezahlung 
„der quittirten Summe behaupte; fo möchte der Schuld— 
„ner der Behauptung feines Gläubiger8 unterliegen, ohne 
„ſich des ihm auch noch fo leicht zu führenden Geaens 
„beweifes bedienen zu können. Dieß mwäre aber eine 
„offenbare Rechtsverletzung.“ | | 

©. die angef. landſtänd. Verhandl., 10. 9. ©. 760. 761. 

Hieraud geht hervor, daß die Commiſſion den Geſetzes⸗ 
Entwurf und den Bericht des ftändifchen Ausfchuffes , fo 
wie die hiefür bei der nachberigen Berathung ausdgefpros 
chenen Anfichten ald den allgemein beftebenden Rechtögrund« 
fäben zumider angefeben bat und daß fie eine Abänderung 
des Beſtehenden nur in fo ferne bezweckt, als ftatt der bi» 
berigen zwei Jahre 30 Tage feftgefeht werden follten. 

2) Während die Commiſſion ihre Anficht unzweifelhaft 
dabin ausſprach, daß fie von dem Unterſchied zwiſchen der | 
privilegirten und nicht privilegirten Einrede des nicht em— 
pfangenen Geldes als etwas Beſtebendem ausgebe, und 
während ſich von denjenigen, welche ſich bei der Berathung 
für den gänzlichen Verluſt jener Einrede nach 30 Tagen, 
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ſo fern ſie nicht in's Unterpfandsbuch eingetragen worden 
ausſprachen, hätte erwarten laſſen, daß ſie zur Vertheidi— 
gung ihrer Anſicht ſich zunächſt auf das Beſtehende berufen 
baben würden, wenn ſie die Anſicht der Commiſſion nicht 
getbeilt hätten, iſt hievon in den Berathungen mit keinem 
Wort die Rede; woraus ſich nicht ohne Grund annehmen 
läßt, es ſey die Anſicht der Commiſſion in Abſicht auf das 
bisber Beſtandene, wornach die Zulaſſung der Einrede auch 
noch nach zwei Jahren für ſtatthaft erfannt wurde, über— 
baupt "die berrfchende gemwefen, und e8 habe der Geſetzes— 
Entwurf damit, daß er an den Xlblauf der feftgefepten Zeit 
den gänzlichen Verluſt der Einrede Fnüpfte, etwas aanz 
Neues, was der Ablauf des gemeinrechtlichen biennii nicht 
zur Kolge hatte, einführen mollen. 

3) Wäre man richt auch von Seite der — 
von der Anſicht ausgegangen, daß nad den bisbherigen 
Srundfähen die exceptio non n. p. nah dem Ablauf von 
zwei Sahren nicht ganz verloren gebe, fo hätte der Ge: 
feßes » Entwurf und der Bericht des ftändifchen Ausfchuffes 
gar nicht nöthig gehabt, den gänzlichen Verluft der Einrede 
nah 30 Tagen feftzufepen, fondern es hätte fich dieſes, 
als etwas bereitd Beſtehendes, von felbft verftanden und e8 
bätte dann an einer bloßen Abkürzung der Zeit von zwei 
Jahren auf 30 Tage bedurft. Auch würden in diefem Falle 

4) die Gläubiger in Abficht auf die einfachen, nicht 
Durch Unterpfänder gefiherten Gelddarleben, für melde 
binfichtlich der exceptio non n. p. noch die früheren Grunds 
fübe vor dem Pfandaefepe gelten, gewiſſermaßen beffer 
daran geweſen ſeyn, ald die Pfandglaubiger, während doch 
gerade Diele vor jenen begimnftigt werden wollten. Endlich 

5) läßt fich nicht bezweifeln, daß aud der vormalige 
Mräfident des K. Obertribunald, v. Bollen, in feinem 
Commentar zum Pfandgefeb die bier vertheidigte Anficht 
hat. Daber er fich auch hauptfählich auf die cben ange— 
führte Abhandlung von Unterbolzner im civil. Archıv 
beruft, welcher insbefondere — und mohl mit überwiegen— 
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den Gründen — ausgeführt bat, dag auch nad gemeinem 
Recht. der Ablauf des. bienhii den gänzlihen Verluſt der 
Einrede nicht zur Folge babe. Der Auctorität v. Bolley's 
aber muß man bier doppelte Gewicht beilegen, einmal 
weil v. Bolley einer unferer anaefehenften Rechtögelehrten 
und Praftifer ift, und dann, meil er bei unferer ganzen 
neuen Pfandgefepgebung, bei welcher die bier‘ erörterte 
Streitfrage zur Sprache fam, ein Hauptorgan war, Zu 
allem diefem fommt indbefondere Ä 

6) daß, wie mir befannt ıft, auch das K. Obertris 
bunal die Anficht, daß die exceptio n. n. p. aud nad 
dem Ablauf von zwei Jahren noch ftattfinde, fchon mehr⸗ 
fach ausgefprochen bat. 

Aud dem bisherigen ergeben fich folgende Säße : 

I. Bei Gelddarleben , weldhe durch Unterpfänder ge— 
fichert find, muß die Einrede des nicht empfangenen Geldes, 
wenn fie die Cigenfchaft einer fogenannten privilegirten 
haben fol, innerhalb 30 Tagen vom Tage der Ausftellung 
des Pfandſcheins an entweder Flagbar gemacht oder deren 
Eintrag in's Linterpfandöbuch bemirft werden. 

Wird diefer Termin verfaumt, fo verwandelt fie fich. 
in eine nichtprivilegirte und nimmt dann die Eigenfchaft 
einer jeden andern Einrede an. 

Iſt aber der Eintrag in’d Unterpfandsbuch bewirft, fo 
ift die ;privilegirte Cigenfihaft wieder an dad gemeinredts 
liche biennium gebunden, deffen Ablauf dann diefelbe Wirs 
ung bat, mie die Verſäumniß der dreißigtägigen Frift. 

I. Bei einfachen, nicht durch Unterpfänder gefichers 

ten Gelddarlehen gelten in Würtemberg noch ganz die ges 
meinrechtlihen Grundfäge und zwar in der Art, daß bins 
fichtlich der beftrittenen Folgen des Ablauf der zwei Jahre 
diejenige Meinung als die herrſchende anzunehmen iſt, wors 
nach durch dieſen Ablauf die Einrede nicht ganz ausge— 
ſchloſſen, ſondern nur in eine ſogenannte nichtprivilegirte 
verwandelt, d. h. nunmehr die Beweislaſt auf den Schuldner 
gemälzt wird, 


5) Üeber Ausſchlagung einer Erbſchaft durch 
einen im Concurs befindlihen Schuldner. 
(Bon Herrn Ober⸗Juſtitzrath Dr. Ticherning.) 

Die beftrittene Rechtsfrage: 

Ob ein Schuldner, Über deifen Vermögen der Concurs 
bereitd erfannt ift, eine ihm während des Concurſes an: 
gefallene Erbſchaft zum Nachtheil feiner Gläubiger gültig 
ausſchlagen Fünne ? 
hat der K. Gerihtöhof zu T. am 23. März 1829 hejahend 
entfchieden. 
Factum und Entfiheidungdgründe, 

In faktiſcher Hinficht iſt zupörderft zu bemerken: Ein 
Gemeinfhuldner hatte die ihm von feiner zweiten Ebe- 
gattin angefallene ſtatutariſche Erbsportion im Betrage von 
7,694 fl. 13 fr. 5 bir. zu einer Zeit ausgefchlagen, mo 
der Concurs längft über fein Vermögen erkannt und der 
annus deliberandi noch nicht verfloffen war. Diefe Aus— 


ſchlagung gefchahe zum Vortheil der Gefchmifter feiner zweiten. 


Ehefrau, und diefe hatten wieder zum Vortheil der Kinder 
erfier Ehe des Gemeinſchuldners ſelbſt auf jenen Erbtheil 
verzichtet, und ihnen denfelben fchenfungsmeife mit der Bes 
ſtimmung abgetreten, daß dem Gemeinſchuldner die lebens— 
längliche Verwaltung und Nuhnießung davon zuſtehen ſolle; 
die Donatare hatten auch die Schenkung befragten Erbtheils 
ſofort angenommen, wurden aber in der Folge von den 
Gläubigern ihres Vaters auf deſſen Ausfolge an den Güter— 
pfleger ihres Vaters belangt. Die Klagbitte war dahin gre— 
richtet, zu erkennen: 
„daß der Gemeinfhuldnir nicht befugt gemefen fene, die 
ihm von feiner Gattin anzefallene Erbſchaft im Betrage 
von 7,694 fl. 13 fr. 3 bir. audzufchlagen, fondern dag 
die Beklagten, welche dieſe Erbfhaft von den Seitens 
Verwandten der verftorbenen Gattin des Gemeinichult- 
nerd abgetreten erhalten und angenommen hätten, vers 
bunden feyen, folche dem Güterpfleger auszufolgen.“ 
Es berubte alfo und da die Frage von der Gültigkeit‘ 
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der Schenfung , deren gerichtliche Inſinuation u, f. w. da⸗ 
bei nicht zur Sprache kam, die Entfcheidung dieſes Rechts⸗ 
ſtreits bloß auf der Rechtsfrage: 
Ob ein Schuldner, über deſſen Vermögen der Concurs 
bereits erkannt iſt, eine ihm erſt während des Concurſes 
angefallene Erbſchaft zum Nachtheil feiner Gläubiger sun 
zufchlagen befugt fen? Ä 

Denn auch darüber: daß auch die ftatutarifche Ert. 
Portion, wenigſtens nach den vaterländifchen Geſetzen, nach 
Erbrecht erworben werde und daß der überlebende Ehe— 
gatte der ſtatutariſchen Portion im Allgemeinen auch guͤltig 
entſagen könne, herrſcht kein Zweifel. 

Vergl. Württ. Landrecht, Theil 4., Tit. 5., $. Ferneres ꝛc. 

Bardili, Diss. de portione statutaria conjugum di: 
recta etc. $. 39. und 40. f 

Hofacker, princ. jur. eivil. $. 484. 

Weißhaar, Handbuh des Württ. Privatrecht $. $. 163. 
und 170. 

Der Gerichtöhof in T., welcher jene Streitfrage in 
erfter Inftanz zu entfcheiden hatte, bat fi aus folgenden 
Gründen für deren Bejahung entfchieden. 

Bekanntlich ift diefelbe unter den NRechtögelehrten der 
älteren und neueren Zeit fehr beftritten. 

Prejabend wird fie beantwortet von: 

Seyfer, med. ad ff. spec. 442. m. 1 —4. 
Beckmann, de debitore obaerato in praejudicium 


creditorum non acquirente. $. 27. 
Gmelin, de repudiatione hereditatis. Tub. 1804, 


$. VII. 
Geiger und Glüds merkwürdige Rechtsfälle. 5. Sb, 
©. 207 — 242. 


Thibaut, Syſtem ded Pandeften-Reht3. $. 1228. 

Günther, principia juris romani privati novissimi, 
$. 1259. | 

Wenning = Ingenbeim, Lehrb. ded gemeinen Civil» 
Rechts. 3. Bd., VI. Buch, $. 24, 

Mackeldey, Lehrbuch des rum. Rechts. Thl. II. $. 771. 
Mühlenbruch, Doctr. Pand. Vol. II., $. 206. not. 6, 
Schweppe, Soſtem des Concurfed der Gläubiger. $. 31, 

33. 35. 


BDernrint wird ſolche unter Anderen von 
Brunnemann in Coment. ad 1. b. D. quae in frau- 
dem creditorum. nr. 8. und 9. 
Carpzov, P. II. Decis. 161. Nro. 20. 
Hübler, in Diss. de marito hereditatem uxoris in 
fraudem creditorum repudiante. 
Stryk, usus modern. Lib. 42. Tit. 8. $. 3. 


und unter den neueren Rechtslehrern befonders von 


Dabelow, in feiner außführlihen Entwicklung der Lehre 
vom Goncurfe der Gläubiger. Halle 1801. ©. 456—460, 


. Berger in Oeconomia juris, Lib. II. Vit. II. $. 
XXXIV. nota 21. ©. 297. hält zwar auch die Meinung 
der Lebteren für die richtigere, jedoch mit der Einfchräns 
kung, daß zu Gunften der Kinder des Gemeinfchuldners 
diefer allerdings eine Erbfehaft gültig ausfchlagen Fünne, 
. indem er glaubt, es fey anzunehmen, daß eine ſolche Aus— 
| ſchlagung nicht ſowohl in betrügeriſcher Abſicht gegen ſeine 
Gläubiger, als vielmehr aus Zuneigung gegen die. Seinigen 
geſchehe. | | 

Vergl. auh Geiger und Glücks Rechtsfälle, a. a. D. 
©. 238. 
mofelbft der nemliche Satz vertheidigt wird. 

Andere Rechtögelehrte unterfcheiden zwifchen einer bereits 
angefallenen und einer noch nicht wirklich angefallenen Erbfchaft, 
welcher der Schuldner noch bei Lebzeiten des Erblafferd zum 
Nachtheil feiner Gläubiger fich begeben hat. In jenem Falle 
balten fie ‚den Verzicht für unaültig, in diefem aber für 
gültig. In diefe Categorie gehören namentlich , 

Brunnemann a. a. D. 
Carpzov a. a. O. 


Jo. Schilter in praxi jur. rom. Eıc. 46. $. 53. 
Berger a. a. O. 


Bei dieſer Verſchiedenheit der Anſichten iſt es nöthig, 
vor allen Dingen auf die Geſetze ſelbſt zurückzugehen und 
nach deren Anleitung jene zu prüfen und hiernach die vor» 
liegende Rechtsfrage zu entfcheiden. 

Die wichtigfte der hieher gehörigen Gefeßeöftellen bat 
den Ufpian zum Verfaffer und lautet in fragm. 6 pr. und 
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-$. 2. Dig. quae in fraudem ereditorum etc. (42. 6.) 
wörtlich alfo: 
- „Quod autem, cum possit aliquid quaerere, non 
id agit, ut adquirat, ad hoe Edietum non per- 
tinet: pertinet enim Edietum ad deminuentes pa- 
trimonium suum, non ad eos, qui it agunt, 
ne locupletentur.‘‘ „Proinde, et qui repudia- 
vit hereditatem, vel legitimam, vel testamenta- 
riam, non est in ea causa, ut huic Edictu locum 
faciat: noluit enim adquirere, non suum pro- 
prium patrimonium deminuit.“ 

Dabelom, einer der neueften Vertheidiger der vers 
neinenden Anfiht glaubt zwar, daß die Gefebe der Pans . 
deeten, namentlih dad kaum erwähnte Fragment dem 
Schuldner ganz allgemein erlauben, einen vor gefches 
bener Cessio oder immissio zu machenden Erwerb gültig 
zu verftoßen, der Erwerb feye nun von welcher Art und. 
Meife er wolle, 

| Dabelow a. a. D. ©. 468. 472. 473. 
beftreitet aber felbft eine analoge Anwendung jener Ges 
fegeöftelle auf den Fall einer von dem Bemeinfhuldner erft 
nad) erfolgter Cessio oder immissio audgefchlagenen Ers 
werbung, indem er anführt: das angeführte Geſetz, fowie 
der ganze Titel der Pandeften: Quae in fraudem credi- 
torum etc. tinterfiele ausdrüdlich eine vor geſchehener 
Cessio oder Immissio von dem Schuldner unternoımmene 
Vermögens: Difpofition und überhaupt bringe dad Schuldens 
wefen Berhältniffe hervor, wegen deren ganz andere Grunds 
ſätze ftattfinden müffen, als vor deffen Entftehung hätten 
ftattfinden Fönnen, 
Dabelow a. a. O. ©. 455. 

und daß alfo, wie er fih ©, 457. noch beflimmter aus⸗ 
fpriht, von dem angeführten Ausfpruche Ulpians bei der 
Entfheidung der vorliegenden Trage ganz Fein Gebrauh 
gemadt werden koͤnne. | Ä 

Um nun aber auch feine eigene abweichende Anficht 


’ 


“ 

[ 
“ 
“> 


durch pofitive Gründe zu wnterflügen und- die vorliegende 
Frage, wie er fi ausdrüdt, einer richtigen Entfcheidung 
zuzuführen, ftellt . Dabelow ald allgemeines Princip den 
Satz auf: daß zwar die Gläubiger nach entflandenem Schul: 
denmwefen (oder beftiimmter: nach erfanntem Concurfe) den 
Schuldner nicht zwingen fönnten, etwas zu erwerben, je: 
doch, daß, wenn der Schuldner ein Recht auf einen 
Erwerb (jus adquivendi) habe, welches während des 
Schuldenmefend (Concurſes) zur Ausübung komme, die 
Gläubiger fih dieſes Rechts unter gewiffer Einfchränfung 
anmaßen (bedienen), und vermdge deffelben felbft die Er: 
werbung übernehmen fünnten, fobald nur diefes Recht ala 
ein dem Vermögen desSchuldners bereits wirk— 
lich zugewachfenes Recht zu betrachten feye. 
Dabelow a. a. 2. ©. 459. 


Bei näherer Prüfung aber halten die Gründe, womit 
dberfelbe die Anwendbarkeit. obiger Gefepeöftelle bei der Ent: 
fheidung der vorliegenden Rechtöfrage beftreitet und feine 
eigene Anficht zu begründen fucht, die Probe nicht aus. 
Das Geſetz felbft fpricht fo, mie ed oben bereitö wörtlich 
angeführt wurde, ganz allgemein, ohne zwiſchen noch nicht 
verfügter und bereits verfügter Immiſſion der Gläubiger 
im Geringften zu unterfcheiden und wurde gerade wegen 
feiner Allgemeinheit auch in den Pandecten unter die allges 
meinen Rechtöregeln aufgenommen, in 

fr. 134. D. de regulis juris (50. 17.) 
wo es heißt: 

„Non fraudantur creditores, cum quid non ad- 

quiritur a debitore, sed cum quid de bonis demi- 
nuitur.“* | 

Diefe allgemeine NRechtöregel findet daher nach röm. 
Rechte ihre Anwendung, die Ausfchlagung mag vor oder 
nach erfolgter Immiſſion der Gläubiger ftattgefunden haben. 
Eben fo menig aber läßt ſich mit Grund behaupten: Es 
befchränfe fih auch der ganze Titel der Pandelten: „quae 
in fraudem creditorum‘“* auddrüdlich nur auf eine vor 


gefchebener Cessio oder Immissio von dem Schuldner: unter: 
nommene VBermögend-Difpofition. Würde auch nicht fchon 
der Eingang diefed Titels, wo Ulpian ausdrüdlich fagt: 

„Ait Praeior: „, „Quae fraudationis causa gesta 
erunt: haec verba generalia sunt et continent 
inse omnem omnino in fraudem factam yel alie- 

nationem, vel gquemcungue contractum“ 
jene Meinung widerlegen, fo enthält doch gerade diefer Titel 
unter anderen mehrere fehr deutliche Geſetzesſtellen, welche aus⸗ 
druͤcklich und ſpeciell von dem Falle einer nach wirklich erfolgter 
Smmiffion vorgenommenen Bermögend - Verringerung hans 
deln und welche bi8 zur Evidenz bemweifen, daß die Paus 
lianifche Klage. von dem Prätor ausdrüdlih and für den 
Fall gegeben worden ift, wenn der Schuldner auch erft 
nach erfolgter Immiſſion feiner Gläubiger eine ihnen nach⸗ 
theilige Verfügung über fein Vermögen vorgenommen hatte. 
Dabin gehören: 
fr. 6. $. 7. D. quae in fraudem creditorum, 

wo Ulpian fagt: 

„Seiendum: Julianum scribere, eoque jure nos 
uli, ut, qui debitam pecuniam recepit, antequam 
bona debitoris possideantur, quamvis sciens pru- 
densque solvendo non esse recipiat, non timere hoc 
Edictum: sibi enim vigilavit. Qui vero post bona 
possessa debitum suum recepit, hunc in portionem 
vocandum, exaequandumque caeteris creditoribus: 
neque enim debuit praecipere caeteris post bona 
possessa, cum jam par condilio omnium creditorum 
facta esset.“ 

fr. 9. D. eodem, 
wo Paulus bemerkt: 

„Is, qui a debitore, cujus bona possessa 
sunt, sciens rem emit, iterum alii bona fide 
ementi vendidit: quaesitum est, an secundus emtor 

 conveniri potest? Sed verior est Sabini sententia, 
bona fide emtorem non teneri quia dolus 


ei duntaxat nocere debeat, quicumadmı- 
sit, Quemadmodum diximus non teneri eum, si’ab 
ipso debitore ignorans emerit. Is autem, qui dolo 
malo emit, bona fide autem ementi vendidit, in so- 
lidum ‚pretium rei, quod accepit, tenebitur.“ 

j fr. 10; $. 16. D. eodem, 

wo Ulpian fih dahin. Augert: | 

„Si debitorem mcum et complurium creditorum 

consecutus esse fugientem, ‚secum ferentem pecu- 

niam et abstulissem ei id, quad mihi debeatur: pla- 

. cet Juliani sententia dicentis, multum interesse, 

. antequam in possessionem bonorum ejus eredito- 
res mittantur, hoc faclum sit, an postea. Si ante, 
cessare in factum üctionem, si postea huic lo- 
cum fore.“. 

Daher bemerft auch: 
Wenning-Ingenheim in ſeinem Lehrbuche des gemei« 

nen Kivilrecht3, 3. Bd., VI. Buch, $.24., und mit ihm 

Thibaut, Syftem des Pandektenrechts, $. 1228. nota h. 

febt richtig : 

„Nah römifhem Rechte hob die Immiſſion allein des 

Schuldners Difpofitions = Freiheit nicht auf, daber die 
“ paulianifhe Klage auch wegen nachher vorgenommener 
“ Difpofitionen nöthig war.‘ 
Dergl. Happel Beobachtungen beim Ausbruch eined Con— 
curfeß, p. 41—7°, 

Dabelom und Andere wollen zwar dieſe Geſetzesſtellen 
blos von dem Falle verftanden wiſſen, wenn die Gläubiger 
nur in einen Theil des gemeinfchuldneriichen Vermögens. 
immitirt worden find, und der Gemeinfchuldner etwas vers 
äußerte, welches die Immiſſion nicht unter fich begriff. 
Allein die angeführten Gefepe drücen ſich in den Worten, 
post bona possessa, ftrner cujus bona possessa sunt, 
fo allgemein aus, daß ſich eine einfchränfende Erklärung 
auf eine Immiſſion in einen Theil oder in beftimmte 
“ Güter des gemeinfhuldnerfhen Vermögens nur ald höchſt 
geꝛwungen darſtellt. Sagt doch Dabelow in einer andern 
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Stelle feined Buches und zwar S. 264. unter. Wr. IM, 


ſehr richtig felbft: Es babe ſich diefe Immiſſion, welche 


den Gläubigern rei servandae causa ertheilt wurde, darin 
von andern Immiſſionen weſentlich unterſchieden, daß ſie 
dad geſammte Vermögen des Gemeinſchuldners (univer- 


sum jus debitoris) zum Gegenſtand gehabt habe, was 


auch aus 
C. 1. Cod. de praetorio pignore (8, 22.) 
erbellt, wo Juftinus fagt: 

„Si praetorium pignus quicunque judices dandum 
-alicui perspexerint, non solum super mobilibus 
rebus, et immobilibus et 3e moventibus, 
sed etiam super actionibus, quae debitori 
competunt, praecipimus eis licere decernere,* 

ef. die Anmerkung Gothofred8 zu diefem Fragment : 

„Pignus praetorium in universa bona et Jura j 
constituitur,“ 

Daß, wie Dabelow a. a. O. bemerkt, das heutige 
Soncurs= Verfahren veränderte Berbältniffe erzeuge, mes 
gen welher ganz andere Grundfähe ftattfinden müßten, 
ald vor deſſen Entftehung, möchte fih wohl in diefer Als» 
gemeinheit nicht behaupten laffen. _ Heutzutage. hat zwar 
jede Veräußerung, welche der Gemeinichuldner nach ers 
fanntem Concurfe vornimmt, die Nichtigfeit- derfelben uns 
mittelbar zur Folge. Ä 

©. Thibaut a. a. O. $. 1228. 

Allein nothwendig muß ſich hier von ſelbſt die Frage 
aufwerfen, ob überhaupt die Repudiation einer Erbſchaft 
eine Veräußerung oder Vermögen» Verringes 
sung im Sinne der ®efehe genannt werden fönne? Und 
diefe Frage ıft ſchlechthin zu verneinen. 

Daß 

fr. 28. pr. D, de verborum signif. (50. 16.) 
enthält die außdrüdliche Beſtimmung: 

„Qui occasione adquirendi. non utitur, non intel- 
ligitur alienare; veluti, qui hereditatem omittit etc.“ 

und bderfelbe Sap findet fib auh n ° ; 
Wonarihr. f. d. Suaupa. I. BU, 1. Mn... 0 — D 


Fl 


* fe. 5.6. 13. D. de donatfonibus i inter vir. et uxor. . 1.) 
—S wo Ulpian ſagt: 

7 487 maritus héres institutus repudiet hereditatem 
donationis causa, Jultanus scripsit libro 17. Dig. do- 


nationem valere: neque enim pauperior fit, 


€" quinonadgquirat, sed qui de patrimonio 


suo deposuit etc.“ 

Die Richtigkeit diefes Satzes fließt aber auch ſchon 
„aus. der Natur der Sache. Denn eine Erbfchaft, fel: ſi die 
. bereits angefallene nicht ausgeſchloſſen, erfordert aber, fo 
“ wie eine Schenkung zu ihrer Erwerbung eine Antretung 
. gder Annahme. „Delata hereditas (beißt es 

in fr. 151. D. de Verb. dignif.) 
intelligitur ‚ quam quis possit adeundo consequi.‘‘ So 


lange eine Erbſchaft noch nicht wirklich angetreten iſt, heißt 


fie in den Gefepen hereditas jacens, vacua, sine 


„go mino, 
nad fr. 13. $. 5. D. quod vi aut clam 
ei fr. 1. pr. D. de successorio edicto 


1 


e 


und iſt, wie ſich 


fr. 1. pr. D. de devisione rerum (1. 8.) 


ſehr bezeichnend ausdrüdt, überhaupt noch nicht in bonis. 
"Eine noch nicht angetretene Erbſchaft ſtellt noch die Perſon 
des Erblaſſers vor und wird vermöge gefeplicher Fiction 


für ein noch fortdauerndes Eigenthum deffelben gehalten, nach 
fr. 34. D. de adquirendo rerum domin. 
fr. 61. D. eodem, 
fre 116. 5. 3. D. de legatis. (I.) 

Erſt durch die Antretung, fie geſchehe nun ausdruͤck⸗ 
lich :(hereditatis aditio) oder durch Facta (pro herede 
gestio) wird ſie erworben. Auch ſelbſt der Anfall eines 
Legats oder einer Erbſchaft, welcher ipso jure gefchieht, 
ift hieven nicht ausgenommen. „Ein Legat, dad Jemand 
pure oder unter einer bereitd eriftirenden Bedingung per: 


ſchafft worden iſt, fällt dem Legatar in demfelben Augen— 


liche »ipso jure an, mo der Erblaffer flirbt; — 


aber kann ein ſolches Legat, wie — in 
;& AI Age. In BR ET SIE 
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a nn 6. 6. h. D. quae in fraudem eredigorum. - 
ausdrücklich bemerkt, zum Nachtheil der Gläubiger ohne 
Anftand gültig audgefchlagen werden, indem dort gefagt wird: 

„Sed gt illud probandum, si legatum repudiavit, 
cessare, Edictum, quod Julianus quoque scribit.“* 

Zur Genüge erhellt dieß auch aus — 

fr. 1. $. 6. D. si quid in fraudem patroni 8. 5.) I 
‘mo ebenfalld Ulpian bemerft: 

- „Utrum aulem ad ea sola revocanda RE per- 
tinet, qwae quis libertus de bonis deminuit, an eilam 
ad ea, quae non adquisivit, videndum est? Et ait 
Julianus lib. 26. Dig. si hereditatem libertus 

‚.non adierit, fraudandi patroni causa, vel legatum re- 
“pulerit, Favianam cessare, quod mihi videtur ve⸗ 
rum; quamvis enim legatum retro nostrum 
sit, nisi repudietur; attamen cum repüdia- 
| tur, retro nostrum non fuisse, palam est.“ 
und ebenfo in dem ſchon oben angeführten A 
a fr. 6. $. 2. D. quae in fraudem creditorum: ' 
“ „Proinde et qui repudiavit hereditatem, vel — 
timam vel testamentariam, non est in ed causa ’ut 
. huie ‚edieto locum faciat. etc. 
Was von dem Legat gilt, muß wegen Gfeichheit des 
Grundes analog auch von einer Erbfchaft gelten. 
Perg. Beckmann, Diss. de debitore obaeratd in 


praejudicium non adquirente $. $. 20. und 21. 
Dabelow a. a. O. ©. 472. 


Die Gläubiger fönnen aber den Schuldner nicht nöthi— 
gen, etwas zu erwerben, dad nicht. fehon zuvor einen Theil 
feined Vermögens ausgemacht hätte, Sie fünnen ihn inds 
befondere nicht zwingen, eine ihm angefallene Erbfchaft an: 
‚zutreten, wenn ihnen auch gleich. durch die Ausſchlagung 
derſelben der Vortheil einer daraus zu boffenden theilweifen 
„oder: volftändigen u entzogen werden follte, was 
aus 


fr. 67. $. 1. Dig. ad Sctum Trebell, 66 1) 


ganz deutlich erhellt, wo es heißt: A: 3 
5 


„Etiam eo tempore; quo ereditorum fraudan- 
"dorum eonsilium inieris, eitra periculum in- 
terdieti fraudatorii hereditatem suspectam ad- 
ibis et restitues mihi: quia et remöto fideis 
commissoliberumtibifuerat, nolentiadire 
hereditatem, creditores tuos tali commodo 
fvaudare, et ego nihil turpiter faciam, re- 

cipiendo eam hereditatem, quam remota 
postulatione mea creditorescompellere te, 
ut adires, non potuerint.“ 

fo wie aus 

| $. 2. fr. 67. eodem, 

’ wo von einem verfehuldeten Sohne, ald suus heres, ger 

fagt wird: Ä 
„Sed et si filius suus heres patri, rogatus sit 
s patre, hereditatem mihi restituere, cum suorum 
creditorum fraudandorum consilium iniis- 
set, tanquam suspectam er Decreto Praetoris 

. kestituerit mihi, vix fraudatorio edicto locus 


erit."* 


Vergl. Beckmann, J. c. $. XXI. 
Geigerd und Glücks merkw. Rechtof., a. a. D. S. 237. 


Dabelow a.a. 9.6472. | 
—F Auch die Natur des heutigen Concurs-Verfahrens an 
ſich ändert bierin durchaus nichts. Ein Schuldner iſt zwar 
rechtlich verbunden, ſein bereits vorhandenes Vermögen 
zum Nachtheil ſeiner Glaͤubiger nicht zu verringern, nicht 
aber auch, es zum Vortheil derſelben zu vermehren und 
die Gläubiger Fönnen- fich nicht darüber beſchweren, wenn 
er zu ihrem Nachtheil einen zu hoffenden Vortheil oder 
Gewinn von fih weißt. Dieß unterliegt, ſo lange der 
Concurs noch nicht wirklich erkannt iſt, ganz keinem Zweifel, 
und wird ſelbſt von den meiſten derjenigen Rechtsgelehrten 
ald richtig anerkannt, welche die oben aufgeworfene Rechts⸗ 
frage verneinen. — | 
©. Dabelow a. A. D. ©. 466. und 478. | 
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Es folgt dieß aber auch ſchon aus ben oben arige» 
führten Gefegesftellen jeden Falls unläugbar. von felbft, der 
Erwerb mödhte nun ven iwad immer für einer Urt fepn, 
felbft wenn er ipso jure angefallen wäre. 
S. Dabelow a. a. D. ©. 468—473. 

Iſt aber.der Schuldner vor Ausbruch de Soncurfes nicht 
verbunden, Etwas zum Vortheil feiner Gläubiger zu erwer⸗ 
ben, fo iſt er ed auch nach erkanntem Eoncurd nicht. Denn 
der deutfche: Eoncurd= Proceß Legt verindge feiner rechtlichen 
Natur dem Gemeinfchuldner feine neuen VBerbindlichkeiten auf 
und erzeugt auch auf Seite ‚der. Gläubiger Feine neuen 
Mechte.. Er entzieht zwar dem Gemeinichuldner die Bes 
fugniß, über dasjenige, maß bereitd zu feinem patrimo- 
nium gebört (quae ad bona ejus pertinent), zu verfügen, 
und verfügt er dennoch, fo ift jest vorausgeſeht, daß das 
veräußerte Object wirklich zur Concursmaſſe gehörte, Die 
ganze Handlung nichtig. 

ef. Thibaut a. a. O. 

Allein umgekehrt iſt auch dasjenige, was noch nicht 
wirklich zur Concursmaſſe gehört, was der Gemeinſchuldner 
noch nicht fein nennen kann und was erſt durch einen bes 
-fondern Act feiner MWillend - Thätigfeit möglicher, aber 
nicht nothwendiger Weife von ihm zu erwerben oder außs 
zufchlagen ift, je nachdem er ſich zu dem einen oder zu 
‚dem andern nad freier Wahl entfchließt, kein Theil feines 
Vermögend. Hat er daB Recht, auch noch nach erfanntem 
Eoncurd Etwas durch feine Willenshandlung zu erwerben, 
fo muß er es auch rechtsgültig audfchlagen können und 
‚ wer ibn daß Iehtere beſtreitet, der beſtreitet ihm damit 
auch das erſtere. | 

cf. Beckmann, !. e. $. ult. 
Darf aber der Semeinfchuldner auch nach erfanntem Ein 


curs einen zu beffenden Erwerb rechtögültia zurückweiſen, 


fo begeht er gegen feine Gläubiger fein Unrecht, feinen 
dolum, wenn er von feinem Rechte Gebrauch macht, 
fr. 55. D. de div. ‚reg. jur. 


ki 


ind die Gläubiger Fönnen ſich auch über einen! ihnau zuge⸗ 


fügten Schaden mit Grund nicht beſchweren⸗ a a 
9er 5 Sri 451. Dig. ibid, 8005 Da 5 Des BEE LE ZN 
Becmann |. o. . XVI. und. XXIII. 


Die Einwendung, daß dem’ Gemeinſchuldner vor er— 
kanntem Concurs Manches zu thun erlaubt ſeye, was von 
ihm mach erkanntem Concurs nicht mehr gültig geſchehen 
könne, kommt hiegegen nicht in Betracht. Denn noth— 
wendig muß dieß immer wieder auf die Frage zurückführen: 
Welche Handlungen kann denn der Gemeinſchuldner vor 
‚erfanntem Concurs gültig vornehmen und welcher bat er 
ſich nachher zu enthalten. Jenes Argument iſt alfo zu vag 
und beweist eben darum für den vorliegenden Fall nichts. 
Auch: die bei Erkennung des Concurfes verhängte Güter 
Adminiftration kommt biegegen nicht in Erwägung, den 
die ‚Anordnung einer Maifepflege im Intereſſe und zum 
Vortbeil der Gläubiger trifft nur das Vermögen, nicht 


aber die Perfon des Gemeinfchuldnerd; fie iſt nur eine ,- 


‚cura realis oder simplex, feine qualificata, mie bei Wahnz 
‚finnigen und gerichtlich erklärten Verfehwendern, mobei zu: 
gleich auch eine cura personalis eintritt. 


« Schon bisher ift bei verfchiedenen Gelegenheiten berührt 
‚worden, daß der. von manchen Rechtsgelehrten gemachte 
‚Unterfchied zwiſchen einer bereitd angefallenen und einer 
Fünſtigen, noch nicht einmal angefallenen Erbfchaft, worauf 
der Schuldner noch bei Lebzeiten des Erblaffers zum Nach— 
theil - feiner Gläubiger Verzicht geleiftet hat, und die eins . 
ſchränkende Erklärung der Hauptgefepftelle in 

. ' fr. 6. D. quae ih fraudem ereditor. 

auf den letztern Fall, fich in feiner B: ziehung rechtfertigen 
laſſe. Da die Kläger das Haupt = Gewicht ihrer Gründe 
‚auf diefen Unterſchied zu legen feheinen, fo ift daffelbe bier 
noch⸗ niit wenigen. Worten zu erwähnen. Das angeführte 
Geſetz, namentlich der | 4 

6 · fr 6. quae in fraudem cereditorum. 


fagt: wen. im 


‚Er 


„Proinde et» qui- nepudiavit, ‚hereditatem, 
vel legitimam vel testamentardam, nonest 
in ea cansa, ut huic edictolocum faciat; no- | 
luit enim adquirere, non suum proprium 
patrimonium diminuit.“ — 
Vergl. auch fr. 67. $. 1. D. ad — Trehell. 
fr. 19. und 20. D. quae in fraudem creditor. 

Es ift wohl klar, daß, indem Ulpian bier, von. ‚einer 
hereditas legitima..und testamentaria. fpricht, 
eine bereitd angefallene. Erbſchaft gemeint ſey, da nad) 
römifchen Gefepen die Erbfchaft eines Lebenden als gat 
nicht in rerum natura vorhanden angeſehen, wurde und 
nicht zum Gegenſtand eines Vertrags gemacht werden konnte, 

fr. 1. B. de hered. vel actione vendita (18. 4.) 
auch Verzichte auf noch nicht angefallene Erbichaften völlig 
unwirffam waren. 


his fr. 94. D. de adquir. vel omitt. hered. 
fr. fin. D. de suis et legit. heredit. 


i 


> 


fr. 174. $. 1: D. de div. reg. jur. ! 
Vergl. auch Geigers und Glücks Rechtsfälle a. a. A 
S. 230. und die dort angef. Schriftſteller. .cH 


Güntherll. c. a 
„Perinde est, sive id, — adquirere debitor 
potuisset;, eidem nondum delatum fuerit, sive 
jam delatum, vel adeo ipso jure,'at im- 
perfecte adhuc,, adquisitum.“* | 
Thibaut ac. D. 
„Man unterſcheide 4) der Schuldner veräußerte nichts 
von feinem Vermögen, fondern fihlug bloß einen Er: 
werb aus, wohin auch der Fall gehört, wenn erein ihm 
ipso jure angefallened® Redf‘, deſſen Anfall durch 
bloße Mißbilligung rückwärks vernichtet werden kann, 
aufgiebt: alsdann dürfen die Gläubiger ſich nie be— 
ſchweren, die Entſagung ſey vor oder nach dem 

förmlichen Concurſe geſchehen, u. ſ. w. 

Wenn aber nach der bisherigen Ausführung ſelbſt eine 
ipso jure angefallene Erbſchaft noch nicht wirklich zu dem 
patrimonium — gehört, ſo läßt ſich auch der von 
Dabelow a. a. O. ©, 459. und 460. aufgeſtellte Sab: 


daß ‚die —* die us Schuldner angefallene Erb 


* 


72 , 
(haft “feibft zu erwerben, daB Recht bätten, nicht wohl 
rechtfertigen. Denn nur derjenige, dem eine Erbfchaft ans 
gefallen ift, kann fie auch durch Antritt erwerben. Schlägt 
er aber diejelbe aus, ſo fällt fie"in demfelben Augenblid 
feinen Miterben, oder den ihm ———— oder den In— 
teflat = » Erben an. 

cf Gmelin, de — hered. $. VIII. und XV. 

Das Recht, eine Erbſchaft anzutreten, iſt ein rein pers 
ſonliches, mie überhaupt alle Rechte auf Verlaffenfchaften 
rein perfönlicher Natur find. 

Vergl. Geigerd und Glücks Rechtsfälle a. a. O. S. 234. 

Rein perfönliche Rechte des Gemeinfchuldnerd aber 
können deffen Gläubiger nicht ausüben, weil fie eben wegen 
ibrer rein perfönlichen Natur nicht auf Andere übergeben 5 
fie koͤnnen ſie alſo auch nicht für ſich anſprechen. Rechte, 
die der Gemeinſchuldner entweder nie gehabt, oder deren 
er ſich begeben hat, und, weil ſie, wie die Geſetze ſagen, 
nicht zu ſeinem patrimonium gebören, auch gültig begeben 
konnte, können die Gläubiger nie zu ihrem Vortheile gel: 
tend machen, fo wenig als fie den Gemeinfchuldner hindern 
fönnen, ſich eines ihm zuftehenden Erwerbrechts zu begeben. 
Wenn es aber dem Gemeinſchuldner nach der Flaren Vor: 
ſchrift der oben. angeführten Geſetzesſtellen in 


fr. 6. $. 4. D. quae in fraudem creditor. 
fr. 1. $. 6. D. si quid in fraudem patroni, 


erlaubt ift, felbft auf ein ibn, ipso jure angefallenes Recht 
zum Nachtheil feiner Gläubiger mit der rechtlichen Wirkung 
zu verzichten, daß es durch die bloße Mißbilligung rück— 
wärts vernichtet und fo angefeben wird, als hätte er es 
garınie gehabt, fo ift nicht einzufehen,, auß welchem rechts 
lihen Grunde denn noch den Gläubigern ein ſolches Recht 
zufteben follte. Dabelomw a. a. O. will zwar unter einem 
dem Mermögen des Gemeinfhuldners bereits wirklich. zuge— 
wachſenen Recht ein folched verftanden wiſſen, dad ibm 
nah Verordnung der Geſetze mitgetheilt wird, ohne daß 
er erit nötbig bätte, eine Handlung zu unternehinen, welche 
auf die Erwerbung diefes Rechts abzweckt. Dabin rechnet 


Lil 


er 3. 3. wenn dem Schuldner vitrens des Concurſes 
eine Erbſchaft deferirt wird, oder ipso jure zuwächst, oder 
wenn ihm ein Vermãchtniß vonJemand hinterlaſſen wird. 
Wenn hingegen z B. dem Schuldner eine Schenkung an? 
geboten wird, fo glaubt derfelbe,, Fönne das Recht auf die! 
Schenkung noch nicht ald ein dem Vermögen ded Schuld 
ners bereits mwirflich zugemwachfenes Recht betrachtet‘ werden, 
weil die wirkliche Erwerbung deß Nechts auf die Schenkung‘ 
erft von der Acceptation ded Schuldners abhängig fey. AI 
leın bedarf denn nicht auch die Ermwerbung eined Vermãcht⸗ 
niſſes oder einer Erbſchaft eine beſondere Handlung), wenn 
fie ald ein dem Vermögen des Schuldners bereits wirklich 
zugewachſenes Recht betrachtet werden ſollen? Wer nicht 
erwirbt, auch wo er ein Recht zu erwerben hatte, wird 
darum in dem, was die Geſetze patrimonium nennen, nicht 
ärmer, oder mit andern Worten: das jus adquirendi ges 
hört nicht zu dem patrimonium, wie in dem ſchon oben 
angeführten Geſehe in 


Fr, 5. $. 13. D. de donationibus inter virum et uxo- 
rem (24. 1.) 


ausdrücklich bemerkt iſt, wo namentlich in Beziehung auf 
eine bereits angefallene Erbſchaft geſagt wird: 
„Si maritus heres institutus repudiet hereditatem 
 donatinnis causa, Julianus seripsit libro 17; Di- 
gestorum, donationem valere, neque enim 
pauperior fit, qui non adquirat, sed 
qui de patrimonio suo deposuit.“ | 
Vergl. fr. 28. de Verbor. Signif. (50. 16.) 
„Qui occasione adquirendi nen utitur, non intel- 
ligitur alienare: veluti qui hereditatem 
omittit etc.“ 
und 


fr. 5. $. 5. D. de jure dotium (23. 3.) 
fr. 1. $. 23. D. de collatione (37. 6.) 


Aus diefen Gründen glaubte der K. G. Hof zu T. die 
oben aufgeworfene Rechtöfrage bejaben zu müffen, fo ſehr 
ſich auch die entgegengefepte Beantwortung derfelben, von 


u 
dem -Standpunkte der natürlihen Billigfeit aus bes 
trachtet und. abgefehen von, den Beſtimmungen des poſiti— 
\ 

ven Rechts ‚vielleicht empfehlen möchte; woraus denn fowie. 
aus dem. Sahe: daß die. angeftellte Klage genen den ter- 
tium bonae fidei possessorem Be dem ſchon oben alles 
girten 

fr. 9. D. quae in — — ete. 
nicht Plat greift, auch Die Abweiſung der klagenden Eres 
ditorfchaftd:: Anmälte mit den erhobenen Anfprüchen fich, 
von ſelbſt, ergab. 

Auf, die dagegen eingelegte Berufung an den Civil: 
Senat des K. Ober » Tribunals wurde in der Folge wieder 
verzichtet. | 

* Bemerkng, 

Nachdem ich vorſtehenden Aufſab, welchen ich im J. 
1829 als Referent ausgearbeitet habe, bereits an die Re: 
daction unferer Zeitfehrift abgefendet hatte, fam mir ein 
diefelbe Rechts - Frage behandelndes rechtliches Gutachten 
des Herrn Ober-Appellations- Gerichtsraths D. Pfeiffer in 
Darmſtadt ‚(in deſſen pract. Ausführungen aus allen Theilen 
der Rechts-Wiſſenſchaft Band IV. S. 54. folgg.) zu Ge— 
ſicht, worin ich zu meinem Vergnügen die oben aufgewor⸗ 
fene Frage ganz auf gleiche Weiſe, theilweiſe ſogar aus 
denſelben Motiven beantwortet fand, denen auch Präjudicien 
des Ations-Gerichts zu Wolfenbüttel und des Ober = Appels 
lationd = Gerichts zu Caffel, beigefügt find, welche von ganz 
gleichen Anfichten ausgehen. 


25. F 


6) Kaku eine Derbindlichkeit der Gemeinven die 

Beſitzer von Gütern ihrer Markung rückſichtlich 

der öffentlichen Abgaben zu vertreten, zumal jeht | 
| noch, zu Recht beſtehen? 


Ein von dem A. Ober-Tribunal entſchiedener KNechtsſall). 
(Bon dem Herrn Obertribunal⸗Präſidenten v. Bolley.) 


Der Stadtrath K. zu L. iſt Beſitzer eines Hauſes, wel⸗ 
ches früher dem Geh. Rath und Kammerpräſidenten Frey⸗ 
herrn von Hardenberg gehörte? Nach ‚einer Urkunde 
vom 12. Juli 1747 übernahm der Stadtmagiſtrat zu L. zu | 
Bezeugung ded Danfed wegen der von jenem der Stadt 
geleifterem Dienfte für ale Zukunft die Steuern, welche 
etwa auf diefed Haus gelegt werden möchten 

Formal: 

„haben Wir den einflimchigen Beſchluß — — 
„Behauſung mittelſt Uebernahme aller publiken, ſo gegen⸗ 
„wärtigen als zukünftigen, auf vorher von und auswir— 
„kende herrſchaftliche gnädigſte Ratification, ineinenfreye 

—„enStand zuſſtellen; wirgeloben und verſprechen dems 
„nach, ernannte Behauſung, (alein den Zoll, Umgeld 

und Accis ausgenommen), in allen übrigen Steuern 
„und Anlagen, Stadt» Amtds oder andern Schäden u. 
„ſ. w. wie die Namen haben möchten, nomine gemeis 
„Mer Stadt gegen Herrs oder Landfhaft und 
„fonften männiglich zu vertreten, zu entheben, 
„und folhe Befhmwerden aufund zu nehmen.“ 

„Sotbane resp. Uebernahme und von gnädigfter Herrs 
„Schaft ratificirte Befreyung fol fich auch nicht nur auf 
„den jetzigen Befiper und deffen Erben , fondern auch -quos- - 
„eunque' possessores singulares verftehen.“ 

Diefe „von gemeiner Stadt wegen entſchloßene 
„Befreyung des fraglichen Hauſes von ſämmtlichen dar— 
„auf haftenden Real» oneribus” wurde dann auch yon dem 
damald regierenden Herzog Earl „b ewilliget und ras 
„tificret.“ | Ä 


Bis zu: dem Anfange bed vorigen Jabrzebends Fliehen 
auch die Beſitzer dieſes Hauſes von allen Steuern befreit. 
Als aber zu jener Zeit die Stadt 2. ſich weigerte, die auf 
dieſes Haus fallenden Steuren zu entrichten, fo ftellte der 
Kläger zunächft eine poffefforifhe und eventuell eine peris 
-orifche Klage darauf ah, daß die Stadt zur Uebernabme 
der Steuern und Laften, welche diefe Behauſung betreffen, 
fowie zum Koften = Erfab verurtheilt werden möchte. _ 
Die Klage: wurde bey der Vereinigung des Petitorium 
mit dem Poffefforium auf die angeführte Urkunde und den 
bisherigen Beſitz begründet und dabey zu zeigen gefucht, 
daß die bekannten: Gefepe und Verordnungen vom 13. Dec. 
41812 (Neg. Bl. ©. 621) und vom 14. Juni 1823 (Reg. 
Bl. S. 501) hieher nicht bezogen werden fünnen, ındem 
e8 fich hier nicht von einer Stenerfrenbeit, fondern 
nur davon handle, daß die Stadt» GemeindeN. den auf duß 
fragliihe Haus fallenden Antbeil von Steuern übernehme, 
Bon dem Richter erfter Inſtanz wurde jedoch der Kläs 
‚ger auf den Grund der angeführten Gefese und Verord— 
nungen mit feiner Klage geradezu und unbedingt abgemies 
fen, dieſes Erfenntniß aber in der zwenten Inſtanz dahin 
abgeändert, daß die Stadt den Kläger nad) Maasgabe des 
Vertrags vom Jahr. 1747 in Anſehung aller Laſten und 
Abgaben zu vertreten habe, welche auf daß fraalihe Haus 
gelegt werden. | 
In der dritten Inſtanz hingegen wurde den 417. Mai 
1826 das Erfenntniß zweyter Inſtanz zwar rückſichtlich der 
auf diefes Haus fallenden ftädtifchen und Corporations-Um— 
lagen beftätigt, dagegen. aber der RI. rückſichtlich der Staatds 
und allgemeinen. Landes» Steuern mit feiner Klage ab: 
gewiefen. Ich theile bier. zunachft Die. Entſcheidungs— 
Gründe des Ober - Tribunald mit, und laſſe dann einige 
Bemerfungen folgen. 
Entfheidungs- Gründe des RK. Ober-Tribuna:s. 
„J. Schon das Geſetz vom 13: Dec..1812 erflärt fich 
- auf das Beftimmtefte darüber, daß es ſich durchaus in feis 


\ 


73 


nerlei Hinficht rechtfertigen laffe, wenn zu Gunften irgend 
eines Untertbanen einer Befreiung von Staats » Abgaben, 
zu ungerechter Beihmwerung der übrigen, Statt 
gegeben werde. Nach deinfelben wird eine allgemeine - 
gleihförmige Befteurung als eine laute und firenge 
Forderung der Gerechtigkeit dargeftelt und es werden alle 
und jede Rechtstitel, wie fie nur immer Namen bas 
‚ben mögen, für den Anfpruh auf irgend eiue Bes 
freiung von Staats-Abgaben für nichtig erflärt. 
Beſonders merfwürdig iſt auch noch der Eingang des 
Geſetzes: 
„Nicht das Staatsbedürfniß und eine darauf ges 
„gründete Finanz: Operation gab die Veranlaffıng 
„und den Grund jener Aufhebung aller Steuer » Befreis 
„ungen, fondern Wir wurden einzig dur die richtis 
„gen Begriffe der vodlfommenften Gleichheit 
„aller Untertbanen vor dem Geſetze und der allges 
„mein fich erſtreckenden, feine Ausnahme duldenden 
„gleichen Berpflichtung derſelben zu Entricht 
„tung ſämmtlicher Staats-Abgaben u. ſ. w⸗ 
„geleitet.“ 
Ebenſo beſtimmt drückt ſich die Verfaffungd » Urfunde 
6. 21 hierüber aus, dag alle Württemberger zu gleichen 
ftaatsbürgerlihen Pflihten und zu gleicher 
Theilnabme anden Staatdlaften verbunden feyen. 
II. Mit diefen Gefeben ſteht das vom Kläger anges 
ſprochene Privilegium rüdfichtlich. der Staat8: Steuern 
in offenbarem MWiderfpruch. Dieſes Privilegium wird vom - 
Kläger ald ein auf dem Haufe, daß er befitzt, 
ruhendes geltend gemacht, und. e8 iftein bloßer Streit 
um Worte, wenn er behauptet, daß es fich hier nicht von 
“einer. Steuerfreiheit handle; denn nah jenem Privilegium 
‚it wenigftend jeder Befitzer des Haufe, ald fol: 
her, von Bezahlung der Steuern befreit, und diefe Laft 
fällt auf die übrigen Steuerpflichtigen der Stadtgemeinde 
zu 2. Jeder folchen Bedrüfung wollten aber die angeflihr⸗ 


r 
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ten. Gefebe begegnen, "und es läßt fich um fo weniger be⸗ 


haupten, daß diefe Geſetze nur dann anwendbar fenen, wenn 


"eine Befreiung bisher die Laft der Geſammtheit von 
Styuerpflichtigen ded Landes vergröffere habe, da diefelben 
ganz allgemein ſprechen und fo energifch jede Ausnahme 
ausfchließen; da ferner jede ungleiche Vertheilung der 
Staatd » Laften die Folge haben muß, daß die Steuer: 
pflichtigen zu Tragung größerer Laften weniger. fähig fener, 
und da endlih im alten Lande ben allen, nach der im 
‘Anfang ded vorigen Jahrhunderts angeführten Landes = Peräs 
quation entftandenen Steuer = Befreiungen, fo mie uinges 
kehrt bey allen neuen Collectationen, nur jede Gemeinde, 
zu welcher diefe Objecte gehörten, betbeiligt war, indem 
ſolche Veränderungen auf den einmal eingeführten Landes: 
Eoncurrenzfuß überall feinen Einfluß hatten. Auch ift die 
Bedrückung der andern Steuerpflichtigen gerade nur um fo 
‘größer, wenn die von dem Einen abgemälzte Laft nur uns 
‘ter Wenige vertheilt wird. 

Nach allem diefem kann es darauf, welchen Einfluß 


eine Steuer: Befreiung vor 1808 auf die Vertheilung der 


Landes » Steuern im Ganzen batte, und ob bey Aufhebung 


einer folhen Befreiung die Staatöfinangen nur ein unmilts 


telbares Intereſſe haben, ganz und gar nicht anfommen, 
Hiezu fommt noch hauptfächlich 

IH. daß weder der Stadtmagiftrat für fih und obne hö— 
here Auctoritätzu Ertheilung eines folchen Privilegiums, noch 
"daß der Geheimes Rath, Kammer = Präfident und Ober: 
- Vogt, Freiberr v. Hardenberg, megen der etma der 


+ Stadt in feiner amtlichen Eigenfchaft geleifteten Dienfte, 
"zur Annahme irgend eined Gefchenfd von der Stadt, ohne 


höhere Ermaͤchtigung, berechtigt geweſen wäre. Auch wur— 
de nach der Urkunde vom 12. Juli 1747 „dieſe von gemei⸗ 


ner Stadt „entſchloſſene Befreiung” vom Landesberrn 


ſelbſt „bewilliget und ratificiret.’‘ Demnach fann 


° eigentlich ein landesherrliches, und zwar unvergeltlich 
ertheiltes Privilegium um fo mehr als der wahre Grund 


— 


, - 
diefer,. wiewohl auf den Impuͤls des Stadtmagiftrats und 
smit deffen Einwilligung, ertheilten Steuer - Befreiung be= 
‚trachtet werden, Daınicht etwa die nach dern damaligen Bere 
faſſung für Gemeinde-Angelegenheiten angeordnet geweſene 
oberaufſehende landesherrliche Stelle, nämlich die damalige 
herzogliche Land-Rechn. Depufation, ſondern der Landes: 
berr felbft e8 ift, von welchem jene Bewilligung ertheilt, 
auch die Vefreiungd = Urkunde unter dem Namen des 
2andesherrn und in einer ganz andern Form, als in mel: 
cher ein von einer Stadtbehörde eingegangener Vertrag von 
der höhern Stelle glnehmigt wird; ausgefertigt wurde. 
Da nun durd die neueren Geſehe vorzüglich ſolche 
Privilegien aufgehoben werden ſollten, ſo kann über die 
Anwendbarkeit derſelben auf den vorliegenden on überall 
vn Zweifel eintreten, zur 45) 
Hiernach bedarf ed = 
IV. kaum berührt zu werden, daß auch die Stetier » Ver: 
bhältniffe der Stadt felbft in Folge der neuern Gefepe auf 
eine für fie nachtheilige Weife ſich verändert haben, und 
daß namentlich auf dieſem ‚Haufe früber nur — unbedeu⸗ 
tender Grundzins gebaftet bat. - 
Da jedoch z 
V. die Steuer = Befreiungen, mie von der Stadt ſelbſt 
bey den Vergleichs = Verhandlungen anerkannt wurde, nur 
rückſichtlich der Staats- und allgemeinen Landes : Steuern 
»-aufgeboben worden find, fo -ift Auch nur in dieſer Beʒie⸗ 
ding dad Erkenntniß der vorigen Inſtanz abzuändern und 
der Kläger mit feiner Klage abzıhbeifen, Wogegen jenes 
rücfichtlich der ftädtifchen und Ober. Yintd 2 Edrporations⸗ 
umlagen zu beftätigen ft" etup ir 
Uebrigens if bie ——— mit ihrem erſt in drit⸗ 
ter Inſtanz angebrachten Antraı auf Erftattung der feit 
"4808 für den Kläger bezahlten teuern an den Nichter ers 


ſter Inſtan; zu verweiſe 


ei: 00 Dufühe zu diefer Ausführung. 

Das Ober : Tribunal konnte nach der Begründung feis: 
ner. Entfcheidung die Frage umgeben, in wie fern gemeins 
rechtlich ein Vertrag darüber, daß flatt des Beſihzers eis 
‘ner ſteuerbaren Sache ein Anderer die Steuer bezahlen ſoll, 
gültig und wirkſam ſey? Indeſſen fol fie bier noch berührt 
‚werden. 

Daß ein folder. Vertrag dem Staate nicht nachtheilig 
werden könne, dieß fließt nicht nur aus. dem allgemeinen 
Grundſatze: pacto privatorum juri publico derogari non 
potest; fondern es iſt auch in den Geſetzen auf das beſtimm⸗ 
teſte ausgeſprochen 

DT 1:42. D. L, pactis (2. day 


l. 2. C. sine censu vel religmis 0 N 
fundum comparari non posse (4. 47.) '" 
In diefer Hinficht ift auch überall nichts —* 

Dagegen giebt es allerdings manche Rechtsgelehrte, 
welche glauben, daß ſolche Verträge menigfiendzwifchenden 
Eontrabente n ſelbſt von rechtlicher Wirkung ſeyen z. B. 

Lauterbach Coll. theor. praet. 
Libr. L. Tit. 5. $. 3. 
' "Cramer observ. obs. 1027. 
Schmidt von geridtl. Klagen 
. $. 1895. nota r. j 
„Hellfeld jurispr. for. $. 985. 
und die von 
| Glück. Comm. Bd. 16. $. 985. ©. 130, 
fr note- 51. - ⸗— 
„anasführten Nee: Auch fiheint dem erften * 
Ablick nach die 
LE er on > 2 $.,2 , D. de pact. (2. 14.) 
für diefe Theſi 8 zu ſprechen. — | 
Pactum, u Si quas summag propter tr —— prae» 
dii Pignori nexi, factas creditor solvisset, a de- 
bitore reciperet, et ut tributa ejusdem prae- 
‘ dü debitor perderet, justum, ideoque servandum 
est. 


Allein es iſt wohl zu bemerken, dag dieſes Gefep von 


f 


8 


dem befondern Verhältniß des PfandsGläubigerd und. des 
Schuldners handelt, und daß in dem voraudgefehten Ver— 
trag nichts beftimmt iſt, al8 was an fih Rechtens ıft, in— 
dein ſchon an ſich, und unabhängig von jedem Vertrag die 
Steuer nicht dem Gläubiger, fondern dem Schuldner zur 
Laft fallen fol; wiewohl ſich die Steuer » Caffe allerdings 
zunächft an denjenigen halten Fann, in deffen Händen das 
ſteuerbare Gut fich eben gerade befindet, 


Daß aus diefem Geſetze für die Gültigfeit eines fol- 
hen VBertragd in Beziehung auf die Contrabenten 
im Allgemeinen nichtd gefolgert werden fünne, davon 
überzeugt man fih fhon nah Vergleichung der 


l. 13. D. de impens. in res dotal. factis (25. 1.) mit der 
l. 1. C. alleg. 


Nach jenem Gefebe ift ed der Mann, welcher aud den 
Dotal-Gütern alle Steuern zu bezahlen bat, und nach dem 
‚andern wird jedem abmweichenden Vertrage alle Wirkung 
abgefprodhen. Daß aber diefer Iehtere Sab nicht etwa bloß 
einer befondern Begünftigung der Frauen wegen ihres Heus 
rath-Gutes a ſey, dad ergiebt fich unzweifel— 
baft aus der | 

l. 5. Cod. alleg. R 
Omnes pro his agris, quos possident, publicas 
pensitationes agnoscantnec pactionibus eontra- 
riis adjuventur, si venditor aut donator apud se 
collationis ‚sarcinam pactione illicita volu- 
erit retinere. | 

Daher werden folhe Verträge meit von der großen 
Mehrheit der Nechtögelehrten auh in Beziehung auf 
die Eontrabenten felbft fir unwirkſam erBlärt, 

| Vgl. Hofacker princ. jur. eivil. 

$. 1907. in fine 
Eigenbrodt über die Natur der Bede » Abgaben, Gießen 


1826 ©. 168. 
Glück a. a. ©. ©. 131. 


und die von ihn Note 52. angeführten Sister 
 Monatfehra fd Iufiopm. an. Bon Anden. nf 6 
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- Merkmürdig iſt eine Meränderung, die in der Anficht 
von Thibaut vorgegangen if. Schon. in der zwepten 
Ausgabe feines Soſtems $. 340 erklärte er. zwar Privat: 
Verträge, wodurch Grundfteuern verlegt werden, für fo 
null und nichtig, daß nicht einmal unter den Contras 
benten daraud Verbindlihfeiten entfpringen, 

Aber dabep befindet fich der auffallende Zuſatz: 

„doch kann allerdings auf eine, die Contrahen—⸗ 
„ten’unter ſich bindende Weife, der eine die 
„Bezahlung der Steuern übernehmen, für welche 
„der andere dem Fiscus verpflichtet bleibt.“ 

Das ſah beynahe aus, wie ein Widerſpruch; wenig— 
ſtens vermißte man hier ganz die Beſtimmtheit, die man 
ſonſt bey Thibaut findet. Aber dieſer Satz, welcher auf 
die angeführte 

1. 42. und 52. D. * pactis 

gegründet wurde, iſt in der 7ten Ausg. $. 340 (in der 8. 

ift daB Kapitel vom Kameral- und Finanz-Recht audgefals 

fen) auf folgende merkwürdige Weife verändert: 


„Doch verftebt es ſich, daß _die Verträge gelten, 
„wodurch jemand die Vergütung der, auf 
„feine Rednung gezahlten Steuern vers 
„ſpricht.“ 
Dieſer neuere Satz wurde von Thibaut nach den 
Eroͤrterungen von Braun $. 340 ©. 339. auf folgen: 
de Weiſe erläutert: 
„So viel ift ganz gewiß, daß der Beſitzer einer mit 
„Grundſteuern belegten immobilis wegen dieſer Steu— 
„ern dem Fiscus immer verhaftet bleibt und daß 
„dieß zum Nachtheil des Fiscus, als eines tertii, 
„durch Privat-Verträge gar nicht geändert werden 
„kann.“ 
K 42. D. de pact. (2. 14.) 
„Allein können Privat-Perſonen nicht durch einen Ver⸗ 
„trag ausmachen, daß fie ſich perſoͤnlich verpflichtet ſeyn 
„wollen, gewiſſe Grundſteuern zu übernehmen, oder die 
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„bezahlten zu vergüten? Hierüber iſt nun viel geftritten, 
„wobev man aber diefe zwei Hauptfälle zu unterfcheiden hat: 
1) „Eine Perfon ift fhon an fich nach den Geſetzen ge: 
„balten, einem Andern die Grundfteuern zu bezahlen, mwels 
„he diefer proviforifch dem Fiscus erlegen mußte, wie z. 
„8. nach $. 655 der Pfandgläubiger proviforifch dem Fis— 
„cus Zahlung leiften muß, aber dann nachher wieder vom 
„Berpfänder Vergütung fordern kann. Wird bier nun durch 
„Vertrag ausgemacht, daß es dabei ‚bleiben folle, fo ift 
„nichts dagegen einzuwenden, weil bier der Vertrag bloß 
„das audfpricht, was ſchon nad) den Gefepen fo ſeyn muß.“ 
I. 42. 1. 52. $. 2. cod. 

2) „Der Vertrag legt die Grundſteuern dem zur Laft, 
„der fienah den Geſetzen an ſich nicht zu tragen 
„brauchte, 3. 3. der Verfäufer verfpricht dem Käufer 
„eined Grundftüdd, daß er auch ferner die Grundfteuern 
„tragen wolle. Hier find nun Manche der Meinung, ein 
„ſolcher Vertrag ſchade den Rechten des Fiscus gegen den 
„Beſiher nicht; aber man müße doch bier, wie in andern 
„Fällen, darlıber ausfprechen: non nocet terlio, sed va- 
„let inter contrahentes. 

„Allein nad 

1. 4. 2. 3. Cod. de censibus (4. 47.) 
„muß man dad Gegentheil behaupten für alle Veräuffes 
„rungss Verträge, wobei der Veräufferer angelobt, daß er 
„dein Erwerber ferner die Grundfteuern abnehmen wolle, 
„Denn jene Gefepe find über diefen Punkt beſtimmt, 'und 
„wenn fie auch nicht aus allgemeinen Principien folgen, 
„ſo baben fie ja felbft den politifchen Grund angegeben, 
„daß folhe Verträge Leicht zur Bedrüdung des 
„Beräuffererd benützt werden. Bey und ſieht man 
„es ja auch täglich, daß die Veräufferer, um baared Geld 
„in die Hand zu befommen, fi eine übermäßige Zins: 
„pflicht und in Hoffnung befferer Zeiten viele andere.Iä- 
„tige Bedingungen in der Noth gefallen laſſen. Eben auf 
„ſolche Umftände hat aber da8 humane römiſche Recht auch 
6* 
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„fonds vielfahe Rüdfiht genommen, 3. B. $. 396. 856. 


nota g.“ 

II. Selbft wenn jedoch diefe erfte Frage zu bejaben wäre, 
fo hätte dieß dem Kläger nicht zu Statten Fommen Fünnen. 
Denn der Kläger ift e8 ja nicht, mit welchem der Vertrag 
von der Stadt 2. abgefchloffen wurde ; ebenfo wenig gehört 
er zu den Erben ded urfprünglichen Paciscenten. Als drit- 
ter Beſitzer Fonnte er die Vertrags: Beftimmung nie für 
ſich geltend machen.. Dieß ift wenigftend nach dem röm. 
Rechte außer allem Zweifel, 

l. 81. $. 1. D. de contrah. emtione (18. 1.) 
„Lucius Titius promisit de fundo suo centum 
„millia modiorum frumenti annua praestare prae- 
„diis Gaji Seji: postea Lucius Titius vendidit 
„fundum, additis verbis his:“ „Quo jure, qua- 
„que conditione ea praedia Lucii Titii hodie 
„sunt, ita veneunt itaque habebuntur:‘* „Quaero 
„an emtor Gajo Sejo ad praestationem frumenti 
„sit obnoscius? Respondit, emtorem Gajo Sejo, 
„secundum ea, quae proponerentur, obligatum 
„non esse.‘ 
Freylich giebt es 
III. nach dem deutſchen Rechte ſubjectiv-dingli— 
he Rechte, d.h. ſolche Rechte, welche mit einer beſtimm— 
ten Sache dergeftalt verfnüpft find, daß deren Eigenthümer, 
als folder, diefelben ohne befondere Uebertragung auszu— 
üben hat, ſowie beut zu Tage auch auf dem Beſitze einer 
beftimmten Sache pofitive Verpflichtungen beruhen Fünnen. 


Bol. Reyfher dad gefammte württ. 
Privat-Recht Bd. 1. $. 92. und 94. 


Allein fobald man diefed Recht als ein fubjectivedings 
liches bezeichnet, fo kann doch wohl nicht mehr die Frage 
entfteben, ob diefer Vertrag nicht mwenigftend unter den 
Contrabenten Wirkungen bhervorbringe, und ed fann 
dann über die Anwendung der neueren Geſetze, wodurch 
jede Steuer Frevbeit aufgehoben wurde, auf den vor: 
liegenden: Hal um fo meniger ein Zmeifel eintreten, 
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Denn nah Allem diefem kann die urfprüngliche Gültigfeit 
der angefprochenen Berechtigung und deren Ausdehnung auf 
den jebigen Beſitzer wohl nur unter der Form eined wabs 
ren, dem Haufe felbft unter Iandesherrlicher Auctorität 
ertbeilten Privilegiums der Steuer: Frenbeit, gerettet mer: 
den. Und in der That, maß kann ed anders ſeyn, als 
Steuer = Freyheit, wenn diefed Haus und zwar obne alle 
Rückſicht auf die Perfon des Beſitzers, in Folge der vors 

liegenden Urfunde bey der den Stadt:Bebörden im Xntereffe 
der Stadt:-Gemeinde und auf deren Koften und 
Riſiko zuftehenden Subrepartition der auf die Stadt fals 
lenden Staatd » Steuer , fowie der Amts-Corporations- und 
Gemeinde » Schäden außer aller Berechnung blieb? wenn 
mithin diejenige Rate an den öffentlichen Abgaben, mel: 
che auf daffelbe, wäre es als ſteuerbar behandelt worden, 
gefallen wäre, auf die wahrhaft Steuerpflihtigen 
‚ (der Stadt» Gemeinde) umgelegt werden mußte? ja wenn 
fogar, was fich nach unferer ganzen Steuer » Einrichtung 
gar nicht bezweifeln läßt, menigftend feit der Periode, als 
die Stadt felbft der ordentlichen Befteurung unterworfen 
worden, jene Rate im befondern gar nie audgemittelt 
wurde ? 

IV. Die vorliegende Steuer » Befreyung ift aud) ‚T wie 
mir aus meiner früheren antlichen Laufbahn wohl befannt 
ift, ganz auf diefelbe Weife entftanden, wie viele andere 
Steuer = Befrenungen, oder wie die Beftimmung fo vieler 
pactirter Steuern, nemlich durch Verträge mit den Gemein: 
den, welche befanntlih in Württemberg ein wahres Subs 
‚ eollectations = Recht hatten und noch haben, unter landes— 
berrlicher Genehmigung. Alle foldhe Steuer = Befreyungen 
und Pactionen wurden aber in Folge des Geſetzes von 1812 
ald aufgehoben angefeben. 

V. Daß bier, zumalnach den Gefeßen von 1812 und 
1825 dem Kl. Feine unvordenfliche Verjährung zu Statten 
kommen Fonnte, bedarf Feiner Bemerfung. 

VI Auch das Geſetz, die Herftelung eines provif. 


ss 
Steuer : Catafters betreffend vom 15. Juli 1821 (Reg. BI. 
©. 458.) $. 2 bat der Kläger nicht für fich geltend gemacht 
und er Fonnte es auch nicht für fich geltend machen. Denn 
abgefehen davon, daß der Nachſatz diefes $., wornach 

„die von den Amt8:Corporationen und Gemeinden zuges 

„laſſenen Befreiungen dem Staate gegenüber von 

„dein Zeitpunfte an aufhören follen, ald das vorliegende 

„Geſetz in Ausübung komme,“ 
ſich nicht darüber außfpricht, daß und im mie fern ſolche 
Befreiungen den Gemeinden und Corporationen gegenüber 
noch ferner wirkſam ſeyen, fo läßt es ſich kaum bezweifeln, 
daß dieſer Nachſatz ebenſo, wie der Vorderſah bloß auf 
temporäre Befreyungen in Folge von Neubauten u. ' w. 
fich beziehe. 

verb. 

„Die Steuerpflicht iſt allgemein und nur diejeni« 
„gen Steuer = Freiheiten, welche die Regierung auf einen 
„gemwiffen Zeitraum bemilligt bat, finden noch bis 
„zum Ablauf diefed Zeitraumd Statt, wogegen die von den 
„Amts = Corporationen und Gemeinden zugelaffenen Befreis 
„ungen dem Staate gegenüber” — (mad fogar recht 
gut nichtd anderes heißen kann, ald: „rüdfihtlidh der 
Staatsſteuer im Begenfabe gegen Corporationd Steu— 
ern,” obne daß dabey eine aud nur temporär, d. b. bis zum 
Ablaufe des fo eben bezeichneten Zeitraum fortdauernde Ber: 
tretungd = Verbindlichfeit der Dberamtd = oder Gemeindes 
Corporationen vorausgefeht werden müßte) — „von dem 
„Zeitpunkte an aufhören, ald das vorliegende Geſetz in 
„Ausübung tritt.‘ 

Eber könnte in diefem Gefehe ein Beweis für die Bors 
ausſetzung gefunden werden, daß e8 im Jahr 1821 in 
Württemberg auch gegenüber von Gemeinden und Cor 
porationen andere Befreiungen von der Staats 
Steuer, ald vorübergehende, nicht mehr gab. 
Auch konnte 

VII gegen den Kläger noch die Beflimmung der 


8 

Sommun » Ordnung Cap. V. Abſchn. 1. 6. 5. S. 103. 
geltend gemacht werden, wornach zus Gültigkeit. einer 
Steuer: Befreiung drey Bedingungen conjunstiv ge 
bören follten, nemlich daß fie 

1) auf Haren Verträgen, Freibeitd » Briefen oder ans 
dern Öffentlichen Urkunden beruben, 

2) daß die Güter im Jahr 1629 nicht in die land» 
(haftlihe Befteurung gefommen, und daß die Beſiher 

3) feit 1629 in dem Beſitze dieſer Steuer s Freiheit 
geblieben feyen. 

Freili enthält ber gedachte $. 5. die unerwartete 
Beichränfung : 

„8 wäre dann, daß ein Gut durd Beriehir 
„oder aufandere rechtskräftige Art, wenigſtens 
„ein oder anderer Gattung der Steuern oder Anlagen bes 
„freiet, ald welchen Falles es billig dabey verbleibet,“ — 
ein Zufab, deffen Vereinigung mit dem Hauptfahe meine 
Faſſungskraft überfteige. Auch könnte die Frage entfteben, 
in wie fern bey den eigenthümlichen bier eintretenden Vers 
hältniffen der zweite Sap bier Anwendung finden Fönne. 
Allein die Löfung diefer Räthſel kann hier füglich umgangen 
werden. | 

Wohl aber ift noch zu bemerken, daß Diejenigen Bes 
freiungen, welcher fich vormals die erften Ortövorfteber in 
Abficht auf einen gewißen Theil ihres ftenerbaren Bermös 
gend (meiftens für 200fl. Steuer-Anfchlag) zu erfreuen 
hatten, und zwar ohne allen Unterfchied zwifchen herr⸗ und 
Yandfchaftlihen Steuern, und Amts- und Gemeinde Schä- 
den, in der Cominun:Drdnung ©. 105. $. 12 ald wahre 
Steuer: Freiheiten bezeichnet werden, obgleich ſolche 
nur den Gemeinden zur Laſt fielen, und eigentlih nur ein 
Befoldungs:Emelument ausmachten. Bon derfelben Anficht 
ift man auch offenbar in dem Cadafter = Gefepe von 1821 
rucfichtlich der von den Anıtd:Corporationen und Gemein— 
den (bey Neu s Bauten temporär) zugelaffenen Befreiungen 
ausgegangen. 


‚Allerdings find für diejenigen. Steuer: Vefreiungen, 
welche in wahren Befoldungd-Theilen beftanden, Surrogate 
audgemittelt worden, und fen ed auch, daß man bey dem 
Geſetze von 1821, welches über dad Verhältniß der Privis 
legirten. gegen die Corporationen überall nichts dijponirt, 
folhe Entfchädigungen tm Auge gehabt, oder daß man. das 
bey an eine Vertretungs = VBerbindlichfeit der Eorporationen 
rückſichtlich der Staatöfteuer bis zu dem Zeitpunkt, für wels 
chen bey Neubauten von den Gemeinden Steuer» Freibeit 
verwilligt worden war, gedacht habe, fo kann daraus doch 
unmöglich eine ſolche für alle Zeiten fortdauernde Vertre— 
tungd = Verbindlichkeit bey den von den Corporationen vers 
willigten Steuer Befreiungen überhaupt gefolgert werden. 

Sedenfalld bleibt es für ale im Laufe ded vorigen 
Jahrhunderts in Württemberg entftandene Steuer» Befreis 
ungen und für die Anwendung ded Geſetzes von 1812 auf dies 
felben, ein Umftand von höchſter Wichtigkeit, daß die Cor— 
poration dem Staat gegenüber der einzige Steuerpflichtige 
war, daß zwar fihon in der Periode von 1808 — 1621 
mancherley Experimente, die Staatd-> Steuer nad) andern 
Normen, ald derjenigen der alten OrdinarisÖteuer umzule: 
‚gen, auch für das alte Yand gemacht, daß aber an jenem 
Verhältniß nichts verändert wurde, und daß dieß, wenigftend 
beziebungsweife, felbft jest noch nad) Vollziehung des pro: 
viforifchen Cadafter = Gefeged von 1821 der Fall ift. | 





%) Weber die Verbindlichkeit des Pürgen, dem 
Gläubiger die angebergten, im Gante des Hanpt- 
fchuldners durchgefallenen Binsrückftände zu zahlen. 

(Von Herrn Ober: Zuftiz- Nat Mayer in Waiblingen.) 

©. 8. iſt im Jahr 1833 im Gante des J. zu E. mit 
einer in das Unterpfandsbuch übertragenen Anlehensfors 
derung vom Nov. 1820 im Betrag von 360 fl. nebft Zinfen 
von 14. Nov. 1850 an in Zter Claffe befriedigt, mit gofl. 
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Zinfen aber aus diefem. Capital vom 11. Nov. * 
in die 5te Elaffe locirt worden und dort durchgefallen. Er 
bat daher eine Klage auf Bezahlung dieſes Betrag und 
der Verzugs-Zinſe vom Tage ver Gantverweifung an ges 
gen die Erben ded Bürgen und Selbftzählers E. zu E. ange: 
ftellt, welche aber die Zahlung verweigert haben, meil der Kläs 
ger die Zinfe nicht fo lang über die Verfalltermine hinaus 
hätte anborgen follen, befonders da er durch den Artifel 18 
des Prioritätd = Gefehed vom 15. April 1825 über dig Nach: 
theile des längeren Zinsborgend babe unterrichtet fenn Füns 
nen und die behauptete ng ne Binsrädftände . 
uͤnerwieſen geblieben fey. 
Die Beklagten wurden verurtheilt und diefed Erfennts 

nig auf folgende Weife begründet: Die Beftiimmung de 
Landrechts Thl. 2. Titel 5. $. „Wann der Hauptfchuldner” 
fann gegen die vorliegende Klage nicht angeführt werden. 
Die Gefenftelle beftimmt zwar, daß der Bürge nur dad 
Capital ohne Zinfen zu bezahlen ſchuldig fenn folle, ment 
der nachher zu Unfall gefommene Hauptfchuldner auf eine 
gewiſſe beftimmte Zeit zu bezableır verfprodhen und ohne 
Vorwiſſen des Bürgen ben dem Gläubiger meitere Frift 
audgewirft habe, und es könnte bienach fcheinen, daß auch 
bloße Capital-Zinſe, für welche mittelft des Verfalltermined 
gleichfalls eine Zablungsfrift beftimmt ıft, dem Bürgen nicht 
abgefordert werden fünnen, wenn fie geraume Zeit über 
den Verfall-Termin hinaus, ohne Beachtung des in Art. 18 
des Prioritäts » Gefebes feſtgeſetzten Zeitraums, creditirt 
und die Zahlungsmittel ded Schuldners inzmifchen unzureis 
chend würden. Allein dad Land: Reht am angeführten 
Drte fpricht nur 
4) von der auddrüdlichen Verlängerung der 30b» 
lungöfrift, 
2) von einer-in beftimmter Zeit verfprochenen Eapitats 
fumme und befreit | 

3) den Bürgen nur von dem neuen jeßt erft entftehenden 
Verbindlichfeiten, die der Schuldner nad Verlängerung 


der Zahlungsfrift übernimmt; der Bürge foll von den erfl 
nad der Frifterfiredung erwachferden Zinfen befreit fen; 
(fidejussor ad usuras prorogati temıporis non tenetur ;) 


Griefingerd Commentar zum württembergifhen Land— 
Recht, Theil 1. Seite 509. 


Im vorliegenden Falle fcheint ad 1) dem Hauptfchuldner 
Feine ausdrüdliche Zahlungöfriftverlängerung ertheilt worden 
zu ſeyn; es handelt ſich ad 2) von feiner Zeit - Beftunmung , 
die der Eapitalfchuld urfprünglich beigefügt und dann verlängert 
worden und ad 5) von feinen neuen Verbindlichfeiten , die erft 
nad Verlängerung der Zahlungsfrift aus der Hauptſchuld 
erwachfen wären. Jeder länger angeborgte Zinsjahrgang 
hatte zwar vor diefem Anborgen feinen Verfall - Termin; 
aber, wenn diefer verftrichen war, fo trat nicht erft wieder 
eine neue Verbindlichkeit hinzu, von welcher das Land-Recht 
den Bürgen freifprechen würde; das Ereditiren nach dem 
Verfalltag bewirkte nicht, daß der verfallene Zins wieder 
eine neue Zinsfchuld erzeugte, da Fein Zind aus Zinfen ges 
reiht wird; dad Hinzutreten immer neuer Zinsjahrgänge 
war nur eine fortbeftebende Wirfung der urfprünglichen 
‚auf Feine beftimmte Zeit befchränften Verbindlichkeit, in 
welcher durch das fortgefehte Borgen nichts geändert wurde. 
Die Gefepftelle zeigt fich für den vorliegenden Fall ald ganz 
unanwendbar. Vermöge der Unanmendbarfeit diefer fingu: 
lären landrechtlihen Beftimmuna fällt aber auch dad Recht 
de3 Bürgen und feiner Erben zufammen, fich von der Ber 
zablung der im Gante ded Schuldners durchgefallenen 5 
Zinsjahrgänge zu befreien. Wenn der Bürge binfichtlich 
ber Zeit, während melcher er tenent fenn wollte, bey Ueber— 
nahme der Bürgfchaft, wie bier, Feine Beftimmung gemadt - 
bat, fo wird er nach dem gemeinen Rechte von den Fol: 
gen der Bürgfchaft nicht freu, falls der Gläubiger die an 
einem beftimmten Termin zahlbare Forderung länger geborgt 
bat. Denn die accefforifhe Verbindlichkeit ded Bürgen 
richtet fi mach der Hauptverbindlichkeit; da dieſe durch 
das längere Anborgen nicht aufgebört bat, fo muß auch 
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jene beſtehen bleiben. Dafür ſprechen beſtimmte Grfehe, 
wie die J. 58. $. 1. D. de fidejuss. mo es beißt: cum 
facto suo reus principalis obligationem perpetuat, etiam. 
fidejussoris durat obligatio, veluti si moram fecit in 
Sticho solvendo et is decessit, die 1. 86. D. de verb- 
obl. mora rei fidejussori quoque nocet; die 1. 24. $. 1, 
D. de usuris: cum reus moram facit et fidejussor tene- 
tur, und ed ınlıffen diefe Beftimmungen Statt finden, der 
Gläubiger mag die Zahlung gefordert haben, oder nicht, 
obne daß diefelben für unbillig angefehen werden Fönnten, 
da der Bürge felbft den Gläubiger zum Klagen gegen den 
Schuldner jederzeit hätte auffordern können. 

Meditat. über verfchiedene Nechtömaterien von Gebrüder 


Dverbed 5r Band ©. 245. Griefinger am ange: 
führten Orte $. 102 — 104. 


Der Artikel 16. des Prioritätd » Gefehes kann hierin 
nichts ändern; denn wie der Gläubiger/dadurch zur Vigi— 
lanz aufgefordert wird, fo fol auch der Bürge, zumal ber 
Bürge und Selbfizähler, der ebenfo aufmerffam, als ber 
Gläubiger feyn fol, 


Bol. 3. 2. Schmid de fidejussore plane non obligato 
$. 222. p. 220. 


dadurch zu größerer Wachfamkeit aufgeregt werden ımd den 
Gläubiger, wo nicht felbft befriedigen und gegen den Haupts 
fhuldner. Flagen, doch zum Einfordern der rücftändigen 
» Zinfe ereitiren, wenn derfelbe zu lange damit zögern follte, 
zumal in einem Falle, wie der vorliegende, wo der Bürge 
an Einem Orte mit dem Hauptfhuldner wohnte und ibn 
und feine Bermdgensverhältniffe beobachten Fonnte, während 
der Gläubiger von dem Wohnorte ded Schuldner entfernt 
war. Selbft die mehrjährige Blindheit des Bürgen Fonnte 
ihn anf feinen Fall entfehuldigen, da nicht behauptet wer« 
den kann, daß Blindheit zu Beſorgung von Vermoögens⸗ 
angelegenbeiten abfolut unfähig made. 
| gl. Wernkeri observ, T. I. P. II. obs. 290, 
Wenn daber die Beklagten verurtheilt werden mußten, 
dem Kläger die eingeflagten von dem Hauptfchuldner ſchul⸗ 
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Dig gebliebenen Zinfe zu bezahlen, fo war doch die Beſchaf— 
fenbeit ihrer Einrede von der Art, daß fie nach 1. 21. D. 
de usuris, 1. 24. D. ib. und 1. 63. D. de R. J. von al: 
ler Verbindlichkeit, dem Kläger Verzugszinfe zu bezahlen, 
freigefprochen werden mußten, da die Beklagten mit vie 
lem Schein der Wahrheit annehmen Fonnten, daß der Klä: 
ger durch fein Ereditiren der Zinfe gegen den Artifel 18. 
des Prioritäts-Geſetzes ich ded Negreffed an den Bürgen 
verluftig gemacht babe und eine mit dem Schein der Wahrs 
beit ausgeftattete Einrede, welche bey verftändigen Mens 
ſchen nicht ohne Gewicht ift, ob fie aleich die Klage nicht 
aufzuheben vermag, doc die Verbindlichfeit zu Entrichtung 
von Berzugszinſen aufhebt. , 
Bolley: In wie fern können aus beftrittenen Forderun— 


gen Zinfe gefordert werden? in .feinen Betradhtungen. 
©. 56. sq., vgl. ©. 29. sq. 


Eben damit rechtfertigt fich auch die Vergleichung der 
Koften, da die Bellagten im Puncte der an fie geforderten 
Verzugszinſe Recht behalten haben. 


8) Bemerkungen über das Pfandgeſetz fo weit es 
Fauſtpfänder betrifft. 
(Bon Herrn Redt3 - Confulent Schübler in Hall.) 

Der Eredit durch Verpfändung von Mobilien mar in 
Württemberg vor Emanirung des Pfandgefebed von 1825 
wegen der vielen Rechte, die den Fauftpfändern vorgefebt 
waren, gering, wegen der geringern Ausdehnung der ges 
werblichen Induſtrie aber auch wenig benützt. 

Dad Pfandgefeb von 1825,. dad den Fauftpfändern 
gleiche Rechte mit den Unterpfändern gab, und folche vor den 
meiften allgemeinen Privilegien ſchützte, machte auch den Ge: 
werbtreibenden durch Verpfändung von Mobilien eine bedeus 
tende Ermeiterung ihres Credits möglich, faft zu aleicher 
Zeit, wo durch die erhöhte Gewerbs-Induſtrie dad Bedürfniß 
dazu fich deutlicher berausftellte, Aber diefed Gefeh legte nur 
den Grund zur Erweiterung und befchränfte fich auf menige 


Beftimmungen,. aled übrige einer analögifchen Anwen 
dung des Hppothefengefeges oder der Zukunft überlaffend. 

Die Commentatoren des Pfandgefebed haben auf gleis 
che Art die Beſtimmungen in Betreff der Fauftpfänder 
ziemlich furz abgefertigt. Es möchte daher nicht unpaffend 
feyn, einige diefer Beſtimmungen eimer genauen Prüfung 
zu unterwerfen. 


1. 


Auf welche Art ein Fauftpfandaläubiger zur WVefriedis 
gung feiner Forderung aud dem Pfand, in dem Fall, daß 
der Schuldner daffelbe nicht einlößen könne, gelange, ift 
fhon verfhieden beantwortet worden. Die Wiederholung 
der lex commissoria in art. 257. in Verbindung mit dem 
art. 32 des Executions-Geſetzes, nach welchem das Pfand, 
der Obrigkeit übergeben werden fol, und mit art, 8. des 
Privritätd-Gefehes, nach welchem im Falle eined Gantes das 
Pfand der Obrigkeit übergeben werden muß, veranlaßt leicht 
zu dem Schluß, daß überhaupt der Gläubiger aus dem 
Pfand nur durch Uebergabe deitrlben an den Richter de8 Wohns 
orts ded Schuldners durch Einleitung eines Exekutions— 
Berfahrend und öffentliche Verfteigerung, Befriedigung ers 
halten könne, eine Anfiht, welche auch von mehreren öffent: 
lihen Stellen geltend gemacht worden. 


Doch wäre das Geſetz nach diefer Auslegung eben fo läſtig 
fir die Partheien als für den Richter. Wenn ich einem 
Sreund gegen VBerpfändung einer Uhr 100.fl. vorftrede, und 
der Freund mit der Bezahlung nicht auffommen kann, fo 
follte mir fein andere Mittel übrig bleiben zu meiner. Bes 
friedigung zu fommen, ald daß ich meinen Gefühlen ent= 
gegen dem Freund vor der Obrigkeit: feinen Credit nehme 
und ihn vor der Obrigkeit belange, die ibm den Zahlungs: 
termin giebt, und wenn er auch dann nicht zahlt, die. Uhr: 
öffentlich verkauft? Ich follte nicht befugt feyn, mit. meis 
nem Freund im Stilfen mich abzufinden, indem ich. ihm die 
Uhr abfaufe, oder fie mit feiner Zuflimmung einer Öffents. 
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lichen Auktion übergebe und aus dem Erlös mich bezahlt 
made ? | | 

Eine größere und für die Erwerböinduftrie wichtigere 
Anwendnng des Geſetzes wäre aber bey diefer Auslegung 
ganz unmöglich. 

Gemwerböleute und Fabrifanten, deren ermeiterte Ges 
fhäfte ein größered Betriebd » Capital erfordern, als fie 
urfprünglich befaßen, hätten ein mächtiged Mittel, ihr Ca— 
pital zu vermehren, dadurch, daß fie ihre auf den Verkauf 
gemachte Waaren bey Commifflonären niederlegen und von 
denfelben gegen Verpfändung der Waaren Anlehen erhalten. 
Schon lange iſt e8 im Werke und früher oder fpäter muß 
eß fo kommen, daß in Hauptorten allgemeine Commifs 
fiond= Häufer fich bilden, wo die Fabrifanten ihre Waaren 
zur Schau aufftelen und von den Unternehmern ſich Vor— 
fhuß geben laſſen. Namentlih wird eine ſolche Einrichs 
tung zu Gunſten der Woll- und Tuchproducenten nothwens 
dig werden. Wenn nun aber der Unternehmer eines folchen 
MWaarendepotd gar Fein anderes Mittel hätte, fich für fein 
Darlehen bezahlt zu machen, ald daß er die Waaren an 
die Obrigkeit des Schuldnerd fchict, die dem Sculöner 
Termine geben, und wenn diefe nichtd fruchten, die Waare 
verfaufen muß vieleiht in einer Landftadt oder in einem 
Dorf wo Feine Käufer find, fo würde das Gefeb gerade 
“ in feiner - wichtigften Anwendung geläbmt, und würde dafs 
felbe den Credit der Gewerbtreibenden auf die empfinde 
lichſte Weife fchmälern. _ 

Das Gefep verlangt aber auch eine folhe Auslegung 
nicht. | 

Das Pfandgefes felbft beftimmt nirgends, daß nur 
in Folge eined Erefutiond » Verfahrens der Gläubiger bee 
friedigt werden  Fünne, fondern nur, daß der Gläubiger 
das Recht habe, auß dem Erlös feine Befriedigung zu ers 
halten. Pfandgefeb Art. 245. Die Beftimmungen wegen der 
lex commissoria welche in art. 257. einfach wiederholt wird, 
erlaubt ald eine ganz finguläre Verordnung nach allen Regeln 
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der Interpretation, Peine Ausdehnung anf alle Verträge 
der Partbieen, durch welche fie ihre Verhältniffe ohne Zu« 
tbun der Richter zu ordnen fi bemühen. Da der Werth 
des Pfands dem Betrag der Schuld nicht nothwendig gleich 
ift, fo ift die Gefahr allerdings groß, daß der Schuldner 
den Unterfchied ded Werths aus Zahlungdunvermögen vers 
lieren würde, wenn dad Pfand dem Gläubiger verfallen 
Fönnte. Dieſe Gefahr ift febr vermindert, wenn Pfandgläus 
biger und Pfandfchuldner zum Voraus aufden Fall desNichtein« 
löfens über einen Preis fich verftändigen, Alle Gefahr ift aber 
befeitigt, wenn Pfandfchuldner und Gläubiger ſich zum Voraus 
verftändigen, daß im Fall der Nichteinlöfung die Sache 
nach einem durch Sachkundige zu beftimmenden Werth auf 
den Gläubiger übergeben oder im Öffentlichen Aufftreih vers 
fauft werden folle. Wenn nun auch der Gefepgeber durdy 
Beſchränkung der Freiheit der Eontrabenten eine große Ges 
fabr für den Schuldner befeitigen wollte, fo ift fein Grund vors 
banden, anzunehmen, daß .er ſolches Verbot aud auf wenie 
ger und ganz ungefährliche Verabredungen habe ausdehnen 
wollen. Die Beftimmungen des Pfand: Gefepes für ſich 
ließen daher - einen Zweifel übrig darüber, daß Gläubiger 
und Schuldner den Erefutiondweg und die Vermittlung des 
Obrigkeit durch, Privatübereinfunft befeitigen fünnen. Denn 
die fubfidiäre Gültigkeit des Landrechts und ded römiſchen 
Rechts würden entfiheiden. Ä 

Die Hauptftelle ded römifhen Rechts 1. 16. $. 9. D. 
20. 1. drückt ſich fo aus: potest ita fieri pignoris datio, 
ut si intra certum tempus non sit soluta pecunia jure 
emptoris possideat rem justo pretio tunc aestimandam, hoc 
enim casu videtur quodammode conditionalis esse vendita. 

Das Landrecht II. tit. 7. unterfheidet zwifchen Fauſt⸗ 
pfändern und Unterpfändern und beftlimmt in $. nachdem 
wir. ıc. nach Wiederholung ded Verbot der lex commis- 
soria und ded Vertrags nicht audlöfen zu dürfen, „daß der 
„Schuldner, da wo feine gewiße Zeit beflimmt fev fein 
„Pfand wenn er will zu löfen auch dem Gläubiger zu vers 
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„kaufen zu ‚geben befugt ſeyn fol, doch dag in diefem Fall 
„das Pfand durch ehrbare, erfahrene Leute geſchäzt, und 
„die Uebermaß dem Schuldner nach Billigfeit hinausgege— 
„ben werde.‘ Der nachfolgende $. gleichermerfe foll auch 
u. f- f. handelt von Unterpfändern, alfo von ſolchen Pfändern 
die nicht in des Schuldner Beſitz find. Ben diefen wird 
dem Schuldherrn der Angriff und Verfauf wider des Schuld— 
nerd Willen und ohne der Obrigkeit Zuthun verboten, und felbft 
Verträge ohne Zuthun der Shrigfeit zu verkaufen, als nichtig 
erklärt. Bey diefen Beftimmungen bat der Gefepgeber ohne 
Zweifel im Auge, daß der Schuldberr um fich aus einer 
Hypothek bezahlt zu machen, ſich eigenmächtig in Beſitz fee 
ben müßte und macht alfo folhen Vertrag ungültig, wenn 
der Schuldner nicht freiwillig den Befib einräumt oder wenn 
nicht die Vermittlung der. Obrigfeit angefprochen wird, 
während er bey dem fihon im Befib fich befindenden Faufts 
pfandgläubiger folhe Eiaenmächtigfeit nicht beforate und 
Verträge wegen Befriedigung des Gläubiger ohne Zuthun 
der Obrigkeit, ohne Bedenfen ald gültig anerkennt. 

Noch deutlicher wird diefer Unterfchied durch Landrecht 
I. t. 75. $. ald erſtlich, F. wo aber fein und $. fodann 
der Gläubiger. Hier wird der Vertrag, den ein Gläubiger, 
der ein Pfand befibt, mit dem Schuldner wegen ded Ver: 
kaufs abgefchloffen hat, ald gültig erflärt, ferner aber, wenn 
fein Vertrag vorliegt, demfelben durd das Geſetz geftattet, 
dad Pfand. öffentlich aber ohne die Obrigkeit zu verfaufen, 
nach vorheriger Privatınahnung an den Schuldner und wird 
wenn fich gar Fein Käufer zeigt, nach der dritten Ausru— 
fung, der Gläubiger angewieſen, das Pfand durch das Ge— 
richt ſchätzen und fich zueignen zu laſſen. Ferner wird 
aber in $. fodann der Gläubiger ꝛc. ganz übereinſtimmend 
mit OR. U. tie. 7. $. gleicherweife 2c. dem bloßen Hypo⸗ 
thefar » Gläubiger der Verkauf des Pfands nicht geftattet, 
fondern es wird. derfelbe angewieſen, fich durch die Obrigs 
keit in den Beſitz feben zu laffen, die folched ohne längern 
Verzug thun fol, Wenn alddann der Gläubiger im Bejit 
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fid) befindet, fo fol nach $. und mann zc.er, der nun Pfand» 
gläubiger geworden, verfahren dürfen wie oben. befchrieben 
ift und nach ergangener Privat:Citation öffentlich ohne Die 
Shrigfeit verkaufen können. 

Diefe Anficht bejtätigt Sriefinger in Commentar 
II. pag. 450. ad L. R. I. tit: 7. $. 14. und 15. derfelbe 
fagt in $. 139.: zugleich bemerfe ich, daß die Worte „noch 
verkaufen” in L. N. IL tit. $. gleicherweife ıc. nicht den 
Sinn haben, ald wenn ein Gläubiger, der im Befip ded 
Pfands ift, der alfo ein Fauſtpfand bat, nicht gegen 
den Willen des Schuldners, und ohne diefen vorber zu mabnen, 
zu verfaufen befugt ſey, wenn er fich in einem bejondern 
Vertrage audbedungen hat, daß er, wenn der Schuldner 
an dem beftimmten Tag nicht einhalte, fogleich und ohne 
diefen vorher zu fragen, die Pfandfache verfaufen könne, 
denn dergleihen VBerträge gelten. Ganz übereinflims 
mend damit erklärt fihb Reinhardt in feinem Commen— 
tar Th. IL. ©. 145 und 146. 

Damit flimmt auch Weishaar uͤberein in Hdb. des 
württembergifchen Privatrechtd ältere Ausgabe $. 565.—568. 

Nach dem Pfandgefeb für fih qlein wäre daber Fein 
Zweifel was Rechtens ift. Der Fauftpfandgläubiger, der 
wegen ded Verkaufs Feine Verabredung getroffen hätte, 
dürfte dad Pfand ohne die Obrigkeit doch urkundlich und 
in gewißen Zeiträumen und nach vorhergegangener Private 
Mahnung verkaufen, wenn er aber durch Vertrag fich fol« 
ches audbedungen, nicht bloß ohne Zuthun der Obrigkeit, 
fondern auch ohne Privat = Mahnung. ‚Der Hypothekar— 
Gläubiger hätte aber dad Recht, darauf anzutragen, durch 
dad Gericht in den Befib gefebt zu merden und dann zu 
verfahren wie der Fauft: Pfand: Gläubiger. Nun beſtimmt dad 
Erefutiondgefeb in art. 32, daß der Hnypothefar > Gläubiger 
den Verkauf nicht felbft vornehmen und nicht verlangen 
Fönne, in den Beſitz gefeht zu werden, vielmehr der Obrig« 
Feit den Verkauf überlaffen fol, und daß der Sauftpfand: 

Monatſchr. f. d. Zufttipfl, MU. Bd a. Abth. 1. deſt. 7 
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Blänbiger in dem vorandgefehten Fall das Pfand der 
Obrigkeit übergeben müße. 
Es entfteht nun die Frage, wie viel durch dieſe Bes 

fimmungen von dem früheren Rechte geändert worden. 

Wollte man annehmen, e8 feye damit dem Gläubiger 
alle Verabredung zu Vermeidung des obrigkfeitlichen Ein 
fehreitend unmöglich gemacht, fo müßte man folgern, daß 
der Gefehgeber vergeffen hätte, neben den 3 von ihm ald 
ungüftig  erflärten befonderd benannten Verträgen wegen 
der lex commissoria, megen der Nachverficherung u. f. f. 
auch zu fagen, daß alle Verträge, durch welche wegen Vers 
äufferung des Pfands eine Beftimmung getroffen werde, ungültig 
feyen, eine Annahme, die allen Regeln der Interpretation wis 
derfpricht. Ferner würde nad) diefer Auslegung der Gefebs 
geber dad Erefutiond = Verfahren ald das einzige Mittel 
zur Befriedigung ded Schuldners erklärt haben und würde 
jede Privat» Befriedigung des Gläubigers, fobald einmal 
die Zahlungszeit verfallen, unmöglich fern, eine Annahme, 
die den erften Grundſätzen des Civilrechts widerfpricht, nach 
welchen das Erefutiond » Verfahren nur das äußerſte und 
letzte, nicht daß einzige Befriedigungsmittel ift und die höch— 
fiend in den Gefepgebungen des Drientd zu fuchen wäre, 
die in der That häufig privatrechtliche Sauinfeligfeiten des 
Schuldners ald Polizeivergeben behandeln. Die angeführte 
Geſetze Fönnen daher nur die Wirkung haben, daß fie eine 
Vorſchrift geben für die Fälle, in denen Verträge nichts 
beftimmen und nur diejenigen Verträge ungültig erklären, 
die fpeziell als folche bezeichnet find. Nach diefer Erklärung 
fann daher weder der Fauſtpfand-Gläubiger, noch der Hy— 
pothefar-Gläubiger, wenn er nichts wegen der Veräußerung 
beſtimmt hat, ohne Zuthun der Obrigfeit bloß urfundlih und 
Öffentlich verkaufen, fo wie es das Landrecht 1. tit. 75. 
vorſchreibt. Auch Fann der Hnpotbefars Gläubiger nicht 
verlangen, durch einen Exekutivprozeß in den Beſit ‚gefept 
zu werden. | | 

Anders ift ed aber, wenn der Wilubtter durch Vertrag 
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fi) vorgefehen dat. Auf diefe Art kann beſtimmt werden, 
daß die verpfändete Sache um einen dur) Sachverſtändige 
zu beſtimmenden oder um einen zum voraus feſtgeſetzten 
Preiß auf ihn Üübergebe, oder daß der Gläubiger die Sache 
urkundlich öffentlich für die Schuldner verkaufen dürfe, 
Alle diefe Verträge gelten, fo meit fie nicht befonders 
m den Geſetzen als nichtig erklärt find oder bloß zu Ein— 
büllung folder nichtiger Verträge dienen. Ä 
Nur folgende Verträge find aber nichtig : 

4) der Vertrag, daß der Hypothekar⸗Glaubiger fich eigens 
mächtig ohne die Obrigfeit-und gegen den Willen des Schuld: 
ners in den Beſitz ſetzen könne. 

?. R. IL tit. 7. 6. gleichergeſtalt ıc. 

2) der Vertrag, daß das Pfand verfallen ſeyn ſolle L. R. 

I. tit. 7. $. nachdem wir ꝛc. und art. 257 und 91. 


3) der Vertrag, daß der Gläubiger nicht das Recht has 
ben folle, die Veräußerung des Unterpfands - zu bewirken 
art. 91. 


4) der Vertrag, daß der Schuldner Feine Nachhypotheke 
beſtellen dürfe. ‚art. 91. 

Mit dieſer Anſicht ſtimmen die Commentatoren übers 
ein, ſo weit ſie ſich darauf eingelaſſen haben. 

Weishaar ſagt in der neu eſten Ausgabe des 
württemb. Privatrechts von 1833 Band U. $. 611. J 

„Da übrigens durch letztere Beſtimmung wegen der 
„lex commissoria der Schuldner nur gegen den Mißbraud - 
„der Derkegenheit, melche ihn zum Borgen nöthigte, ge: 
„ſichert werden follte, fo find durch dieſelben nach römiſchem 
„und württembergiſchem Recht, der Verpfänder und der 
„Gläubiger nicht gehindert, zur Zeit, da das Pfand zum Zweck 
„der Befriedigung veräußert werden ſolle ‚ mit einander ginen 
„Kaufvertrag abzufchließen, auch. ift'die zur Zeit der Ver⸗ 
„pfaͤndung gefshloffene Uebereinkunft zuläßig, fraft welcher 
„der Pfand s Gläubiger, falls die Zahlung zu gebdriger Zeit 
„micht erfolgt, die verpfändete Sache um einen vorausbe: 
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„ſtimmten oder zu gedachter Zeit durch Sachfundige zu bes 
„fimmenden Preis käuflich zu übernehmen verfpricht‘‘ 
fiebe darüber auh Weidhbaar a. a. D. $. 623. 

v. Dufnagel in den Belehrungen über das Pfandrecht 
neuefte Ausgabe Th. I. ©. 420 fpricht ſich auf ähnliche Art 
aus. 
| v. Bolley im Commentar des Pfandrechts zu Art, 
91 Band I. $. 154 fagt: 

der 2te Sab ded art. 91 wiederholt das Verbot des 
commifjorifchen Vertrags, ohne an den rüdfichtlich diefes 
Verbots bisher geltenden Beftimmungen etwas zu andern 
und citirt Weishaar umd die obige Stelle des Landrecht3. 
Derfelbe beruft fich bey art. 257 einfach auf das in Betreff 
der Hypotheken bemerkte. 

fiebe aud) B. II. ©. 933. 

Derfelbe fagt in Band IL. ©. 963 in Betreff der Vor⸗ 
fhriften ded neuen Geſetzes bey Veräußerungen: Eine Vers 
einfahung der Gefehgebung in diefer Beziehung wäre zu 
wünfhen. Dad Gefeb kann dermalen fhon gegen feinen. 
Zweck wirken. Aber diefem Nachtheil Fann man begegnen. 
Denn das Gefep ftelt nur die in Ermanglung einer 
Uebereinfunft eintretende Regel auf. 

Profeffor Maier in ECommentar ded Pfandrechts IT. 
&. 355 beruft fi bey’ art. 257 auf das in Betreff der‘ 
Hypotheken Bemerkte, wo er in Th. I. ©. 22. fagt: daß 
dad neuere Gefeb bier einfach dad frühere Recht fanktionirt 
habe. 

Wenn man dem Pfandgefeh fihon-oft den Vorwurf 
gemacht bat, daß es die Freiheit der Parthieen zu ſehr be— 
ſchränke, und auf eine läftige Art das Einſchreiten der Ob— 
rigkeit nöthig made, fo iſt es um fo mehr Sache der 
Doctrine, daffelbe von ihm unrichtig aufgebürdeten Beftims 
mungen zu befreyen, befonder8 von ſolchen, Durch welche es 
gehindert würde, feine wohlthätige Solgen für die Bewerber 
en: zn entfalten, — 

(Fortſetzung kofgt.) 
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Ad IE 
Fragmente. 





V Weber die Bufländigkeit zu Abrügung der von. 
Gemeinderathsmitgliedern verübten f. g. Holzer- 
ceſſe (Holsfrevel) 
(Bon Herrn Ober = Juftiz: Rath Hohbach.) 

Es kommt nicht felten vor, daß Gemeinderathsmit—⸗ 
glieder wegen ihnen angefchuldigter f. g. Holzercejfe oder 
Holzfrevel in Unterfuchung , beziehungsweiſe zur Strafe zu 
ziehen find. Hiebei ift nun die Frage entftanden, ob bie 
Gerichte oder die betreffenden Verwaltungsſtellen ald aan 
dig erfcheinen. 

I. Für die Zuftändigfeit der Gerichte wird —— 

1) Nach einem beſtimmten Gerichtsgebrauche werden die 
Gerichte als zuſtändig betrachtet, wenn es ſich von einer auch 
noch ſo unbedeutenden Entwendung oder Betrügerei eines 
Staats- oder Gemeinde-Beamten handelt, weil im Falle voll⸗ 
ſtandigen Beweiſes auf Entfernung vom Dienſt erkannt wird. 
Das Letztere geſchieht wegen der in dieſen Vergehen ſich 
offenbarenden niedrigen Geſinnung, welche mit der Ehre 
des öffentlichen Dienſtes unvereinbar iſt. Die gleiche Ge— 
ſinnung liegt aber auch ſehr häufig den Waldfreveln zum 
Grunde; es handelt ſich daher auch hier davon, ob nicht 
Entfernung vom Dienſte zu erkennen iſt; folglich erſcheinen 
die Gerichte als zuſtändig. 

2) Hiezu kommt noch, daß die Gemeinderätbe in 96 | 
wiffen Maaße über Forftfrevel zu erfennen haben, und es 
nicht angemeffen wäre, wenn ein felbft ſchon deöhalb Ges 
firafter als Richter auftreten Fönnte, 

5) Häufig, fo oft nämlich. der Frevel in einem Se 
meindewalde verübt wird, concurrirt auch mit demfelben ideell 
ein Dienftvergeben, in fo ferne der GemeindesRath befonders 
verpflichtet iſt, Gemeinde: FEigenthum zu wahren und getreu 
zu verwalten. 
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1. Dagegen läßt fi auf der andern Seite folgendes 
anführen. 

1) Die Weberfrätürigen der Seaimiinalz, Polizei: und 
Finanggefege können nicht dadurch, daß ein Bearhter fie 
perübt,, einen criminellen Charakter aunehmen, wenn fie 
nicht zugleich als Dienftvergeben, und zwar ald criminell ftrafs 
bare Dienfivergeben erfcheinen. Zwar wird, obgleich das 
IV. Edict vom 31. Dec. 1818 einfache Diebftäble und Be: 
trügereien von unbedeutenderem Betrage als Polizeivergeben 
den ; Bezirkßämtern zur Unterfuhung und Beftrafung zus 
weidt, in diefen Fallen, wenn ein Beamter ald Angefchuls 
— erſcheint, die Unterſuchung von den Gerichten geführt; 
allein es ift ein mefentlicher Unterfchied zwiſchen dieſen- 
bloß aus Rückſicht auf den Gefchäftsgang den Bezirksäm— 
tern zugewiefenen gemeinen Vergeben und den Uebertres 
tungen der Regiminale, Polizeis und Finanzgefepe im 
eigentlihen Sinne, zu welden auch die Forftfrevel aller 
Art gebören. Noch Niemand ift es eingefallen, eine von 
einem Gemeinderäthe verlibte einfache Zoll», Accifes oder 
Umgelds : Defraudation deswegen, weil jedes ſolches Vers 
gehen im Grunde eine Unterfchlagung oder ein Betrug fen, 
den Gerihten zur Unterfuhung und Beftrafung zuzumeis 
fen; warum follten die Holzfrevel, welche, übereinftimmend 
mit der Anficht des Volkes *), von der Gefebgebung auf 
gleiche Weife von den Diebftählen ausgefchieden find, allein 
aus einem andern Gefichtöpunfte zu betrachten feyn ?— Al: 
lerdings kann der Fall eintreten, daß ein Gemeinderath, 
der einen Holzfrevel verübt, feines Amtes unwürdig erfcheint; 
dann aber ift wohl der in $. 47. der Verfaffungsurfunde 
vorgezeichnete Weg einzuſchlagen. 

2) Der zweite der obigen Gründe iſt offenbar ganz 
unftichhaltig , indem ans ihm folgen würde, daß alle Ge 





*) Kal, den Erlaß de3 vorm. bifhöflichen Generalvieariats vom 
3. Mat 1822 (Reyſcher Samml. d. würt. Gefese Bd. 10. 
©. 699. 700.) Die Anficht diefer Kirden= Behörde kann 
natürlich juridiſch nicht entſcheiden. 
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fegübertretungen eines. Gemeinderaths, deren Abrügung im 
Allgemeinen der Srtöobrigkeit zufteht, mit gerichtlicher 
Entfernung vom Amte bejtraft werden müßten, und daß 
ein Richter durch eine erftandene Strafe. unfühig würde, 
fernerhin bey Entfcheidung über Vergehen derſelben Art, 
wie dad von ibm begangene, mitzuwirken. 

3) Von einem concurrirenden Dienftvergeben endlich kann 
man wohl nur dann fprechen, wenn durch, den Frevel zus 
gleich eine ſpecielle Dienftpflicht verlegt wird, wie z. B. 
wenn ein Gemeinderath, welcher zugleich Waldmeifter ift, 
in den feiner Berwaltung anvertrauten Wäldern ihn verübtr, 

Hienach möchten die Gerichte in dem unterftellten Falle 
nicht als zuftändig erfiheinen, obgleih noch in neuefter 
zeit ein Gerichtshof für die gegentheilige Anficht fich ers 
flärt bat, welche jedoch nunmehr auch von dem Criminal: 
Senate ded k. Obertribunald (in einem in der Sammlung 
der Normalien mitzutheilenden Erlajfe vom 3. März en 
für unrichtig erklärt worden ift. 





2) Etwas über die Frage: wer den Verluſt der 
in den Caſſen der Euratoren und anderer Wer- 
walter befindlichen abgefchäßten IUünz- Sorten zu 
tragen habe. 
(Bon dem Redacteur.) 

E3 war fehr natürlich, daß der Verfügung vom 2. Dee. 
1837 in Betreff der ausländiichen Scheide s Münzen bald 
von vielen Seiten die Frage folgte: 

wer den Verluft der zur Zeit ded Emanirens der neue⸗ 
ſten Münz-Ordonnanzen *) in den Caſſen der Curatoren 
und anderer Verwalter von unter öffentlicher Aufſicht ſtehen⸗ 


2) Eine befondere Frage wäre, ob nicht ſchon bie Befanntmas 
chung vom 25. Nov. 1837 ald der entfcheidende terminus ans 
zunehmen fey, welche jedoch eher zu verneinen feyn dürfte, 
jedenfall3 aber ohne ſteigendes Intereſſe ift, da ihr die Ver— 
fügumg vom 2. Dec. 1837. fchnell nachfolgte. 
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dein Corporationds und Privat s Vermögen befindlich ges 
wefenen abgefchägten Miınz = Sorten zu tragen babe, 

Dem Vernehmen nad) gefchah ed bie und da, daf vor: 
fihtige Verwalter alöbald nah dem Erfcheinen der 
Verfügung vom 2. Dec. 1857 einen urfundlichen Sturz 
ihrer Caſſen einleiteten. Daß 'diefe, wenn nicht ganz befon- 
dere Umftände entgegenfteben, wegen des fich bey den abge: 
ſchützten Münzen ergebenen Verlufts nicht in Anfpruch g8s 
nommen werden fonnen, ift ziemlich unzweifelhaft. Denn 
wenn fid) ſchon mit vielem Schein hiegegen anführen ließe, 
daß, da dieſen Münzſorten in Württemberg längſt der geſetz— 
liche Kurs ſogar ausdrücklich abgeſprochen war, jeder Ver— 
walter fremden Vermögens ſolche nicht anders als auf ſeine 
eigene Gefahr habe annehmen können, fo wäre ſolches doch of⸗ 
fenbar zu weit gegangen. Denn diefe Mimzforten hatten deſ— 
fen uneradhtet factifch fo allgemeinen Curs, daß aud die 
Staatd: Eaffen folhe annahmen und ausgaben, und der 
Staat felbft bey feinen Verwaltern deren Annahme in der 
Art anerfannte, daß er den Berluft trug. Es wäre alfo 
jedenfalls ein Act Übertriebener Strenge, wenn die Auf 
fihtö = Behörden der Euratoren und anderer unter öffentli— 
cher Auffiht lebenden Verwalter nicht den gleihen Grunds 
fay in Anwendung bringen wollten. Allein ed wird ſich 
noch weiter behaupten laffen, daß fich ein ſolches Verfah— 
ren nicht einmal nach firengen Grundfägen rechtfertigen 
würde. Denn die Frage reducirt fi) einzig darauf, ob ein 
folcher Verwalter durch Annahme der fraglihen Münzfor: 
‚ten eine culpa begangen babe, und diefe Frage wird unbe» 
denflich verneint werden müßen. Denn es ift Klar, daß es 
bey der bisherigen Lage der Sache, mie fie notorifch und 
erweislich beftanden bat, für einen folhen Verwalter rein 
unausführbar war, diefe Münzen von feiner Cajfe abzuhal: 
ten. Denn bätte er fie zurückweiſen wollen, fo hätte er 
müßen ſtets mit den Schuldnern in einem Zufland des 
Streits liegen, welcher, wenn er auch, was noch proble« 
matiſch ıft, bey allın Behörden Recht gefunden bätte, doch 
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mohl Koften herbeigeführt bätte, welche feine Eaffe unvers 
bältnigmäßig belaftet hätten; auch hätte er ridquiren müfs 
fen, daß am Ende Niemand mehr mit, feiner Verwaltung 
-bätte in Verkehr treten wollen, fo namentlih Niemand 
von feinen Geldern entlehnt hätte (mad ohnedieß befannts 
lich bey folhen Verwaltungen meift mit großen Schwirrig» 
feiten verbunden iſt) weil der Schuldner die Zinfen nicht 
nit den allgemein gangbaren Münzen hätte bezahlen dür— 
fen. Es ift alfo Far, daß aud dem Gefichtd » Punkt der 
culpa der Verluft den Verwalter nie treffen kann, und er 
daher nach den befannten Grundfäßen über casus auf des 
nen, für welche verwaltet wird, Liegen bleiben muß. ° 
Eine ganz andere Frage aber ift, unter welchen Vor— 
ausſetzungen ein folcher Verluſt ald conftatirt angenommen 
werden könne. Es follte fcheinen, daß die Beantwortung 
diefer Frage feinen großen Bedenken unterliegen Fönne. 
Dad Vorbandenfern der abgefhäpten Münzen in der Caſſe 
eines Verwalters zur Zeit des Erfcheinend der Münz-Ordon⸗ 
nanzen ift eine Thatfache, welche nicht vermuthet werden 
kann; fie ift dad Refultat eined Verwaltungs = Actd, wels 
cher" von dem Verwalter, fobald es von Sjntereffe wird, 
eben ſowohl nacdhgemiefen werden muß, als jeder „andere 
Verwaltungs » Act, welchen fein Principal gegen fich gels 
ten laſſen fol; die Thatfahe, daß ein gemißed Quantum 
abgefchägter Münzen zur entfcheidenden Zeit in der Caffe 
ded Verwalters vorhanden gemwefen und daß hiedurch der 
Caffe der beftimmte Verluft zugegangen fey, fteht ganz in 
der Kategorie irgend einer andern Verminderung des vers 
walteten Vermögens, 3. B. einer Ausgabe, eines fonftigen 
Abgangd an dem Vermögens » Material, und muß daber 
ebenfo wie diefe, von dem Verwalter erwiefen werden. Daß 
das hauptfächlichfte Beweismittel für den im Frage ſtehen— 
den Fall ein urfundlicher Saffenfturz fen, welcher, wie kaum 
einer Bemerfung bedarf, ſogleich nad dem Erſchei— 
nen der Münz: Drdonnanzen gefchehen fenn mußte*), 


*) Die Zulaffung eines ſpätern Caſſenſturzes hatte nicht blos 
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iſt natürlich, und fogar zu behaupten, daß «8 meilt das 
- einzig anmwendbare ſeyn wird, obwohl denn doch Falle vor; 
kommen fönnen, wo, der Beweis auch andermweit zu führen 
ſeyn wird, 3. B. ‚wenn der Verwalter verfiegelte Rollen 
eingenommen bat, deren Quelle er nachweifen fann. 

So einleuchtend und überzeugend nun auch diefe Sätze 
zu ſeyn fcheinen, fo bat man ed doch verfucht, folche mit 
verfchiedenen Gründen umzuſtoßen. Man hat vorzüglich 
geltend gemacht | 

1) daß mwenigftend bey verpflichteten Verwaltern aud) 
Die bloße Berficherung gelten müße, meil fie vermöge ihres 
Dienſt-Eids in Sachen ihred Amts plenam fidem hätten, 

Allein. hiebey ift — abgefehen davon, daß der Sab, aus wel: 
chem fo gefolgert werden will, in folder Allgemeinheit nicht 
richtig if, jedenfall das Überfeben, daß ed fich bieben von 
dem Refultat eines Act8 des Verwalters felbft handelt, 
bey Acten ded Verwalters aber dieſem nach der Natur der 
Sade feine plena fides gegen den Principal zuftehen kann, 
amd hier fogar die Frage aufgeworfen ‚werden fünnte, ob 
nicht fogar die ihm fonft zur Seite ftehende vorzugsmeife » 
praesumtion..wegfalle, weil er: hiebey in einer, wenn gleich 
nicht gerade unerlaubten, doch. gefeslich nicht anerkannten 
und gebilligten Sache verfirte. 

Weiter wurde | 

2) fo argumentirt: der Eaffenfturz, wenn er auch ſo— 
gleih nah dem Erfheinen der Münz-Ordon— 
nanzen vorgenommen worden fen, babe feine Garantie 
gegen Untrene ded Verwalters geben können; auch bier fey 
es ihm möglich gewefen, ‚die ‚eigenen abgefhäpten Münzen 


die allgemeinen Grundfäse des Beweis» Verfahrens, fondern 
felbft die unzweifelhafteften Grundſätze des Verwaltungs— 
Rechts und der Verwaltungs: Prarid gegen fih und wäre 
fhon aus dem Grund offenbar unpraktiſch, weil bey Ver— 
waltungen, wo meift tägl. neue Einnahmen vorfommen, 
felbft bey dem befien Willen durch einen ſolchen Gaifenfturz 
' nicht genau ausgemittelt werden könnte, ch die verrufene 
Münze zur entfcheidenden Zeit ſchon vorhanden geweſen ſey. 
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in die fremde Caffe zu bringen und dann erft den urfund» 
lichen Caſſenſturz zu bemwerfftelligenz. e8 Tiege alfo bey dem: 
vorliegenden Fall in der. Natur der Sache, daß man.dem 
Wort des Vermalters trauen müße, bi8 ınan ihm Anderes: 
beweifen fünne,. Es ift Flar, daß wenn: der Sab — nimium 
probat, ergo nihil probat — je irgendwo anwendbar iſt, 
folched bier der Fall iſt. Daffelbe liege fich gegen die Bes 
weiskraft jedes Caſſenſturzes einwenden; gerade bier tritt 
die Präfumtion für den Verwalter dahin ein, daß man fo 
lange, bi8 daß Gegentheil ermwiefen-ift, annehnen muß, er 
babe feine Untreue begangen, weil’ er bier dad gebürige, 
d. b. geſeßlich allgemein anerkannte und nad der Natur 
der Sache zunächft einzig mögliche Beweismittel zur red) 
ten Zeit d. h. in demjenigen Zeitpunft, mo «8, fo bald «8 
nach den allgemeinen Grundfägen gefhehben mußte und 
ihm möglich wurde, in der richtigen Weife — alſo nas 
mentlich unter obrigfeitlicher Autorität angewendet, fomit 
alles ‚erfüllt hat, wad von ihm erwartet werden konnte, 
und was möglich war. | 
Endlih bat man 

3) auch noch dahin feine Zuflucht nehmen wollen, daß 
den Vermwaltern eine derartige Beweidführung um deßwillen 
nicht zugemuthet werden könne, weil die Auffichtd = Behörs 
den, ‚wollten fie folche fordern, eine dißfallſige allgemeine 
Weiſung — Aufforderung — Belehrung hätten ergeben laſſen 
follen. Diefer Notbbebelf verdient in der That kaum eine 
Gegen s Bemerkung. Seit wann haben die Auffichtd = Be: 
börden die Verpflichtung, auch die Verwalter ded von der 
Staatd = Aufficht bevormundeten Vermögens gleichfald zu 
bevormumden, und für eine Bemweisführung Sorge zu tra? 
gen, deren Nothmwendigkeit einzig durch Acte der Verwal— 
tung und zwar, wie auch. hier wohl zu bemerken, durch gefeßs 
lich nicht anerfannte, herbeigeführt und von felbft einleuchtend 
ift. Ueberdiß ift fehr die Frage, ob eine folhe Maaß— 
regel den Auffichts = Behörden zuftand; denn ed wäre hie— 
mit über die Rechtsfrage im Allgemeinen, und fo ziemlich 
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auch über die concreten Fälle höchſt präjubdicirlich abgefpros 
hen gewefen, auch wäre die Maaßregel jedenfall eine be— 
denfliche gewefen, weil fie kaum anderd auszuführen war, 
old mit der Gefahr, der Untreue fürmlich den Weg zu 
bahnen. Diefe fo eben angeführten Gründe find alfo gewiß 


* nicht von der Art, daß hiemit die obige auf einfache und 


anerkannte allgemeine Sätze Ba rte — widerlegt 
werden könnte. 

Der Verfaſſer dieſes iſt übrigens ſehr — darauf, 
wie ſich die allgemeinere Praxis bey dieſer Frage, welche 
gewiß in den nächſten Verwaltungs-Perioden im ganzen 
Rande auſſerordentlich häufig vorkommen wird, geftalten 
wird. — 

Bey den Verwaltern — ——— und Pri⸗ 
vaten, melde Vertreter mit freyeren Berfügungsrechten 
haben, 3. B. Gemeinden — wird freilich die Frage feltener 
auf die Spipe geftellt werden, indem bier dad Berbältnig 
der Verwalter zu feinen Vertretern von der Art iſt, daß 
ihre Beantwortung weit eher zu einer Sache ded Vertraus 
end gemacht werden Fann, auch bey wirklich vorhandenen 
Vertrauen jene Vertreter unter Einhaltung der dißfalls 
beftehenden organifchen Beftimmungen freiwillig in. dad Mits 
tel treten können. Allein bey Euratelen, wo die Auffichtös 
Behörden Feine folche Liberalitäten zu üben befugt find, ift 
ed ein Anderes; und ed ift wohl nicht unwichtig, daß eine 
Öffentliche Befprehung. der Frage, welche der Verfaffer dies 
ſes mit Segenmwärtigem beginnen wollte, einer gleichformis 
gen Behandlung den Weg bahıne, indem ed den nachtheis 
ligften Eindrucd machen müßte, wenn die Sache in dem 
einen Bezirk fo, im dem Andern anders behandelt würde. 
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3) Weber die Auslegung des Art. 34. des Ere- 
eutionsgefehes vom 15. April 1825. | 
(Von Herrn YPupillen Rath Jeitter.) 

Auf die von dem befreffenden Gerichtshofe dein Königl. 
Suftiz » Minifterium vorgelegte Anfrage eines DOberamtds 
Gericht, ob zu Gant-Güter-Verkäufen in Orten, mo fich 
außer dem Orts-Vorſteher und gleichzeitigen Ratböfchreiber 
fein anderes fehreibfundiges Gemeinderath8: Mitglied bes 
finde, in Fällen, in welchen der Orts-Vorſteher und Rathös 
fchreiber felbft ald Kaufsliebhaber auftreten wolle, mithin 
nah Art. 34. des Executions-Geſetzes vom 15. April 1825 
den Verkauf nicht vornehmen könne, unter Zuziebung eines 
oder zweier Gemeinderathd » Mitglieder auch ein anderer 
fchreibfundiger Bürger, 3.8. der Schul-Lehrer, Accifer ꝛc., 
ald Actuar aufgeftellt und verpflichtet werden dürfe, auch 
ob und welche Belohnung derfelbe und von wen zu bezies 
ben babe? wurde dem Gerichtöhofe von dem Königl, Juftizs 
Minifterium mittelft Erlaffed vom 16. April 1851 Nach— 
ftebendes zu erkennen gegeben: 

Was den Punkt der Zuläffigkeit einer Vertretung 
ded Natböfchreiberd ald Actuar bei Sant: Güter: Vers 
käufen betreffe, in Fällen, wo diefer felbft ald Kaufslieb⸗ 
baber aufzutreten gefonnen und Bein anderes Mitglied de 
Gemeinde: Rath8 zu Verfehung jener Funktionen tüchtig 
ſey, fo unterliege es Peinem Zweifel, daß in Fällen der bes 
fragten Art von dem Gemeinde» Rathbe auch außer -feiner 
Mitte ein tlichtiged Individuum als Actuar aufgeftellt und 
für den betreffenden Aft beſonders verpflichtet werden Fünne. 
Es ergebe fih dieß nicht nur ans dem Sinne ded Art. 34 
des Erecutiond:Gefebes, der eine Befchränfung des frühern 
Yandrechtlichen Verbotes des Anfaufs von Gant:Gütern für 
tämmtliche Magiftratd3- Mitglieder auf die mit der Berfaufds 
Verhandlung beauftragten Perfonen bezwede, ſondern auch 
aus der Gefchichte der Nedaction diefed Artifeld. Indem 
nämlich ftatt .der in dem: Entwurfe des erwähnten Gefehes 
befindlichen Stelle „dad mit der unmittelbaren Zeitung: der 


“ 
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Verkaufs⸗Verhandlung beauftragte Gerichts: Mitglied” auf 
den Antrag der Stände für den Art. 34. die Worte: „die 
mit Vornahme deffelben beauftragte und biezu vers 
pflitete Perſon“ gewählt wurden, ift biedurch die 
Annahıne einer von dem Geſetzgeber beabfichtigten Be: 
fhränfung ded mit der Leitung folcher Verkäufe beaufs 
tragten Perfonald auf Gemeinde-NRath8: Mitglieder 
ausdruͤcklich ausgefchloffen. | 
Anlangend biernächfi die Frage: ob und welche Ber 
lohnung der ernannte Stellvertreter des Rathsſchreibers zu 
beziehen? und wer ihm diefe zu reichen babe? fo erfiheine 
Diefe Belohnung ganz ald Sache des gedachten Gerichtd: 
Mitglieds, das fih der Verſehung der ihm obliegenden 
Verrichtungen im einzelnen Falle entziehen wolle. Dabei 
verſtehe ed ſich übrigens von felbft, daß unter feinen Um: 
fländen der Partbei, durch die mit dem Stellvertreter ges 
troffene Vereinbarung, erhöhte Koften zumwachfen dürfen. 





4) Ueber die Frage: welchen Perfonen ihre amt- 
liche Stellung verbiete, bei öffentlichen Verſteige- 
zungen von Gemeinde-Vermögenstheilen als Liri- 
tanten aufzutreten ? 
Bemertung zum $. 52. Punkt 4. des Verwaltungs-Edicts. 
: (Von Heren Rechtd » Confulent Dir. Schüz.) 
Diefer $. verordnet unter Punkt 4: 
daß bei allen Verträgen mit einzelnen Gliedern des 
‚Gemeinde »Ratbd ohne vorgängigen Auf- oder Abs 
ftreich der Gemeinde = Rath verbunden feyn foll, die 
Zuftimmung ded Bürger » Audfchuffes einzuholen. 
‚Hierin den Sab: 
daß den einzelnen Gemeinde-Rath8- Mitgliedern ge: 
ſtattet ſey, bei Auf⸗ oder Abftreichd : Verhandlungen 
über Gemeinde-Sachen ald Licitanten aufzutreten, 
als implicite enthalten finden zu wollen, ift gewiß mit den 
Bareun.! ‚der ‚Logik vereinbar, 
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Nun haben wir aber eine 

General: Verordnung vom 5. Februar 1810 (Regierungss 
Platt Nro 6. ©. 42 — 43), | 
welche vorjchreibt: 

41) daß fein bewegliche oder unbemwegliches — 
feine Nutzungen, Naturalien oder Vorräthe der Gemeinde, 
die zum Verfauf beftimmt find, anderd als durch öffent: 
liche, gebörig publicirte Verſteigerung veräußert werden 
follen, e8 wäre denn, daß im einzelnen Fall befondere 
Gründe für den freien Verkauf vorlägen, worüber jedoch 
jedesmal die höhere Genehmigung einzuholen ſey. 


2) Daß fein mit der Auffiht oder mit der Führung 
des Gemeinde: Nednungs -Wefend beauftragter Beamter 
felbft oder durch die Seinigen darauf biete. 

Diefe Verordnung fol eine Erneuerung und Ergänzung 
der in der + 

Commun:Drdnung Kay. IV. Abſchn. 1. $. 13. 
enthaltenen Vorfchrift bilden. Dort heißt es nämlich: 
„Schlieglihen fol fein Beamter, Schultheiß oder 

Eommun » Rechnungs» Führer bei einer Fleinen Frevel, 

oder nach Befinden auch noch höherer Strafe fih uns 

terfteben, ohne Vorwiſſen ded Gerichtd und ein dißfalls 
von ihm ertheilted Decret weder felbft, noch durch die 

Seinigen oder durd eine dritte Perfon, unter eigenem, 

fremdem. oder verdedtem Namen etwaß von den ihm 

anvertrauten Früchten, Wein, Gütern oder anderem, 
fen e8 beweglich oder unbemweglih, an ſich zu erfaus 
fen. — — — Es follen alle "dergleichen Sachen fons 
ſten, fo hoch immer möglich, urkundlich verfauft und 
der Erlöß mit ebenmäßtgent gutem Urfund richtig 
verrechnet werden.” | 


Es muß daher die Frage entſtehen: in welchem Vers 
hältniß die in dem $. 52. Punkt 4. implicite enthaltenen Bes 
ftimmungen fi zu den oben angeführten älteren Verords 
nungen befinden? ob fie der letzteren widerftreiten, in mels 
chen Falle diefe in Gemäsheit des $,150. des Berwaltungds 
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Edictd ald aufgehoben zu betrachten märe? oder ob fie 
nach den Regeln der —— ſich mit einander vereini— 
genFlaffen ? 

Betrachtet man vorerft den Inhalt der alfegirten Stelle 
der Commun-Ordnung, fo befchränft fie 

1) dad Verbot der Erfaufung blos auf den Beamten, 
Schultheißen oder Commun » Rechnungs: Führer, — Char: 
gen, die nach unferer heutigen Gemeinde » VBerfaffung iden— 
tifch find mit den Schultheißen, Gemeinde = Pflegern und 
Theilrechnern. 

2) Sie unterfcheidet nicht zwifchen feeien Verkäufen 
und dffentlihen im Wege des Aufftreichd ;_ bei beiden bes 
dinge fie die Zulaſſung diefer Perfonen durch die Erlaubniß 
des Gerichts. Dies ergiebt fi wohl Mar aus dem allges 
meinen Ausdrud: „an fih erfaufen‘ und aus den Wors 
ten: „fo hoch immer möglich urkundlich.” “ 

5) Sie verbietet die Erfaufung nicht blos den gedach» 
ten Perfonen felbft, fondern auch durch die Shrigen oder 
dritte Perſonen, fey es unter eigenem, fremdem oder ver— 
decktem Namen. 

Vom rechtlichen Standpunkte aus genommen iſt dieſe 

Beſtimmung der Commun-Ordnung nichts -anderes, als 
eine Beſtätigung der allgemeinen Regel, daß es Jedem er— 
laubt iſt, als Kaufsliebhaber resp. Licitant einer zum Ver— 
kaufe feilen Sache aufzutreten, mit Feſtſetzung einer Aus— 
nahme für gewiſſe Perſonen. 
Gehen wir nun Über zum Inhalt der oben allegirten 
General: Verordnung, fo fpricht fie ſich blos hinfichtlich der 
Aufftreichd = Verhandlungen und zwar dahin aus, daß kein 
mit der Aufjiht oder, mit der Führung des Gemeinde-Rech— 
nungsmefens beauftragter Beamter felbft oder durch die u 
gen- darauf bieten dürfe, 

Auch diefe Verordnung läßt ſonach obige Regel unan— 
getaſtet; auch ſie beſchränkt das Verbot der Erkaufung von 
Gemeinde-Sachen, insbeſondere im Öffentlichen Aufftreih, 
uf gewiſſe Perſonen, macht blos für dieſe eine Ausnahme 
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von der Regel. Diefe Perfonen find aud nah ihr dir 
erfte Orts⸗-Vorſteher ald derjenige Beamte, welchem die 
Aufficht über das Gemeinde » Redhnungs » Wefen zunädft 
obliegt ®), 
Verwaltungs: Ediet $. 14. 

und der Gemeinde Pfleger resp: der Theile Rechner, ald 
der mit der Führung des Gemeinde⸗Rechnungs⸗Weſens be⸗ 
auftragte Beamte. 

Dieſe Verordnung weicht von der rien: 
nur darin ab, 

a) daß fie bios die Vertretung diefer Perfonen — 
die Ihrigen verbietet; waͤhrend die Commun-Ordnung 
auch die Vertretung durch Dritte ausſchließt. Da jedoch 
dieſe Verordnung blos ergänzend ſeyn ſoll, fo beſteht bei 
ihrem Stillſchweigen über dieſen Punkt die weitere Beſtim⸗ 
mung der Commun-Ordnung fort; 

b) daß fie die bezeichneten Perfonen unbedingt auds 
fließt, während die Commun-Ordnung fie unter der VBors 
ausfepung der gerichtlichen Erlaubniß zuläßt; allein bier 
bat die Generals Verordnung, als die jüngere beftimmt 
fprechende, den Vorzug vor der CommunsDrdnung. | 

Beide laſſen ſonach Jeden, auch die Gemeinderaths: 
Mitglieder, bei öffentlichen Berfteigerungen von Gemeinde» 
Bermödgend » Theilen ald Licitanten zu; nur nehmen fie den 
erften DOrtd = Borfteher und den betreffenden Rechner bies 
von aus. j 

Wenn nun das Berwaltungs- Edict A. a. O. implicite 
zwar ebenfalld ausfpricht, daß die einzelnen Mitglieder des 
Gemeinderathbd zu ſolchen Berfteigerungen als Licitanten 
zugelaffen werden dürfen, bingegen der in den früheren 
Gefepen enthaltenen Ausnahmen nicht erwähnt, fo Fünnte 
der Zweifel entftehen, ob durch die allgemein lautenden 


*) Nach $. 21. ded Verwaltungs - Edictd bat zwar auch der Ge —— : 


. meinderath bie Aufficht über die Kaffen- und Reihnungd-Füh- 
rung, aber nur dad — nicht die — — 
als ſolche. 

Monatſchr. f. d. Juninpfi. 11. Bd. 1. Abth. 9. Oft. 8 
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Worte: „die einzelnen Gemeinderatha» Mitglieder,” nicht 
die Ausnahnien der’ früheren Gefepe aufgehoben, und allen 
Mitgliedern. ded Gemeinderathbd ohne Unterſchied, mithin 
auch den obenbezeichneten Perfonen, die Licitation in dem 
gedachten Fall geftattet fey?. Alleın wenn ein neues Ges 
feb, indem es eine Regel aufftellt, — und eine folde ift 
der in dem Verwaltungs» Edict 1. c. implicite enthaltene 
Sap — blos eine Negel ded älteren Rechts wiederholt, 
fo fann man, weil Eorrefturen nicht anzunehmen find, aus 
der Wiederholung der alten Regel nicht folgern, daß der 
Geſetzgeber damit die Einzelheiten des älteren Rechts aufs 
gehoben habe, 
Thibaut civil. Abhandl. S. 120. 

Man Fann dieg in dem vorliegenden Falle um fo mwes 
niger , ald dad neue Geſetz — daB Bermaltungd : Edict — 
diefe Regel nur implieite, nicht in einem diefen Gegens 
ftand befonderd abhandelnden Paragraphen wiederholt hat. 

Diefe Auslegung bat ferner fehr triftige innere Gründe 
für fih; einmal würde nemlich eine foldhe ausgedehnte 
Ausfhließung für die Gemeinderätbe fehr läftig feyn, und 
dann gilt im Allgemeinen der Grundfah, daß jede Bes 
fhränfung der Eoncurrenz bey einem Verkauf auf diefen 
ſelbſt nachtheilig einwirke. 

ef. v. Bolley, Commentar des Pfand-Geſetzes Bd. II 
S. 936. 


Sonach iſt es auch jezt noch dem Schultheißen und 
Gemeindepfleger resp. dem betr. Theilrechner (nicht aber 
den übrigen Gemeinderaths-Mitgliedern) bey einer Hleinen.- 
Frevel oder nach Befinden auch noch höheren Strafe unbes 
dingt verboten, weder felbft, noch durd) die Ihrigen, noch 
durch eine dritte Perfon, weder unter eigenem, fremden 
noch verdecktem Namen, weder bewegliches, noch unbewegs 
liches Gemeinde» Vermögen, im Aufſtreich zu erfteigern. *) 


- 





»). Möglicer Weife könnte aud der Zweifel erhoben,mwerben, 
ob nicht die Beftimmungen ded art. 34: bed Erecutiond » Ges 
feged vom J. 1825 Anwendung auf die bier in Frage fie 
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6) Verhältniß eines auswärts wöhnenden Haths- 
fehreibers im Pfand - Werfen. 
(Bon Herrn Oberamts-Richter Veiel in Böblingen.) 

Sn einem Drte ded Der = Aıntd 8. kam der Fall vor, 
daß der Gemeinderath einen auswärts wohnenden Ratböfchreis 
ber gewählt hat. | 

Diefer war früher Pfand : Hülfd Beamter in Ders 
felben Gemeinde, und nun warf fi die Frage auf, ob er 
Reifefoften anzufprehen bat, wenn er in Pfand s Gefhäfs 
ten functionirt, da die lebteren zu feinem ordentlichen Bes 
rufe ald Rathöfchreiber gehören, denen er fich nicht ent: 
ziehen kann. Der betreffende Kreisgerichtsbof bat dieſe 
Frage dahin entfchieden, daß bier alled auf die mit dem 
Ratböfchreiber getroffene Hebereinfunft anfoınıne ; feyen dem 
Rathsſchreiber bei feiner Annabme NReifefoften zugefagt 
worden, fo babe er ſolche anzuſprechen, im "andern Falle 
aber nicht. Nun fand wirklich eine ſolche Jufage ftatt, wo« 
bei es fich indeffen fragen dürfte, ob der Gemeinderath 
dazu befugt war? | 

Dad DVBerwaltungs » Edict beftimmt im $. 20. dem 
Ratböfchreiber einen firen Gehalt aus der Gemeindefaffe, 
wofür er alle Audfertigungen im Namen ded Gemeinde: 





benden Verkäufe leiden? Allein ein durch eine obrigfeitlide 
Merfon, wie z. B. den Gemeindepfleger, Waldmeilter ıc. 
vorgenommener Verkauf ift darum noch fein obrigfeit- 
licher Verkauf; die Figentbümlichfeit ded Letzteren beſteht 
vielmehr darin, daß die Obrigkeit den Verkauf felbft wider 
Willen de8 KEigenthümerd vornimmt und über den Kaufe, 
fhilling ‚verfügt: Solde Verkäufe wurden, obne Zweifel 
. wegen dieſes befonderen Verhältniſſeß zum Eigenthümer 
und des gleichzeitigen Intereifed der Gläubiger, ſchon vom 
Land: Redt Thl. I: tit. 75. ©, 212. viel firenger behandelt, 
ohne daß die weit jüngere Commun= Drdnung diefe Beftims 
mungen des Land» Redtd für die hier in Frage ſtehenden 
Verkäufe aufgenommen hätte. Der art. 34. bed Erecutiond- 
Gefeged, welcher dad Land-Recht, nur mit Modificationen, 
wiederholt, darf baher auf diefe Verkäufe nicht angewendet 
werden. 
8# 
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Raths ohne befondere Belohnung beforgt. So ferne nun die 
Reifefoften fir Gefchäfte in Pfand» Sachen nah Art: 9. 
des Geſetzes vom 25. April 1828 auf die Gemeinde = Kaffe 
fallen, bezieht er außer feinem firen Gehalt noch eine befon= 
dere Belohnung oder Entfhädigung, welche das Gefep nicht 
fennt, und die alfo nad) dem $. 66. ded Verwaltungs: 
Edictd der Genehmigung der Kreis» Regierung unterliegen 
muß, meil bei diefer Befchlußnahme ein Corporationds 
Diener intereffirt ift. | 

Noch weniger fcheint der Gemeinderath für fich felbft be: 
rechtigt zu ſeyn, ihm dievon den Betheiligten zu entrichtenden 
Reifekoften des Pfand =» Hülfsbeamten zuzufichern, da die in 
dem Geſetze vom 25. April 1828 erwähnte Reifefoften nur für 
die Pfand Hülfsbeamten beftimmt find, und nicht auch für aus— 
wärtd wohnende Ratböfchreiber, und der Gemeinderath wohl 
nicht befugt ift, feinen Angehörigen durch die Wahl eines aus— 
wärtd wohnenden Rathöfchreiberd eine Laft aufzubürden, die 
zwar in dem vorliegenden Fall, wo fich im Orte feine tüchtige 
Perfon zu Berfehung der Unterpfands = Gefchäfte findet, 


gerechtfertigt erfcheint, die aber auch in Fällen vorfommen 


fann, wo ſich doch noch ein ‚anderer Ausweg finden ließe. 
Eine folhe Wahl bat auch noch den mweitern Uebelftand, 
daß warn ſich fpäter durch Veränderung der Umftände ein 
tüchtiges Mitglied des Gemeinderaths zu Verſehung der 
Pfandgeſchäfte anbietet, der auswärts wohnende auf Lebens— 
dauer gewählte Rathsſchreiber weder angehalten werden kann, 
die Pfand» Gefchäfte jenem Gemeinderathe zu überlaffen, 
noch auf die Reifefoften, — deren Zuläßigfeit vorausgeſetzt — 
zu verzichten, fo ferne die PfandsGefchäfte nun einmal zum 
ordentlichen Berufe des Natböfchreiberd gehören und die 
einzige Vorausſetzung, unter der ihm die Reiſekoſten bewilligt 
wurden — das Auswärtswohnen — bei ihn noch zutrifft. 


\ u 17 


6) Entlopbarkeit von Pfand - Hülfsbeanten. 

(Bon Herrn Oberamtd-Rihter Veiel.) 

Die Rechts-Verhältniſſe der Pfand » Hülfsbeaimten zum 
Gemeinderath find nirgends feftgefebt. 

Gewöhnlich enthalten die Wahlprotocolle auch nur den 
Namen des Gemählten, ohne etwas weiteres zu beftimmen. 
E83 fragt fi daher, Fann ein folcher Hiülfd» Beamter von 
dem Gemeinderatb nah Gutdünfen wieder feiner Dienfte 
enthboben, und ein anderer an feine Stelle gewählt werden, 
oder ift eine folhe Wahl ald auf Lebensdauer erfolgt, ans 
zufeben, und Fann daher ein folder Hülfsbeamter nur unter 
der im $. 47. der Verfaffungsurfunde enthaltenen Voraus: 
feßung oder wenn die Nothwendigkeit einer ſolchen Aus⸗ 
hülfe wegfällt, entlaſſen werden. 

Für das erſtere fprechen überwiegende Gründe. 

Der Gemeinderath bat offenbar nur einen Dienftmietb: 
Contract: mit dem Pfand» Hülfdbeamten, den er wählt, 
und der diefe Wahl animmt abgefchloffen, ed muß alfo, 
wann nicht8 anderes feftgefeht ift, fomohl dem Gemeinde: 
Rath ald dem Hülfsbeamten überkaffen fenn, die Dienfte 
wieder aufzufündigen. Der Gemeinderatb ift mie jeder 
andere Privat : Mann anzufeben, der einen Diener wählt, 
er bat alfo diefelbe Rechte. Ohnehin bat man noch nie 
daran gezmweifelt, daß ein folder Pfand: Hülfsbeamter, wenn 
er feine Lage verbeffern fann, dad Recht bat, fofort auf: 
zufündigen. 

Drer Einwurf, daß die Beamten der Gemeinde in $. 47. 
der Verfaffungs = Urkunde den Staatd =» Dienern binfichtlich 
der Entlaßbarkeit gleich geftellt fenen, dürfte ſich dadurch 
beben lajfen, wenn man unter jenen Beamten nur die nach 
den Gefepen auf Lebensdauer gewählte und in allen Ge: 
meinden vorfommende ald Ortsvorſteher, Gemeinderätbe, 
Natböfchreiber, Gemeindepfleger ꝛc. verfteht, da dieſen 
Stellen offenbar aus Rüdfichten der Staatd:Klugbeit durch 
diefe Beftimmung eine größere Sicherheit und Achtung 
verſchafft werden jollte, was bei bloſen Hülſsbeamten — ib⸗ 
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ver Natur nach vorübergehenden Stellen — nicht als nothwen⸗ 
dig erſcheint. 

Jene Beamten Können nad dem Geſetze gar nicht an: 
ders ald auf Lebensdauer gewählt werden, woraus fchon 
von felbft der große Unterfchied zmwifchen ihnen und den 


‚Hülfsbeamten ‚hervorgeht, denn es wird wohl Niemand den 


Gemeinden das Necht ftreitig machen, ihre Hülfsbeamte, 


ſey ed nun fürs Pfand» Wefen oder für dad Verwaltungs: 


Sach, auf eine gemwiße Zahl von Jahren zu wählen und 
nach diefer Zeit zu entlaffen. 
Iſt dieſes aber der Fall und find fie alfo in — Be⸗ 


ziebung nicht geſchützt, ſo wäre es ſehr inconsequent, wenn 


man jene Beamte nur durch den meiſt zufälligen Umſtand, daß 
in dem Wahl-Protocoll hinſichtlich der Auffündigung nichts 
beftimmt ift, und wegen. des oben erwähnten $. 47. der 
Derfaffungs = Urkunde für wmentlaßbar- balten wollte, da 
berfelbe in rein privatrechtlichen Verbältniffen, wohin die 


Annabme und Entlaffung von Hülfsbeamten offenbar gehört, 
gewiß nicht. ändern ‘wollte. 


— 





Ad III. 
| Örfehgebungs-Fragen, | 


») Ueber das Norzugsrecht der IV. Ciaſe. 
(Von Herrn Oberamts-⸗Richter Veiel.) 

So anerkannt zweckmäßig und einfach dad Prioritäts— 
Geſeh auch iſt, fo haben ſich dennoch in daſſelbe Vorzugs— 
Rechte eingeſchlichen, die eines Theils auf keinem haltba— 
ren Grunde beruhen, andern Theils zu Mißbräuchen führen 
und daber dem Credit mehr nachtheilig als nüͤtzlich find. 
Dieß find die Vorzugſs-Rechte der IV. Claſſe. 

Hier werden zuerſt die Wechſel-Gläubiger aufgeführt. 

Dieſes Vorzugs-Recht beſtand zwar früher in Würt— 
temberg, es Lüßt ſich aber kein haltbarer Grund denken, warum 
ed nicht mit den übrigen Privilegien und Vorzugsrechten 
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verfchmunden if, denn eine Nothmwendigfeit, die in der 
Begünftigung des Handel liegt, kann offenbar richt vor 
banden fenn, wenn ınan hört, daß die Wechfel: Gläubiger 
an den meiften Orten namentlid) auf Handel : Diäpen, den 


gemeinen Gläubigern gleich gefeht find, 
Püttmann, Grundfäse des Mechfel = Rechts (3te Sub) 
$. 191. 
und überhaupt nach gemeinem Rechte den Beofeln kein 


Vorzugs-Recht zukommt. 
Gmelin, Ordnung der Gläubiger (5te auf.) 8 547. 
Note Z. 


Nebendem ift dieſes Vorzugs =» Recht eine reichbaltige 

Quelle von Streitigkeiten, wovon erſt in 
Sarwey's Monatſchrift 2te8 Heft S. 113° 
Beiſpiele geliefert worden ſind. 

Eine weitere Abtheilung der IV. Claſſe bilden diejenige, 
welche dem Schuldner gegen Ausſtellung einer Schuld⸗Ver⸗ 
ſchreibung Geld angeliehen haben. 

Zwar find die Formen genau vorgeſchrieben, unter des 
nen die Schuld » Verfchreibungen jened Vorzugsrecht geries 
fen follen, allein diefe find dennoch keineswegs von der 
Art, daß fie vor Mißbräuchen ſchützen. 

Die geftattete Beglaubigung des Schuldfcheins — 
zwei Zeugen iſt gemöhnlih das Mittel zu Unterſchleifen, 
denn es ift nichts leichter ald einen vordatirten, von zwei 
Zeugen unterfchriebenen Schuldfchein zu erhalten, und zwar 
noch mährend ded Concuried. Die Zeugen, welche ihre Uns 
terſchrift gewöhnlich unter ein gedrucdted Formular feben, 
wijfen in der Negel gar nicht, welchen Wertb ihre Unter 
fhrift bat, und fteben gewöhnlich mit dem Gläubiger oder dem 
Schuldner in freundfhaftlihen VBerbältniffen, fo daß fie 
ein Verlangen der Art gar nicht wohl zurückweiſen zu Füns 
neh glauben. 

Diefe Fälle fommen wohl weit öfter vor, als fie ent: 
deckt werden, indeffen führte eine wegen betrügerifcher Eredits 
Erſchleichung geführte Unterfuchung des Oberamts-Gerichts 
B. auf eine ganze Geſellſchaft von Landlenten (ſie nannte 
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ſich ſelbſt die Compagnie) die fi gegenfeitig: fingirte Schuld: 
fcheine audftellten, verfehen mit den Unterfchriften der Bür— 
‚gen und Zeugen, und fo fort dieſe Schuldfcheine - wieder 
an gewiffe Handfchriften= Käufer zu Stuttgardt (gegen 
einen ftarfen Rabatt) cedirten, wobei dann der angebliche 
Gläubiger und Cedent wieder Ueberbürge werden mußte. 
Hiebei famen auch ganz falfche, aber doch von zwei Zeugen 
beglaubigte Unterfhriften an den Tag. Selbſt Schultheis 
gen und Ratböfchreiber bieten nicht überall die nöthige Ga— 
rantie gegen Mißbräuche der Art. - 

Die 3te Categorie von Gläubigern bilden diejenige, 
welche für eine eingeflagte Forderung vor entftandenem 
Eoncurfe einen obrigfeitlihen Zahlungs = Befehl erlangt 
baben. 

Dieſes Vorzugd s Recht hängt ganz von der größern 
‚oder geringern Thätigfeit und Gemwiffenhaftigkeit der Orts— 
Vorfteher ab, ob fie ein Schuld = Diarium führen, ob fie 
‚ale Schuldklagen in daffelbe eintragen, ob fie die Gläubis 
‚biger von ihren Verfügungen in Kenntniß fegen, und wenn 
nun auch dieſes Alles ordnungsmäßig behandelt wird, fo 
— ſich noch manche Zweifel, die zu Prozeſſen führen. 
>. 5 2. Ramentlich 

2. -if es eine fehr practifche Frage, ob eine ſchon ein» 
mal ‚vor Jahren eingeflagte Schuld, wegen deren der 
‚Gläubiger einen Zahlungs » Befehl erlangt hat, aber weil 
biefer. fpäter wieder VBorgfrift ertbeilte, micht bezahlt 
wurde, nah der Priorität feiner früheren Klage zu locis 
ren if? 

Diefe Frage wurde in vorgefommenen Fällen bejabend be- 
antwortet, weil der Art. 20. des Prioritäts-Geſetzes buchftähs 
liche Interpretation vorfchreibt, wenn gleich es fchwerlich 
in der Abficht des Geſetzgebers gelegen haben mag, folche 
Gläubiger befonderd zu begünftigen, die zwar vor Jahren 
wachfam waren, aber durch Ertbeilung einer neuen Borg: 
greift den Erfolg ihrer Wachſamkeit wieder felbft verhinderten, 

b. eine ebenfp oft vorkommende Frage ift ed, ob, 
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wenn nur die rücftändigen Zinſe aus einem-Capital einges 
flagt worden find, und dißfalld ein Zahlungs: Befehl err 
tbeilt wurde, nur die Zinfe oder auch da8 Capital dad Vor⸗ 
zugs-Recht der IV. Claſſe genießen? 

Auch dieſe Frage wurde in vorfommenden Fällen aus 
dein gleichen Grunde dabin beantwortet, daß nur den Zins 
fen dad Vorzugs⸗Recht einzuräumen ift, weil der fragli- 
che Art. 13. des Prioritätd « Gefeped nur von der „einges 
Blagten‘ Forderung fpricht. 

c. Iſt es einem obrigkeitlichen Zahlungs⸗Befehle gleich 
zu achten, wenn nach vorgängigem Anerkenntniß der Schuld 
durch den Schuldner der Ortsvorſtand den Gläubiger benach⸗ 
richtigt, daß für feine Befriedigung durch einen bereits 
angeordneten Güter-Verkauf werde Sorge getragen werden, 
ohne daß ein eigentlicher Zahlungs = Befehl ertheilt wurde ? 

Auch, diefe Frage wurde in einem vorgefommenen Falle 
bejaht, indem man von der Anfiht ausgieng, daß der 
Zahlungsbefehl nur deßwegen unterlaſſen wurde, weil ſich 
dem Ortsvorſtande zur Zeit der Einklagung der Schuld 
Mittel darboten, die ihn ſchneller zum Ziele zu führen ſchie— 
nen, als ein Zahlungs = Befehl, ſomit die erfolgte Vormer⸗ 
fung des Gläubigerd unter den durch den Güter-Erlöß zu bes 
friedigenden Gläubigern offenbar die Stelle eines Zahlungs⸗ 
Befehls vertreten follte. | 

d. Hat ein Ortsvorſteher, melcher für feine eigene 
Forderung einen Zahlung8 s Befehl giebt, und foldyen durch 
fein fortlaufende® Schuld =» Diarium nachzumeifen vermag, 
ein Recht in IV. Claſſe anzufprechen ? 

Diefe Frage glaubte man verneinen zu müßen, meil 
bier gerade. der_Charakter der Deffentlichfeit melden bie 
Schuld durd das Einflagen bei dem Ortövorftand annimmt, 
wegfällt, überhaupt aber jener Zahlungs = Befehl, fo ferne 
er in eigener Sache ertbeilt wurde, ‚nach den bei Hands 
lungen ded Richters in eigener Sache geltenden Grundfäs 
ben nichtig erfcheint, fomit Feine Rechte daraus entfteben 
können. 


k22: 

Die de Eilchorle don Gläubigern der IV. Claſſe bil: 
den die Pfand + Gläubiger welche aus ihrem untervfand 
nicht vollſtaͤndig befriedigt worden ſind. 

Warum aber dieſe Elaſſe von Gläubigern, welche vor 
den übrigen fhon genug im Vortheil find, auch noch wei⸗ 
ter begünſtigt werden fol, iſt nicht recht abzuſehen, wie 
wohl nicht zu laͤugnen iſt, daß wenn man einmal die 3 er: 
ſten Categorieen von bevorrechtigten Gläubigern aufſtellt, 
conſequent auch dieſe 4Ate daraus folgt, da die Oeffentlichkeit 
der Forderung bei Pfand-Glaubigern noch weit mehr vor— 
banden ift, al8 bei den beiden Tehfen Arten von Gläubigern. 

Die frändifche Commiffion hat bei Beratbung des Priv: 
ritaͤts ⸗ -Geſetzes, wie ſie ſelbſt ſagt, mit herrſchenden Vor— 
urtheilen bis auf einen gewißen Grad tranſigirt, allein fie 
bat wenigſtens nach den Erfahrungen, die Einſender dieß 
machte, auf dieſe Vorurttheile zu "großes: Gewicht gelegt. 
Mer auf Wechfel Geld leiht, thut dieß nicht, um ſich im 
Falle eines Gants ſicherer zu ſtellen, fondern wegen der 
‚damit verbundenen fehnellen Erecutions = Art. Ebenfo ift 
der Fall höchft felten , daß Jemand auf einen — ein Necht 
in 4ter Elaffe gemährenden— Schuldfchein Geld leiht, ohne daß 
er fih zugleich einen tüchtigen Bürgen ftellen läßt, und 
diefer iſt es, auf den er hauptſächlich reflectirt. — Der 
Gläubiger, welcher fih mit einem einfachen Unterpfande 
begnüat, macht fih für den Fall eined Gants ſchon mit 
dem Gedanken eines Verluftes im Falle eines Minder-Ers 
lößes aus ſeinem Unterpfande befannt, ohne fih im Min: 
deften auf fein Recht in IV. Cfaffe, von dem er gewöhn: 
lich nichts weiß, zu verlaffen, und fo iſt menigftend dem 
perfönlihen Eredit, welcher durch die IV. Claſſe befördert 
werden follte, keineswegs aufgeholfen, im Falle eines Gants 
abforbirt aber die IV. Elaſſe vollends den Ueberreſt ber 
Maffe, und trägt alfo zu den Verluften, die fi) in V. Claſſe 
meiftens bei unbemittelten Handwerkern, Wirthen, Krämern 
ergeben, fehr mwefentlich bei. 

Hiebei kann ein anderer Uebelftand, der bei dem Vor: 
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zug »- Rechtes den IV. Claſſe eintritt, nicht unberührt: gelaf 
fen. werden; nämlich ‚der Vorzug. der Zeit, wodurch deriäl: 
tere: Gläubiger Dem ‚oft nur um wenige Tage jüngerm gleich 
berechtigten. mit: feiner ganzen. Forderung vorgebt. 

Das den Generals Hypotheken früher eingeraumte Bors 
zugsrecht der Zeit ‚hätte feinen: ſehr natürlichen und folge— 
rechten Grund, dieſen Vorzug ‚aber. nach Aufhebung ‚der 
General: Hnpothefen auf die. gegenwärtige Rechte .der IV. 
Elaffe überzutragem, ſcheint nicht: ganz. begründet und wider 
fireitet den zu Befdrderung des perfänlichen Ereditd ‚aufger 
ſtellten Grundſätzen, da Fein Gläubiger erfahren kann, wie 
viele gleich ‚berechtigte. Gläubiger ihm bereits: vorgeben, et 
alfo fo wenig als früher geſichert iſt. 

Der Zweck des gegenwärtigen Aufſatzes geht nun nahin 
die Aufmerkſamkeit der Geſetzgebung auf dieſe Uebelſtände, 
welche ohne Zweifel: von andern Praktikern gleich ſtark eıns 
pfunden werder, binzulenfen, um bei einer Fünftigen Nevis 
fion des Prioritätzs-Geſehes die IV. Claffe der Gläubiger 
Drdnung ganz aufzuheben. Der :unverficherte Gläubiger 
wird ‚dann doch nur in feltenen Fällen in die traurige Lage 
kommen, mit feiner Forderung gänzlich durchzufallen, ftatt 
daß ſolches zu den täplichen Eefcheinungen gehört. . 


ine . 


2) Ueber Anwefenheit der Parteien bei Beugen- 
Verhören in Civil - Rechts - Sachen. 
(Fingefendet.) 

Bekanntlich hat die Zufliz Novelle die Vorfchrift des 
Edicts, nad) welcher, die Abbdrung der Zeugen in Abwefens 
beit der Parteien vorgenommen werden fol, abgeändert 
und. geftattet, daß die Bernehmung in Gegenwart derfelben 
und ibrer etwaigen Fürſprecher gefchebe. 

Es iſt bey der Wichtigkeit „ welche: diefem Beweismit—⸗ 
tel in den meiſten *) Gefepgebungen beigelegt wird, gewiß 
) Der Code Napoleon enthält bekanntlich bedeutende Be: 

ſchränkungen der Bedeutung beffelben. 
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die Frage von Intereſſe, ob die Abänderung. ded Edicts in 
diefem Punkt aud von den Praftifern ald eine Verbeſſe⸗ 
sung unferer Rechtö = Pflege erfannt worden ift? Einfender 
glaubt nicht bloß aus eigener Erfahrung, jondern auch ge: 
fügt auf die Anfichten Andere, Ddiefe Frage verneinen zu 
müßen. So fehr er ein Freund jeder Deffentlichfeit im All: 
gemeinen ift, und diefe indbefondere für Ausübung nicht 
bloß der Criminal, fondern aud der Civil: Nechtd : Pflege 
berbeiwünfcht, fo kann er doch in den meiften Fällen 
in dieſer partiellen (von Feuerbach fogenannten partheilis 
hen) Deffentlichfeit nur. Nachtbeile finden, in fo ferne 
durch fie :der Zmed jeder Beweisführung, der Zwed der 
Erforfhung der Wahrheit nicht befördert, fondern häufig 
eber vereitelt wird. Wer mird nicht alle die Bedenklich— 
feiten, welche ‘die Bemerkungen zu den $$. 108 — 110. 
des Edicts anführen, durch das tägliche Leben beftätigt fin: 
den, wer wird nicht. gerne zugeſtehen, daß er die Anmefenbeit 
der Parteien fehr oft für dad Verfahren flörend und flır die 
Aufrichtigkeit der Zeugen läähmend gefunden hätte ? 

Man hört die Vertheidiger unbedingter Deffentlichfeit 
zum Schuß diefer Einrichtung anführen, daß es für Entfer: 
nung jeded Mißtrauend in die unpartenifche Mechtd » Pflege 
dad dienlichfte Mittel fey, wenn man den Parteien zu allen 
wichtigen Verhandlungen den Zutritt geftatte und ibnen ins— 
befondere. die Anweſenheit bei Wernebmung der Zeugen, von 
deren Ausfage öfters das Schickſal des Streits abhänge, 
nicht verſage. 

Man hört zur Vertheidigung dieſer Einrichtung ferner an⸗ 
führen, daß die Fürfprecher und Anwälte welchen auch das Edict 
den Zutritt erlaube, nicht immer fo mit den Sadverhält- 
niffen vertraut fenen, daß fie zu der ebenfalld geftatteten 
und oft fehr wirffamen Stellung weiterer Fragen -die erfor: 
derlihe Sachkenntniß befigen. Allein jener Grundfag der 
Deffentlichkeit ift in unferem Verfabren in einem weit wich» 
tigeren Punkt, ben dem Vortrag zum Zweck der Urtheils— 
Fällung nicht angewendet und-der Einfender zweifelt Peinen 
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Augenblick, daß manche Fälle, in’ welchen die Zengen be— 
fangen und augenſcheinlich partbenifch. audfagen, bey größes 
rer Deffentlichfeit weit weniger vorlommen würden. Der 
DBefangenbeit, welche. bey der jetzt beftebenden Einrichtung 
oft. fo fichtbar bervortritt, würde in manchen Fällen die 
Ruͤckſicht auf das zugleich — — — ent⸗ 
gegen wirken. 

Mancher Zeuge würde ſich mit einem Wort — ſchaä⸗ 
men, wenn er zu auffallend Parthie nehmen würde, als 
dieß gegenüber von dem Richter und der — TEN 
des Producenten gewöhnlich der Fall iſt. 
| Sind bloß die Anmälte anmefend, fo wird der Zeuge 
weit weniger fich beftimmt finden zu Gefallen zu reden, als 
wenn die Parthie felbft. den Einfluß ihrer Gegenwart aus 
übt; der Richter wird in manchen Fällen eher im Stand 
fenn, die Wahrheit zu erfahren, ald wenn die Parthie durch " 
Unterbrechungen, durch Geberden u. ſ. w., welche nicht ims 
mer zu verhindern find, den zeugen zu imponiren fucht. 
In der Regel wird auch der Sachmalter, der wohl inftru= 
irt ift — und dieß läßt ſich von ihm erwarten, wenn er 
feine Pflichten Fennt — zur Stellung weiterer Fragen befs 
fer fich eignen, ald die Parthie felbft, fo daß auch in die- 
fer Beziehung von der Abweſenheit der Letztern keine Nach⸗ 
theile zu befürchten find. el 

Befondern Werth. glaubt der Einfender auf die Abwe⸗ 
ſenheit der Parthieen in den Fällen legen zu müßen, in mwels 
chen die Zeugen in einem Abhängigfeits = Verhältnig zu 
jenen entweder noch zur Zeit der. Vernehmung ftehen oder 
geftanden find, mie diefed häufig bey Streitigkeiten vor⸗ 
kommt, die Familien: VBerhältniffe zum Gegenftand haben 
und bey welchen Subalterne abzuhören find. . 

Man wende nicht ein, daß der Eid eine weitere Garantie 
für die Wahrheit der Ausfage enthalte und daß er etwaige Rüde 
fichten auf die Parthie wieder aufmwiege. Denn eine Garantie, 
welche durch die oft fehr verfchiedene Individualität der Bildung 
und Gefinmung ded Zeugen, durch die größere oder geringere 


Gewiffenhäftigfeit deffelben , ‚bedingt iſt, kann/ wie die Er: 
fahrung kehrt, nichtn in allen. Fällen als wirkſam anerkannt 
werden. Und ließen ſich nicht Beyſpiele anführen, daß ſelbſt 
die Gewiſſenhaftigkeit im Kampfe mit der — 
unterlegen iſt? Due 

Will daher die: Gefebgebnug diefes Berdeismittet in 
beftimmten Fällen 3. B. bei Reglung der NRechtöverhältniffe 
eined Kaufs, eined Darlehens u. ſ. m. nicht gänzlich aus— 
fehliegen und die Gültigkeit folder Nechtögefchäfte nicht 
vorhinweg von dem Vorhandenſeyn fchriftlicher Urkunden 
abhängig machen, fo wird wenigſtens möglichfte -Vorficht 
bey. der Behandlung dieſer oft fo trüben ———— 
a nöthig ſeyn. 





83) Etwas über die actio injuriarum aestimatoria 
und deren für die. nächfte Geſetzgebungs - Periode 
beabfichtigte Abſchaffung. 

(Bon dem Nedacteur.) * 
Wie man vernimmt und ſchon in den ———— 
zum Entwurf unſeres Straf-Geſetzbuches angekundigt wurde, 
ſoll der actio injuriarum aestimatoria die, gänzliche Abs 
ſchaffung durch dad zu erwartende Geſetz über die civilrecht— 
lichen Folgen der neuen Strafgefengebung bevorftehen. 
Der. Derfaffer diefed war "zwar. nicht in der Lage, fich 
nähere Kenntnig von den Motiven für diefe Maasregel zu 
verfhaffen, glaubt jedoch vorausſetzen zu dürfen, daß der— 
felben im Wefentlihen Feine andere Neflerion zu Grunde 
liege, ald die in dem moralifchen Gefühl. und theilmeife 
wohl aud dem Rechtögefühl begründete —, daß diefe Klage 
dadurdy, daß bier die Ehre mit Geld bezahlt: werde, fich 
in ein Verhältniß fo grellen innern Widerſpruchs verfepe, 
baß diefelbe bei einem: höheren Punkt der. Gefittung zum 
Skandal zu werden drohe und daher ihre gänzliche Aufhes 
bung als eine abfolute en: an — —— — 
ſehen key. 32 7.3 nid it = 


123 


‚ ‚Die dieſer Reflerion, zum Grund liegenden. Momente 
find. fo von ſelbſt einleuchtend und bekannt, daß ‚eine Aus: 
führung derfelben überflüff 8 erfcheint ; auch. ift wirflih an 
ſich unzweifelhaft, daß, die Klage etwad für das moralifche 
Gefühl Verlependes an ſich trägt und hieraus auch im 
rechtlicher Beziehung manche Inconpenienzen ‚fließen. . 

Allein .ob die Folgerung, aus den Prämiſſen nicht zu 
weit gehe, dig iſt eine andere, Frage, Über welche fich der 
Verfaſſer vielleicht um fo eber einige Worte wird erlauben 
dürfen, ald er zufällig in feiner Erfahrung mehrere Fäls 
le zählt, welche ihm die Weberzeugung verfchafften, daß 
diefe Klage wenigftend ihrem Weſen nah nicht fo leicht zu 
entbehren ift, und jedenfalls fo lange, als wir nicht ein 
gänzlich veränderted ftrafrechtliched Verfahren haben, als 
ein Nothbehelf geduldet werden ſollte. 

Es ift eine von unſeren bisherigen Gefepgebungen viels 
leicht nicht genug berüdfichtigte Wahrheit, dag bei Rechts— 
verlegungen, welche ihrer Natur nah nicht fo genan bes 
fimmt und abgegränzt werden können, in der Mannigfals 
tigkeit und Verſchiedenartigkeit der hierauf geſetzten rechts 
liben Uebel der Weg zum Volllommeneren wenigftens er» 
Öffnet iſt, wenn fich gleich nicht in Abrede ziehen läßt, daß 
eine folhe Maadregel auch wieder — mie diß bei allen 
‚ derartigen Gegenfägen vorkommt — eigenthümliche Gefah— 
ven herbeiführt und wohl auch, ihre Schattenſeiten bat, 
Daß gerade die Injurien eine Rechtsverletzung bilden, bei 
welcher man auf dad Bedürfniß einer Vervielfältigung der 
entgegen zu ſtellenden rechtlichen Mittel geleitet wird, iſt 
einleuchtend und durch die Conſtitutionen einer alten und 
bewährten Geſetzgebung nachgewieſen. 

Allein auch die Legislation der neueren Zeiten bat 
durch das Princip ded Cumulirens von Freiheits- und 
Geldftrafen den obigen Sap in größerer oder geringerer 
Ausdehnurg vielfah anerkannt, ja ſelbſt der Entwurf des 
württembergifchen Strafgefepbuchs hat won diefem Mittel einia 
gen, obwohl nur fparfamen Gebrauch gemacht. (Art. 267. 270.) 
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Aus diefer allgemeinen Betrachtung ließe ſich für bie 
vorliegende Frage im verfchtedenen Richtungen deriviren 
und argumentiren; ed follen jedoch bier blos zwei Haupt⸗ 
Mommte für dad Fortbeſtehen der Klage ausgehoben 
werden, | 
| Das eine bderfelben liegt in der Natur der Injurien, 

das amdere und wichtigfte in unferem Beweisſyſtem. 

Es liegt in der Natur der Sache, ift von allen Sei: 
ten anerkannt und faft durch jeden derartigen Rechtsfall 
dargethban, daß bei Feiner Need = Verlegung fo feine, von 
individuellen Anfichten und fonftigen relativen Rückſichten 
abbängende Nuancen vorkommen, bei feinem Vergeben bie 
Strafgefebe fo mangelhaft find und bleiben werden, und 
Auch in Vorausſetzung der beften Drganifation und Ans 
wendung derfelben in den gegebenen Fällen fo ungenügende 
und ımverhältnigmäßige Refultate liefern, bei feinem Vers 
gehen die Gefahren einer einfeitigen und, irrthünnlichen 
ſtrafrichterlichen Beurtheilung fo nahe liegen ; ald gerade 
bei Injurien. In den Andeutungen diefed Satzes, deffen - 
Commentar Jeder, der fid öfter "mit Rechtsfällen diefer 
Art befchäftigte, in feinen eigenen Erfabtungen finden wird, 
und deſſen Confequenzen noch meiter dadurch gefteigert 
werden, daß nach der Annahme der mwürttembers: 
gifhen Eriminal®erihte dem Injuriaten nit 
einmal ein Recurds oder Befhmerde: Recht zu: 
kommt, ift e8 wohl Har gegeben, daß für den Injuriaten 
noch ein weiteres Mittel beftehen folte,. durch welches die 
der ftrafrechtlihen Hülfe anklebenden Mängel ausgeglichen 
werden können, und bei welchen, was dem Berfaffer die 
Hauptſache if, dem Injuriaten einevoliftändige und 
unmittelbare Einwirfungaufdierichterlihe Hülfe 
gefihert iſt. Denn gerade diß Lestere ift ed, was die 
befondere Natur der Injurien einerfeitd zu einer unerläßs 
lichen Bedingung der vollen Genugthuung für den Injus 
riaten, andererfeit zu einem Bedürfniß für die gehörige 
Behandlung ded Vergebend der SInjurien macht und was 
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bei dem Inquiſitions- Verſehren nie erreicht oder erſetzt 
werden kann. 

Auch über dieſen Satz ließe ſich ein reichhaltiger Come 
mentar liefern, für welchen jedoch bier aberınald der Plat 
nicht iftz; die Andeutung wird gewiß bei jedem Praftiker 
lebhafte Reminifcenzen erwecen von dem mächtigen Unters 
fhied eines criminalrichterlihen Verbörs, bei welchem eine 
Injurie, wenn fie nicht gerade von der craffeften Sorte ift, 
fo "lange in Artifelweifer Zerlegung abgehandelt wird, 
bis die einfeitigen Darftelungen und entftellten oder lügen 
haften Einfchiebungen eines gewandten Injurianten faft uns 
vermerkt den Sinn und Zufammenbang fo ganz zeritürt 
und den Total» Eindrucd fo fehr zur Null reducirt haben, 
daß felbft der Richter, welcher den Fall vorber unbefangen: 
betrachtet bat, fich fragt, ob nicht etwa fein Auge durch. 
ein pſychologiſches Gaukelſpiel getrübt fen, — von einem 
civilgerichtlichen WVerfabren, bei welchem die Sache des 
feinem Gegner in offenem Kampf aegenüberftehenden In— 
juriaten gut vertreten ift, die Suftruction gut- verftanden 
und wohl geleitet wird, und eine unbefangene, umfichtige, 
ftetö in den Grenzen der ftrenaiten Logik fih bewegende 
Beurtbeilung das End : Refultat Liefert. Das zweite wohl 
noch wichtigere Moment aber liegt in unferem Beweisſyſtem. 

Was mir bei Fugen und bösmwilligen Angefchuldigten 
von den Erfolgen unferer Unterfuchungen zumal in Fällen, 
wo. Feine BAftungen eintreten Fönnen, was bei Injurien 
faft immer der Ballzift, zu erwarten haben, ift albefannt 
ünd zeigt ein Blick in die-Liften der Criminal = Gerichte, 
wo das Derbältniß der Verurtheilten zu den Angeichuldig« 
ten von der Art iſt, daß wenn man auch geltend machen 
wollte, daß bie und da zu viele in die Rubrik der Anges: 
fhuldigten kommen, doch die Rechnung für die. Siege des 
materiellen Rechts fchleht genug ftehbt, da fich denn doc. 
wohl Niemand dem fchönen Wahn bingeben wird, daß im 
großen Durchſchnitt die Unfchuld ed fey, welche den Aus» 
fchlag für ein folched Uebergewicht gebe. Nun wiffen wir 

Monatfchr. f. d. Juftispfl. IL Bd. 1. Abth. 1. Hft. 1) 
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aber, daß der Sache der Wahrheit im. eivileichterlichen Vers 
fahren ein mächtiges Beweismittel zu Gebot ftebt, welches 
bei dem ftrafrechtlichen Verfahren ausgefchlofien iſt, — der 
- Eid, Zwar wendet man vielleicht ein, daß ed nicht gerade 
ein Gewinn ſey, dieſes Beweismittel außer dem Fall der 
äußerften Noth berbeizuzieben. Allein einmal wird ſich 
nachweiſen laffen, daß die in neuerer Zeit und zwar wobl 
nicht init Unrecht geführten Befchwerden über eine bedenf: 
liche Vervielfältigung der Eide und Mißbrauch derfelben zu 
einem leichtfertigen, oft chikaneuſen Proceßſpiel nicht ſo— 
wohl in der. gefeplichen Stellung dieſes Beweismitteld, ald 
vielmehr in fehlerhafter Behandlung der concreten Fälie 
liegen, und dann fann man die Behauptung aufftellen, daß 
gerade bei derartigen Injurien = Prozeffen aus verfchiedenen 
Gründen die Gefahr eines Mißbrauchs des Eids entfernter 
liegt, ald in den meiften anderen Fallen, wo derfelbe alltäg: 
lich obne alles Bedenken faft ald auöfchliegliches Beweis⸗ 
mittel in Anwendung kommt. 

Der praktiſche Werth der äſtimatoriſchen Klage iſt auch 
viel entſchiedener und gewichtiger, als man auf den erſten 
Anblick glauben möchte. Diß zeigt ſich am Beſten bei den— 
jenigen Fällen, wo es ſich um Beſchuldigungen von Ver— 
brechen, Vergehen oder ſonſtigen ſchändlichen Vorwürfen 
bandelt. Bekanntlich beſchränkt ſich der Gebrauch der äſti— 
matoriſchen Klage ſo ziemlich auf derartige Fälle und die 
gemeine Meinung im Volk bezieht ſogar die Klage aus— 
ſchließlich auf fokhe*). Hier zeigt ſich dann eben, welch 
ein kräftiges Abſchreckmittel diefelbe bilder, durch die Er- 
fabrung, mie das Volk fih in der Regel mit großer Aenaft- 
lichkeit "vor folchen Befchuldigungen und Vorwürfen felbft 
dann bütet, wenn der Nichter zum Sprechen auffordert, 
während man die ftrafrechtlichen Folgen der Injurien gar 





*) Man findet felten, daß wegen eines einfachen Schimpfwortes 
oder ſelbſt einer Real⸗Injurie eine äſtimatoriſche . erbo: 
ben wird. 
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häufig offen verhöhnen. hört *); es tritt aber auch weiter 
bei derartigen Fällen die wahre Bedeutung und der Werth 
der Klage in der Beziehung bervor, daß erfichtlich wird, 
wie es dein Princip nach nicht richtig wäre, die Klage als 
eine act. meram vindiet. tend. **) vermwerfen zu mollen, 
indem derartige Injurien faft immer auch eine mittelbare Ges 
fährdung von pecuniären Jntereffen mit ſich führen ***), 
für welche ein menigftend der Idee nach entiprechendes 
Nechtömittel gegeben ſeyn follte. 

Ob die in vorftehenden Andeutungen audgehobenen 
Gründe für die Nothwendigkeit ded Fortbeftehend der äftis 
matorifhen Klage — durch Anklage = Proceß, öffentliches 
Berfahren, Geſchwornen-Gerichte befeitigt wären, ift jeden— 
falls. eine müßige Frage, weil wir diefe Inſtitute nicht has 
ben und wenn wir fie auch in näherer oder entfernterer 
Zufunft Alle oder zum Theil erhalten follten, erft die Ers . 
fahrung entfheiden müßte, wie fie fih auf unferem Boden 
ausbilden und welche Folgen ſich hieraus entwickeln würden; 
denn nichtd feheint dein Verfaſſer gewagter, als bei folchen 
Sinftitutionen, welche fo eng mit dem Wefen und den Fors 
men des VBolfslebend zufammenbhängen, au8 den Principien 
der Theorie und den Erfahrungen anderer Laͤnder Folge⸗ 
rungen abzuleiten. 

Finden nun aber die Gründe Anerkenntniß, ſo iſt ſo 
viel gewiß, daß die äſtimatoriſche Klage fortbeſtehen ſollte, 
ſey es auch, daß ſie ſo, wie ſie dermalen beſteht, nur als 
ein nothwendiges Uebel gerechtfertigt werden koͤnnte, wel— 
ches, nachdem es ſo lange beſtanden hat, doch in keinem 
Fall ein größeres ſeyn kann, als eine fo erhebliche Man—⸗ 


*) Man erinnere ſich der bekannten, fo oft im Volk gehörten Rede 
— ich laffe es mid ein Paar Frevel foften! 
**) Cie ift diß auch nad dem Ausſpruch der Geſetze nicht gerade. 

I 2. $. 4. D. de collat. (37, 6.) magis enim vindictae, 
quam pecuniae habet persecutionem. 

4) Mie fehr ift 3. B. der des Diebftabld befchuldigte Profeſſioniſt, 
der Arzt, welchem Ignoranz und ————— vorgeworfen 
werden u. dergl. m., gefährdet. 
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gelbaftigfeit des Nechtöfchuzes, welchen der Staat einem 
der ebelften Güter feiner Angebdrigen fhuldig ift. 

Allein wie fi) Rechts = Inftitute durch eine gute Pflege 
ihrer Bemwahrer und einen gefunden Sinn ded Volkes im— 
mer am beften ven felbft fortbilden und modificiren und 
dadurch der Gefehgebung am fchönften den Weg vorzeichnen 
welchen fie einfchlagen follte, fo fcheint es dem VBerfaffer 
auch bei der Aftimatorifchen Klage. der Fall zu fenn. 

Es ift befannt, daß es fo ziemlich allgemein geworden 
ift, daß Injuriaten fih der Aftimatorifhen Klage in der 
Negel bloß zu Gunſten mwohlthätiger Anftalten bedienen, — 
gewöhnlich fhon im Voraus ſich ausfprehen, daß dat, 
wad fie erftreiten, zu diefem oder jenem frommen Zweck 
beftimint feyn fol. Es ift ein ‚fchöned Zeichen, daß man 
dieſes Verfahren nicht bloß bei den Ständen von böberer 
Bildung, fondern gar bäufig auch bei dem Bürger » Stand 
und wohl auch bei dern Bauernftand, welcher freilich, wenn er 
nicht gerade fich der Hilfe eines Nechts - Anwalts bedient, 
feltener auf die äſtimatoriſche Klage verfällt, antrifft. Daß 
in Fällen diefer Art die Bedenken gegen den moralifchen 
und reihtlihen Werth der aftimatorifchen Klage faft ganz 
verfhwinden, ift klar und gewiß anerfannt. 

Was ift alfo natürlicher, als bierin einen Winf für 
die Geſetzgebung zu finden, daß fie die äftimatorifche Klage 
ganz einfach dadurch in ihre Nechte einfeben kann, wenn 
vie beſtimmt, daß der Injuriat fie bloß zu einem übrigens 
‚von feiner eigenen Beftimmung abbängenden milden Zweck 
anſtellen könne. Man fage nicht, daß mit einer äſtimato— 
riſchen Klage diefer Art eigentlich nichtd Anderes gegeben 
fen, ald eine Art öffentlicher Strafe. Denn es ift hiebei 
dad Princip und Wefen der Klage volllommen aufrecht ers 
balten, die Nechte des Injuriaten, fo weit ald fie die Probe 
einer moralifchen Würdigung aushalten, indbefondere das 
werthvoile Recht, bei einem Verfahren, welches fein edelz. 
ſtes Out fo nahe berührt, frei und felbfithätig mitzumirken, 
find gewahrt, ale Vortheile des civilrichterlichen Verfah— 
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rens geſichert, ſelbſt der Zmed der Vergütung fir. gefähr— 
dete Vermögens-Intereſſen mittelbar erreicht, wenn gleich 
der Injuriat dad mit der Klage Gewonnene nicht erhält, 
meil das Publikum durch den Sieg ded Klägerd eine Ueber« 
zeugting erlangt bat, welche auf eine durch Fein anderes 
Berfabren zu erzielende Weife den ganzen Eindrud ber 
Sinjurie aufbebt, ja fogar den Injuriaten, welcher aud) noch 
die Unannebmlichkeit- und Mübe übernahm, das erlittene 
Unrecht für einen frommen Zweck auszubeuten, in der Re— 
gel zum Gegenfland eined allgemeineren Intereſſes und eis 
ner erhöhten Achtung: ded Publikums machen wird *). Da— 
bey wüßte fich der Verfaſſer dieſes entfernt Peinen Anftand 
gegen eine ſolche natürliche und einfache Modification des 
beftebenden Rechts zu denken. 


_ AdıV. 
Siteratur. 


1) Inhalts-Anzeige über: Dr. M. S. Mayer, 
Profeſſor der Rechtswiſſenſchaft in Tübingen: Das 
Inteftat - Erbredyt der liberi naturales nad) dem 
heutigen römifhen Uecht. Eine dogmen-gefchicht- 
liche Unterſuchung. Tübingen 1838. 
(Von S....;) 

Der Berfaffer ftelt in der Vorrede dic — wahren 
Sätze voran: „wer ein Recht auf die rechte Weiſe anwen— 
den wolle, müſſe mehr beſitzen, als das bloße Wiſſen von 
namentlich geſetzten Regeln; er müſſe die Kunſt inne haben, 
Sätze, die nicht ausgeſprochen ſind, zu finden, die Kunſt 
jenes Findens ſey vor Allem durch gediegene gründliche 
Wiſſenſchaftlichkeit bedingt. Wiſſenſchaft finde ſich aber 
—75 Der Verfaſſer könnte dieſen Satz durch einen Fall aus ſei—⸗ 

ner Erfahrung belegen, bei welchem ſich dieſe fragliche Fol⸗ 
gerung ganz auffallend bewährte, mo dann freilich ſich auch 
eine ungetheilte moralifche Leberzeugung für den Injuriaten 
entfchieden hatte, welcher — eined Diebftahld gröblich bezüch— 
tigt — die Klage zum Beflen zweyer milden Anftalten feier 
Vaterftadt anftellte und vollkommen gewann. 
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nur bei dem, welcher die Summe der zu irgend einer Zeit 
vorhandenen Nechtd : Normen bid zu ihrem Urfprunge vers 
folgt und wiederum zurücdbegleitet babe durch die verfchies 
denen Formen, welche fie in ihrer Entwiclung durchliefen; _ 
bei dem alfo, welcher wiffe, wie fie geworden find, fich äns 
derten,, erweiterten und befchränften, welcher die Gründe 
erforfcht babe, auf denen fie ruhen, und dad Ziel, auf das 
fie binftreben, und welchen eben damit der Zufammenbang 
nicht verborgen geblieben fen, in dem fie unter fich ſtehen.“ 

Indem der DVerfaffer hiemit die Nothmwendigfeit dogs 
menzgefchichtlicher Kenntniß des römifchen Rechts auch für 
den Praftifer fowohl zur Anwendung ded gemeinen Rechts 
als partifularrechtliher Anordnungen darthut, eröffnet er 
zugleich dem Praftifer, welchem fein Beruf ein’ ummittels 
bared Quellen s Studium nicht geftaffet, welchen die biöhes 
rigen Rechtd =» Bearbeitungen der römifchen Rechtögefchichte, 
ald dem praftifchen Leben zu ferne ftebend, zu ihrem Stus 
dium nicht reizen fonnten, die erfreuliche Ausficht, Fünftig 
dennoch auf leichterem Wege fich diefe tiefere Kenntnig des 
beftehenden Rechts erwerben zu Fünnen? 

Der Verfaffer fordert nämlich auf, nicht blos, wie bis- 
ber gefcheben, den Bo rsjuftinianeifchen Rechte die gefchicht= 
liche Thätigfeit zuzumenden, fondern auch fich der inneren 
Gefhichte ded römifchen Rechtd von den Oloffatoren bis 
auf umfere Zeit mehr anzunehmen; die Ummwandlungen, 
welche römifche Grundfäbe von den Gloffatoren an erfah— 
ren, die manchfaltigen Geftaltungen, melche fie angenoms 
men haben, forafältig zu ermitteln, nad ihren Gründen 
und Veranlaffungen forgfältig zu unterfuchen, die Art und 
die Seiten, wie und wann fie einen feften Haltpunkt im 
Reben erbielten, zu erforfchen. 

Nach diefem Plane bat nun der Verfaſſer in vorlies 
gender Schrift, unter Zufiherung ähnlicher Liefe— 
rungen, die oben bezeichnete Materie bearbeitet. 

Er entwidelt zuerft die innern Gründe, aus welchen 
Nuftinian den liberi näturales, den im Eoncubinat, d. b. 
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von einem Marne mit einer Weibsperſon, mit welcher er 
zwar ohne Ehe, aber im ausſchließlichem &efchlechtd sims 
gange lebte, und welche mit ihm zuſammen wohnte, aber 
auch nur diefen, nicht auch den spuriis, ein bedingtes Erbs 
recht, d.b. auf */, für den Fall, daß der Vater ohne Hinters 
laffung von Kindern und einer Wittwe und ohne Teftament 
fterben follte, welched ihnen vor Juſtinian nicht einmal 
zuftand, eingeräumt hat. | 

Hierauf führt er feine Anfiht aus, nady welcher ſelbſt 
bie liberi naturales in dem angegebenen Sinn des römis 
fhen Rechts nah canonifhem und gemein Deuts 
ſchem Rechte diefes bedingte Erbrecht nicht anzufpres 
hen haben. | 

Hingegen zeigt er dann unter vollfländiger Anführung 
der Literatur weiter, mie deffen ungeachtet nicht nur die 
Rechtögelehrten in Stalien bi8 zum 16ten Jahrhundert, fons 
dern auch die -deutfchen Nechtögelehrten des 16ten Jabrs 
bunderts faft ohne Widerrede den im Concubinate erzeug:- 
ten Kindern dad ihnen vom römifchen Nechte eingeräumte 
Erbrecht zuerfannten; ja daß der Begriff von liberi natu- 
rales von den deutſchen Nechtögelehrten bereit im 16ten 
Jahrhundert auf andere — von Perfonen, die fich ehelichen 
konnten, ohne daß die Mutter ſich Mebreren bingegeben 
hätte, erzeugte uneheliche Kinder ausgedehnt und ihnen dafs 
felbe Erbrecht eingeräumt wurde ; daß im 17ten Jahrhun— 
dert diefe Sätze unter den Nechtögelehrten auch nicht viel 
mehr Widerfpruch fanden, ja in den Gerichten Eingang 
gewannen, und fogar in die Particular : Rechte aufgenoms | 
men wurden; und endlich, daß zwar in dem Aödten und 
agten Jahrhundert fih mehr Stimmen gegen dieſe beiden 
Säpe der Rechtögelehrten erhoben und nicht nur den spu- 
riis, fondern auch den Confubinenfindern das gedachte Erbs. 
recht abgefprochen haben, daß aber diefe einzelne Stimmen 
gegen die Mehrzahl der übrigen, gegen- eine durch Sahr- 
bunderte hindurch herrſchende, in den Gerichten: augenom⸗ 
mene und in die Particular: Nechte übergegangene Doctrin 
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nicht -in Betracht kommen, daß ſomit das Erbrecht der 
liberi naturales ſelbſt im weiteren Sinn an ihrem Va— 
ter nach unſerem heutigen gemeinen Rechte nicht in Zwei— 
fel gezogen werden Fünne. 





2) Inhalts- Anzeige der Schrift: Meber kird- 
liche Baulaf nad den Grundſätzen der Aatho- 
liken und Proteflanten von Dr. €. F. v. 
Reinhardt, Königl. Württemb. Ober-Tribunal- 
Rathe und Bitter des Ordens der Württembergi- 
ſchen Krone (jeigem Director des Königl. Ge- 
richtshofs für den Donan-freis in AUlm.) 
(Von dem NHedacteur,) 

Diefe Schrift handelt ihren Stoff auf 90 Octavſeiten 
in derfelben Weife ab, welche die meiſten Werfe ded Ber: 
faffer8 überhaupt auszeichnet und welche offenbar die für 
den Praftifer erfprieglichfte und angenehmfte iſt; ed wer— 
den nemlich die Gefehedquellen in vollfiändiger Unterbreis 
tung und Zeraliederung aefhichtlih und hermeneutifch er: 
drtert, hiemit die Abhandlung der verfchiedenen Anfichten 
der Doctrin mit einer in der That außerordentlichen Reich: 
baltigfeit vermwoben und biebei diefelben, was die Brauch— 
barfeit und Annebmlichfeit folher Monograpbieen beſonders 
erhöht, fo vollftändig und meift wortgetreu gegeben, daß 
auch derjenige, welcher nicht über eine reichere Bücher: 
fammlung verfügen fann, oder fih die Zeit des Nachfchla: 
gend erfparen muß, des Citats mächtig wird; endlich Über 
jede Frage am Schluß der Erörterung dad Refultat kurz 
gefaßt audgefprochen. 

Die Abhandlung zerfällt in fieben Abfchnitte. 
I. Abfchnitt. Die Zeiten vor dem Tridentinifchen 
| Concil. 
Hier wird kurz angeführt, was Rechts-Beſtimmungen 
und Geſchichte jener Zeit zur Beantwortung der Frage dar— 
bieten. 
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Abſchnitt. Das Triventin iſche Eoncit. | 

Hier werden neben dein /Cap. 7; sess. "XXL, bie dc- 

clarationes cardinäfium inter ehe cont, Trid. in ex- 

tenso gegeben. 

JIL, Aurel. Der Sinn des Tridentintthen Com 

68 sess: XXI. cap: 7. 

Diefer Abſchnitt "enthält die Haupt⸗ Ausfthrung. Es 
wird der Haupt⸗Text des Concilt in feinen drei Beziehun⸗ 
gen abgehandelt. B Per en 

1) Fructus' et proventus guoseungue ad easdem ec- 

clesias quomodocungue pertinentes. . 

"Hier werden die Fragen Über den Angriff des Grumd- 
ſtocks und bei den Renten des Kirchen: Vermögens die Cols 
Lifion der Ruͤckſicht auf die regelmäßigen Kirchenzwecke mit 
den Baubedürfniſſen ausgehoben und dahin beantwortet, daß 

a) zunächſt die Renten aus dem Kirchen-Vermögen, 
in ſo ferne letztere nicht zu den ordentlichen Zwecken des 
Kultus, oder zu beſtimmten Zwecken nach dem Willen der 
Stifter, zu verwenden ſind, daß aber 
) im Fall die Renten unzureichend wären, auch der 
Grundfiod zur Baulaft in fo weit verwendet werden Fann, 
in fo fern die auß dem Reſte deffelben zu beziehenden Rens 
ten noch zur Beftreitung der nothmendigen Ausgaben für 
die kirchlichen Zwecke binreichen. 

2) Omnes patronos et alios qui fructus aliquos ex 
dictis ecelesiis provenientes percipiunt. | 

Hier wird die Streitfrage, ob’ alle Patronen, oder bloß 
diejenigen, welche Renten aus dem Kirchen = Vermögen be— 
zieben, — baupflichtig feyen, dahin entfchieden, daß der Pa: 
tron nur dann zu Beiträgen für die Wiederherftellung der 
Kirche verbindlich fen, wenn er Kirchen: Einfünfte beziebe. 

Auf gleiche Weife wird der Parochus, melder feinen 
Gehalt aus andern Quellen, ald aus dem Kirchen-Vermö— 
gen beziehe, freigefprocdhen, fodann auf die Decimatoren 
übergegangen. 

Diefe Frage wird dann einer fehr forgfältigen * 
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fung unterworfen, „über „dep, großen Streit hinſichtlicht des 
Anſpruchs an die Laienzehnten ein umfaffender und, interefs 
ſanter literqriſcher Apparat, geliefert, die Anſicht des Ver⸗ 
faſſers hierüber aber in folgendem Satz ſtizzirt: J 
ee ‚muß, nun vorerſt ‚bier, darauf aufmerkſam machen, 
daß die Worte des Concils -nur, diejenigen fir verbunden 
erklären, ..„qui, fructus- ex;;dictis, ecelestis' provenientes 
percipiunt,” und ich muß ‚auch; hier. wiederholen, daß 
diefe Worte feinen andern Sinn, ald den: baben-- können, 
dag nur diejenigen zur, Reparatur angehalten werden ‚Bön- 
nen, welche Früchte aus dem Kirchen⸗Bermögen, oder viel 
mehr deutlicher „ auß. dem. Vermögen derjenigen Kirche, 
welche reparirt werden ſoll, beziehen. Nun hat aber ſelbſt 
das canoniſche Recht, welches die, Laien für unwürdig hält, 
Kirchenzehenten zu beziehen, und ſelbſt grundherrliche Zehen⸗ 
ten mit ſchelem Auge anfieht,,. nie behauptet, daß Laien: 
zehenten, ſo lange ſie noch in den Händen der Laien ſind, 
zum Vermögen, irgend einer beſtimmten Kirche gehören. 

Handelt ed ſich daher von der Frage: Ob ein Zehents 
Befiper zur Reparatur. einer beftimmten Kirche verbunden 
fen? fo. ift vor Allem ‚zu unterfuhen, ob der fragliche 
Zebente zu dem Vermögen diefer Kirche gehöre.’ 

3) Aut in illorum defectum parochianos, 

Hierbei wird bemerft, daß über den Maaßſtab der Ders 
theilung die Geſetze der einzelnen Staaten entfcheiden, und 
noch insbefondere die Frage abgehandelt, ob und in wie 
weit auch die dilialiften zu den baupflidtigen 
Parohianen zu zählen fenen. 

+ Das Wefentlihe der dißfallfigen Anfihten ded Ber: 
faffers ift in Folgendem ausgeſprochen: 

„Im Ganzen kann man den Sa aufſtellen: daß Si: 
lialiften zur Herftellung der Mutterkirche beizutragen baben, 
nur muß man fi unter Filialien nur ſolche Drte denken, 
bei weldyen eine. subjectio absoluta unter eine Parodi:, 
und nicht blos secundum quid, oder gar nur, eine unio 
aequalis flattgefunden bat.“ 
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IV. Abſchnitt. Die Beftimmungen:ded Tridentinis 
ſchen Concils findinur als Hülfdre thanzufſehen, 
d. he wo keine nn rn Obſervauzen vor 
liegen. 13 a 53117, | 
Hier. werden — beſonders einige: intereſſante Ber 
merfungen über den ‘fo "häufig in Streit‘ kommenden Fall 
von freiwilligen Beiträgen gemahtinii sn 2 
V. Abſchnitt. Die Grundſaätze der⸗ — 
Das Weſentliche der diesfallſigen Annahme des Die 
(ers ift in dem Sab ausgeſprochen? 7 8 
Zwar läßt ſich keineswegs behuupten waß das &rie 
dentinifche Goncil auch auf Proteſtanten und auf proteſtan⸗ 
tifche "Religions: Verhaͤltniſſe anwendbar/ ſey, bielmehr liegt 
in:der Reformationz⸗Geſchichte der klate⸗ Beweis, daB es 
gerade das Tridentiniſche Concil war, welches zwiſchen den 
Proteſtanten und Katholiken die feſte Gränzlinie gezogen 
bat, aber :die diedfallſi ige Beſtimmung des Teidentinifchen 
Concils liegt ſo ſehr in der Natur der Sache, daß fie 
auch. eben deßwegen in Ermanglung aller pofitiven — 
mungen als Norm angenommen werden muß.“ 
VI. Abſchnitt. Bon dem Einfluß, des weftphätifchen Ä 
Friedens Art. V. XV. $. 45. und 46. — auf die 
Baulaft in Beziebung auf Proteffanten — “ 
enthält die Entwicklung des Sabed: „daß Proteftanten, 
welche am 1. Januar. 1624 in dem Beſitze folder Gefälle, 
welche zum Vermögen: einer. Fatholifhen Kirdye gehörten, 
fih befanden, undifomit in Folge ded weftphälifchen Frie⸗ 
dend in dem Beſitz derſelben geblieben ſind, von der Bau⸗ 
laſt befreit ſeyen.“ 
VII, Abſchnitt. Noch einige verwandte Materien, 
Diefer Abſchnitt handelt die Baulaſt von Pfarrhäus 
fern, Küfterwohnungen, Schullehrer- Wohnungen, Kirchhöfen, 
. Orgeln, Gloden, Kirchen-Uhren furz ab; und enthält noch 
einige Bemerkungen, namentlich über die Ausdehnung der 
allgemeinen Grundfäge auf die Fragen wegen Erweite— 
rung und Wiederaufbanuung: der Kirchen, | 
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Referent‘ ſchließt dieſe Anzeige mit” der Bemerkung, 
Daß: er es ſich um fo; weniger verſagen konnte, eine: nach 
dem allgemeinen Plan unſerer Zeitſchrift eingerichtete In— 
haltsüberficht diefer Schrift zu geben, als eine ſolche Mo— 
nographie fhon um: deßwillen ein wahres Bedürfniß aus- 
füllt ‚weil: im der, That: ein ganz -eigened Studium und 
eine eigene Bücherfammlung: dazu gehört, um ſich in ıder 
in: Srage fteberiden „doch änmer ſehr haufig .norfommenden 
Materie: gut zu recht zu finden, und es iſt nur noch aus— 
zuheben, wie ſich an die vorliegende Schrift die im zweiten 
Hefte des erſten Bandes der Monatsſchrift pag. 137. f. 
mitgetheilte Präjudicien⸗Sammlung, welcher in Bälde ein 
ergänzender Nachtrag folgen wird, in einer Weiſe anſchließt⸗ 
welche ein für den Praktiker vo förderlich) werdendes 
Ganze bildet. 1. ur Hyd “7 27 





3) Belehrung für die ‚gewählten Deiſttzer der K. 
Mürtteinbergifchen Stadt-; Oberammts- und Amts- / 
Gerichte über‘ ven Gefchäftehreis diefer Gerichts- 
Stellen und die den Peifigern in ihrem Auite zu- 
Rehenden Defügniffe und sbliegenden Pflichten von 
C. 5. Richter (auch wuter dem Titel: das In- 
Ritut der. gewählten Geridts - Beifiger in Wit- 
:  temberg.) Tübingen 1837. 8. 
‚tt (Bon Herrn Ober: Zuitiz- Rath. Hohbach.) 
Das von dem Fleiße ſeines Verfaſſers zeugende Schrift: 
chen enthält auf 60 Seiten in 50 88. eine kurze Ueberſicht 
des Geſchäftskreiſes der Bezirks-Gerichte und eine Zuſam— 
menſtellung der verſchiedenen Beſtimmungen, worin der 
Gerichts-Beiſitzer und ihrer Rechte und Pflichten Erwäh— 
nung geſchiehtz; ſodann auf. 62 weitern Seiten neben einer 
Anrede an neugewählte Gerichts-Beiſi itzer einen Abdruck der 
hieher bezüglichen Geſetzesſtellen ꝛc. 
Ob die gewählte Form denen, für welche das Schrift-⸗ 
hen hauptſächlich beſtimmt iſt, zuſagt, möchte zu bezweifeln 
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ſeyn; Manches gebt” auch eigentlich nicht die Gerichts-Bei— 
ſitzer, ſondern den Gerichts-Vorſtand an, und hätte daber 
in einer Belehrung für die Erſtern * ſo, wie der ganze 
Anhang, wegbleiben können. 

Indeſſen bleibt es immerhin ein ———— des Ver⸗ 
faſſers, den erſten Verſuch zu Ausfüllung einer bisher bes 
ſtandenen Lücke in unſerer Rechts-Literatur gemacht zu bas 
ben, da dad Inſtitut der Gerichts-Beiſitzer gewiß ed vers 
dient, in feiner großen Bedeutung und umfaffenden Wirk: 
famkeit bervorgehoben ;zu werden, während Verkennung defz 
felben von Seiten der Wählenden und der Gewählten in 
den Augen des Publikums es immer tiefer. ftellt. 





4) Anleitung zur Eriminal-Praris von Dr. Ant. 
Dauer. Göttingen 1837. 8 (191 S.) 
(Bon Herrn Ober: Juſtiz⸗ Rath Hohbach.) 

Ein durch Vollſtändigkeit, Klarheit und Bündigkeit 
ausgezeichnetes, jedem angehenden Inquirenten, Vertheidi— 
ger und Referenten, ſo wie ſelbſt ältern Criminal-Prakti— 
kern zur Beherzigung zu empfehlendes Schriftchen. Des 
für den Wuͤrttemberger Hinzuzufügenden oder Abzuänderns 
den iſt nur ehr wenig. 





Ad V. 
Hormalien- Sammlung. 





Prüjudicien und VHormolien in Ehe-Saden. 
- (Mitgetbeilt und redigirt durch Hrn Ober: Juſtiz⸗ Rath Dr. Hänlein.) | 

Bei dem ebegerichtlichen Senate des Königl, Ober⸗ 
Tribunals *), welder bis in die zweite Hälfte des Jahres 


2) Seit der Drgänifation- vom 23. ‚September 1817. zu Stuttgart, 
vorher. zu Tübingen ‚in Gemäßpeit der. Königl. Verordnung 
vom 24. Dctober 1810, während vor letzterer dad damalige 

Ober⸗ Juſtiz⸗ Eollegium I. Senats zu Stuttgart daB Central⸗ 
Ehe⸗Gericht für! Württemberg bildete! 
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1822 dad ı Central: Ehe: Gericht: für Württemberg bildete, 
waren zweierlei Sammlungen we zen 
und Normalien arigelegt. :: | 

"Die erftere Sammlung beftand: in —— — 
ten ſogenannten General⸗Akten in Ehe⸗Sachen, welche ver: 
ſchiedeue Verordnungen, Beſchlüſſe des Königl. Ehe⸗Gerichts 
in’ einzelnen beſondern Fällen, auch Präjudicien, welche eine 
Praxis deſſelben gebildet haben, enthalten. Bei der Auf⸗ 
löſung des Central-Ehe-Gerichts und der Vertheilung ſei— 
ner Geſchäfte unter den Ehe⸗Senat des Königl. Ober-Tri- 
bunals und die EhesSenate der vier Kreis-Gerichtshöfe in 
Gemäsheit der Yuftiz» Novelle vom 115. September 1822 
$. 8. (Staats: u. Regierungd:Blatt 1822 ©. 678) wurde 
den lebteren eine Ueberficht, eine Art Repertorium der ges 
"dachten General: Akten, nebft Abfchriften einzelner Genera: 
lien, ald Beilagen biezu, von dem Ehe-⸗Senate des Königl. 
Ober- Tribunals mit dem Bemerken mitgetheilt, daß der 
Gebrauch der General-Akten, auf welche ſich in gedachter 
Ueberficht bezogen, den Ehe-Senaten der vier Kreis-Ge— 
richtshöfe jederzeit offen ſtehe, und die betreffenden Akten, 
wo ed nöthig fen, von der Negiftratur des Ehe-Senatd des 
Königl. Ober: Tribunald abverlangt werden Fünnen, nad) 
gemachtem Gebraud aber wieder dahin einzufenden feyen. 
| Don dem ebenerwähnten NRepertorium folgt nun unter 
Lit. A. „Präjudicien- Sammlung des Ehe-Senats ded Kö— 
nigl. Ober-Tribunals“ gin vollftändiger Abdrud. 

Die zweite Sammlung war in dem Normalien= Buch 
enthalten, welches das alte Central» Ehe: Geriht, mie alle 
andern höheren Gerichtöftellen des Landes, fich angelegt . 
hatte, und welches mit dem Schluß des Jahred 1811 be: 
gonnen, bid zur Auflöfung jener Eentralftelle fortgefüher, 
in Abfchrift jedem der vom 4. October 1822 an neuconfti= 
tuirten Chez Senate der Königl. Gerichts: Höfe mitgetheilt 
wurde. "Jeder diefer Senate ſetzte nun diefed Normalien: 
Bud fort. ‚Eingetragen wurden indeffen darin, wenigſtens 
bei dem Ehe-Senate des Königl., Gexrichts⸗Hofs fr den 
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Nedars. Kreis, nicht nur ſolche Erlaſſe des Königk. Juſtiz— 
Miniſteriums, welche als Normen‘ zur Nachachtung für 
künftige Fälle an ſämmtliche Ehe-Senate des Königreichs 
ausgeſchrieben waren, fondern auch andere, nicht mit die— 
ſem Anhang ausgeſchriebene Miniſterial-Erlaſſe, welche 
auf Anfragen des Ehe-Senats zu E., über — demſelben 
zweifelhaft geſchienene, von: dem Koͤnigl. Juſtiz⸗ Miniſterium 
urſprünglich reſſortirende Materien Entſcheidung ertheilen, 
Notitzen über den ehegerichtlichen Gerichtsgebrauch, welche 
theils von dem Ehe⸗Senate des Königl. Ober⸗Tribunals, 
als Bewahrer der Praxis des: alten Central⸗Ehe⸗-Gerichts, 
theils durch Communication mit fammtlichen Ehe-Senaten 
des Rönigreichd eingeholt waren, Entfcheidungen de# Ehe: 
Senats: zu E., über einzelne zweifelhafte Punkte, deren 
- Aufnahme in das Normalienbuch zur Erhaltung einer Gleiche 
förmigfeit der Entfiheidungen in Zufünft, von diefem Ges 
nat befchloffen wurde, und Ausfchreiben deffelben Senats an 
die ihm untergebenen gemeinſchaftliche Bezirks » Gerichte. 
Don diefem, bid auf die neueſte Zeit -fortgeführten 
Normalienbuch( folgt Lit. B. ,‚Summarifcher Inhalt der in 
dem Normalienbuch des Ehe» Senats des K. Gerichtd:Hofs 
für den Nelars Kreis enthaltenen Einträge” ein— den mes 
- fentlihen Inhalt der noch in Uebung beftebenden Norma⸗ 
lien entbaltender — Auszug. Yu’ dieſem Auszug werden 
übrigend.betreffendenDrts, von dem Zeitpunfte an, wo daß 
vormalige Eentral: Ehegericht ut fünf Ehegerichts : Senate 
aufgelößt wurde, auch die Nefultäte der Vergleichung des 
Eplinger Normalien-Buchs mit denen der andern Ehe - Ses 
nate eingeſchaltet, Diejenigen: Einträge -alfo,, welche in dem 
Eßlinger Normalien-Buch nicht, fordern in einem der an— 
dern Er : Senate enthalten fat) beigeflätwerden, 
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Lit. A, Prajudicien · Sammlung. des Ehe · Senats des 
BRäönigl. Ober: Cribunals. 
I. In einem Faſcikel, Ehe: Sachen der Juden betr., be= 
finden ſich folgende Arten: 


+4) die. Königl. ‚Verordnung, die Gerichtsbarkeit in 
Eheſachen der jüdifhen Einwohner des Königreichs betr., 


d. d..19. Sept: 1614, welde auch in dem Staatd= und | 


Megierungd Bl. von. ged. Jahr ©, 509, jedoch nicht voll 
Ständig enthalten ift, mweßwegen hier ein a derfelben 
folgt. - 


„daß die Gerichtöbarkeit in. Ehefachen: der jüdifchen Eins 
„mohner des Koͤnigreichs von dem Königl. Ehe⸗-Gericht 
„ausgeübt werden jol: fo ‚wird demſelben ſolches zur 
„Nachachtung mit dem Anfügen zu erkennen gegeben, daß 
und beicfeinen Entfheidungen die religidfe Grundfäge und 
„„Sörmlichfeiten der Juden, fomweit folche mit feinem Sandes: 
„geſetz im Widerfpruch, fieben zu berüdjichtigen babe, und 
„ibm daber überlaffen bleibe, in den dazu geeigneten Fäls 


„jen, die betreffenden Rabbiner mit — Gutachten zu 


„vernehmen“ N, 
Decretum, Stuttgardt im König. Staats- —— 
rium, den 19. Sept. 1811. 
Ad.. Mand. sacr. Reg. maj. ‚») 
2) Eine‘ Anfrage der Königl. Negierung des Jarts 
Kreifed vom 22. April 1820 bei dem ehegerichtlichen Se 
nate des Königl. Ober » Tribunals 


„Da Se. Königl. Majeſtãt zu verordnen geruht haben, 


„ob nach jüdiſchen Geſetzen zur Gültigkeit einer Ehe we⸗ 


„ſentlich erforderlich ſey, Daß die en — den 
„Rabbiner vollzogen werde?“ ; 


3) Die Antwort des Senats Sie in ne Note 


vom 1. Juni ej. an. 
„Daf zwar vorſtehende Frage bier no a nie zur ner 
„gekommen, auch aus dem moſaiſchen Geſehen die Notb: 
„wendigkeit einer priefterlichen Einfegnungder- Ehe nicht 
„nachzuweiſen fey, jedoch nachdem Zeugnig mehrerer 


.»*) Bol:!hiemit Art. 39.40 des Geſetzes vom 25. April 1828 

in Betreff der öffentlichen Verhältniſſe der ifraelitifchen Glau— 
bens⸗ Genoſſen — St. und Regierungs BI. 1828 S. 301. 
se —welche Geſebesſtellen im Weſentlichen daſſelbe beſtimmen. 


— 
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„Schriftfteller (welche angezeigt werden) die jüdifchen 
„Trauungen gewöhnlich durch den Rabbiner, unter Beob- 
„achtung gewiſſer Feierlichfeiten, in Gegenwart mehrerer 
„zeugen vorgenommen werden; daß ed Übrigend nicht 
„unzwedmäßig ſeyn dürfte, auch einige Rabbiner um 
„ihre Aeufferung in der Sache zu vernehmen.’ 

4) Die Ergänzung der von dem Hofagenten M. P. 
zu W. vermweigerten Einwilligung in die Heirath feiner 
Nichte und Pflegbefohlenen Sophie N. von N., Oberamtd G., 
mit dem Schupjuden 8. A. von Königl. Oberamt N. durch 
einen Erlaß des vormaligen Ehe-Gerichts zu T., vom 
29. April 1816. 

5) Der Fall eingetretener — aber in der Folge wieder 
gütlich gehobenen Quasi - Desertion der Ehefrau des Schuß: 
juden Salomon J. zu H. Oberamts W. und wie folcher 
in den Sabren 1811 und 1812 behandelt worden. 

6) Der Fall einer auf Bericht und Gutachten des 
Rabbiner A. zu M., von dem Ehegerichte zu T. geftatteten Ehes 
fcheidung ded Juden D. M., zu R. Oberamtd H., von feiner 
Ehefrau, wegen Melancholie, im Jahr 1815 mit den dabei 
ftattgehabten Ceremonien. 

7) Ein anderer Fall der Ehefcheidung des Schuhju— 
den M. R. zu N. Oberamts H., von feiner Ehefrau, wegen 
Uneinigfeit und von Seiten der Ehefrau wegen vermeiger- 
ter ebelicher Pflicht, vom Jahr 1816. 

6) Der Fall erfolgter Ehefcheidung a Ehebruchs 
von Seite der Ehefrau des Schupjuden A. 3. zu 2. Ober: 
Amts K. vom Jahr 1816. 

9) Ein gleicher Fall der Scheidung des Juden N. D. 
zu. W. Oberamts T. von feiner Ehefrau, wegen Ehebruchs 
der Iesteren, laut der Acten vom Jahr 1820 — 1822. 

I. Iſt aus Veranlaffung der Heirath des Kaufınanna 
P. zu 9. Fatholifher Religion, mit der Tochter des Prä- 
ceptor DB. zu K. evangelifcher Religion, unterm 11. Zuli 
41812 ein Erlaß von dem Minifterium der geiftlichen Ange: 
legenheiten an. das Königl. Ober.» Eonfiftorium ergangen, 
Wonatſcht. f. d. Iufigpfl. 11. Bd. 1. Abth. 1. Hft. 10 
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durch melchen die Stelle des Religiond » Edictd Art. VII. 
die Trauung bei Ehen verfchiedener Eonfeffions = Bermands 
ten betreffend, erläutert wird und wovon bier ein Abdruck 
folgt: | 

„Den Königl. Ober s Confiftorium wird auf dad An— 
bringen vom 26. v. M. die priefterliche Einfegnung bei 
Ehen verfchiedener Confeſſions-Verwandten betreffend, zu 
‚erkennen gegeben, daß 

ad 1) wenn der Bräutigam Feinen Parochum feiner Eons 
feffion bat, die Trauung von einem nach Art. III des 
‚Religions = Edictd berbeizurufenden inländifchen Geiftlichen 
feiner Confefjion oder von dem der Confeffion des Bräu— 
tigamd nicht zugethbanen Parocho feines Wohnort, oder 
auch von dem Parocho feiner Braut obne Difpenfation 
vollzogen werden könne, in welchen beiden letzteren Fällen 
den Bräutigam freifteht, die Ehe auch noch durch einen 
Beiftlihen feiner Eonfefjion einfegnen zu laffen, wofern aber 

ad 2) der Bräutigam einen Parochum feiner Eonfefjion 
bat, fo findet eine Abweichung: von der gejeblichen Bes 
ſtimmung des Religiond = Evictd Art VII. nur im Wege 
der Difipenfation ftatt, und Fann 

ad 5) nachdem die Trauung von dem Parocho der Con» 
feffion de Einen Theild gefchehen, die nochmalige Einfeg: 
nung von einem andern Geiftlichen ald dem Parocho des 
andern Theild nur dann verrichtet werden, wenn derfelbe 
feinen Parochum feiner Eonfeffion bat, zur Einfegnung an 
einem dritten Orte aber, welcher weder Wohnort des Sponsi 
noch der Sponsae, noch des einfegnenden Serntigen if, 
wird Difpenfation erfordert. 

Das Königl. Ober-Eonfiftorium bat hienach fomohl das 
vorliegende Gefuch ded B. und K. P. in H., mit Rüdficht 
auf deffen Parochial: Verhältniffe zu entfcheiden, ald auch 
andere fünftig vorkommende Anfragen zu erledigen. * 

Stuttgart, den 11. Juli 1812. 
Minifterium der geiftlihen Angelegenheiten. 

IH. Iſt zwifchen dem Königl. Fatholifchen Kirchen:Rath + 
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und dem evangelifchen Ehe » Gericht durch EN in 
den Jahren 1810— 1818 beliebt worden: 

Daß, da der Fatholifche Kirchen: Rath nad) feinen 
Kirchenratb3 = Grundfägen, nicht ohne dringende Urfachen 
die Difpenfation von allen 3 Firchlichen Proflamationen 
zweier Nupturienten ertheilen fünne, von Seite des evans 
gelifhen Ehegerichtd in Zukunft nie mehr als eine Difs 
penfation von allen drei Proflamationen bei einer Ehe, 
wovon ein Theil der Fatholifchen Religion zugetban fen, 

ertheilt werden foll, ohne daß zuvor von dem Fatholifchen 
Kirchen: Rath mit dem evangelifchen Ehe: Geriht Coms 
munication gepflogen ſeyn werde. 
Ebenfo ift- | 

IV. zwiſchen ermeldten beiden Stellen angenommen 
worden 
- daß ın Fällen der Difpenfation wegen Heiratben bei At. 

terd = Ungleichheit immer nur die Braut, und zwar bei 
derjenigen Behörde, zu deren Religion fie ſich befenne, 
die Difpenfation nachzufuchen und die Tare dafür zu ents 
richten babe *). 

V. Ein Beſchluß ded vormaligen Ehegerichts zu Tüs 
bingen vom 16. Dec. 18114., die Wiederverheurathung ex 
capite quasi desertionis gefchiedener Ehegatten betr., wo⸗ 
von ein Abdrud bier folgt: 

Conclusum in Judicio matrimoniali 
Tübingen, den 16. Dec. 1811. 

„Es werde in Gemäßheit der Praris ded vormaligen 
„Ehegerichts dad Princip aufgeftelt, daß bei Gefuchen von 
„Perfonen, welche ex capite quasi desertionis ald fchuls 
„dige Theile gefhieden worden, um Difpenfation, fi) in loco 
„oder extra locum domicilii des unfchuldigen Theild wie: ' 
„der verheiratben zu dürfen, hauptfächlic in der Rückſicht, 
„um zu erfahren, ob heide abgefchiedene Eheleute in An— 

) Anm. des Heraudgeberd. Ueber die Dispenfation von 


dem Ehebindernig der Alterd - se f. hiernach unten 
Präj. n. x. | 


10 * 
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„ſehung ibres Vermoͤgens bereitd auseinander geſetzt feyen 
„oder nicht, der unſchuldige Theil immer, jedoch nur im 
„Allgemeinen, um ſeine Erklärung über dieſes Geſuch zu 
„vernehmen ſey, daß es aber dem Ehe-Gericht zuſtehe, 
„die von dem unſchuldigen Theil etwa gegen die Zulaſſung 
„der Wiederverheirathung feines abgeſchiedenen Ehegatten 
„vorgebrachten Gründe zu würdigen, und nach Beſchaffen— 
„beit der Umftände, auch gegen die-allenfallfige Einwen— 
„dungen des unfchuldigen Theild, dem fchuldigen Theil die 
„Dispenfation, fi in loco oder extra locum wieder zu 
„verbeuratben, zu ertheilen.“ 
VI. Ein Präjudiz folgenden Inhalts; 

Auf die Anfrage des Dekanat-Amts H., vom 7. Juni 1820. 
„db der zu H. neu angeftellte Cameralamtd = Diener ©. alls 
da getraut werden dürfe, obichon weder er noch feine Braut 
dafelbft geboren und proclamirt worden feyen? wurde s. d. 
15, ejd. refcribirt: 

„daß man der Vornahme der Trauung ded ©. zu 

H., da diefer Drt nunmehr fein Wohnort 

ſey, fein Hindernig in den Weg zu legen wiſſe⸗ *) 
Ebenſo wurde 

VII. auf die Anfrage des g. Dperamts T., vom 3. April 
1821 in Rücficht auf die Verordnung vom 26. Aug. 1813 
(St. und Ne. Bl. ©. 197.) nach welcher 

„die Zeit vom Sonntag Invocavit bid auf den Oſter— 

„Sonntag für die Proclamationen gefchloffen ſey;“ 

Peine Dispenfation zuläßig fey? unterm 17. Mai ej. an. 
referibirt : 

„daß zwar im Allgemeinen eine Dispenfation von der 

„Proclamation in der gefchloffenen ‚Zeit flattfinde, die 

„vorkommenden Fälle aber jedesmal an dad Ehe:Gericht 
„einzuberichten fenen *8).“ 

*), Anm. des Herausgebers. Vergl. Juſtiz-Miniſt.⸗ 
Verordnung vom 18. Juli 1836, welche dieſes Präjudiz 
als beſtehende Praxis beſtätigt. Staats⸗ und Regierungs DI. 
1856 ©. 276. 

») Anm. ded Heraußdgeberd. Die Diöpenfationen zur 
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Ferner: 

‘ VII zwey Präjudicien, vermöge deren: 

dad in der Ehe⸗Gerichts-Ordnung P. 11. C. 8.8. 8. ©. 

81. und P. IIL.C. 1. '$. 13. ©. 146 enthaltene Verbot des 

Aufgebots und der Trauung fhmwangerer Wittwen, melde 

wieder heurathen wollen, vor abgelegter Leibesfrucht auch 

auf unehelich gefchwängerte Weibsperfonen, wenn fie einen 

anderen, als ihren Schwängerer, beuratben wollen, audges 

dehnt ift. 

a. Eines derfelben auf die Anfrage ded Oberamts H., 
von 31. Detbr. 1810 und 

b. da8 andere auf einen Bericht des gemeinfchaftlichen 
Dberamtd T., vom 21. Aug. 1821. 

IX. Einige Vorfälle von erlaubten Trauungen. folder 
Ausländer, deren vorgelegte obrigkeitliche Zeugniffe ihre 
Befugniß zur Verebelihung darzutbun, nicht vollfommen 
genügten, nad abgelegter Handtrene an Eides-ſtatt, daß 
ihrer Verheirathung fein kanoniſches oder anderes geſetz— 
lihed Hindernig im Wege ftebe; von den Jabren 1806 
1820 und 1821. 

X. Da vermöge der K. Verordnung vom 4. Sept. 1808 
die Trauung mürttembergifcher Untertbanen im Auslande. 
ohne vorher eingebolte und. ertbeilte Erlaubniß bierzu uns 
gültig und die fi darauf gründende Ehe nichtig, folglich, 
wenn foldhe vermeinte Ebeleute ihre Ehe fortfegen wollen, 
deren Revalidirung durch neue Proclamation und Trauung 
erforderlich ift, hingegen in einigen Fällen dergleichen Ehe— 
leute um. Dispenfation. von jenen kirchlichen Acten gebeten 
haben, fo ift folche auf erftattete Anbringen. an dad Königl. 
Juſtiz-Miniſterium von Sr. Königl. Majeftät in zwev Fäls 
len ertbeilt worden, nämlich 

1) einem Bäder K. von R., unterın 7. Juli 1808, 
und 


Zrauung während der aefchloffenen Zeit wurden durch Gene» 
ral-Verordnung vom 16. April 1818—Gtaat und Regierungd- 
Blatt. 1818 ©. 181. an die gemeinfchaftliden DOberämter, 
jest Oberamtsgerichte, verwieſen. 
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2) einem 2. M. zu K., den 7. Septbr. 1819 *) 
XI. Die Praxis des Königl. EhesGerichtd hat in Rückſicht 
- auf Difpenfationen vonder gefeplichen Trauerzeit beftimmt:**) 
daß den Wittwern nach Ablauf der 12ten, den Wittwen 
- aber, wenn fie fchwanger find, nad Ablauf der 1dten 
Woche Dispenfation von der Trauerzeit dergeftalt ertheilt 
werden dürfe, daß nun erft mit der Preclamation der 
Anfang gemacht werde. | 
In befonderd dringenden Fällen jedoch ift den Witts 
mern gleichwohl nach Ablauf der zwölften und den Witt: 
wen unter der obigen Boraudfegung nach Ablauf Der 
achtzehnten Woche, und erhaltener obiger Dispenfation, 
die Trauung alödann zu geftatten, menn zuvor Dispens 
- fation auch von allen drei Proclamationen bei dem Ehe— 
gericht nachgefucht und ertheilt fern wird. 
XI. Ferner ift in Prari angenommen: 
daß. bei Heirathen im Alter ungleicher Perfonen, wenn 
der Mann auch bedeutend älter iſt, ald die Frauens— 
Perfon, derfelbe Feiner Dispenfation bedürfe, böchftens 
davon abzumahnen fen; hingegen wenn die Frauens— 
Perfon über zwölf Jahre älter ift, ald der zu heurathende 
Dann, die Didpenfation erforderlich fey, und wenn die 
Ungleichheit fechözehn Sabre überſteige, nach vorgängiger 
Abmahnung beider Nupturienten von Seite der untern 
Behörden, auch noch eine foldhe den gemeinfchaftlichen 
Oberämtern von Ebegerichtd wegen aufgegeben und erft, 
wenn auch diefe fruchtloß geſchehen ſeyn würde, die Dis: 
penfation ertheilt werden foll #*%), 


*) Anm. ded Heraußdgeberd, Lieber denfelben Gegenfiand 
Vgl N. 42. 86. der Eßlinger Normalien - Sammlung in 
Ehe: Saden. | 

*) Anm. des Herausgtbers. Ergänzende zum Theil ab: 
ändernde Verfügung des Königl. Juſtiz-Miniſteriums vom 
30, Nov. 1824. f. in den Audzügen aus den Normalien-Bü— 
bern der Ehe-Senate N. 31.— ferner, N. 83. der Norm, 
Sammlung Erlaf des Königl. Juſtiz-Miniſteriums vom Z1, 
Sebr. 1855. 

»*) Anm. der Herausgebers. Bei ganz befonderd auf: 
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XIH. Durch eine Zuftiz s Minift. + Mefolution vom 
241. Juli 1815 ift per modum dispensationis die Ders 
beuratbung des Kaftenfnechtd und Hriligen = Pflegerd M. 
H., zu R., Oberamts T., mit der Wittwe feines Bas 
terd Bruderd geflattet worden, wenn bie Wittwe ihre Ans 
gabe, daß der Oheim ihres Bräutigamd (melcher ſchon am 
Hochzeittage bectifch krank geweſen, und 45 Wochen 
nachher geftorben fey) ihr niemals ebelich beigemohnt babe, 
zuvor durch Angeloben an Eidedftatt befräftigt haben werde; 
welches Leptere auch wirklich gefchehen ifl. 

XIV. Eine berzoglihe Special: Refolution vom 9. 
Jan. 1797. auf die Anfrage der damaligen Regierung .(ald 
Ehegerichtd) 

„Ob eine Ehegattin auf die Anullation der Ehe Has 
„gen könne, menn fie erft nach Eingebung derfelben ers 
„fährt, daß ihr Ehemann im fedigen Stande ſich einen 
„unfeufchen Umgang mit andern Mädchen erlaubt babe?‘ 


fallender Alterd = Ungleichheit pflegt nach Umſtänden auch der 
von Ehe: Gerihtd wegen angeordneten Dehortation die Eı® 
theilung einer Bedenkzeit (von ſechs Wochen bis zu einem 
balben Zahre) angefügt zu werden. 

Beſondere Rückſicht ift bei der Coanition über dergleichen 
Sefuche auf die in der Ehe-Ordnung P. 2. c. 12. $. 4. 
entyaltene Glaufel „ſonderlich, wo fie ihre Nahrung has 
ben‘ zu nehmen, indem, wenigftend nach der Praxis des Chir 
Senat? des Konigl. Gerichts : Hofd ded Nekar-Kreiſesb, dieſe 
Stelle dahin ausgelegt wird, daß die Dispenſation von der 
Alters-Ungleichbeit da, wo der Nahrungsſtand der Nuntus 
rienten nad) dem Zeugniß ihres Gemeinderaths nicht geil: 
chert erſcheint, nicht zu ertheilen ift. Meitere Beftimmungen 
über dad Ehehinderniß der Alters = Ungleichheit, dad Verfahren 
hierbei, und indbefondere die Competenz, wenn die Nupturis 
enten unter verfehiedenen Behörden in Ehefachen ftehen, ent« 
hält die Normalien= Sammlung unter 

R. 9. — Juſtiz-Miniſterial-Erlaß vom 19. März 1316. 

N. 28 — Zuftiz : Deinifterial = Erlaß vom 8. Det. 1823. 

N. 35 — Aeußerung ded Ehe-Senats des Königl. Ober« 

Tribunal® von 6. Dec. 1825. 
N. 46 — Aeußerung ded Ehe: Senatd des Königl: Ober 
Tribunal vom 9. Juni 1528. 
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durch welche negativ entfchieden und es damit bei der bis— 
berigen Praxis des Ehe-Gerichts, gleich der Praxi juris 
commun,, belaffen worden ift. 

XV. Ein Erlaß des Königl. Sufiz-Miniferkum vom 
20. Dec. 1807, nad) welchem diejenigen Perfonen, auch 
männlihen Geſchlechts, welche zu Erftehung des bei Ehe— 
fcheidungen ex cap. qu. desert. gewöhnlichen dritten Cor— 
rectiond:Gradd angehalten werden, fortan zur Arbeit in dem 
Stuttgarter Waifenhaud verurtheilt werden follen *). 

XVI. Durch 8. Special-Refolution vom 15. Sep, 1812 
ift dad K. Ehe: Gericht per mod, dispens. legitimirt wor: 
den, die von der Salome T. aus D., Oberamts T., nachge: 
fuhte Eheſcheidung gegen ihren auf unbeftimmte Zeit in 
dad Zuchthaus verurtheilten Ehemann J. F. T., zu erkennen. 

Diefer Fall hat zu der General : Verordnung von dem: 
felben Datum Beranlaffung gegeben, nah melder in Zu: 
kunft Ehefcheidung ftatt finden fol, wenn eine in der Ehe 
lebende Perfon wegen eined Verbrechens zu einer zehnjäb- 
sigen oder noch längeren Zuchthaus» oder Feftungs » Strafe 
verurtheilt wird: Staats- und Regierungd:Blatt Seite 454. 

XVII. Eine Königl. Spec. Refolution vom 26. Juli 1819 
auf die Anfrage ded ebegerichtlihen Senats des Königl. 
Dber = Tribunals 

„ob die Nachſtellung nach dem Leben eine von den Pla: 
genden Ehegatten beigebradhten Kindes ein Grund zur 

Eheſcheidung fey? 
daß die Vorfchrift der Ehegerichtd = Orönung P. IL. C. XIII. 
$. 11 auch auf diefen Fall zu beziehen fey. 

XVIII. Edictalladungen zu ebegerichtlichen Prozeffen 
werden, wo nicht befondere Umſtände ein Andered anrathen, 
zum Einrüden in auswärtige öffentliche Anzeigen, an die 


' *) Anm. des Heraudgeberd. Xbgeändert dur ein neu, 
eres Norm. » Referivt des Königl. AZuftiz = Minifterium 
vom 16. Nov. 1829 (f. Auszüge aus der Normalien-Samm: 
lung N. 55.) wornach der dritte Correct. Grad nun auch in 
den oberamtsgerichtlichen Civil: Gefängniffen zu erftehen if. 
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zwei benachbarte Regierungen, Hohenzollern Sigmaringen 
und Grodherzogthun Baden und zwar beziehungsweiſe an | 
die Fürftliche Hofbuchdruderei zu Sigmaringen, und das 
Großberzogl. pr. Comptoir des Anzeigeblatt3 für den Kin 
zig, Murg-, Pfinz- und Enz: Kreid unmittelbar über» 
fendet *). 

XIX. Tabelle der indifpenfabeln und difpenfabeln Ehen 
in Fällen der Verwandtfchaft, Blutsfreundſchaft und Schwä⸗ 
gerſchaft. 


*) Anm. des Herausgebers. Darüber, woher die Koſten 
folder Edictalladungen bei unvermöglichen Parthien zu be= 
fireiten j. extr. pr. ded Ehe-Senats ded Königl. Ober: 
Tribunal vom 21. Mai 1829 in der Normalien » Samms> 
Jung N. 52. 


L. Indiöpenfable Kälte. | IL. Dispenfable Fälle, = 
Cajus darf nicht Caja darf nichtſwobei bloß von ber Seiten » Linie 


heirathen heirathen die Rede iſt. 
A. In der Blutsfreundſchaft. Cajus darf Caja darf 
1. In gerader Linie. beirathen beirathen 
bu In feinem Fall Nah der neuenVerordnung 
1) die Mutter, 1) den Sohn, vom 24. März 1798. 


2) die Großmutter 2) den Enkel A. In der Bluts-Freundſchaft 
a) des Vaters, a) des Sohns, 1) die Schweſter 1) den Mutter 


b) der Mutter, b) der Tochter, Tochter, Bruder, 
3) die Tochter, 3)den Vater, 12) die Bruders 2) den Vaters 
A)die Enkelin, 4)den Großvater,, Tochter. Bruder. 


a) des Sohns, a) ded Vaters, B. In der Schwägerfhaft 
b) der Tochter. b) der Mutter. 1) der Frauen 1) der Schmwefter 
I. In der Seiten=-Linie. | Schwefter, Mann, vid. 
4) Voll: u. Halb⸗ 1) Voll- u. Halb=|vid. infr. *) infr. *) 


Schmeftern, Brüder, 2) der Frau 2) der Mutter 
2) VatersSchwſtr, 2) BrudersShn, Schweſter Schweſter 
3) MutterSchwſtr. 5) ShwftrShn.| Tochter, Mann, 
-B. Sn der Schwägerfhaft. - 15) der Frau Bru:5) ded Waters 
I. In gerader Linie. ders Tochter, Schweſter Mañ, 
In keinem Falle. 4) des Bruders 4) des Mannes 
1) des Vaters 1) des Mannes Mittwe, Bruder, 


Wtwe (Stiefm.) Shn(Stieffhn.)]5) des Bruderd 5) des Maũs-Va⸗— 
2)de8 Sohnd 2) des Mañes Va-ſ Sohns Wittwe, ters-Bruder, 
Wtwe(Schwie- ter (Schwieger:|6) die Schweſters 6)des Mañs Mut⸗ 


gertochter), vater), Sohns Wittwe, ter Bruder, 
3) der Frau Mutter 3) den Todhter=]7) derMutterBru= 7) des Mann 
(Schiviegermutter), mann, derd Wittwe, Schwefter&obn, 


4) der Frau Tochter 4) der Mutter 8) de8Schwieger: 8) ded Bruders 
(Stiefiochter), Mai (Stiefotr),| vaterd Wittwe, TochterMann. 
5) ded Stiefſohns 5) des Vaters 9) der Schwieger- 9) der Schwefter 
Tochter, ÖStiefvater, mutterSchwefter. Tochter Mañ. 
6) derStieftochter6) der Mutter Nah der Ehe: Geridtd: 
Toter. Ötiefvater, Drdnung. 
I. In der Seiten-Linie. | A. In der Blutd-Freundfchaft. 
1des Vaterd 1) des Mannes 1) Geſchwiſter- 1) Gefhwifter: 


Bruder? Wtwe*). Bruderd Sohn.| finder. finder. 
Ex couel. jud, matr. d.d. 7. Zuni] a) Vaterd Bru- a) Vaterd Bru- 
1810 **) 7°®), derd Tochter, ders Sohn, 


2) dieSchweiter 2) den nefhiedenen| b) MutterBru- b) VaterdSchwe- 
der noch am Le- Man der noch am|derd Tochter, ſter Sohn, 
ben befindl. ges Leben befindliden| ec) Baterd Schwe: c) Mutter Bru- 
fihied. Frau, Schweſter, fter Tochter, ders Sohn, 
5) dieSchweſter der 5)den correum| d) MutterSchwe-d) MutterSchwe— 
noch amLeben be⸗ scortat.der noch ſter Tochter. ſter Sohn. 
findl. vitiatae. am Leben befindl. 2) Alle weiter entfernte Verwandte 
Schweſter. bis auf den dritten Grad gleicher 
zen + er > Sum. re Linie incl. 
ausg. vgl. oben Präj. ausg.Exconcl. de ' > * 
N.XIN.,woderfall €.6.0.8. 0.8: fu us! DE ERS. 
einer allerh. Dispens d.N.R. v.10. Ang. Ale Übrigen bid auf den dritten 
fation von diefem 1825 ift hieher auch Grad gleicher Linie incl. 
Ehehinderniß unter derFall zu ziehen, dal*) ex concl. jud. matr. d.d.7. Jun. 1810. 
beiondern Berhält: einevitiatadenBrus| ad B. 1) nur nach adB. 1) nur nad 
niffen aufgeführt ift. der ihres noch lebens|dem Tode der ges dem Tode der ges 
den Schwängererölfchiedenen Frau; ſchiedenen Schwe; 
beirathen will, (f.|desgt. die Schwerter fter; desgl. den 
Nrm.Smmi. NR.34.)|dervitiataenurnach correum scortat. 
*'*) Ann. des Herausg. Ueber neners|dem Tode der Letz- der Schwerter nur 
dings von des Königs Majeftät, als obers|tern. nach) dem Tode der 
nem Bifchoff der evang. Kirche ertheilte Letztern. 
Dispenfationen von dem Ehehinderniß der iuegitimen Schwägerfchaft T. Grads 
ar Seſtenlintie, wo früber nie Dispenflrt worden, f. die Norm. :Sammi. Nr.7% 


vaqesUvipueuvmaag; nojgujusdsig qun upgupmadsigu 239 Julprfug 
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Ad VIE 
Eorrefpondenz- Artikel. 


1) Mittheilung über Wegulirung der Verhältniſſe 
einzelner Parcellen von zuſammengeſetzten Gemein- 
den nebſt dißfallſtger Entfheidung des Königlichen 
Miniſterium des Innern. 
(Von Herrn Rechts-Conſulent Strauß.) 

Die Grundſätze über die Verhältniſſe der einzel— 
nenParcellen von zufammengefepten®emeinden 
zu einander find noch nicht vollftändig ausgebildet, und es 
dürfte deswegen für die Leſer diefer Zeitfchrift nicht unin— 
tereffant feyn, einzelne Punkte einer Entfcheidung des Königl. 
Minifterium ded Innern vom 17. November 1856 in die» 
fem Betreff Eennen zu lernen, welche die Vorlegung vers 
fchiedener Verträge folcher Gemeinden eined Bezirfd am 
untern Nedar hervorgerufen bat. Hiernach haben 

1) einzelne Gemeinden beflimmt ‚ daß die Bürger- 
Annahme: Gebühren, die Bürger und Beifib: Steuer, dad 
Recognitions:Geld abwefender Bürger und die Strafgelder 
von den einzelnen Parzellen je von ihren Gemeinde » Ölies 
bern für fich allein bezogen werden follen. 

Das Königl. Minifterium will dieß in fo lange nicht 
hindern, "ald die betreffenden Parcelen mit diefer Abwei— 
chung von der gefehlihen Regel einverflanden find; eine 
bindende- Kraft könne diefe Uebereinfunft, jedoch vorerft, fv 
lange die innern Berbältniffe der zufammengefegten Gemein 
den nicht näher gefeplich geregelt feyen, nicht zugeftanden 
werden. = 

2) Ebenfo find zum Theil Uebereinfünfte über Aver— 
falbeiträge einzelner Parzellen zu den gemeinfamen Berwal- 
tungdfoften getroffen worden, Nach der angezogenen Ent: 
fcheidung bat fih die Theilnahme an diefen Koften im All: 
gemeinen nach dem Steuerfuß zu richten und. e8 kann bei 
den DBerträgen deöwegen nur in fo lange fein Bewens 
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den haben, ald die einzelnen Parzellen damit einverflans 
den find. 

3) Die Uebernahme der Armen » Verforgung von‘ den 
einzelnen Parcellen allein ift nun unter der ausdrüclichen 
Beſchränkung geftattet worden, daß im Falle der Unvermö— 
genbeit einer Parcelle, über deren Vorhandenſeyn zunächft 
dein Dberamte das Erfenntniß zuftehe, die Geſammt-Ge— 
meinde einzutreten habe. | 

4) Die Beftimmung: ded Bürgerrechtd-Gefehed Art. 7., 
wornach jeder Activbürger einer zufammengefesten Gemeinde 
zur Theilnahme an den Frohnen für die Zwede der Ges: 
‚ fammtgemeinde verpflichtet ift, darf durch Verträge nicht 
abgeändert werden, wo hingegen es fich von felbft verftebt, 
daß Frohnen für örtlihe Zwecke, wie namentlich zu Un: 
terbaltung der Wege, Steege und Brunnen von den Ans 
gehörigen jeder Parzelle} befonder8 geleiftet werden müffen. 

5) Der abgefonderte Einzug der Staatöfteuer ın ein: 
zelnen Parzellen ift für zuläffig erkannt, jedoch mit der Anz 
ordnung, daß jede zufammengefehte Gemeinde in dem Ober: 
Amts: Catafter, den Umlage-Regiftern und den Abrechnung: 
Büchern der Amtds Pflege einen gemeinfhaftlichen Steuer: 
Anſatz erhalte, dem nur innerhalb Falz der Betreff der ein: 
zelnen Parzellen beigefügt werden möge. 

Die Frage, ob auch abgefonderte Einlieferung ftatt 
finden dürfe, ift davon abhängig gemacht, daß hierdurch dig 
Geſchäft nicht ſchwerfällig und zu Foftfpielig werde, und 
die Entfcheidung dem Erfenntniß ded Oberamts anheim— 
gegeben. 

6) Verträgen, welche die Beftimmung enthalten, daß 
der erfte Orts-Vorſteher feinen Sib im Haupt-Orte haben 
müſſe, ift (wenn fie gleich zweckmäßig an fich erfcheinen) 
als indirecte Befchränfung des Wahl: und Wählbarkfeits: 
Rechts die Genehmigung verfagt. 

Hingegen 

7) gegen eine Verabredung, wornach für folhe Par: 

zellen, in welchen befondere Örtliche Nupungen ftatt finden, 
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das Recht vorbehalten wird, daß bei Bürger» und Beifihs 
Aufnahmen der Geſammt-Gemeinde-Rath neben dem Bürs 
gerausichuffe auch die Bewohner der betreffenden Parzelle 
zur gutächtlichen Aeußerung auffordern fol, nicht erinnert 
worden, in der Unterfiellung, daß ed freiwillig geſchehe, in— 
dem anders feine gefeplihe Befugniffe nicht befchränft were 
den fünnen, und es ihm jederzeit unbenommen bleibe, fol: 
ches zu unterlaffen. 

8) Endlih dürfen die Befi itzer von einzelnen Höfen, 
welche zur Markung einer Gemeinde gehören, und deswe— 
aen feine Gemeinde = Parcelle bilden, wenn es auch früher 
‚der Fall gemefen, von dem Genuß der bürgerlichen Nutzun⸗ 
gen nicht auögefihloffen werden. 





2) Ueber Behandlung der Sicherung von Erb- 


ſchaftsgläubigern in einem befondern Fall. 
(Von Herrn Amt3- Notar Magenan in Sontheim.) 

Bei Erb:Theilungen, ſowohl Eventual:, ald aud) Reals 
Theilungen, wird die Verwirflihung ded im Art. 39.. des 
Pfand - Gefebed den Erbfchaftd » Slaubigern eingeräumten, 
von Amtswegen zu beachtenden Pfandrechtd:Titeld auf das 
zur Erbömaffe gebörige Vermögen bäufig dadurch umgan— 
gen, dag — der in diefem Artikel 39. felbft liegenden Ans 
reitung folgend — bewirkt wird, daß von den Erbfchafts: 
Gläubigern fogleih mit gänzliher Entlaffung ihres 
bisherigen Schuldnerd einzelne Erben oder Erbfchaftd-Schulds 
ner ald ‚ihre Schuldner angenommen werden. 

Gefhieht auf diefe Weife eine Umwandlung des biß« 
berigen Schuld-Berbältniffes, -in welcher eine mit ausdrück— 
lichen Worten erklärte privative Novation unzweifelhaft 
liegt, fo ıft auch der Bürge des Erblafferd befreit, und 
dad Erlofchenfenn feiner Verbindlichkeit um fo gemiffer ans 
zunehmen, ald durch jene Erklärung zugleich dad fonft zus 
ftehende Abfonderungs: Recht auf den Erbfchafts-Gegenftäns 
den aufgegeben wird, — ein Verzicht, mit welchem das 
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Sortbeftehen der Verbindlichkeit. des Bürgen nach der Nas 
tur der Sache unvereinbar. ift. 

Diefe Folge jener gänzlichen Entlaffung des Erblafferd 
und bisherigen Schuldners wird felten bedacht. Der Nos 
vation ungeachtet behalten die Gläubiger, befonderd mo die 
Wittwe ded Erblafferd die neue Schuldnerin geworden ift, 
die alten Schuldfcheine und VBerfchreibungen der Bürgen 
bei, und nicht Leicht wird ed einem Gläubiger einfallen, 
daß er fih durch feine Entlaffung des Erblafferd als Schuld: 
nerd und Annahme einer andermeiten Perfon, ald neuen 
Schuldners, felbft wenn diefe die Wittwe oder ein Kind 
des Erblajferd ift, feines Anfpruches an den Bürgen, fo= 
weit diefer für den Erblaffer haftete, verluftig gemacht habe. 
Mancher Gläubiger gibt. feine entlaffende Erflärung im Vers 
trauen darauf, daß er ja einen guten Bürgen babe, er bes 
hält deghalb den Schein unverändert bei, und der Ausgang 
kann feine. bedauerlihe Enttäufhung und ein Rechtsſtreit 
mit dem Bürgen feyn. 

Solchem zu begegnen, glaubte der Verfaffer diefer Zeis 
len, feinerfeitd es einführen zu follen, daß bei jeder Theis 
lung die alten Schuld» und Bürgfcheine, fo meit fie bloße 
Handfchriften ohne Pfänder find, zurückgegeben, und den 
Gläubigern, welche in die Novation willigen, neue ‚Scheine 
des neuen Schuldner mit erneuerter oder andermweiter 
Bürgfchaft ausgeftellt werden, mogegen die Gläubiger auf 
den alten Scheinen daB Erlofchenfeyn derfelben unterfchrifts 
li anerfennen. Hierdurh Tann Fein Zweifel mehr übrig 
bleiben über das Verhältniß des Gläubigers, Schuldners 
und Bürgen unter fih. Es macht diefe Behandlungsweiſe 
auch Feine viel größere Mühe, ald die Ausftelung von Vers 
weißzetteln, — melde bei der Audtaufhung ded neuen 
Schuldfheined gegen den alten hinwegfällt; — denn zu 
den neuen Scheinen kann man ſich gedrudter Formularien 
bedienen, die mit wenig gefchriebenen Worten auszufüllen find. 

Diefe feine Erfahrungen unmaßgeblih mitzutheilen, 
findet ſich der Verfaſſer im Intereſſe für die Sache bewogen. 

Een \ 
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3) Prozeß über die Oper Nodenſtein. 


(Bon dem Nedactenr.) 
Denjenigen der verehrten Leſer umferer Zeitfchrift, mel: 
che fi für Muſik und Bühne interefjiren, dürfte e8 nicht uns 
willfoinmen feyn, von einem Rechtöftreit Notiz zu erhalten, 


Bühne (vorerft Probeweife) aufgeführten Oper 

„Rodenftein, Dper in 3 Acten mit Tanz, nach der 
allgemeinen Volksſage bearbeitet von Kr., Mufif von 
Stößel *) 

entfponnen bat. | 
Die Geſchichte ded Falls ift folgende: 

Kapellmeifter St. componirte die Oper ihrem Wefen 
nach ſchon vor ungefähr zehn Jahren nach einem von ei— 
nem Pönial. banerifchen Offizier, F. von L., gefertigten 
Tert, und fendete fofort das Werf an den berühmten Spons 
tin in Berlin zur Beurtheilung. 

Bon diefem erhielt der Compofiteur das fchmeichels 
baftefte Anerkenntniß über die mufifalifche Compofition, 
zugleich aber auch die Erflärung, daß Tert und Arranges 
ment der Oper für die Bühne völlig unanmendbar feyen. 

St. ließ nun die. Oper liegen, bid er im Sabre 1851 
einen mwandernden Schaufpieler F. T. W. veranlaßte, zu 
feiner Compofition einen andern Tert zu fehreiben, welcher 
beffer für die Bühne eingerichtet werden follte, und auf 
welchen bin denn auch wieder Fleine Aenderungen in der 
Mufit:Compofition getroffen wurden, Nachdem folches ges 
fheben war, ftelte St. dem Schauſpieler W. folgende 
Urkunde aus: 

*) Dem Bernehmen nah haben wir bon diefem Gompofiteur, 
welcher Kapellmeifter der Mufif der III. Infanterie Brigade 
und Director ded aus den fämtlihen Militär - Mufiten zufam« 
mengefesten Garniſons-Orcheſters in Lubwigßburg ift, dems 
nächſt eine neue Dyer Lihtenftein nah Hauff, wozu 
der Text von einem Artillerie» Dfficier gedichtet ift, zu erwar⸗ 


ten, auf welde die Erwartungen Vieler in hohem Grabe ge⸗ 
fpannt find. 
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„Ich Endes Unterfchriebener urkunde und befenne hie: 
anit der Wahrheit gemäß, daß ich von dem Herrn Schau: 
fpieler und Litteraten F. T. W. aud H. ein Sujet zu ei— 
mer Oper, betitelt „Rodenſtein“ habe bearbeiten laffen und 
bemwillige ich demfelben gern ein Honorar von 15 Caro: 
Xind fage 

Fünfzehn Carolind, in Golde melde Summe ich dem 
Herrn W., nach. der ‚dritten Vorftellung, alfo unmittel- 
bar nah der dritten Aufführung der Oper „Rodenſtein“ 
baar und prompt auszubezahlen verfpreche. 

Da ich diefe Oper zum Geburtäfefte Sr. Majeftät un: 

fered geliebten Königs aufführen zu laffen gefonnen bin, fo 
Dürfte die erfte Aufführung fpäteflend aın 27. Sept. d. 3. 
Statt finden. | 
Aunoch füge ich binzu, daß, wenn ich vor Auffuͤh— 
zung der Oper dad Zeitliche fegnen follte, fo fällt dietelbe 
wieder dem Autoren Herrn W. oder feinem zu ernennen= 
den Bevollmächtigten anheim, 


Den 3. Februar 1832. 
St. M. Dr. 


Laut einer fofort von W. unterm 12. Febr. 1832 aus: 
geftellten Ceffiong s Urkunde trat derfelbe fein Recht aus je: 
nem Schuld = Befenntniß dem Militär: Mufifer B. an ſei⸗ 
ner Schuldigfeit fir Koſt 2c. ab, in deffen Händen fie rubte, 
bis die Oper im Jahr 18354 an das Licht trat. 

Dieß gefhah in folgender Weife : 

Der Compofiteur St. Iegte fein Werf dem Kapell: 
meifter der N — er Bühne zur Prüfung vor. Auch diefer 
— ein ausgezeichneter Kunftrichter — füllte über die Muſik— 
Compofition das günftigfte Urtheil, erflärte jedoch auch die 
neue Bearbeitung des Terted und Arrangements für unane 
wendbar; dagegen unternahm nun der Regiffeur der dorti- 
gen Oper, K. eine abermalige Umarbeitung ded Textes und 
Arrangements, nach welcher auch die Mufif » Compofition 
durch ihren Autor Abänderungen mit der Zugabe eingelegs 
ter Ballet = Scenen erhielt und in dieſer Geftalt endlich 
wurde fofort die Oper dreimal Probemweife aufgeführt. 


161 


Bei diefer Aufführung fprach fih zwar das Urtheil des 
Publicums auf das günftigfte für die Mufif - Compofition 
aus; inzwifchen entfchieden ſich doch die biebei thatigen 
Häupter der Kunft dafür, daß man vor fürmlicher Einfübs 
rung der Oper in dad Repertoire einer Bühne nochmald 
die Hand anlegen und Eleine Aenderungen in Tert und Ans 
lage bewerfftelligen wolle; der Inhaber des oben erwähnten, 
Schuldbekenntniſſes des Compofiteurd aber trat furze Zeit 
nach der dritten Aufführung der Oper mit feinen Anfprüs 
chen auf die in demfelben zugefagten 15. Garoline hervor 
und nach fruchtlofen VergleihE = Verfuchen der hiezu com» 
yetenten Behörden fam die Oper Rodenftein auf dad Re- 
pertoire der Proceſſe ded betreffenden Oberamtd = Gerichts. 

Der Kläger ftellte nun feine Klage auf dad mehr ers, 
wähnte Schuldbefenntniß und den Umſtand, daß die Oper 
dreimal aufgeführt worden ſey; der Beklagte dagegen men: 
dete ein, daß der Fall des Verfprechens gar nicht vorhans 
den fen, weil der von, dem Gedenten des Klägers gelieferte 
Tert ꝛc. nicht habe zur Ausführung gebracht werden können. 
Nachftehende Momente ungefähr waren e8, welche dem Streit, 
und den gegenfeitigen Ausführungen zum Grunde lagen.. 

Sah man die Worte des Vertrags an, fo mar nicht zu 
beftreiten, daß folche das Verfprechen der 15. Caroline an 
feine andere Bedingung knüpften, ald an dreimalige 
Aufführung der Dper Rodenftein; andererjeits 
ſchien felbft nad) den Worten der Vertrags-Urkunde nicht ans 
dered angenommen werden zu fünnen, als daß diejenige Oper 
Rodenftein, von welcher die Vertrags » Urfunde handelte, 
dreimal aufgeführt worden ſeyn müße, und dieß war nicht 
der Fall, denn ed war eine Oper aufgeführt, welche nicht 
bloß einen andern Tert ꝛc., fondern auch eine wenigſtens 
tbeilweife veränderte Mufit-Compofition hatte. Gieng man 
von dem Sinn ded Vertrags aus, fo war für den Anfpruch 
des Klägerd anzuführen: aus dem Dertrag gebe hervor, 
daß von dem Bellagten die Bearbeitung des Sujets zu 
der Oper beftellt und dad Honorar biefür verfprochen 

Monatſchr. f. d. Yuftispfl. 11. Bd 1. Abth. 1. Heft. ı1 
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worden fen, ohne irgend eine Beziehung auf eine gewiſſe 
Art der Leiſtung oder einen gewißen Erfolg; hieraus er— 
gebe ſich, daß unter dem ſofort beſtimmten Fall der drei— 
maligen Aufführung der Oper Rodenſtein nicht ſowohl 
eine Bedingung, als vielmehr eine Zeitbeſtimmung und 
unter der Oper Rodenſtein nicht gerade ein aus beſtimm— 
ten Beſtandtheilen, namentlich auch dem Text des Schau— 
ſpielers W., zufammengefebtes Stück, als vielmehr eben 
das ganze von dem Beklagten unter den nachgerade 
vorliegenden Verhältniſſen zu Stande gebrachte Werk ge⸗ 
meint ſeyn könne; auch ſtehe einmal Text ꝛc. von W., 
in der Reihe der Exiſtenz-Bedingungen der Oper 
und könne, menn der Beklagte folchen einfeitig entfernt 
und durch etwas Anderes erfeht habe, folches an dem für 
jene Leiftung einmal gegebenen Verſprechen, nicht8 ändern 
und dal. m. Für den Beklagten dagegen war dißfalld fol— 
gendes geltend zu machen. Daß der Sinn ded Berſpre— 
chend Fein anderer gewefen fen, ald der, dad Honorar an 
die Bedingung zu knüpfen, daß diejenige Oper, zu welcher 
der Tert von W. ‘gefertigt wurde, zur Aufführung komme, 
gebe daraus, daf daffelbe erft nach dreimaliger Aufführung aus: 
bezahlt werden follte, am klarſten hervor; denn fir diefe Be— 
flimmung liege fih, wenn der Anfpruch Fein von dem 
Gebrauch des W.. .ſchen Textes abhängiger ſeyn ſollte, 
nicht wohl eine vernünftige Bedeutung finden; auch ſey um 
fo gewißer, daß das Verfprechen von der Ausführbarkeit 
und Ausführung der WW... . ſchen Arbeit abhängig fen, 
als folhe hit etwa eine Haupt = Grundlage für die Mus 
fit = Coimpofition gebildet habe, fomit nicht nur an ſich 
‚ feinen andern Werth gehabt habe, ald fofern fie für bie 
Einführung der Muſik-Compoſttion brauchbar und von Ers 
folg gewefen wäre, fondern überhaupt der ganze gefdhicht: 
lihe Gäng der Sache nachmweife, daß der Beklagte bei je: 
nee Arbeit einzig die Beziehung auf die Einführung feiner 
Compofition im Aug gehabt haben Fünne, ſonach gewiß 
auch feine Leiſtung hievon babe abhängig machen wollen, 
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Eben diefe Betrachtungen fprechen aud dafür, daß dem 
Beklagten nichts im Weg geftanden ſey, ‚die vorgegangene 
Umarbeitung des WW... . ſchen Produfts vornehmen zu 
laffen, weil ſolches nie einen felbftftändigen, integrirenden 
Theil der Oper gebildet habe. Endlich fprechen auch all: 
gemeine Nechtögrundfäße und insbefondere die Interpreta— 
tiond = Regeln in mehreren Beziehungen für den Belag» 
ten u. f. w. 

Sp viel von den Gründen für und wider. 

Was den mweitern Gang der Sache betrifft, fo ift hie— 
von nur noch folgendes anzufüiren. 

Schon bei der erften gerichtlichen Verhandlung erklärte 
der Beklagte, daß er, obgleich von feinem Rechte feft über— 
zeugt und entfchloffen, ſolches auf gerichtlichen Weg volle 
ftändig zu vertheidigen, doch nicht abgeneigt fey, feiner Zeit 
aus Billigfeitd - Gründen freimillig etwas zu tbun. 

Der Kläger, deſſen Rechts = Benftand felbft auch den 
Fall für zweifelhaft hielt, überzeugte fich, daß es offenbar 
fiir beide Theile zuträgnlicher erfchien, vorerft noch die meis 
tere Entwicklung des Schidjald der Oper abzuwarten, und 
fo erklärten denn die Partbieen einmüthig, den Rechtöftreit 
unter Vorbehalt der beiderfeitigen Rechtszuſtändigkeiten 
vorläufig und bis auf Wieder - Anrufen eine oder des ans 
dern Theild ruben zu lajfen. N 





4) Ein Klofer- Prozeß. 
(Von Herrn Ober : Tribunalrat) Dr. v. Frik.) 
In dem $. 6. der oben enthaltenen Erörterung ıc. 
ad. 3., ift, wiewohl im Allgemeinen, von Standedrechten 
geiprochen worden. 

Der Stand, ‚welchem ein Staatöbürger angehört , be: 
zeichnet gleihfam die Role, die er in dem bürgerlichen 
Verein zu vertreten bat, und die Erfahrung lehrt, daß der 
jeweilige Stand eines Menfchen als die Entwidlungd = Pe: 
‚riode ſeines Schidfals era werden darf. Ebenjo un: 
11 * 
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läugbar ift, daß man bei einem mwohlgeordneten ftandedge: 
mäßen Betragen fiher auf günftige, fowie im Gegentheil 
auf ungünftige Folgen rechnen darf. 

Seder Stand, der weltliche, mie der geiftlihe, hat 
feine Pflichten, denen gemäß gelebt werden muß, aber weit 
ftrenger verbindet der Mönchenftand wegen des damit ver: 
bundenen Gelübd's der Keufhheit in gewiſſen Beziehungen 
zu einem ftreng abgemeffenen Verhalten. Ein Beifpiel in 
lepterer Beziehung bat der DBerfaffer dieſes in einer 
alten juridifchen Drucdfchrift aufgefunden, welches, wenn 
er ed gleich nicht für etwas intereffanted prädiciren will, 
dennoch geeignet ſeyn dürfte, jedem Gelehrten eine kurze 
Unterhaltung zu machen. 

Der Fall war folgender: 

Der Prior einer ehemaligen Reichs-Abtey (der Nächte 
nad) dem regierenden Abte) mit dem Klofter = Namen {fl 
dor, unterhielt mit einem Mädchen, welched ibm auf einer 
Reife zu Geficht fiel, in der Folge einen fehr vertrauten 
Umgang, der deffen Schwängerung zur Folge batte. Das 
Mädchen ward nämlich dem Klofter näher gebracht, und ein 
Ranenbruder deffelben Klofterd, Namens Johannes, war die 
Mittelsperſon, durch welchen die Zufammenfünfte verans 
ftaltet wurden; fie hatten ſtets zur Nachtzeit Statt, und 
hörten mit dem erflen Blick des Morgend auf. Alled ward 
fo geheim getrieben, daß auch nicht die leiſeſte Ahndung 
weder im Klofter, noch in der Abten entſtand. Indeſſen 
entbüllte dennoch die Zeit (tempus edax rerum) das Ge: 
heimniß, welches ſchon deßwegen nicht länger unterdrüdt 
werden konnte, weil ein ſchreyender Zeuge, die Klagen und 
die Noth der Geſchwächten daſſelbe nur zu laut veroffen— 
barten. 

In welche Bewegung Abt und Convent und alle An— 
gehörigen des Kloſters bei der erſten Kunde dieſer auffal— 
lenden Geſchichte verſetzt worden, kann man ſich von ſelbſt 
denken. Auf die von dem Abt alsbald gemachte Anzeige 
an den Visitator ordinarius Congregationis wurde von 
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diefem fogleich zur Unterfuchung geſchritten und nach deren 
Schluße Bericht mit Gutachten der Congregation der üb⸗ 
rigen Aebte erftatter, ‘von diefer dad vorgelegte Straf- Ers 
kenntniß genehmigt und der Abt ded Klofterd mit Rn 
Verkündung und Vollſtreckung beauftragt. 

Diefe Urteld- Berfündung hatte im Jahr 1765 den 
3. Mai ftatt und zwar in Gegenwart ded ganzen Capitels, 
aller übrigen Klofter = Geiftlichen, der Layenbrüder und der 
Klofter = Beahiten. 

Eindringend und vol von Religiofität war die bei dies 
fen Vorgang vom Abt gehaltene Nede. Sie war in lateis 
nifher Sprache verfaßt, und die Urkunde hierüber lautet 
wörtlih alſo: 

„ad $. 4. Reverendissimus abbas poenas a reve- 
„vendissimo Visitatore Patri Isidoro et fratri Johannes 
„ejus complici dictatas in capitulo fulminat die 3. Mai 1765, 

(Die Rede des Abts war folgende :) 

„Infelices vobis et nobis! Species et numerum 
„peccatorum vestrorum nec recenseo, nec exprobro. 
„Hoc deo, confessario et conscientiae vestrae relinquo. 
„Cogitate tantum, qui peccaveritis homines, Christiani, 
„veligiosi, sacerdos et confessarius, "imo superior (der 
„Prior war nämlich Priefter und Beichtvater) reflectite, 
„quae et quanta opera antea meritoria nunc mortificata 
„sint. — Deus vobis exprobrat. Lev. 20. Contami- 
„naslis sanctuarium meum, et polluistis nomen sanctum 
„meum, ego Ponam faciem meam contra vos, et succidanı 
„vos de medio populi. En aliqualis poena. Pater Isi- 
„dorus declaratur Prioratu indignus et ideo depositus. 

„Ambo deprecentur provoluti ad pedes singulorum 
.„Patrum et Fratrum, ut pro se orent*). Frater Johan- 
. „nes ligetur catena, ambo incarcerentur et ibi primo 
_„mense diu noctuque portent cilicium , #*) atque sin- 


*) Jeder der Verurtheilten mußte hiernach Jedem der Väter und 
der Brüder fuffällig Abbitte thun. 
*) Das Cilicium war ein handbreiter aub Roßhaaren gemobe: 
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„‚gulis  .diebus » faciant . disciplinam . sub Pris mise- 
„rere et de profundis *) subsequenti tempore vero 
„ter in hebdomate. Accipiant solummodo : bis offam 
„per diem, **) ad prandium addantur legumina cum carne 
„et ein Karaf Wein (dieß ift ein halber Schoppen) qua 
‚„gcarne, et. vino privatus. sit‘ primo mense  frater 

„Johannes. 
 „Deprecentur jam: 

(nun begann der Fußfall mit Abbitte bei RR — 
Religioſen.) Nach dieſem fuhr der Abt weiter zu reden fort, 
in folgenden Zroftworten. 

 „Etsi contristavi vos, non me poenitet 2. Cor. 7. 
„‚Nunc gaudeo, non quia contristati estis, sed quia contri- 
„stati estis ad poenitentiam, quae enim secundum, deum 
„‚tristitia est, poenitentiam in salutem stabilem, saeculi au- 
dlem tristitia mortem operatur, etideo juxta $. Paulum 1. 
‚»,Cor. 5. et S. Regula C. 25. tradimus vos satanae in interi- 

„tum carnis, quae recalcitravit, ut spiritus salvus sitin die 
„‚domini nostri Jesu Christi. Sicut enim satanas vexat.cor- 
„Pora et animas damnatorum, sic et vos affligite et morti- 
'„.ficate, ut spiritus etc. et quomodo? ‚scindite corda 
„vestra et non vestimenta vestra et convertimini ad D, 
„Deum vestrum in toto corpore : vestro, in jejunio et 


ner Gurt, der auf dem bloßen Leib zu Abtödtung des Flei— 

ſches getragen werden mußte. Er verurfachte ſtarkes Juden, 
das Fleifch ward rotb und entzündlih, zwar nicht gefährlich, 
aber ſehr läſtig und beſchwerlich. 

*) Bei dem Beten dieſer zwei Pſalmen mußten fie fi ch auf den 
bloßen Rüden geißeln. Died war die Dißciplin im engern 
Verftand. 

=>) Offa heißt hier eben da®, mad man im MWitrttembergifchen 
unter dem Außdrud „Imbiß“ oder fonft „Atzung““ verfteht. 

Nach genommener Rüdfprahe mit einem der biefigen Pro: 
feifforen bezweifelte derfelbe Anfangs, ob da8 Wort offa aus 
der claſſiſchen Zeit und nicht vielmehr für Mönchlatein zu 
halten fey. Bald nachher bechrte mich derielbe mit folgender 
furzen Note — Offa ift, mie ich gefunden habe, denn doch 
aus der claſſiſchen Zeit. und heipt im allgemeinen „ein Biſſen““ 
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„in fletw et in planetn Joct'2. Certi estöte, Sabriheium ’ 
„est deo spiritus cöntribulatus } 'cor 'contritum et humi- 
„liatum deus non despiciet. Ps. 51. ET 

„Ite nunc, et’ in cubilibus vestris eömpingimi 

(chlaget an eure Bruft) et facite dignos fructus poeni- 
„tentiae et hoc tam diu facite, usque dum reverendis- 
„simus visitator jadithrerit ‚satisfäctum esse — 
une 44. — an 


‚„‚ducantur nunc in‘'tarcerem.'* | 

Dieß war das Straf » Urtel’ Für! beide ae 
Aus den Acten war zu erfehen, daß der abgefehte Prior” 
fünf Sabre lang in feinem Gefänaniß zugebradt bat, daß 
er aber endlich dadurch Erlöſungefand, daß er (mad man ihm 
wahrfcheinlich felbft, suggerirt hat) nad) dieſem Jangen 
Zeitraum feiner Abbüßung bat, in ein anderes Klofter def: 
felben, aber ſtrengeren Ordens, verfegt zu werden, maß 
ihm auch durch translocation in eine Benedictiner-Abtey 
in der Schweiz gewährt wurde, mo er fid) (sopita flamma) 
dein Vernehmen nach, ald ein ftrenger Religios benabm. 
Das Mädchen war aus Schwaben. Wie ed dem frater 
Johannes endlih ergangen ift, darüber gaben die Acten 
feinen Auffchluß. 





5) Juriſtiſche Anekdote. 
(Mitgetheilt von Herrn Ober-Tribunal:Ratb Dr. v. Frick,) 
Ein junger talentvoller Religios ward einft von feinem 
Prälaten auf die Univerfität geſchickt, um allda Theologie, 


er fommt theild bei Sleifh, theils bei Brod vor, befon: 
derd fcheint eine Art -Klöße fo geheißen zu haben. Dief 
geht auß einer Stelle des Columella hervor „Cibus praebe- 
„tur hordeacea farina (Gerftenmehl) quae cum esset aqua 
„conspersa et subacta (wohl gefnetet) formantur offae“ 

bis offam fcheint jedenfalld auf ſchmale Koft hinzumeifen. 
Das Nähere hievon möchte auß der Sitte jener Zeit und Be— 
fchaffenbeit oder Zubereitungd » Art der damaligen Koft ent: 
nommen werden. 
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Das canonifche Recht, ingleichen die Jurißprudenz zu ftudis 
zen, was von Klöftern öfters geſchah, um auf diefe Weife 
in ihrem Gremium tüchtige Gefhäftdmänner nachzuziehen. 
Als nun derſelbe im Collegio hörte, daß das meibliche 
Gefhleht früher mündig werde, ald dad männliche, fragte 
er den Profeffor, auf welhem Grund dann diefe Verſchie— 
denheit berube? Der Befragte geftand ibm lächelnd, Feinen 
anderen Grund angeben zu können, ald daß ed einmal in 
der Natur liege, quod mala herba eitius crescat, mas 
dem jungen Religiofen vollkommen einleuchtete und befries 
digte. | > Ä | 
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Ad I. 
Vollſtändige Abhandlungen, Redtsfälle, 
Entfheidungsgrün ründe und Gutachten. 


1) Etwas über die Beweiskraft der Selbſt-An- 
ſchuldigungen. 
(Bon einem Gollegial : Mitgliede. 

Es ift Feine ganz feltene Erfoheinung in unferer ſtraf⸗ 
richterlichen, Praris, daß Jemand mit der Anklage eine 
Vergehens gegen fich auftritt, deffen er nicht angefchuls 
digt war. 

Eine ſolche Selbftanflage erfordert in der Regel die 
genauefte Prüfung, befonderd, werm entweder andere Per: 
fonen dadurch eined Vergehens mitbezüichtigt werden, oder 
wenn die Selbftanfchuldigung bei Gelegenheit einer bereits 
beftehenden höheren Anfchuldigung, in der Abficht, diefe da= 
durch zu entfernen, vorgebracht wurde, 

Bon den allgemeinen Normen, welche in dem erfteren 


Falle die Wilfenfchaft als leitende aufgeftellt hat, weicht 


nun die Prarıd der württembergifchen Gerichte namentlich 
dann ab, wenn eine Perfon ſich felbft des Ehebruchs Mit 
einer anderen anfchuldigt, indem diefelben feinen Anftand 
nehmen, auf die mit den allgemeinen Erforderniffen - eines 


‚gültigen Geftändniffes verfehene Selbftanflage, auch wenn 


der andere Theil ſogar von dem Bezuͤchte frei geſprochen 
werden muß, den ‚Selbftankläger | mit der gefehlichen Ehe: 
bruchöftrafe zu belegen. 
Man ftüst ſich bierbei —— auf einen Juſtiz⸗ 
Miniſterial⸗Erlaß vom 27. Juni 1812, in welchem beſtimmt 
Monatfehr. F. d. Fufispfl. IL. Bd. 2. Abth 12 
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ift, daß mit der gefehlichen Ehebruchäftrafe gegen Jeden 
vorgegangen werden könne, der fich durch ein an fich nicht 
unmabrfiheinliche®, wenn aleich nur einfeitiged Bekenntniß 
des Ehebruchs ſchuldig erkläre *). 

Alein es fragt fich febr, ob diefe (aus Veranlaſſung 

eined Specialfalled ergangene) Beſtimmung etwas von all: 
gemeinen Rechtsprincipien Abmweichendes wollte. 
Die Schwierigkeit, ja in den meiften Fällen die Un: 
‚möglichkeit, den Thatbeftand bei dem Vergeben des Ehe: 
bruchs auf materiellem Wege zu erheben, bringt den Nich: 
ter gewöhnlich in die Lage, fich Lediglich an die ——— 
niſſe der Angeſchuldigten zu halten. 

Oefters ſind nun dieſe Geſtändniſſe nicht einmal von 
Anzeigungen unterſtützt, woher es auch kommt, daß, wenn 
gleich der eine Theil ein ganz unumwundenes freiwilliges 
Geſtaͤndniß des Ehebruchs abgelegt bat, doch. nicht ſelten 
der andere Theil der erhobenen Anfchuldigung einen bes 
ſtimmten und beharrlichen Widerfpruch entgegenfeht. 

Am gemöhnlichften tritt diefer Fall ein, wenn eine le— 
dige Frauensperfon von einem verbeiratheten Manne eine 
Schwängerung erlitten zu haben behauptet, wo dann Die 
erftere entweder bei ihrer Bernehmung über ihre Schwan: 
gerfhaft, oder — und diefe Fälle gehören gleichfalls zu 
den nicht ganz feltenen — in Form einer Civilflage oder 
auch einer bloßen Anzeige bei der Behörde die N 
Mage des verübten Ehebruchs vorbringt. 

Auf eine folche Anzeige wird der Richter vor allen 
zu. prüfen haben, ob diefelbe „an fih nicht unwahrfcheinlich” 
fen, d. h. ob feine Gründe vorhanden, welche die Glaub: 
würdigfeit der gemachten Selbftanzeige in Zweifel ftellen, 
Findet er foldhe Gründe, fo wird er entweder gar Feine 
Unterfuhung wegen Ehebruchd einleiten, oder, wenn 
fh außer dem Geftändniffe noch anderweite Anhaltöpunfte 


*)&, Hofader, Jahrbücher der Gefesgebung und Rechts— 
pflege im Königreiche Württemberg Bd I. ©. 107. 
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in Beziehung auf die gemachte Anzeige :darbieten, doch 
Alles genau zu erheben fuchen, wodurch feine Zweifel: gegen 
die Glaubmürdigfeit der letzteren entweder Re der 
verflärft werden Fünnen. 

Findet der Nichter hingegen bei der — * 
Selbſtanzeige an ſich — keinen Anſtand, ſogleich mit der 
Unterſuchung wegen Ehebruchs vorzufahren, ſo fonnen 
wieder verfihiedene Falle eintreten. : 

Entweder e8 laffen fih Umſtände erheßen; welche die 
Glaubwürdigkeit der Selbftanftage noch erhöhen, oder die 
Unterfuchung gewährt nur ein negatives Ergebniß, D..bi 
e8 kann weder für noc gegen die ne?! Etwas 
ermittelt werden.) 

In diefen beiden Fällen if der Nichter,, wenn er nur 
fein zur Hand liegendes erlaubtes Wahrbeitderforfchungs« 
mittel verfäumt bat, auch die Selbftanflage überhaupt die 
Erforderniffe eines. gültigen Geftändniffed bat, ſchon nad 
allgemeinen Grundſätzen berechtigt, die Ehebruchsſtrafe anf 
das bloße einfeitige Geftändniß des Selbftanklägers ' gegen 
diefen audzufprechen. ® 
Allein ed Fann auch, fo mahrfcheinlich im Anſang⸗ 
das einſeitige Geſtändniß an ſich ſchien, der Fall eintre— 
ten, daß deſſen Glaubwürdigkeit durch Umſtände, welche 
fi) erft im Laufe der Unterfuhung ergaben, aufgehoben 
oder wenigftend fehr gefchwächt „wird: 3. B. der andere 
mitbezüchtigte Theil vermag Beweiſe beizubringen, welche, 
den in dem Oeftändniffe des Conforten enthaltenen That— 
fachen direct oder indirect entgegenfteben, und. wodurch 
entweder ein Berubenlaffen des wider den erfteren erhobenen 
Bezüchts, oder fogar feine völlige Freifprechung begründet wird. 

Wie läßt fich in diefem Falle vernünftiger Weife noch 
von einem „nicht unwahrfcheinlichen‘‘ Geftändniffe fprechent 
Und woher läßt fih, wenn Fein foldes Geftändniß mehr. - 
vorhanden ift, ein Necht entnehmen, auf daſſelbe bin — 
Verurtheilung zur Strafe auszuſprechen! 


Zwar pflegt man, um letzteres gleichwohl zu — 
12 * 
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tigen, geltend zu madyen, daß, wenn dad Geftändnig, bes 
ziehungdmeife der damit verfnüpfte Bezücht, wirklich un: 
wahr ſeyn ſollte, der Geftrafte doch wegen VBerläumdung 
Strafe verdient habe, 


Allein für's Erfte ift diefes Dilemma im Allgemeinen 


nicht. richtig, da fich ein Drittes, 3. B, ein Irrthum des 
geftändigen Theild in der Perfon, und dergleichen, wodurch 
die Annahme der Verläumdung audgefchloffen wird, nad 
Befchaffenheit der Umftände wohl denfen laßt. 

Für's Andere enthält der Sab zugleich einen Verſtoß 
gegen das befannte Princip, daß jedes Vergeben nur mit 
der im conereten Falle verwirkten Strafe zu belegen fen. 

Denn fehr felten — ja, nad) der dießfälligen gelinden 
Praxis der meiften württemberg'ſchen Gerichte Fann man - 
mit Zug behaupten, nie — mird ed fich treffen, daß der 
wegen Ehebruchs Beftrafte, wäre er wirflich Feines Ehe: 
bruch8, fondern der Verläumdung, beziehungsweife Salumnie, 
fehuldig, die gleiche Strafe verwirft gehabt hätte, 

Geſetzt indeffen, der wegen Ehebruchs Beftrafte wäre 
eben fo zu beftrafen gensefen, wenn ihm ftatt des einbefanns 
ten Ehebruchs Verläumdung, beziehungsmweife Calumnie, 
zur Laſt fiele, fo wäre dennoch die erkannte Strafe für 
ſich nicht gerechtfertigt, da, wo ſich der Richter aus Rechts— 
. gründen weder für die Annahme eines Ehebruchs noch einer 
Verläumdung zu entfcheiden vermag, weil nämlich zureis 
 hende Beweife für dad Eine oder dad Andere fehlen, je— 
denfalld ein non liquet eriftirt, welches die Zuerfennung » 
einer Strafe überhaupt verbietet. — | 

Kaum ſeltener als der biöherige ereignet fich der zweite 
der oben aufgeführten Fälle, daß ein Angefchuldigter, wäh— 
rend er der gegen ihn vorgebrachten Anfchuldigung ein bes 
barrliches Läugnen entgegenfest, zugleich von freien Stüden 
eine. geringere, mit der erhobenen Anfchuldigung in einem 
gewiffen Zuſammenhange ftehende Schuld gegen fich einge: 
fiebt, die, wäre fie wirklich vorhanden, jene höhere Anz 
fthuldigung ganz oder theilweife ausſchließen würde, 
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In Betreff eines ſolchen Falles defolgt nun ein Theil 
der Criminal-Gerichte Württembergs den Grundſatz, daß 
der Angeſchuldigte im Zweifel jedenfalls wegen der von 
ihm einbekannten Schuld zu ſtrafen ſey, und nicht ſel— 
ten begegnen wir einem Erkenntniſſe, worin neben der Be— 
ſtrafung wegen des „einbekannten“ Vergehens, die Jirftanz: 
Abſolution binſichtlich der vorgelegenen höheren Anſchuldi— 
gung ausgeſprochen iſt. 

Die Rechtfertigung hiefür ſucht man gewöhnlich darin 
zu finden, daß offenbar nur das höhere Schuldbewußtſeyn 
den Angeſchuldigten zu feiner Einräumung Eelbſtanſchul— 
digung) getrieben haben könne, und die geringere Schul: 
in der höheren ja immer enthalten fey. 

Allein auch diefer Satz fiheint in feiner Ausdehnung 
nicht vertheidigt werden zu können. en 

Jede Anfchuldigung, auf welche hin eine Verurthei— 
lung zur Strafe fol erfolgen fünnen, muß rechtsgenügend 
erwieſen ſeyn. Die Selbftanfchuldigung macht hiervon Feine 
Ausnabıne. Sp lange daher gegen die Wahrheit der letz— 
teren noch hinreichende Zweifel übrig bleiben, darf der 
Hichter Feine Strafe darauf erkennen. Bei einer Selbft: 
anklage, die fi) in der erwähnten Richtung bewegt, bilden 
aber in der Regel alle diejenigen Momente, welche ald 
Verdachtsgründe für dad Vorhandenſeyn der höheren Schuld 
gelten, fogleich die ‚Zweifelögründe gegen die Eriftenz der’ 
einbefannten geringeren Schuld (ald _folcyer), fo daß, je 
größer der Verdacht ift,- daß der in Unterfuchung Stebende 
das angefchuldigte fehwerere Vergeben verübt babe, um 
defto mehr die WahrfcheinlichFeit der einbefannten geringes 

ren Schuld berabfinkt. 
Allerdings ift nun die eingeflanbene mindere Schuld 
bisweilen in der größeren beziehungsmeife enthalten, gleich: 
ſam ein Theil der lebteren, wie 3. B. widerrechtliche Zu: 
rücbehaltung einer Sache nur dad Minus von der wider 
rechtlichen Aneignung derfelben ift, indem, wer fi des 
lehtern ſchuldig macht, nothwendig zugleich des- erfteren 
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ſchuldig werden muß. Es iſt daher kein rechtliches Unding, 
Jemanden hinſichtlich des Verdachts des Diedſtahls an ei— 
ner, Sache von der Inſtanz zu entbinden, und zugleich wer 
gen einpefannter Unterfchlagung derfelben Sache zu beftra= 
fen, wenn nur juridifche Gewißheit vorhanden ift, daß der 
Angefchuldigte die Sache ald eine fremde im Beſitz gehabt, - 
und unpedlicher Weiſe für ſich behalten babe*). 


Allein nicht immer involvirt der angeſchuldigte höhere 
Reat auch den einbekannten geringeren, ſondern es findet 
oͤfters zwiſchen beiden — wenn gleich der äußere (thatſäch- 
liche) Zuſammenhang nicht fehlt, doch eine ſehr weſentliche 
innere (rechtliche) Divergenz ſtatt. Würde nun der Rich⸗ 
ter, ohne die letztere zu beachten, den Angeſchuldigten 
blos nm deßwillen, weil er ſich zu dem geringeren — in 
‚dem Umfange der Anfihuldiaung nicht einmal beziehungs- 
weiße mit enthaltenen — Reate von felbft befannt kat, mit 
Strafe belegen, fo begienge er offenbar den gröbften Ber: 
ſtoß gegen, ginen der erflen Rechtsgrundſätze, wornach Nies 
mand wegen einer zweiſelhaften, d. t. nicht gehörig erwies 
fenen Schuld, mit Strafe belegt werden darf**). 


=) Dur eine furze Ausführung des Beiſpiels wird dieß Far 
werden: Es iſt Jemand ded Diebſtahls einer Sache (wie ſich 
von ſelbſt verſteht, auf den Grund hinreichender Anzeigen und 
nach gehöriger Feſtſtellung des objectiven Thatbeſtandes) ange: 
ſchuldigt. Den Diebſtahl läugnet er num beharrlich, giebt aber 
an, die in Frage ſtehende Sache gefunden, und ſtatt ſie dem 
Verlierer zurückzugeben, für ſich behalten zu haben. Kann in 
dieſem Falle der Angeſchuldigte des Diebſtahls nicht überwie— 
ſen, ſondern wegen der hierauf zielenden Anſchuldigung nur 
von der Inſtanz entbunden werden, fo wird doch aus obigen 
Gründen in der Regel nichts entgegenſtehen, denſelben wegen 
Unterſchlagung der Sache in Frage zu beſtrafen, wenn gleich 
nicht ald wahr angenommen werden fann, daß er folde ge: 
funden babe (weshalb auch der Außdrud: einbefannter 
Funddiebſtahl — im Erfenntniffe unpaffend erſchiene). | 

&) Auch bier möge ein Beifpiel die Sache erläutern: Gegen 
einen Angeſchuldigten Liegt Verdacht vor, mit Anderen einen 
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Hiergegen läßt fih auch nicht geltend machen, daß der 
Angefchuldigte die mindere Schuld, felbft auf Koften der 
Wahrfcheinlichfeit, nicht von freien Stüden einbefannt ha— 
ben würde, wenn er fich nicht bewußt wäre, eine Strafe 
jedenfalls verdient zu haben, fen ed nun, daß wirklich 
der in der Anfchuldigung enthaltene oder. doc ein ähnlicher, 
diefer nabe oder gleihfommender Reat auf ihn laſte. Denn 
wäre diefe Folgerung eine richtige, fo würde wohl auch 
nichts entgegenfteben, den Angefchuldigten eines höhern Reatd 
für übermwiefen anzunehmen, und ihm hiefür die verdiente 
Strafe zuzuerfennen. Eben damit aber, weil der Richter, 
des von dem Angefhuldigten abgelegten Geſtändniſſes uns 

| geachtet, dennoch Feine Ueberweiſung binfichtlich einer höhe: 
ren Schuld ausipricht, erfennt er an, daß diefed in Form 
einer Selbftanklage beſtehende Geftändnig für fich keinen 
Beweis, fondern höchſtens einen weitern Verdachtsgrund 
abgeben könne. Iſt dies num feine Ueberzeugung, fo darf 
er confequenter Weife, und, fo lange ed überhaupt nicht. 
angebt, auf bloßen Verdacht bin zu flrafen, der fraglichen 
Selbftanflage auch nicht die Folge geben, daß er dem Ans 
gefihuldigten eine Strafe wegen des mittelft derfelben eins 
befannten geringeren Vergehens gleichſam ald Theil der im 


Diebfichl in Genoffenfhaft ausgeführt zu haben, wobei auch 
einige im Beſitze des Angefhuldigten aufgefundene Gegen: 
fände entwendet worden find. Während nun der Iestere die 
Mitwirtung bei dem Diebftable läugnet, bringt er unaufgefors 
dert gegen ſich vor, daß er die fragkihen Sachen, ungeachtet 
er ſolche für geftoblen gehalten, gefauft habe. Würde den 
Richter in diefem Falle den Angefchuldigten wegen einbekann— 
ten Ankauſs geftohlener Sachen als folder beftrafen, denſel⸗ 
ben zugleich aber binfihtlih des Verdachtd der Miturheber: 
ſchaft bei dem Diebftahle von der Inftanz entbinden oder aud) 
den dießfalligen Verdacht nur beruhen laffen, fo würde er 
eine Schuld mit Strafe belegen, welche nah feinen..eigenen 
Vorausfegungen nicht wohl eriftiren fann, oder er würde we: 
nigftend auf ein zweifelhafte® Einbefenntniß bin ein verur: 
theilendes Erfenntniß außfprechen ! | 


Galle der Ueberweifung wegen des fehmereren Vergehens 
verwirften höheren Strafe zuerfennt *). 


*) Ob nicht bißweilen mwenigftend gewiſſe polizeiliche Vorkehrun— 
gen Statt finden, iſt eine andere Frage, deren Erörterung 
außer dem Zwede gegenwärtiger Abhandlung liegt. 





2) UÜeber die Buläffigkeit von Suggeftiv - Fragen 
bei Beugen-Perhören in ECivil- Saden. 
(Von dem Redacteur.) 

Die Frage über die Vermeidung von Suageftionen bei 
Zeugen-Verhören in Civil-Rechts-Sachen iſt gemiß fo wich: 
tig, zugleich aber auch wohl fo zweifelhaft, daß der Vers 


faffer diefes, welchen jene Frage längft ald ein wahres 


Problem befchäftigte*), und welcher feine Anficht tiber die 
der gefeblichen Beftimmung unferes IV. Edictd entfprechende 


Beantwortung derfelben ſchon wiederholt geändert hat, feine | 


theilmeife aud eigenen Erfahrungen gefhöpften Anfichten 
über jene Frage mit Folgenden kurz andeuten mwollte. 

Es iſt nicht zu verfennen, daß in legidlativer Bezies 
bung überwiegende Gründe vorliegen, auch bei Zeugenver: 
bören in Eivilfahen fi) dem Grundfab der Vermeidung 
von Suggeftionen möglichft zu nähern; aber die Annahme, 
daß diefelben ganz fo mie in Eriminalfachen eingerichtet 
werden follen, woraus folgen würde, daß der Zeuge zuerft 
ganz allgemein über feine Kenntnig von der in Frage fle: 


benden Streitfache befragt „und von bier an Schritt vor- 


Schritt immer in möglichſt allgemeinen Fragen bis zu der: 
Ienigen befondern Thatfache, worüber man eigentlich etwas 
von ihm wiffen will, herabgeftiegen würde, und daß ein 
ſolches Verfahren insbefondere den Beftimmungen unferer 


*) Von der Doctrin ift man bier ganz verlaffen: Was bei Gme- 
Lin, bürgerlihe Rechtsanwendungskunſt $. 216. und Schüz, 
Civilproceß pag. 513 seq. dißfalls geſagt iſt, ſchließt fi — im 
Weſentlichen genau an die Geſetzesworte an. 


u 
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Proceßgefehgebung entfpreche, melche, was wohl zu bemer: 
ken ift, befonder8 in Folge der Zugaben der Novelle vom 
15. September 1822 von der Unterfuhungs-Marime nicht 
viel meiter hat, ald die Tendenz, — dürfte zu weit geben. 
Im Allgemeinen wird dies am Anfchaulichften, wenn: 
man die Fälle unterftelt, daß der Zeuge. auf die jenem 
Grundſatz entfprechende allgemeine Frage — was ihn von 
dem Ötreitgegenftand überhaupt befannt fey — ein ganz 
andered Factum erzählt, als wie es in dem Vortrag bei: 
der Parthieen gelegen ift, daß er Thatfacheni angiebt, welche 
vielleicht nach der Abficht der Parthieen oder menigftend 
nach der Abficht ded Producenten gar nicht vor Gericht ges 
bracht werden follen, oder daß er Thatfachen anzugeben hat, 
deren Vortrag vor Gericht ihn felbft in Verlegenbeit febt. 
Zwar wird dad materielle Recht auch in folhen Fällen bie: 
bei nur gewinnen, allein ob hiemit nicht gegen die oberften 
Regeln unfered Verfahren? — Schonung der Rüdfichten 
auf die Parthieen-Geheimniffe und Freiheit der Rechtövers 
theidigung (IV. Drganif.Edict $. 77. 78.) — angeftoßen 
werde, ift eine andere Frage, und die Berlegenheit, erien 
Rechtsfall der Art zu entfcheiden, wo man drei verfchiedene 
Facta — dad des Klägerd, dad ded Beklagten und dad des 
Zeugen — vor fich bat, nicht gering. | / | 
Es dürften jedoch auch noch mande andere Betrach— 
tungen gegen die Zweckmäßigkeit eines ſolchen Verfahrens, 
bei welchem dem Zeugen gar nichts über den eigentlichen 
Gegenftand feiner Vernehmung gefagt wird, fo indbefon- 
dere eine in der Negel doch ohne Noth herbeigeführte un: 
mäßige Weitläufigfeit fprechen. ' 
Auch die Wor:e des IV. Edictd fcheinen eine foldye 
ganz allgemeine Zragenftellung nicht zu beabfichtigen, wenn 
die Zeugen (zwar) zu. einer möglichft- freien Erzählung 
(aber), über die Thatfahe, worüber ein Zeugniß 
von ihnen erwartet wırd (nicht über dad, was ihnen 
von dem ganzen Rechtsſtreit — dem Ötreitgegenftand 
befanng ift) veranlaßt werden follen. Auch wird wohl zu 
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beachten ſeyn, daß wenn ſchon Das IV. Edict die frühere 
Einrichtung mit Artikeln und Frageſtücken aufgehoben bat, 
daffelbe doch an deren: Stelle die Bezeichnung der Punfte, 
worüber. die Zeugen: gehört; werden follen, geſetzt bat und 
mar in einer Weife, welche Flat sun erfennen giebt, daß es 
diefelbe ald ein wefentliches Recht der Parthie auffaßt, 
"indem nach $. 107. des IV. Edictd jede Parthie die ein 
zelnen Punkte, worüber die vorgefchlagenen Zeugen gehört 
werden: folen, bezeichnen darf und nach $. 110. der 
Richter angewiefen iſt, jede Thatſache, weldhe durch die 
Zeugenausſagen audgemittelt werden foll, gehörig aus ein- 
ander feben zu laffen und, in diefer Hinficht befonderd die 
ihm von denParthieen bezeichneten Punfte ($. 107.) 
gewiſſenhaft zu benüben. n 
Bei den eben angeführten geſetzlichen Beſtimmun— 
gen muß offenbar auffallen, daß die Thatſachen, welche 
den Gegenftand des Zeugenverhörs ausmachen, den von’ 
den Partheien bezeichneten. Punkten gewiffermaßen gegen 
über geftellt find. Wenn man jedoch diefe Beftimmune 
gen: im Zufammenhbang mit den Beftimmungen über 
den ganzen Gang ded Beweisverfahrens auffaßt, fo ift of 
fenbar, daß die. Hinweifung auf die Thatfachen, welche den 
Gegenftand des Zeugen » VBerhörd ausmachen follen, Feine 
“andere Beziehung bat, als auf die in der Ueberficht der 
Streitverhältniffe und fofort im Beweisdecret ald erheblich 
zum Beweis ausgefehten Thatfachen (vergl. IV. Edict $. 101. 
105—105.), während die Bezeichnung der Punkte durch die 
Parthie ſich vorzüglih auf die befondere von der Parthie 
verlangte Richtung ded Zeugen-Verhörs (bei welcher übris 
gend natürlich immer nur die zum Beweis ausgefesten 
Thatfahen zum Grund liegen Fünnen *]) bezieht. Denn 
ed iſt natürlich, daß die Ueberficht der Streit = VBerbältniffe 
und dad Beweis -Decret, wenn fie auch noch fo vollftändig 
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*) Bergl. Bemerkungen der Referenten zum IV. Edict, Ausgabe 
von 1819 pag. 4. 
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find, die befonderen Nuancen ded Falls und fonach die be— 
fonderen Fragen, welche an ‚die Zeugen zu ftellen find, nicht 
immer erfchöpfen kömien, und daß daher der Partbie: ges 
ſtattet ſeyn muß, dem Richter dißfalls Anträge zu ftellen! 
In Betracht alles Vorſtehenden fommt man denn: auf 
die ſich eigentlich von felbft ergebende Anficht, daß. das. vom 
dem IV. Edict beabfichtigte Verfabren darin beftehe,, daß, 
nachdem die Parthie — mas fie jedenfall® muß — ihre | 
Zeugen mit befonderer Richtung auf die im Beweis-Decret 
ausgehobenen Thatſachen, worüber fie. gehört werden ſollen, 
angezeigt. hat, denfelben diefe Thatſachen, ſo wie. fie zum 
Beweis ausgefeht find, mit der Aufforderung zu einer mög— 
lichft freien Erzählung ihrer Wiſſenſchaft hievon vorgehal— 
ten und fofort erft die befondern Fragen, namentlich ‚die 
Srage über die einzelnen von der Parthei PERSSSDRREN Punfte 
geftelt werden follen. r 
Nach dieſer Interpretation des Geſehes, für welche 
noch der allgemeine Satz ſpricht, daß bei correctoriſchen 
Geſehen (wovon ed ſich doch bier, offenbar handelt) immer 
die vom beſtehenden Recht am wenigſten entfernende Be— 
deutung gewählt werden ſoll*s), wäre denn wohl Alles auf 
eine. ungezwungene und in einander greifende Weife erklärt. 
Diefe Erflärungsmweife fcheint auch) dem, mad in den 
Bemerkungen der Steferenten zum IV. Edict, welche doch 
immer als balboffizieler Commentar zu betrachten find, 
geſagt iſt, nicht entgegen zu feyn. Denn wenn fchon in 
denfelben — Niro 23. pag. 44. — die fuggeflive Natur 
der früher üblichen Artifel und Frageſtücke gerügt ift, fo. 
folgt doch hieraus noch lange nicht, daß das neue DBerfab: 
ren den Vorhalt der Thatfache, worüber der Zeuge ge: 
bört werden fol, ‚ganz entfernt wiffen wolle, fondern &8 
fcheint, daß die Nüge mehr dagegen gerichtet fen, daß die 
Zeugen auf diefe Artikel und Fragen bin, d. h. in 
einer Form, wo eine freie Erzählung von felbft ausge: 


*3) Thpibaut, Pandeeten $: 53. 
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fchloffen war, gehört wurden, und e8 fiheint Die weitere 
Bemerkung 24. pag. 47., daß die Fragen, welche der Rich: 
ter machen fol, beftimmt, nur einen Umftand ums 
faffend, blos auf Thatſachen gerichtet ſeyn follen, der | 
obigen Erflärungsmeife: jedenfall8 weit beffer zu entfprechen, 
ald die Annahme, daß der Zeuge in allgemeinen Fragen 
ohne alle Richtung und Begränzung inquirirt werden folle. 

Es ift nun allerdings nicht zu verfennen, daß die Zeus: 
genverhöre auch dann ziemlich fuggeftiv werden Fünnen, 
wenn dem Zeugen einzelne ganz fpecielle Fragen betref- 
fende Punkte des Beweis-Decrets, auf welche feine Ber: 
nehmung befchränft werden fol und melde oft ganz aus 
dein Zufammenbang geriffen erfcheinen, fo vorgehalten wer: 
den, mie fie in dem Beweis-Decret gegeben find. 

Diefem Mißſtand Fönnte jedoch leicht abgebolfen wer: 
‚den, wenn dem Zeugen die ganze Ueberficht der Streit: 
Berhältniffe vorgetragen und dann eine den Punft, wor: 
über er. gehört werden fol, möglichſt allgemein bezeichnende 
Frage geftellt würde. Hiemit würde auf der einen Geite, 
dad gänzlid Vage und rein Inquiſitoriſche wegfallen, was 
bei einer Vernehmung nach Art der Criminal-Verhöre ges 
wiß. nicht unbedenklich if; auf der andern Seite wären die 
Nachtheile der wahren Suggeftion befeitigt, letzteres aller: 
dingd nur dann, wenn die Ueberficht der Streit = Berhält: 
niffe nicht blo8 in einer planlofen, unzufammenbängenden 
und unlogifh durch einander geworfenen Zufammenftellung 
abgeriffener Säbe beftebt,, fondern ein wahrer status 
controversiae, bie ihn daB IV. Edict vorausſetzt, iſt, d. b. 
eine volftändige und nah allen Beziehungen geordnete 
Darftellung der dem Streit zum Grund Jiegenden That: 
fahen, welcher fich die Aushebung der einzelnen Umſtände 
als weitere Ausführung und Feftftelung der eigentlichen 
Streitfragen anfchließt. 

Durch den Vorhalt diefed ganzen sufammenhängen: 
den Statu8 an den Zeugen, bei welchem überdiß in der 
Regel die Beziehungen und Folgen der Fragen, um melde 
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fih die Zeugen: Ausfagen drehen follen, nit einmal fo 
leicht in die Augen fallen werden, würde wohl von einer 
eigentlichen Suggeftion gar nicht mehr die Rede fenn kön— 
nen, jedenfald aber in der Regel der fuggeftive Eindruck 
neufralifiet und biemit die Nachtheile, welche allerdings 
durch den Vorhalt einzelner aus dem Zufammenbang ge: 
riffener Thatſachen herbeigeführt werden, befeitigt feyn. 

Daß ein Verfahren, wie dad in Vorftehendem vorge: 
ſchlagene, nicht ohne gefeßliche Sanction eingefchlagen wer: 
den darf, verfteht ſich von felöft, jedenfalld wird zu wüne 
fhen feyn, daß eine neue Proceßgeſetzgebung, welche gewiß 
das hier einfließende Hauptprincip des IV. Edictd nicht fallen 
laſſen und befonderd. die böchft ſchätzbaren Vortheile der 
Aufftelung eined status controversiae unſerem Verfahren 
erhalten. -wird, fi mit der Frage näher befchäftigen und 
die, bei Zeugen = Verhören einzubaltende Form aufs Ges 
nanefte beſtimmen ınöge. 


! 


3) Grundſätze des Königlichen Ober-CTribunals 
über die Spolien-Klage, in einem Rechtsfall 
dargefellt. 

(Von Herrn Ober: Tribunal: Director 9. Baur.) 

Die Gutöherrfchaft zu N. bat bid 1824 einen Farren 
gehalten, welchen die dortigen Einwohner für ihr Mutter: 
vieb mitbenüßten, | 

In dem gedachten Jahr verkaufte die Gutsherrfchaft 
den Farren, obne einen andern anzufchaffen, und erflärte, 
daß fie auch fünftig. feinen anfchaffen werde. 

Nun wurde von der Gemeinde, ald Vertreterin der 
bei der Sache betbeiligten Orts » Einwohner , die Spolien- 
Klage gegen die Gutsherrſchaft angeftellt, weil die Beklagte 
den Barren eigenmächtig abgefchafft habe, und der Befib- - 
ftand der Drt3- Einwohner, welche Muttervieh halten, bin= 
länglich bejcheinigt fey, Die Schlußbitte in der Klagfchrift 
gieng dahin: 
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Der Beflagten: fey aufzuerlegen, daß fie. vor Allem 
wieder einen Farren zum Gebrauche für dad Muttervieh 
der Gemeinde anzufhaffen, und alle derfelben durch das 
Spolium biöher verurfachten Schäden und Unkoſten zu 

erſtatten habe. 

Der Richter erſter Inſtanz wies die Klägerin mit ih— 
rer Klage ab, und die gegen dieſes Erkenntniß ergriffene 
Berufung wurde in der Appellations-Inſtanz wegen Man— 
gels an einer gegründeten Beſchwerde verworfen. Durch 
die Verhandlungen in erſter Inſtanz war zwar nicht hin— 
länglich aufgeklärt, ob die Einwohner von N. dadurch, daß 
fie längere Zeit den von der Gutöherrfihafti "angefihafften 
Farren für ihr Muttervieh mitbenüsten, in dem Quafis 
Beſitze eined Realrechts ſich befunden, oder ob fie damit 
ein blo8 perſönliches Necht ausgeübt haben; es war aber 
nicht nöthig, deöhalb weiter zu inftruiren, weil auch in 
dein erften Falle die angeftellte Spolien=Klage unbegründet 
erfchien. 

Schon 

J. H. Böhmer: in J. E. P. l. II. Tit. XIII. $. 1. 
bat. bemerkt, daß der Titel in den Decretalen 
de restitutione spoliatorum (li. 15.) 


von dem 
interdicto unde vi 


handle, und daß die Pabfte in Abficht auf diefe Materie 
des römifchen Rechts nichts Neues eingeführt, ſondern die 
Grundſätze deſſelben nur | | 
ad casus in foro ecelesiastico emergentes circa bene- 
ficia ecelesiästica et matrihonium 


angewendet haben, mit Ausnahme der Entfheidung in 
0. 18. X. h. t. 


wornach die Spolien Klage auch gegen den Dritten unred— 

lichen Beſitzer gegeben wird, und deſſen, was hinſichtlich 

der exceptio spolii in | 
‚6. 2. X. de ordine cognit (II. 10.) 

. verordnet iſt. | 

Sodann bat 
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v. Savigny, dad Recht des Beſitzes 6te Aufl. ©. 650 fg. 

gezeigt, wie der aan Retintegranda sunt 

3.03 og 1. 

von den Braftifern mißverflanden worden fey, und daß 
dad römijche Interdictum de vi oder unde vi als die ein- 
zige Klage auch des neueften Rechts zus -Wiedererlangung 
des verlornen Beſitzes, die Spolien-Klage aber nur ald eine 
Erweiterung dieſes Interdictd auf den dritten unredlichen 
Beſitzer zu betrachten fey. 

Insbeſondere ift die Spotien = Klage, wie. daß Inter- 
dietum unde vi, durch gewaltfame Verlebung de Beſitzes 
bedingt, und findet nicht, wie die Praftifer behaupten, auf 
diefelbe Weiſe bei jedem Verluſte des Befipes ohne recht: 
lihen Grund Statt. 

Bon einer gewaltfamen Berlebung des Beſitzes iſt in 
vielen Stellen des Titels der Decretalen de restitutione 
spoliatorum die Rede mit den Worten: 

possessio violenter ablata, 

C 1. 
violenter spoliatus, 
C. 2. und 3 
de violenta ejectione, 
20. 5. 
de possessione violenter ejectum, 
C. 5. und 6. 
a violento possessore, 
G. 11. 

Dad C. 15. bat div Aufſchrift: 

lInterdictum unde vi non competit contra iilum qui 
non spoliavit, nec spoliari mandavit, nec spoliatio- 
nem ratam habuit. j 2 | 

In dem Capitel felbft aber heißt e8: 

Pronunciavimus in  quaestione ‘praedicta interdictum 
unde vi locum nullatenus 'habuisse, restitutionis 
sententiam a praedieto abbate able justitia exi- 
gente cassantes. 


Es wurde, demnach ein Erfenntniß, welches den Be 
Hagten zur Reftitution des nad) der Behauptung des Klä: 
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gerd Spolürten verurtheilt hatte, aufgehoben, weil das In- 
terdictum unde vi bier nicht Plab greife, und damit auf 
eine unzweideutige Weife zu erfennen gegeben, daß diefes 
Snterdict auch nad) dem canonifchen Recht diejenige Klage 
fey, deren man ſich zur Wiedererlangung des verlornen 
Beſitzes zu bedienen habe. Durch die deutfcheit Reichs: 
Geſetze ift nichtd hieran geändert worden, wenn gleich die 
R. 8. D. von 1555 Tb. II. Fit 8. $. 1. . 
von 
gemeinen ſchlechten Spolien, fo nicht mit gewaltiger 
That, aber doch wider Recht gefcheben, 
fpridt. Denn unmittelbar darauf folgen die Worte: 
welche dem Kaiferl. Land = Frieden und deſſen Straf 
„ und Pön nicht unterworfen, - 


Auch die Auffhrift des gedachten Titel lautet: 
Wie und vor welhem Nichter Entfesung halb, die 
nicht Iandfriedbrüchig gehandelt fol werden ? 


Randfriedbrüchig ——— aber Derjenige, welcher den 
Andern 
feiner Poffeffion mit gewehrter Hand und — 
That freventlich entſetzt. 
Erneuerter Land-Fried von 1548 $. $. 
Unter 
gemeinen ſchlechten Spolien 
ſind daher ſolche Beſitz-Entſetzungen zu verſtehen, welche 
zwar mit Gewalt, jedoch ohne Gebrauch von Waffen ge: 
ſchehen. Den alfo Entfesten follte nach der , — 
K. G. O. a. a. O. 
zu ſchleunigem Austrag verholfen werden, damit dieſelben, 
ſo ſie unbillig ſpoliirt wären, zu dem ihren fürderlich wie⸗ 
derum kommen mögen, 
wie dann ſolches in gemeinen +befchriebenen Rechten 
beilfamlich fürfeben. 


Nah den gemeinen befchriebenen Rechten, d. b. nah 
dem neueren römifchen Necht, findet aber dad Interdictum 


+ 
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unde vi Statt, die Gemwaltthätigfeit mag mit oder ohne 
Waffen begangen worden ſeyn. 
v. Sapigny a. a. D. ©. 516. 


Sn dem Eingangd erwähnten Falle beftand nun dad 


angebliche Spolium darin, daß etwas nicht mehr geleiftet 
wurde * was zuvor geleiftet worden wor; mithin mangelte 
ed durchaus an dem Merkmal einer begangenen Gewalts 
thätigfeit, und die Flagende Gemeinde mußte, ganz abge» 
feben von der Frage, ob fih die Ort8- Einwohner in dem 
Quaſi-Beſitze eines Nealrechtes befunden haben, ob ſonach 
ein andered Erforderniß des Interdictum unde vi und der 
Spolien = Klage — juriftifcher Beſitz — vorhanden gemwefen 
fey, mit der angeftellten Klage abgemwiefen werden. 





- 4) Rechtsfall über einen Ehe-Vertrag mit allge- 


meiner Güter-Bemeinfhaft. 
(Bon dem Herrn Obertribunal= Präfidenten 9. Bolley.) 


I. Sft zur forınellen Gültigkeit derjenigen Ehe: Verträge, . 


wodurch allgemeine Güter» Gemeinfchaft bedungen wird, 
die im Landr. Ih. IU. Tit. 8.9. Es fole u. f. w. für 
fuccefforifche Ches Verträge vorgefchriebene Form erforderlich ? 

I. Wie fern find bei der Beurtheilung folcher Verträge 
die in den neuen Landestheilen früher beftandenen Sefepe 


zu beachten ®) ? Her con bt: 


Am 6. Detober 1808 fchloß zu 3. (einem vor dem 
Preßburger Frieden dem deutfchen Orden angehörig gemes 
fenen und dann zunächſt von der Krone Baiern vecupirten 


Drte) der"damalige Burg Vogt-Anrttd:Adjunct 3. mit feiner - 
Braut, Catharine Sch., einen Ehe Vertrag, wornad das 


beiderfeitige Beis und Zuhringen ein gemeinfhaftlidhes 
Gut auf gleihen Gewinn und Verluſt werden, und nad 


dem Finderlofen Tode des einen Gatten der Überlebende den 


2) Auf den Auffas ded Herrn Öber:Tribunalraths v. Wäch ter, 
©. 13 diefed Bandes , konnte bei Einfendung diefed Auffaged 
noch feine Rüdfiht genommen werden. 

Monatfär. f. d. Iunispfl. 11. Bd. 2. Abth. 13 
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Verwandten’ ded erftern mir einen gewiſſen Rückfall begab; 
len follte. 

Bei diefem Ehe: Vertrag wurden die im Landr. Th. m. 
Tit. 8. $. Es ſollen u. ſ. w. für ſucceſſoriſche Ehe-Ver⸗ 
träge beſtimmten Formen nicht beobachtet, obgleich Würt⸗ 
temberg ſchon den 17. Mai 1808 in den ruhigen Beſitz 
von J. gekommen war. 

Daher wurde nach den Tode de Mannes der Ders 
trag von deffen Verwandten angefochten. 

Welche Streitfragen aus diefer Veranlaffung erhoben 
wurden, ergibt fich aus der folgenden Ausführung, und e8 
genügt, bier zu bemerken, daß der Richter erfter Inſtanz 
die Kläger, jedoch nur aus dem Grunde, meil die würt: 
tembergifhen Gefehe im Detober 1808 zu 3. noch nicht 
‚eingeführt gemwefen, abgemwiefen; der Richter zweiter Inſtanz 
aber, von der entgegengefehten Vorausſetzung audgehend, 
den Bertrag, fo weit derfelbe Beftimmungen über die 

n \aunrbfolge beider Verlobten enthalte, für ungültig 

A §. erflärt; dad Ober-Tribunal hingegen (den 2. San, 1835) 

das Erfenntniß erfter Inftanz (übrigend aus ganz andern 

v X Gruͤnden) wieder hergeſtellt und die Kläger mit ihrer Klage 
auf Herausgabe der Hälfte des Nachlaſſes des verſtorbenen 
Gatten der Beklagten abgewieſen hat. 


Entfcheidungs- Gründe des Ober-Tribunals. 

I. Der in Frage ftehende Ehe-Vertrag ift von Fläge: 
rifcher Seite nur in formeller Beziehung ald ungültig 
angefochten; daß er auh materiell nicht rechtöbeftändig 
ſey, ift nirgendd behauptet worden. 

II. Sene behauptete formelle Ungültigfeit haben die 
Kläger in ihrer Klage urfprünglich und principaliter blos 
darein gefept, daß deffen Gültigfeit nach den württember: 
gifhen Geſetzen, namentlich nach der Vorſchrift des Land— 
Rechts 

Th. II. Tit. 8. $. es follen ıc. 
zu beurtheilen fey, biernach aber derſelbe für nichtig erklärt 
werden müſſe. 


187 


1. Erſt ald in der Einlaffung auf bie Klage die 
 Hägerifhe Behauptung: die württembergifchen Geſetze ſeyen 
zur Zeit des Abfchluffes des Vertrags zu 3. bereitd in 
Gefepeöfraft getreten gewefen, beflimmt abgeläugnet, und 
dagegen das vorgebracht worden war, der Vertrag fey nad) 
den bis zur Einführung der mwürtteınbergifchen Gefebe in $. 
beſtandenen deutfhherrlihen Verordnungen und Statuten 
zu beurtheilen, ohne übrigens dabei anzugeben, mas diefe 
Normen enthalten, hatten die Kläger neben dem, daß fie 
diefed erceptivifche Vorbringen in ihrer Replik $.3. widers 
fprahen, theild noch in der erften Inſtanz, theild in der 
zweiten die Behauptung mit zu Hülfe genommen, daß der 
Bertrag auch nach den frühern, vor Einführung der würt⸗ 
tembergifchen Gefebgebung in 3. in Uebung gemefenen 
Rechtönormen formell ungültig gemefen ſeyn würde. 

IV. Was fie in diefer Hinfiht Näheres vorbrachten, 
beftand in Folgenden : 

Der fragliche Vertrag bätte auch nach bairifchen Ges 
feten Feine Gültigkeit gehabt. 

Nach baierifhem Nechte ſey es nämlich zu gültiger Eins 
gehung von Ehes und Erbverträgen abfolut notbwendig, daß 
. fie, wenn fie ald actus inter vivos zu betrachten feyen, 
vor. der ordentlichen Obrigkeit, falls fie al8 actus mortis 
causa gelten follen, in Gegenwart von fünf Zeugen abge⸗ 
fchloffen werden. 

Auch das deutfchorden’fche Recht Fenne Feine Ehe⸗Ver⸗ 
träge in der von J. beobachteten Zorn. 

Beides wurde in der Befchwerde » Schrift zweiter In— 
ftanz behauptet, und dieſem int einer fchriftlichen Erklärung 


vom 2 Dctober 18354 noch beigefügt: „daß nach einer 


Refolution ded böchften Eentral-Eollegium vom 4. Juni 1745 
Fein deutfchsorden’fcher Unterthban babe getraut werden dür- 
fen, der nicht zuvor feinen Ehevertrag habe beftätigen laſſen.“ 

V. Weder der Richter erfter Inftanz, noch der der 


zweiten, find auf diefe fecundären Gründe eingegangen, 
13 * 
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wozu der letztere natürlich deswegen ſich nicht bewogen ges. 
funden bat, weil er davon, daß nur die württembergifchen 


Gefepe bier zur Anwendung kommen N audgieng, u 


nach diefen aber den Vertrag, 
„fo weit derfelbe Beftimmungen über die ng 
beider Verlobten enthalte‘, 
durch fein Urtheil vom 25. October 1834 für ungültig erklaͤrte. 
VI. Auch in gegenmärtiger Inftanz find jene Mo: 
mente wieder geltend gemacht worden. 
Dieß vorausgeſchickt, ergiebt fih nun 
VII. aus dem bisher Bemerkten von felbft, daß es 
bei Beurtheilung der gegenwärtigen Rechtöfache nr 
und hbauptfählich 
A. darauf anfomme: 
ob die mwiürttembergifchen Gefebe es feyen, nach mels 
‚ ben die Gültigkeit ded Vertrags vom 6. October 
1808 zu beurtheilen ift, und ob nach diefen Gefehen 
die von Flägerifher Seite behauptete Ungültigkeit 
wirflih angenommen werden Fünne ? 
Zur den Fall etwaiger Verneinung des Ki Glieds 
dieſer Frage waͤre dann erſt 
B. die weitere Frage von Intereſſe: 
ob und in wie fern die Hlägerifche Behauptung zu be: 
achten ſey: daß der fragliche Ehe-Vertrag auch nad 
dem, der Einführung der württembergifehen Gefebe 
vorangegangenen frühern Rechte ungültig gewefen 
ſeyn würde? 
VII. Für die Bejahung des erften Glieds der Frage 
A., daß nämlich der Vertrag nicht nad) -dem vormals in 
J. beftandenen Rechte, fondern nah den Normen des in 
Württemberg geltenden Rechted zu -beurtheilen, oder mit 
andern Worten, daß der Vertrag ald unter der Herrfchaft 
“ der württembergifchen Geſetze abgeſchloſſen anzuſehen ſey, 
ſprechen folgende Gründe *): 


*) Ueber bie Einführung der mwürttembergifchen Gefege in diefem 
Drte fand fih überall keine befondere Alte vor. Dieß gehört 
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4) wurden im den neuen Lanbeötheilen ungmeifelhaft 
“> alle nach der Occupation ergangenen Gefepe und Verord⸗ 
nungen, und zwar als alle Staatöbürger verbindend, publis 
cirt. Zu diefen gehört bieber 
2) namentlich die fehr wichtige Verordnung vom 10. 
uni 1808, die Behandlung der Gefchäfte der — 
Gerichtsbarkeit betreffend, 
Regierungd-Blatt von 1808 ©. 321 
in welcher überall auf das württembergifche Recht fh bes 
zogen wird. 
Nähme man nun 
3) gleichwohl an, daß die wüirttembergifchen Geſetze 
auch da, wo fie publicirt worden, nicht Geſetzeskraft er: 
langt baben, fo müßten confequenter Weife die zwar nach 
dieſen Geſetzen, aber nicht übereinſtimmend mit den frü⸗ 
hern Rechtsnormen geſchloſſenen Rechtsgeſchaͤfte für nichtig 
erflärt werden. Daß aber 
+ 4) ber vorliegende Bertrag erft nad Bekanntma— 
hung der Verordnung vom 10. Juni 1808 abgeſchloſſen 
worden, iſt außer allem Zweifel. 
Endlich iſt hauptſächlich entſcheidend 5 
5) dad Königl. Manifeft vom 27. Dctober 1810, die 
neue Eintheilung des Königreich8 betreffend, i 
Staats- und Regierung = Blatt von 1810. Beilage 
©. 55. 
In diefem zur allgemeinen Nachachtung öffentlich bes 
Fannt gemachten Manifefte wird nämlich zugleich verfügt: 
„daß mit dem Tage der Publication diefed Königl. 
Manifefted die mwirttembergifchen Gefehe in den 
neuerworbenen Landen!.diefelbe wirkende Kraft 
baben follen, wie folde bisher in den übrigen 
Theilen ded Reichs angewendet und vollzogen 
worden,“ 
Aus dem Eingange des gedachten Manifeftes ift aber - 


freilich zum Ganzen, wie die Einführung’ diefer Gefege in 
den neuen Lanbedtheilen überhaupt behandelt wurde. 


"ee, 3 it 


/ 
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zu erfehen, daß unter den „neuerworbenen Landen”, 
von welchen bier die Rede ift, nur diejenigen neuen Er> 
werbungen zu verftehen find, welche auf den Grund der ans 
geführten Staats s Verträge vom 24. April, 18. Mai und 
2. October deffelben Jahrs (1810) die Ermeiterung 
und Veraͤnderung der Gränzen des Königreich zur Folge 
gehabt haben, wegen welcher dann die neue Eintheilung 
für nöthig befunden wurde. Der Ort J. war aber fchon 
im Mai’ 1808 (mit Aufgebung aller Anfprüche von Seite 


' Baiernd) erworben, und der Anſpruch darauf für Würts 


temberg fhon dur einen mit Frankreich den 12. Decem⸗ 
ber 1805 abgefchloffenen Staatövertrag begründet mworden. 
Wenn nun aber zur Öffentlichen Kenntnig gebracht 


wird, daß dit württembergifchen Gefege in jenen neu acquis 


rirten Landen diefelbe mwirfende Kraft haben follen, wie 
folche bisher in den übrigen Theilen des Reich 
angewendet und vollzogen worden, fo ift hiermit 
feierlich ausgefprochen und verkündet, daß das Staats⸗Ober⸗ 
haupt diefe Geſetze als bereits in den übrigen Theilen des 
Landes, alfo auch in den Ermwerbungen von Sahre 1808, 
zur Anwendung und Vollziehung gekommen betrachte, und 
da hierbei weder eined Zeitpunftes, noch eines befons 
dern Altes der Gefebed « Einführung erwähnt wurde, fo 
bleibt nur die Annahme übrig, daß ald zeitpunkt und Aft die 
feierliche Beſitznahme angefehen worden fey, welche, was J. 
betrifft, wie bemerft, am 17. Mai 1808 vorgegangen ift. 

IX. Hiernah kann zwar die zu unterfuchende Frage 


einzig nur noch diefe feyn: 


Ob fih der vorliegende Vertrag .in Abſicht 
auf feine von klägeriſcher Seite angefod: 
tene formelle Gültigkeit unter die land» 
rehtlihe Befimmung 
Kandredt ©. 354 Th. III. Fit. 8. $. 3. 
in fo weit diefelbe für fuccefforifche Ehe: Verträge 
eine befondere Form vorfchreibt, wirklich fubfu: 
miren laffe? 
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Denn wenn gleich es fi nicht wiennen läßt, daß in 
Beziehung- auf Inftitute, welche dem efondern württeinber: 
gifchen Rechte fremd, und wofür a in dem gemeinen 
deutfchen Rechte Beine beftimmte Nonen aufzufinden find, 
die in der frühern NRechtöfitte oder i den frühern Geſetzen 
liegenden Grundfäge bei der materieen Beurtheilung eines 
folhen Rechtögefchäfts fortdauernd Beachtung verdienen: 
fo verhält es fi) doch ganz anderänit den rein formel: 
len Bedingungen diefer Rechtögefäfte. 

Diefe ſtehen meiftend mit de Gerichtd » Organifation 
in näberer oder entfernterer Verbinung, und können ſchon 
deswegen bei einem veränderten Stats: Drganidmus wohl 
faum mehr in Anwendung komun. Beſonders “Fünnen 
bloße rechtspolizeiliche Verfügungi unter der Herrſchaft 
einer andern Geſetzgebung nicht meer wirken. 

Sn der That handelt aud) dadmürttembergifche Rand 
recht zwar nicht befonderd von Eheertraͤgen, wodurch die 
allgemeine Guͤter-Gemeinſchaft bedngen iſt; aber es kennt 
doch zweierlei Ehe-Verträge, näilich einfache, d. h. 
ſolche, wodurch die Rechts-Verhältiſſe der Eheleute wäh— 
rend der Ehe beſtimmt werden, und ucceſſoriſche. Für 
jene ſchreibt das Geſetz keine beſondee Ferm vor; es ge— 
nügt, wenn fie vollkommen erwieſen verden. Nur für dieſe 
fordert das Geſetz eine beſondere hier vermißte Form. Die 
Frage kann alſo, da es nur an dieſer Korn fehlt, dad Da— 
ſeyn des Ehe-Vertrags und ſein Inlalt aber außer allem 
Zweifel find, {wohl nur die ſeyn: ob der vorliegende Ver— 
trag, fo weit e8 fi) von dem Verhältniß der Beklagten 
handelt, unter den Begriff eines fuccefforifhen Ber: 
tragd zu bringen fey oder niht? Doc it 

X. noch eine andere Bemerfung voranzuichicden. 

Wenn nämlich gleich die Kläger in ihrer Klage ganz allge: . 
mein um Ungültig.Erfennung diefed Vertrags aud dem ans 
gegebenen Grunde — und dem zu Folge um Zutheilung der 
ihnen ab intestato gebührenden Erbfchaft des Verftorbenen 
gebeten haben: fo verlangen fie erſteres doch eigentlich nur, 
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in fo weit der Vertig nach ihrer Meinung und. Darftel: 
lung ein Erb:Berrag ift, und, wie, bereitd unter V. 
bemerkt ift, hat auchder vorige Richter den fraglichen Vers 
trag blos in diefedefhränfung für ungültig erkannt, 
Eben hierdurch ift ver diefer Vertrag in feinem übrigen 
Theile, namentlih irRüdfiht auf feine Wirfungen wäh: 
rend der Ehe ald u Recht beftehbend anerkannt, und 
da die Kläger Fein Ichtömittel dagegen eingelegt haben, 
fo muß angenommen erden, daß jened Erfenntniß in dem 
eben bezeichneten Theilegegen fie rechtöfräftig geworden fey. 

Nun muß fehondiefer Stand ihrer Rechtöfahe, an 
fich betrachtet, ihnen ugünftig feyn. Denn felbft angenom> 
men, ber Vertrag zeie fih in demjenigen, was er auf 
den Todesfall entbt, ald ein fuccefforifher, wel⸗ 
cher in diefem Theile ir Iandrechtlich vorgefchriebenen Form 
bedurft hätte, fo ifdoch, nachdem er einmal in feinem 
übrigen Theile rechtöfritig als beftehend angenommen wor: 
den ift, Faum einzuſeha, wie bei der innigen Verbindung, 
in welcher feine Beſtumung für den Todesfall mit derjes 
nigen für die Dauer br Ehe erfcheint, oder vielmehr, da 
dad nach Auflöſum der Ehe eintretende Rechtd s Vers 
bältnig des überlebenkn Gatten rein nur die Folge des 
fhon währen) der Ehe beftandenen Berhältnif: 
fe8 iſt, — mie Unter diefen Umſtänden eine Trennung ber 
auf diefe verfchiedener Verhältniffe fich beziehenden Beſtim— 
- mungen möglich ſeyn folte. ine folhe Trennung Fann, 
zumal nach einer fo lange beftandenen Ehe, und da die 
überlebende Gattm ihr ganzed gegenmwärtiged und zufünf: 
tiged Bermögen gewiß unter Feiner andern Vorausſetzung 
mit dem Vermögen ded verftorbenen Gatten zu einem „ges 
meinfhaftliden Gute“ zufammengemworfen hat, als 
daß es bei der Rüdfalld» Beftimmung fein Bewenden bes 
halte, unmöglich für rechtlich zuläffig erfannt werden. 

XL. Dem Hägerifchen Anfpruche ftehen aber noch viel 
fpecielfere, aus der Natur des vorliegenden Vertrags ge> 
fhöpfte Gründe entgegen: 
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1) Die Beſtimmung in dem vierten Punkte bed Ders 
trags: 

„Dieſes zuſammenbringende Vermogen, wie auch jenes, 
welches beide Theile während ihrer Ehe erben, er⸗ 
werben oder auf jede andere Art an fich bringen, 
fol ein gemeinfhaftlihes Gut auf gleichen | 
Gewinn und Berluft feyn‘“, 

läßt Eeinen Augenblick daran zweifeln, daß ſowohl daß bei 
Eingehung der Ehe zufammengebradhte Vermögen, fo meit 
e8 nämlich Gegenftand einer Vermögens-Gemeinſchaft feyn 
konnte (was wohl in dem gegenwärtigen Falle hinſichtlich 
der Subſtanz des von dem Bräutigam als Widerlage der 
dos beigebrachten leiblehnbaren Gut nicht flattfand), 
als auch alle, was nachher auf irgend eine Weife erwor⸗ 
ben werden würde, eine ungetheilt gemerat Naftiige 
-Maffe werden follte. | 

Daß aber bierin ganz unzmweideutig dad entfcheidende 
Merkmal einer allgemeinen ehbelihen Güter = Ges. 
meinfchaft fi zu erfennen gebe, bedarf Feiner > 
rung. 

Mittermaier, Grundſätze des gemeinen deutſchen Pri⸗ 
vatrechts J. 349. (Ate Ausgabe.) 

Eichhorn, Einleitung in das deutſche Privatrecht Ss 308: 
(3te Audgabe.) 

Diefe Art von ehelichen Vermögens: Verhältniffen läßt 
fih am richtigften (befonder8 auch in rechtögefchichtlicher 
Beziehung) und am Einfachften nad dem Begriffe eines 
deutfhen Geſammt-Eigenthums beurtheilen. 

Neben manchen ältern Germaniften find vorzüglich auch 

Hofader, Pr. Jur. C. R. G. L 457 u. 463. 
Eihhorn, S. 168 Note i. k. $. 307. 
Shund, Zahrbüher Bd 22. Heft 2. ©. 147 ff. 
Phillips, Lehre von der ehelihen Güter: Gemeinſchaft 
25 ff. 
bier anzuführen, und hauptſächlich bemerkenswerth durch 
eine rechtsgeſchichtliche Entwickelung des deutſchrechtlichen 
Begriffs von Sammt⸗Eigenthum iſt die Schrift von 
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Befeler, die Lehre von den ‚Erb-Verträgen 1. Th. ©. 4. 

75. 76. 81. 85. 94. 106. 180. 
E* Sept man bei der wahren allgemeinen Güter-Gemeins 
| fihaftä den Begriff ded Gefanmt = Eigenthums voraus, fo 
ergiebt ſich die Folge bieraus wohl von felbft. Denn bei 
dem deutfehen Gefammt = Eigenthbum wird jeder ald Eigen» 
thümer ded Ganzen betrachtet. Die Sammt » Eigenthü- 
mer ftehen ungefähr in einem ähnlichen Verhältniffe, wie 
mehrere 2egatarien, welchen eine und diefelbe Sache ohne 
Bezeichnung gemiffer Theile legirt worden iſt. Tritt einer 
aus, fo waͤchst deffen Antheil dem andern zu, oder vielmehr 
ed tritt ein jus non decrescendi ein, es fällt die. 
Schranke weg, wodurch der andere in der Ausübung feines 

folidarifchen Eigenthums gehindert war. 

Meurer, von der Succeffion in Lebens und Stamm- 

. Güter $. 7. ff. | 


Püttmann, elementa juris feud. $. 263. 

Wil man aber auch nach denjenigen, was Mitter 
maier $. 349—354. und einige andere Rechtögelehrte hin= 
fihtlih der allgemeinen Güter-Gemeinfchaft fagen, 

Vergl. auh Scherer, die verworrene Lehre der ehelichen 

Güter-Gemeinfhaft S. 189 

Eichhorn a. a. u. $. 309. ©. 771 
dad Princip von dem Geſammt-Eigenthum bei der: 
felben thetifh noch für zweifelhaft halten, fo Yiegt doch 
diefe Idee und diejenige einer fich hieraus im Falle Fin: 
derlofer Ehe für dad Vermögens-Verhältniß des letztleben— 
den Gatsen ergebenden Confolidation ded Vermögens 
unverkennbar dem J.'ſchen EhesVertrage zu Grunde. 

- Bezeichnend hiefür ift befonderd das, daß der Vertrag 
ohne Ddirecte Erwähnung, was der Überlebende Gatte an 
dem zu einer Maffe gebildeten Samıntvermögen erhalten | 
folle, demfelben blos eine Rüdfalld- Zahlung auferlegt, 
und fo aus dem BVerhältniffe während des Beftehend der 
Ehe dasjenige nach dem Tode ded einen Gatten fü 0 von 
felbft ergeben Yäßt. 

Nun dürfte fich zwar 
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2) im Allgemeinen nicht behaupten Yaffen, e8 gehöre 
zu dem Begriffe der allgemeinen ehelichen Güter » Gemeine 
fhaft weſentlich mit, daß ber Finderloß geblieb’ner Ehe 
(unbeerbter Ehe) im Falle ded Vorablebens des einen Gat—⸗ 
ten, jederzeit eine vollfommene Eonfolidation des 
Bermögend eintreten müſſe. Denn befanntlich eriftiren uns 
ter den fo verfchiedenen und verfchiedenartigen Formen die— 
ſes Inftitutd auch folche, welche, befonderd im Falle unbes 
erbter Ehe, nicht die vollflommenen Wirkungen der Güter- 
Gemeinfchaft eintreten, 3. B. dad Geſammt-Gut nicht dem 
Ueberlebenden ausſchließlich verbleiben laſſen, fondern dies 
fem etwa. die Verpflichtung auferlegen‘, daffelbe mit. den 
SInteftat> Erben zu theilen, oder auch an die leutern einen 
gemwiffen Theil (Quotienten) des Vermdgend, ald Rück— 

fall, binauszugeben. 
Eihhorn S. 309. 
Mittermaier-$. 354. 

3) Namentlich kommt in dem vorliegenden Ehe : Ber: 
trag, wie bereitd bemerkt wurde, nicht nur wirklich eine 
Rücdfalls -» Beftimmung, und zwar mit der Bezeichnung 
„rückfälliges Erb‘ vor, fondern er zeigt auch darın 
etwas einigermaßen Anomaled, daß er den Rüdfall nicht 
aus der vereint gewefenen Geſammt-Maſſe, als fol: 
cher, fondern denjenigen für die Anverwandten der Braut 
aus dem von ihr erweislich eingebrachten Heirath-Gute, 
dann außerdem nody von der „während der "Ehe ihrer 
Seits allenfalld eingegangenen baaren Geld-Erbſchaft“, den- 
jenigen für die Verwandten des Braͤutigams aber veben 
600fl. gleichfalls aus 

„einem inzwifchen feiner Seits etwa eingegangenen 

„baaren Geld» Erb’’ 
hinausbezahlt wiffen will, fonach bier ein gemiffes, fonft 
bei der allgemeinen Güter » Gemeinfhaft gewöhnlich nicht 
vorfommendes Getrenntfenn des beiderfeitigen Vermö— 
gend vorauszufegen fcheint, wobei auch im Falle der Auf: 
rechthaltung des Vertrags die. VBolziehung deffelben nicht 
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obne eine Ermittelung der bezeichneten Vermögens s Theile 
jeded Einzelnen, aus welchen dad „rüdfällige Erb‘ gereicht 
werden fol, bewirkt werden Fann, 
Allein 

4) jene Folgerung Fann gleichwohl nicht als richtig 
erkannt werden, denn aus der fraglichen Beftimmung folgt 
keineswegs, daß nicht auch diefe Theile des Beibringend in 
die Gemeinfchaft eingeworfen worden ſeyen; vielmehr fol 
folhe blo8 dazu dienen, um feiner Zeit die Größe des 


Rückfalls, d. h. desjenigen, was nad) der Trennung der 
Ehe von der Gemeinfchaft auszufcheiden fey, zu beſtimmen. 
Jedenfalls hindert alles diefed nicht, bei, dem übrigen Ge— 


fanmtvermödgen auf den Grund des Vertrags den Gefichts: 
punkt einer durch den Tod ded Ehemannd erfolgten Eon» 
folidation des von beiden Gatten fammteigenthümlich be— 


ſeſſenen Vermögend anzuwenden. 


Die Vertrags-Beſtimmung, nad) welcher auf den Fall 
des Finderlofen Vorablebend des einen Ehegatten der Ueber: 
lebende den Anverwandten ded VBerftorbenen blo8 den bes 
dungenen Ruͤckfall hinauszahlen fol, laßt unbeftreitbar Feine 
andere Erflärung’ zu, ald daß, mit Ausnahme diefeßd 
Rückfalls, das ganze fonftige Bermögen nun audfchlies 
Bendes Allein-Eigenthbum ded leutlebenden werden foll. 

Eine Beerbung war alfo hier nicht angenommen, 
wie denn auch der Vertrag nur „Ehe: Vertrag‘ genannt 
ift; er war daber in der angegebenen — fein Erb- 
Dertrag. 

Eher könnte 

5) die Frage entfteben, ob der Vertrag nicht gerade 
in Beziehung auf die Rückfalls-Beſtimmung als ein 
fuccefforifcher zu betrachten fey? Allein abgefehen von als 
lem Andern, fo Fünnte hieraus nur dad gefolgert werden, 
dag Diefe Beftimmung zu ihrer Gültigkeit befonderer For⸗ 
men bedurft hätte, nicht aber die Beftimmung über daß, 
was die Frau in Folge des Gefammt:Eigenthums, in wels 


Ken fie fich fchon vorher befunden hatte, behalten darf. 
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Nah dem Ehe» Vertrag iſt es unzweifelhaft, daß fie nicht 
als Erbin ihres Mannes auftritt, daß fie nicht in diefer 
Eigenfchaft erft Eigentbum oder Rechte erwirbt, fondern 
daß fie vielmehr nur aus der Maffe des Gefammt » Eigen- 
thums, in welchem fie fich fchon vorher befand, gemiffe Theile 
den Verwandten ihred Mannes ald Rückfall binauszugeben hat. 


Noch fragt es fich jedoch, 

6) ob nicht dad Landredt unter Ehe: Verträgen „der 
Beerbung halber“ auch Derträge von der Art ded ges 
genwärtigen fich gedacht habe; was, wie es feheint, deswe⸗ 
gen angenommen werden follte, weil Verträge diefer Art 
in ihren Folgen nit minder wichtig find, ald die fucceffos 
rifchen Ehe-Vertraͤge, indem dadurd die flatutarifche Erb: 
folge ganz ausgefchloffen wird, ja fogar fehr die Frage iſt, 
mie fern dabei Pflichttheils « Anfprüche der Ascendenten zu 
beachten feyen ? 

Allein die landrechtliche Stelle 

zh. IV. Tit. 5. S. 441, 442 $. Und dann bat u. f. w. 
deögl. $. Ferner ıc. 
läßt nicht daran zweifeln, daß der Gefeßgeber —— 
Rechte des überlebenden Gatten aus der Gemeinſchaft, 
von‘ denjenigen vermöge der Erbfolge in feinen Be— 
zeichnungen gar wohl zu unterfcheiden gemußt hat; dag er 
alfo unter der 

„Vererbung oder Vergleichung wegen der Suc 

ceffion”, 
wovon in ©. 354 des Landrechtd die Rede ift, nicht auch 
die aus der allgemeinen Güter» Gemeinfchaft fich ergebende 
Eonfolidation mit verftanden haben Fann. Offenbar 
bat der württembergifche Gefeßgeber bei der fraglichen Be: 
fimmung des Landrecht8 ganz vorzüglich die in Württems 
berg berrfchenden Verbältniffe der befondern GütersGemein: 
haft oder der Errungenfchafts:Gefelfchaft im Auge. Daß 
er diejenige Anfiht, nach welcher auch bei allgemeiner 
Güter » Gemeinfhaft der Überlebende Gatte nicht fomohl 
durch Conſ olidation, als vielmehr durch wahre Suc⸗ 
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ceſſion nun ausſchließender Eigenthümer des bisher 
gemeinſchaftlichen Vermögens wird, ſich eigen gemacht, daß 
er mithin Verträge über allgemeine Güter-Gemeinſchaft in 
Beziehung auf die Verhältniſſe des überlebenden Gatten 
unter den Begriff ſucceſſoriſcher Ehe-Vertraͤge gebracht, 
folglich deren Gültigkeit von Beobachtung der für die letz⸗ 
teren vorgeſchriebenen Formen abhängig gemacht haben 
ſollte, iſt durchaus unerweislich. 


Iſt nun aber ein Rechtsgeſchäft ſeinem materiellen 
Gehalt nach unzweifelhaft ein gültiges, beſteht aber für die 
Form deffelben Feine befondere gefeßlihe Norm, fo muß 
ed als hinreichend erfannt werden, wenn es nur gehörig er⸗ 
wieſen iſt. 


Allerdings läßt es ſich nicht verkennen, daß, wie be— 
reits erwähnt, Verträge über allgemeine Güter-Gemein— 
ſchaft nicht weniger momentos ſind, als die ſucceſſoriſchen 
Ehe-Berträge, und der Geſetzgeber hätte in der in den 
neuen Zandeötheilen fich zeigenden Frequenz diefer Verträge 
wohl eine Veranlaffung finden können, für diefelben beſon— 
dere Formen vorzufchreiben. Died ift e8 auch, was von 

Bolley in feinem Entwurf einer amtlihen Snftruction 
©. 199 | 
bezwedt wurde, Allein die bloße Gleichheit der Gründe 
fann den Richter nicht berechtigen, Formen, die für eine 
Art von Rechts > Gefchäften vorgefchrieben find, auf andere 
auszudehnen, wenn fich nicht die Abficht des Geſetzgebers 
ermeifen läßt, daß aud die Gültigkeit diefer letztern Rechts— 
gefchäfte durch die Beobachtung jener Formen bedingt feyn 
fol. Ein höchſt merkwürdiges Beifpiel zum Belege diefes 
Satzes bietet die in Frage ftehende Yandredhtlihe Stelle in 

Verbindung mit dem 
Landreht Th. IV. Tit. 1. $. Damit aber ıc. G. 427 in 
den Worten: 

„oder ſonſt ohne einig Pact und Gemdcht 

„abgeſtorben“ 
dar. Obgleich nämlich für Ebe⸗Vertraͤge gerade nur, 
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in fo ferne fie zugleih Erb: Berträge find, befone 
dere Formen vorgefchrieben find, fo ift e8 doch die herr— 
fehende Meinung der württembergifchen Rechts = Gelehrten, 
daß bloße Erb-Vertäge Feiner befondern Form bedürfen, 
Wie viel weniger Fann man alfo berechtigt ſeyn, die Gül— 
tigkeit der Verträge {ber allgemeine Güter = Gemeinfchaft, 
modurch jede Succeffion auögefchloffen wird, von der Beob— 
achtung der für die fuccefforifchen Ehe-Vertraͤge vorgeſchrie⸗ 
benen Form abhängig zu BIN 


Mad aber 
Bolley in feinem Entwurf. 
bezweckte, das iſt von ihm, da dieſer Entwurf bloßer Ent: 
wurf geblieben ift, nicht erreicht worden *). 

XI. Sclieglih ift bier noch zu bemerken, daß ſchon die 
vormalige Königl. Hypotheken-Commiſſion in einem Erlaffe 
vom 2. Auguft 1826 über die Frage: 

ob zur Gültigfeit der die allgemeine Güter » Gemein: 

fehaft bedingenden Ehe = Verträge, fo fern von ihren 
Wirkungen nad Auflöfung der Ehe ed fich handelt, 
die Beobachtung der im Landrechte flir fuccefforifche 
EheVerträge ald ſolche vorgefchriebenen Form notbe 
wendig fey ? | 
auf eine der bisher entwidelten Anficht angemeffene Weiſe, 
wiewohl nicht mit derfelben Begründung, ſich geäußert hat, 
Die Hypotheken-Commiſſion legte nämlidy dad Haupt-⸗ 
gewicht auf folgende allerdings ebenfalld Beachtung ver: 
dienende Umftände : 
daß 1) alle feit Errichtung der Verfaffung ergangenen 


°) Es fommt noch hinzu, daß bei allen legten Willendhandlungen 
befondere Formen hauptfählich dedwegen erfordert werden, um 
über den Willen ded Erblafferd jeden Zweifel zu befeitigen, 
oder der Unterfehiebung falfcper Urkunden zu begegnen. Diefe 
Rückſicht kann bei Verträgen über die allgemeine Güter » Ge: 
meinfchaft nicht eintreten, fo fern nämlich die nad) dem Tode 
eined Gatten eintretenden Verhältniſſe die nothwendige Folge 
des während der Ehe beftandenen find. | 
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Geſetze und Verordnungen, fo mie die getroffenen organis 
hen Einrihtungen, und die zwifchen den verfchiedenen 
Zweigen der gefebgebenden Gewalt gepflogenen Berathun⸗ 
gen und felbft für die Zukunft ausgefprochenen Abfichten, 
das Beſtehen der allgemeinen Güter-Gemeinfchaft als eines 
partiellen Landes = Inftitutd, mie e8 die eheliche Errungen⸗ 
fhaftögefelfchaft für gemiffe Landestheile war und noch ift, 
voraudzufeben fcheinen 5; mit- diefer Anficht und Voraus: 
ſetzung aber die Nothwendigkeit einer folennen Ausnahme 


von der im Landrecht als Regel feſtgeſetzten Beſtimmung 


in jedem einzelnen Falle offenbar nicht ‚vereinbar feyn würde, 
Selbſt die Verordnung vom 20. Auguft 1817 Nro II. 
und II. (Regierungd = Blatt ©. 414), indem fie bei der 


allgemeinen Güter» Gemeinfchaft für die Zufunft die Zu» 


bringend=nventarien und Eventual:Abtheilungen-der Regel 
nach audfchließt, mochte wohl nur von dem Gefichtöpunfte 
ausgehen, daß in den bis dahin eingegangenen Ehen, ber 
Errihtung jener Gefchäfte (die in Fällen der folenn pactir: 
ten allgemeinen Güter » Gemeinfhaft fehwerlih vorgenom⸗ 


men worden) ungeachtet, ‚die Ieptere Art ber — 


gültig beſtanden habe. 
untergeordneter Weiſe, noch in Betrachtung kommen, daß 
bier überhaupt nicht von einer unbedingt gebietenden oder 
verbietenden Gefebeds Vorfchrift, fondern blos von einer fo 
oder anderd zu. treffenden Beftimmung ded NechtdsBerhält: 
niffed die Frage fey, und daß zur Gültigkeit eined Ehe— 
Vertrags, wenn lediglich die Art der Güter =» Gemeinfchaft 
feftgefsht wird, felbft nach dem Landrechte außer der Bei⸗ 
ziehung des Kriegdvogtd der Ehefrau Feine anderweite Foͤrm⸗ 
lichkeit erforderlich ſeyn dürfte. 

Was nun von der Hypotheken-Commiſſion ausgeführt 


worden iſt, das muß auch hier Anwendung finden. Denn 


durch die Verordnung vom 20. Auguſt 1817 und dad No⸗ 
tarigtdedict wurde die allgemeine Güter-Gemeinfchaft nicht 
erft in den neuen Landeötheilen eingeführt, fondern fie 


.* 2) Glaubte die Commiffion, «8 Könnte, wiewohl in 


# 


wurde ald etwas bereits Beſtehendes vorausgeſetzt, und. ed 


wurde nur die Verfügung getroffen, daß da, wo allgemeine 
Güter-Gemeinſchaft beſteht, Handlungen der Rechts-Poli⸗ 
zey, welche die beſondere Faser -Berneinfgape erfordert, 
unterbleiben fpllen. 

Wäre ed die Abſicht des Geſetzgebers gewefen, bie 
Gültigkeit der Verträge über allgemeine Güter: Gemeine 
fchaft an befondere Formen zu binden, fo hätte er bier die 
dringendfte Veranlaſſung gehabt, fich ‚hierüber außzufprechen; 
er hätte dieß. um fo mehr thun follen, da. ihm unmöglich 
unbefannt ſeyn Fonnte, daß bei foldyen Ehe-Verträgen die 
Beobachtung der in Frage ftehenden Formen in den neuen 
Landestheilen nur als feltene Ausnahme cerfcheine; aber er 
war gleichwohl weit entfernt, eine neue Vorſchrift zu geben, 
oder auch nur auf die Beſtimmung des Landrechts mit 


- irgend einer Andeutung, daß auch diefe Vertraͤge als ſuc⸗—⸗ 


cefforifche Ehe: Verträge zu betrachten ſeyen, hinzuweiſen; 


- vielmehr wurde im Notariatd : Edift $. 30. f. f. als der 


Haupt » Gefichtöpunft nur der ausgehoben, daß durch folche 
Verträge die Zubringend » Inventarien und nach Umftänden 
auch die Berlaffenfchafts : Theilungen ——— — 
werden. 
Iſt nun aber jenes für die Zukunft nicht heſchehen, ſo 
kann man noch viel weniger rückwärts ſolche Formen, als 
die Guͤltigkeit des Vertrags bedingend, betrachten. 

XIII. Nach allem dieſem muß die präjudicielle Frage: 
ob der vorliegende Vertrag als unter der Herrſchaft 
der —— ee. a ii en 
fen? 


nad der Haupt Intention der. Kläger bejahend — 


dagegen kann dieſer Vertrag nicht, wie dieſelben weiter 
wollen, wegen Verletzung der für. die: ſucceſſoriſchen Ehe— 
Verträge im württembergiſchen Landrechte vorgeſchriebenen 


Formen theilweiſe für ungültig erkannt werden. 


Nach dieſer Entſcheidung der präjudiciellen Frage fällt 
jede Würdigung der von den Klägern nur eventuell für die 
Wonatſchr. f. d: Iukispfl. 11. Bd. 2. Abth. 14 


entgegengefehte Vorausſetzung vorgebradhten Anfechtungs» 
Gründe, oder. Was daffelbe ift, jede Prüfung der unter 
VII. B. bezeichneten Frage meg. 

- Angenommen daber, daß der baierifche Codex Maximi- 
lianus je in J. — Gefebed: Kraft erhalten hätte, (maß je« 
doch nach der befannten Maxime der baierifchen Regierung 
über die -Fortdauer der dad Privatrecht betreffenden Gefepe, 
welche zur Zeitider Decupation in den neuen Landes = Theis 
den ‚berrfchend waren, und da überdieß die Krone Baiern 
nur vorubergehend im Beſitze von 3. — fich befand, auch 
diefer. Beſitz von Württemberg ftetd angefochten war, für 
mehr als zmeifelhaft gehalten werden muß): fo verftände es 
ſich von felbft, daß das, was dad baier’fche. Landrecht in 
Beziehung auf die Form von Ehe» Verträgen über den 
Unterfchied zwifchen fiegelmäßigen und nicht fiegelmäßigen 
Perſonen vorfchreibt, — (und nur rücdfichtli der Letztern 
wird ohrigkeitlihe Mitwirkung bei Ebe⸗ Berträgen erfors 
dest, 

Br Cod: Max. Thl. I. Gay. 6. $. 29.) — 

da, 4,909 württembergifche Gefehe gelten, überall Feine Ans 

wendung mehr finden kann. Ebenfo war mit der Herrfchaft 

diefer Geſetze die VBorfchrift der deutfchorden’fchen Hofraths⸗ 

Berordnung vom 14. Juni 1745., wornach 

un de allen Ehen der Unterthanen obrigfeitlich beftätigte 
„Ebepacten errichtet werden mußten, fo daß 
„ohne ſolche gar nicht copulirt werden ſollte,“ 

eine Verordnung, welche offenbar rein rechtöpolizeilich war, 

ganz unvereinbar. 

Daß aber in formeller Beziehung gerade für ſolch e Ehe: 
Berträge, wodurch allgemeine Güter-Gemeinſchaft 
bedingen: wurde, früher ganz befondere, mit der Eigens 
thümlichkeit dieſer Verträge im wefentliden 
Zufammenbange ftebende Normen beftanden hätten, ift 
nicht einmal. behauptet worden: 

Demnach mußte 


XIV. Dad Erfenntniß voriger Inftanz abgeändert, und 
dadjenige erfter Inſtanz wieder bergeftellt werden, freilich 
. aus ganz andern Gründen, ald der Richter erfter Inſtanz 
angenommen bat. 





5) Kommt die in Gemäsheit des Pfand- Gefches 

Art.87. eingetragene Wahrung des nicht empfange- 

nen Geldes dem Schuldner nur zwei Jahre zu 

BEN, und wer ift nad) Ablauf von zwei Jah- 
ren beweispflichtig? 

(Bon Herrn Ober: Tribunal Präfidenten 9. Bolley.) 

Sene Frage wird in Band 1. ©. 57. im Allgemeinen 

bejaht. ©. 51. wird zwar bemerkt, daß der Gläubiger 
in manden Fällen durch Nachläßigkfeit der Unterpfandds 
Behörde von dem Eintrag gar Feine Kenntniß erhalten 
werde. Aber der bejahende Sas ©. 57. wird nicht auf 
diefen Fall befchränft. 
Was nun die Frage im Allgemeinen betrifft, fo. hätte 
fih wohl der Gefeßgeber befiimmt darüber ausdrüden müſ— 
fen, daß die Wirkung einer im Unterpfandsbuch eingetras 
genen Wahrung-auf eine gewiffe Zeit befchränft fey. Davon 
findet fich bier Feine Spur, und ſchon die Analogie des 
‚Art. 73. ded Pfand » Gefeped fpricht dagegen. Allerdings 
fonnte aber die Frage entfliehen, ob. dein Schuldner eine 
folche Wahrung zu Statten fommen Fönne, wenn der Gfäus 
biger durch ein Verſehen der Obrigkeit, von derfelben nicht 
in Kenntniß gefebt worden fey. Ich babe diefe Frage in 
meinem Commentar Bd. J. $. 128. ©: 294. aufgeworfen, 
und. fie deßwegen verneint, weil der Schuldner- gethan habe, 
was ihm obliege, er habe fein Recht gewahrt, der: zu Dies 
fer Zeit beftehbende Rechtözuftand müße demnach erhalten, 
die Verſäumniß der Obrigkeit könne dem Schuldner nicht 
nachtheilig ‚werden, 

Sn Beziehung auf diefen Fall babe ich dann die meis 


tere Trage aufgeworfen: ob dem Bläubiger nicht mwenig- 
. 14 * 
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ſtens die zweijährige Verjährung zu Statten kommen Fönne; 
aber auch dieſe Frage murde von mir befonder8 degmegen 
verneint, weil. nach dem Gefege die im Unterpfandsbuche 
niedergelegte Verwahrung gleich fey einer. gerichtlichen Pros 
teftation und fchon gemeinrechtlich die gerichtliche Protefta= 
tion die Verjährung der Einrede des nicht bezahlten Geldes 
audfchließe. Somie nun mein Commentar überhaupt die 
vorzüglichfte Quelle des Gefehed vom 21. Mai 1828 ift, 
fo. wurde auch diefe Anficht im Art. 22. des ebengedachten Ge⸗ 
febed ganz unzmweifelhaft fanctionirt, Allerdings fand ich 
felbft bei der Commentirung des letztern Gefehed Bd. II. 
©. 1176, die befondere Beftimmung dieſes Artifeld etwas 
anomal, nachdem der Art. 20. den allgemeinen Grundfas 
nudgefprochen hatte, daß zwar jeder Eintrag in das Unter: 
pfands = Buch in Beziehung auf folche Anfprüche, welche 
nah Art. 74.— 88. ded Pfand Gefebed zur Eintragung 
in diefed Buch geeignet find, die Verjährung zu Guns 
ften desjenigen unterbreche, für deffen Rechte die Wah— 
zung, Vormerkung oder ein anderer Eintrag gefcheben fey, 
jedoch nur unter der Vorausſetzung, daß der Gegner davon 
gehörig in Kenntniß geſetzt worden fey. 

Wie anomal nun aber auch der Art, 22, feyn mag, 
fo_befteht er nun einmal ald Gefeh, nur nehme auch ich 
nach diefem Art. an, daß die Wahrung nicht bloß ange— 
meldet, fondern in dem LUnterpfandd = — wirklich 
merkt worden ſey. 

Selbſt ohne das neue Geſetz muß ih jedoch in dem , 
Sal, wenn der Gläubiger von der Wahrung wirklich in - 
Kenntniß gefept worden ift, ed für etwas ganz Undenkbares 
halten, daß der Schuldner nach dem Ablaufe von zwei Jahr 
ren, diefer Wahrung j bemeispflichtig werden 
foQ, 


205 


6) Den, — Gerichte And negatoriſche Klagen 
anzubringen? 

(Bon Herrn Ober = Tribunal » Präfldenten v. Bolley.) 
Unter diefer Auffchrift wird in dem 4. Heft des 1. dB. 

biefer Monatöfchrift ©. 433. ein neueres Erfenntnig des 
Ders Tribunal ohne Datum mitgetheilt, wornad die 
Negatoriert» Klage bei dem Gerichts » Stande des Klägers 
anzubringen ſey. Es wird zwar zugleich eined früheren 
Erlaſſes des Ober » Tribunald vom 9. März 1827., wor» 
nach bdaffelbe übereinftimmend mit der bisherigen württemb. 
Praris die Klage an den Richter des beflagten Theile 
verwieß, *) erwähnt, aber dabei bemerkt, daß es fich in 
dem Falle, welcher die Veranlaffung zu dieſem Erlaffe ge— 
geben, hauptfächlich von der Frage gehandelt habe, ob den . 
betreffenden Beklagten rüdfihtlih ihrer nicht exemten 
Güter ein von ihnen behauptetes Dienſtbarkeits-Recht zu⸗ 
ſtehe, daher die damalige Entſcheidung über die Competenz 
auf einen Fall, wie der vorliegende, nicht bezogen werden 
könne. 
yiernach“ — fügt der Einſender des bezeichneten Auf— 
ſatzes bei, — „bedarf die von Schüb ganz allgemein auf: 
„geftelte Behauptung: 
„„die im gemeinen Rechte beflrittene Frage: ob bei der 
„„actio negatoria der Gerihtöftand ded Magenden oder 
„„des beklagten Theils competent fey, bat dad Künig- 
slide Ober: Tribunal für den Testen Gerichtäftand ent— 
aſchieden“““ 

„offenbar der Berichtigung, und ed möge der vorlie⸗ 
„gende Fall mit dazu dienen, den vaterländiſchen 
„Rechtslehrern in ihren Angaben von angeblichen Prä— 
„judizien des höchſten Landes-Gerichts vorſichtige Prü— 
„fung der in den einzelnen Fällen obwaltenden Vers 
„bältniffe zu empfehlen.‘ 





*) Die Richtigkeit dieſer Anfiht wurde auch anerlannt von 
Scheuerlen ber teutfche gemeine und württembergifche Civil: 
Proceh Bd. 1. $. 76. Note 10, ©, 252, 


Ich finde zwar diefe Tebtere Bemerkung im Allgemei« 
nen fehr gegründet und namentlih muß dad Werk von 
Shüs mit Borfiht benüst werden. Aber ich glaube 
nicht, daß ihn hier ein Vorwurf mit Grund treffe; wenige 
fiend nach meinem Urtheil — (und Niemand Fann mit dem 
Erlaß vom 9. März 1827 vertrauter feyn ald ih) — bat 
Schüb den Sinn diefed Erlaffed ganz richtig aufgefaßt. 
Auch ift ed mir nicht Flar geworden, worin die wefent: 
liche Verſchiedenheit des neuern Falls von demjenigen, wors 
auf jener Erlaß fich bezieht, Liegen fol. Nur darin möchte 
eine Berfchiedenheit zu finden feyn, Daß in dem letztern 
Falle zwei inländifhe Gerichte concurrirten, im neuern 
Bingegen dad herrfhende Gut im Audlande fich befindet. 
Allein abgefeben davon, daß ich fehr bezweifeln muß, ob 
der Juriddictiond= Vertrag mit dem Großherzogthum Bas 
den vom 3. Januar 1826, welcher nur einen allgemeinen 
Grundſatz ausdrüdlich anerkennt, für diefe befondere Frage 
etwas entfcheide, fo wurden außer demfelben noch andere 
allgemeine Gründe zu Hülfe genommen. 

Der erfte beftebt darin: „daß bei der negatorifchen 
„Klage Feineswegd bloß das Recht des angeblich 
„bersfhenden Guts im Streite fen, *) fon- 
„dern daß. diefe Klage eigentlih in der Vindi— 
„eation der Freibeit ded dienenden Gu— 
„tes felbft beftehe.” 

Wäre diefe Anfiht von dem Wefen der negatorifchen 
Klage die richtige, fo dürfte dieß gerade für die frühere 
Thefis des Ober s Tribunald fprehen; denn vindicirt kann 
eine Sache doch wohl nur da werden, wo fie fich befindet. 
Auch kann ich nichts vindiciren, maß ich ſchon habe. 
Wil alfo der Beſitzer eined Guts deffen Freiheit vindi: 





2) Sollte dieß im umgekehrten Verhältniß bei der confefforifhen 
Klage fih anders verhalten‘? Und doch bezweifelt ed Niemand, 
daß der confefforifch Klagende nicht an feinen Richter, fondern 
an den Richter des dienenden Guts ſich zu wenden hat. 

\ 


ciren, fo muß ein Anderer diefe Freibeit ſich zugeeignet, 
er muß fig dadurch, daß fein Gut eine Herrſchaft uͤber das 
dienende ausübte, eigentlih in fein Eigentbum verpflanzt 
und. auf folhe Weife die Rechts» Sphäre ſeines Eigens 
thums erweitert haben. Diefe den Befiter des dienenden 
Guts fehlende Freiheit wird daher mohl nur: bei dem Ges 
richtöftande deffen, welcher dem ie etwas — bat, 
vindicirt werden Fünnen. 

Will man den neuern Beſchluß des —— 
rechtfertigen, ſo wird man gerade von der entgegengeſetzten 
Vorausſetzung ausgehen müßen, nämlich. davon, daß die 
negatorifche Klage, ebenfo wie die confeſſoriſche, nicht nur 
auch ‚vom Befiber angeftelt werden ‚fünne,. fondern daß 
diefelbe überdieß auf etwad Verneinendes ſich gründe, 
daß ſchon aus dem Begriffe ded Eigenthums dad Recht 
auf. freie Benützung einer Sache, mit Ausfchluß aller Anz 
dern, an fich und der Negel nach fließe, -daß e8 demnach 
für den anerkannten Eigenthümer einer befondern Binz 
Dication der Freiheit gar nicht bedürfen Fönne, endlich daß 
durch diefe Klage der Kläger eigentlich nur einem gegen ihu 
gerichteten Angriff zuvorkomme. | 

In der That findet fie Statt, wenn isgenb: eine Ans 
maßung von Seite ded andern Theild nachgemwiefen. oder 
ein Fünftiger Eingriff in dad Recht ded Eigenthümerd be— 
fürchtet, und demfelben vorgebeugt werden kann, *) 
und ihre Tendenz ift Feine andere, ald der Ausſpruch, daß 
den Beklagten auf der Sache des Klägerß ein 
Recht nicht zuftebe. **) EB wird demnah, was die 
Gefege ſchon durch die Vezeichnung der Klage deutlich zu 
erkennen geben, vom Kläger nicht ſowohl ein (pofitiver) 


7 


"iS 2, J. de action (4, 6) L. 15. D. de O. N.N. 89, 1.) 
Heffter Inſt. ded römiſchen Proceffed S. 67. 

**) Ut, si quis, intendat jus non esse‘ alversario 
utendi fruendi ete. $. 2. J. all 
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Anfpruh erhoben, fondern vielmehr der voraußgefehte 
Anſpruch eines Andern beftritten.*) | 

Diefe Beziehung feheint auch dem Ober: Tribimal 
ſelbſt bei feinem neuern Befchluß nicht ganz entgangen zu 
feon und. für fehr wichtig halte ich. auch den mweitern von 
deinfelben benügten Grund, daß nemlich mit der negatos 
riſchen Klage - 

der richterliche Schub des Eigenthums gegen Befchräns 

„kungen deſſelben durch angebliche Dienftbarkeiten ans 
„gerufen werde, diefen Schuß aber nur derjenige 
„Rihter gewähren Fünne, in deffen Bezirk 
„Die dienende Sache gelegen fey.“ 

So begründet erkenne ich die neuere Thefis des Ober: 
Trihunals felbft als die richtigere, nur denke man nicht an 
die Möglichkeit, den Befhluß vom 9. März 1827 neben 
dem neuern aufrecht zu erhalten, . fondern man fprecdhe es 
geradezu aus, daß dad Dbers Tribunal, wozu e8 ja wohl 
berechtigt ift, feine frühere Thefis abgeändert habe... Diefe 
neuere Theſis wird auch dem Kläger nicht bloß in Bezieh-⸗ 
ung auf, den Gerichtöftand, fondern auch für die materielle 
Frage fehr günftig feyn, wiefern derfelbe beweispflichtig 
ſey. Denn nach diefer Thefis kann man ihn confequenter 
Weiſe mit feinem mweitern Bemeife, ald mit dem Bemeife 
feined Eigenthbumd und der Anmaßung ded Gegners, bela- 
ften, und erft dann, wenn der Beklagte erwiefen bat, daß 
er nicht etwa den Kläger bloß in der Ausübung feines 
freien Eigenthums geftört habe, fondern daß er wirklich 
im QDuafi + Befibe eined Dienſtbarkeits-Rechts 
fih befinde, kann die Frage entfiehen, ob hierdurch 
an der Bemeispflichtigfeit rückſichtlich des Haupt » Anfpruhd 
felbft etwas verändert werde? 

Es liegt nicht in meinem Zwede, diefe Frage bier zu 
erörtern, und ich befchränfe mih auf die Bemerkung, 
‚daß nach der Thefiß der Ober » Appellationd » Gerichte ded 
Herzogthums Naſſau und des Großherzogthums Heſſen der 

*) >$ 2.1. all. Cajus IV., 5 


angebliche Servitut s Berechtigte bei der Pegatorien Klage: 
ſelbſt dann die Beweislaft zu tragen hat, wenn er durch ein 
frühere Erfenntnig im Beſitze geſchützt erfcheint. (Rich: 
ter kritiſche Jahrbücher I. ©. 1026). Dieß kann am 
menigften dann einen Zweifel leiden, wenn diefe Klage .uti- 
liter durch eine Verfügung einer Adminiftrativ » Stelle, 
welche meder für den Rechts- noch für den Befib » Stand 
präjudiciel feyn ſoll, herbeigeführt wird; auch Fonnte nach 
der Scheidung der Grund Herrlichkeit von der Landes-Herr⸗ 
lichkeit die frühere Ausübung eined Rechts unmöglich dars 
über entfcheiden,, in welcher Eigenfchaft ed von den Berech⸗ 
tigten ausgeübt worden fen. 





Ad IL. 
Sragmente. | 
1. — 3. Entſcheidungen des Königlichen Ober- 
Tribunals in Eriminalfaden. 
(Eingefendet.) 

1) Strafbarkeit dis freiwillig. aufgegebenen ver 
ſuchs eines Verbrechens und Annahme eines verſu “— 
ten Meineids. 

Franz P. von H., ein 63 Jahre alter, gut — 
Handwerksmann, batte feiner, an den ungünſtig prädicir— 
ten Bauern Ulrich 8. von B., verbeiratheten Tochter, ein 
Heiratbgut von 500 fl. verfprochen, aber nur zum Theile 
bezahlt, weßhalb Ulrich L., nachdem feine Frau ſchon ein 
Jahr nach ihrer Verebelichung mit Hinterlaffung eines mit 
L. gezeugten Kindes geftorben, und dieſes ebenfall® bald 
darauf mit Tod abgegangen war, gegen P. auf Bezahlung 
des Nefted des Heirathögutd, woran erft 170 fl., bezahlt 
feyn follten, klagte. 

P behauptete, er. habe feinen Tochtermann bis auf ' 
30 fl. befriedigt, und produeirte vor dem Oberamts⸗Gericht 
eine Quittung, Praft welcher 2. bezeugte, daß er 450 fl. 
und weitere 20 fl., empfangen babe. Diefer erfannte zıdnr 
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die Quittung als von ihm audgeftelt an, behauptete aber, 
diefelbe fey durch Umänderung der darauf befindlich gewe⸗ 
fenen Zahl. 150 fl. in 450 fl. gefälſcht worden, und defe— 
eirte dem P. über die Richtigkeit. der Quittung und die 
Zahlung von 470 fl. den Eid, den diefer annahm. Sn der, 
nach vorangegangener Belehrung, zu Abſchwörung ded Ei» 
ded anberaumten Tagfahrt, und nachdem dem Franz P. 
bereit die Eided= Formel vorgelefen und ihm von dem 
Oberamtsrichter wiederholt nahdrüdlihe Vorſtellung ge— 
macht worden war, ſchob der Beklagte dem Kläger den 
Eid zurück, welcher ihn, ungeachtet er dazu nicht mehr 
verpflichtet gewejen wäre, annahm, worauf zu deffen Ab» 
fhwörung Tagfahrt anberaumt wurde. Als jedoch die Gerichts⸗ 
fißung, in welcher die Sache verhandelt wurde, bereitö beendigt 
war, legte P. dad unummundene, fofort auch in der Unterfu= 
hung wiederholte Befenntniß ab, daß er feinem Schwiegerfohn 
bloß 170 fl. bezahlt habe, und daß die Quittung, auffeine Ver: 
anlaffung durch einen Dritten gefälfcht worden fey. Diefed 
Belenntniß mwiderrief er zwar, nachdem die Sache längere 
Zeit liegen geblieben und er auf ein, von dem Gerichtd- 
Hof zu N., erlaffenes Inſtruktorium wieder vernommen 
worden war, unter der Behauptung, er babe feinem 
Schwiegerfohn wirklich 470 fl. bezablt- und fey bloß durd) 
beffen Zureden „er folle fagen, die Quittung fey gefälfcht, 
dann fey er draußen und das Geläufe habe ein Ende,‘ zu 
dem unrichtigen Geftändniffe veranlaßt worden. 

Der Gerichtöhof zu N. erklärte jedoch den Widerruf 
für unbegründet und verurtheilte den Franz P., 

wegen mittelft Fälſchung einer Privat = Urfunde ver: 
ſuchten großen Betrug und verfuchten Meineidd zu 
fiebenmonatlicher Arbeitöhaus = Strafe. 

Der Eriminal:Senat ded Königlichen Ober:Tribunals, 
an welchen P. refurrirte, verwarf zwar ebenfalld den Wi: 
derruf des Bekenntniſſes, nahm aber Feinen Verſuch ded 
Meineids, fondern einen Verſuch ded Betruged, und diefen 
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durch daB freiwillige Aufgeben bed Unternehmens für fehr 
gemildert an, und verurtheilte den P., 
wegen mittelft Fälfchung einer Privat = Urkunde vers 
ſuchten großen Betrugs zu dreimonatlicher Polizei⸗ 
haus-⸗Strafe. 

Dabei gieng das Königliche Ober-Tribunal von fol⸗ 
genden Gründen aus: 

Was die Annahme eines verſuchten Meineids betrifft, 
ſo komme Folgendes in Betracht: 

Selbſt wenn man nicht überhaupt den Partheien in 
einem Civil-Prozeſſe die Zurücknahme ihrerrErflärung für 
Ablegung eines fogenannten freimilligen  Eided, bis zum 
Momente der Abfhwörung felbft, ohne allen Nachtheil in 
‚ ftrafrechtliher Hinfiht zulaffen, fomit in ſolchen Fällen den 
Verſuch eine Meineids überall audfchliegen wolle, -fobald 
die Abſchwörung des Eided nicht in Folge andermweitiger 
Ergebniffe, fondern in Folge der veränderten Erflärung 
desjenigen, der ſchwören follte, nicht auögeführt wurde, fo 
erfcheine dennoch der Beweis bed befragten Verſuchs hier 
noch mangelhaft. Daß nämlih P. ohne die dringenden 
Borftelungen des Oberamtsrichters, welche nad) der Meis 
nung des Letztern erft eine Willensänderung bervorbrachten, 
wirklich geſchworen haben würde, ſey keineswegs geniigend 
dargethban. Die von P. vor feinem Widerrufe abgegebenen 
Erflärungen geben dahin, daß er dad Beweisthema in der 
Weife, wie e8 gegeben war, nicht befhworen haben würde. _ 
Daß er aber die Befchränfung, mit welcher er allein fei= 
ner Behauptung nach, gefhworen hätte, in mente behal— 
ten, nicht vor der Eide» Ablegung noch erflärt haben 
würde, laſſe fi) ohne Geftändnig des Angefchuldigten nicht 
nachmweifen, da dieß aus dem Umftande allein, daß eine 
folhe Erflärung für ihn binfichtlich des Eivilrechtöftreits 
von Feiner Wirkſamkeit mehr ſeyn Fonnte, ſich um fo we— 
niger folgern laſſe, als P. ja auch erft damals und alfo 
ebenfalld eigentlich zu fpät zum Zurüdfchieben des deferirs 
ten Eides fchritt. 
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Man Eönne deshalb in der Beharrlichkeit, womit P. 
fih den Schein gab, den bdeferirten Eid wirklich abfchmds 
ren zu wollen, nur ein Moment für die Strafausmeſſung 
erfennen. 

indem aber auch dad Ober » Tribunal nicht. dad mins 
befte rechtliche Bedenken fand, den Widerruf des Geftänd: 
niffes über einen mittelft Fälfhung einer Privat » Urkunde 
verfuchten Betrug zu verwerfen, wurde doch der kaum ges 
dachte Verfuh immerhin ald ein freimillig aufgegebener 
betrachtet, und in nachftehender Weife gewürdiget. 

Die Praxis der mwürttembergifchen Gerichte erkenne 
zwar eine Straflofigkeit folcher freiwillig aufgegebenen Ber: 
fuche nicht an, wohl aber laſſe fie in Beftrafung ‘derfelben 
dem richterlichen Ermeffen einen größeren Spielraum; «8 
fomme daher weniger die Summe, die den Gegenftand. ded 
vorgehabten Betrugd ausmacht, ald dad ganze Benehmen 
des Angefhuldigten in Betracht, und da nicht zu verfen- 
nen fey, daß P., eim früher ganz gut prädicirter Mann, 
welcher Bater von fünf Kindern ift und nad) Abzug der Schul: 
den nur im Befibe eined geringen Vermögens feyn fol, 
dad Beharren feined Schmwiegerfohned auf der Bezahlung 
ded ganzen zugefagten Heirathguts von 500 fl. für eine — 
feine übrigen Kinder beeinträchtigende Ungerechtigkeit jedens 
falls erachten fonnte, die vor dem Unterfuchungd » Richter 
unter Widerruf des Geftändniffed erneuerte Behauptung 
geleifteter Zahlung und der Richtigfeit der Quittung fich 
aber nur. noch aus der Abficht, die Criminal: Strafe zu 
vermeiden, erffären laffe, wurde die Verhängung einer Ars 
beitshaus⸗Strafe umgangen und die Verurtheilung zu drei= 
monatlicher Polizeihaus = Strafe ald den MUfBEDSERNIEN. der 
Gerechtigkeit genügend erachtet. | 





2) Betrug durch Vernichtung eines Teftaments. 
L. R. von N., 35 Jahre alt, ohne Vermögen, wurde 
früher bey dem Föniglihen Militair wegen Berfälfchung 
eines Nachtzetteld Behufs der Verdeckung feiner unerlaub: 
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ten Entfernung aud der Oarnifon auf unbeftimmte Zeit 
vom Obermann zum Soldaten degradirt, und im folgenden 
Jahre wegen Defertion und wegen eined mittelft Fälfchung 
verübten Betruged im Betrag von 17 fl. Zokr., und einis 
ger. anderer Betrügereien im Betrage von 10 fl. 24fr., zu 
zweijähriger Seftungöftrafe, (von welcher Ein Jahr für. die 
Faͤlſchung und Die Vetrügereien gerechnet ward) verurtbeilt. 
Mehrere Jahre darauf ftarb fein verheuratheter, Fins 
derlofer Oheim, deſſen Inteftat- Erbe der -Angefchuldigte 
mit drei Gefchmwiftern gewefen wäre. Der Obeim hatte 
jedoch ein bei der Stadtfchreiberei errichteted Teſtament 
binterlaffen, und L. R. vermutbete, daß. in ſolchem die 
Wittwe des Erblafferd zur Univerfal-Erbin eingefent fey. . 
Sin der einbefannten Abficht, für fih und feine Ges 
fhwifter (die übrigens von feinem verbrecherifchen Begins: 
nen nichtd mußten) die Snteflatportion zu: gewinnen, ließ 
‚er. fih von der Bötin von N., welche, mie er wußte, dad 
Teſtament von da zur Eröffnung an da8 Dberamts + Gericht 
zu B., zu bringen hatte, dad Paquet, in welchem daffelbe 
enthalten war, unter den Vorwande geben, er mwolle e8, 
da er ohnehin nach B. gebe, beftellen, nahm fodann uns 
terwegs aus dem Paquet dad Teſtament heraus, zerriß ed 
und warf e8 in ein vorbeifließgended Waller, ohne ed, mie 
er bebarrlich behauptet, gelefen zu haben. Daß die Witt: 
me in dem Teftamente zur Univerfal: Erbin eingefebt war, 
wurde zwar nicht volftändig erwiefen, jedoh in hohem 
Grade mwahrfcheinlich gemacht. Der Angefchuldigte gab zu, . 
daß er den Nachlaß feines Oheims zu etwa 1,800 fl.,. und 
den für feine Perfon beabfichtigten Gewinn zu einigen 
400 fl. gefhäst habe. Die Verlaffenfchaft beftund jedoch, 
nad Abzug der Schulden, nur in 750 fl., wovon die Ins 
teftatportion des Angefchuldigten und feiner Gefchwifter zu: 
fammen zu 595 fl, 56fr., und fomit für die Perfon ded Ans 
gefchuldigten zu 148 fl. 57kr., berechnet, wurde. 
Der Gerihtd Hof zu N, veructbeilte den Angelhu— 
digten 
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wegen eined durch DBernichtung eines Teſtaments 
verſuchten großen Betruged, neben der Verbindlich: 

keit zum Erfaße der: Koften und des etwaigen Scha- 
dens zu zehenmonatlicher Arbeitshaus = Strafe. 

Der Eriminal= Senat des Dber » Tribunald, an wel: 
hen 2, R. den Rekurs ergriff, fand in. der Vernichtung 
des Teſtaments zu Unterdrüdung der Wahrheit die Fälfch- 
ung einer Öffentlichen Urkunde, indem ihr Inhalt von einem 
hiezu ermächtigten Öffentlihen Beamten „in Form eines 
Inſtrumentes“, mie es in dem Geſetze heißt, audgefertigt 
war, fah die Falfhung darum ald vollbracht an, weil der 
auf dem Inhalte ded Teftamentes beruhende Beweis der 
Erb3 » Einfegung bleibend vernichtet wurde. Der Betrug 
aber wurde nur ald verfucht, wiewohl als vollendete Uns 
ternebmung (delictum perfectum) angenommen, weil nicht 
die Stiftung eined Schadens, der allerdings in fo fern vor: 
lag, ald die Wittme ohne Prozeß mit den Gefchmwiftern 
des Angefchuldigten oder einen Vergleich mit bdenfelben 
nicht abfommen wird, fondern die Erzielung eines Gewin— 
ned von dem Angefchuldigten beabfichtigt, diefer aber nicht 
erreicht wurde, indem einem Erbfchafts - Anfpruche von feiz 
ner Seite die Vernichtung des Teſtaments ſtets im Wege 
ſtehen wuͤrde. 

Die erkannte Strafe hielt das Ober-Tribunal, in Er: 
wägung verfchiedener Erfehwerungd = Momente, zwar für 
mild bemeffen, eine Erhöhung jedoch nicht für: abfolut ge= 
boten, daber es den eingelegten Rekurs wegen Mangels an 
einer — Beſchwerde verwarf. 





3) Gültigkeit der von einer nicht cenipetenten Gerichts- 
Stelle bona fide und srdnungsmäßig norgenommenen 
Unterſuchungs· Handlungen. 
®: J. Fam wegen Verdachts eines in der Naht vom 
15 — 14. September 1834 zu. A., Oberamts M. verübten 
großen: Diebftahls, bei dem Oberamts + en ‚in Ber: 
haft und Unterfuchung, | 
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Nachdem er der Haft mieder entlaffen und die Alten 
dem Criminal: Senate des Eerichts⸗Hofs zu N., zu Fäle 
fung des. Erfenntniffes vorgelegt waren, Fam er, ehe lebe, 
teres erfolgte, wegen einer ihm angefhuldigten, im Bezirke 
des Oberamts-Gerichts L. verübten Widerfeplichkeit gegen 
obrigfeitliche Diener in Unterfuhung, melde von dem ges 
dachten Oberamts-Gericht 2. geführt und deren Refultat 
von diefem ebenfalld dem Criminal» Senate zu N. vorges 
legt wurde. 

Diefer verfügte, daß die von ©. J. vor dem Ober: 
amtd » Gerichte 2. gemachten Ausfagen durch dasjenige zu 
M., welches die erſte Unterfuchung -geführt hatte, reafs 
ſumirt werden follten und fprady zugleich eventuell für den 
Tal, daß diefe Ausſagen bei der Reaffumtion beftätigt 
werden follten, da8 End = Erfenntniß aus. 

Gegen Leptered ergriff ©. 3. den Refurd an den 
Criminal: Senat des Königlichen Ober = Tribunald. 

“ Diefer ſprach ſich bei der Entſcheidung der Hauptſache 
hinſichtlich der Prozeß-Frage dahin aus: 

„daß es der Reaſſumtion keineswegs bedurft hätte, 
indem fo lange die Prävention eines andern Gerichs 
tes fich nicht gezeigt habe, die Gerichtöftelle des vers 
übten Vergehens rechtsgültig in der Sache habe vers 

fahren koͤnnen.“ - 

Don gleichen Grundfäben "gieng der Criminal: Senat 
des Königlichen Ober » Zribunald in einem Revifiond-Falle 
aus, 

Die Iedige Kath. W. von D., Oberamtd R., war in 
ihrem Heimaths-Orte D. eined verübten Kindsmords vers 
dächtig geworden, und fie wurde hierauf von dem Obers 
Amts-Gerichte R., ald forum domicilii, in Verhaft und. 
Unterfuhung genommen, auch von diefem die Legal: In= 
fpeftion und Sektion des Leichnams ihres zu D., bei. ihr 
gefundenen Kindes durch die Gerichtd = Aerzte von R., ans 
geordnet und von diefen ein Gutachten abgegeben, Später 
zeigte ſich jedoch, daß das Verbrechen im Bezirke des Ober⸗ 
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Amts » Gerichts E, begangen worden war, weshalb bie Un: 
terfuchung an diefed abgegeben wurde. Der Gerichts » Hof 
zu N, ordnete fofort die Reaffumtion der — von dem Ober: 
Amts-Gerichte zu R., vorgenommenen Verhandlungen an 
und in Beziehung auf die flattgehabte Legal = Snfpektion 
und Seftion wurde, neben dem Gutachten der obducirens 
den Gerichtö= Aerzte von R., auch von dem Dberamtds 
Arzte und Oberamts-Wundarzte zu E., eine Begutachtung 
der Ergebniffe der Legals Infpektion und Sektion zu ben 
Akten eingefordert. 

Das Königliche Ober + Tribunal dagegen erachtete diefe 
Verfügung menigftend in fo weit, ald die Neaffumtion 
nicht die Verfepung der Angefchuldigten in den Anklages 
Stand betraf 

(vergl. $. 207. bed IV. Edikts vom 31. December 1818. 

und $. 26. der Verfaſſungs ⸗Urkunde) 
und namentlich die Anordnung der Einziehung eines weites 
ren Gutachtens der Gerichtö» Aerzte zu E., ſchon nad) dem 
dermaligen Stande der vaterländifchen Gefepgebung für übers 
flüffig, und bob zugleich in einem Anbringen an das Königs 
Liche Suftiz = Minifterium die aus der Theſis ded Gerichts» 
Hofs zu N. fich ergebenden Mifftände aus, indem es ans 
beimftellte, ob nicht in die zu erwartende Strafprozeß-Ord⸗ 
nung eine dißfällige Beftimmung aufzunehmen wäre, 





4) Dom zweiten Angriffe eines Werganteten. 
(Bon Herrn Oberamt3- Richter Heyd in Weinsberg.) 

Die Monatfihrift ift in den Händen von vielen Geſchäftsmän— 
nern, deren Beruf fe mit der römifchen Gefesgebung nit in Be— 
rührung fegt und die meiften® der Hülfßmittel entbehren, fi in 
vorfommenden Fällen darinn Rath zu erholen. Die zur Ent: 
fhuldigung diefer Mittheilung gegen andere Mitlefer, denen fie: nicht 
eigens beſtimmt if. 

Wenn es ſich davon handelt, ı wie ein ———— nach 
dem beendigten Concurs⸗Verfahren in Beziehung auf ſeine 
Schuld s Berhältniffe gegen dritte zu behandeln ſey, fo ent⸗ 
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balten. hierüber die württembergifchen Geſehe und Verord⸗ 


nungen nichts. 

Vergebens ſieht man ſich in des vaterländifchen Con⸗ 
eursrechts⸗Schriftſtellers Ch. G. v. Gmelin Werke hierüber 
um, welches als das einzige Auskunftsmittel dürfte zur 
Hand genommen werden wollen. Es werden deshalb fol—⸗ 
gende hither bezügliche Stellen des römiſchen ——— 
hier ausgehoben: 

I. 6. D. de cess. bon (42. 3. ) Qui bonis suis cessit, si 
modicum aliquid postbona sua vendita acquisivitz 
bona djus non veneunt. 

1. 4. dafelbfl. Si quis bonis cessit, si quid postea ae- 
quisierit, in quantum facere potest, conve: 
nitur. Sabinus et Cässius putabant, eum, qui 
bonis cessit ne quidem ab aliis quibus debet, 
posse inquietari. 

1. 7. dafelbft. Si debitoris bona venierint, postular- 
tibus creditoribus permittitur, rursum ejus debi- 
toris bona distrahi, donec suum consequantur, 
si tales facultates acquisitae” sint debitori, qui- 
bus praetor *)moveri possit. ö 

: Const. 3. Cod. de bon. auct. jud. poss. (7. 72.) Ex 
contractu, qui cessionem rerum antecessit, de- 
bitorem contra juris rationem convenies, cumi eum 

! aequitas auxilio exceptionis muniat. At tunc demum 
iterato possis desiderare conventionem, cum {an- 
tum postea quaesivit, quod praesidem ad ejus rei - 
licentiam debeat promovere. 5 

6. 40. J. de act. (4. 6.) Cum eo, qui creditoribus 
suis bonis cessit, si postea aliquid acquisierit, quod 
ideoneum emolumentum habeat: ex integro in id, 
quod facere potest, creditores experiuntur. Inhu- 
manum enim erat spoliatum fortunis suis in, solis. 
dum damnari. 


Hierzu ift über dad Maaß felbfi aus der angeführten 
Geſetzesſtelle 1. 6. D. * 3.) noch anzufügen: 


e) ef. 1. 14.D. de re jud. (42. 4.) | 
Monatſcht. f. d. Sufigpfl. u. Vd. 3. Atthe Be | Fu 
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- Ex 'quantitäte id acstimandum ‚esse ejüs, quod 
quaesiit (non ex qualitate) — und aus 
4 173. D..de reg. jur. (50. 17.) die Worte 
In condemnatione personarum quae in id, quod fa. 
cere possunt, damnantur, non totum, quod ha. 
bent, extorquendum est, sed et ipsarum ratio ha- 
benda est, ne egeant — 


wie denn bie angeführte Inſtitutionen Stelle dad Maaß 

gleichfalld näher bezeichnet; zugleich aber ift zu bedenken, daß 

die roͤmiſchen Geſetze ausdrücken, es fen hiebei Feine Ruͤckſicht 

auf die zur gleichen Zeit den Schuldner belaſtenden andern 

Schulden zu nehmen, indem dieſe nur bei Anſprüchen an 
den Schenker durch 2eptern in Abzug kommen ſollen. 

Facere posse, creditur, nullo deducto aere ali- 

eno; — atis, qui ex donatione convenietur omni 

aere alieno deducto facere posse intelligitur. 1. 54. 

D. sol. matr. (24. 3.)1.16. seq. D. de re judic. (42. 1.) 

Hieraus, und nah Maßgabe der mürttembergifchen 
fonft einſchlagenden Gefepgebung ift fo- viel gewiß: 

1) die Verganteten dürfen bloß dann wieder einem 
Angriffe wegen der im ante in Verluſt gegangenen Ans 
ſpruͤche unterliegen, wenn fie ein folched Vermögen wieder 
erworben haben, welches in Berüdfichtigung ihred Standes 
und ihrer Familien » Berhältniffe, ) ohne Abzug der neu 
- entftandenen. Schulden, zw ihrem Fortfommen im Leben 
und Wandel ald Haudväter, Mitbürger und Unterthanen, . 
mehr ald dasjenige Ausfommen ihnen gewährt, welches 
man einem derartigen Familien: Vater zu einem mits 
telmäßigen Ausfommen zu rechnen pflegt. 

2) Die Obrigkeiten, weder der Gemeinde » Borftand 
fie ſich, oder der Gemeinderath in vorkommenden Fällen, 
die zu feiner auffergerichtlichen Erkennthiß = Ertheilung ges 
hören, noch die mit. der Führung des Inventurs und Theils 
ungd » Wefend beauftragten Beamten baben von Amts⸗— 





©) f. Auffäge über verfchiedene Rechts Fragen, gefammelt bon 
Richter; Tübing. 1954. S. 250. 
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wegen fich der Sorge ju unterzieben, bei irgend ihnen amt» 
lih vorkommenden Ankäffer die Anfprühe der im Gante 
in Verluſt gekommenen Gläubiger zu bedenken und für 
deren Befriedigung zu forgen, ebenfomwenig in einzelnen, 
ald in Gefamt » Veräufferungs » Fällen, auffer wenn obnes 
bin von Amtöwegen, wegen anderer Anläffe eine allge 
meine Schuldentilgung eirtgeleitet würde, und diefe fich an fi) 
begründet zeigle; dahin würde gehören, wenn auf Antrag 
neuerer Gläubiger oder wegen der im’$; 92 der Haupt⸗ 
Inftruftion zum Pfand = Gefebe anbefohlenen Öffentlichen 
Einfhreitung im Falle einer Erbtheilung oder einer Ver—⸗ 
mögend = Uebergabe, oder wegen eingelegter Verwahrung 
der Käufer oder Erben, melde Finiftige Anfechtung ihrer 
Erwerbung befürchten, *) fo ferne nicht eben aus obigen 
Gefepen ihnen jdie Sicherheit lepterer amtlich vergewißert 
werden fann, ein folher allgemeiner Angriff gefchäbe. 

3) Anträge der Gläubiger, welche Befriedigung für 
Berlufte im früheren Gant anfuchen, und der Bürgen, 
welche folche Verlufte im früheren Gante nachher den Släus 
bigern unter Empfang der NRechtd » Abtretung derfelben Teis 
fteten, werden im Falle, daß der Schuldner ſich der Zab⸗ 
lung nicht freiwillig unterwirft, fondern die Einrede des 
ihm zuſtehenden Auffchubs bis zu Erlangung befferer Kräfte 
benübt (Erec. Gef. Art. 18. und 50.) von der&feeutionds 


2) z. B. $. 6. Inst. 1. c. si quis in fraudem_ creditorum 
rem swam alicui tradiderit, bonis ejus a creditoribus 
possessis; ex sSententia praesidis permittitur ipsis credi- 
toribus, rescissa traditione eam rem petere, i.e. dicere, 
eam.rem traditam non esse et ob eam rem in bonis de. 
bitoris mansisse; | 

l. 17. $. 1. D. quae in fraud. ered. (42. 8.) Lucius Titius, 
cum haberet treditores, libertis suis, iisdemque filiis 
naturalibüs universas res suas tradidit. Respondit: quam- 
vis non proponatur, consilium fraudandi habuisse ideo- 
que etsi filii ejus ignoraverunt, hane mentem patrie sul 
fuisse, hac actione tenentur. a 

u 16* 


Behörde mit Zuziehung des Gemeinderaths (nicht als Ge⸗ 
richt) nach genügender Prüfung der Verhältniſſe des Schuld» 
ners, ohne Ruüͤckſicht auf die Summe der Forderung auſſer⸗ 
gerichtlich durch Beſcheid, ſey es, daß für oder gegen den 
Schuldner zu verfügen ſey, erledigt, und es ſteht dann 
den Schuldner oder dem Gläubiger, wer ſich für beſchwert 
balten mag, das Recht zu, im Sinne ded Art. 95. ded 
Exec. Geſetzes einfache Befchwerde bei der nächft höhern 
Stelle ohne Auffchubs =» Wirfung., fo lange nicht die höhere 
Stelle den Auffhub befiehlt, vorzubringen, worauf diefe 
Behörde ebenfalld auffergerichtlich verfährt und erfennt. 
45) Es verfteht fi von felbft, daß die erfennende Be: 
hörde befondere binzutretende Schub » Gründe, auf die fi) 
der Schuldner fügen Fann, auch befonder8 hervorheben und 
fhüsen.muß, 3. ®. wenn der Sohn den verganteten Bas 
ter wegen ded Durchfalls im ante belangen wollte, dem 
er indbefondere zur Belaffung des nöthigen Lebens» Unter: 
halts verpflichtet ift, wenn ein folcher Fall ab Seiten ded Ba: 
terd gegen’ den Sohn eintreten wollte, der Gefchmifter gegen 
Gefchwifter, des Befchenkten gegen den Schenker auf Rei: 
flung der Schenkung, wozu noch einige andere feltener in 
Anwendung Eommende gefehliche Ausnahmen der Erecutionds 
firenge kommen, deren deßhalb bier Feine befondere Ermäh: 
nung gefchiebt. | 

5) Sollte da8 neue Einfommen aud einer Mildtba- 
tigkeit, welche die Fbrtfommend » Bedürfniffe des Verklag⸗ 
ten zum Grunde und Zwecke hatte, berrühren, fo iſt über: 
dieß in diefem Betreff deffen Angriff für die ältere Gläubiger 
nicht zuläßig. *) 

Ueber die Frage, ob die Verganteten diefelbe Einrede 
des ihnen zu Yaffenden Bedarfs. dem Vermögen » Angriffd= 
Geſuche ihrer neuen feit dem Gante entftandenen Gläubi- 
‚ger entgegenfegen dürfen, ift gemeinrechtlih die Antwort - 
der Rechtölehrer im Streite. **5) | 
SL Auffäge von Richter, obenang. ©. 231- 

*) f. Zhibaut civil. Abhandl. S. 345. ff. 
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In Württemberg ſcheint bei den Executions-Behorden 
eine althergebrachte Einbeit des Verfahrens dahin zu geben, 
daß neue Schulden ohne Berückſichtigung dieſer Einrede in 
der Art behandelt werden, als wäre ein früherer Gant nicht 
vorliegend. Es wäre wünſchenswerth, die höhere Gerichts⸗ 
Praxis der württembergiſchen Ober-Gerichte hierinn ken⸗ 
nen zu lernen. Wirklich ſcheint aber die eben erwähnte, an 
dem neueren römiſchen Rechte, der Inſtitutionen und des 
Eoder und an dem gemeinen Rechts-Gefühl einen Anhalts⸗ 
Punkt findende Verfahrensweiſe es zu verdienen, ald Rechtd: 
. Gewohnheit feftgehalten zu werden; nach dem ante tritt 
ber Bergantete in eine neue bürgerliche Regſamkeit ein und 
diefe wird bloß dadurch unterftüht und gehoben, wenn er 
alle feine neue Berbindlichfeiten ebenfo ftrenge erfüllen 
muß, ald er fireng geſchützt werden muß i in neu erworbe: 
nen Rechten, 





5) Etwas über die Förmlichkeiten eines Teſta- 
ments nad) der II. Form. 
(Eingefendet.) 

In v. Kapffd merkwürdigen Civil: Rechts : Sprüchen 
1. Band Nr. 18. Seite 154. ift ein Prüjudiz über die 
Trage enthalten: 

ob zur Gültigkeit eines Teftaments nach der dritten 
Form ded Land-Rechts die Bitte des Teftatord, das 
Teftament vor Gericht zu bringen und in das Ge— 
richtsbuch einzufchreiben, mwefentlich erforderlich 
fey. 

Die- Zuriften » Facultät in Tübingen verneinte in dem 
von ibr eingeholten Urtbeil d. d. 41. Zuli 1811 diefe Frage, 
während das vormalige Ober = Juftiz= Collegium ald Ations: 
Inſtanz durch Erfenntniß vom 29. März 1815 reformato⸗ 
riſch entſchied und ſie bejahte. — 

. In einem ähnlichen Falle, mo auch jene Bitte nicht in das 
Teftament aufgenommen worden, ‚hat der‘ Civil: Senat des 
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Könial. Gerichts: Hofid zu N. N. inSahen D. von 3. gegen 
W. von F., anders und wie die Jurifien-Facuftät fich verneis 
nend über jene Frage audgefprochen. — Die Entfcheidungds 
Gründe waren im mefentlichen (unter Weglaffung des Eins 
gangs) Folgende. 
Allein wenn ſchon nah Kapffs Rechtöfprüchen 

1. Band Nr. 18.'p. 164. 
und Weishaar Handbuch ded württemb. Privat-Rechts 

II. 3b. $. 648. p. 162. 
die Bitte, daß der letzte Wille durch den Schreiber — 
ſchrieben, vor Gericht gebracht und in das Gerichtsbuch 
eingetragen werde, als weſentlich und die Gültigkeit des 
Teſtaments bedingend angenommen wird, ſo erſcheint doch 
nicht nur überhaupt die Anſicht von 

Grieſinger im Commentar über dad W. Land-Recht Bd. 5. 

p- 53. 

daß jene Bitte nicht weſentlich fen, fobald aus dem Teſta⸗ 
mente erfeben werden koͤnne, daß es ein gerichtliched feyn 
ſolle, als die richtigere, weil wenn diefed nur auffer Zmweis 
fel ift, Fein Grund vorliegt, die angeführte Bitte ald we— 
fentli) und deren Nichtaufnabıne in dad Teflament ald von 
dem Teflirer verfchuldet anzunehmen, nicht aber die unmits 
telbar darauf folgende wegen Eröffnung des Teftamentes, mäbs 
send doch beide Bitten in einem fortgefehten Sabe enthalten 
find, fpndern e8 ift auch indbefondere in dem vorliegenden Zalle, 
in welchen zwar gebeten wurde, dad Teftament durch den 
geſchworenen Schreiber auffchreiben zu laſſen, die Bitte 
aber, e8 vor Gericht zu bringen und in dad Dorf8-Gemeins 
buch einzufchreiben, in das Teftament nicht aufgenommen 
rourde, diefe Unterlaffung nicht dem Teftirer, fondern dem 
Teftamentd » Verfaffer zuzurechnen, in welchem Falle fie 
nad dem Land s Rechte 

zb. 3. Tit. 3.6. Was aljo 
den Teftamente nicht ſchadet. Im Eingange ded Teſta⸗ 
ments iſt nämlich ausdrüdlich geſagt, daß der Rathsſchrei⸗ 
ber und eine Gerichts-Deputation gebeten worden ſeye, in 
dem Haufe ded Appeilanten fich zu verfammeln, daß die 


Ehefrau des Lehtern ihnen bie Abfiht, eine lehte Willens: 
Verordnung zu errichten, eröffnet und fie gebeten habe, eine 
Urkunde bierüber zu verfaffen, und am Ende iſt wieder von 
dem Aktuar und den Gerichtd = Deputirten die Rede; eB 
kann daher Feinem Zweifel unterliegen, daß die Teflirerin 
ein gerichtliched Teftament babe errichten wollen, und zu 
diefem Zwecke die Gerichts: Deputation zu fich gebeten 
babe, und man müßte wohl diefer Urkunde großen Zwang 
antbun, wollte man annehmen, tiefe vier Gerichtd-Beifiper 
feyen bloß ald Privat = Perfonen zugezogen worden, 





6) Ueber die Fragen, wer der ÜUnterpfands-De- 
hörde die Gebühr für den Eintrag. eines vorbe- 
haltenen Ülnterpfands- oder Eigenthuns“Bedhts 
zu bezahlen habe? 
(Bon Herm Pupillen- Rath Sfeitter.) 

Einem Gerichtds Hofe wurde von einem Oberamts⸗ 
Gerichte die Anzeige gemacht, daß darüber Zweifel entflans 
ben feyen, ob bei dem Eintrag der Unterpfands = oder 
Eigenthbum = Rechte in daB Unterpfands » Buch, welche bei 
Berfäufen von Liegenfhaft vorbehalten worden feyen, 
fey ed nun, daß der Verkauf von der Obrigkeit im Erefus 
tiond- Wege, oder daß er von einer Privat:Perfon gefchab, 
die Gebühr der Unterpfands= Behörde für den Eintrag: in's 
Unterpfands : Buch von dem Käufer, oder dem Berkäufer 
zu bezablen fey? ’ 

Für die Verbindlichkeit des Käufers laſſe ſich näm⸗ 
lich anführen, daß er bei Eingehung ded Vertrags fich 
wenigſtens dazu verpflichtet babe, die Beftellung eines Unter» 
pfands auf dem verkauften Gute zur Sicherheit ded Kaufe 
fhillings zuzugeben, und daf in diefer Verpflichtung viels 
leicht auch die weitere gefunden werden fünne, die Pfands 
Beſtellung 'felbft zu bewirken, und deren Koften zu beflreiten. 

Für dieg Verbindlichkeit des Verkäufers dagegen 
fpreche der Umftand, daß er diejenige Parthie ſey, welche 
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allein ein Intereffe dabei habe, daß der Eintrag gefchehe, 
und welche fomit bei der Unterpfands » Behörde dad Be- 
gehren um Eintragung ftellen, fomit diefelbe auch bezahlen 
müße. 

Die letztere Anficht fcheine der Natur der Sache mehr 
angemeffen, und auch um defmillen der erftern vorzuziehen zu 
feyn, weil bei diefer angenommen werden müßte, der Käus 
fer babe fih, indem er beim DBertrag dem Verkäufer den 
Vorbehalt des Pfandrecht3 zugeftand, auch zur Bewirkung 
und Bezahlung ded Eintrag verpflichtet, eine Annahme, 
wodurch dem vermutheten Willen ded Käuferd Zwang ange» 
tban würde, 

Wollte man entgegnen, daß ed bei obrigkeitlichen Ver- 
käufen, wo die Obrigkeit zunächft zu Gunſten des einzu> 
weifenden Gläubigerd dad Pfand Recht vorbehält, der Ver: 
fäufer (d. h. der Schuldner) nicht diejenige Parthei fen, 
mwelhe ein Sntereffe dabei habe, daß daB vorbehaltene 
Pfand» Recht eingetragen werde, fo laſſe fich dagegen wie— 
ber bemerken, daß auch in diefem Falle im Grunde doch 
der Verkäufer (Schuldner) e8 fen, melchem- daran liegen 
müße, daß der Eintrag gefchehe, weil dadurch die fichere 
Dezahlung feines Gläubigerd und fomit feine Befreiung 
von der Schuld bezweckt werde. 

Der Gerichts-Hof ertheilte den Befcheid, daß die frags 
lichen Gebühren von demjenigen Theil zu bezahlen fenen, 
welchem die Koften. der gerichtlihen Erfenntniß über den 
KaufsBertrag anbedungen worden find, meil es in .der 
Verpflihtung ded Gerichts Liege, nach der. Erfenntniß über 
den KaufsDBertrag, auch den Eintrag des vorbehaltenen 
Eigentbumd oder Pfand: Nechts, zu bewirken, jene Gebühe 
sen alfo einen Theil der Koften für die gerichtl. Erkenntniß 
ausmachen; enthalte aber der Kauf» Vertrag über die Bes 
zahlung der Koften Feine befondere Beftimmung, fo feyen 
jene Gebühren wie die Gebühr für das gerichtl. Erkenntniß 
pom Käufer und Verkäufer zu gleichen Theilen zu tragen. 
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IV HVeber die Frage, ob für die gerichtl. Infinua- 
tion einer Schenkung bei den Gerichts-Höfen eine 
Sportel oder bei den Gemeinderäthen ein Erkenn- 
| geld anzufeben fey? 
(Bon Herrn Wupillen » Rath Sfeitter,) 

Von N. N. wurde unterm 18. San. 1836 eine Schen⸗ 
fung von Todeswegen errichtet, nach welcher deffen ge: 
ſammtes gegenmwärtiged und zufünftiged Vermögen an eine 
Pflegtochter übergehen fol, und um dieſer Schenfung die 
möglichfte Solennifation und Legalifation zu verfchaffen, 
die betref. Urkunde dem Gerichtö: Hofe ded Kreiſes zur 
gerichtl. Eognition vorgelegt. 


Wenn nun gleich ſolche Schenfungen von Todedwegen 
feiner gerichtl. Beftätigung und felbft Schenkungen unter 
den Lebenden nur der gerichtl. Snfinuation bedürfen, fo 
nahm der Gerichtd» Hof doch Feinen Anftand, dem aus: 
druücklichen Wüunfche des Schenferd gemäß, die von ihm 
errichtete Schenfung von Todeswegen, in das Contract-Buch 
und Protocol des Gerichtd s Hofd einzutragen, und auch 
in dem betreffenden Güterbuchd= Hefte eine entfprechende 
Vormerkung zu machen, fofort aber die Urkunde felbft in 
dem Depositorium niederzulegen. In Beziehung auf den 
Sportel: Anfab waren die Anfichten bei dem Gerichts-Hofe 
getheilt. | | 

Der Referent und einzelne Mitglieder giengen von der 
Anfiht aus, daf, da im Sportel-Gefebe vom 23. Juni 1828 
eine befondere Sportel nicht angeordnet fey, die für. gerichtl,. 
Beftätigung von Erb» und EherVerträgen, von Einfind: 
fhaft,z Familien- und andern Verträgen nad Maaßgabe 
der. Beftimmung ded Sporteltarifd „Verträge Nr. 1.“ an: 
‚geordnete. Sportel von 5— 100fl. anzufeben fen, da wenn 
auch nicht eine -förmliche Beſtätigung, doch eine Cognition 
über die Dispofitiong» und Geiftedfähigkeit des Schenfge- 
bers anzuftellen, und Einträge in die Gerichtsbücher zu 
machen gemwefen ſeyen; andere Mitglieder: dagegen hielten 


‚einen Sportels Anfah überhaupt nicht für -degründer, da 
nach dem Sportel= Tarif a. a. O. nur für die gerichtl. 
Beftätigung der fraglichen Verträge eine Sportel anzus 
fepen, diefe aber in dem vorliegenden Falle von dem Ges 
richts⸗Hofe nicht erteilt worden ſey. 

Bei dieſer getheilten Anſicht wurde in der Sache Be⸗ 
richt an K. Juſtiz⸗Miniſterium erſtattet, welches ſich durch 
bohen Erlaß vom 27. Febr. 1626 mit der erſtern Anſicht 
einverſtanden erklaͤrte. 

In dieſer Gemäßheit wurde dann auch daB Oberamts⸗ 
Gericht N., bei welchem der Stadtrath die Anfraͤge gemacht 
hatte, ob er berechtigt ſey, von einer bei ihm zur Inſinua⸗ 
tion gebrachten Schenkung ein Erkenngeld zu erheben? auf 
die bei dem Gerichts-Hofe gemachte Anfrage auf den 
Grund des Kap. I. Abſchn. 2, $. 3. der Eommun s Drds 
nung bejabend befchieden, 





Ad III. 
Gefehgebungs-Sragen. 





I) Betrachtungen über die Ehe⸗Geſetze für Pro- 
teflanten in Württemberg, und deren Principien 
| über Ehe- Scheidungen. 
Aus Beranlaffung der von Herrn Oberamts-Richter Rümelin 
zu Heilbronn im erfien Band gegenwärtiger Zeitfhrift S. 490 sq- 
erfhienenen Abhandlung ‚‚Ueber die Behandlung von Ehe-Sachen.“ 

(Bon Herrn Ober: Juſtiz-Rath Dr. Hänlein zu Eflingen.) 

Unter dem Titel ‚‚Ueber die Behandlung von Ehe— 

Sachen” ift in gegenwärtiger Zeitfehrift a. a. D. eine Ab» 
bandlung des Herrn Oberamts-Richters Rümelin u 
Heilbronn erfchienen, durch welche der Verfaſſer des gegens 
mwärtigen Aufſatzes zu nachftehenden Bemerkungen ſich vers 
anlaßt fieht. E 

Es beginnt jene Abhandlung mit einen Tadel der 
mwürttembergifchen Ehe = Gefepe für Proteflanten, indem dies 


! 


2A 
ſelben bort vorzugdmeife ald „morſche und veraltete Theile 
„unferer Gefebgabung, welche einer Werbefferung und 
„einer Reviſion dringend bedürfen” ©) prädicirt wers 
„den; deren Inhalt — wenn auch häufig nur beitm erflen 
„Anblick — fo hart und ſchonungslos erfcheine, daß man 
„Ah in das alte Sparta zurüdverfept, und Ipfurgifche Ges 
„sehe zu leſen glaube,’ 2e) Es wird dann in demfelben 
Auffape ***) der Ehe-Gerichts-Ordnung die Eigenfchaft 
eine8 wirklichen Geſetzes abgefprochen, und ald Hauptzweck 
obiger Abhandlung bezeichnet, zu verfuchen, „ob nicht bis 


„zur Einſchreitung der Geſetzgebung im Wege der Ver— 


„ordnungen und der Auslegung Manches zeitgemäßer ange— 
„ordnet und behandelt werden könnte,“ als es in der Ehe— 
Gerichts⸗-Ordnung vorgeſchrieben fen +) — was durchzufüh⸗ 
sen aus obigen Gründen fein rechtliches Hinderniß vorzuliegen 


feine. 
Die hier aufgeftelten Behauptungen, wodurch ber 


Ehe sGerichtd - Ordnung ibre noch gegenwärtig beftehende 


gefeglich verbindende Kraft abgeſprochen, und die Zuläßigs 


keit von jebt anzunehmenden Abänderungen derfelben außer 


dem Wege der Gefepgebung dargetban werden will, dürfs 
ten fich indeffen bei genauerer Prüfung ald unbegründet 
darftellen. | 

Allerdings ift die württembergifche Ehe-Gerichts-Ord⸗ 
nung, nebft der derfelben angehängten cynosura ecclesia- 
stica, wie dad vorangedrudte Publicationd = Patent vom 4. 
April 1687 befagt, auf Befehl des die vormundfchaftliche 
Regierung für den. Herzog Eberhard Ludwig führenden Ad» 
miniftratord und Obervormünders, Herzogs Friedrich Carl, 
mit Berüuͤckſichtigung vorzugsmeife der in der Ehe = Ordnung, 
und im den nad und nah im Fache des Ehe⸗-Rechts ers 





- ®) p. 490. 


®) p. 491. 
®*) pn. 492. 
1) p- 495, — 
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gangenen General: Mefcripten, Manuductionen, auch Spe- 
cial: Refolutionen, Mandaten und Befehlen enthaltenen 
Beſtimmungen verfaßt, und zur allgemeinen Nachachtung 
‚promulgirt worden; ohne daß aus diefem Promulgationd- 
Patent zu entnehmen ift, ob eine Mitwirfung von Seiten 
der damaligen Zandfchaft oder ded landſchaftlichen Ausfchufs 
ſes bei Verfaffung diefer Ehe-Gerichts-Ordnung flattges 
funden hatte, mie ſolches bei Berfaffung anderer Landeds 
Geſetze, namentlich 3. B. des Land-Rechts und der Landes: 
Drdnung gefchehen, und in der denfelben vorangedrudten 
Promulgationd » Patenten ausdrücklich erwähnt ift. *) 

Allein um die gegenwärtige geſetzlich verbindende Kraft 
der Ehe» Gerichtö > Drdnung zu beurtheilen, ift e8 auch gar 
nicht nothwendig, dem Umſtand, ob bei Verfaffung derfel- 
ben die Yandfchaftlihe Mitwirkung beziehungsmweife Zuftim: 
mung ftattgefunden babe, oder niht? — noch genauere 
Nachforſchung zu widmen. 

Zur Zeit der Emanation der Ehe-Gerichts-Ordnung 
beftanden hinfichtlich der Nothwendigkeit der Iandftändifchen 





©) „Demnach wir folhe revidirt und vermehrt, von Und appro= 
„birt, und Unferen getreuen gehorfamen Prälaten und land— 
„ſchaftlich Ausfhuß mwohlbeliebig Land» Recht in Kraft Unferer 
„habenden landesfürftlichen Regalien und Freiheit, hiemit in 
„Druck geben und publiciren haben laſſen“ — fagt das dem 
« erneuerten Land-Recht vorangedrudte Publications = Patent 
v. 1. Zuni 1610. — | 
„So haben wir doch, . . auf unfere Räthe, auch getreuen ge: 
„horſamen Prälaten und Landſchaft, unterthäniged gut An- 
„sehen, auch gehorfamed Bitten, diefelb Unfer Lands: DOrd- 
„nung und darauf gefolgte Statuten und Sagungen wiederum 
„für Hand genommen, überfehen, mit fonderm gehabtem flatt- 
„lichem Rath unferer Räthe, auch Ihr Unfern Prälaten und 
„Landſchaft Großen Ausfhuß, erwägen, an etlihen Orthen, 
‚mach Gelegenheit jegiger Zeit und Läuff geändert, emendirt, 
„gebeſſert, zufammen in ein corpus gefaßt, und in diefen 
„Truck bringen laſſen“ — ſagt dad Promulgationz = Patent 
„der Land&s Ordnung vom 17. Auguft 1567.” 


Theilnabme an. der Landes-Geſetzgebung in Württemberg 
noch nicht die firengen Peiner beliebigen Deutung fähigen 
Principien, welche die gegenmärtige ——— 
Wüͤrttembergs hierüber enthält. *) 

Während nad der deutſchen Reichs-Verfaſſung die 
Theilnahme der deutfchen Territorial= Landftände an der‘ 
Landes: Gefebgebung durchaus nicht als ein nothwendiges 
Erforderniß einer deutfchen lYandftändifchen Verfaſſung be= 
trachtet wurde, und die Frage, ob diefe Theilnahme ftatt» 
finde — melche übrigens fehr gewichtige Publiciften **) in 
jedem Falle nur auf einen bloßen Beirath der Stände 
befchränft wiſſen wollten — in den einzelnen Ländern nad) 
den darüber etwa vorhandenen Landes-Receſſen zu entfcheis 
den war; fo ergeben allerdings ſchon die Älteren württems 
bergifchen Landes-Receſſe aud den Jahren 1514, 1520, 
1552, 1554, 1565, 1583, ***) daß die Nothmendigkeit 
des Iandftändifhen Beirathes bei Erlaſſung allgemeiner 
Landesgeſetze darin als etwas Herkömmliches anerkannt 
wurde, und ſpätere Landes-Receſſe F) enthalten noch fpeciels 
lere die Nothwendigkeit des Yandftändifhen Beirathes 


*) Perf. Urkunde $. SS — 91. 

*=) Gönner deutſches Staats-Recht $. 255. 256. 

“38, Mol, die Landes = — in Reyſcher's Sammlung der würt⸗ 
tembergiſchen Geſetze, Bd. 

+) So verfügt der Landtags- — v. 23. Deebr. 1629 — hei 
Reyſcher, a. a. D. ©. 3358 — in $ 21. 

„Desgleichen in den allgemeinen durchgehenden Lands-Ord⸗ 
‚mungen ohne des kleineren Ausſchuſſes, fo fraft diefed Ab- 

„ſchiedes biezu bevollmächtiget,; Vorwiſſen, keine haupt» 
„ſächliche Veränderung angenommen.’’ 

Der Landtags-Abſchied v. 18. April 1739 $. 50 — bei Rey: 
fher a. a. D. ©. 534 — enthält hierüber: 

„Nachdem aud) die Landfchaft fi befhweret, daß obwohl der 
„Zübingifche Vertrag d. a. 1514, wie aud die Landtag» 
„Abſchiede d. a. 1520, 1552, 1554, 1556, 1583 und befonderd 

“ ‚der von a. 1629 geben, daß in denen allgemeinen Landes⸗ 
„Ordnungen ohne des engern Ausſchuſſes⸗-Vorwiſſen keine 
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bierzu ausdrüdlich ausfprechende Beſtimmungen. Die 
Nothmwendigfeit der Einwilligung und Zuffimmung 
von Seiten der Landflände oder vielmehr des bierzu bes 
vollmächtigten Engeren Audfchuffes, zur Erlaffung neuer, 
oder zu hauptſächlichen Abänderungen beſtehenden Zandeds 
Geſetze, wurde aber erft in dem Erb: Vergleich vom Jahre 
4770 ausdrüdlich audgefprochen. ®) 

Mit Recht MAIN: daher ein neuerer wörttembergifcher 





„Aenderung vorgenommen werben folle: ald geben wir Un« 
„fern treugeborfamften vormundfihaftlichen Prälaten und 
„Landſtänden hiemit die Verfiherung, daß in Fällen, wo 
„Wir vermöge der und ald administratori diefer Landen, 
„competirenden landesfürſtlichen Hoheit, und daher deri⸗ 
„virenden potestatis leges ferendi, die allgemeinen Pan» 
‚„‚ded=» Drdnungen in Haupt= und Gubftantiale Sahen ab« 
„zuändern vor nöthig erachten werden, Wit jederzeit in 
„‚Sonformität der allegirten Landtags-Abſchiede vorher mit 
„dem Engern Ausfihuß communiciren, und deſſen räthlie 
„ches Bedenken erfordern laffen werden.” 
%) ad Grav. II. sub membr. 1. $. 2. und ad Grav. VI. $. 1. 
und 2. — bei Reyſcher a. a. O. ©. 553. 562 — 63. 
„Ihre Herzogl. Durchlaucht werden ed gnädigft einzurichten 
„‚geruben, daß wenn Höcftdiefelbe aus eigener Bewegniß 
allgemeine oder befondere unmittelbare Befehle ergehen 
„zu laffen, gnädigft gutfinden, felbige der Landed =: Verfafs 
„‚fung, und eined Dritten Gerechtfame ohnnachtheilig ſeyen.“ 
ferner | 
„Was die Errichtung neuer allgemeiner Landes - Gefege und 
„Ordnungen betrifft, verbleibt es fürderfamft bei demjeni« 
„sen, was oben ad grav. 2. membr. 1. $. 2. vergliden 
„worden, auch der Inhalt derer bereit3 vorhandenen Lan« 
„deſs-Verträge, indbefondere ded Landtags-Abſchieds d. a. 
1739, $. 50. mit fi bringt, und werden 3.9. D. hier⸗ 
„unter nicht? verfügen, fo denfelbigen, wie auch denen 
„allgemeinen Landed-Freiheiten, oder denen befondern Pri« 
„vilegien einzelner Städte, Aemter und Communen, oder 
„denen fonfligen Gerechtfamen eines Dritten nachtheilis 
„ſeyn Fönnte.” „Deßgleichen und 
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Publicift, *) daß in diefem michtigen Punkte nie vollkom⸗ 
mene Klarheit zur Zeit der alten Berfaffung beftanden habe, 
Und e8 find in den befannten Sammlungen württembers 
gifcher Generalien und Gefebe gar manche Acte des landes⸗ 
fürftlihen Geſetzgebungs⸗Rechts zu finden, welche, obwohl 
einfeitig vom Landesherrn ausgegangen, doch unbeftritten 
ibre Anmendung nachher bei den Landes- Behörden fanden, 
und ald allgemein verbindliche Normen betrachtet wurden. *®) 


Daß aber einem Landes: Adminiftrator und Obers 


Wormünder die gefeßgebende Gewalt entzogen gemwefen fen, 


„Werden 3.9. D. foviel die Erffär- und Abänderung der vor⸗ 
„bandenen allgemeinen Landed:Gefege und Ordnungen ans 
„belangt, in Gonformität obangeregter. Landed-Merträge, 
„und des Engern Ausſchuß-Staats, die in diefem Herzog: 
„thum publicirte Ordnungen erhalten, und_ weder durch 
„allgemeine Gefege, Ordnungen, und GeneralsReferipten, 
„noch dutch befondere Befehle und Freiheitd- Briefe, eine 
„feitig, und ohne vorherige Communication mit dem lands» 
„ſchaftlichen Engern Ausihuß, fo kraft Landtags - Abfchieds 
„d. a. 1629 $. 21. hierzu bevollmädtiget, auch deffen dar— 
„auf erfolgte Mit-Finwilligung, eine hauptſächliche Abäns 
„derung vornehmen.’ 


N Mobl, württembergiſches Staats-Recht Bd. 1. 9. 7. ©. 35 — 


36. und-Note®. ©. 4. 


*e) Ohne auf eirzelne minder bedeutende im Wege der landesherr⸗ 


lihen Verordnung erfhienene, Gefeged - Beftimmungen und 
Abänderungen namentlih im Criminal: Fahe einzugehen, ift 
bier beifpielöweife nur zu erwähnen daB von Herzog Eberhard 
Ludwig den 6. März 4714 erlaffene Duell: Edift (bei Hoch— 
fetter Thl. 2. ©. 219. sq.) die von demfelben Fürften erlaffene 
Griminal= Ordnung v. 4. April 1732. (bei Hochftetter Thl. 2. 
©. 338. sq.) in welchen Gefegen menigftend nit erwähnt 
ift, daß fie mit Vorwiffen und nah eingeholtem räthlichem 
Bedenken des Iandfhaftlihen engeren Ausſchuſſes erlaffen wor: 
den wären; und dann die von Herzog Carl publicirte Werhfels 
und MWerhfel= Gerichtd- Ordnung v. 24. März 1759, in deren 
Eingang ausdrüclich gefagt ift: 
„Was maaßen Wir, nad Selbft eigener reifer Ueberlegung — 
„eine eigene Wechſel⸗ und Wechſel⸗ Gerichts⸗Ordnung abfafr 


wie Herr Oberamtsd » Richter. Rlımelin in gedachtem Auf- 
fabe — ©. 492. — behaupten zu wollen ſcheint, iſt ein 
Sab, melcher weder in dem älteren noch in dem neueren 
württeinbergifchen Staat?» Recht feine Begründung findet, 
und auf einer Verwechölung der Begriffe beruhen dürfte, 
indem die Befchränfung der Nechte eined vormundſchaft⸗ 
lihen Regenten und feiner Regierung in Beziehung auf 
die Abänderung von Verfaffungd » Punkten irrig dort auf 
die ganze Gefebgebung ausgedehnt werden will. 

Würde aber je hinfichtlich der gefeplich verbindenden Kraft 
der Ehe-Gerichtdö-Drdnung aus der Art der Entftehung und 
Promulgation derfelben ein Zweifel hergeleitet werden Fön 
nen: fo wäre diefer längſt befeitigt dadurch, daß diefe Ehe: 
Geriht3 = Ordnung, ihrem wefentlichen Inhalte nach, feit 
ihrer Promulgation, faftifch jedenfalls ald Gefeb beftanden 
hat, und als folches von den Regenten Württembergd *) 
und deren Beamten und Unterthbanen bisher ftet8 betrachtet 
worden if. Sa felbfi wenn die Ehe- Gerichtd- Ordnung 
früher auch nur die Eigenfchaft einer. Verordnung gehabt 
hätte, fo würden doch auf diefelbe, da fie noch zur Zeit der 
fen, und hierdurch zu jedermänniglichd Nachricht und ge= 

‚„‚borfamfter Gelebung befanntmaden laffen, mie folget.’’ 
Reyſcher a. a. D. Thl. 6. ©. 529 — 30. | 
Weißhaar württemb. Privat- Recht Thl. 1. $. 3. 20. 

2) Ald ein verbindliches Gefes wird fie anerkannt in einer Reihe 
der in der Hartmann’fihen Sammlung der mwürttembergifchen 

Ehe: Gefese enthaltenen berzoglichen General: Referipte, na= 

mentlih von dem Herzog Eberhard Ludwig, während deſſen 

Minderjährigfeit die Ehe Gericht3 - Ordnung publicirt worden, 

dort unter den Numern XXI ©. 270 sq. XXIX. ©. 299 

sq. XXXIV. ©. 309, von Herzog Carl Alexander n. XLVIII, 

©. 350, von Herzog Carl n. LXX. ©. 358. n. LXXIX. ©. 

366: n. CII, ©. 389. n. CV ©. 394. n. CXIX. ©, 409, — 

Die gleiche Anerfenntniß ift enthalten in der von König 
Friedrich für das auch mit der Zurisdietion in Ehe-Sa— 
then beauftragte damalige Ober - Zuftiz = Collegium H. Se— 
nats v. 4. Mai 1806. $. 22., fowie in der die Ehe⸗Schei— 
dung bei Verurtheilung de3 einen Ehegatten zu zehen: oder 
mehrjährigen Freiheits-Strafe, auf Klage ded andern 
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Emanation der gegenwärtigen DBerfafjungs » Urkunde Würt: 
tembergs in Kraft beſtand, der $.'91. der letzteren Anwen— 
dung finden, wornach jene, fomweit fie nicht mit einem 
Punkte der Verfaſſungs-Urkunde im Widerfpruch flünde, 
bis zu dem Eintritt der verfaffungämäßigen — d. i unter 
Zuftimmung der Landftände Rattfindenden — er in 
Kraft zu befteben hatte. 

Ebendeßhalb ſtehet e8 auch den Landes: Behörden, vor 
welchen Ehe: Sadhen zur Verhandlung und Entfcheidung 
fommen, nicht zu, fich über die Beſtimmungen -der Ehe: 
Gerichtd - Ordnung, fo weit ſolche bis jest noch in geſetz— 
licher Kraft beftehen, hinwegzuſetzen. Diefelben haben fi 
vielmehr danach zu achten; fowie auch eine»Abänderung 

der Ehe: Gerihtd = Ordnung jetzt nicht mehr im Wege der 
Verordnung, fondern, nach $. 88. und 91. der Verf.-Ur— 
funde, nur im Wege der Geſetzgebung, d. i. unter Zuſtim— 
mung der Landftände, gefchehen kann. — Wahr iſt ed zwar, 
daß im Wege der Verordnungen und des Gerichtögebraue 
ches, nicht bloß audlegend und ergänzend, fondern theils 
weiſe auch abändernd, auf einzelne Beftimmungen der Che> 
Gerichtd » Ordnung feit deren Emanation mehrfach gewirkt 
worden iſt. Allein die auf diefem Wege, und zwar vors 
zugsmeife auf dem der Verordnungen, gefchebenen Abände- 
rungen fallen noch theild in die Zeit der früberen Verfaſ— 
fung, wo die Gränzen des landesherrlichen Berordnungsrechts, 
fowie überhaupt die Beflimmungen über die Ausiibung- der 
gefebgebenden Gewalt — wie die oben hierüber gegebene 
Ausführung darthut — nody nicht fo ‚genau und beftimmt 
lauteten und gehalten wurden, als dieß feit der Eriftenz 
der gegenwärtigen Verfaſſung der Sal ift, tbeild in die 
Zeit, da die ältere Verfaffung aufgehoben, und die neue 
noch nicht erfchienen war, alfo von fländifcher Mitwirfung 
gar nicht die Rede ſeyn Fonnte, Zu diefer früheren Zeit 
konnte dann auch, durch das Hinzufommen der — entwes 


Theild zulaffenden General = Verordnung vom 44. I 
4812 — Reg. Bl. 1812 ©. 454. — 
Monatfar. fd. Iultispfl, U. Bd. ©. Abth. 16 
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der ausdrüclich audgefprochenen, oder ſtillſchweigend zu er: 
kennen gegebenen — landesherrlichen Anerkennung einer 


ſolchen Abweichung vom Gefeh, ein dasſelbe in einzelnen 
Beflimmungen abändernder Gerichts: Gebrauch zu Recht 
beftehen, und das bewirken, was der Gerichtd : Gebrauch 
ald eine Unterart des Gewohnheits-Rechts für fich allein 
nicht vermocht hätte, *) — Jeht aber ift durch die Beſtim⸗ 
mung der $. $. 88. und 91. der Verf, Urkunde jede Ab: 


- Anderung unfered Ehe: Rechtd, mie überhaupt jede eigent- 


lihe Abänderung ded noch in anerkannter Wirkfamfeit 
beftebenden Rechts, außer im Wege der Gefepgebung, aus: 
gefchloffen. 

Es find übrigend auch nur wenige Punkte, in welchen 
auf dem Wege der Berordnung und ded Gericht = Ge: 
brauch8 in der früberen Periode wefentlihe Abände: 
rungen der Beſtimmungen der Ehe: Gerichtd - Ordnung 
eingetreten find. — Wenn aber bei diefer Gelegenheit die 
mehrermähnte Abhandlung beifpieldweife die Beflimmungen 
über die ebegerichtlichen Ferien als ſolche anführt, melche 
gar nicht gehalten werden, **) fo ift dieß ein Irrthum. 
Die erfi noch durch den $. 22. der Inftruftion für das Königl. 


« Ober: Juftig= Collegium IL Sen. erneuerte, Beftimmung 


der Ehe» Gerichtd Ordnung p.2.c.2. $. 1. hinſichtlich der 
Ehe » Gerichtd - Ferien — wohl zu bemerken, nur in Bezieb: 
ung auf die Verhandlung der Ehe: Gerichtd = Proceffe, Feis 


neswegs anderer Gefchäfte des Ehe-Gerichts, und vorzugs— 


weiſe wohl zum Beſten der Parthieen gegeben **#) — bes 


*) L. 2. Cod. quae sit longa consuetudo VII. 53. 

„Consuetudinis ususque longaevi non vilis auctoritas est; 
‚„verum non usqueadeo sui valitura momento, ut 
„aut rationem vincat, aut legem.“ 

*) a. a. O. ©. 492. 

***) Dieß ergiebt fi) fowohl aus den Zeiträumen diefer Ferien — 
die Chrift- und Neujahrs-Feſt-Wochen, Char= und Dfter- 
Mode und die Zeit der Erndte und der Weinlefe — ald aus 

.* der in der angeführten Stelle der Ehe-Gerichts-Ordnung ent=- 
baltenen Beftimmung, daß mit ausdrücklicher Renunciation 


“ Fr. 
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ftehet vielmehr, menigftend bei dem Che: Senat des Königl. 
Gerichts-Hofs für den Nedars Kreis, noch in voller Kraft. 
Der bauptfähliche Tadel unferer proteftantifchen Eher 
Gefege, in der mehrerwähnten Abhandlung ift aber gegen 
die Strenge jener, in Beziehung auf die Zuläßigkeit der 
Ehe⸗Scheidung gerichtet; befonderd wird der ehegerichtlichen 
Procedur Härte vorgeworfen bei der Scheidung wegen be= 
barrliher Weigerung in Fortfebung der Ehe (ex capite 
quasi desertionis); und es werden dort VBorfchläge gemacht, 
in Beziehung hierauf, noch ohne das Einfchreiten der Ger, 
fepgebung abzuwarten, daB ehegerichtliche Verfahren zu 
vereinfachen und zu verbeffern. *) f 
Um diefen Gegenftand richtig zu beurtheilen, ift e8 
vor Allem notbwendig, auf die unferen vaterländifchen 
Ehegefeben für Proteftanten zu Grunde liegenden Principien. 
in Beziehung auf die Ehe: Scheidung — nämlich die völlige 
Ehe: Scheidung, dem Bande nah, im ©egenfab der blos 
fen separatio quoad thorum et mensam — und deren 
Begründung näher einzugeben. | 
Unſere Ehe= und Ehe: Gerichtd : Ordnung ift binfichts 
lich der Eingehung der Ehe und, der hieraus für die Con= 
trabenten bervorgehbenden Rechte, fowie binfichtlich der Auf⸗ 
loͤſung derfelben, nicht bloß auf die Principien des gemeinen, 
namentlich des römifchen Rechts, über Verträge überhaupt 


und den Ehe: Vertrag indbefondere, fondern auch und vor= 


zugsweiſe auf die Grundfäbe des Chriſtenthums über die 
Ehe gegründet, und zwar nad) der durch den Lehrbegriff 
der evangelifch »Tuther’fchen Confeffion den betreffenden Stel: 
len der heiligen Schrift gegebenen Auslegung. 
Es find diefe die befannten Stellen des Neuen et 

Matth. V. 31 — 32. 

Matth. XIX 3 — 9, 

I. Cor. VII 15. 


beider Partpie'n auf die Serien, innerhalb derſelben im Noth— 
fall, Verhandlungen ftattfinden dürfen, 
) 0.0 D. 495 — 96. 


* 


16* 


— 
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Die Ehe ift biernach zwar nicht ald ein von dem Er: 
Iöfer eingefehtes Sacrament zu betrachten, wohl aber ala 
eine von deinfelben für von Gott gebeiligt und für unauflösbar 
erflärte Verbindung, den Fall derjenigen unerlaubten Hand: 
fung von Seiten eined Ehegatten ausgenommen, welcher 
in den angeführten Stellen der Evangeliften mit dem Worte 
srooveia *) bezeichnet iſt. Jeſus verbietet hier dem Manne 
die Scheidung von feinem Weibe, fpricht alfo die Unauf: 
fösbarfeit der Ehe dem Bande nad) aus, „maoeurös Adyov 
ropveiag,“ — „es fen denn um Ehebruch‘ überfegt Luther 
— un "en nooreig* — „es ſey denn um der Hurerei Willen‘‘ 
überſetzt es ebenderſelbe — „adulterii erimine tantum ex- 
cepto,‘‘ „extra causam adulterii‘‘ „‚praeter rationem 
ädulterii ‚* praeter fornicationem‘ . jagen andere Aus: 
leger. — | 

Daß in diefen beiden Stellen nur von einem folchen 





*) Das bier gebrauchte Wort nogreia, läßt zwar verfchiedene 
Bedeutungen zu, und wird bierunter nicht bloß Ehebruch, 
Hurerci, Blutfhande, fondern im mweiteften Sinn jede Art 
von Linfeufchheit, von Sitten = Unreinbeit, verftanden; — 
vgl. Schleusneri lexicon in Novum Testamentum s. voce 
nopveia — ift aber nad) der aud von den Verfafern unfe: 
rer Ehe: Gerichtd: Ordnung angenommenen Auslegung der 
bewährreſten Theologen und Juriften bier ald diejenige Art von 
Unzudt, von Sitten-Unreinheit zu verftiehen, mwodurd die 
ebeliche Treue unmittelbar gebrohen, und dad Weſen de3 
ebelihen Bandes verlegt wird, fo daß alfo nicht bloß der Ehe— 
brud) im engeren Sinn birunter zw verfteben ift, fondern 
auch wie %. H. Böhmer fih auddrüdt, ea facinora, qui- 
bus aeque, ut per fornicationem, fidei conjugali clades 
insignis infertur, seu quicquid habet rationem forni- 
eationis; wogegen andere nicht auf die Verlegung des Ehe— 
bandes ſich beziehende Arten von turpitudo nidt als bier: 
unter begriffen hier anzunehmen find. 
J. H. Boehmer jur. cecel. Prot. P. IV. Tit. XIX. $. 
XXVIL XXVIII. - 
Hochstetter comp, ur. matrim. c. 15. $. 2. 
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Vergeben des Weibed, nicht. auch des Mannes die Rede 
ift,. beabfichtiate Feinesmegs, den Manne ein Vorrecht 
in diefer Beziehung vor dem Weib zrı ertheilen, fondern 
batte feinen Grund lediglih in der im mofaifchen Geſetz 
enthaltenen Veranlaſſung, welche jenen Ausſpruch Chriſti 
berbeiführte. Wenn daber die Ausleger der heiligen Schrift, 
obige Stellen obne Unterfchied auf beide Ehegatten anwen⸗ 
den, fo folgen fie bier nur der Auctorität des Apofteld 
Paulus, welcher I. Cor. VI. die Ausfprüche Jeſu über 
die Unverletzlichkeit der Ehe gleichmäßig auf beide Ehegats 
ten anmendet. ‚ 

Eben diefer Apoſtel rechtfertiget denn durch feinen 
Ausfpruch (1. Cor.VIE 15.) wo er in dem Fall, da ein mit 
einem Chriſten geehelichter ungläubiger Ehegatte fi von 
jenem trennt, die Ehe für jenen dem Bande nad) gelöst 
erklärt, die Ehe-Scheidung wegen bößlicher Verlaſſung ») — 
als in welcher offenbar auch eıne das Wefen der Ehe zer— 
ftörende Verlegung der ehelichen Treue enthalten ift. ” | 

Don diefen Ausfprüchen der heiligen Schrift ausgehend, 
erkennen unfere württembergifchen Ehe-Geſetze nur folche 
Scheidungsgründe an, welche fich mit jenen in Einflang 
bringen laſſen, fonah nur ſolche abfichtlihe unerlaubte 
Handlungen, mworin eine dad Wefen ded ehelichen Bandes 
zerftörende Verletzung der ehelichen Treue enthalten ift; 
geben aber über dieſe Grenze nicht hinaus. Scheidungs« 
Gründe find demnach einmal der eigentlih fogenannte Ehe— 
bruch, adulterium, fey diefer nun vollftändig ermiefen, 
adulterium verum ; *5) oder — was nad) den Grundfäßen der 
ertenfiven logischen Snterpretation von der Doctrin und _ 
der Gericht8 = Praris demfelben gleichgeachtet wird — durch 
die dringendften Vermuthungsgründe als verübt fo nahe 
angezeigt, daß er zu präfumiren ift, adulterium praesum- 


*) J. H. .Boehmer 1. c. Lib’ IV. Tit. XIX. $. VII. $. XXX. 
»9) E. O. c. 6. 5. 1- 3. 
E. G. O. P. 2. c. 9. F, 1 — 4. 
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tum, *) in welche Kategorie namentlich auch der Fall des 
bewiefenen nächften Verſuchs des Ehebruchd zu rechnen ıft. 
Sodann die bößliche Verlaſſung, malitiosa desertio ‚**) als 
welche nad) einem neuerlichen Gefeb v. 15. Auguft 1817 ***) 
fhon die wider den Willen des andern Ehegatten gefchehes 
ne Auswanderung in einen fremden Welttheil anzufehen 
ift, wenn gleich der Ehemann, in Gemäßheit des ihm zus 
ſtehenden Rechts der Beltimmung des gemeinfamen Wohn 
orts, an einem folhen Unternehmen nicht verhindert wer: 
den Fann. Ferner diejenigen Verbrechen, „durch melche 
„die Ehe-⸗Treu und vinculum matrimonii immediate läs 
„dirt, und substantia matrimonii ſowohl, oder mehreres, 
„als durch den Ehebruch und bosbaftige Verlaffung convel- 
„lirt würde, als Sodomie, Blutfehande, oder Lebens: 
Nacftelungen gegen den Ehegatten, +) mwelchen lepteren 
eine Königl., auf die Anfrage ded Ehe = Senats des Königl. 
Dber- Tribunal erlaffene, Special : Refolution v. 26. Zuli 
1819 ++) auch die Nachſtellung nad) dein Leben eined von 
dem Flagenden Ehegatten beigebrachten Kinded gleichgeach> 
tet wiffen will — mad die Gerichtö= Prarid aber, nach den 
Grundfäben der Interpretation, in Folge eined Schluffes a 
minori ad majus überhaupt von Lebens-Nachſtellungen 
annimmt, welde gegen ein Kind des Flagenden Ehegatten 
gerichtet find, fen diefes nun von Letzterem in die Ehe ges 
bracht, oder in diefer mit dem Verbrecher erzeugt worden. 
Endlich, was in der Ehe: Gerichtd= Ordnung der malitiosa 
desertio gleichgeachtet wird, da ed am Ende auf daffelbe 
hinausgeht, die hartnädige, und felbft-durch die ftufenmeife 
“ *) Hochstetter comp. jur. matr. c. 13. |. 2. 
**) E. G. O. P. 2. c. 13. 6. 4. sq. 
*s) St. und Reg. Bl. 1817. ©. 406, alfo noch aus der Periode 
des unbeſchränkten Königl. Gefesgebungd » Redhtd. 
1) E. G. O. P. 2. c. 13.8. 118. 
+4) Eine authentiſche Interpretation, aber auch noch aus der Pe— 
riode der noch durch Feine Verfaffung befhränkten Königlichen 
Gewalt, wo alfo Fein Unterſchied zwiſchen Gefeggebung und 
Berordnung beftand. — In den Normalien und Präj.-Samm: 
ungen der Ehe: Senate enthalten. — 
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angeordneten Zmangdmittel nicht zu überwindende Bermweis 
gerung des ehelichen Zufammenlebensd „‚perpetua et incorri- 
„gibilis denegatio debiti conjugalis‘‘ *) die. ‚fogenannte 
quasi . desertio; ſowie, nach zweien General-Verord⸗ 
nungen v. 14. Nov. 1774*°) und v. 14. Sept. 1812.°%*) 
folche Verbrechen, welche eine Yebenslängliche, oder dod) 
mindeſtens zebenjährige Freiheitöftrafe zur Folge haben, da 
die Verübung eined folhen Verbrechens, welches eine fo 
lange Trennung der Ehe zur Folge bat, indem der unſchul⸗ 
dige Theil dem fhuldigen während deſſen Strafzeit nicht 
nachzieben kann, einer malitiosa desertio gleichzuachten iſt. 

Dabei halten unfere Ebegefebe ftetd den Grundfap feft, 
daß nur dem unfchuldigen, nicht dem, einer der aufgeführ- 
ten als Scheidungdgründe erflärten Handlungen fich fehuldig 
machenden, Ehegatten ein Klagereht auf Scheidung zu: 
ftehet; was wieder ganz in Gemäßheit der oben allegirten 
Stellen der heiligen Schrift iſt, welche dad Recht auf Ehe: 
Scheidung nur dem durch die Berlebung der ehelichen 
‚Treue von Seiten ded andern Ehegatten in feinen Rechten 
gefränkten Theil einräumen; aud ebenfo aus der Natur 
der Sache bervorgebet, da aus einer Rechts-Verletzung 
denjenigen, welcher ſich derfelben fchuldig m Fein Recht 
entfteben Fann. 

Weiter Fonnten unfere Ehegefehe und die Gerichtöpra= 
xis nicht geben, ohne dad jenen zu Grund liegende ober: 
wähnte, aus den Lehren der chriftlichen: evangelifch- — 


*) E. G. O. P. 2. c. 13. 6. 1. 2. 
*+) Hartmann Ehehgeſetze des Herzogthums Württemberg ©. 409. 
*2) St. und Reg. Bl. 1812. ©. 454. 

Auch diefe authentifhen Interpretationen, beziehungsweiſe Abe 
änderungen der Ehe=-Gerihtd= Ordnung, wenn auch noch 
ganz im Geifte der diefer zu Grunde liegenden Prinecipien, 

- flammen aus der Zeit vor Emanation der Verf.Urkunde, 
und können daher nicht ald Belege für die von Herrn Rü— 

. melin behauptete rechtliche Zuläßigkeit der von ihm beab— 
- fihtigten Verbefferung unferer Ehegefese im Wege der Ber: 
ordnung dienen. 
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fhen Kirche hervorgehende Princip der Unauflöslichfeit der 
Che, ed fen denn um einer dad Wefen derfelben zerſtören— 
den Derlebung der ehelichen Treue Willen, gänzlich zu 
befeitigen. | 

Aber gerade diefed Beincip wird, mittelbar mwenigftens 
durch die Angriffe, welche gegen die daraus mit rechtlicher 
Conſequenz gezogenen Folgerungen gerichtet find, in dem 
mehrerwähnten Auffabe *) angegriffen. Sn der ebegericht- 
lichen Procedur bei der Scheidung wegen Verweigerung der 
ehelichen Pflicht findet derfelbe eine befondere Härte, und 
bebanptet, daß das hier ftattfindende Verfahren zu Ungerech— 
tigfeiten häufig führe, und daß meiftend der wahrhaft 
Schuldige hierbei über den Unfchuldigen triumphire. | 

Allerdings läßt fih nicht verfennen, und die Erfabs 
rung zeigt dieß leider nicht felten, daß ein Ehegatte, ohne 
einer derjenigen Handlungen fich. fhuldig zu machen, auf 
weiche bin da3 Sefeb dem andern Theil ein Klagerecht auf. 
Ehefcheidung einräumt, dieſem das ebeliche Zufammenleben 
fo fehr entleiden Fann, daß er zu der ferneren Verweis 
gerung deſſelben beinabe genötbigt wird. Ja es Fann der 
Sal eintreten, daß jenes von dem Erfteren fogar in der 
Abſicht, die letztere Wirfung bervorzudringen, geſchehen war. 
°“ Und gleichwohl ift nach unferen Ehegefehen nun der Andere, 
wenn er auf jened Benehmen ded Erfteren bin die Forts 
fegung der Ehe verweigert, aufAnrufen deſſelben (den Fall, 
da gegen jenen Sävitien verübt worden, oder fonft em 
rechtlicher Grund feiner Weigerung in Fortfehung der Ehe 
vorliegt, audgenommen, wo zwar nicht gefchteden, aber auch der 
die Sortfehung der Ehe deßhalb Verweigernde nicht durch 
Zwangsmittel dazu angehalten wird) zur Fortſehung der 
Ehe mit- Zwangsmitteln anzubalten, und nad fruchtlofer 
Anwendung diefer hängt es dann erft nicht von ihm, fon= 
dern von dem Erfteren, gerade dem urfprünglichen Störer 
des ehelichen Friedens, ab, eine Eheſcheidung herbeizufüh⸗ 


* 


*) S. 495 — 96. a. a. O. 
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ren, bei welcher dann nicht diefer, fondern der Andere, ber 
die Fortfepung der Ehe ge batte, als fchuldiger 
Theil erfcheint, 

Allerdings können diefe Säle, die aber geineßmege die Res 
gel, fondern immer noch nur die Ausnahme bilden, nach un: 
ferem, auf den beftehbenden Gefepen beruhenden, Verfahren vor: | 
fommen, und fommen auch in der That nicht felten vor,.— Allein 
einestheild ift zu erwägen, daß die, ehegerichtlichen Senate 
bei Bemeffung der Zwangsdmittel, fowie bei der Entfcheis 
dung über Procepfoften, ſtets Rücficht darauf zu nehmen 
haben, und in der That nehmen, ob der die Fortfehung 
der Ehe verlangende Theil nicht dem andern, diefelbe vers 
meigernden Ehegatten fihuldhafter Weife Anlaß zu diefer 
Weigerung gegeben bat? — und daß, wenn die Unterbes 
börden, namentlich die gemeinfchaftlichen Oberamtögerichte, 
dad dem ehegerichtlihen Proceg zu Grund liegende Vor— 
verfahren mit pflichtfehuldiger Genauigkeit führen, eine 
Nichtbeachtung obiger Umflände in den angeführten Bezie— 
hungen nicht leicht vorfommen kann. 

Anderntheils wäre aber, wenn es fich um Berbefferung 
der Ehegefehe für die Proteftanten in Württemberg im 
Wege der Gefehgebung handeln würde, erft zu erwägen, 
ob die Vermeidung der allerdings bei dem bisherigen Vers. 
fahren in der angeführten Beziehung öfter. eintretenden 
Snconvenienzen, *) oder die confequente Beachtung des 
dem bisherigen ebegerichtlihen Berfahren zu Grunde lies 
gender. *riftlich = religiöfen Princip8 mehr Beachtung vers. 
dient? — ob daß zumeilen ftattfindende Eintreten jener 
Snconvenienzen, ob der Mißbrauch, welchen die Chicane 
bie. und da von den beftehenden Zinrichtungen machen fanın, 


*) Molite man in dem Mißbrauch, welchen die Chicane von einer 

»  gefeglihen Anordnung bie und da machen kann, allein ſchon 
einen Grund zur Aufhebung der letzteren finden, fo würden 
eine Menge gefeglicher Anordnungen, deren confequente recht> 
liche Begründung ned nicht angefochten worden, als unhalt— 
bar erfiheinen. 
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oder dad Abmweichen von dem angeführten Princip, als ein 
größeres Uebel zu betrachten ift? — Denn was wollte man 
an die Stelle der biöherigen gefeplichen Beftimmungen 
fegen, und wo wäre zulept eine confequente Begrenzung 
der Auflöslichkeit der Ehe zu finden, wenn man über die 
nah dem oft angeführten Princip beftehenden Scheidungs: 
gründe hinausgehen, und namentlich wenn man dem die Fort- 
febung der Ehe, ohne einen der nach jenem zuläßigen 
Scheidungdgründe für fih zu haben, verweigernden Ehe: 
gatten, oder gar beiden Ehegatten, wenn fie fich nicht 
mehr vertragen zu Fönnen glauben, ein Klagerecht auf 
Ehe» Scheidung einräumen wollte? — ein Gegenftand, auf 
welchen unten noch weiter eingegangen werden wird. 

In keinem Ötaate Fann die Gefehgebung, ohne Nachs 
theil, fich in Widerfpruch feben mit den Grundfäben der Reli: 
gion, zu der die Staatd: Angehörigen, für welche die Ge: 
febe gegeben find, fich befennen. Thut fie e8 doch, fo 
riöquirt diefelbe,, entweder den Glauben der Staatd = Ange: 
börigen an ihre Religion, oder die Auctorität der Gefebe, 
fhmwanfend zu machen. Ganz befonderd tritt aber die 
Nothmendigkeit einer genauen Beachtung der- dißfallfigen 
Grundfäbe der chriftlihen Religion, und zwar je nach der 
Lehre der verfehiedenen Eonfeffionen für die den verfchiede: 
nen Eonfeffionen Zugethan’en, ein bei den Ehegefeben, da 
hiervon die Achtung und der dauerhafte Beftand der Ehe, 
als eined von der Kirche fanftionirten, und in das innerfte 
Familien: Leben eingreifenden, wie audy zu dem Staatöwohl 
felbft in innigem Verhältnig ftehenden, Inſtituts abhängt. 
E83 wäre daher fehr zu beflagen, und könnte namentlich in 
einem Lande, deffen Bewohner glüdlicher Weife der Mehr: 
zahl nach noch fo feft an den Lehren ihrer Religion hängen, 
Yeicht zu nachtbeiligen Folgen führen, wenn unfere proteftanti: 
fchen Ehegefepe die Ehe-Scheidung quoad vinculum noch weis 
ter und audandern Gründen zulaffen würden, ald aus denjeni= 
gen, aus welchen fie die proteftantifch = chriftliche Lehre ge— 
ftattet. *) 

*) Man hat zwar in neueren Zeiten hie und da behaupten wollen, 
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Bei gehöriger Belehrung der Betheiligten werden auch 
gewiß obige Inconvenienzen, wenn fie eintreten, jenen nicht 
mebr fo auffallend vorfommen, als dieß in dem 
Auffabe dargeſtellt iſt. | 

Wenn diefe Gründe ed wenigfent fehr zweifelhaft ma⸗ 
chen dürften, ob die Ehe: Scheidungen unter Proteftanten 
in Württemberg noch mehr zu erleichtern feyen, als diefe 
unfere Gefebe bisher geftattenz; und- ob eine Abänderung 
der lesteren im Wege der Gefebgebung auch nur ausführ⸗ 
bar feyn dürfte, obne dad Gefeb mit den Prinzipien der 
evangelifch= hriftlichen Kirche über die Heiligkeit ded Ehe- 
banded in Widerfpruch zu bringen? — fo müßen fie noch 
vielmehr die Ummöglichkeit einer dißfallfigen Abänderung 
im Wege der Verordnung oder ded Gerichtd» Gebrauhd— 
als worauf Herr Rümelin anträgt *) — darthun. 

Wenn, wie oben ausgeführt wurde, jebt nachdem die 
$. $. 88. und 91. der Verf.-Urkunde beftehen, eine Abäns 
derung unferer Ehegefepe nur nod im Wege der Gefehge: 
bung zuläßig ift, wie könnte auf dem Wege der Berords 
nung und bed Gerichtd » Gebrauchd eine, dad unferer Ehe⸗ 
Gefepgebung zu Grunde Tiegende chriftlich » proteftantifche 
Princip umftoßende, Aenderung ftatt finden? — Freilich 
wird in jenem Aufſatz behauptet, daß eine folche Aende⸗ 
sung im Gefes felbft ihre Unterftübung finde; **) wie aber 


die Staatdgewalt habe in ihrer Gefeggebung religiöfen Indif- 
ferentismus zu zeigen, und daher namentlich in den Ehege- 
fegen die Ehe nur aud dem Gefichtöpunft eined bürgerlichen 
Vertrags zu betrachten, die Beachtung der religiöfen Vorſchrif— 
ten aber, wenn diefe weiter geben, Jediglich dem Gewiſſen der 
Staatd » Angehörigen zu überlaffen. Allein die Folgen diefer, - 
aud einer alle pofitiven Religionen verachtenden fogenannten 
Philofophie bervorgegangenen, Grundfäge, und die Erfahrungen, 
welche die Länder lieferten, deren Gefege jene bethätigten, 
dürften wohl am ftärfften gegen eine weitere Ausbreitung dies 
‚fer Grundfäge fprechen. 

*) S. 496. 0.0. O. 

»>) Ebendaſ. 
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dieß ‚bei genauer Erwägung der Principien ded Geſetzes, 
und bei Beachtung richtiger berimeneutifcher Grundſätze, 
dargetban werden kann? — iſt nicht abzufehen. 
Allerdings laͤßt die Ehe-Gerichts-Ordnung P. 2. c. 
15. $.1. und c. 10. $. 1. wegen Säpitien von Seiten des 
einen Ehegatten, auf Klage des andern, zeitliche Trennung 
der Ehe zu Tiſch und Bett zu; bat aber dabei fortwäh— 
rend die Bewirfung einer Berfühnung und Wiederverzinis , 
gung der diffidirenden Eheleute im Auge. Gerade diefe 
lestere in der Ehe: Gerichtd : Ordnung P. 2. c. 10. $. 1. 
enthaltene Beftimmung: „Wofern aber foldyes‘‘ (nämlich 
Eorrectionsmittel gegen den der Sävitien ſich ſchuldig ma— 
chenden Theil) „nichts verfangen, fondern praesentissimum 
„periculum vorhanden fern würde, ſolchen falls ererft 
„ſolle, ärger» und’fhlimmeres zu verhüten, dem unfchuls 
„digen oder in Gefahr ftebenden Theil entweder. durch aus— 
„fallende ehegerichtliche Urtheil, und fogenanntes toleramus, 
„oder per rescriptum geftattet werden, daf felbiner ſeinem 
„Ehegatten eheliche Beimolmung zu thun nicht fehuldig fern . 
„ſolle, bis fie fih chriftlich miteinander wieder verfühnen, 
„darzu denn fie Eheleut’ von geiſt- und mweltlihen Beam: 
„ten ‚beweglichft erinnert, und dasjenige, fo unter ihnen 
„fh, unebrbarlih und ungeziemend halten und erzeigen 
‚wird, ernftlich geftraft, auch das Schuldig dem Unſchul— 
„digen die alimenta nach richterlichem Erfenntniß zu prä— 
„firen verbunden ſeyn,“ — ergiebt auf das deutlichfte, mie 
durch ein ſolches toleramus das Gefeh keineswegs die Auf: 
Iöfung der Ehe dem Bande nach vorzubereiten, fondern 
vielmehr auf die Forterbaltung derfelben hinzuwirken beab- 
fihtiget. Aus diefer und -der andern Stelle P. 2. c. 15. 
$. 1. — mweldhe den die Fortfehung der Ehe verweigernden 
Ehegatten mit Zwangdmitteln dazu angehalten wiſſen will, 
und nur wenn saevitia dabei vorhanden, von jenen abftra= 
birend, eine separatio, jedoch Irdiglih quoad. tihorum et 
mensam geftattet,. die es ausdrücklich hiebei der Trennung 
der Ehe dem Bande nach entgegengeſetzt — zu folgern, 
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daß wegen Süvitien, welche nicht ald Lebend-Nachftellungen 
und in diefer letzteren Eigenfchaft nad) P. 2. c. 13. $. 11. 
als Ehefcheidungdgrund erfcheinen würden, nach fruchtlofen 
Beſtand einer separatio quoad thorum et mensam, diefe 
nach einiger Zeit in eme wirkliche Eheſcheidung vers 
wandelt werden dürfe, wäre gegen alle Regeln der Gefehess 
Auslegung. Und dieß auf Klage des die. Fortfesung der 
Ehe verweigernden Theils, oder auf Anfuchen beider Theile 
zu verfügen, wirde gegen die beftimmte Vorfchrift der Ehes 
Gerichtd: Ordnung P. 2. c. 13.$.2. anfloßen, welche dem 
die Fortſetzung der Ebe, ohne daß ihm ein gefeplicher 
Scheidungdgrund zur Seite flünde, verweigernden Ehegat— 
ten nicht, fondern nur dem andern Theil ein Klagerecht 
auf Ehe⸗Scheidung einräumt. Auch würde eine ſolche Ein— 
richtung am Ende, im offenbaren Gegenſatz mit den Be— 
ſtimmungen der Ehe-Gerichts-Ordnung, die Ehe ganz in 
die Kategorie eined gewöhnlichen nach beiderfeitiger Ueber: 
einſtininung der Gontrabenten wieder aufzubebenden Ders 
trags-Verhältniſſes ſetzen. 

Ebenſowenig dürfte obige in gedachten Aufſatz auf— 
geftellte Behauptung dur die dert vorgebrachte Beru⸗ 
fung dießfalls auf „das gemeine deutſche Ehe- und Ge— 
wohnheits-Recht“ ihre Begründung finden. — Das gemeine 
proteſtantiſche d. i. das auf den allgemeinen Grundla— 
gen’ der proteftantifch = chriftlichen Confeffion berubende Kir: 
henrecht — denn nur diefes kann bier gemeint ſeyn, indem 

die davon etwa abweichenden Beftinmungen der Particulars 
- Gefepgebungen. einzelner deutfcher Länder über einen einzels 
nen Punkt des Ehe: Rechts, wenn audy mehrere derfelben 
diepfalld hierin miteinander übereinftimmen, noch fein ges 
meined deutfched Ehe : Recht bilden — leitet feine Grunds 
fahe über Ehe: Scheidung aus denfelben Stellen der beilis 
gen Schrift her, wie dad württembergifhe Ehe-Recht. 
Georg Ludwig Böhmer bemerkt hierüber außdrüdlich :*) 


*) G. L.. Boelımeri principia juris Canonici $. 407. 408. 
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„‚In foris Protestantium principia ex praeceptis Christi 
„et Apostolorum de dissolutione matrimonii ejusve eau- 
„sis deducta, normam decidendi praestant. Ex his ad- 
„mittitur divortium quoad vinculum, et justa ejus causa 
„est factum turpe, dolosam fidei conjugalis violationem 
„continens.‘ 

und wenn er auch dann zugiebt, daß particulare Ges 
febgebungen noch andere Ehefcheidungd = Urfachen beflimmen 
Fönnen, fo läßt er felbft, ald aus obigen Religions = Prin- 
cipien des proteftantifchen Kirchen Nechtd und zwar theild 
ex sententia juris divini expressa, theild ex tacita ejus 
sententia, folgend, doch nur zu: 

„adulterium, malitiosa desertio, insidiae vitae structae, 
„praefräacta debiti conjugalis denegatio, quae praeviis 
„legitimis remediis frustra adhibitis coerceri non po- 
„tuit, delictum conjugis, ob quod poena mortis civilis 
„contracta est.‘ 

Diefelben Grundfäße führte auch fehon früher Juſt 
Henning Böhmer aud,*) uud bemerfte dabei ausdrüdlich: 

„His causis quidam addunt novam, ex moribus intolera- 
„bilibus, et animorum alienatione, vel etiam ex inimi- 
„titiis tractam. Huic vero sententiae necrationem doc- 
„trinae Salvatoris, nec praxin assistere, persuasissimum 
„habeo.** 

und führt dann weiter im Sontert die in margine ange: 
gebene Anficht aus, daß in dem zuletzt angegebenen Falle nur 

„Separatio ad tempus decernitur, cum hic desit vera 
„fidei conjugalis violatio.‘“ 

Allerdingd geben einzelne Particular- Gefepgebungen 
proteftantifcher, insbefondere auch proteftantifcher deutfcher 
Staaten, namentlih das allgemeine preußifche Landrecht, 
weiter in gedachter Beziehung. **) Auch wollen einzelne 
Lehrer des gemeinen Proteftantifchen Kirchen-Rechts die 
Scheidungd = Urfachen erweitern. ***) - Allein offenbar ift, 


*) J. H. Bochmeri jus ecclesiast., Prot. lib. IV. Tit XIX. 
$. 25. sq. $. 41. 

2) vgl. auh Walter, Kirchen-Recht. $. 332. 

»5) Bol. die Anm. lit. b, zu $. 408. von Bochmer principia 
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fomeit es ſich um die Auslegung des gemeinen proteftan: 
tif an Kirchen «Rechts handelt, die vorhin gegebene Aus: 
führung die richtigere. 

Uebrigend wollte man fogar zugeben, daß dad gemeine 
proteſtantiſche Ehe: Recht in Deutfchland weiter in gedach: 
ter Beziehung gienge, ald dad würtembergifche Ehe = Recht, 
fo Fünnte durdy eine Berufung auf jened doc niemald ein 
württeınbergifcher Richter eine Abweichung von einer damit 
in Widerfpruch ftehenden Beſtimmung der IDIENDEIINDEN 
Ehegefehe rechtfertigen. 

Gewiß verdient alfo dad in Beziehung auf quasi deser- 
tio den Beflimmungen der Ehe Gerichtd » Ordnung folgende 
Berfabren der württembergifchen ehegerichtlichen Senate nicht 
den ihm von Heren Oberamtörichter Nümelin gemachten 
Vorwurf ded „Schlendrians“; *) fondern die Gerichtöbehörde 
würde Rüge verdienen, welche fich durch folche unbaltbare 
Argumente zur Nichtachtung der noch beftehenden Selehe 
beftiimmen ließe. 

Was die weiter von Herrn Oheramtös Richter Ruͤme— 
lin #*) vorgefchlagene Bereinfachungen des Verfahrens in Ehe: 
Sachen anbelangt, fo find auch diefe von der Art, daß fie, 
aus den angeführten Gründen, nicht in dem von ihm anem> 
pfoblenen Wege der Verordnungen oder des Gerichtöges 
brauchs, fondern nad der jetzt beftebenden Verfaſſung 
Württembergs nur im Wege der Gefepgebung eingeführt 
werden Fünnen. 

Anerfennen muß man allerdings, daß unfere mwürttem= 
bergifch> proteftantifchen Ehegefepe einer Revifion im Wege 
der Gefepgebung, und hierbei in manchen Punkten einer 
Berbefferung fähig und bedürftig find. Doch wird biebei 
die Rüdfiht. auf die Grundſätze der chriftlichen Religion 
über die Ehe und deren Scheidung nach der Lehre der 





juris Canonici, der Schönemann’fhen Ausgabe. 
*) ©. 496. der gegenw. Zeitfhrift Sb. 1. 
*) a. a. O. S. 496 — 97. 
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evangeliſch⸗ lhutheriſchen Confefflon nicht außer Acht gelaf- 
fen werden dürfen. Auch möchte ed nicht rathſam ſeyn, 
bei einer Reviſion dieſes Theils unferer Geſetzgebung das 
Streben nach Vereinfachung allzuſehr und als vorzugsweiſe 
leitendes Princip in's Auge zu faſſen. Denn es läßt ſich 
nicht berechnen, zu welchen nachtheiligen Folgen in Bezie— 
bung auf Entſittlichung des Volks es führen könnte, wenn 
die Ehe: Scheidung dem Bande nach gar zu.Teicht gemacht 
würde, Selbft Manches, was bei'm verften Anblick vielleicht 
als eine leere Formalität erfcheint, 3. B. das perfüpliche 
Erſcheinen der Parthie'n vor dem ehegerichtlichen Senat 
zur Anmohnung bei Verhandlung des Proceffes, ift in der. 
angeführten Beziehung nicht fo ganz unwichtig, indem es 
dazu beiträgt, die Ehe: Scheidungen zu erfehmweren, und 
die Idee der Wichtigkeit eines folhen Acts zu befefligen. — 

Wenn übrigend Herr Oberamts-Richter Nümelin da 
wo er dad Erfcheinen der Partbie'n vor dent ehegerichtlichen Se— 
nat zu dem ebenerwähnten Zweck als eine leere Förmlichkeit 
anfieht, die Behauptung aufftellt, daß aegen 18 fl. Spor: 
tel Dispenfation vom perfdnlichen Erfcheinen erlangt mwers - 
den kann; *) fo ift diefe Behauptung in diefer Allgemein 
beit nicht, fondern nur in fofern richtig, daß diejenige Parthie, 
welcher eine Disfpenfation ertheilt wird, biefür, wenn fie 
nicht zum Armenrecht zugelaffen ift, 18 fl. Sportel bezah— 
len muß. Dagegen wird über die Frage, ob eine foldhe 
Diöfpenfation begründet fen? ſtets betreffenden Falls von 
den Ehe-Senaten cognoscirt, und die nachgefuchte Dispen— 
fation vom 'perfönlichen Erfiheinen nur dann ertheilt, wenn 
ein triftiges Hinderniß dargethan iſtz keineswegs aber iſt 
dieſe Dispenſation eine für jede Den PRO N 
ſtigung. | 
Nun nur noch einen Blick auf einige andere Bemers 
fungen in dem mehrgedachten Auffabe. 

Derfelbe findet es abnorm, daß gegen die Erfennts 


») &. 4096. a. a. 2. 
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niffe der . Ehe⸗Senate kein Necurd an eine höhere Gerichts: 
Behörde zuläßig iſt. Allerdings ift ed eine Abweihung von 
der fonftigen Inftanzen » Ofdnung in unſerer Gerichts-Or⸗ 
ganifation, daß gegen ehögerichtliche Greenntniffe feine Ap⸗ 
pellation, gegen die in Ehe und Sponfalien = Sadyen ges 
richtlich erfannten Strafen Fein Recurd von den Erfenntniffen 
der ehegerichtlihen Senate an eine böbere Gerichtd: Bes 
börde ftattfindet. *) Allein diefe Einrichtung, auf der 
Drganifation unferer Gerichts - Behörden in Ehefachen und 
unferen Ehegefepen beruhend, beftebet bis jetzt in Kraft, und 
fann auch nur im Wege der-Öefepgebung geändert werden. 

Nur gegen die Disciplinar : Straf: Erfenntnife der 
ehegerichtlihen Senate, fo weit gegen Disciplinar » Strafs 
Erfenntniffe der Gerichtöhöfe, nach $. 13. und 14. des 
Gefeged über die Straf: Recurfe vom 26. Suni 1824, **) 
ein Recurs zuläßig ift, foweit ed fich nämlich von einer 
durch ein ſolches Disciplinar = Straf = Erfenntnig ausge— 
fprochenen Freiheitd= Strafe von mehr ald acht Tagen, oder 
einer Geld: Strafe von mehr ald zwanzig NReichöthalern 
bandelt, ift nach der eben angeführten. allgemeinen Geſetzes— 
Beftimmung, -und der in $. 24. deffelben Geſetzes biefür 
allegirten Beſtimmung des Ediftd vom 8. Mai 1818. Nr. 
10 und 11. #%*#) ein außergerichtliher Recurs zuläßig, 
welcher von den Ehe: Senat des Königl. Ober-Tribunals 
‘an den Pupillen » Senat ded letztern gehet — eine Beftims 
mung,-mwelche, nachdem die Jufliz: Novelle vom J. 1822. 
$. 8.+) die Ehe: Senate der Königl. Gerichtd » Höfe, je 
für den-Umfang ihres Kreiſes, an die Stelle des Ehe-Se— 
nats ded Königl. Ober: Tribunald feßte, nun auf die bes 
treffenden Senate der Königl. Gerichts: Höfe anzuwenden 
iſt. Es gilt jedoch diefed, nach dem beftimmten Ausfpruch 


Y)a.0. O. ©. 49. 

H St. und Reg. Bl. 1821. ©. 373. 

**) St. und Reg. DI. 1818. ©. 217. sq. 

1) St. und Reg. Bl. 1822. ©. 678. — 
Monatfchr. f. d. Jurlipf. II. Bd. 2. Abk.  - -- 17 


bed $. 413: 14..de8.. Gefeped über die Eicafrscufe, und ded 
$. 14. ded Ed, vom 8. Mai 1848. nur von außergericht- 
lichen Disciplinar s Strafs Erkenntniffen der Ehe⸗ Senate, 
d, h. ſolchen Strafs Verfügungen, durch welche die Ehe» 
Senate ihre Disciplinar» Gewalt mittelft Ordnungs » Stra» 
fen gegen die ihnen untergebenen Beamten, oder. die Par⸗ 
thie'n und deren Vertreter. oder Schriftenfertiger, wegen 
Dienftverfeblungen der Erfteren, oder Ungebührniffen der 
Repteren während der Verhandlung, ihrer Angelegenheiten 
üben, Es Fann daher dieſes weder. auf die gerichtlichen 
End» Entfcheidungen der Ehe = Senate in Ehes oder Spons 
ſalien Sachen, foweit ſolche Strafen erkennen, noch auf die 
im Laufe des Verfahrens in Epediffidien » Sachen erfannt 
werdenden Eoercitionds Grade angewendet werden. Es läßt 
fih daher aus diefen Beftimmungen keineswegs, wie in 
bein fraglihen Auffab behauptet wird, ?) ein Recurds 
Recht gegen alle Straf: Verfügungen der Ehe» Senate 
deduciren. In diefer Beziehung ſpricht denn auch ein in 
das Normalien » Buch ded Ehe: Senats für den Nedars 
Kreis eingetragener, an fämmtliche Ehes Senate ausge⸗ 
ſchriebener Erlaß des Königl. Juſtiz-Miniſteriums vom 
46. Februar 1825 ausdrücklich aus, daß ein Recurs gegen 
gerichtliche Erkenntniſſe der Ehe-Senate nicht ſtattfindet, 
und daß den Parthie'n, welche ſich darüber beſchweren zu 
können vermeinen, kein anderes Mittel bleibt, als das der 
Vorſtellung bei dem erkennenden Gericht ſelbſt, ſowie bei 
gerichtlichen Straf: Erkenntniffen der Weg der Gnade 
mittelft Vorſtellung an Seine Majeftät den König. Ri 
‚Wenn denn aber weiter behauptet wird, ed ſey dieſe 

Einrichtung mit den verfaſſungsmäßigen Befugniſſen der 
Staatsbürger, in. Beziehung. auf. dad -Vefchwerde » Recht, 
nicht in Einklang zu bringen, ©) fo ſcheint hier das vers 
faffungsmäßige Beſchwerde-Recht ***) mit dem Recht ded 
gerihtlihen Recurſes verwechfelt zu werden. 

N a. a. O. ©, 493. 

) a. a. ©, 493, 

>) 6, 56 38, der Verf. ‚Urt. 
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Ein —— iR es abrigens, wein Herr Oberamts- 


NRichter Ruͤmelin behauptet, daß. bie Ehe « Senate manch⸗ 
mal auch Rechte des Souveränd ausüben, indem fie 


Gefängniß-Strafen in .Geldbußen, und umgekehrt, aus 


Ruͤckſichten der, Billigkeit und der Verhältniffe, verwandeln 
Fönnen. *) — Die Verwandlung der ald Coercitiondgrade 
in Ehediffidiens Sadhen erkannten Gefängnißs» Strafen in 
Geldbußen durch. die Eher Senate : gefchiehet vielmehr ſtets 
nur aus Rechts-Gründen, wenn nämlih dem. Vollzug 
der, Gefängniß = Strafe ein phyſiſches oder rechtliches 
Hinderniß nachgewieſenermaaßen entgegenftehet. Dasfelbe 
gilt von der Verwandlung von Geld in. Gefängnif-Strae 
fen, weldy’ Iebtere da, wo erftere an fich begründet erfihies 
nen, nur wegen Zahlung s Unvermögenheit ded Schuldigen 
den. erfteren fubftituirt werden. | 

Ebenfo ift es eine Üübertriebene, und daher unrichtige 
Behauptung, **) daß bei dem der Erkennung des Ches 
Scheidungd s Proceffed wegen quasi desertio vorangehens 
den Verfahren, ‘die geiftlichen und weltlichen Beamten, 
wenn fie die durch Zwangsgrade zur Fortſetzung der Ehe alte 
zuhaltende Parthie aus dem Gefängniffe vorführen laffen, 
und über ihre Gefinnung befragen müßen, genöthigt feyen, 
zwanzig bis dreigig Mal das Nämliche zu fragen, und die 
nämlichen Antworten niederzufchreiben. — Den gemeinfchafts 
lichen Sheramts + Gerichten liegt ob, die renitirende Parthie, 
während der Erftehung des Zwangdgrades, zu verfchiedenen 
Malen über ihre Entſchließung rückſichtlich der Fortſehung 
der Ehe zu vernehmen. Geſchiehet dieſes auch bei Anwen⸗ 
dung jedes Zwangsgrades drei oder vier mal, ſo ergiebt 
dieß bei drei Zwangsgraden doch immer noch Feine zmanzige 
bis dreißigmalige Wiederholung de ſſelben Acts, die Herr 
Rimelin eine „‚geiftlofe Litanei“ zu nennen beliebt ***) — 
ein Prädicat, welches dieſer Act bei pflichtmäßiger Befol⸗ 


9) 0.00. 402 

9) 0.0. &. 498 — 95. 

) a. a. D. ©. 495. —— 
| en 
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gung .der dießfalls ——— Borfchriften, gewiß nicht 
verdient. 

Soviel zur Beleuchtung des oft gedachten Aufſahes. Der 
Verfaſſer gegenwärtiger Bemerkungen, ſelbſt Mitglied eines 
ehegerichtlichen Senats, hielt ſich zu dieſen für bewogen, 
theils um unrichtige Anſichten über unſere vaterländiſchen 
proteſtantiſchen Ehegeſehe zu verhüten, welche letzteren, 
wenn auch in manchen Stücken einer Reviſion bedürftig, 
doch in ihren Principien gewiß von den richtigen Grundlagen 
ausgehen, und dieſe Principien mit achtungswerther Conſe— 
quenz durchführen, theils zu Verhütung der Meinung, als 
wenn die Ehe-Senate Württeinbergd mit unnöthiger Strenge 
unbaltbare Beftimmungen aufrecht zu halten fuchten, wäh» 
rend fie doch. nur thun, was ihres Amtes und ihre Pflicht ift. 





2) Aus der Praris zu der Frage über die Strafe 
des LCandfriedens Druchs, des Hausfriedens-Drude, 
der Gewalithätigkeit. 

(Ron Herrn Dberamt3- Richter Heyd in Weinsberg.) 

Es geben mehrere Leute auf der Landftrage; unmeit 
derfelben iſt ein Wohnhaus, die Eheleute fihen rubig in 
der Stube zu ebener Erde; Einer vom Haufen, einen Stof 
in der Hand, gebt ohne äußern Anlaß aus Muthwillen, 
erregt durch eine gegen den Haus» Eigenthiümer unter feis 
nen Drtögenoffen entftandene Gebäffigkeit, bart an das 
Haus, fchlägt mit "gemaltigen Schlägen an den Simfen 
eined Fenſters; die Hausfrau Öffnet ein weiter vorn befinds 
liches Fenfter, und wehrt befcheiden, er foll fih in Acht 
nehmen, feinen Schaden zu thun. Er, ftatt Antwort oder 
Folgeleiſtung, naht ſchnell diefem Fenfter und fhlägt, fo 
daß kaum die Frau den Kopf zurücbringt, dergeftalt ges 
waltig an das Fenfter, daß das Kreuzholz, das die Flü— 
gel verbindet, nicht bloß das Glaswerk zerfihellt. Nun fommen 
andere feiner Gefellfchafter, werfen Steine in die Fenfter, 
wodurch ein Wiegenfäugling in böchfte Geſahr kommt, end⸗ 
lich ziehen ſi fü e fih zurüd. 


283 
Wenn weder der Art. 178 unſeres württembergiſchen 

Strafgeſetzes⸗Entwurfs, nad) welchem zum Landfrie⸗ 

dens⸗Bruch erforderlich iſt, daß 

— in fremde Wohnungen oder andre liegende Gründe 
wenigſtens drei hiezu vereinigte Perfonen widers 
rechtlich eingefallen find, 

noch der Art. 182. deffelben Entwurfs, nad welchem 

zum Hausfriedens-Bruch gehört, daß 
jemand ohne die eben erwähnte Verbindung in eines 
Andern Wohnung oder dazu gehörigen geſchloſ— 
ſenen Bezirk widerrechtlich eindringt, 


und wenn Fein anderer Ausſpruch im gedachten Ents 


wurf enthalten ift, unter welchen obige Handlung zu 
reiben wäre, ®) derfelbe Entwurf aber im erften Ars 
tifel feſtſehzt, daß dad Geſetzbuch nur auf folhe Hands 
lungen oder Unterlaffungen Anwendung findet, melche 
in den Beftimmungen deffelben , ihrem Wortlaute oder 
Sinne nah, mit Strafe bedroht find, fo wäre den 
Gerichten obiged Verbrechen entzogen und doch ift fein 
Thatinhalt nicht bloß zur polizeilichen Rüge geeigens 
fihaftet. 

Sollte daher nicht entweder der Begriff der fraglis 
chen Störungen auf das Eindringen nicht mit dem 
Körper, fondern mit Werkzeugen, erweitert oder jedens 
falld dad in der Entwurf » Begutachtung durch Die 
landftändifche Commiffion vorgefchlagene allgemeinere 
Verbrechen der Gemaltthätigfeit aufgenommen werben ? 

Ein Nachbar, lange ber im Haſſe mit feinem Nach: 


bar lebend, wählt die Nachtzeit nach dem Effen, um mit 
einem Prügel auf die Stufen vor des Nachbars Haufe zu 
fieigen, und während Mann und Frau gerubig im Gefchäfte 


fi befinden, auf diefen Stufen ſtehend, das Fenfter auf 


*) Es wäre gewiß ganz unpaffend, diefen und den nachfolgenden 
Fall auch nur entfernt unter Art. 366 — 367: bed: Gefeged« _ 


Entwurft fubfumirbar denken zu wollen. 
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biefelbe Heftige Weiſe, wie im drpem Gate der — 
that, zu zertruͤmmern. 

Auch hier ein gewiß nicht polizeilich zu ragender 
Fall, deſſen Folgen nach Umfländen böchſt bedenklich 
auf die Geſundheit der Erſchreckten ſeyn können, und 
darum die That zum Verbrechen ſtempeln, das — 
dem Strafgeſetze anheim zu geben 'ift. 

Auch bier Feine Möglichkeit der — 
die ————— des Geſetzes⸗ u. 





8) Minheilung über — Gefehes- « En. 
würfe und Zwar: 

1. Entwurf eines Polizei Straf-Gefehes in Beziehung 
auf das gerichtliche Straf -Geſetzbuch mit Motiven, 
in 8, ©, 84, 

II. Entwutf eines Geſethzes über die privatrechtlichen 
Folgen der Verbrechen und Strafen nebſt erläuternden 
Bemerkungen, in 8. ©. 68. 

(Bon dem Nedacteur.) 

: Da die Redaction mit Beftimmtbeit vorausſehen Tann, 
daß diefe beiden Erfeheinungen bis zu ihrer nahe bevorftchs 
enden Verhandlung bei der Stände: Berfammlung nicht 
zur näheren Kenntniß aller Lefee der Monatfchrift foms 
men werden, fo glaubte fie der Rüdft ht auf diefe eine Furze 
Binzeige fhuldig zu fern. 

"Daß einem Strafs Gefepbuc, Über die der gerichtlichen 
Cognition unterworfenen Verbrechen und Vergehen ein 
weiteres Gefep nachfolgen mußte, welches fich auf diejenis 
gen polizeilichen Uebertretungen bezog, melde fih an die 
in dem gerichtlichen Straf» Gefepbuch behandelten ſchwere⸗ 
von Fälle anſchließen, war um fo natürlicher, als in Würts 
temberg von jeber mancherlei Uebertretungen, welche der 
Theorie nach der gerichtlichen Behandlung angehörten, bies 
won aus 'befondern mit dein Drganismus der Behörden zus 
fammenbängenden, Gründen ausgeſchloſſen waren und zum 
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Tbeil auch jeht bleiben ſollen, fo 3.8. Meine Diebftähle, Uns: 
terfchlagungen ꝛc., andererfeitd. bisher manche rein polizeilis 
che Uebertretungen: aus ähnlichen Gründen den Berichten zus 
gewiefen waren, welche aus dem Entwurf bed gerichtlichen 
Straf Gefepbuchd weggewiefen wurden; wie 3. B. mehrere 
Fleifches » Vergeben — Eoncubinat — gemerbömäßige. Una 
zucht 20. — So wurde denn der Entwurf eines Polizeiftraf* 
Geſetzes mit der Bemerkung eingeführt, daß er. fih mit 
Uebertretungen befchäftige, welche mit den in dem gericht» 
Jihen Straf⸗Geſetzbuch umfaßten in einer folchen Bezieb⸗ 
ung fteben, daß fie „‚entweder dem gleichen höheren Gats 
„tungs⸗Begriff angehören, oder in den Merkmalen und 
„Gründen der Strafbarfeit ein unmittelbarer ars 
„hang ftatt finde,” 

Wad dagegen den Geſebes⸗ Entwurf über die — 
rechtlichen Folgen der Verbrechen ꝛc. betrifft, ſo mag die 
Bedeutung und der Umfang deſſelben auf den erſten Blich 
weniger einleuchtend feyn, was daher rührt, daß man bid» 
ber gewohnt war, dieſe Folgen in einem umfangreichen 
Rechtsſyſtem zerftreut dargeftellt zu finden. Inzwiſchen 
wird man fi) denn doch leicht darüber zurecht finden, daß 
die mancherlei Folgen, welche Verbrechen und Strafen 
tbeild nach der Natur der Sache, theild nad den bisberi⸗ 
gen gefeslichen Beſtimmungen für den Verbrecher fomohl- 
ald für Andere nach fich ziehen, bei einer neuen Strafs 
Gefepgebung eine eingreifende ee finden 
mußten. 

Demgemäß wird denn das — Geſetz mit dem 
Bemerken eingebracht, daß, da das Straf⸗-⸗Geſetzbuch die civil⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen ohne ſtörende Unterbrechung nicht 
wohl in ſich habe aufnehmen können, ſolche in einem der 
Ordnung des Straf⸗-Geſetzbuchs folgenden Neben · Geſet 
zuſammengeſtellt werden. 

So haben wir alſo die beiden rubricirten Geſetzeß⸗⸗ 
Entwürfe gleichſam als Radien des gerichtlichen Strafe 
Geſetzbuchs erhalten und werden ſolche, wenn auch gleich 
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bei’dem gegenmwärtig. an der Tages + Ordnung befind: 
lichen Gefepgebungd » Werk ebenfo wie bei der Pfand-Geſetz⸗ 
gebuna der mandhe Wünſche unerfüllt Yaffende Weg : der 
Stück-Geſetzgebung eingefhlagen wurde und wie wohl ein« 
leuchtet, eingefchlagen werden mußte, doch ebenfo dankbar 
aufnehmen, ald die anfangs gleichfals-von manchen Seiten 
mit Befürchtungen und Defiderien aufgenommenen. Neben 
Gefepe der. Pfand-Gefehgebung, welche fich me dem RN 
allgemeinen Anerfenntniß fo gut bewährten. : 

Referent .verfucht e8 nun, in Nachſtehendem ein Bild der 
beiden vorliegenden Geſetzes-Entwürfe zu geben, wobei er 
ſich im Wefentlichen auf eine kurze Skizze ded Inhalts bes 
Ihränfen und nur wenige Bemerkungen über einige ihm bes 
fonder8 intereffant feheinende Fragen fich erlauben wird, 

Ad J. Entwurf des Polizeiftraf-Gefehes. 

Es geht ſchon aus dem Obigen hervor, daß wir hier 
fein alle polizeilichen Straffälle erſchöpfendes Geſetz-Buch 
erhalten. Die Motive führen aus, daß und aus welchen 
Gründen fih die Abfaffung eines folchen als ein wo nicht 
unmdgliches, doch gewiß unzweckmäßiges Unternehmen dars 
ftelle umd eine noch nirgends gelöste Aufgabe fey. Das 
Refultat diefer Ausführung ift Furz das, daß ed angemefs- 
fener fen, diejenigen Straf-Beſtimmungen, melche mit 
befondern Snftitutionen zufammenhängen, 3. B. im Fade 
der Forft - Land » Wirthfchaft, Gewerbweſen ıc., in die befona 
deren, diefe Materien betreffenden Gefepe und Verordnungen 
zu vermeifen‘ und nur den in feinem folchen organifchen 
Zufammenbang ſtehenden wichtigeren Uebertretungen 
ein eigenes Geſetz zu widmen. Dieſe Betrachtung werden 
wohl ſelbſt die entſchiedenſten Gegner der Stück-Geſetzge— 
bung unterſchreiben müffen; nur möchte fich Refer. noch 
die befcheidene Bemerkung erlauben, daß durch diefe Idee 
feleft der Wunfch ‚hervorgerufen wird nach einem parallel 
laufenden Geſetz für die in das tägliche Leben eingreifende,nier 
dere Polizei, foweit fie, mie die ebenermähnte höhere, eine 
felefiftändige Eriftenz hat und fich wenigſtens nicht unmittelbar 
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an foldye. Haupt» Inftitutionen, melde ihre eigene Geſetz⸗ 
gebung haben, anſchließt, worunter ſich Refer. z. 3. die 
Polizei über Markt Verkehr, Lebensmittel umd dal. denft, 
Da: wir hierüber in Württemberg viele alte und neue Ges 
febe und Verordnungen haben, fo dürfte e8 wohl nicht 
einmal fehr ſchwer werden, hieraus ein Ganzes zu bilden. 
Einem Gefeh für diefen fo zu fagen die kleine Haud= Polizei 
des Staats bildenden Zweig würde auch der in den Motiven 
* auögefprochene einleuchtende Satz, daß die Fälle, gegen wels 
he die PolizeisBermwaltung einzufchreiten habe, eine erfchds 
pfende fpecielle Articulation im Voraus nicht zulaffen, Feis 
neswegs entgegenfteben, dieſes Princip fogar eher gefördert 
werden, wenn man ed fich biebei zur vorzüglichen Aufgabe 
machen würde, aus den beftehenden Special-Beftimmungen 
allgemeine Grundfähbe zu abftrahiren. | 
Unſer Polizei-Strafgefes ift in XI. Abfchnitte abgetheilt, 
und enthält 97 Artikel; paffende,Auffchriften forgen für einen 
leichten Ueberblif und bei denjenigen Artifeln, weldye Bezug 
auf Beftimmungen des ‚gerichtlichen Straf-Geſetzbuchs haben, 
find die betreffenden Artikel ded Letzteren angeführt. 
Abfhn. IL Handlungen gegen den der Obrig— 
keit gebührenden Gehorſam (Art. 1 — 7.) 
Hier werden neben den eigentlichen Ungehorfamsfälen 
auch Die Uebertretungen der polizeilichen Ausmweifung und. 
- Vegränzung abgehandelt. Befonderd audzuheben hat Refer. 
die für -fortgefebten Ungeborfam in Art. 2. ERGEIALIRE 
Nebenz Beftimmung: 
„Dabei bleiben der Polizeiftelle meitere, zur Erreis 
„hung des Zweckes geeignete Zwangsmaßregeln vorbehalten.‘ 
Die Motive begründen diefe Beftimmung dahin, daß 
„nicht derjenige, welcher die Strafen nicht beachte, oder gegen 
„den fie ganz oder theilmeife nicht anwendbar feyen, die Obrig⸗ 
„keit verhöhne‘ und erklärt, daß hierdurch für die Polizei-Ges 
malt das bezweckt werde, was für richterliche Erkenntniſſe in 
Art: 26. des Executions⸗Geſetzes vorgefehen fey. Eine derar: 
tige Beflimmung ift gewiß höchſt nöthig und wohlthätig. In 
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einer Zeit, mo es von manchen Seiten zum Grundſah ers 
hoben wird, den Beamten geradezu die Verantwortlichkeit 
für allen Unfhig aufzubürden, welcher durch die im Amtds 
‚ zimmer fo häufig aufgeregte Leidenfchaft fonft gutwilliger 
Sndividuen oder gar durch den böfen Willen jener Elaffe 
von Menfchen, welche nicht bloß der obrigkeitlichen Ords 
nung, fondern der ganzen rechtlichen und fittlihen Welts 
Drdnung den Krieg angekündigt haben, herbeigeführt wird, 
ift ed gewiß fehr natürlih, daß auch derjenige Beamte, 
welcher fich eines rechtlichen und humanen Sinnes bewußt 
ift, leicht gu ängftlich wird, mit Energie zu handeln, wenn 
ihm nicht Mare und ausdrüdliche Gefehed > Worte zur Seite 
ſtehen; dazu kommt noch, daß bisher gar häufig der Polis 
zei = Gewalt das Recht — anders ald durch Strafs Androhs 
ungen zu zwingen, — gemacht wurde. Auch möchte der 
nachfolgende Art. 4. des Polizei-Geſetzes, welcher bei eis 
nem „wider eine — Beſtimmung der Geſetze oder Ders 
„ordnungen“ verſtoßenden Ungehorſam Strafloſi gkeit aus⸗ 
ſpricht, die Nothwendigkeit jener Beſtimmung um ſo eher 
begründen. Denn wenn ſchon dieſer Grundſatz unzweifel⸗ 
baft und klar ift und fchon bisher wohl allgemein anerfannt 
war, fo ift doch fehr zu befürchten, daß er, nachdem er 
nun auch für Halbwiffer offen ausgefprochen ift, Fünftig 
nicht felten zum Anlaß und Palladium fortgefeßten Unges 
borfamd werde, nicht allein aus wirklich böfem Willen, 
fondern auch aus Mifverftand; denn Verfügungen der Obrigs 
Feit, welche einer einmal feftgefaßten Meinung widerfpres 
hen, werden gar zu leicht als gegen Flare Rechte an 
ſtoßend erachtet. “ 

Abfhn. I. Handlungen gegen das obige 
Beitlihe Anſehen, (Art. 8 — 11.) 

betrifft Lügen vor der Obrigkeit und Achtung — 
vende Aeuſſerungen in mündlichen oder ſchriftlichen Vor⸗ 
trägen und Druckſchriften. 

Abfhn. II. Störung ber öffentlihen Rube 
(Art. 12 — 13) 3: B. durch Gturmläuten, erdichtete Aus: 
ſtreuungen, Lärınen. 
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Abſchn IV. Bingriffe in RepierungsHegne | 


(Art. 14 — 19.) 

Hier kommen die Teichteren Berfioße gegen dad Münz« 
regal durch Einführung abgefhäster Münzen, unbefugter 
Verkehr mit Prägmafchinen und Münzftempeln ıc., Beräns 


derung des Gefchlehtd: Namens, Anmaßung von Titelnıc 


und unbefugte Gründung von Bereinen (wenn fie nicht 
ausſchließlich auf: gefelliges wiſſenſchaftliche⸗ Runf« und 
Gewerb⸗Zwecke gerichtet find.) 

Abfhn. V. Frevel gegen die Öffentliche Ord⸗ 
nung und Sicherheit (Art. 20 — 32.) 


Hier bewegt ſich unſer Geſetz ſo eigentlich auf ſeinem 


Grund und Boden. Wir finden hier die Landſtreicherei, 
Bettelei, unerlaubte Collecte, (bier wird ein mit Namens⸗ 
Unterſchrift verſehener Aufruf in Öffentlichen Blättern aus⸗ 
genommen; -bätten vielleicht nicht: auch Collecten von den 
Kanzeln aus oder durch genehmigte Vereine veranftaltet — 
unter den Ausnahmen genannt werden folen? —) .‚Afotie, 


(mo auch die ungerathenen Kinder bedacht find.) Wenn 


auch nach Ref. Erachten hie und da der Wunfch rege werden 
dürfte, daß die bier feftgefesten Strafen mit etwas fchärs 
ferem Griffel gefchrieben wären, fo eröffnet doch der 
Schluß diefes Abfchnittd eine Ausficht, welche Fein wahrer 
Freund des rechtlichen Theild des Volks ohne eine Res 
gung der Lebhafteften Freude und des aufrichtigften Dans 
fe8 aufnehmen wird — unter der Auffchriftr „befondere 
„Beftimmungen, die Behandlung arbeitöfheuer 


„Perſonen betreffend.“ Hier ift denn im erften Ars 


tifel die polizeiliche Conflnation mit ihren Bedingungen 


und in den nächften Artifeln ald zuläßiged Corelat ders - 


felben Einfprehung in eine dffentliche Beſchäft ie 


gungs-Anſtalt als polizeiliches Sicherungd» Mittel unter 


gewiſſen näheren Beſtimmungen, mit Vorbehalt weiterer 
Ausbildung des Inftituts im Weg der Verordnung audges 
fprochen. Diefer Vorbehalt vermag denn auch den Nefer, 
zu beruhigen, üͤber die Befürchtungen, welche er darüber, 


bag bie Einrichtung und Unterhaltung dieſer Beſchäfti⸗ 
gungds Anftalten zur Sache der Oberamts-Bezirke (übris 
gend mit Zuzug ded Heimathsorts zu den befondern Ver—⸗ 
pflegungd = Koften) erflärt ıft, in mehreren Beziehungen 
begt. Die, Motive zu diefen Gefehed » Artikeln enthalten 
nicht bloß eine einleuchtende Begründung ihres Wefens, 
fondern laſſen insbefondere ſchon die bezwedte Einrichtung 
der. fraglichen .BefchäftigungdeAnftalten, in allgemeinen Um— 
riffen erfennen. Hiebei ift jedoch nicht erfichtlich, wie dad 
Haupt Problem gelößt merden fol, ſolche Individuen, 
deren Hauptfehler in_dem Hang zum Audmweichen und Mü— 
ßigang ‚gelegen ift, zurückzuhalten und zur Arbeit anzubal- 
ten, während diefen Anftalten das Charafteriftifche des 
Zuftands. eigentlicher Gefangenfchaft ausdrüdlich abgeſpro⸗ 
chen iſt. 
Abſchn. VI. Handinngen und Unterlaffungen, 
welche das Lebenoder die ®efundbeit der Staats— 
Bürger gefährden. (Art. 33 — 42.) 
Hier ſteht oben an, die Verſäumniß der Pflicht, ſolche, 
welche ſich in Lebens-Gefahr befinden, zu retten, und fols 
gen fofort Frevel in Anfehung DVerftorbener (z. B. durch 
zu frühe Beerdigung) Verbeimlichung der Geburt, Verfeh— 
lungen der Aerzte, Wundärzte, Apotheker, Hebammen, das 
Medicaftriren im engern Sinn, Verbreitung giftiger Stoffe, 
und Beimiſchung gefundheitsfchädlicher Subftangen zu Nah— 
zungd: Mitteln, Unterlaffung der Anzeige anſteckender Krauk— 
beiten und der Wuth, endlich Befis verbotener Waffen. 

Abfhn VII Handlungen gegen die Sitt— 
lihfeit. (Art. 45 — 52.) 

Hier kommen der fogenannte topifche Anceft (mit Bes 
fchränfung der bisherigen Ausdehnung), Concubinat, ges 
werbömäßige Unzucht und einige weitere Ergänzungs-Artikel 
für Unzucht » Sünden, welche. im gerichtlichen Straf⸗Geſetz⸗ 
buch keine Stelle gefunden haben. 

Abſchn. VIII. Ehrenbeleidigung. (Art. 53.) 
als bloßes ‚Supplement der Beflimmungen des gerichtlichen 
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Straf: Geſetzbuchs mit Beſchraͤnkung — — In⸗ 
jur ien. 

Abſchn. IX. Biken Fuersben Eis 
genthbumd. (Art. 54 — 79.) 

Diebftahl, Unterfchlagung, Betrug, (bid zum Werth 
von böchftens 5-fl. und ohne Erfehwerung) Ankauf verdäche 
tiger Waaren, Eigenthums-Beſchädigung und in umfafs 
fender Behandlung‘ der Wucher. In letzterer Beziehung 
führt: Referent bloß das an, daß der Zinsfuß dem Grunds 
fat nach nicht freigegeben ift. E8 find jedoch fo umfaffende 
und zweckmäßige Ausnahme » Beftimmungen gemacht, (bei 
allen wechfelfäbigen Perfonen, dem Staat, den unter Staats 
Aufficht ſtehenden Snftituten, desgleihen bei nachaefuchter 
und ertheilter Difpenfation: des DOrtövorfteberd) und es find 
die Straf = Beftimmungen für den Wucher ſelbſt fo mild, 
daß man fich wohl zufrieden geben fann, wenn unfere Ges 
febgebungd » Behörde zu dem Refultat Fam, daß diefe der 
Eonfequenz und dem NRechtögefühl fo fehr zumiderlaufende 
Befchränfung aus befonderen Gründen noch nicht aufgegen 
ben werden fünne. 

Weiter kommen bier Frevel mit Maaß und Gewicht, 
und verbotene Spiele, vor, wobei Referent, obgleich für 
feine Perfon der entfchiedenfte Feind aller Glücksſpiele, doch 

damit nicht einverftanden feyn Fönnte, daß auch das Einſetzen 
in ein im Auslande beftebendes Glücsfpiel allgemein — 
alfo auch wohl wenn ſolches von dem betreffenden Staat 
genehmigt und beaufjichtigt ift, mit Strafe bedroht ift. *) 


&) Auf folhe Weife wird Mancher, welder fi fonft die Vers 
meidung jeder, aud der geringften, Geſetzes-Uebertretung zur 
Ehrenfahe macht, in den Fall kommen, ſich flrafbar zu wiſſen, 
wenn er in einem  ausländifchen Bade: Drte dad. gethan hat, 
was dort neben ihm wie rechtlichften Leute zu thun fein Be: 
denken trugen. Wohl möhte eine folhe Beſchränkung für 

Beamte, zweckmäßig und rechtmäßig feyn, wie dieß im Here 
zogthum Naffau der Fall ift, oder wenigſtens war, wo jedem 
Beamtem bei Caſſation verboten if, in die beſtehenden Sich 

banken einzuſeten. 
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—Abſchn. U Werfehlungen : der Mehnung® 
Beamten (Art. 80 — 82.) umfaßt die fahrläßige Reſt⸗ 
fegung und vrdnungdwidrige Verwendung find VBermifchung 
von affengeldern, welhe Vergeben: im Verhältniß : zur 
früheren Geſetzgebung Aufferft milde behandelt werden. 

— Abſchn. Kl Allgemeine Belimmungen (Art. 
84 — 97.) über Competenz, Concurrenz der Strafen, Rüds 
fall und Verjährung, und analoge Anwendbarkeit allgemeis 

ner Beftimmungen ded gerichtlichen Straf-Geſetzbuchs. 

+7 Bon diefen Abfchnitt hat Neferent bloß anzuführen, 
daß die Straf Gewalt der Kreis = Regierungen für gemiffe . 
Fälle auf 6monatliche Arrefiftrafe - und - Geldftrafen ohne 
Befchränfung erweitert iſt. Die Straf = Gemalt der Obers 
aämter dagegen wird mit einer: unerheblichen Ausnahme 
nicht erweitert... Inzwiſchen fprechen fich die Motive hiers 
über in einer Weife aud, dag. man wohl abnehmen Fanı, 
wie fehr die Vortheile einer ſolchen Maaßregel anerkannt 
werden und mie leicht es werden würde, die ‚hiegegen ans 
geführten Bedenken zu befeitigen. Es ift in den Motiven 
ſelbſt al8 Bedürfniß anerkannt, gemiffen Migftänden in uns 
ferem Gefchäftd » Drganisınus durch möglichſte Erweiterung 
der Reffort «Grenzen abzubelfen zu fuchen, was auch wenige 
ſtens theilweife durch jene Maaßregel erreicht werden dürfte, 
und gewiß ift auch dad altangeerbte Mißtrauen, mit mel: 
em man die Gewalt: Ertheilung an ‘Einzeln: Beamte an: 
zufeben pflegt, für unfere Zeit nicht mehr am Pas, 
Denn die wefentlihen Gründe zu dißfallfigen Befürchtungen 
fallen bei einer täglich vorfchreitenden Gefepgebung, bei den 
wohlthätigen Folgen der gefteigerten Anfprüche an Ausbil- 
dung der Beamten aller Claffen und bei. einem fo body 
getriebenen Recurs-Syſtem, faft ganz zufammenz gegen 
die in den Motiven audgebobene allerdings am nächften 
liegende Gefahr einer zu nachfichtigen Anmendung der Ges 
fee eine Schranke zu ziehen, ' dirrfte Feine fo ſchwere Auf 
gabe ſehn, wenn man auch die Lage der Dinge noch nicht 
für reif erachtet, um das Inſtitut der Fiscal : Anwaltfchaft 


in. daB Leben treten zu laſſen, unerachtet ſolches doch keines⸗ 
wegs bloß als Attribut und Gefolge anderer Einrichtungen, 
binfichtlich welcher die Frage noch ſchwebt, angefehen werden 
darf. Würde aber auch noch von diefer Seite her geforgt 
feyn, fo würde wohl die Erweiterung der Reffort> Grenzen 
der Einzeln = Beamten felbft auch in materieller Beziehung 
kein erhebliches Bedenken weiter erregen können; denn es 
iſt anerfannt, daß auch die collegialifche Gefchäfts = Behand» 
Jung häufig mehr oder weniger dad NRefultat von Einzelns 
Anfichten ift, befonders bei Sachen und Fragen von geringerer 
Bedeutung, weil. ed bei folhen der Natur der Sache nad 
mit der collegialifchen Behandlung nie recht ernftlich ges 
meint feyn kann, daher man auch bei Eollegial: Einrich» 
tungen von Zeit zu Zeit wieder. mehr oder weniger feine 
Zuflucht zur Bureaumäßigen Behandlung genommen hat. 


Ad. I. Entwurf des Gefehesüberdie privatrecht⸗ 
lichen ſolgen der Verbrechen und Strafen. 


Dieſer enthält 25 Artikel in Geſtalt von Zuſähen zu 
den betreffenden Artikeln des Straf-Geſehbuchs und im 
den beigefügten erläuternden Bemerkungen nicht bloß die 
Motive für den Entwurf, fondern, was bei einem ders 
artigen Geſetz befonderd wohlthätig ift, eine etwas aus⸗ 
führlichere Darftellung der durch den Entwurf berübrten 
Grundfäge und Fragen der beftehenden Gefehe und: der 
Doctrin. Der wefentlihe Inhalt ded Gefeped s Entwurfß 
wird ſich in folgenden theild allgemein -zufamınengefaßten, 
theils befonderd ausgehobenen Sähen darftellen. 

4) Es werden die nad dem beſtehenden Recht gege⸗ 
henen verſchiedenen Arten der Ehrloſigkeit mit ihren Fol⸗ 
gen, namentlich der Verluſt der testamenti factio activa et 
passiva, fo wie die Beſtimmung über die Anfechtung der 
Exbeinſetzung einer persona turpis, aud) die abfolute Uns 
fähigkeit der biöher Ehrlofen zu Ablegung  gerichtlicher 
Zeugniffe, aufgehoben und als Folge der Zuchthaus: Arbeits⸗ 
haus⸗ —5 und des Verluſts der. blrotclichen 
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Ehren⸗Nechte bloß die Unfähigkeit Inſtruments⸗ und Solens 
nitätd » Zeuge zu. ſeyn, ſowie VBerdächtigung des — 
chen Zeugniſſes, beibebalten. (Art. 1. 2.) 

2) Es wird der Grundſatz der Aufhebung der aus 
Verbrechen und Vergehen bervorgebenden Privatfirafen 
und des Verluſts von Rechten, obgleich nicht ganz allge= 
mein ausgeſprochen — doc) ziemlich allgemein durchgeführt 
und als Negel aufgeftelt, daß die privatrechtlichen Ans 
fprüche des Berlehten ſich auf dad Recht zum Schadens: 
:Erfab befhränfen, (Art. 4) fo werden namentlich ganz aufs 
gehoben: die auf mehrfachen Betrag des Schadens gerichtes 
ten Pönal⸗Klagen des römischen Rechts, die Privatftrafen der 
Selbfthülfe (deer. D. Marei) (Art. 7.) die Aftimatorifche Inju— 
rien Klage, die Klagen auf Widerruf, Abbitte und Ehrener—⸗ 
klärung, (Art. 10.) die Beſtimmung des Land-Rechts (II. 3. 
S. 16.) hinſichtlich der in Zeiten der Noth deponirten Sachen, 
(Art. 14.) die durch das römiſche Recht angedrohte Sach— 
fälligkeit bei Beſtechung des Richters; (Art. 6.) dagegen 
wird beſchränkt der auf Denunciation des Erblaſſers 
geſetzte Verluſt der Erbſchaft auf den * einer falſchen 
Denunciation. (Art. 5.) 

3) E8 wird das Recht auf Schadens ⸗ Etſat ausge⸗ 
ſprochen und werden einzelne nähere Beſtimmungen hier— 
über ertheilt — im Weſentlichen den allgemeinen Grund— 
ſäthen und dem bisher beſtandenen Rechte entſprechend — 


in Beziehung auf. die Koſten einer durch Beſtechung noth— 


wendig gewordenen Wahlbandlung, (Art. 6.) für den Fall 
unerlaubter Selbſthülfe, (Art. 7.) bei Tödtungen, (Art. 8.) 
bei, Körper = Verlepungen, wobei dad Schmerzengeld' zwar 
verbannt bleibt, dagegen ein pretium deformitatis für den 
Tal verhinderten Fortkommens ſtatuirt wird, (Art. 9.) bei 
"widerrechtlicher Freiheitsberaubung, (Art. 10.) bei einer 
"durch Ehrenkränfung bewirkten Beeinträchtigung des Fort: 

kommens, (Art. 11.) bei Erpreſſung, (Art. 43.) bei dein 
oben fihon erwähnten Fall des diepositum: :miscrabile; 
(Art. 44.) bei Batım » Verderbern- (Art, 21.) 0. Kia 
4) Seftgefept und beziehungsmeife beibehalten werden 
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als Folge des Mißbrauchs zur Unzucht, her Ausſetzung, der 
Berfupplung, der Körper» Verlegung, bei Ascendenten und 
beziebungsmweife Dedcendenten — unter gewiffen nähern Ber 
flimmungen: der Verluſt der elterlichen Gewalt und der 
Sinteftat: Erbfolge (Art: 12.), eben fo ald Folge der Unters 
drückung oder Veränderung der Familien « Mechte (Strafs 
Geſetzbuch Art. 355.) bei Familien » Mitgliedern — der 
Berluft des Inteſtat⸗-Erbrechts, der elterlihen Gewalt und 
ber Vermoͤgens-Nutznießung (Art, 18); endlich bei Adcens 
denten und Vormündern, welche fich einmal eined Zwangs 
zur Ehe fehuldig gemacht baben, Berluft des Rechts auf 
Conſens⸗Ertheilung (Art, 20.). 

5) Einer beſondern Behandlung unterworfen wird das 
Inſtitut der Paullianiſchen Klage, wobei im Allgemeinen 
das gemeine Recht als fortbeſtehend erklärt, dagegen beſon⸗ 
dere Beſtimmungen über einzelne ſtreitige oder zweifelhafte 
Fragen getroffen werden; fo namentlich über den Anfangs⸗ 
Punkt der Paullianifchen Klage (Art. 15.); ibre Verjäh⸗ 
zung (Art. 17.); fodann über die Bedingung der. Anfechts 
barkeit von Fauftpfändern, Zahlungen, Zahlungsbefehlen, 
Beurkundungen nah Art. 15: des Prioritätgefeged. Es 
wird in diefen Beziehungen überall unredliche Abficht des 
Schuldners und Gläubigerd erfordert. . Unterpfänder wer⸗ 
den für unanfechtbar erflärt (Art: 16) 

6) Deögleichen werden befondere Beftimmungen über 
die Schwängerungs = Klagen ertheilt, wo denn die leidige 
Kränzchensklage noch beſtehen gelaffen wird (nicht' weil fie 
der Eriftenzg würdig erfannt würde, fondern megen ihre® 
Zufammenhangs mit der Ehe» Gefepgebung), fodann über 
die Alimentenpflidt und über die Einrede mehrerer Zus 
bälter, die fchon bisher ziemlich allgemein angenomme— 
nen Grundfähe audgefprochen werden; ald neu aber Über 
Namensführung beftimmt wird, daß folche blos mit Zus 
ftimmung des Vaters, bei adulterinis und incestuosis aber 
‚auch unter diefer Vorausſetzung nicht ftattfinde; endlich die 
‚biöher nach der Prarid an genommene Alimentations⸗ 

Monatſcht. f. d. Iunhpfl. IL. Bd. 2. Abth. “18 
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Verbindlichkeit der vaͤterlichen Gropeittir aufgeboben wird 
UM: 49). - 

7) Für das Vergehen des Kaſſenreſis — die Be⸗ 
* des Geſetzes vom 1. Auguſt 16806 hinſichtlich 
der Zinſen-Verbindlichkeit und des Darleihens Behufs der 
Verdeckung des Kaſſenreſts wiederholt und weitere Beſtim— 
mungen über Ungültigkeit der Compenſation ven Privat⸗ 
Schuldigkeiten des Rechners mit Forderungen der Kaſſe 
und der Beſcheinigungen gegen Ruͤckſchein getroffen (Art. 23. )- 

8) Die Theilnahme Beamter an den von ihrem Amt 
zeffortirenden Verträgen (Art. 401. des Straf: Geſebbucht) 
wird mit Nichtigkeit bedroht (Art. 22.). 

9) Einige: Vorrechte des Fißcud werden — 
(Art. 13. 17.). Ä 

10) Endlih enthalten einige Artikel —— Ber 
Fimmungen, namentlich Uber die Verpflichtung der Erben 
flır Geldftrafen und Anwendbarkeit des gegenwärtigen Ges 
ſetzes auf polizeiliche. Uebertretungen (Art. 3. 24. 25.). 

Der Geſetzes⸗Entwurf, deffen Grundzüge mit Vorfter 
hendem in Ueberficht geftelt find, wird wohl im Allgemei- 
nen auf dad vollfommene Anerfenntniß derer, welche ihn 
von dem praftifhen Standpunkte aus auffaffen und würdi- 
gen, zählen dürfen. Nur folgende Bemerkungen erlaubt 
ſich Referent über ein Paar Wiünfche, welche fich ihm bier 
bei aufdringen. Referent bat ſchon früher eine Vertheidis 
‘gung der act. injur. aestimat. verfucht (Bd. II. Abtheil. I. 
pag. 126 seq.); er ‚möchte nach Anblick des vorſtehenden 
Entwurfs feine dort ausgeſprochenen Anfichten dahin aus—⸗ 
dehnen, daß er von dem Princip der Privatfirafen wenig: 
ſtens eine Beziehung noch gerettet wünfchte. Daß die Pri— 
vatftrafen des beftehenden Rechts großentheild der Aufrechts 
baltung nicht werth find, darüber wird wohl kaum ein 
Streit fepn; ob aber nieht Privatftrafen gerade da, wo die 
Rechtsverletzung einen Schaden ftiftet, deffen Beweis, deffen 
Schähzung, deffen äußere Erfennbarkeit fogar, wie dieß häu⸗ 
fig der Fall iſt, und z. B. namentlich bei der act. injur. 
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acstimat. zutrifft, fchwer oder unmoͤglich wird, an- ihrem 
Platz find, dieß iſt eine andere Frage. Referent glaubt, 
daß ein in diefer Richtung wohl ausgebildetes Syſtem von 
Privatftrafen fih nicht blo8 als ein Präftiger Stützpunkt 
für den böhern Strafzweck, fondern auch ald ein bei dem 
unvermeidlichen Gebrechen jedes Beweis» Verfahrens höchſt 
nothwendiged und mohlthätiged Surrogat unausführbarer 
Riquidationd-Proceffe bewähren miırde, Es mag ſeyn, daß 
ein folches Privat-Strafen:Spyftem manche höhere Rückſich⸗ 
-ten und felbft Eonfequenzen verlegt; alein Referent kommt 
auch hiebei darauf zurüd, daß ſich im ſchlimmſten Falle 
daffelbe immer ald nothmwendiged: Hebel rechtfertigen: wird, 
fo Tange nicht gemiffe andere PEIRONIOMIIERBIR. ——— 
Verfabrens durchgeführt find. 

Ein weiterer Wunſch des Referenten befteht — daß 
den Schwangerungsklagen etwas weniger Schonung zu Theil 
geworden wäre. Es iſt in der That dad Verfahren bei 
diefen in mehr als einer Beziehung zum- Scandal audgenme 
tet, befonderd aber was den immer mehr hiebei einreißen⸗ 
den Mißbrauch des Eid8 betrifft. .Nirgends iſt det Cid 
gefährlicher, ald gerade bei diefen Proceffen, beſonders bins 
ſichtlich des dem unehelichen Vater zugefchobenen Eids; denn 
man bat bier mit dem meit verbreiteten, und feftgewurzelten 
Uebel zu kämpfen, daß der Delat, wenn ‚er den Schmur mit 
feiner Ueberzeugung oder feinem Wahn über die Cauffalis 
ratsfrage rechtfertigen, d. b. die, Baterfchaft. abfehmören zu 
koͤnnen glaubt ,.-foldyen unbedenklich leiſtet, wenn er gleich 
gegen das Eidesthema, welches. (wenn es richtig geſtellt ift) 
befanntlich ein ganz anderes ift, gröblich verftößt. 

. Auch binfichtlich der Eidesleiftung über die except. 
plurium concumbentium liegt häufig die nämliche Dr Br 
vor, da ähnliche Vorurtheile den Dirnen Anlaß geben, 
lich ebenfalld ganz gegen die Worte des Eideß = Themas. ne 
nach ihrer Ueberzengung über die Paternität die Baht zwi⸗ 
ſchen Mehreren zu treffen. Man hört wohl. oft behaupten, 
es fernen ‚die. Untergerichte in der Sage ſolchen Mißbräus 
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Ken entgegen zu wirken, oder gar, es werde von diefen 
ſelbſt Anlaß dazu gegeben, daß diefe Proceffe fo bäuflg dem 
Eide zugeführt werden. Hieran ift aber nur fo viel wahr, 
daß allerdings je nad der Behandlung diefer Proceffe die 
Zufluht zum Eid hinausgeſchoben werden Fannz allein 
immer foinmen die Partheien am Ende felbft darauf, und 
ſey e8 auch erft in einer mweitern Inſtanz, und in diefer 
Ausſicht wird denn meift die Hauptmuͤhe zunächſt auf den 
Vergleih, und wenn diefer fehlfchlägt, darauf verwendet, 
die Parthieen fo zu flimmen, daß mwenigftend der Eid auf 
die Seite fält, wo die obenangedeutete Gefahr einer fols 
chen reservatio mentalis weniger zu beflirchten ſcheint. 
Gewiß ift es fonach eine dringende Aufgabe der Ge: 
febgebung, bier fo bald möglich zu helfen zu fuchen. Wie 
dieß gefhehen Fünne und ob nach der Lage der Sache der 
Eid ganz befeitigt werden koͤnne, ift freilich eine andere Frage. 
Neferent hält wenigftend dad fir möglich, daß Beflims 
mungen aufgefunden werden Fünnten, wodurch die Gerichte 
in den Stand gefeht würden, offenbarem Eided » Scandal 
fräftiger entgegen zu wirken. 





Ad IV. 
Literatur. 


Frrze Anzeigen und Notizen über die neueflen 
literariſchen Erfcheinungen, insbefondere Beit- 
ſchriften ). 

(Bon Herrn Rechts⸗-Conſulent Strauß in Heilbronn.) 

1) Annalen der deutfchen und ausländifchen Eriminals 
Mechtöpflege von Hitzig, jeht Flunge und Demme, 
If. Band Ate Abtheilung. 

‚*) Die Redgction war längft bemüht, Vorforge zu treffen , daß in 
her Monatfchrift, wie in andern Zeitfgriften, kurze Anzeigen 


und Notizen über die neueften literarifhen Erfheinungen, in8- 
befondere die in den intereffanteren Zeitfchriften enthaltenen, 
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2) Scholz, Schäferel:Nedt. 

-3) Hamburger BZeitfehrift für Politik, Handel und Han⸗ 
— von Kirchenpauer, II. Jahrgang Zr Bd. 

4) Zeitfchrift für Civilrecht und Proc von Rinde ꝛc., 
I. Band 18 Heft. : 

5) Kritifche Zeitfchrift für Rechtswiſſenſchaft ꝛc. von 
Mittermaier und Zachariä, Band X. Heft 1. 

6) Dr, 8, D. A., Pritifche Beiträge ber außerehe⸗ 
liche Geſchlechts-Gemeinſchaft ꝛc. 


1) Das nenefte Heft der Annalen der deutfchen und 
ausländifchen Eriminal:Rechtöpflege, begründet von Hihig 
und fortgeſetzt von Klunge und Demme, die erſte Ab⸗ 
theilung des z3ten Bandes enthält: 

Kritiſche Bemerkungen über den Entwurf eines Straf-Ge— 
ſetzbuches für das Großherzogthum Baden von Profeſſor 
Abegg zu Breslau und den erſten RER) Theil 
diefed Entwurfs felbft. 

Der Letztere wird von dem Verfaffer eine der wichtige 
ſten Erfcgeinungen aus dem Gebiete der Gefepgebung, ind» 
befondere hinſichtlich des Verſuchs, den, wiewohl nicht all⸗ 
gemein zugegebenen Forderungen der Zeit mittelſt Aufftel- 
Jung eines neuen Straffpftemd zu genügen, genannt, . 

Gutachten über die Zurehnungdfäbigfeit einer zweimaligen 
Brandftifterin, eines Mädchens, welches im 14ten und 
17ten Lebensjahre diefer Verbrechen ſich ſchuldig gemacht 
hat. Von Dr. J. C. A. Heinroth, Prof. in Leipzig; 

einen Fall von Blasphemie; 

eine Darſtellung des Ueberfalls des Richterbauſeb zu Wild⸗ 


VE SEEN 
geliefert werden. Herr Rechts-Conſulent Strauß in Heilbronn, 
durch feine Verbindungen mit dem großen juriftifhen Lefeverein 
daſelbſt in der Lage, von den neueren Erfeheinungen immer zei⸗ 
tig Kenntniß zu erhalten, hatte ‘auf dringended Anfuchen die 
Güte, diefe wichtige Unterftüsung der Monatfchrift zu, überneh⸗ 
men, und ſo werden denn künftig regelmäßige Mittheilungen, 
wie die obigen erfolgen, welche nad) Form und Inhalt immer 

\ Vorzüglich darauf bedacht feyn merden, denjenigen Leſern der 

Monatſchrift, welche ſolche literariſche Erfheinungen gar nicht 
oder erft fpäter zur Hand bekommen, einen fihnellen, kurz ge 
: faßten Ueberblid zu geben. A 1° Ta 
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ſchüz in Preußen. sum Zwed der Befreiung ergriffener 
Schmuggler, zur Erläuterung ber Rechtstheorie vom ver⸗ 
abredeten Mord. R 


Vor Allem aber gewährt der Aufſatz Intereſſe: 

dad Recht freier Critik auf dem Gebiet der Literatur. Zur 

Lehre von Injurien. 

Er enthält zwei Urtheile mit Entſcheidungs⸗Gruͤnden: 
über die auf Denunciation des Diviſions-Auditeurs Ni— 
colai zu Berlin wegen Recenſion ſeines Buchs „Italien, 
wie es iſt“ gegen Hr. Profeſſor Friedländer zu Halle 
vor dem Oberlandes⸗Gericht zu Naumburg ſtattgehabten 
Verhandlungen und iſt von einem der Herrn Herausgeber 
mit einem kurzen Vorworte begleitet, welches dieſe Urtheile 
als kulturgeſchichtlich gewonnene‘ Garantie für die freie 
Fortbildung geiftigen Lebens in Deutfchland begrüßt. 


2) Von jeher waren die Verhältniffe zwiſchen und 
mit Schäfereiberechtigten Gegenftand häufiger Nechtöftreis 
tigfeiten und fie find in Folge des Schäfereigeſetzes bis in 
Die neuere Zeit zur Tagesordnung geworden, Ald einer 
Erfheinung von algemeinem Sntereffe, von welcher Mit: 
termaier in der Vorrede fagt: der theoretifche, wie der 
practifhe Juriſt hat Urfahe, dem Verfaſſer zu danken, 
wird ſonach billig hier eine Anzeige zu widmen ſeyn dem 

Schäferei-Recht nach gemeinem Rechte und mit be— 
ſonderer Ruͤckſicht auf die Geſehe mehrerer deuts 
fher Staaten für AJuriften und Landwirthe bearbeis 
tet von 3. Scholz dem dritten Oberappellationd: 
und Landes = Gerichtd = Procurator zu Wolfenbüttel, 
mit einer Vorrede von Mittermaier. 


Inm Eingang handelt der Berfaffer von der Natur des 
Schaf, der Gefchichte der Schafzucht, der wirtbfchaftlichen 
Cultur und Benühung der Schafe, erdrtert ſodann den 
‚Begriff und Rechtsgrund der Gerechtſame in Hinfiht auf 
die. Schafhaushaltung, -die Mittel, Gegenftände, Arten und 
Beſchränkungen bderfelben und widmet hiernach wohl das 
lehte Drittheil der Schrift der, Lehre, nom. Erwerb und 
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Berliiſt der Schaͤferei-Rechte, der beim Schaͤferei⸗Betriebe 
ſtattfindenden Rechtsmittel und der Beleuchtung verſchiede⸗ 
ner (14.) Rechtsfragen, von welchen nur auf die beiden 
aufmerkſam zu machen, hier geſtattet ſeyn möge. 

9) Können die einzelnen ſervitutpflichtigen Reihewohner 


gegen den berechtigten Schäfereiherrn auf Beſtimmung 


der Vaideſchafe antragen? 
und 

. Sind Schäfereien Pertinenzen? 
* demſelben Verfaſſer iſt mit dem Jahre 1838 
eine neue Zeitſchrift für Landwirthſchaftsrecht begonnen 
worden, Dad ausgegebene erſte Heft iſt dem Gartenrecht 
gewidmet. 


3) Das neueſte Heft der Hamburgiſchen Zeitſchrift 


von ©. H. Kirchenpauer, ter Jahrgang Zter Band, 
bringt neben 2 Auffähen über den Handel in den Seehäs 
fen von Neurußland, Moldau und Wallachei und über 
das weftliche Europa im Jahr 1836, welch’. lepterer ſich 
der Jahrs-Ueberſicht der politifchen Ergigniffe von 1835 — in 
den mweftlichen Staaten (in Heft ı von 1836), anfchließt, 
drei größere Auffäbe, melde dem Affectranz » Recht ger 
widmet find, dad mit der Entftehung einer vaterländis 
ſchen Affecuranz = Gefellfchaft für die Lefer der un, 
größered Intereffe haben wird. 

Die erfte über die Andienungdfrift in FR 
wegen mangelnder Nachricht hat fir VBerficherungs = Anz 


falten auf Flüffen wohl nicht fo leicht Anwendung, da 


fih bier der Fall nicht wohl ereignen wird, daß ein Schiff 
fpurlo8 verſchwindet; indeffen beftätigt auch fie die allges 
meine Berpflihtung des DVerficherten zur fchleunigen Ans 
zeige jeder Gefährde des verficherten Gegenftanded, von 
der ihm Kunde geworden ift, an die Verſicherer. 


Der gmeite Auffap und Rechtsfall handelt von der. 
Frage: ob unrichtige Angabe ded Beftimmungs Ortes in , 


der Police den Berficherer feines Anſpruchs auf Cehattung 
des Schadens verluftig mache? das. Refultat ift: 
a) man Fönne nicht unbedingt fagen, daß eine uns 


id 
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richtige Angabe des Bellimmungs » Ortes in den, Police die 
Aſſecuranz ungültig made ; — 

| b) vielmehr bleibe fie gültig, wenn der Beſtimmungs⸗ 
Ort zwar unrichtig, Aber doch fo angegeben fey, daß‘, um 
zu dem wirklichen Beflimmungs =» Orte zu gelangen, das 
Schiff die in der Police bezeichnete Reife weder zu vers 
Jängern, nody zu verändern, noch von derfelben abzumeichen 
brauche — voraudgefept immer, daß der unrichtigen An—⸗ 
gabe nicht DD“ Abficht zu Grunde liege. 

Der dritte Rechtöfall, zur Lehre von Berficherungen 
auf Zeit, hat die Verficherung eined Schiffs zum Gegens 
ftand und betrifft die Frage: ob eine Verficherung bis 
zu einem beftimmten Tage diefen miteinfchließe oder nicht? 
Sie ift verneinend entfchieden und fept ald Grenze der 
Verpflichtung der Affecuranzfammer die Mitternachtöftunde 
des vorhergehenden Tages feft. 


4) Die Zeitfhrift für Civilrecht und Prozeß von 
Linde, Marezoll und Schröter gibt in dem neuefteh 
aten Hefte des 11ten Bandes Aufſätze 

a) über den Grund und Zeitpunkt, warum und von 
welchem an der malae fidei possessor für fruetus perci- 
piendi bafte, von Profeffpor Mardai in Dorpat; | 
—) über den Gegenftand\der Klage aus obligationt- 
bus ad faciendum überhaupt und der actio emti im Bes 
fondern, worauf fie nach heutigem Rechte zu richten, wie 
die Verurtheilung zu faffen und wie die Hülfe zu vollftre= 
en fey, von Dr. Sintenid in Gießen; 

‘c) über den Armen Eid im Civils Prozeffe von Pro: 
feffor Albrecht in Erlangen, und 
4h) Bemerkungen über die Zuläßigkfeit der Gewiſſens— 
Vertretung und ded Gegenbeweifed wider diefelbe v. Linde, 

5) Aus dem neueften Hefte der Fritifchen Zeitfchrift 
für Rechtöwiifenfhaft und Geſetzgebung ded Auslandes von 
Mittermaier und Zachariä, Bd. X. H. 1. aber fey 
ed geftattet, auf einen Auffab von dein letzteren der Hers 
ausgeber aufmerkfam zu madhen: | 
Zu Vergleihung der franzöfifhen und ded engliſchen Rechts 

mit dem gemeinen deutſchen Rechte in der Zehre von dem 
Rechte unehelicher Kinder , die Paternitätd: oder Vater— 
ſchaftsklage anzuftellen. 
6) Eine neue verwandte Schrift ift betitelt: Kritifche 
Beiträge Über außerebelihe Gefchlecht3:Gemeinfhaft, Bas 
terfchaft und Kindfchaft, zunächft in Bezug auf den Art. 
340. des Code Nap. „la recherche de la paternite est 
interdite, von Dr. K,D. A. — bei Röder, Darınfladt 1858. 
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Adı. 
Vollſtändige Abhandlungen, Nechtsfälle, 
Entſcheidungagründe und Gutachten. 





1) Rechtsfall, die Mitverwaltung — Gemein- 
heitsvermögens betreffend. 

(Bon Herrn Ober: Zuftiz- Rath Maier in. MWaiblingen.). 

Die Eigenthümer der Weinberge auf B—r Marfung 
baben in früherer Zeit einen Vertrag eingegangen, für die 
Benützung diefer Weinberge eine eigene Kelter zu bauen 
“und zu unterhalten, und ed ift unbeftritten, daß dabei fefls 
geſetzt worden, ald Unterhaltungs» Steuer und Herbftkoftens 
Beitrag follen Diejenigen, die in der Kelter deiben, 6 Maas 
Wein, diejenigen Auögefeffenen aber, die nicht in der Kels 
ter deihben, 6 Kreuzer vom Viertel Weinberg entrichten, 
auch, daß im Lauf der Zeit ein nicht unbeträchtliches Ca⸗ 
pitalvermögen erworben worden, an deſſen Verwaltung ges 
genwärtig nur die in B. wohnenden, nicht die ausgefeifenen 
Beſiher von Weinbergen auf B—r Marfung Theil nehmen, 
Das Verlangen der NRechtögleihheit und Mitvermaltung ift 
der Zweck der von den H—r Auögefeffenen übergebenen 
Klage. 

1) Die erfte biebei entfiehende Frage ift: ob es ſich 
in dieſem Falle von einer Geſellſchaft und Gemeinfchaft, 
societas und communio, oder von einer Gemeinheit, Cors 
poration, universitas handle. ; 

Fieri pluribus modis potest, ut eadem res idemque jus 
ad diversos homines simul pertineat. Et primum qui- 
dem ita, ut plures homines tänquam unaf persona 

Monatſchr. f. d. Zuftispfl. 11. Bd, 8. Abth. 19 d 
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eonsiderentur; quae quidem res efficit, ut non sin. 
gulorum sint jura, de quibus quaeritur, sed ipsius uni- 
versitatis; quantumvis licet usus eorum pateat sin- 
gulis. Deinde hoc modo, ut singuli partes pro in, 
diviso habeant, sive jinciderint in eam eommunio- 
nem, sive societas, ut quidem proprie dicitur, in- 
ter illos intercedat, etc. 

Mühlenbruch, doctr. pandectar. ed 2a $. 200. 

Hier handelt ed fich von der moralifchen Perfon einen 
Gemeinheit, universitas, deren Rechte nicht auf.den eins | 
‚zelnen Köpfen, fondern auf-der Geſanfſitheit beruhen; 

Mühlenbruch, l. e. . 232. 228. 

denn nicht jeder Zuftand, vermöge deffen mehrere Perfonen 

zu Einem Zwecke verbunden find, begründet eine eigentliche 

Geſellſchaft; mo eine Mehrheit von Perfonen zu einem 

immerwährenden Zmede, wie bier, zufammentrirt und 

von dem Abfterben oder fonftigen Abgang der einzelnen 

Individuen unabhängig bleibt, entſteht eine universitas 

oder Gemeinheit. ö A 

Thibaut, Syſtem de. Pandectenrecht3 , 6te Audg. $. 219. 

Thibaut, civiliftifhe Abhandlungen ©. 388. 

Haffe, Beitrag zur Theorie von der ehelichen Güter s Ges 

meinfchaft ©. 189, 190 Anm. 3. | 

2) Hievon ee wird man zwei Säte anerkens 
nen müffen: 


a) daß die Gemeinheit der .die Weinberge 8 Mar: 
fung befibenden Guts-Eigenthümer über ihre Angeles 


genheiten und ihr Dermdgen auf gefegliche Weife 

verfügen dürfe; 

Jurium, quibus utitur universitas, alia dicuntur origi- 

. naria, alia adventitia. In illorum numero sunt, et de 
rebus suis communiter statuendi facultas , scilicet 
quatenus non refragatur jus publicum, et ommino 
‚omnia fere agendi obtinendique, quaecunque ad sin- 
gulos homines eitra speciale privilegium pertinere 
solent. Mühlenbruch, J. e. $. 232. 

L. ult. D. de colleg. et gorporat. (47, 22.). (Sodales — 
qui ejusdem collegii sunt, quam Gracce Eraıpiav vo- 
cant. , His autem potestatem faeit. lex, pactionem, 

\ . — 
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quam velint, sibi ferre, dum ne quid ex. ꝓpubliea es⸗ 
corrumpant,) 

b) daß aber diefed DBerfügungss und Verwaltung: Recht 
nicht bei Einzelnen, ſondern bei der Geſammtheit 
hafte, einzelne Mitglieder der Gemeinheit ſich ſomit 
ohne den Willen der Geſammtheit hierin kein Vorrecht 
vor den andern anmaßen koͤnnen, wie denn der Ein— 
zelne juriſtiſch in dem Verhältniſſe eines dritten Uns 

berechtigten ſteht, auch keine rata an dem — Al⸗ 

ler anzuſprechen hat. 

Thibaut, civil. Abhandlungen S. 396, 397, 

Zbibaut, Pandekten-Syſtem $. 221. Nro IH. 

Dictate hiezu, herauögegeben von Braun, ©. 231 seg., 

‚Apud ipsam universitatem persona est non apud, Hager 
los etc. . In patrimonii juribus universim aestimandis 
nihil refert, utrum administratorum eurae bond com. 
mittantur, an singulorum usibus pateant, siquidem 
semper uno modo ad ipsam ‘universitatem spectant 
patrimonii jura. Mühlenbruch,; 1. e. $. 232, 

3) Im vorliegenden Falle wird nım eben darüber ges 
klagt, daß zum Nachtbeile der Geſammtheit, zu welcher 
auch die Kläger gehören, die Beklagten. fih das audfchliegs 
lihe Verwaltungsrecht anmaßen wollen, und fi von dem 
aufgeftellten Adminiftrator (Bergineifter) allein Rechnung 
ablegen und an diefem Rechnungdempfang den Klägern Feis 
nen Antheil zufommen laffen, Wenn nun gleich der Tit. 
D. Quod cujuscunque universitas nomine vel.contra eam 
dgatur (3, 4.) nur von Klagen einer universitas, nicht 
von Klagen einzelner Mitglieder einer Gemeinheit gegen 
einander handelt, fo Fünnen doch auch in dem Verhältniffe 
der Genoffen unter einander die einen gegen die Anmaßuns 
gen der andern nicht ſchutzlos gelaffen fenn, und was von 
den verbotenen Ausfchluß einzelner Genoffen durch bie ans 
dern gilt, 

Jus excludendi sodäles a collegii consortio son habet 
universitas, nisi aut juris dictione, aut pacto. Müh- 
lenbruch, l. e. $. 2332. 

er 19* 
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das muß auch gelten, wenn einzelne Mitglieder von der 
Ausübung gewiſſer Rechte, z. B. des Mitverwaltungsrech⸗ 
tet, durch die Uebrigen ausgeſchloſſen werden wollen. 

4) Hierin kann im vorliegenden Falle dadurch nichts 
gednbert werden, daß die einen Mitglieder der Gemeinheit 
zu B. wohlten, die andern ausgefeffen find, und unter letz— 
teren mehrere wieder, die Trauben ihrer B—r Weinberge 
nicht in der B—r Kelter deihen. Denn. gleidy bei der 
Stiftung der universitas ift diefer Fall vorgefehen, obne 
daß dadurch eine andere Rechtsungleichheit zwifchen den 
Genoffen, als eine Verfchiedenartigkeit des jährlichen Bei— 
trages eingeführt worden wäre. Auch begründet es bins 
ſichtlich der Gleichheit der Rechte keinen Unterſchied, ob 
ein Mitglied die ihm durch die universitas zu Theil wer— 
denden Rechte benüpe, oder nicht, wenn ed nur in Erfül⸗ 
lung der fefigefepten Beitragspflicht nicht zurückbleibt, und 
damit einen Fuß in der Genoffenfihaft behält. Die Benü— 
Bung der dargebotenen Vortheile iſt ves merae facultatis, 
um ſo mehr, als innerhalb der Gränzen einer universitas 
nur von Entſtehung einer Obſervanz oder. eines Gewohn⸗ 
heitsrechtes, nicht von Verjährung die Rede iſt, wie dieß 
noch unten berührt ‚werden wird. 

5) Haben. fi‘ einmal Mißbräuche in der Verwaltungs: 
weife eingefchlichen ,„ und handelt ed fich davon, diefen Uns 
regelinäßigkeiten abzubelfen, fo bat jedoch der Richter vor 
der Hand in;die Autonomie der universitas nicht einzu: 
greifen, er hat die Art und Weife oder Form, wie fünftig 
verwaltet werden fol, nicht felbft feftzufegen, noch weniger 
materielle Verwaltungsmaßregeln anzuordnen (alfo 3. 3. 
nicht, wie. die Kläger verlangen, einen Verwaltungs: Rath 
einzufepen, oder die Abfhaffung der bisherigen Natural: 
Abgaben felbf zu verfügen), fondern er hat die Mitglieder 
der, Corporation nur auf den gefeplihen Weg binzumeifen, 
wie. fie ihre fehlende oder in Abgang gekommene Organis 
fation einrichten oder berftellen und. fich über ihre Angeles 
genheiten felbft Gefepe geben können. und müffen, d. h. er 
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bat die Anordnung zu treffen, daß die universitas-;im 
Sinne des Genoſſenſchaftszweckes über die in Streit gezo⸗ 
genen Punkte, alfo bier über den Organismus ihrer Vers 
waltung und über die materiellen Mittel ihres Fortbeſtan⸗ 
des, ſelbſt als Geſetzgeberin auftrete. 
6) Dieſer von der Geſammtheit einzufchlagende Weg 
iſt die Zuſammenberufung ſämmtlicher Mitglieder, die Ab⸗ 
ſtimmung derſelben und ſonach die Entfeheidiing durch Stims 
menmehrheit, nach 1. 160. $. 1. de R. I (50, 17.) und 
andern Gefeben, 
Thibaut, Pandecten⸗Syſtem $. 220. r 
Dietate hiezu, beraußgegeben von Braum, ©. 2330 sed. 


Thibaut, civil. Abhandl. S. 388 seq. 
Mübhlenbrud, 1. c. $.,232. 


wobei jedoch die Beftimmung, daß menigftend ; zwei Dritte 
theile der Mitglieder der universitas verfammmelt ſeyn müſ⸗ 
fen, um einen Befchluß dur Stimmenmehrheit herbeizu: 
führen, aus dem Urtheile deswegen meggelaffen wurde, weil 
es noch ſehr beftritten ift, ob diefe Beftimmung nicht eine 
finguläre Anordnung der 1. 3. D. quod cujuscunque uni- 
vers. nom. (3, 4.) für die Wahl eines Spyndiceus enthalte, 
Braun,l.c. ©. 229. 
und weil auch bei Collegien jebt häufig nicht darauf gefer 
ben wird, ob zwei Dritttheile derfelben erfchienen ſeyen. 
Thibaut, Pandecten:Spyftem $. 220 a. €. 

7) Dagegen follen fo viele Köpfe, als inn» und 
außgefeffene Beſitzer von B—r Weinbergen vorhanden find 
(fomit auch die Bürger von B—g und H—r, welche Wein: 
berge auf B—r Markung befiben), eigene Stimmen abzu: 
geben haben, ohne auf die Größe ihres Beſitzes zu feben, 
eben weil Fein Mitglied einer universitas au deren Vor⸗ 
tbeilen nur pro rata Theil zu nehmen hat, die Einzelnen 
nur Votanten, nicht Ratenberechtigte find, nur die Ges 
fammtheit der Köpfe, mögen deren viele oder menige vor: 
handen und noch fo vielen zufälligen Wechſel unterworfen 
ſeyn, die. universitas ausmacht, weswegen ſogar in dem 
wichtigen Falle einer Gemeinheits-Theilung, chne Grund: 


Er: 
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legung der’ bißherigen Benühungsraten im a a 
nur nach den Köpfen getheilt wird. 
Thibaut, Pandecten- Syftem $. 221. ’ 
Thih aaut, ciwiliflifhe Abhandlungen ©. 397 sog: 
Braun,l.c. ©. 234 seq. 
6) Erf ‚wenn, bie Majorität auf diefe Weife etwas 
gtechiwidr iges oder etwas dem Zmede der Gemeinheit Entz 
gegengeſehies, die Gleichheit der Rechte Untergrabendes be> 
ſchließen wuͤrde, fönnte fih die für beeinträchtigt baltende 
Minderzahl wieder um Abhilfe an den Richter wenden. 
Mühlenbruch, |. c. $. 232. (Nro 4.) 

Sp märe es 5. B. ein Gegenftand richterlicher Vers 
handlung und Einfhreitung, wenn etwa die Mitglieder der 
in Frage ſtehenden universitas durch den Einfluß der Bes 
wohner von B. im Wege der Stimmenmehrheit befchließen 
wollten, daß der Kelter ein Bannrecht gegenüber von den 
- Audgefeffenen zufteben folle, wie dieß beinahe in ihrer Ab— 
ficht zu. liegen fcheint. In einem neuen Streite wäre denn 
zu entfcheiden , ‚ob ein. ſolches Bannrecht in dem Gemeins 
heitszwecke begriffen feyn könne. | 

9). Aus dem Bisherigen folgt auch, daß. mit Ausnahme 
der bereitd polizeilich abgeftellten Mißbräuche, 3. B. der 
bisherigen Art, den Weinbergſchuͤtzen zu belohnen, bei mel: 
chen polizeilichen "Anordnungen ed fein Verbleiben bat, 
ale Rechtöverhältniffe fo lange, bis die Gemeinheit ein 
andere: verfügt haben wird, in dem Stande bleiben, wie 
fie 'unterdeffen befchaffen waren, daß alfo z. B. die Na: 
tural⸗ und Geld » Abgaben fo fortdauern, wie fie bisher 
erhoben wurden, bis jene neuen Anordnungen herbeige— 
führt find, 

10) Dem Inhalte ded gegenwärtigen Urtheiles flan- 
den Feine befondern Einrichtungen der Gemeinbeit, vermöge 
welcher fie das Negiment einer Anzahl von Vorflehern 
übertragen hätte, entgegen. Dad Vorhandenſeyn eined 
Rechners, ded Bergmeifters, welcher Einnahmen und Aus: 
gaben beforgt_und Rechnung ablegt, madt fie noch nicht 
zur universitas ordinata, wiewohl felbft daraus noch nicht 


279 
nothwendig folgen würde, daß nicht bei manchen, in daB 
Weſen der Gemeinheit eingreifenden, Streitigkeiten an die 
Geſainmtheit zurücdzugehen wäre. 


41) Nur die Frage Könnte entftehen, ob fich nicht ein 
ausfchließliches Werwaltungdreht der in B. mohnenden 
Weinberg = Befiber im Schooße der universitas durch Ob» 
fervanz gebildet habe.‘ Allein diefe Obfervanz, eine im 
Schooße der universitas durch langwierige Beobachtung 
entftandene Norm, märe nicht nach den Grundfägen von 
der ſtillſchweigenden Uebereinkunft, ſondern nach den Erfors 
derniffen de8 Gewohnheitd = Rechtes zu beustpeilen ; 

Mühlenbruch, 1. e. $. 40. 
"Gefterdimg, im Archiv für die civiliftifche Praris 5r Hand 
28 Heft ©. 288 | | 
ein. Gewohnheits⸗-Recht darf aber nicht auf einem Irrthum 
beruhen; | 
L. 39. D. de leg. (1, 3.). Quod non ratione ne 
tum, sed errore primum, deinde consuetudine obten- 


tum est, in aliis similibus non obtinet; 


Mühlenbruch, l. c. $. 40. Nro. 7. 
und die Handlungen, wodurch die Gewohnheit begründet 
‚worden ſeyn fol, müffen in der Meinung einer moraliſchen 
Nothwendigkeit, opinione necessilalis, unternommen wor⸗ 
den ſeyn; | 

Mühlenbruch; I 0. 6. 40. GE. 

Glück, Commentar, ir Thl $. 87. S. 471 (1te Aush.) 

Reinhardt, Ergänzungen zu Glüd Ar Thl. S. 162. 
welcher Umftand von den Beklagten, wenn fie fic) auf 
ein den Klägern nachtheiliges Gewohnheits-Recht berufen 
wollten, befonderd darzuthun geweſen wäre, 

Glück, l. ce. 

Da übrigens feinem Theile muthwillige Streitſucht 
zur Laſt zu legen iſt, die Kläger auch nicht nach dem gans 
‚zen Umfang ihrer Bitten obfiegen, ſo ſind bie — des 
Prozeffed iii ine worden. 
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Aus vorftedenden Gründen wurde in Rem Rechtsſache 

folgendes Urtheil ausgeſprochen: 

J. N. d. K. 

In der Rechtsſtreitigkeit zwiſchen den in den Acten 
genannten, zu H—n und H—r wohnenden Beſitzern von 
B—r Weinbergen, Klägern, und den zu B. mohnenden 
Befigern folder Weinberge, Beklagten, Anfprüche auf 
gleihe Verwaltungs » Rechte in Beziehung auf die B—r 
Kelter, erfennt das Oberamtd : Gericht W., daß die Bee 
klagten verbunden fenen, ſämmtliche Befiber der auf B—r 
Markung liegenden Weinberge als eine Gefammtheit oder 
Gemeinheit zu betrachten, und daher eine allgemeine Ver— 
fammlung fämmtlicher, ſowobl inns als außsgefeffener Ber 
fiber diefer Weinberge u B., H., B—g und Hr), 
zufammen zu berufen, in diefer Verſammlung die ſämmt⸗ 
lichen Anträge der Kläger zur Abſtimmung bringen zu laſ⸗ 
fen, ſodann durch die nach der Kopfzahl ſich richtende 
Mehrheit der Stimmen einen Beſchluß herbeizuführen, und 
fih für die Zufunft insgeſammt nach dec Beſchluſſe zu 
richten. 

Uebrigens hat jeder Tbeil die aufgegangenen Koſten 
auf ſich zu leiden und die auf zc. BERUP Sportel je 
zur Hälfte zu bezahlen. 

So befchloffen im Oheramts- Gerichte ic. 
den 26, September 1854. ic. 





| 2) Die beftrittene Bechtsfrage: Ob der Lehens- 


herr feine lehensherrlichen Rechte gegen den Mil- 


len des LSchensmannes mit der Wirkung aufgeben 


könne, daß er von den mit diefen Rechten verbun- 


denen Laflen frei werde? 
(Von Herrn Ober-Juſtitzrath Dr. Ticheruing.) 
hat der Königl. Gerichtähof zu T. in einem bei demfelben 
verhandelten Nechtöftreite zmifchen dem Müller J. J. R. 
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in B., Kläger, und der Koͤnigl. Finanzkammer zu X., 
Beklagten, Abreihung von Holz und Steinen zu der 
- Mühle des Klägerd betreffend, durch Erkenntniß vom 20. 
April 1856 aus folgenden Gründen, bejahend entfchieden 
und die Beklagte fomit von der ‚gegen fie angeftellten Klage 
freigefprochen. 

. Diejenigen, welche obige Frage verneinen, berufen ſich 
bauptſächlich darauf, daß dem Lehensverhältniſſe ein auf 
beiden Seiten verbindlicher Vertrag zu Grund liege, von 
welchem eben darum nach allgemeinen Rechts » Grundfäßen 
fein Theil einfeitig abgeben könne. Wenn daher auch der 
Eigenthümer fein Eigentbum wegen. einer daffelbe beläftis 
genden Dienftbarfeit aufgeben, oder wenn auch der Uſu— 
fructuar, einen Nießbrauch, deffen Ertrag die. darauf ruhen 
den Leiſtungen überfteigen, verlaffen, oder wenn auch der 
Lehendmann, um von feinen Pflichten gegen den Lehensherrn 
. frei zu werden, wider den Willen ded Lehteren daB Lehen 
refutiren dürfe, fo ſeyen doch alle diefe Beflimmungen 
pofitiver Gefebe, behaupten jene Rechtslehrer, Ausnahmen 
von den allgemeinen Rechtsgrundſätzen und Singularitäten, 
welche gerade deswegen von einem Falle auf den andern 
nicht audzudehnen ſeyen. ‚ 

Es ift jedoch zu läugnen, daß man bier Außnahmen 
von den allgemeinen Rechtögrundfäben und Singularitäten 
vor fich babe. Die Rechtsſätze, welche mit diefen Namen 
belegt werden, find nicht Erzeugniffe einer gefeßgeberifchen 
Willkühr, fondern einer juridifchen Nothwendigkeit; es liegt 
ihnen eine allgemeine Rechtswabrheit, ein Prinzip zu Grunde, 
Sie find alfo auch nicht die einzigen Fälle, in melden 
eine durch Vertrag entftandene Verbindlichfeit mwillführlich 
und einfeitig aufgehoben werden kann, fondern es ift jede 
durch Vertrag entftandene Verbindlichkeit, welche auf dems 
felben Principe beruht, willkührlicher und einfeitiger Auf— 
Jöfung in einem unten näher zu 1 BSBIMIRSnBER Sinne uns 
termorfen. 

Dieſes Princip num liegt ı in dem gewiß in der Ratur 
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der Sache gegründeten Unterfchied zwiſchen der Berbinds 
lichkeit, welche Jemand auf feine Perfon und zwiſchen der 
Verbindlichkeit, welche Jemand auf eine ihm gehörige Sache | 
oder auf ein ihm zuftehendes Recht übernommen bat. Die 
Eintheilung der Rechte in Bingliche und perfönliche läßt 
fih daher auch auf die Verbindlichkeiten übertragen. Pers 
fünliche Rerbindlichkeiten num können allerdings nicht wills 
führlich und einfeitig aufgelöst werden, wohl aber dingliche, 
nämlich infofern, als derjenige, welcher eine folhe Ver— 
bindlichfeit auf eine ihm gehörige Sache oder auf ein ihm 
zuftehendes Recht übernommen hat, diefer Sache oder dies 
fe8 Rechts fich begiebt. Denn genau genpinmen erlifcht in 
diefem Falle auch die dingliche Verbindlichkeit nicht. Sie 
felbft bleibt; nach dem Grundſatze: res (jus) transit cum 
onere suo, erhält fie an dem neuen Ermwerber der Sache 
oder des Rechts nur einen neuen Vertreter; blos in dem 
Falle erfolgt Erlöfchung, wenn der neite Erwerber der bis: 
ber Berechtigte iſt; aber dann beruht. die Erlöfhung auf 
einem anderen Grunde, nemlic auf der in diefem alle 
eintretenden Eonfolidation und Confufion. 

Daß aber derjenige welcher eine Verbindlichkeit nicht 
auf feine Perfon, fondern nur auf eine ihm gehörige Sade 
oder auf ein ihm zuftehendes Recht übernommen bat, die: 
fer Sache oder diefed Rechts fich begeben und fo die übers 
nommene Verbindlichkeit willfübrlih und einfeitig in der 
Art auflöfen Fann, daß die bleibende Verbindlichkeit der 
Sache oder des Rechts felbft durd ihm nicht mehr vertre- 
ten ift, kann feinem Zweifel unterliegen. Denn er bat 
ja nicht feine Perfon, fondern nur feine Sache oder fein 
Recht verbindlih gemacht, hiedurch aber die Befugniß, 
feinee Sache oder feined Rechts fich zu begeben, und auf 
dieſe Art der Nothmwendigkeit, die Verbindlichfeit diefer 
Sache oder dieſes Nechtd zu vertreten, fich zu entziehen, 
nicht verloren und nicht verlieren können, wenn er Diefer 
Befugniß nicht dusdrüdtich entfagt und im Grunde fo die 
dingliche BerbindlichFeit in eine perfünliche umgefchaffen bat. 
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Betrachtet man nun die angeführten Rechtsſätze aus 
dieſem Geſichtspunkte, ſo erſcheinen ſie ſo wenig als Aus⸗ 
nahmen von den allgemeinen Rechtsgrundſätzen und Sin⸗ 
gularitäten, daß ſie vielmehr als mit den allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen ganz übereinſtimmend gefunden werden. 
Denn, um bei dem Lehenkverhältniſſe ſtehen zu bleiben, fo ift 
ed der Natur ded Lehenvertraged nur entfprechend, daß ber 
Lehensmann auch wider den Willen des Lehendheren das 
Lehen refutiren und fich fo von feinen Pflichten gegen den 
Lehenöheren frei machen Fann. Er hat ja diefe Pflichten 
nur. ald Lehensmann, mithin auf dad Leben übernommen, 
und wird daher von denfelben frei, wenn: er dad Lehen 
refutirt, woran ihn nicht8 hindern kann, wenn er der Res 
futationsbefugniß nicht ausdrücklich entfagt bat. 

Ehen fo entfprechend der Natur des Rehens » Vertrags 
ift e8 aber auch, daß der Lebensherr feine lehensherrlichen 
Rechte gleichfalls. wider den Willen des Lehensmannes mit 
der Wirfung aufgeben fann, daß er von den mit bdiefen 
Rechten verbundenen Laften frei wird. Denn an dem Auf? 
geben diefer Rechte Fann ihm nichtd hindern, wenn er der 
Befugnig dazu nicht ausdrüdlich entfagt hat, und er wird 
daher durch diefed Aufgeben aud von feinen Berpflichtun: 
gen gegen den Lehensmann frei, wenn er diefe Verpflich— 
tungen als Lehensherr und um feiner Tehensherrlichen 
Rechte willen, mithin auf diefe Rechte übernommen hat, 
was im Zmeifelöfalle immer zu vermuthen- ift. 

Es ift alfo auch im dem vorliegenden Falle die Bes 
Hagte durch das Aufgeben ihrer lehensherrlichen Rechte 
von den mit diefen Rechten verbundenen Laften frei gewor⸗ 
den. Gienge es audy aus dem Lehendbriefe nicht hervor, 
daß die Beklagte diefe Laften nur als LZehendherr und um 
ihrer Iehensherrlichen Rechte willen, mithin auf diefe Nechte 
übernommen bat, fo müßte dieſes doch in Ermanglung 
eined anderen Erflärungsgrundes für dieſe Uebernahme vers 
muthet werden. Allein man bedarf einer folden Vermu— 
thung nicht einmal, da die Uebernahme der fraglichen La— 
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ften auf die lehensherrlichen Mechte aus dem Lehensbriefe 
ganz deutlich zu entnehmen if. Daß aber die Beklagte 
der Befugniß, ihre Tebendherrlihen Rechte aufzugeben, ent: 
fagt hätte, ergiebt fich weder aus dem Lehensbriefe, noch 
ift e8 von dem Kläger auch nur behauptet worden. 

Die gegen das Erfenntniß des Gerichtöhofß ergriffene 
Berufung wurde durch Erfenntniß des K. Obertribunals 
vom 2. Auguft 1836 für verlaffen erflärt. 





8) Ueber die Nechtsgültigkeit der allgemeinen Per- 
wahrung gegen die Gewähr der Hauptinängel. 
(Bon Herrn Gericht3-Actuar Schefold in Obermarchthal.) 

Die Frage: ob die allgemeine Verwahrung, für- 

feinen der im Regulativ vom 17. Februar 1767° angeführs 
ten Hauptinängel baften zu wollen, gültig fen? ift blos 
nah den gemeinrechtlichen Grundfäßen zu. beurtbeilen-, da 
dad milrttembergifche Recht hierüber nichtd enthält. Ihre 
praftifche Wichtigkeit wird ohne nähere Ausführung aners 
‚Fannt werden. Von unfern Gerichten wird dieſe Frage 
meift verneint, dagegen eine Verwahrung vor der Gemwährs 
leiftung für einen einzelnen, beftimmt genannten 
Hauptmangel als zuläßig erkannt. 
Erſteres ift in einer ſchon im Jahr 1829 zur Entfcheis 
dung eined Dbergerichted gefommenen Rechtsſache audges. 
fprochen worden, wo es in den Entfcheidungägründen unter 
Anderem wörtlich heißt: 

„Wäre auch wirflich unter den Parthieen ausgemacht 
worden, daß der Verfäufer für nichts, als für das Koppen 
zu fteben babe, fo würde ihn dieß doch nach den Gefepen 
nicht von der Verbindlichfeit zur Gemährleiftung befreien, 
indem eine foldhe allgemeine Verwahrung, für 
nichts verantwortlih ſeyn zu wollen, als ein 
pactum de dolo non praestando für ungültig 
erflärt iſt.“ | 

Es wird fich bier auf 
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1. 14. $. 9. D. de aedil. ediet. (21, 1.) 

1. 43. $..2. D. de contrah. empt. (18, 1.) 

1. 39. D. de act. empt. (19, 4.) 

Stryk, usus mod. lib. XXI. Tit. I. $. 10. 

Thibaut, Syſtem des Pandectenrechts $. 191. 

Malblane, princ. jur. rom. {. 585. 

Weishaar, Handbuch ded württembergifhen Privat:Rehts 

Thl IH. $. 976. (Neueſte Audgabe $. 1008.) 

berufen, von welhen Rectögelehrten meift die oben anges 
führten Gefepeöftellen allegirt find, 

Derfelben Anficht find ferner : 

Lauterbach, colleg. theor. pract. Bd U. XXI. I. 
$. 13. 

Schweype, R. Pr. R. ite Audgabe $. 385. 5fe Ausgabe 
(. 454. 

Kitter, die gefeslihen Hauptmängel der Hausthiere ©. 
58, 59. 

Bolley, dad Wichtigſte ıc. Ate Audgabe von 1801 $. 127. 

Neuere Edition $. 145. 

Lehterer bemerkt: „eine allgemeine Verwahrung, für 
feinen Hauptmangel haften zu wollen, erflären die Geſetze 
für unzuläßig, weil fie ſich nicht ohne Betrug denken laſſe,“ 
— ein Motiv, welches auch aus den angeführten Entſchei— 
dungsgründen erfichtlich ift, indem dort ein folder Vertrag 
einem pactum de doio non praestando gleichgeftellt iſt. 

Entgegengefepter Anſicht find: der von feinen Zubdrern 
allgemein verehrte Profeflor 

Dr. C. G. v. Wächter in feinen Vorlefungen über dad 

Pandekten- und.über dad mwürttembergifche Privat » Redt 
unter Berufung auf die ſchon oben EN zwei Ges 
fegeöftellen 

1. 14. $. 9. D. de aedil. edict. (21, 

l. 59. D. de act. empt. (19, 1.) 

ferner: 

Mühlenbruch, Lehrbuch de Pandelten » Redtd zb. U. 
1836. $. 402. Not. 15. 

Neuftetel, in feinen und Zimmern’ römiſch-rechtlichen 
Unterfuhungen, Heidelberg 1821, ©. 207 ff.*) 


*) Denfelben Sag ftellt auf: Dionysius Gothofredus in 
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In unferm Handel und Wandel ıft:faft allgemein an—⸗ 
genommen, daß Feine Klage erhoben werden fönne, wenn 
Käufer und Verkäufer darin übereingefommen find, daß 
Lesterer durchaus für Feinen Fehler gut ftehe, wenn fie ſo— 
genannte Käufe „auf Hagel und Wind“, „auf Haut und 
Haar”, „fonder Nahtaufh und Wandel‘, ‚auf den Ben— 
gel’, abfchließen. 

Hofader, Hauptmängel der Haudthiere $. 10. ©. 56. 
Ritter, 1. c. $. 26. Note 2. 

Es würden auch bei und viele Viehhaͤndel gar nicht zu 
Stande Fommen, wenn die Eontrahenten nicht von der Büls 
tigkeit eined folhen zur Gewohnheit gewordenen Vertrages 
überzeugt wären ; nach dem ihnen befannten Grundfaße ® 

Dingrecht bricht Landrecht. 

Derlei Eontrahenten balten fonach das NRegulativ von 
1767 für fein Zwangs-Geſetz (lex cogens), fondern für 
eine lex dispositiva, d. h. für eine gefepliche Beftimmung, 
die für den Fall, daß fie unter fich nichts Anderes vertrags— 
mäßig audgemadht haben, in Anmendung gebracht werden 
fol. - Aus den Worten ded mehrgedahten Regulativs ift 
‚abet auch ein ſolches Zwang = Gefeh nirgends erfichtlich, 
und es fragt fi nun, ob in den oben angeführten Geſetzes— 
Stellen des gemeinen Rechts eine ſolch' bindende Beftims 
mung enthalten fey ? 

Dieſe Frage führt und zu einer nähern Prüfung der 


Note s. ad 1. 39. D. (19, 1.), worin er fagt: generalis ex- 
ceptio permissa est ignoranti, specialis a sciente exigitur. 
Derſelben Anfiht fiheinen auch zu feyn: C. W. Held, ju- 
rispr. univers. Lib. III. Thl. I. ©. 577. $. 26. in den 
Worten: neque venditorem praestatio generica, quod pro 
nullo vitio caveat, excusat, si certum quoddam occultum 
sibique notum vitium non manifestet; und der neue 
Heraußgeber von Schweppe3 Handbuh — Wilhelm Mas 
jer — (Schweppe, Röm. Pr. R. Bd IIL $. 434.) 

Der Code Napoleon lib. III. Tit. 5. $. 1643 und der 
Codex Marimilianus Bavaricus Thl. IV. Cap. 3. $. 23. 
Nro 9. ſprechen diefen Gas, ald beim Viehhandel gültig, aus. 
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Geſehe, welche die DVertheidiger der einen und der andern 
Anfiht, zum Theil gemeinfhaftlidh, für fih anführen. 
. Die. Stelle-aus dem Titel 
de aedil. edicto 1. 14. $. 9. (21, 1.) 

—,$i venditor nominatim exceperit de aliquo morbo, 
et de cetero sanum esse dixerit aut promise- 
rit, standum est eo, quod eonvenit; remittentibus 
enim actiones suas non est regressus dandus, nisi 
sciens venditor morbum consulto reticuit; tunc 
enim dandam esse de dolo malo replicationem — 

ftelt nirgends den Grundſatz auf, daß eine allgemeine 
Verwahrung, für Feinen Fehler haften zu wollen, ungültig 
fen. Es iſt hierin vielmehr der ganz natürliche Sab ent— 
halten: „Wenn ein Verfäufer fih vertragdimäßig von der 
Verbindlichkeit zur Haft für einen gewiffen Mangel befreit, 
im Uebrigen aber dafür haftet, daß die Sache 
feblerfrei fey, fo ift e8 nad diefer Uebereinfunft zu 
balten, d. b. zeigt fich fpäter außer dem Febler, von deffen 
Gewähr fi der Verkäufer befreit bat, noch ein weiterer, 
fo ift gaf natürlich, daß er für diefen zu haften hat, ges 
rade meil er ja verficherte, daß die Sache im Uebrigen 
fehlerfrei fen. 

ef. 1. 17. $. 20. 1.19. & 1.1.31. 9.1.1 38. $. 10. 


1. 52.h. t. 
Diefen Sab motivirt fodann das Geſet mit den 
Worten: 
remittentibus enim actiones suas non est rezressus 
dandus. 


Hierin dürfte fogar dad Anerkenntniß der Süttigkeit einer 
allgemeinen‘ Verwahrung liegen; denn was ift ein folcher 
Vertrag in feiner Analyfe anders, ald auf Seiten des Ber: 
fauferd eine allgemeine Verwahrung gegen die Haft für 
die Mängel, und auf Seiten des Käuferd ein allgemeiner 
Derzicht auf die Klagen, die dad Aedilen-Edikt, im Falle 
nichts Anderes ausgemacht ift, ihm an die Hand. gibt ? 
Anders verhält fih die Sache freilih, wenn der Ver— 
-Fäufer mwiffentlich einen ihm befannten Fehler verſchwieg, 
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— tune enim dandam esse de dolo malo replicationem — 
oder wenn er in der Abficht, den Käufer zu bintergeben, 
fih dunkler Ausdrüde bediente, oder ihm dad Wahre bins 
terliftig entftellte; denn 

Dolum malum ab se’ abesse ee debets 

qui non tantum in eo est, qui fallendi causa obscure 
loquitur, sed etiam, qui insidiose, obscure dissimulat. | 

1. 45. $. 2. de contr. empt. (18, 1.) 


Im Falle eined dolus kann den VBerfäufer natürlich 
eine allgemeine Verwahrung nichtd nüpen, wie denn übers 
baupt jeder Vertrag, für den dolus nicht haften zu wollen, 
ungültig if. 

l. 7. pr. D. de dolo malo. (4, 3.) 

1. 3. $. 3. D. pro soeio- (17, 2.) \ 

In der weiteren Etelle, 

l. 39. D. de act. eınpt. (19, 1.) 

wo unter Anderem gefagt ift: 

— Si certus venditor, quibusdam personis certas ser- 
vitutes debere, non adınonuisset emptorem, ex empto 
eum teneri deberi; quando (haec) generalis exceptio 
non ad ea pertinere debeat, quae venditor novit, 
quaeque specialiter excipere potuit et debuit, sed ad 
ca, quae ignoravit, et de quibus emptorem certiorare 
nequivit — 

ift die Zuläßigkeit einer allgemeinen Verwahrung unzwei— 
deutig audgefprochen, nur wird dabei auf eine, den bereit 
angeführten Gefepen confequente, Weiſe erfordert, daß der 
Verkäufer felbft die geheimen Mängel nicht gefannt babe. 
Im entgegengeſetzten Falle aber, wenn er die Mängel 
Fannte, fie aber, um den Käufer zu bintergeben, verfihmieg, 
kann er mit der actio empti belangt werden. 

— si quid circumveniendi emptoris causa venditor in 
specie, de qua quaeritur, fecit, ex empto actione con- 
veniri posse. — 

1. 39. eit. 


Obgleich diefe Stelle zunächft 6 blos von der actio emptä 


et venditi — ſo findet ſie doch auf das —— 
Anwendung ; ; 
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- ham et qui ex empto potest conveniri, idem etiam red. 
hibitoriis actionibus conveniri potest. 
1. 19, $. 2. de aedil. edicto. (21, 4.) 
Wenn ed in den angeführten Entfcheidungd » Gründen 


beißt: eine allgemeine Verwahrung, für nichts verantworts _ 


Sich feyn zu wollen, fey ald ein pactum de dolo non prae- 
stando zu betrachten, fo trifft dieß gewiß eben fo wenig 
unbedingt zu, als die Anfiht Bolley's 1. c., wornach fich 


eine folche allgemeine Verwahrung ohne Betrug nad den 


Geſetzen nicht denken laſſen folle. "Das Gegentheil bievon 
geht mom unzweifelhaft aus folgenden. Beifpielen hervor: 
., welcher nicht die geringſte Kunde von Pferden bes 


fißt, dan durch Erbfchaft zc. ein Pferd. "Seine Verhälts 


niffe find aber der Art, daß er e8 nicht behalten faın. Er 
verfauft ed deshalb nah Verfluß von acht Tagen an B., 
und verwahrt ſich dabei, um fich feiner Zeit feinen Proceß 
auf den Hals zu laden, in einer fohriftlichen Urkunde, für 
feinen der im Negulativ von 1767 genannten Hauptnäne 
‚gel haften zu wollen. In den lepten Tagen der gefeplichen 
Gemwährzeit zeigt fih Auf unzweifelhafte Weife, daß daB 
Pferd an einem Hauptmangel leidet, und B. zeigt dieſes 
dem A. ſogleich an, worauf in Uebereinfunft Beider das 
Pferd niedergeftohen wird. Wirde bier-der Richter der 
fofort erhobenen Wandlungs-Klage ded B. Statt geben, fo 
müßte A. außer dem Aufmande an Proceß = Koften noch 
den Kaufpreis an B. zurüdbezahlen, und doch war er zur 
Zeit des Verkaufes des Pferdes nicht in dolo. 


Erwägen wir einen zweiten Fall: 

A. iſt Thierarzt. Er verkauft ſein Pferd an B. zu 
einer Zeit, wo er es für geſund hält, und wo es wirklich 
auch noch geſund iſt. Weil es aber nicht ſelten vorkommt, 
daß ein zur Zeit des Verkaufes noch geſundes Pferd doch 
innerhalb der Gewährzeit von einem Hauptmangel ergrifs 
fen werden Fann, | 

Hofacker, lc. © 45. $. 8. 
Ritter, 1. c. $. 23. 
Monatſqr. f. d. Juſtupſi. 1. Bd. 2. Adth. 20 


#* 


fo trägt A. dem B. denfelben Vertrag an, mie foldhen bie 
-Eontrabenten im vorigen Beiſpiele abfhloßen, und bietet 
fogar fein Pferd noch unter dem Preife, nur um den B. 
zur Annahme einer allgemeinen Verwahrung einzuladen, 
und um dadurch ſich ſelbſt vor weitern läſtigen Folgen ficher 
zu ftellen.. B. gebt auf den Vertrag ein, und nimmt die 
Gefahr, daß fih fpäter irgend ein Hauptmangel zeigen 
ſollte, auf ſich ). Ein folder Mangel tritt nun ein. Hier 
‚war nun A. gewiß fo wenig in dolo, al im vorigen Falle, 
und ed wird in beiden Fällen Niemanden einfallen, zu bes 
baupten, daß diefe Verträge pacta de dolo non prae- 
stando ſeyen. 

Gegen die Annahme, daß foldhe Verträge fih nicht 
ohne Betrug denfen Yaffen, fpricht ferner, daß mehrere 
Partikular-Rechte dem Verkäufer den Beweis der Einrede 
geftatten, daß das verkaufte Thier, wenn e8 auch innerhalb 
der Gemährzeit von einem Hauptmangel ergriffen wird, 
erft nach dem Kauf-Vertrage Fran? geworden fey®), 

Sind aber hiernach folche Verträge nicht als dolofe 
zu betrachten, fo müffen fie in fo lange ald gültig erhalten 
werden, als die Gefebe fie nicht beftimmt verbieten. Ein 
ſolches Verbot ift aber aus den angeführten Gefehen ded 
römifchen Rechts überall nicht erſichtlich. 
| Nach dem Ausgeführten ift fomit in Abficht auf die 
Eingangd aufgemosfene Frage nachftehender Grundfah aufs 
zuftellen: 

die allgemeine Verwahrung ded Verkäufers, für Feis 
nen der im Regulativ vom 17. Zebruar 1667 angeführs 
ten Hauptmängel haften zu wollen, ift in fo lange als 


*) Volenti non fit injuria. 
* Preußiſches Landrecht Thl I. Tit. 11. $. 199. 
Allgemeines Geſetzbuch für Oeſterreich $. 927. 
Code Napoleon, 1. II. Tit. 3. $. 1643. 1646. 
Baden'ſche Verordnung vom 20. Juni 1806. $. 14. 
Cf. Codex Maximilianus bavaricus, Tbl IV. — 3. 6. 23. 
10 8. 
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gültig zu erachten, als nicht von Seiten ded Käufers der 
Beweis geliefert werden kann, es habe der Verkäufer 

zur Zeit des Kauf-Contracts von der Exiſtenz ee 
eines Hauptmangels Kunde gehabt. 


* 


— 


Einige Deitterkungen zu vorſtehender Abhandlung. 
(Von dem Nedactenr.) 

Es iſt gewiß für Diele ermwünfht, daß in vorftehens 
dein Auffap eine Trage Öffentlich zur Sprache gebracht 
wird, welche die Lintergerichte fo häufig befchäftigt, und 
bei welcher man mit berrfchenden Anfichten fo leicht und 
fo vielfach in Conflict geräth. 

Die Frage bildet zwar nur eine Frage ded Fleinen 
Verkehrs; denn ed Tiegt in der Natur der Sache, daß 
einem Kauf, bei welchem die Garantie für die Hauptinäns 
gel ausdrüdlih ausdgefchloffen ift, in der Megel fein gros 
Ber Kaufpreis zum Grund liegen wird“); daher kommt 
es auch, daß die Frage felten in den Appellation = Zug 
fommt, und eine Entfheidung derfelben in böchfter Inftanz 
nicht fo Feiht vorfommen Fann. Aber gewiß ift ed nichtö> 
deftoweniger wichtig, daß eine in den Gefeben oder der 
Theorie begründete Zweifelhaftigkeit oder Verwirrung bei 
folhen im gemeinen Leben täglich vorfoınmenden Fragen 
gehoben wird, ein Ziel, welchem man, wenn es gleich aus 
dem eben angeführten Grund durch eine von oben ausgee 
bende fefte Gerichtöprarid nicht fo Leicht erreicht werden 
wird, durch eine Öffentlihe, womöglich vielfeitige Sn 
hung der Frage wenigftend näher gerüdt wird. 





°) Nach neuerlich erhaltenen Mittheilungen foll dieg in Oberſchwa⸗ 
ben durchaus nicht der Fall, vielmehr dort eine ziemlich allge» 
meine Gewohnheit ſeyn, die Pferde bid zu den höchſten Preis 
fen mit Verwahrung gegen die Gewähr ber Hauptmängel zu 
verfaufen. Wie wichtig für jene Gegend die vorliegende Frage 
ift, beweiſt aud ein der Redaction in. ‚neuefter Zeit von dort 
Augegangener Auffag eines öffentlichen Rechts-Anwalts, wo 
diefelbe Anſicht ausführt, wie der. vorftebende. 
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Ebendeswegen konnte es der Verfaſſer diefed auch 
nicht unterlaſſen, der vorſtehenden Abbandlung einige we⸗ | 
nige Bemerkungen beizufügen, 

Derfelbe iſt mit den meiften einzelnen Säben der 
vorftehenden Abhandlung vollfommen einverftanden, im 
End Refultat fommt er auf eine modificirte Anficht. Was 
er anzuführen bat, ſowie feine Anficht von der Sache über: 
baupt, ift größtentheild Abftraction aus den Fällen des Le— 
bend nnd. ihrer Vergleichung mit den Saͤtzen der Geſetze 
und der Theorie. 

Es iſt nichts gewiſſer, als daß man ſich in den grell— 
ſten Widerſpruch mit den Anſichten und Gewohnheiten des 
handelnden Publikums und man darf wohl ſagen, mit dem 
natürlichen Rechtsgefühl des Volkes verſetzt, wenn man 
der Vertrags-Beſtimmung, keinen Hauptmangel zu gewaͤh⸗ 
ren, jede verbindende Kraft abſpricht. 

Es iſt, um nur eines anzuführen, bekannt, daß die 
Militär = Verwaltung aljährlih alle ihre ausgemuſterten 
Dferde mit der Beftimmung, außer Rob und Wurm*) für 
feinen Mangel Gewähr zu Yeiften, verfauft, daß unter dies 
fen. Pferden gerade der. größte Theil aus Feinem. andern 
Grunde: verkauft wird, ald weil fie an dem Hauptmangel 

der Kollerkrankheit (flillem Koller), oder eigentlich richti— 
ger. gefagt, ‚dem Anfang diefer Krankheit leiden, daß das 
Kaufs = Publikum  diefen Umftand nicht bios Fennt, fon: 
dern — fo auffallend dieß auch ſcheint — gerade hiedurch 
am meiften angezogen wird und gerade diefe Kollerver- 
dächtigen Thiere am begierigften und theuerften erfteigert, 
meil diefe Pferde bei gänzlich veränderter Behandlung und 





* Daß dieſe Krankheiten nicht von der Gewährleiftung außdgenome 
men werden, ift eigentlid fireng genommen bloß eine Sache 
ded Anſtands; denn da diefe Krankheiten höchſt anftedend und 
leicht erfennbar find, fo verfteht fih von felbft, daß die Militär: 
Verwaltung fein Pferd, welches derfelben verdächtig ift, in die 
Verſteigerung giebt oder auch nur ſelbſt im Stall behält. 
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Befliimmung zu ganz anderem Gebrauch häufig die brauch⸗ 
barften werden *). 

Diefer (freilich, wie befannt ; mit einem. —— 
Vorrecht des Fiscus **) zufammenhängende: oder eigentlich 
hierauf berubende) Vorgang, welcher dann eigentlich doch 
nichts andered involvirt, ald die allgemeine Verwahrung 
gegen Garantie, übt natürlich den größten Einfluß auf 
den fonftigen Verkehr und die Anfichten- ded Volks. Es 
ftellt aber auch diefed Verhältnig recht anſchaulich dar, daß 
es viel zu mweit gegangen ift, die gegen Gemährleiftung ges 
richtete Bertragd = Elaufel im Allgemeinen für «in pactum 
de dolo non praest. zu erflären. 

Auf der andern Seite ift ed nicht zu mißfennen, daß, 
ſo wie jene Clauſel gewöhnlich vorkommt, dieſelbe doch meiſt 
auf eine doloſe Induction d des "Käufers. binausläuft. .» Denn 
in der Regel liegt derfelben doc wenigſtens ein mehr oder 
minder ftarfer Berdacht #**) des Verkäufers felbft zu: Kl 


*) Es ift der Zuftand dieſer Pferde meift nur ein — zu ange⸗ 
ſtrengten Gebrauch bei der Dreſſur herbeigeführter Krankheitds 
Zuſtand (Ueberreiz und ſofortige gänzliche Abſpannung des Ner⸗ 
venſyſtems), welchem geräde die feurigſten und jüngſten Pferde 
am meiſten ausgeſetzt ſind. Durch die im Stall des Käufers 
eintretende Behandlung und insbeſondere durch den Gebrauch 
zum Fahren geht ſofort eine Veränderung mit dem Thier vor, 
welche häufig ſeine gänzliche Wiederherſtellung zur Folge hat. 
Ein Riſico iſt freilich immer hiemit verbunden, und durchaus 

"nicht vorher zu beſtimmen, ob die Probe gelingt; in den meis 
ſten Fällen würde wohl auch bei einem dißfallfigen Rechtöftreit 
dad Refultat Fein anderes ſeyn, ald Herftellung ded volllommes 
nen Beweifed der Kollerfrankheit.. Daß aber Diejenigen, wel—⸗ 
en die Probe gelingt, gut zufommen, ift natürlich, weil fie in 
diefem Falle vorzüglid gute ‚Zugpferde um verhältnißmäßig 
fehr geringen Preiß erhalten; daher die große in. bei 
Steigerung derfelben. 

) 1.1. $. 3. D. de acdil. ed. (20, 4.), 

***) Auch der nicht fachkundige, Befiger eined Thieres, welches auch 
nur in den erfien Stadienjeined Hauptmangels begriffen if, 
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welchen er, ſey es auch nicht mit ausdrücklichen Worten, 
unter irgend einem angenommenen Schein maskirt, welche 
Betrachtung denn eben wohl vorzügliches Motiv für die 
unbedingten Gegner der Zuläßigkeit jener Claufel ſeyn 
mag, indem fie bei der Auslegung und Anwendung der 
betreffenden Gefepeöftellen von unbedingter Unterftellung jes 
hieß gewöhnlichen Fall’ ausgingen Allein es ift denn 
doch unbeſtreitbar, daß es nicht zuläßig ift, ohne entfcheis 
dende gefehliche Autorität etwas, was fehr häufig und- fos 
dar geivdhnlich der Fall ift, ald im Zweifelsfall vorhanden 
zu unterſtellen und hieraus die unbedingte Ungültigkeit eis 
ner an fich gefehlih erlaubten Vertrags: Beftimmung abzus 
leitin, EB haben! daher auch einzelne der Nechtölehrer, 
welche inf Allgemeinen fi ald Gegner der Zuläßigfeit der 
Berzichts Clauſel ausſprachen, Ausnahmen ſtatuirt; ſo 
32B. Malblanc, welcher den Sat aufftellte*) , daß zmar 
nach dem rörnifchen Recht die Frage’ über Nechtögültigkeit 
einer ſolchen allgemeinen Verzichtd:Claufel verneint werden 
mirfe, und dieß auch nach dem heutigen Stand der Frage 
dann anzunehmen; fen, wenn der Kaufpreis fo beſtimmt 
werde, daß bderfelbe ald ein der Voraudfebung ummantgels 
baften Zuſtands entfprechender angefehen merden müſſe 
(die Sache für gut bezahlt fey), wogegen, wenn der 
Preis verhaͤltnißmäßig nieder beſtimmt ſey — ſo z. B. 
wie man ein Pferd zum Niederſtechen verkaufe — die 
fragliche Vertragsbeſtimmung aufrecht zu halten ſey. 
Man ſieht wohl, daß dieſem Gab eine Idee zum 
Grund liegt, welche weiter gebt, als der Satz felbft, und 





bat in der Regel wo niht Kunde, doch mehr oder minder drin⸗ 
genden Verdacht der wahren Sachlage. 
») Nicht in dem Compendium, ſondern in den Vorleſungen, welche 
überhaupt nothwendig dazu gehören, um den praktiſchen Werth 
ſeines Compendiums ſchätzen zu lernen, welcher deshalb auch bei 
ſeinen Zuhörern auch GAf päterngapren faft ungetheiltes Ane 
erfenntniß findet, während er bei — ſchon Anfechtungen 
eribden mußte. 
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welche ed mit fich führt, daß mian ohne Inconfequenz nicht 
blos dabei ftehen bleiben Fann, was diefer Sah involvirt. 
Es Liegt nämlih Far vor, daß diefer Ausnahme nichts 
Anderes zum Grunde liegt, ald daß hiebei Fein dolus ans 
genommen werden kann; es dringt fich aber auch aldbald 
die Neflerion auf, daß ed noch Fälle genug gibt, wo ganz 
der gleiche Grund eine gleiche Folge begründet. So wird 
denn gewöhnlich auch der Fall einer üffentlihen Ver: 
fteigerung die Annahme eined dolus ziemlich Far audfchlies 
gen. Befonderd aber widerfpricht dem natürlichen Rechts— 
gefühl, dag eine folhe Beftimmung bei einem wahren Ri: 
ficofauf nicht rechtögültig feyn fol, zumal, wenn man ers 
wägt, daß die Gefehe den Rificogefchäften im Allgeineinen 
die Rechtögültigkeit durchaus nicht abfprehen; denn neben 
dem, daß;Flar vorliegt, daß biebei von einem dolus nicht 
die Mede feyn Fann, bat ed etwas Verlehended, daß den 
Eontrabenten eine folche Befchränfung ihrer Willführ ohne 
allen Grund aufgelegt ſeyn fol. 

Man Fann wohl fagen, ed fey bier eine wirkliche Be: 
fhränfung um deßwillen nicht vorhanden, meil e8 den 
Parthieen ja frei ftehe, die eigentliche Bedeutung eines 
folhen Rificogefhäfts offen audzufprechen, dadurch, daß 
ber oder die Hauptmängel, welche nicht garantirt werden, 
fpeciell bezeichnet werden. Allein einmal ift es denn doch 
felbft materiell nicht ganz daſſelbe; jedenfalld aber ift die 
ı formelle Befhränfung nicht ganz ohne Bedeutung. Denn 
wenn auch beide Contrahenten ganz im Klaren darüber , 
find, daß und über welchen Hauptmangel eigentlih daB 
Rificogefchäft abgefchloffen werde, und es ganz in der wohl: 
erwogenen, freien Entfchliegung ded Käufers liegt, ein fols 
ched einzugehen, fo ift doch der moraliſche Eindrud des 
offenen Audfprechend eines beftimmten Hauptinangeld ein 
ganz anderer, ald der einer folchen allgemeinen, die Sache 
dabin geftellt laſſenden Elaufel und verträgt fich nicht gut 
nit dem Kaufsverfehr, wie DIE namentlich bei genauerer Bes 
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obachtung des obenangeführten Beifpield der Verkäufe der 
Militär-Verwaltung ſich abnehmen läßt. 

Durch ale diefe Betrachtungen wird man denn, in 
Vorausſetzung, daß die Auslegung der betreffenden Gefebe 
ed nicht nothwendig mit ſich bringe, die allgemeine Vers 
wahrung gegen Gemwährleiftung ald an fi rechtlih ungüls 
tig anzufehben, was der Verfaſſer ded voranftehenden Aufs 
fahes überzeugend nachgemwiefen. haben dürfte, auf die na» 
türliche FSolgerung geleitet, daß die Frage als eine bios 
concrete behandelt werden müffe, d. h. daß es darauf 
anfommt, ob beftimmte Gründe für die Ungültigfeit der» 
felben vorliegen, wo man denn natürlich vorzüglich (jedoch 
Feinedwegd ausfchlieglich), auf die Frage über das Vorhans 
denfenn eines dolus zurüdgeführt wird, Sowie jedoch eis 
nerſeits offenbar nicht bloß bei beftimmter Kunde des 
Vorhandenſeyns eined Hauptinangeld ein dolus wird ans 
genommen werden können, fondern je nach Umftänden und 
insbeſondere je nach den Vertrags = Unterhandlungen ſchon 
der bloße Verdacht einen foldhen begründen kann, fo ers 
bellt andererfeit3 aus den obigen Andeutungen, daß felbft 
die befiimmse Kunde nicht nothwendig einen der Gültigkeit 
der Verwahrung im Weg ftehbenden dolus begründet, fone 
dern immer wird es fich fragen, ob nach den gegebenen 
Derhältniffen des einzelnen Bald ein dolus anzunehs 
men fen. | 
| Dieſes Nefultat wird fich denn wohl auch am beften 
an eine natürliche Auslegung der Hauptgefebeöftellen, inds 
befondere aber an J. 43. $. 2. D. de contr. empt. (18, 1.) 
anfchliegen, wie diß wohl feiner nähern Ausführung bedarf; 
nur das fprechen die Gefebe Far aus, daß die allaemeine 
Verwahrung = Claufel nicht dad Mittel zu einem Acte us. 
Hinterlift werden dürfe. Kurz gefaßt. wäre denn der aus 
vorftebenden Andeutungen in Verbindung mit allgemeinen 
Grundfägen und insbefondere der in dem obigen Auffaß 
enthaltenen Ausführung. fich ergebende Satz der: 

Die Dertragd : Beftimmung der allgemeinen Verwab⸗ 


vr 
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rung gegen Gewähr der Hauptmängel ift an ſich rechts— 
gültig und es befteht namentlich diefelbe in allen Fällen 

‚zu Recht, wo berfelben die Abficht der Parthieen, ein 
Nificogefchäft abzufchliegen oder fonft aus einem Grund 
die Gefahr auf den Käufer zu Übertragen, zum Grunde 
liegt, und es Fann diefelbe bloß dann angefochten mwers 
den, wenn nachgemwiefen werden Fann, daß fie ein der recht» 
lichen Gültigkeit der Verträge überhaupt im Weg fte> 
bende8 Moment involviert, indbefondere daß derfelben 
ein dolus zum Grunde liegt, in welchen Beziehungen 
zwar die Bemweispflicht fi) nad) den allgemeinen Grunds 
fäben hierüber richten muß *), wobei jedoch die Umftände, 
unter welchen der Vertrag und indbefondere die Verwah⸗ 
rungdclaufel zu Stande Fam, vorzüglich entfcheiderid wer— 
den, indem hieraus hauptſächlich zu entnehmen fern 
wird, ob ein dolus ftattfindet,, und namentlic ob die 
Claufel zu einer dolofen Derleitung des Käufers zum 
Vertrag benützt wurde. 

Eine beſondere Frage ließe ſich allerdings noch auf: 
werfen, hinſichtlich der Rotzkrankheit, ſofern dieſe aus poli⸗ 
zeilihen Gründen es gar nicht verträgt, dad Thier zum 
Gegenftand eined Kaufd zu machen, woraus nicht nur in 
Beziehung auf Die Gültigkeit einer diffallfigen Vertrags: 
Beftimmung an fich Folgerungen abgeleitet werden könn— 
ten, fondern welcher Umftand auch in Betreff der: Frage 
über den dolus feine Confequenzen bat. 

Eine vollftändige Erörterung jener Frage würde jes 
doch zu weit führen, und es genüge daher an-diefer Anz. 
deutung, | 





*) Hier flimmt denn meine Anfiht mit der ded Herrn Verfaf- 
ferd des Voranftehenden der Hauptfache nach überein, nämlich 
darin, daß der Käufer den Beweid führen muß, daß der 
Verwahrung =» Claufel ein dolus zum Grunde lag; nur wird 
bie Beweidführung ſowohl ald die Gegenbeweisführung vorzüg: 
lid von den Umſtänden des Falld, alfo von faktifchen Ver: 
mutbungen abhängen. 

2 u rer 
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4) Weber den Widerruf einer Ben unter 
Ehegatten. 
Ein Rechts- Fall. 
(Bon Herrn Ober : Tribunal: Procurator Seeger.) 

Ein Dann hatte feiner Frau einen Shmud im Werth 
von 1000 Thalern während der Ehe gefchenft. "Später 
kam er in feinen Vermögens = Umftänden zurüd, und gab 
den Schmud einem Gläubiger. für ein Anlehen von 500fl. 
als Fauftpfand. Als er bald darauf ftarb, zeigte fich eine 
Sinfolvenz , die Frau forderte neben ihrem Beibringen aud) 
den noch in den Händen des Fauftpfand = Gläubiger be> 
findlihen Shmud zurüd, mogegen fie fich erbot, diefen 
Bläubiger mit feiner Forderung zu befriedigen. Hiegegen 
erhoben fich aber die übrigen Gläubiger, indem fie behaup> 
teten, daß die Schenkung von dem Dann durd die Vers 
pfändung des Schmucks factifch widerrufen worden fey und - 
diefer nunmehr zu der Maffe gehöre. Es entfieht nun 
die Frage, ob für oder gegen den Anfpruch der Frau zu 
entfcheiden fey. | 

Nah dem älteren römifchen Rechte waren Schenfuns 
gen von Erheblichkeit unter Ehegatten durchaus ungültig, ' 
fo daß fie auch durch den Tod ded Schenfenden, ohne 
Vermächtniß, nicht zu Kraft kommen Fonnten, | 

1.1.3. pr. $.10.D. de don. inter virum et uxor. (24, 1.) 

}. 109. pr. D. de legat I. (50.) Nov. 74. Cap. 4. pr. in 

fin. 

Unter Septimiud Severus und Antonius Caracalla 
aber wurde diefed Recht dahin gemildert, daß Schenkungen 
unter Ehegatten zwar nicht gültig feyn, aber durch den 
Tod des Sihenfgeberd gültig werden follen, wenn bdiefer 
die Schenkung nicht. widerrufe und der Beſchenkte ihn 
uͤberlebe. 

l. 32. pr. $. 1—4. $. 14. D. h. t. 

Der Widerruf kann nicht nur ausdrücklich, ſon— 
dern auch faktiſch geſchehen, und iſt nach den Geſetzen des 
Eoder und der Pandekten namentlich alsdann zu vermuthen, 
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wenn der Schenkgeber die Sache na‘ ber Sgentun vers 
pfändet oder veräußert. 

1. 32. $. 5. D. h. t. (24, 1.) 

. 12. 0. 1. t. G, 16). 

Dieſe letztere Beſtimmung hat Juſtinian dahin modi⸗ 
ficirt, daß die Verpfändung der geſchenkten Sache nicht als 
Widerruf der Schenkung anzuſehen ſey. 

Nov. 162. Cap. 1. 
Auf den Grund diefer neueften Verordnung nehmen 
manche Rechtölehrer an, daß die Schenkung ungeachtet einer 
nachher vorgenommenen DBerpfändung gültig bleibe, und 
find der Meinung, daß im Allgemeinen die Frage, ob eine 
Schenkung ald widerrufen anzufehen fen, fih nad den 
Grundfäsen über den faktifchen Widerruf von Vermächts 
niffen richte, Ä 
Voet Comm. ad h. t. $. 6. 
Günther, princ. $. 419. not. n. 

* Hoffaker, princ. $. 474. 

.r Lauterbach, coll. pand. h. t. $. 13. 


„Ex quibus conjecturis legata adempta intelliguntur, ex 
iis etiam donatio conjugum revocata videtur.‘“* 


Aber die Novelle Juſtinians ift nicht gloffirt und kann | 
fomit den Stellen der Pandecten und des Coder nicht des 
rogiren. Gleichwohl feheint Glüd 

Sommentar Thl 26. S. 170. 171. 

jene Anficht für gerechtfertigt zu halten, weil Vermacht⸗ 
niſſe, mit welchen Schenkungen unter Ehegatten in den 
Geſetzen verglichen werden, zwar durch eine freiwillige Ver— 
aͤußerung, aber nicht durch Verpfändung für aufgehoben 
gehalten werden, ſondern der Erbe das Legat einlöſen müſſe, 
was nach 1. 11. $. 12. D. de legatis III. (32.), wo die 
Worte: si — necessitate urgente alienaverit zu‘ 
beachten find, und 1. 3. C. eod. (6, 37.) richtig ift. 

Allein wenn man mit diefer Regel über den faktifchen 
Widerruf der Regate die 1. 32. $. 5. D. h. t. und 1. 12. 
C. h. t., welche nach Befeitigung der Novelle 162. Cap. 1. 
volle Anwendung finden, vergleicht, fo muß man fich über⸗ 
zeugen, daß jene Analogie nich ftatthaft ıft. Su 
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Die 1. 32. $. 5. lautet fo: 


Si maritus ca quae donaverit, pignori dederit: utique__ 
eum poenituisse dieemus, licet dominium retinuit. 
Quid tamen, si hoc animo fuit, ut vellet adhuc dona- 
tum: finge in possessionem precariam mulierem re- 
mansisse paratamque esse satisfacere creditori: dicen- 
dum est, donationem valere: nam si ab initio (ei) 
rem obligatam hoc animo donasset, dicerem, vim ha- 
bere donationem, ut parata satisfacere mulier habe- 
ret doli exceptionem: quinimo et sı satisfecisset, po- 
tuisse eam per doli exceptionem consequi, ut sibi 
mandentur actiones. Ä 

1. 42. C. Si maritus tuus creditores sortitus, post fac- 
tam in te donationem, fundum, quem ex donatione 
juri tuo vindicas, iisdem specialiter obligavit, eandem 
obligationem defensionis tuae firmitatem interrum- 
pere, intelligere debes: cum sit manifestum, non so- 
lum hujusmodi.:obligatione, sed etiam donatione vel 
venditione , vel alio quolibet modo rebus alienatis, 
?evocalam esse a viro in mulierem factam donationem. \ 

In beiden Geſetzen ift ganz klar ausgefprocen, daß 
jede Veräußerung und Verpfändung der gefchenkten Sache 
ald ein Widerruf der Schenfung anzufeben fey, während 
die Gefehe binfichtlich der Vermächtniffe beftimmen, daß in 
der Verpfändung der vermachten Sache fein Widerruf de 
Vermächtniſſes erkannt werden folle und felbft bei Veräu— 
ferungen, wenn fie aud Noth gefcheben, den Erben den 
Beweis auferlegen, daß der Teftator dad Vermächtniß das 
mit zugleich babe aufheben wollen. 

Dagegen fcheint zwifchen der Stelle der Pandeften und 
des Eoder ein Widerfpruch zu liegen, welcher einige Schwie— 
tigfeit darbietet. In 1. 12. C. ift nämlich rund und unbes 
dingt gefagt, daß eine Schenkung unter Ehegatten vermöge 
der Berpfändung widerrufen fen, in der Pandektenftelle wird 
derfelbe Sab aufgeftelt, aber gleih nad demſelben die 
Frage aufgeworfen: „Wie aber, wenn der Mann die Abs, 
fiht hatte, daß die Schenkung gleichwohl fortbeftehen folle?. 
wenn 5. B. die Grau in dem, prekariftifchen Befih] geblie« 
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ben und bereit wäre, den Gläubiger zu befriedigen?“ und 
fofort entfchieden , daß in einem folhen Falle die Schen» 
fung gültig bleibe. — Während fomit der Coder eine prae- 
sumtio juris et de jure aufzuftellen fcheint, wäre nach den 
Pandekten höchſtens eine praesumtio juris vorhanden, welche 
den Gegenbeweis zuließe. Gleichwohl wird man einen wirk— 


lichen Widerſtreit beider Geſetze nicht annehmen können. 


Sn 1. 12. C. iſt die Entſcheidung eines einzelnen Falles 
gegeben, bei welcher es genügte, auf die allgemeine Regel 
hinzumeifen. Wären in diefem Falle Umftände vorgelegen, 
welhe anf eine andere Abficht des Scenfgeberd hätten 
ſchließen laffen, fo wäre der Kaifer Antonius in feiner Ents 
fhyeidung wohl ohne Zweifel auch auf die Entfcheidung eins 
gegangen. Solche Umftände aber lagen nicht vor und es 
genügte deshalb, den allgemeinen Sab anzuführen, welcher 
aber eben darum nicht al8 eine neue Beftimmung, die nun 
erft gelten folle, fondern ald eine längft geltende angeführt 
wird. Im Gegenfap mit diefer praftifchen Behandlungs: 
weife wird der Gegenfland in den Pandekten dogmatifch 
erörtert und neben der allgemeinen Regel auch die Aus— 
nahme befprohen. Diefe Befonderbeit kann daher nicht 
ald durch die unbeftimmte Allgemeinheit des Eoder aufge: 
boben angefeben werden. | 
Thibaut, civiliftifhe Abhandlungen Nro 6. ©. 89. 

Es fragt fich ferner, wie viel erfordert werde, um Die 

NRechtövermutbung, daß der fihenfende Ehegatte die Schens 


fung mit der Verpfändung habe widerrufen wollen, zu ent⸗ 


Fraften; ob hiezu ein voller Gegenbemweid erforderlich fey ? 
Man wird auch dieß nicht anzunehmen haben, fondern be= 
baupten müſſen, daß ed an einem minder vollfländigen Bes 


weife, felbft an Vermuthungen genüge. Schon der Um— 


ftand, weldyen Ulpian in 1. 32. $. 5. h. t. beifpielömeife 
anführt, dag nämlich die Frau in dem prefariftifchen Beſitz 
der ihr gefchenften Sache geblieben ſey, giebt nichts als 
eine. Vermuthung an die Hand, daß der Mann ihr die 
Sache nicht völlig habe entziehen wollen, Ein voller Bes 
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weis, daß der Mann in diefer Abficht gehandelt habe, wird 
dadurch um fo weniger begründet, ald der ‚prefariftifche Bes 
fi ja eigentlich gar Feine rechtliche Bedeutung bat. Dieß 
ift auch einem kaum vorher aufgeftellten allgemeinen Satze 
ganz angemeffen. Ulpianus fagt nämlich kaum vorher in 
§. 4, deifelben Fragments: 

Sed ubi semel donatorem poenituit, etiam heredi revo- 
candi potestatem tribuimus, si appareat, defunetum 
evidenter revocasse voluntatem. Quod si in obs- 

curo sit, proclivior esse debet judex ad 
comprobandam donationem. 

Der Richter, fol alfo im Zweifel für die Erhaltung 
der Schenkung entfcheiden. Nun fährt Upian fort, daß 


die Verpfändung zwar ald-ein Widerruf anzufeben fey, daß 


es jedoch immer noch auf die Abſicht des Schenkgebers ans 
komme, und führt dad obige Beifpiel an. Bei diefen Zus 
fanmenhang muß der voraudgegangene Satz: „Quod si in 
obscuro sit — donationem‘“ ohne Zweifel aud auf den 
Fall der Verpfändung Anwendung finden. 

Koınmen wir nun auf den im Eingang vorgetragenen 
Sal zurück, fo wird derſelbe nach der bisherigen Ausfüh— 
rung zum Bortheil der Frau ded Gemeinfchulditerd entfchies 
den werden müffen. Denn da der Mann den ihr gefchenfs 
ten Schmuck, welcher einen Werth von 1500fl. hatte, für 
ein Anlehen von nur 500fl. verpfändet bat, fo Fonnte feine 
Abficht auf Feinen Tall die feyn, den Shmud für eine vers 
hältnißmäßig fo geringe Schuld zurüc zu laffen. Er mußte 


die Hoffnung haben, denfelben um die Summe von 500fl. 


wieder einzulöfen, und, febt man dieß ald unzweifelhaft 
voraus, fo liegt Fein Grund vor, anzunehmen, daf er Das 
Geſchenk feiner Frau ganz und für immer babe entziehen 
wollen, fondern man wird mit Recht vermutben, daß er 
der Meinung gemwefen fen, eben durch die zu hoffende Wies 
bereinlöfung des Schmudes bleibe dad Eigenthum feiner 
Grau erhalten, 


Ad Hl. 
Fragmente. 


3-4) Präjudicien in Criminal-Sachen. 
(EEingeſendet.) 

1) Nach den von dem Criminal-Senate des Konigl. 
Gerichtshofs N. N. angenommenen Grundſätzen werden 
Holzfrevel nicht zu den Vergehen gegen fremdes Eigenthum 
im ſtrafrechtlichen Sinne des Worts gerechnet, und bilden 
eine eigene Gattung von Vergehen. — Sie kommen z. B. 
beim Diebſtahl gar nicht in Anſchlag, und bei einer ſolchen 
Straf-Bemeſſung werden vorangegangene Strafen wegen 
verübter Holz-Exceſſe gar nicht berückſichtigt, was auch 
umgekehrt bei Beſtrafung der Holz-Exceſſe, denen eine 
. Strafe wegen Diebſtahls ꝛc. vorausgeht, ſtattfindet. Auf 
Jagd-Exceſſe wird dieſe Theſis nicht ausgedehnt, bei dieſen 
wird ſtets Ruͤckſicht auf die Vorſtrafen wegen anderer Vers 
gehen gegen fremdes Eigenthbum (jedoh mit Ausnahme 
der Vorftrafen wegen Holz: Erceffe) genommen, wenn fie 
ſchon binfihtlich der Größe der Strafe nicht in dein Grade, 
wie bei den übrigen Vergehen gegen fremdes Eigenthum, 
3. B. Diebftahl, eintritt. 


2) Nach der Thefis deffelben Senatd werden die Jagds - 
Auffeber der Pächter von Staatd= oder grundberrlicen 
Jagden den gutöherrlichen Jagd-Officianten gleichgeftellt, 
fobald fie von dem Forftamte in eidliche Pflichten genoms 
men find, weil der Jagd» Pächter hinfichtlich der von ihm 
gepadhteten Jagd ald mwenigftend temporärer Grundherr bes 
trachtet werden müffe. — Weil nun nad dem Befchluffe 
ded vormaligen Eriminal= Tribunald vom 23. Juli 1813 

(Hoffader, Zahrbüder I. ©. 244— 245) 
die grundherrlichen Forft- und Jagd» Officianten, welche 
von einer Königlichen Forft= Behördekverpflichtet find, den 
Iandeöherrlihen, binfichtlih der Anfprüche auf Beſchützung 
ihrer Perfon, gleichgeftellt werden, -fo find Widerſetzlichkeiten 
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gegen Jagd» Auffeher ebenfo zu behandeln, wie wenn fie ges 
gen Iandeöherrlihe Forft-Officianten verübt worden wären. 
Es Fünne diefem nicht entgegnet werden, daß der Staat 
bei Jagd-Verpachtungen nicht gemeint feyn fonne, auch 
feine "Hoheitörechte an Privaten im Wege des Centracts 
abzutreten, indem der Jagd» Auffeher des Jagd = Pächterd 
nur im Namen ded Staats fungire, und durch feine Vers 
pflihtung bei dem Forftamte zugleich Diener ded Staats 
werde. Weil endlich dergleichen Jagd-Aufſeher von den 
Königl. Forftämtern darauf verpflichtet werden, alle zu ih— 
rer Kenntniß Fommenden Jagd» Vergehen anzuzeigen und 
zur Strafe zu bringen, fo können fie auch außerhalb 
ihres Jagddiſtricts amtlich auftreten und einen "Auf 
frifher That ertappten Ercedenten zu Rede ftellen und nds 
tbigenfalld verhaften. Cine von Letzterem verübte Wider: 
feglichkeit fey daher ald gegen einen Hffentlichen Diener 
verübt zu betrachten. | 

Sn dem Anfrage: Berichte des betreffenden Bezirks— 
Gerichtd war außer dem bereif8 erwähnten über die Ent— 
außerung der Hoheits-Rechte noch weiter bemerft, daß die 
Jagden lediglich zum Vergnügen beziehungdweife zum Nus 
ben ded Pächterd gepachtet werden, daß die Jagd-Aufſeher 
mehr ald ihre Bedienten oder ihre Privat: Fäger erſcheinen, 
und daß, wenn ihnen obrigkeitliche Attribute zukommen, 
dieß auf ihre Jagd-Diſtricte beſchränkt werden müſſe, in 
welchen fie allein ihre Functionen ausüben können, während 
ſie auſſerhalb derſelben lediglich nur als Privatperſonen er⸗ 
ſcheinen. 


3) Nach der Theſis des Königl. Criminal-Senats zu 
X. gehören Königliche oder andere Waldfchüben zu den nies 
dern obrigkeitlihen Dienern, weswegen einfache Widerſetz⸗ 
lichkeiten gegen folche von den Bezirks-Gerichten abgemwans 
delt werden. infender bemerkt dieß deswegen, weil ihm 
auch entgegengefepte höhere Entjcheidungen über ae 
— befannt find, | | 
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4) Nach Annahıne : ded Criminal⸗ Senats zu 2. ift der 
Grundſat ded Art. 165. der peinlichen Gerichts-Ordnung, 
daß Beſtrafung nur auf Klage ded Damnificaten eintritt, 
nur auf Diebftähle und Unterfchlagungen, nicht aber auch auf 
Betrügereien anzuwenden, da bei Betrügereien diefer Art 
die in dem genannten Artikel hervorgehobene Leichtfertigs 
feit und Unverftand nicht ebenfo, wie bei Diebftählen oder 
Unterfehlagungen an nächften Verwandten, als Motiv zur 
That fich darzuftellen pflegen. 


5) Ein Verbrecher, der mit —— 

Genoffen dem Verletzten für den Schaden ge- 

— iſt, hat bei der Schadens- 

ahlung an den Verletzten keine Defugniß zum 

Angriff der Genoffen im Sale einer hierauf ihm 

vom Verletzten gefchehenen Nechts- Abtretung. 
= (Bon Heren Oberamtd- Richter Heyd in Weinsberg.) 

5. hatte, um an 9. und V. Rache auszuüben, „feinen 
Lehrling 3. und den 2. und ©. aufgeboten. Hefe Dier- 
fchlugen den 9. und den B., fo daß fie daran, tbeils zu 
2 und 2 je gegen Einen Theil hatten, theils auf Einen 
auch der Dritte fich zugleich gewendet hatte. _ | 

3. hatte Vermögen; an ihn wandten fich die Geſchla⸗ 
genen, um KoftensErfah zu befommen, während, alle ; als 
gefammtpflichtig durch das ftrafrichterliche Erkenntniß ers 
Flärt waren, Er zahlte außergerihtlih, ließ ſich aber die 
Rechte der Verlebten, welche diefen dad Urtheil gegen alle 
Verletzungs-Genoſſen auf Geſammt-Erſah ded Schadens 
gegeben hatte, abtreten. —— 

L. und S. waren ganz unvermögend. Gegen J., wel⸗ 
cher 80fl. anerſtorbenes Muttergut in Vaters Verwaltung 
und lebenslänglicher Nutznießung bat, ſonſt aber nichts be⸗ 
fipt, klagte F. vor Gericht auf Einweiſung in das Muts 
tergut'an- Zablungsſtatt für die Hälfte der auf BASE nad 
gewiefenen Auslage an die Verlepten. 

Monatfchr. f. d. Iurisph. 12. Bd. 8. With. 21 
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. Den. Beklagten, konnte der Befehl, den ihm F. als 
Lehrberr zur That gab, nicht ſchühen; denn biezu hatte 
der. Lehrherr nicht, das Befehlsrecht und ber Lehrling nicht 
die. Befolgungspflicht. 
Allein da unſer Gerichtsgebrauch, — mit En 
römiſchen, die. Strafe und den Schadens— Erſatz getrennt 
haͤlt, die Schadend-Erftattungdflage die Natur einer actio 
in. factum annimınt, hiebei für Genoſſenſchaftsfälle die 
Grundfäbe der Stipulatio duorum reorum anzumenden 
find, 
alter solvendo omnium perimit actionem et omnes li« 
' berat, 
1. 41. J. (3, 17.): de duobus reis: 
md überdieß dad Gefeb fagt: 
si ex dolo communi conventus praestiterit tutor, 
neque mandandae sunt actiones neque utilis 
competit, qwia proprii delicti poenam subit, quae res 
' indignum eum feecit, ut a ceteris quid consequatur 
doli participibus, nec enimulla societas maleficio- 


rum, vel communicatio justa damni ex maleficio est. 
Ip 1. $. 14. D. (27, 3.) de tut. et ration. 


fs if Dertagter freigeſprochen und in zweiter Inſtanz Mans - 
get an, er Befchwerde hiegegen gefunden 





6) Din-Gausgenofen- Bed im Gebiete der vor- 
maligen Reichsſtadt Hall, ein Aeberbleibſel des 
* alt-germanifchen Perbürgungs - Syftens ). 
Von Herrn DOber-Tribunal-Rath 9. Wächter.) | 
Aus Anlaß eined von den K. Geheimen: Ratbe 
den 3. April‘ 1833 entfehiedenen Rekurſes der. Gemeinde 


*) Bei diefem Anlaß kann der Einfender nicht umhin, die bater- 

Aländiſchen Rechtögelehrten und Geſchäftsmänner, im Intereffe 
der Wiffenfchaft, zu bitten, auf ſolche alte Rechtsſitten, wie die 
in dieſem Auffase berührte,, ihre Aufmerkſamkeit zu richten, 

Iund die Ergehniffe ihrer Wahrnehmungen. und Forſchungen der 
Oeffentlichkeit nicht zu entziehen. Id weiter unfere Gefepgebung 
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&,, Oberamts H., gegen die Zumeifung ded 3, G. M. 9, 
fam ein eigenthuͤmliches Rechts s Verhältniß zur Sprache, 
welches zum Beweis dienen Fann, wie lange ſich, insbes 
fondere in dem Bereiche der vormaligen Reichsſtädte, Spus 
ven des uralten vaterländifchen Rechtes oft noch erhalten 
baben. 

Der Bater diefed H., gegen deffen Zumweifung als 
Drtdangeböriger der Gemeinderatb zu E. ſich erklärte, 
war im Jahr 1797 .in den letzterwähnten Ort gezogen, 
hatte fich dort, gegen einen jährlihen Miethzins von eilf ’ 
Gulden, eingemiethet, und ernährte fi) und feine Familie 
mit Tagelohnen, Bei feiner Ueberfiedelung mußte er, wie 
Alle, welche im H.fchen Gebiet einen Wohnort bezogen, 
einen Gulden erlegen, auch fo lange er Hausgenoſſe 


fortfchreitet, deflo mehr ‚müffen dieſe Iebendigen Spuren des 
alten Rechts verfhwinden, welche doch oft zur Verdeutlihtung 
früherer Zuſtände mehr beitragen, als die audführlichften und 
gelehrteften Sommentare, welche den Vortheil der Anfchauung, 
wie fie die Wirktichfeit darbietet, nie gewähren fünnen. Man 
nimmt Bedaht darauf, die gefhriebenen GStatutar = Rechte zu 
fammeln, wie für Württemberg durch das verdienftlihe Werk 
des Herrn Profelford Reyſcher zu Tübingen ein bedeutender 
Schritt gefchehen iſt; noch dringender fcheint indeg die Auf- 
zeihnung von Rechtsgewohnheiten, die nur auf mündlider 
Tradition beruhen. Daß felbft in unmittelbar praftifder 
Hinſicht ein folhes Unternehmen nicht ohne Nusen fey, dafür 
dürfte der vorliegende Fall einen Beleg geben. Aehnliche Fälle wer: 
ben vielfach fich finden, wenigſtens fo lange wir noch in der 
Uebergangd- Periode vom Alten zum Neuen begriffen find. Selbſt 
aber dad Neue wird hoffentlich vom Alten nicht fo fer 108° 
geriſſen feyn, daß die genauere Erforfchung und Beleuhtung 
des Lesteren nicht auch für Jenes von einigem Werth wäre. 
Der Einfender glaubt nicht zu irren, wenn er voraudfeht, 
daß auch die Redaction diefer Zeitfchrift geneigt feyn - werde, 
Zufendungen diefer Art; fo oft denfelben eine folhe praftif de 
Seite nicht mangelt, die Aufnahme nicht zu verfagen. 
(Mit Vergnügen werden ‚folge Mittheilungen aufgenom⸗ 
men werden, Ai — Red), 
21* 
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war, die Hausgenoffenfieuen bezahlen. Der Hau 
ber: aber mußte, nach altem Herfommen, den 
Haudgenoffen mit zwanzig Gulden bei Amte 
verbürgen. 

‚Men. mahnt nicht diefer lehte Umſtand an das alt 

germaniſche Inſtitut der Geſammtbürgſchaft, in wel 
cher das Weſen der älteſten Gemeinde-Verbindung beſtand! 
Den gemeinen Frieden und Perſon und Eigenthum der 
Gemeindegenoſſen im Einzelnen ſicherte bekanntlich eine 
Buße (mulcta), zu deren Erlegung der, welcher den 
Frieden gebrochen oder gegen Perfon und Eigenthum fich 
vergangen hatte, auf Anrufen ded Verletzten oder mE 
Angehörigen gendthigt wurde. 

Für dieſe Genugthuung hafteten fubfidiarifch nicht 
nur die Verwandten, ſondern auch der Herr für den Uns 
freien, der in feinem Schuße fand, der Haudherr für fein 
Gefinde, die Gemeindegenoffen für einander, 

Eihhorn, deutihe Staatd » und ———— “te Aus⸗ 

gabe $. 18. 

Grimm, deutfde Rechts: Alterthümer ©. 291. 
amd fo denn aud), ohne Zweifel, der Haußeigenthlimer für 
feinen Miethsmann, der unter feinem Schupe in den Bes 
zirk der Genoffenfchaft gezogen war. , | 
Ä Eben in diefer Bürgfchaft erblicte die höchfte 
| Adminiſtrativ⸗ Juſtizſtelle, wohl mit vollem Grunde, das 
Hauptmoment eines hier beſtehenden, nicht wie die recuri— 
rende Gemeinde behauptete, bloß privatrechtlichen, ſondern 
ſtaatsrechtlichen Verhältniffes. Der Hausgenoffe trat 
dadurch in ein öffentliches Verhältniß, das bi zu feis 
nem Wegzuge fortdauerte. Durch den. Miethvertrag und 
zunächft durch die, in Folge deffelben gefchehene Berbürs 
gung des Miethheren, wurde er Angehöriger der Gemeinde, 
und diefed Hausgenoſſenrecht, mie ed genannt wurde, 
war in diefer Beziehung eben fo wirffam, ald ein durch 
auddrücliche Aufnahme erworbened; Beifib:(Beifagen:)Redt. 
Es vererbte ſich Daher auch die GemeindesAngehörigkeit auf 
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die, mit: Abergefiedelten oder während jenes Verhäͤltniſſes 
geborenen, Kinder des Miethsmannes und mie,- in dem 
vorliegenden Falle, der Gemeinderatb zu E. felbft einer 
Schwefter des I. ©. M. H.. einen Geburtöbrief audges 
ftellt hatte, in welchem er fie ald Beifiterin anerfannt , fo 
wurden nun auch bier deffen Einwendungen gegen die Ans 
gebörigkeit dieſes H. für unftatthaft erflärt und (in Ueber: 
einftimmung ſchon mit dem Erfenntniffe der San 
rung, in voriger Inſtanz) entfchieden: 

daß derfelbe durch den Uıinzug mit feinem Vater nach 
. €, mie diefer, die Eigenfchaft eined dortigen Hausge⸗ 
noſſen erlangt, und da nicht nachgemiefen fen, daß er 
auf dieſes Genoffenfchaftdrecht ‚verzichtet, oder für fich 
. ein andered Heimatbrecdht erworben babe, als Angehöris 
... ger der Gemeinde E. zu betrachten fen. R 

Uebrigens bedarf ed wohl faum einer Erwähnung, dag 
jened Haudgenoffenrecht nur noch in Beziehung auf ältere 
Fälle zur Sprache kommen und wohl: mit: Einführung des 
mwürttembergifchen Rechts in den neu erworbenen Landeds 
tbeilen, jedenfalld feit dem Bürgerrechts = Geſetze vom 15. 
April 1828, ald ein rechtögültiger Titel der Aufnahme in 


die Gemeinde » Genoffenfchaft nicht mehr angefehen werden 
Bonn, 





DD Üeber die Frage, ob Bubehörden als flillfchwei- 
gend mit der Hauptfadye verpfändet. zu betrachten 
feyen. In einem Specialfall dargeftellt. 
(Bon dem Hedactenr.) 

Die Frage, ob Zubehörden, befonderd Rechte ald ftill: 
fhweigend mit der Hauptfahe verpfändet betradhtet wer: 
den müßen, wenn ihrer bei der Verpfändung Feine Erwäh— 
nung gefchab, hat in unferer. Pfandgefepgebung Feine aus⸗ 
drückliche Entfcheidung. gefunden. Sie ift gleihmwohl ſchon 
jebt.gar nicht unpraktiſch, dürfte aber durch die bevorftes 
henden Ablöfungen noch weit häufiger herbeigeführt umd 
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in mehrfachen Beziehungen wichtig: werden. Ihre Ent⸗ 
ſcheidung durch ein Bezirfd s Gericht, den betreffenden K. 
Gerichtshof und dad Dbertribunal erfolgte fürzlih in den 
nachgeſetzten Specialfall, welcher, da er auch hinſichtlich 
der. Subfumtion manche nicht unintereſſant ſcheinende Nu—⸗ 
ancen darbietet, mit Nachſtehendem dem Weſen nach volls 
fländig zur Kenntniß der Leſer gebracht werden fol. 

In 3. befaß (zuerſt ein nobilis nachher) das Herz. 
zogthum Württemberg ein gefchloffened Hofgut, mit mela 
chem eine Schäferei — unzweifelhaft als dingliches Recht — 
verbunden war. Um die Mitte des vorigen Jahrhunderts 
wurde Hofgut und auch Schäferei an die Gemeinde 2. 
verfauft. Die Gemeinde B. zerfchlug aber zunächſt das 
Hofaut in einzelne Parcellen, welche in verfchiedenen Grö— 
gen (formirten Looſen) an einzelne Gemeindeglieder über: 
giengen; wie es fcheint etwa ein Jahr fpäter wurde auch 
die Schäferei (in einigen Güterftüden, dem Waide- und 
Mförchrecht beftehend) — welche aus befondern Gründen 
nicht fogleich mit dem Hofgut an deffen Käufer übergieng, 
auf die Hofguts-Befiber Übertragen. ' Ueber die Gefchichte 
diefed Uebergangs Fonnte Feine volle Klarheit erhoben mers 
den, Es fcheint aber fo viel außer Zweifel, daß die Schä— 
ferei eine Furze Zeit von dem Hofgut getrennt, nachher 
aber wieder ganz in früherer Weife mit demfelben 
vereimigt wurde, dergeftalt, daß dad Schäfereirecht nun auf 
die, einzelnen Gemeinde-Mitgliedern in Folge der Vertheis 
‚Fang zugefallenen Parcellen des Hofguts übergieng, fo daß 
jeder Befiber der Hofguts = Parcellen nah Proportion feis 
ned Befibed an dem Hofgut auch an der Schäferei parti- 
cipirte, Unzweifelhaft ift, daß feit diefer Zeit das Schäs 
fereireht ganz als ein auf den Hofguts = Parcellen bafs 
tendes, eine bloße Zubehoͤrde bildendes Recht behandelt 
wurde. 5 
Diefe ganze Schäferes wurde zum Beften Aller vers 
waltet und der Ertrag unter die Hofguts-Beſither nach 
Maaggabr ihres Befiges am Hofgutd s Pargellen vertheilt: 


Ein Hofguts s Befiber, "welcher ' 8 "einen "Dörgen de 
tirca 600 Morgen betragenden Hofguts befaß, participirte 
an dem jährlichen Ertrag der Sopäferel 3555 wenn er 
feinen Morgen verkaufte, fo gieng 45 des Schaͤfereirechts 
obne alle ausdrückliche Erwähnung auf den Kaͤufer 
über und nur neuerlich kam ein Kauf vor, wo 'ein Hof⸗ 
gutöbefißer eine Heine Hofguts-Parcelle an einen Auswat⸗ 
tigen mit ausdrücklicher Ausnahme des Betreffs am 
Schäfereireht verkaufte und jenen Betreff für feine 
übrigen Befiß = Antheile am Hofgut vorbehalten zu konnen 
glaubte. 

Dei Berpfändung der einzelnen Hofguts- Parcellen war 
nun das Schäfereirecht nie, weder im uUnterpfandsbuch noch 
im Pfandſchein aufgeführt worden; zunaͤchſt wohl eine Folge 
davon, daß daſſelbe auch im Güterbuch bei den einzelnen 
Parcellen nicht beſonders ausgehoben iſt. Es war übrigen®, 
auch nicht im Ganzen im Güterbuch enthalten und eben 
ſo wenig beſonders — ſondern mit den Parcellen ver 
fteuert worden. 

Ob bei dem Anfchlag der verpfändeten einzelnen Hofe 
gutöparcellen der Werth des auf folchen haftenden Schä> 
fereirechtöantheild in Rüdficht genommen worden ſey, war 
sticht ganz außer Zweifel gefebt. Aus den Berficherungen 
der Unterpfands = Behörde gieng fo viel beftimmt hervor, 
daß ınan bei den Verpfändungen der Hofguts-Parcellen den 
Werth diefer Zubehörden nicht ausdrücklich zur Erörterung 
brachte; allein da bei: den Tarationen Behufs der Berpfän- 
dung in der Regel die Verfaufs = Preife dem bauptfächlich: 
ſten Maafftab geben, da außer Zweifel lag, daß die frag» 
Yichen Güter bisher immer mit dem Schäferei = Recht ver: 
fauft wurden und ganz natürlich ift, daß bei dem Verkauf 
der Parcellen der jeder anklebende Schäferei-Mechts-Antheil‘ 
auch von dem Käufer berücdfichtigt und die Parcele um 
den Merth diefed Rechts höher bezahlt wurde, fo mußte 
jenes Necht auch von Einfluß auf die Taration fern, und. 
wenn auch die Unterpfands : Behörde mit Rückſicht auf die 


312 


‚hohen Güterpreife, der neuern Zeit ſtets unter den Verkaufs⸗ 
SPreifen ‚geblieben wäre, fo lag doch immer daB Schäfereis 
Recht im Verhältniß des Anſchlags, wenn nicht, 
was nicht behauptet werden konnte, daſſelbe bei den Taxa⸗ 
tionen der Hofguts-Parcellen ausdrücklich abgezogen 
worden war. Da nun aber die Schäferei im Ganzen einen 

erth. von wenigſtens 18,000fl. hatte, und das Pachtgeld 
fuͤr daſſ elbe fogar jährlib 1200fl. erträgt, fo dürfte ein 
durch die Abtrennung des Schaferei-Rechts von den einzels 
‚nen Güterſtücken vernachtbeiligter Gläubiger Leicht bemeifen 
fönnen,, daß der Werth jenes Rechts für den einzelnen 
‚Morgen 30—40fl. betrage. 

In neuerer Zeit Fam es nun, daß die Gemeinde Lieb⸗ 
‚baber zu der Schäferei wurde; denn während früher die 
Hofguts⸗ Beſt itzer ſo ziemlich genau auch die Gemeinde re— 
‚präfenticten, führte die vergrößer.e Bevölkerung einen ans 
dern Zuftand herbei; es gab nun auch viele Gemeindes 
Mitglieder, welche nicht Hofgutd:Befiher waren. Die Hof: 
autöbefiner gaben nah und verkauften die Schäferei als 
abgefondertes. Dbjeft an die Gemeinde. | 

Nun entftand die Frage, ob die auf folche Guts-Par— 
cellen verficherten Gläubiger auf den Erlöß aus der Schä— 
ferei nad dem betreffenden Verbältnig ein Recht haben. 
So wie die Verneinung diefer Frage auf der einen Seite 
für die vielen betheiligten Pfand-Gläubiger nicht unwichtig 
fihien, fo war andererfeit8 ihre Bejahung für die betheilig- 
ten Hofguts-Beſitzer und die Faufende Gemeinde eine böchft 
befhmerlihe Sache, indem e8 ein zeitraubendes und Fofts 
bares Gefchäft werden mußte, alle betheiligten Gläubiger 
zu ermitteln und zu vernehmen, abgefeben davon, daf eine 
folhe Vernehmung dem Pfand > Eredit nachtbeilig werden 
gonnte. Mit einer Edictal = Ladung zu helfen, gieng nicht 
an, weil es unzuläßig gewefen wäre, Edictalien zu erlaffen, 
wo Special:?adungen ganz wohl möglich waren. 

Das betreffende Bezirks-Gericht entfihied fih nun das 
für, daͤß das fraglihe Schäferei-Recht ald ein auf den eins 
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zelnen Hofguts⸗ . Yarcellen ‚pro: rata haftendes dingliches 
Recht — als Zubehörde — mit verpfändet fey, und der 
Erlös hieraus für die Pfand» Gläubiger verwendet werden 
müffe , fofern die Pfand»Gläubiger nicht hierauf verzichten. 
Daffelbe motivirte diefe Entſcheidung folgendergeftalt. 

Es find zwei Fragen, welche bei der Entfcheidung zur 
Sprache fommen: 
| 4) bildet da8 Schäferei- Recht, fo mie eß jetzt beſteht, 
auch in den einzelnen Parcellen eine wahre Zubehörde? 

2) If dieſes Recht bei den verpfändeten Parcellen 
algs mitverpfändet zu betrachten? 

Die erfte Frage wird nach der Gefchichte und bisheris 
gen Behandlungsmeife der Sache ‚mohl kaum zu verneinen 
ſeyn. Den einzigen Zweifel bildet der Umftand, daß es 
fcheint (ganz genau konnte dad obmwaltende Verhältnig 
nicht erhoben werden), die Schäferei habe eine Furze Zeit 
über getrennt von dem Hofguts-Beſitz beftanden; allein abs 
gefehen davon, daß die vorliegenden Urkunden eine foldhe 
Trennung gar nicht nachweifen, wurde jedenfall jenes Recht 
mit dem Hofguts-Beſitz wieder fo vereinigt, daß daffelbe 
alle Eigenfhaften einer wahren Zubehörde wieder erhielt, 

und der bisher beftandene Zuftand ftellt entfchieden daB 
Verhältniß eines mit den Hofgutd: Parcellen als Zubehörde 
verbundenen dinglichen Rechts dar. 

Was die zweite Frage betrifft, fo fcheint allerdingd bie 
Pfand⸗Geſetzgebung ſolche nicht unmittelbar und unzweideu⸗ 
tig zu entfcheiden. Pfandgefeh Art. 49. Nro 1. entfcheidet 
nicht8, weil hier immer fubintelligirt werden Fann, daß die 
Zubehörden bei der Berpfändung ausdrüdlich genannt ſeyen; 
daß ſolches der Fall feyn müffe, wenn die Zubebörde als 
‚mitverpfändet anzunehmen feyn fol, biefür läßt fih zwar 
Art. 190. ded Pfand:Gefehed mit vielen Schein anführen, 
allein .obne allen Zwang kann er auch als eine, ein bios 
außerweſentliches Requifit bildende, Vorfchrift für das Vers 
fabren angefeben werden, und pass. 2. ded Art. 94. wird 
nicht. entfeheiden können, weil bier ohne Zweifel unterftellt 
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ift, daß die grunbherrlihen Abgaben felbftfländig vers 
pfändet ſeyen. Der $. 154. der Haupt=Snftruction läßt 
. bie Sache ganz zweifelhaft, indem, mährend der erfte Abs 
fat anzunehmen fcheint, daß die Zubehörde, wenn fie nicht 
ausdrüdlih ausgenommen wird, ald verpfändet ans 
zuſehen fey, der zweite Abfab wieder gerade dad Gegentheil 
auszudrüden fcheint. | 

Die Eommentatoren find ganz im Widerfpruch über 
die Frage. Seeger, P. 1. pag. 196 fpricht ſich beftimmt 

gegen, Maier, P. 1. pag. 62 und 317 entfchieden für. 
Annahme der Mitverpfändung auch ohne ausdrüdliche Bez - 
zeichnung aus. Letztere Anficht feheint auch, fo weit ed 
fih von Rechten handelt, welche ald Zubehörden erfcheis 
nen, zu theilen v. Bolley, P. 1. pag. 230, anderd aller> 
dings bei Mobilien v. Bolley, P. 1. pag. 21, 22, 
wo die Frage freilih, mie in die Augen fällt, eine ganz 
andere ift. Zlr die Bejahung der Frage gab nun aber 
folgende Betrachtung den Ausfchlag. 

Unfere Pfandgefebgebung vor 1828 und felbft ihre Ges 
fhichte bietet eben fo viele Gründe für .ald gegen. Die 
Gefepgebung von 1825 — Entwicklungs-Geſetz Art. 27 ff. 
— fcheint in fo fern ein Webergewicht für Annahme der 
ſtillſchweigenden Verpfändung von Zubehörden herzuſtellen, 
als in der That in dem geſchichtlichen Gang jenes Geſetzes 
dringender Grund gelegen war, die ausdrückliche Mit— 

verpfändung im Geſetze aufzuführen, wenn ſie wirklich als 
weſentliches Requiſit gelten ſollte. Jedenfalls aber wird 
eine Frage, welche von dem Geſetz ſo unentſchieden gelaſſen 
iſt, wie die vorliegende, nach allgemeinen Grundſätzen zu 
Aentſcheiden ſeyn. Daß aber dieſe überhaupt eher für als 
gegen eine ftillfehweigende Mitverpfändung fpricht, daß eine 
ſolche bienach jedenfalls dann unzweifelhaft anzunehmen tft, 
wenn eine Zubehörde mit der Hauptfahe in folder Ver: 
bindung fteht, daß fie bei allen NRechtögefchäften ald wirf: 
licher Theil der Hauptfade behandelt wird, insbeſon— 
dere auch bei fonftigen Veräußerungen mit folcher übergeht, 
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dieß find Säge, welche wohl Feiner nähern Begrundung 
bedürfen. 

Durch die von dem betreffenden Gemeinde-Rath erhos 
bene Befchwerde Fam fofort die Frage auch zur Entfcheis 
dung des betreffenden Gerichtöhofs, welcher fih in einem 
Erlaß vom 27. Dctober 1837 dahin ausſprach: „der Art. 
„190. des Pfand = Gefetes beftinime, daß wenn mit einer 
„unbeweglichen Sache Zugebörungen irgend einer Art ver: 
„pfändet werden, die Bezeichnung derfelben im Unterpfandds 
„Buche entweder nach einzelnen Stüden oder unter allge» 
„meiner Hinweifung auf deren urkundliche Befchreibung 
„erforderlich fey. Sowohl aus diefer Beflimmung, zumal 
„da ſolche fih nicht in einer Anftruction, fondern in dem 
„Pfand-Geſetze felbft finde, ald auch fehon aud dem Zweck 
„und Geifte ded Pfand =» Gefehed im Allgemeinen, welches 
„NRecht8 = Unficherheit möglichft vermieden wiſſen wolle, und 
„genaue Bezeidmung des verpfändeten Gegenftanded vers 
„lange, dürfte mit Necht zu folgern ſeyn, daß Zugehörun⸗ 
„sen, wenn ihrer bei der Verpfändung Feine Erwähnung 
„geſchehe, nicht als ftillfehweigend mit der Hauptfache vers’ 
„pfändet betrachtet werden Fönnen. Da indeffen nicht nur. 
„diefe Frage unter den Kommentatoren des Pfand⸗Geſetzes 


„beſtritten ſey, 
(Conf. Mayer, Th. J. S. 62 und 317, welcher hierin von 

Seeger, Th. J. S. 196, | 

v. Bolley, Th. 1. $. 9. ©. 20 ff., | 

v. Weishaar, Handbuh des mwürttembergifhen Privat: 

Rechts (3te Ausgabe) Th. I. F. 579. abweicht.) 

„sondern auch in dem vorliegenden Falle Feine Gewißheit 
„darliber vorhanden fey, ob nicht der Gemeinde Rath in 
„B. bei der Taration der Schloßguts-Parcellen Bebufd ih— 
„rer Verpfändung dad eine Zubehüörde zu derfelben bildende 
„Schäferei: Recht mitberheffichtigt babe, fo fen jedenfalls 
„Grund vorhanden, die Gläubiger, denen durch die Ver: 
„außerung des Schäferei-Rechts und die Ausfolge des 
„Kaufſchillings an den Verfäufer möglicher Weile Schaden 
„augeben könnte, Behufs der Wahrung ihrer etwaigen 
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„Rechte, von der infrage ftehenden Veräußerung in Kennts 
„niß zu feben. Es erfcheine daher auch die vonIdem Ges 
„meinderathe in B. in feiner Befchwerde = Eingabe | geftellte 
„Bitte, 

„daß ihm geſtattet werde, ohne ale Rücficht auf. die 

„Pfand⸗Gläubiger den Erlöß aus der gedachten Schäs 

„fereigerechtigkeit unter die Berechtigten zu vertheilen, 
„als ungegründet; und man wolle deshalb denfelben hie— 
„mit abgewiefen, jedoch die oberamtögerichtliche Verfügung, 
„wodurch dem Gemeinde:Rath aufgegeben worden fen, über 
„den Kaufs-Erlös nad den beftehenden geſetzlichen Beſtim— 
„nungen zu Gunſten der betreffenden Pfand. Gläubiger zu 
„verfügen, dahin modiflcirt haben, daß jener Erlös nicht 
„eber an die Verkäufer auszufolgen fey, bis die Pfands 


„Gläubiger Behufs der Wahrung ihrer etwaigen Rechte 


„von der in Frage ſtehenden Veräußerung ded Schäfereis 
„Rechts in Kenntniß gefebt ſeyen.“ 

Auch eine weitere biegegen erhobene Beſchwerde an 
das Königl. Ober-Tribunal wurde von dieſem abgewieſen, 
„weil es immerhin zweifelhaft ſey, ob die fragliche Schä— 
„‚fereigerechtigkeit ald Zubebörde der Grundftüde, mit mwels 
„en fie bisher verbunden gewefen, nicht auch als in dem 
„Pfand-Verband der letztern begriffen erachtet werden müffe, 
„und bei diefer Sachlage die etwaigen Nechte der Pfands 
„Bläubiger bei Veräußerung jener Zubehörden nicht unbes 
„achtet bleiben können.“ ’ 





Ad EI. | 
Geſetzgebungs-Fragen. 


Etwas über Requiſttionen und deren ungemeſſene 
Ausdehnung. 
(Bon dem Nedactenr.) 
Der Gebrauch, fih bei Verhandlung ſowohl von Cri— 
minal⸗ ald von Civil: Sachen der. Requifition anderer Ges 
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richte zu bedienen , fängt an, fei einer Neihe von Jahren 
eine faft ungemeffene Ausdehnung zu erhalten. Der Grund 
bievon liegt wohl einestheild in den befondern Berhältnifs 
fen des feit 1819 beftehenden Organismus der Linterges 
sichte, anderntheild in den Grundfähen und dem Geift des 
Verfahrens des IV. Edictd vom 34. December 1818, wie 
ſolche theils mit Recht, theils mit Unrecht aufgefaßt wor⸗ 
den ſind. Es liege der Grund, worin er wolle, ſo iſt ſo 
viel unzweifelhaft, daß dieſes Verfahren einen Umfang 
und Bedeutung genommen hat, welche es verdienen, daß 
man anfange, die Frage über die Zuläßigkeit einer ſolchen 
Ausdehnung der Requiſitionk⸗Befuguiß näher in dad Auge 
zu faſſen. 

Sehen wir die Frage zunächſt von Seiten ihrer doc⸗ 
trinellen Begründung aus an, fo finden wir, daß der Grunds 
fat der Zuläßigfeit von Requifitionen faft immer nur in 
ihrer Anwendung auf einzelne gerichtliche Acte abgehandelt 
wird, fo namentlich in der Richtung auf Ladungen und 
Hülfs:Voliftredung, zwei Acte, bei welchen die Noths 
wendigkeit, aber auch die Zuläßigkeit von Requifitionen 
von felbft in die Augen fpringt. 

Sehen wir dagegen auf die Anmendung der Requifis 
tionöbefugniß, wie fie dermalen bei uns nicht felten ift, 
fo finden wir, daß bei den Untergerichten nicht bloß eins 
zelne mehr oder minder mwefentliche Acte der Criminal: und 
Civil: NRechtöpflege, fondern ganze Criminal- und Eivilpros 
ceffe, ganze Eheproceffe und Rechtsgeſchäfte der freiwilligen 
Gerichtöbarkeit von Anfang bis zu Ende im Weg der Res 
quifition vorgenommen werden oder werden follen. Die 
nächfte Folge hievon ift eine unverhältnigmäßige Geſchäfts— 
Yaft derjenigen Untergerichte, in deren Bezirken fich gerade 
viele folhe Individuen befinden, welhe im Zufammenbang 
oder Verkehr mit andern Bezirken ftehen, was dann regels 
‚mäßig bei den größern Städten zutreffen wird *). Kom⸗ 
2) Eine in der That kaum erträgliche Laſt für folhe Bezirks - Ges 

richte iſt eß, wenn man diefelben mweiter, old bie ängerfte Noth 
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men aber hiezu noch beſondere Verhaͤltniſſe, mie z. B. bei 
Bezirken, in welchen ſich große Garniſonen befinden ®), 





& 


er 


e8 erfordert, mit Requifltionen in Geldfahen in Anſpruch 
nimmt, und fie fogar zu wahren Güterpflegern für die anders . 
wärts befindlihen Schuldner maden will, da gerade diefe Art 
von Kequifitionen, wenn man fi gehörig ficher ftellen will, die 
gefhäftsvollfte Controle nöthig macht, und eine Verantwortlich: 
feit aufbürdet, welche um fo unbilliger und läftiger ift, ald be 
fanntlih die Bezirks-Gerichte mit feinen Canzlei-Einrichtungen 
verfehen find, modurd der Beamte der unmittelbaren Haftung 
überhoben wäre. 

Den Gerichtöftand der Militär » Perfonen in Civil= Sachen hat 
man biöher ganz nad) den allgemeinen Grundfägen beftimmt ; 
demgemäß bloß bei Offizieren die Garnifon ald ein forum do- 
micilii begründend angefeben (vergl. hierüber Seuffert und 
Glück, Blätter ıc. II. Jahrgang pag. 46), bei linteroffizieren 
aber ſolches höchftens dann angenommen , wenn diefelben nicht 
anf beftimmte Capitulation, fondern auf unbeftimmte Zeit (wie 
der militärifche Ausdrud lautet, auf Verforgung) dienen, 
weil bei diefen meift die allgemeinen Bedingungen zur Annahme 
eined wahren Domicild am Garniſons-Ort eben ſomohl vorhan⸗ 
den ſind, als bei Offizieren. Allein ſchon in den vorgeſetzten 
Fällen iſt die Annahme eines Domicils am Garniſons-Ort nicht 
mehr ganz unbedenklich, ſeitdem öfterer Wechſel in den Gars 
nifonen vorfommt; unzweifelhaft aber ift diefelbe bei den Un⸗ 
teroffizieren und Soldaten der Regel nad audgefhloffen. Zwar 
wollte ſchon 1. 25. $. 1. D. ad municip. (50, 1.) für eine 
abweichende Anficht geltend gemacht werden; allein gewiß nicht 
mit Redt. Denn abgefehen davon, daß Gefese über folde in 
befondere Staatd » Einrichtungen einfchlagende Verbältniffe bet 
uns feine unbedingte Anwendung finden (man bedenke nur, daß 
unfere gemeine Soldaten und felbft Unteroffiziere großentheil® 
minderjährig und unter väterlicher Gewalt und erftere oft nur 
Monate lang bei der Fahne find), fällt jene Beftimmung nad 
$. 24. der Verordnung vom 14. März 1815 jedenfalld meg, 
indem durch den beflimmten Gegenfag-, in mweldiem der durch 
den Wohn = oder Geburtdort beſtimmte Gerichtäftand und die 
Garnifon aufgeführt find, eine Außlegung, wornad bei Unter⸗ 


—ohffizieren und Soldaten: (welche nicht Ausländer find). der: Gars 
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bei. Bezirken, mo Inftitute wie Straf » Anftalten ®) und 
dergleichen einen größeren Zufammenfluß von Auswärtigen 
berbeiführen, fo kann die Gefchäftd: Vermehrung durd eine 
große Ausdehnung der Requifitiond = Befugniß zur Uebers 
birdung werden, welche um fo läfliger werden muß, als 
fie unberechenbar ift, 

Inzwiſchen muß wohl diefe Seite der Sache als eine 
ganz untergeordnete angefeben und das entfcheidende Ges 
wicht vielmehr auf die Frage über die rehtlihe Bes 
gründung, die Zweckmäßigkeit einer folchen Ausdehs 
nung der Requiſi tions⸗Befugniß und ihre Folgen für 
die Sade felbft gelegt werden. 

Es ift nicht die Abficht, eine erfchöpfende Ausführung 
der Materie zu verfuchen, fondern es. follen nur einige 
Bemerkungen hier niedergelegt werden, welche die Beden— 
ken in der Sache allgemein andeuten und der Frage viel⸗ 
leicht eine beſondere Berückſichtigung bei der bevorſtehen⸗ 
den Proceß-Geſetzgebung gewinnen. 

Sucht man einen allgemeinen Grundſatz für die Frage, 
ſo wird man wohl immer auf die oberſten Grundſätze über 
Competenz zurückkommen, hiebei aber das Reſultat kein 
anderes ſeyn können, als daß der Gebrauch der Requiſitio— 
nen überall nur als Aushülfe zuläßig ſey und auf das 
abſolut Nothwendige beſchränkt und der eigentlich compe⸗ 
tente Richter immer noch handelnd und auf die Sache 


' 





nifondort an- fi ald einen Gerichtsſtand begründend angenom⸗ 
men würde, gänzlih unthunlid wird. Dagegen fommen denn 
bei den Rechts- Angelegenheiten derfelben — tionen deſto 
häufiger vor. 

®) Hier haben die Vorſteher bekanntlich blos die Jurisdiction im 
Criminalſachen; in Civilſachen trifft die Laſt der Requiſitionen 
zu förmlichen gerichtlichen Verhandlungen das bes 
treffende Bezirks-Gericht. Vergl. Monatſchrift für die 
Juſtizpflege Bd I. Heft 5. pag. 506, 507. Nur ſolche 
Kequifitionen, welde in bloßen Infinuationen, Eröffnungen u 
dergl. beſtehen, gehen an bie Vorſteher ber Straf-Anſtalten. 
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einfließend bleiben müße. Denn e8 ift Har, daß das Res 
quifitionenfpftem dem oberften Grundfag der Competenz 
zumiderläuft und ‚die meiften der Rückſichten, welche die 
Einhaltung der Competenz zu einem Axiom unferes Vers 
fahrend machen, bei der Anwendung der Requifitionen ver: 
legt oder gefährdet find. 

Handelt es fich von einer vollftändigen Hecht - Ver⸗ 
handlung im Weg der Requiſition, ſo iſt der Grundſatz 
der Competenz mit allen ſeinen Folgerungen aufgehoben; 
handelt es ſich von einzelnen Acten der Rechtsverhandlung, 
ſo iſt derſelbe wenigſtens mehr oder weniger beeinträchtigt 
und eine weitere Unzuträglichkeit hinzugefügt — die Stö— 
rung der Einheit und des Zuſammenhangs, welche bei Ver⸗ 
handlung der ganzen Sache durch ein und daſſelbe Gericht 
zu erreichen ſtehen. 

Dieſer letztgedachte Uebelſtand zeigt ſich ſelbſt bei Cri— 
minalſachen, wo doc der Natur der Sache nach ein zweck⸗ 
mäßiges Verfahren ded requirirten Gerichtd an fich weit 
eher möglich if. Der Verfaſſer will biebei nur an die in 
den. Eriminal= Gerichtöhöfen oft gehörte Bemerkung erin- 
nern, daß in Fällen, wo Vieles im Weg der Requifition 
gefchehen müſſe, im der. Regel auf die Möglichkeit einer 
Ueberweifung verzichtet werden müſſe. 

Der obige allgemeine Gap, welcher unmiderfprechlich 
und einleuchtend feyn wird, ſtellt fich jedoch mit feinen 
Eonfequenzen am klarſten in denjenigen Rechts-Verhandlun— 
gen dar, wo zwei unmittelbar repräfentirte Partbieen vors 
kommen und die Geſehe beftimmte Formen des Verfahrens 
vorgezeichnet haben, welche Parthieen : Net bilden — alfo 
vorzüglid bei. Civil» Rechtd ‘= Streitigkeiten. In ſolchen 
Fällen. wird man ſich leicht überzeugen, daß ſich Haupt: 
Akte nicht im Weg der Requiſition herſtellen laſſen, ohne 
mit allgemeinen Principien des Verfahrens in Conflikt zu. 
gerathen und insbefondere Parthieen = Rechte zu verlepen 
oder zu gefährden. Was ift wohl von einem Verfahren zu 
erwarten, wo der Proceß in vereinzelten Akten ohne Mite 


und Zufammenmwirfen der Parthieen und des Richters, 
welche das Schickſal deſſelben beſtimmen ſollen, fortgeſchleppt, 
bald die eine Parthie, bald die andere, bald Zeugen ohne 
Zuſammenhang, oft nur über abgeriſſene, Punkte gehört 
werden, ſtatt der geſetzlich vorgeſchriebenen Zufammenftels 
lung am Ende vielleicht noch ein bloßes quid pro quo 
mit Schein-Anwälten, welche bisher noch gar nicht in der 


Sache gehaͤndelt haben und oft abſichtlich ohne alle Inſtruc⸗ 


tion geblieben find, veranftaltet wird ? und wie foll es fich 
rechtfertigen, 3. B. die Production von Driginal-Urfunden, 
welche der. (vielleicht muthwillig ftreitende) Kläger vorzus 
legen bat, an dem Gerichtöfige, mo diefer fein forum do- 
micilii bat, zu bemwerfftelligen und den vielleicht weit ents 
fernt mwohnenden Beklagten biezu unter dem Präjudiz des 
Anerkenntniffed zu laden; mie fich rechtfertigen, auf ähn⸗ 
liche Weife ein Zeugen» Berbör im Weg der NRequifition 
vornehmen zu laſſen, blo8 um dem vielleicht ebenfalls muth⸗ 
willig. ftreitenden. Producenten die Reiſe-Koſten der Zeugen 
zu erfparen, während der vielleicht febr entfernt mohnende 
Product dad höchfte Intereſſe dabei hätte, felbft dem Zeus 
genverhoͤr anzumohnen oder mit allem Grund wünfdhte, daß 
das competente Gericht; welches die vielleicht von tiefer 
liegenden NRüdfichten geleitete Beweis: Auflage gemacht hat, 
das Zeugen : Berhör felbft vornähme; — wie ſich rechtfer- 
tigen, dem. Delaten an dem ihm gelegenen, dem Deferenten 
vielleicht fehr entfernten Gericht den Eid durch Requifition 
abnehmen zu laſſen, während die vielleicht blo8 dem com⸗ 
petenten Richter mögliche Erinnerung oder ein lid in das 
Angefiht ded Gegners genügt hätte, um den Delaten von 
Ableiſtung des Eided abſtehen zu machen oder zur Zurück⸗ 
fhiebung zu beftimmen u. dergl. m. Am klarſten übrigens 
ſtellt ſich das Unzuträglihe der zu großen: Ausdehnung der 
Requifitionen im Civil⸗Proceß da heraus, wo es ſich Son 
Präjudicien und Fatalien handelt. Hier entftehert Zweifel 
und Verwirrungen, welche sam Deutlichſten nachweiſen, daß 
unſere Eibil Proeeß⸗Geſehgebung nicht darauf — if; 
Monatſchr. f. d. Iunlpf. II. Bd. ». “st. 


daß Haupthandlungen und befonders felbftftändige Handluns 
gen ded Proceffed von einem tequirirten Richter vorgenome 
men werden. Schon darüber entfteht dad gerechtefte Bes 
denfen, ob Präjudicien durch den blo8 requirirten Richter 
rechtögültig angedroht werden Fönnen; ob Fatalien bei 
Handlungen, welche ein requirirter Richter felbftfländig vors 
nabın, laufen; wenn aber fich fofort befondere Bedenken 
und Verwicklungen ergeben, wenn, was weit häufiger vor— 
kommt, als man bei dem Anblick der Scale der geſetzlichen 
Präjudicien denken ſollte, Umſtände vorliegen, welche es 
zweifelhaft machen, ob ein Präjudiz und welches anzudros 
ben ſey; wenn eine Parthie, welcher ‘ein Erfenntniß in einer 
Eivilfahe im Weg der Requifition förmlich eröffnet wird, 
fragt, wie fie fih nun in Beziehung auf beabfichtigte Rechts⸗ 
mittel zu benehmen babe, ob fie 3. B. die Appellation bei 
dem requirirten oder requirirenden Gericht anzumelden habe 
u. dergl. m. — dann wird man finden, wie ſehr man. fich 
durch eine fo ungemeffene Ausdehnung der Requifitionen 
den gefeslichen Boden untergräbt. 

Daß auch unfer IV. Edict, deffen Grundfähe mit dem 
Requifitionen » Spftem an fich eher verträglich wären, eine 
größere Ausdehnung deffelben, als die allgemein zuläßige, 
nicht wollte, läßt fih aus manchen einzelnen Beftiinmuns 
gen, indbefondere aus. der Beftimmung folgern, daß an 
eine zur mündlichen Eröffnung des Erfenntnifjed und der 
Entfcheidungs » Gründe geladene aber nicht erfihienene Pars 
thie diefe Eröffnung nedft der Belehrung über die Appellas 
tiondförmlichfeiten fchriftlih (Calfo nicht durch Requifition, 
welcher Ausweg in der That fehr nahe lag, wenn man 
einmal Nequifitionen gemollt hätte) gefhehen fol (IV. 
Edict $. 149.). 

, Ziehen wir nun aus den vorftehenden Andeutungen die 
praftifhe Confequenz, fo wird ſich folhe in der Formel 
darſtellen: Requifitionen, find nur zur Aushülfe für eins 
zelne Handlungen. ded Proceſſes, mit fortdauernder Selbfts 
thaͤtigkeit des Gerichts , alfo inäbefondere mit- beflimmter 
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Vorzeichnung deffen, was — und der Art, wie ed gefches 
ben fol, zuläßig, alfo vorzüglich für die Vollziehung bes 
flimmter gerichtlicher Afte (Eröffnungen, Auflagen, Berfüs 
gungen) geeignet. 

Wenn endlih zu Befeitigung der formellen Bedenken 
haufig der Ausweg eingefchlagen wird, die Parkhieen felbft 
einwiligen oder gar darauf antragen zu laffen, daß in 
obenbemerkter Weife im Weg der NRequifition verfahren . 
werde, was gewöhnlich bei Parthieen, welche nicht rechts— 
verftändig berathen find, durch Hinmweifung auf den Koſten⸗ 
Punkt leicht zu bewirken ift, felbft wenn die Rüdfichten des 
einen Theild hiebei offenbar hintangefeht find, fo ift zwar 
die Zuläßigfeit einer folhen Prorogation, auch fofern fie 
blos auf einzelne Theile des Proceſſes gerichtet iſt, an ſich 
nicht zu beftreiten, fo fern die Bedingungen einer rechtds 
gültigen Prorogation überhaupt vorhanden find. Allein e8 
bedarf Faum der Bemerkung, daß biemit die matöriellen 
Gebrechen ded Requifitiond » Verfahrens keineswegs gehoben 
find; ja nit einmal von den formellen Bedenken kann 
man dies ganz fagen, weil durch die Einwilligung der Pars 
thieen noch keineswegs immer die Confequenzen beſtimmt 
find, welche bei der Abweichung von dem durch dad Gefeb 
unterftellten Verfahren anzunehmen find; fo namentlich bei 
den Contumacials Verfahren. Auch wird nicht außer Acht 
zu laffen ſeyn, daß auch bei und der gemeinrechtliche Grunds 
fat beftebt, daß zur Prorogation auch die Einwilligung des 
prorogirten Richterd gehört. 
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Ad IV. 
Siteratur. 


N Inrififäes Promtuarium, ein Weper- 
torinm über alle in den Jahren 1800 bis 1837 
erſchienenen Abhandlungen über einzelne Mate- 
rien aus der gefammten Kechts · Wiſſenſchaft (mit 
Ausſchluß des Criminal-Rechts), welche in den 
verſchiedenen Annalen, Archiven, Zeitſchriften, 
Sammlungen von Bechtsfprühen und Gutachten 
u. ſ. w. zerfireut vorkommen. Bon Friedrich 
Kappler, Secretär im württembergifchen Juftiz- 
Departement. Mit einem Supplement vermehrte 
Ausgabe. Stuttgart, bei Scheibe. 1837: 
(Bon dem Nedactenr.) 


Der Verfaſſer bezeichnet den Anlaß, das Ziel und den 
Umfang ſeines Unternehmens in der Vorrede zur erſten 
Ausgabe mit Folgendem genau: 

Das gegenwaͤrtige Repertorium hat den Zweck, die 
Rechts⸗Gelehrten bei ihren Berufs-Arbeiten auf Aufſätze 
hinzuweiſen, welche das einzelne Thema ihrer Beſchäftigung 
betreffen... Gar häufig kommt man in den Fall, bei juris 
ftifchen Ausarbeitungen nad Abhandlungen und Präjudicien 
über denfelben Fall fich umfehen zu müffen; da aber, wie 
der Eingang ded vorliegenden Werkes zeigt, nur allein in 
diefem Jahrhunderte fehon 565 Bünde von Annalen, Archis 
ven, Zeitfchriften, Sammlungen von Rechtsſprüchen, Gut: 
achten u. ſ. w. im Drude erfchienen find, und diefe mehr 
denn 10,000 Abhandlungen über einzelne Rechts » Materien 
enthalten, fo war es bisher äußerft ſchwierig und zeitraus 
bend, dad Verlangte herauszufinden, weshalb auch manche 
intereffante Abhandlung ganz im Verborgenen geblieben ift. 
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Diefer Schwierigkeit fol durch das vorliegende Werk begeg: 
net werden.” ic. ꝛc. 

„Das Repertorium verbreitet fich über änmttiche Zweige 
der Rechtswiſſenſchaft, nur dad Criminal-Recht wurde auds 
gefchloffen, welches demnächſt den Gegenfimd einer befons 
dern Arbeit bilden wird. Geſetze und Verordnungen wurs 
den weggelaffen, weil dad NRepertorium fonft confequenter 
Weiſe auch die Gefehed:Samınlungen: der einzelnen Länder 
hätte umfaſſen müffen, was ‚nicht. in dem Plane ded Ver: 
faffer8 lag. - Nur Geſetze von ganz befonderemund allge⸗ 
meinem Sntereffe, wie fie z. B. in Nro 92. vorfommen, 
wurden berüdfichtigt.‘” — 


Schon diefe wenigen Worte werden’ genfigen , "um "Fre 
die dee des Unternehmens zu intereffiren, ‚und, das höchſt 
Verdienſtliche ihrer Ausführung herauszuſtellen. Einleuch⸗ 
tend iſt, daß der Werth des Ganzen einzig von der Art 
der Ausführung abhängt, und insbeſondere der hiebei ge: 
wählte äußere Mechanismus für die: Brauchbatfeit de 
Werks entfcheidend ift. Eben deshalb muß 28 auch Refe⸗ 
rent für feine Hauptaufgabe bei gegenwärtiger Anzeige bals 
ten, den verehrlichen Xefern der Monatſchrift ein klares 
x Bild von der durch den Verfaſſer gewählten Art der Auss 
führung zu geben, mas er mit Zolgendem verfuchen will. 

Es beginnt dad ganze Werk mit einer Ueberſicht 
über die Annalen, Archive, Zeitfohriften z:c., 
welche dad Nepertorium umfaßt. Diefe Ueberficht iſt in 
alphabetifcher. Drdnung gegeben, und mit fortlaufenden 
Nummern verſehen, wobei auf die einzelnen Bände, Hefte, 
Abtheilungen ꝛc. eigene Nummern fommen, unter Bemers: 
ung der betreffenden Recenſionen. So 3. B. 
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65. Dritter Band, 1820. Haller giteratursZeitung 1820, IV. ©. 
1009. Wagner ıc. ebend. Nro 803 ıc. Senaer Literaturs 
Zeitung a. a. D. 

66. Vierter Band, 1821. Haller LiteratursZeitung 1821, IV. ©. 
953: Wagner ıc. ebend. ©. 351 ıc. Jenaer LiteratursZeis 
tung a. a.o0o. 

7 16-6 
79 ce. ZWanzigfter Band 18 Heft, 1837. Critiſche Jahrbücher 
f. de deutfche Rechtsw. v. Richter, Heft 3. ©. 275. 





114. Bolley, H. E. F. (fpäter Könige. Württemberg. Obere _ 
Tribunal-Präfident), Betrachtungen über verfchiedene Rechts⸗ 
Materien. Stuttgart, Erhard, 1800, 530 ©. 8. 

114 @.. — — Dreiunddreißig Auffäge über Teftamente, Erb⸗ 
ſchafts- und andere Theilungen, befonder8 Theilungd - Ber 

rechnungen, Gants und verwandte Rechtsgeſchäfte. Stutt⸗ 
gart, Löfflund. 1808. 

115. — — Vermiſchte juridiſche Auffäge mit Erkenntniſſen 
und ‚Gemein: Beſcheiden de Civil: Senatd ded Königlich 
Mürttembergifhen Ober = Tribunald. Erfter Band. 

"Stuttgart, bei Friedrih Steinfopf. 4831. 
+ Heidelberger Iahrbücher von ‘1831 ©. 1048. Jenaer Literaturs 
Zeitung 1832, II. S. 409 ff. Haller eiteratur⸗Zeitung 133% 
NVro 132. S. 409—415. Schunks Jahrb. Bd 24. ©. 219. 
Hofacker (jest Ober-Tribunalrathd in Stuttgart), Jahrbücher der 
Gefesgebung und Rechtöpflege im Königreih Württemberg. 
236. Erfter Band. Stuttgart in der Metzler'ſchen Buchhand—⸗ 
lung. 4824 und 1825. 504 ©. Schunt ic, I. ©. 268 ıc. 
257. Zweiter Band, 1826. 459 ©. Schunk ıc., IV. ©. 7. ıc, 
Allgem. juriſt. Zeitfchr. v. Elvers u. Bender, I, Jahrgang, 
1828. ©. 218, 
238. Dritter Band, 1828. 436 ©. . 
. 239. Bierter Band, 1831—34. 456 ©. 
| u. fe f 


So find denn über 300 einzelne Werke, d. h. wie ſchon 
aus dem Titel erhellt — Sammlungen — (einzeln er« 
ſchienene Monographien find audgefchloffen) mit einer Num⸗ 
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mernzahl- von 563 (wobei übrigens einzelne Nummern oft 
mehrere Bände, Hefte sc. enthalten) aufgeführt. 
Es folgt fofort 
Alphabetifhe Zufammenftellung der in dem verfchiedes 
nen Schriften vorfommenden Abhandlungen, 
und zwar: von der erften Auflage auf 628 Seiten, von 
der die zweite Auflage bildenden Fortfegung auf 254 
Seiten. Die innere. und äußere Einrichtung. diefer Zufams 
menftellung erhellt aus den hienach ausgehobenen DEU: 


‚Eoneurs, Abhandlungen über den TEN im 
Allgemeinen. 
26. Seite 58 und 182*) 
27. Seite 17. 

202. Heft 2. ©. 1. 

"Allgemeine theoretifch-praftifhe Bemerkungen über daB . 
Weſen des gemeinen deutſchen Concurd » Proceffed und 
einzelner Erfheinungen in diefem, mit Bezug aufMars 
tin® Lehrbuch. 1819. $. 310. u. 311. 64. ©. 345. 

Ueber die Elemente ded Concurd-Proceffed und die Er» 
öffnung deffelben von Amtöwegen. 65. ©. 77. 

(Wagner, 1826. Not. BI. ©. 304.) 
u. E :%, 


Wirkung des Concurfes auf frühere Redhtb- 
Verhältniſſe. 

Ueber die Wirkung des Concurs-Proceſſeß auf Handlungen 
vor deſſen Ausbruch, insbeſondere von der Frage: kann 
nach baieriſchem Rechte eine kurz vor Ausbruch des Con⸗ 
eurfed beftellte Conventional= Hypothef auf den Grund 
eined präfumtiven Betrugd an den Släubigern verwors 
fen werden? 557. ©. 121. 

Ä ic. ꝛc. 


Maffe. 
Ueber Sant» Fnventarien und was damit zufammenhängt. 





°) Die bei den Allegationen zuerft angeführte Ziffer bezeichnet daß 
Merk, in welhem die Abhandlung vorfommt. Um ſonach letz⸗ 
tere fennen zu lernen, muß die betreffende Nummer ber oben» 
‚.. angeführten Ueberfiht aufgefucht werden. 


Berechnung. der ehelichen Errungenſchaft u. ſ. w. 114 
©. 416, 
ic. x. 


Priorität, 
x. 1. 
Ueber die Art. 13.—15. des württembergifchen Priorität. 
- Gefesed und den Art. 43. des Gefeged vom 21. Mai 
1828, Vorzugs-Rechte der IV. Claſſe betreffend. 238. 
©, 198, 
ic. ꝛc. 


Ferner (um auch — von vollſtaͤndigen Artikeln 
zu geben): 

Präjudicien. Bemerkungen über oberftrichterliche BORN 

(bloß für Baiern). 534. Abh. XV. 
Ueber den Werth der Präjudicien. 290. Heft 1. ©. 8. 
In wie ferne Präjudicien zu beachten? 219. ©. 119. 
lleber die Anwendung der Präjudicien. 293. Hft 1. ©. 56. 
In wie weit ſich die Untergerichte in Hannover nad den 
Präjudicien des Obergerihtd zu richten haben? 293. 

Heft 1. ©. 56, 


Stipendium. Unterſchied zwifchen dem Nießbrauche eines Capi- 
tald und der Beflimmung deffelben zu einem gewiſſen Zwede, 
angewendet auf die Lehre von Stipendien. 385 c. ©. 243. 

Mer die Werwaltung der zu Studien » Zweden durd 
Familien-Stiftungen beftimmten Güter in Anfpruch neh— 
men darf? (Sie bleibe unbefchränft denen, welchen die 
Collation des Stiftungs » Einfommend übertragen wird. 
Wenn der rechtmäfßige Collator die der Stiftung anfles 
benden Rechte und Nugungen übertrage, fo könne kein 
Dritter, fondern nur ein Familien-Glied die Unmwürdigs 

“ feit eined Beneficiard der Gollation entgegenfegen.) 
62 a. ©, 317. 

Der Genuß eined für die fiudirende Jugend audgefegten 
Familien» Stipendiumd ſchränkt fih nicht blos auf die 
Zeit ein, da Einer auf Schulen und Univerfitäten: ge- 
wefen ift, fondern ein ſolches Stipendium Tann unter 
gewiffen Umftänden auch nod nachher gehoben werden. 
358 a. S. 95, 

Bon der rechtlichen Wirkung eines zwifchen den Familien, 


< 
welche zu bem geftifteten Stipendium berechtigt find, ge: 
fhloffenen Vergleichs. 385 e. ©. 243. Ä 





Auf diefe Zufammenftellung folgt denn noch eine 
Ueberſicht der Rubriken, 
in welcher die SeitensZahlen des Haupt:Repertoriums und 
des (eine Umarbeitung der, erften Auflage vertretenden) 
Nachtrags angegeben find. | 

Schon in der Borrede zur erften Auflage vom März 
1835 erklärte nämlich der Verfaffer feine Abficht, das Res- 
pertorium von Zeit zu Zeit mit Nachträgen zu verfehen, 

* So lieferte er denn im Auguft 1837. über den Inhalt ders 
jenigen hieher gehörigen Schriften, welche feit der erften 
Bearbeitung weiter erfchienen oder erft zur Hand gebracht 
worden fenen, den Nachtrag und ſchob in der Ueberficht 
(melde umgedruct. wurde) dad Erforderliche ein, wodurch 
‚denn die Beſitzer der erften Auflage in den Stand geſetzt 
find, ihre Eremplare zu ergänzen. - Da nun aber der Nach— 
trag eine eigene alphabetifche Ordnung. bildet, fo ift die 
fraglihe Rubriken » Ueberfiht, welche übrigend auch abge» 
fehen bievon zur Erleichterung des Ueberblids im Allges 
meinen dient, gegeben worden. 

Neferent hofft, mit Vorſtehendem ein — Bild 
der Anlage des vorliegenden Werks gegeben zu haben; eine 
Kritik liegt außer den Grenzen der beabſichtigten Inhalts— 
Anzeige; nur einige allgemeine Bemerkungen mögen ſich 
noch an die bisherige Darſtellung anreihen. Es iſt für ſich 
klar, daß der Verfaſſer bei ſeiner Arbeit weder bloße Literaten, 
noch bloße Practiker, noch bloße Geſchäftsmänner im Auge 
haben durfte; daß er ſich weder blos auf gemeines Recht, 
noch auf beſtimmte Particular-⸗Rechte und nicht auf einzelne 
Zweige des gewählten Rechtsfachs (welches freilich umfang: 
reich genug ift) befchränfen Fonntez fein. Werft mußte 
(fhon aus Verlagd-Rüdfihten) eine möglichft allgemeine 

- Bundgrube werden. Dieß erfchmwerte feine Aufgabe natürlich 
unendlich; denn fo wurden e8 gar verfchiedene Bedürfniſſe 
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und Ruͤckſichten, welche er beachten, gar verfchiedene zum 
‚ Theil. in Collifion geratbende Wünfche und Anforderungen, . 
welchen er entfprechen ſollte. Vorzüglich mußte fich der 
Berfaffer fagen, daß weit der größere Theil feines Publi- 
kums gar nicht im der Lage ift, auch nur über den größern 
Theil der von ihm benübten Schriften zu verfügen — dieß 
um fo mehr, als er felbft in der Vorrede zur zweiten Auf: 
lage anführt: er habe fich einen Theil der bei diefer benütz— 
ten Schriften nur nach fortgefesten Bemühungen verfchaffen 
können. So mußte denn der Berfaffer für fein Werf eine 
Einrihtung ausfindig machen, welche die. verfchiedenen 
Rücdfihten fo gut wie möglich in fich vereinigte. 

Was von dem Verfaſſer dießfalld gefchehen ift und dag 
ſolches — zumal bei einem erften Verfuch gerechted Aners 
Fenntniß verdient, dürfte fhon daraus, was Referent oben 
audgehoben bat, erbellen. Nachftehende Andeutungen über 
einige Hauptrüdfichten, weldhe bei Xöfung der Aufgabe zu 
nehmen feyn, und nah Ref. Anficht eine noch weitere 
Durchführung als bis jetzt gefchehen, zulaffen dürften, fin> 
det der Verfaſſer vielleicht bei einer neuen Auflage der 
Beachtung werth. 

1) Bei Ausführung des — wird eine moög⸗ 
lichſt gleichförmige und confequente Durchführung ded eins 
mal aufgeftellten Pland und der Außern Formation Yaupte 
Rückſicht feyn müſſen. 

2) Vereinbarung der Rüuͤckſichten auf Vollſtändigkeit 

und leichte Ueberficht wird nur dann glücklich erzielt wer— 
den, wenn zur Genüge oberfte NRubrifen aufgeftellt und 
diefen die einzelnen Rubriken wieder fo viel möglich nach 
logifhen Kategorieen, übrigens immerhin in alphabetifcher 
Drdnung untergeordnet werden (mie. dieß von dem DBerfafs 
fer bei vielen Artikeln geſchah, und aud dem oben gegebes 
nen Auszug bei dem Artikel „Concurs“ erfichtlih ift). 
Denn die alphabetifche Drdnung ift zwar allerdings als 
Grundlage unentbehrlih; allein fie reicht mweit nicht aus, 
felbt wenn man fih die Mühe nehmen wollte, an allen 


möglihen Stellen nadhmeifend zu inbiciren, wodurh am 
Ende bei der größten Schwerfälligkeit doc der Zweck nicht 
ganz erreicht würde. 

3) Dad Werk wird eine um fo umfaffendere Brauchbars. 
feit erhalten, je glüdlicher der Realinder die freilich höchſt 
ſchwierige Aufgabe löst, die Nefultate der indicirten Abs 
bandlungen zwar kurz, aber doch vollftändig und bes 
ſtimmt darzuftellen; und die Verfolgung diefer Richtung 
wird in demfelben Verhältniß fleigen müffen, als ſich die 
Wahrfcheinlichkeit einer allgemeineren Verbreitung der ins 
dicirten Abhandlung und der —— fie ſich zu vers 
fhaffen, vermindert. 

4) Ein befonderer Wunſch, — des Practikers, 
würde erfüllt werden, wenn möglichſt genau und zugleich 
auf eine in die Augen fallende Weife bezeichnet würde, 
mit welcher allgemeinen Rechtöquelle fih die indicirte Ab> 
handlung — der indicirte Sab ıc. befchäftige, wenigſtens 
fo weit, daß man erfieht, ob man gemeined Recht — oder 
Particular:Reht und welches vor ſich hat. 


% 





2) Kurze Anzeigen und Motizen über die neneflen 
literarifhen Erfheinungen , insbefondere 
Beitfchriften. 

(Von Herrn Recht» Confulent Strauß in Heilbronn.) 

° 4) Annalen der deutfchen und ausländifchen Eriminals 
Nehtd: Pflege von Hitzig, jet Klunge und Demme. 
III. Bd 2 Abthlg. | 

2) Repertorium "zu den Hibig’fchen Annalen ı von 
Zandrichter Beer in Altenburg. 

3) Richters Eritifche Jahrbücher. December = Heft 
1857. 
#4 — intereffanter Auffäbe aus dem Gebiete 
des ‚gemeinen Nechtd. . Verleger Leibrok in Braunfchweig. 


5) Archiv der politifchen Deconomies und Polizeimiffens 
fhaft von Rau. 2 Hfte. | 

6) Beiträge zu der Iandftändifchen Berathung des Ent: 
wurfs eines Strafgeſetzbuches für dad Königreich Württems 
berg. 1838. Bon dem Verfaffer der „Bemerkungen über 
den Entwurf eines Strafgefepbuches a6 Stuttgart und 
Tübingen 1836. 

7) Lehrbuch des Handeldrechtd mit Ausnahme ded Sees 
rechts. Brei bearbeitet nah Pardessus cours de droit. 
commercial von A. Schiele, Director der öffentl. Hans 
delölehranftalt in Leipzig (1858). Bis jept ift erft eine Abs 
theilung des Werks erfchienen. 

8) dad dänifhe Königögefeh von 1665 von Ols⸗ 
baußen. 


4) Bd II. Abth. 2. der Annalen der deutfhen und auds 
ländifchen Eriminalrechtöpflege von Hitzig, nun Klunge 
und Demme (1837), giebt zum Anfang in Nro VI. aus 
Preußen wieder einen der intereffanten Fälle, in welchen 
Geſchworne und Affiffenhof den Angefchuldigten verurtheilt 
haben, gegen das Urtheil Eaffation vergeblich eingemendet 
worden ift, und fodann auf den Bericht des Zuftiz » Minis 
fterii der König demfelben die Beftätigung verfagt und die 
Entlaffung des Angefchuldigten verfügt hat, Das Schuldig 
gegen den ded Vatermords Angeflagten W. Sch., ift hier 
von den Geſchwornen mit 7 gegen 5 Stimmen und von 
dem Aſſiſſenhof mit 2 gegen 3 oder im Ganzen mit 9 ges 
gen. 8 audgefprochen worden. Der Fall hat dadurch ge— 
ſchichtliches Intereſſe, daB er die Veranlaffung geworden 
ift, dag in Zukunft in Preußen in Fällen einfacher Stim: 
menmehrbeit der Gefchwornen die Stimmen der Mitglies 
der des Aſſiſſenhofs jenen nicht mehr beigezählt werden, 
fondern die Richter des letzteren nach der Mehrheit ihrer 
Stimmen entfoheiden. Nro VO. und IX. find Bertheidi: 
gungsſchriften wegen angeblicher betrüglicher Verfuren des 
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Angeſchuldigten gegen ſeine Gläubiger und zu Abmendung 
des Verdachts wegen verheimlichter Schwangerfhaft und 
Tödtung eined Kindes ıc. Im erfien Fall aus Schledwig 
wurde der Angefchuldigte zu einer ſechsmal fünftägigen Ge— 
fängnißftrafe bei Waffer und Brod verurtheilt, eine An 
wendung dieſes Schärfungsmitteld mit völlig freien Aus— 
rubetagen,, welche dem infender bisher ganz fremd war 
und die er deswegen audheben zu dürfen glaubte. Der _ 
Auffap Nro IX. ift wegen ded darın verfuchten Indicien— 
Beweiſes für die Nichtfchuld intereffant, Nro VIIL gibt -eine 
Darftellung des Unterfuchungd= Proceffed wider den Lithogra= 
phen Leonhard wegen der befannten Tödtung ded Studenten 
Hoffmann in Heidelberg im Sommer 1836, ald BXeg der 
Pflicht des Richterd auch Vertheidiger ded Angeklagten zu ſeyn, 
eine Rückſicht, nach welcher mancher Angefchuldigte in der 
bier dargelegten Weife fich vergeblich fehnt. Nro XII. ift 
im Zufammenhang mit dem in der vorigen Anzeige aus— 
gehobenen Fall Nicolai ca. Friedländer, und enthält 
die Verhandlungen zwifhen Nicolai und der Brockhaus’: 
ſchen Berlagshandlung über Benennung ded Necenfenten, 
durch welchen der Erftere fih an feiner Ehre verlegt glaubte. 

2) An diefe Anzeige reiht fich die von dem vollftän 
digen Nepertorium zu den Hibig’fchen Annalen, die alte 
und neue Folge; audgearbeitet von Robert Beer, Lands 
richter in Altenburg” — mit welchem, als dem 34ten . 
Hefte, Criminal:Director Hitzig die von ihm’ herausgege— 
benen Annalen für gefchloffen erklärt. Dad Repertorium 
zeichnet fih durch Anlage und Inhalt aus, ift nichts weni— 
ger ald ein bloßes Negifter, fondern gibt überall die Quint⸗ 
effenz der in den citirten Auffäßen entwidelten criminali= 
ftifhen Grundfäbe auf eine Weife, welche die Arbeit als 
ſelbſtſtändiges Werf jedem Criminaliften, auch wenn er die 
Annalen nicht beſitzt, empfiehlt und gewiß jeden, der fi 
daffelbe "anfchafft, befriedigen mird. Ä 

3) Bon dem Inhalte des December-Hefts (pr. 1837) 
der Eritifhen Sabrbücher für deutfche Rechtöwiffenfchaft von 
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Richter in Leipzig ſey ed erlaubt, auf die Necenfion des 
Lehrbuchs des juftinianifchsrömifhen Rechts zum Gebrauch 
bei SnftitutionensBorlefungen von Profeffor Dr. Lang in 
. Zübingen ©. 1070. — desgleichen von Heffterd Erbe 
"folgerechte der Mantelfinder, Kinder aus Gewiſſens-Ehen, 
aus putativen Ehen und der Brautfinder bei Zehnen und 
SamilienFideicommiffen ꝛc., deögleichen eine bier erwähnte 
Differtation von Marezoll, de usuraria pravitate und 
eine dergleichen von Schaffroth, doli descriptio, beide 
Reipzig 1837, aufmerkſam zu machen. 

Sn diefem Heft befindet fih ein vollftändiges Ver: 
zeichnig der recenfirten Schriften und Sachregifter zu den 
im verfloffenen Jahre erfchienenen Heften, 

4) Eine neue Zeitfchrift, von welcher bereitd daB erfte 
Heft erfhienen ift, deren 2—3 im Jahre audgegeben wer: 
den follen, ift betitelt: „Sammlung intereffanter Auffäße 
aus dem Gebiete ded gemeinen Rechts, Berleger: W. 
Leibrock in Braunſchweig.“ Zweck derfelben ift, ein Refume 
deffen zu faffen, was die neuere und vorzugdmweife neuefte 
juriftifche Literatur an wichtigen Abhandlungen, NRechtöfäl- 
Ien und deren Entfcheidung, Präjudicien ꝛc. liefert. 

5) Bon dem Archive der politifchen Deconomies und 
Polizeimiffenfhaft von Rau find indeffen zwei Hefte erſchie⸗ 
nen. Unter den Abhandlungen ſind auszuheben: 

v. Bülau, über das Formelle in den Staatd:Wiffen- 
Ihaften und namentlich den Begriff der Staatd-Wiffenfchaft: 

v. Malchus, über den Zuftand der Sparkaffen in 
Sranfreich, im Sabre 1835. i | 

Weber, über Production und Eonfumtion in natios 
naldöfonomifcher Ruͤckſicht. 

v. Viebahn, über dad Grund : Eatafter: und Native 
nalvermögen in den preußifchen a und Mefte 

phalen. 

Rivet, über Fabrikweſen im Gegenhalte des Manu⸗ 
faktur⸗ und Gewerbweſens. 

Ruder, über Vererbpachtungen. 
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8) Das dänifche Königs» Gefep von Friedrich TIL 
d. d. 14. November 1665 — daß ift dad fortwährend gel» 
tende Grundgefeb für dad Königreich Dänemark mit einer 
hiftorifchen Einleitung und einer Schlußbemerfung von Th, j 
Olshauſen überfeht und herausgegeben — ift in mannigs 
facher Beziehung intereffant. Es enthält unter Anderen in 
Art. 23. die wichtige Beſtimmung, daß fi der zum Thron 
Berufene im Laufe von drei Monaten, zu berechnen vom 
Tag der Anzeige von dem tödtlichen Abgange ded vorigen 
Königs, im Königreich einzufinden und die Regierung an= 
zutreten habe, widrigenfald an feiner Stelle der — 
nach ihm König ſeyn ſolle. 





Fortſetzung. 


1) Annalen der deutfchen und ausländiſchen Criminal⸗ 
rechtöpflege, begonnen von Hibig, fortgefept von Demme 
und Klunge, Bd 4. Abthlg 1. 

2) Kritifche Jahrbücher für deutſche Rechtöwiffenfchaft 
ıc., von Richter. Januarheft 1858. 

3) Archiv ded Criminalrehtd. Neue Folge. Jahr 
10858. 


4) a) Die erfte Abtheilung ded 4. Bandes der Annas 
Yen ıc. beginnt mit einem Auffahe, Prolegomena zu jedem 
- Strafgefebbuche, in welchem der Verfaffer, Profeffer Heinz 
roth im Leipzig, den Strafbegriff feftzuftellen und dad Ver: 
hältniß der Strafe im Staate zur menfchlichen Perfünlichs 
Zeit zu erörtern fich zur Aufgabe gemacht hat. 

Er entwickelt vorerft den Begriff der Gerechtigkeit aus 
dem Bewußtfeyn jeded Menfchen,: welches ihn nöfhige, die 
andern Menfchen als‘ feines Gleichen anzuerkennen; findet 
in dem Staate die gefchichtliche Erfcheinung einer auf die 
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menfhlihe Perfönlichkeit bafırten Einrichtung, in welcher 
der Gerechtigkeit ihr Recht miderfahren fole, fo daß das 
Staatögefeb nur. verpflichtende Vorſchriften ſolcher Art bes 
greifen dürfe, daß-. fie ihren Grund in dem Prinzip aller 
Verpflichtung haben, welches in jenem menſchlichen Bewußt⸗ 
ſeyn lebe. 


Die Strafgeſetzgebung bezeichnet er hienach als das 
Eeſchäft der Ausgleichung von Pflicht- und Rechtsverle— 
hungen, definirt die Strafe, von welcher er Zucht genau 
ſcheidet, als die geſetzliche Rechts-Entziehung oder Rechts— 
verkuͤmmerung, durch welche jede ſolche Verlegung ausge— 
glichen werde, als nothwendige Folge von Rechts- und 
Pflicht⸗Verletzungen; folgert, da ſie ſich hiernach, wie 
Grund und Folge, verhalte, daß fie in dieſem Verhält— 
niffe ihre vollſtändige Erörterung finden und aus feinem 
Zmede, welcher ed auch wäre, weder zu erklären, noch zu _ 
rechtfertigen fen, und ſich nothwendig auf Vergangenes, nie 
aber auf Künftiges, etwa Befferung oder Abfchredung bes 
ziehen dürfe, ohne ungerecht zu werden, und fchließt damit, 
daß bhiernady Arten und Grade der Strafe den Gefehvers 
legungen der Ar: (ihrer äußern Befchaffenheit, ihrem Uıns - 
fange, Gehalte und Gegenftande nah) und dem Grade 
(dem Grade der Schuld) nach gleich feyn müffen. 


Angehängt ift eine Furze Erörterung Über die Zuläßig: 
Feit der Todesſtrafe und daß der Staat nicht geftraft wers 
den könne. 


. Die erfte * bejaht der Berfaffer, wenn der Ders 
brecher die zeitliche Eriftenz eined Menfchen phyſiſch oder 
geiftig vernichtet habe, weil anders eine wahre Ausgleichung 
abfihtlicher Tödtung nicht möglich ſey. -Bei fachlichen Ver: 
brechen hingegen ftehe die Strafe mit dem Verbrechen nicht 
in gleichem Verhaͤltniſſe. 

Die folgenden Aufſaͤtze enthalten neben Fortſetzung 


‚der Bemerkungen Abeg * über den ee Straf: en 
Buhs-Entmurf 
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b) einen gutächtlihen Bericht des Eriminaks Senats 
des Königl. preußifchen Kammer » Gerichtd an dad. Juſtiz⸗ 
Minifterium wider den Mepger J. 3. ©. wegen Todt⸗ 
ſchlags. Der Inquifit wurde von den Geſchwornen der 
freiwillig und mit Vorbedacht verübten Tödtung für ſchul⸗ 
dig erkannt, ob er wohl der That nicht geftändig war, und 
der Fall fodann einem Gutachten nad den Grundfägen 
des preußifchen Landrechts unterftellt. DaB Gutachten bebt 
die Schwierigkeit heraus, beim Mangel des Geftändniffes 
der That dad Dafenn der Abfiht zu tödten nachzuweiſen, 
und prädicirt dieſelbe ſodann wegen Maugels geſetzlicher 
Beweis s und Wahrſcheinlichkeits⸗Gründe für die Annahme 
eines vorher überlegten Vorſatzes zu tbdten, als die Folge 
einer, unmittelbar vor ihrer Ausführung im Gefühle: der 
Rache entftandenen feindfeligen Abſi cht, als Todtſchlag. 


c) Ueber culpoſe Tödtung, insbeſondere die Frage, wie 
weit kann eine officielle Aeußerung einer Adminiſttativ⸗ 
Behoͤrde auf das Urtheil eines Juſtizhofes influiren 


Ein Waldſchutze Fam wegen culpoſer Todtung in Uns 
terfuchung, weil ein von ibm erfanhfer Holzfrevler, der 
nach den Angaben des Angeſchuldigten zuvor mit dem Beile 
gedroht, ſofort aber ſich auf die Flucht begeben hatte, von 
ibm mit. geſpanntem Hahnen verfolgt und. bei’ der Gelegen⸗ 
beit (bei Nacht) durch eine SEIEN de Gewehts aged⸗ 
tet worden war. | 


Die dem Angefhuldigten vorgeſehte Forſt⸗ Behorde bes 
urkundete in einem Zeugniffe, daß er unter den vormwalten: 
den Umftänden zu folcher Verfolgung mit gefpanntem Hab: 
nen befugt gewefen fen ; nichts defto wenige? wurde der 
Angefchuldigte mit einer- Strafe belegt, — Denn nur als⸗ 
dann, wenn die Adminiftrativ » Behörde über einen rein 
technifchen Gegenftand: Auskunft ertheile, erſcheine ſie in 
der Eigenſchaft von Kunſiverſtaͤndigen; handle es ſich aber 
davon, was aus gegebenen Thatſachen nach der beſtehenden 
Geſehgebung gefolgert werden muͤſſe, ſo fey dies einzig 
Monatfchr. f. d. Zuftispfl. I. Bd. n-Astg. 23 
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Sache der michtetlichen Behörde, und Niemand fonft im 
nr a“ tirem urtheile darüber competent, 


Die Erörterung verbreitet fih fodann auch über die 
Frage: ob der, entfiheidende Richter verpflichtet fey, Anga- 
ben, der, Adininiftrativ + Behörden, die ſich auf andere nicht 
bei den ‚Arten. ‚befindliche Aktenſtücke beziehen, unbedingt 
als richtig anzunehmen. Sie iſt verneint, und die Pflicht 
des Richters, fi ſolche Aktenſtuͤcke vorlegen zu laffen, und 
in, ihrer, Ermanglung | ‚den, Beweis nicht fr geliefert zu er: 
Fennen, dargetban . * 20 


—E odtſchlag⸗ auB Geſchlechts⸗Brutalitãt. Ein Brüus 
— nimmt der von ihm: geliebten Braut, die ihm nicht 
zu: Willen war; in. der höchſten Aufregung, in — er 
ſich dadurch befand, daB, Leben. 


ie) Dorotd- Shif: Franz, Mörderin-dreier Kinder (aus 
—— Der Fall iſt insbeſondere auch dadurch interefr 
ſant, daß ſich zwei Gutachten, das des Koͤnigl. Medicinal⸗ 
Collegiumß, und. einer. wiſſenſchaftlichen Deputation, welche 
in ‚Bolge des ergriffenen Rechtsmittels der weitern Verthei⸗ 
digung berufen worden iſt, gegenuͤber ſtehen, indem das 
exſtere die Handlung, als mit vorher überlegtem Vorſat 
veruͤbt praditirt die, letztere ihr Gutachten dahin abgiebt, 
„Daß bei, der, Inquiſi tin die Vernunft oder das höhere Ur: 
theil geftört und die Freiheit des Willens gehemmt gewe⸗ 
fen ſey“ — ohne daß daB letztere die Anficht des Gerichts, 
von welchem auf das erſtere hin Todesftrafe erfannt wor: 
ben war, geändert Hätte. 


DB. Bon Hamburg. Der Fluch des Bordells eſ. | 
Sir. XIX. 3:), ein fogenannter Mord, aus Liebe, in zus 
echnungsfähigem Zuftand verübt und dennoch der Straf 
Gerechtigkeit entzogen — fchließt die Nedaction und fagt 
eine, Erdrterung, darüber im nächften Bande zu. 


2) Daß Januar s Heft. der ee Seen 
vom Jahr 1636 enthält — von | 


a) Borfhungen, Erfahrungen und ‚Rehtäfälle: für Philo⸗ 
fopbie des Rechts und. ber — ‚won * * 
G. Claus. 2.1 tr BR 


b) Schrader, editionis. ;'digeitoräm Tubingenäi 
specimen —— de nr Dat. 1, 2 1: 27 
$. 41 -44. * 


c) Abhandlungen aus dem gemeinen deuiſchen Strafe 

rechte von Dr. und Prof. 9. Luden,. 18.3d. Ueber 
den Berfuch des rad nad) gemeine . Pot 
ſchem Red. - 


er a Staatsrechtl. Bedenken über das Batent Sr, Majeftät 
des Königd Ernft Auguft von Hannover vom 5. 
Suli 1837, und 


Dad Königli Hannöverifche Patent, die deutſchen 
Stände und der Bundestag. Publiciſtiſche Scizze 
von Prof. Wurm in Hamburg. 


e) Die Patrimonial⸗Gerichtsbarkeit als ——— einer 
eften Landes-Coinmmunal⸗Ordnung yon E. v. Mus 
tius. F | 


Drurch einen Zufall trifft bier die Beurigeifung eines 
ber Schwanen-Geſänge für die Georgia Augufta bei ibrer 
SäcularsFeier mit Schriften über die hannöver'ſche Frage 
zufammen. Der über fie sub d. in den Jahrbüchern ent— 
baltene Aufſatz ift nicht ſowohl eine Recenſion, als vielmehr 
eine, felbfiftändige Erörterung feiner Anfichten von Prof. 
R. Mohl in Tübingen, welche die Thatſachen und Die 
‚zur Rechtfertigung der Aufhebung der Verfaſſung von 41835 
angeführten Gründe aushebt, fie würdigt und mit ‚einigen 
weiteren Betrachtungen über dad Patent, namentlich die 
Entbindung der Staatsdiener von dem auf die Verfaffung 
geleifteten Eide und die Fragen: welches Ende wird und 
muß die ganze Sache haben ? was hat der deutſche Bund 
zu thun? ſchließt. 

23 * 
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. Referent muß fich - darauf beſchraͤnken, durch die kurze 
Anzeige auf dieſe intereſſante Erſcheinung aufmerkſam zu 
machen, nachdem die Redaction umftändlichere Anzeige der⸗ 
lei Schriften, welche dem öffentlichen und Berfaffungd: 
Rechte gewidmet find, ald durch ihren Plan ausgefchloffen 
erflärt hat. Die ad c. erwähnte Luden’fche Abhandlung, 
welche auf dem biftorifhen Wege ihr Reſultat zu gewins 
nen fi bemüht, wird von dem Mecenfenten (Profeffor 
Abegg) ald eine fehr verdienftliche Leiſtung und gelungene 
Arbeit dargeſtellt. F 
5) Dad vierte Stück ded Archivs des Criminal⸗Rechts, 
neue Folge vom Jahr: 1837, enthält in der Hauptfache 


Fortfepung früher begonnener Auffäpe oder Anfänge, deren 


Schluß erft in fpätern Heften zu erwarten ift. 
Die erfteren gehören einer früheren Zeit an, al8 welche 


fih Einfender ald Gränze feiner Anzeigen geſteckt hat, und. 


von den lehteren wird diefelbe folgen, wenn bie — 
lungen vollendet vorliegen werden. 


So wird denn hier nur eines — zur Erörte⸗ 
rung eines Merkmals bei dem Thatbeſtande des Aufruhrs 


von Abegg“ erwähnt, in welchem er unter Hinweiſung 
auf die anderwärts entwickelte Anſicht: „daß feſte Graͤnz⸗ 
beſtimmung der zum Begriff des Aufruhrs erforderlichen 
Perſonen durch Zahlen ſich weder legislativ rechtfertige, 
noch aus dem römiſchen Rechte begründen laſſe;“ — dar: 
auf aufmerffam macht, daß eine einheimifche Nechtöquelle 
$. 69. des Reichd =: Abfchied8 aud Negendburg von 1594 
mit bürren Worten die Frage, durch wie viel Perfonen der 
Landfriede geſchwächt werden könne, zur Dispofition des 
Richters ftelle, welcher ſich aus den Umftänden der erzähls 
ten und ermwiefenen Gemaltthat 2c. in Erkennung oder Vers 
meigerung des Proceſſes darnach zu richten wiffen werde, 


J 
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Ad vi. 
Correſ — —æ— 


Verordnung eines ‚ehemaligen deutſchen Landee 
herrn über Deſtrafung der Unzuchtsvergehen vom 
Jahre 1772, 
Eingeſendet.) 

Nachdem vermög der von meinem .. .... . Ders 
ſchiedentlich eingeloffenen Berichten das Laſter der Unlau⸗ 
terkeit zwiſchen ledigen Perſonen und zumal auch zwiſchen 
ſolchen, welche keine Geldſtrafe zu bezahlen vermögen, ſeit 
einiger Zeit wieder ſtaͤrker als jemals einzureißen beginnt, 
als babe zu möglichfter Verhütung dieſes dem gemeinen 
Wefen in mangfaltigem Betracht fo fhädlichen Verbrechens 
nad) Grhaifchung der mir von Gott tıbertragenen Regie⸗ 
rungöpflichten auf eingehohlten Rath meines zu H. ange⸗ 
ordneten Kirchen Convent3 nachftehende Strafen feftzufepen 
vor ‚gut befunden. Woferne ſich nemlich 


1. 


Eine fonft ehrbare Perfon, welche die Geld: Strafe zu 
erlegen im Stande ift, das erftemal und ohne mweiterd be: 
ſchwerende Umftände gegen das ſechste Gebott vergehet, ſo 
mag ſolcher nebſt ihrem Mitſchuldigen platterdings 10fl. 
vor jeden Theil zur herrſchaftl. Strafe angeſezt und nur 
im Fall anderweiter Beſchwerungen (als da z. B. ſind: 
vorherige ſchlechte Aufführung , verführerifches Verſprechen 
der Ehe, derfelben wirkliche Vollziehung zumal mit geflif- 
ſentlicher Verſchweigung der Schwangerſchaft, merklicher 
Ungehorſam gegen die Eltern oͤder Vormünder) noch eine 
2jährige herrſchaftl. Verweiſung beigefügt werden; vergienge 

ſich aber 


"948 
2. 


eine ſolche Perfon daß zweite oder dritte Mal wider das 
nemliche göttL. Gebott, fo. fol. ſolche wegen ihrer mehr 
ſtrafbarlichen Beharrlichkeit in ihrem ruchtofen Lebenswandel 
erſteren Falls mit 2ofl. Gelds — und nach Befund der 
 Umftände auch mit 3 bis 4 jöhriger Berweifung, im Iezten 
Fall hingegen nebft Erlegung aofl. allenfalls nod mit 5 
6 biß 40jähriger Ausfgaffung abgebißt werden, 


ee 3, 


N, die unbemittelten Derfonen welchen die anſezende Gab⸗ 
ſtrafe nach Zeugnuß bisheriger Erfahrung nur viele Jahre 
vergeblich in den Rechnungen nachgefuͤhret und am Ende 
Armuth oder andern dringenden Schulden halber doch nach⸗ 
geſehen werden muß, ſollen bei der erſten Vergehung gegen 
dad éte Gebott ſich ſelbſten zur Beſſerung und andern zu 
einem abſchreckenden Beiſpiel mit dem ſonſt anderwärts ge⸗ 
woͤhnlichen Schandzeichen z. B. das Mañsbild mit einem ſtro⸗ 
henen Degen, die Weibsperſon aber mit einem ſolchen 
Kranz nebſt Zöpfen, angethan, eine Stunde lang vor das 
Rathhaus geſtellt und hernach 4 Wochen lang zu öffentlicher 
Arbeit, auch im Falle beſonders beſchwerender Umſtände (wie 
oben bei den bemittelten Perſonen erwähnt worden) noch 
benebens zu 2 bis 3jährig. Audfchaffung aus meiner Herr: 
ſchaft verurtheilt; hingegen 


4. 


bei der zweit⸗ und dritten Vergehung nebſt öffentlicher Bor: 
ftelung und Arbeit mit 3, 4 oder mit 10jähriger bis ewiger 
Zandedverweifung auch allenfaflfiger Zuchthausftrafe je nach 


Grdffe des Verbrechens und; der damit verknüpften Um⸗ 


fände. auf xichterl. Ermeſſen oder herrſchaftl. Reſclutiee 


beleget werden. 
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Auf folche Art Hoffe ih nun, daß Gott und der ers 
zuͤrnten Gerechtigkeit eine Genüge gefchehen und fothanen 
in göttlich und menſchlichen Sazungen verpöntem Laſter (fo 
weit e8 in menfchlichen Kräften ftehet) Fünftig vorgebogen 
werden dürfte. | ae 

Es ergehet demnach an mein nachgefehted ..... der 
gemeffenfte Befehl diefe meine reiflich erwogene Verords 
nung nicht allein zu publiziren fündern auch auf deffen 
ſtraͤllichen Vollzug jedesmal die wirkfamften Anftalten vors 
zufehren. | 

Hieran ıc. 
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Adi. 
Polkändige Abhandlungen, Kechtsfälle, 
Entſcheidungsgründe und Gutachten. 


1) Auch Etwas über das bekannte Drocardicon 
„Pemina semel exclusa, semper manet exclusa““ 
für Theorie und Praris. 

J Eingefendet.) 

Der Lehenstext 

— | 

bat die Aufichrift: | 

„Episcopum ve] Abbatem, vel Abbatissanı, ve] do- 
minum plebis feudum dare non posse.'* Dur $. 4. defs 
felben aber enthält folgende Stelle: „Quin etiam si quis 
eo tenore feudum acceperit, ut ejus descendentes mas- 
culi et feminae illud habere possint: relicto masculo, 
ulterius feminae non admittuntur.‘ 

II. F. 17. proem. 

aber Yautet fo: Qui sibi vel heredibus suis masculis, 
vel his deficientibus feminis per benelicium investitu- 
ram feudi accepit: una tantum filia superstite nullo alio 
descendente relicto decessit. Haec marito paternum 
feudum in dotem dedit, et decessit duobus filiis ex eo 
procreatis: quorum unus duas filias reliquit, alter vero 
uno filio masculo relicto decessit, de praedicto itaque 
feudo urgentem vidimus quaestionem : masculo quidem 
‘hoc feudum totum 'sibiy quia solus ejus, ' qui primo in- 
: vestituram accepit, heres masculus sit, vindieante:, fe- 

Monatſchr. f. d. Iufispp. MI: BP. 3. UtE 24 


346 


minis vero totam' sui patris partem sibi defendentibus, 
quia ex eo nullus exstitit masculus. Cumque inter sa- 
pientes saepe super hac quaestione sit disputatum, tan- 
dem pro masculo pronuntiatum est. Non enim patet 
locus feminae in feudi successione, donec masculus 
superest ex eo, qui primus de hoc feudo fuerit inve- 
stitus. | 
11. F. 51. $. 3. R 
„Si quis investitus fuerit de feudo, ita ut ad fe: 
minas transiret, et duas filias tantum reliquerit, 'qua- 
rum una filium habeat, et altera filiam: utrum post 
mortem illarum masgulus tantum feudum habere de- 
‘beat? Secundum Gerärdum masculus tantum. Ober- 
tus contra!‘ Daß nun Gerhard der Derfaffer der ers 
ften Stelle fen, behaupten 


Cujacius de feudis L. 4. proem. (in Oper. Tom. 
IV. p. 461.) 


Din?, Literair= Gefchichte. Halle 1828. 5. 9. S. 41 u. 42. 

Anderer Meinung iſt 

Laſpeyers, über die Entſtehung und älteſte Bearbeitung 

der libri feudorum. Berlin 1830. ©. 155. 
Wer wird aber auch hierüber in's Klare kommen? 

Man glaubt ferner, daß die zwei letzteren Stellen einen 

andern Verfaſſer haben. Ob die zweite auch den Obert, 
wie die dritte oder nicht? (das Letztere glaubt 
Dink a. a. O. ©. 112) 

kann ich dahin geſtellt ſeyn laſſen. Ich gehe nun zu den 
Gloſſatoren über. 

Baldus bemerkt zu der erften Stelle: „Foemina po- 
sita in copula cum masculo non succedit simul cum eo; 
sed ita demum, si masculus non est,‘ und der eigente 
liche Sloffator diefed Titel, Columbi, 


Vergl. v. Savigny, Geſchichte ded römifchen Rechts im 
Mittelalter Ar Bd ©. 85—89 


macht folgende Bemerkung zu den Worten: non admittun- 
tur ,‚sed quid si masculum et foeminam relinguit, num- 
quid et foemina in feudo succedit? Respons: non, nisi 
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forte: masculus subito post mortem patris mortuus sit, 
quasi non videtur exstitisse, cum non perseveraverit, uf 
D. de injusto rupto test. 1. posthumi, 

Nec enim patet locus foeminae in feudi successione, 
donec masculus superest, ex eo qui primus de eo feudo 
fuerit investitus,* und nun bezieht er fih auf IL. F. 17. 
unfere zweite Stelle. Zu diefer zweiten Stelle — wir 
folgendes Summarium von Baldus: 


„Si vasallus pro se et heredibus suis masculis et 
his deficientibus foeminis , investituram accepit, foe- 
mina non succedit in beneficio, quamdiu masculus su- 
perest.* Wie ftimmt aber diefes Summarium mit dem 
zu der erften Stelle Ä 

I. F. 6. 
überein. Die Sloffe von Columbi läßt fi auf die Frage: 
„ob zmwifhen diefen beiden Stellen eine Antinomie ftatt 
finde‘ gar nicht ein. Zu der dritten Stelle 
II. F. 51. $. 3. 

finden wir folgende8 Summarium ded Baldus: „fendum 
non transit ad focminam, licet per pactum sit actum; 
si vasallus superest.‘* Hier findet ſich nun aber. eine AM, 
ded Accurfius, welche Columbi 

v. Savigny a. a. O. 
benützt. Dieſer bemerkt nämlich zu dem Worte masculust 
„haec videtur melior sententia, cum non debeant foe- 
minae succedere in feudo, donec masculus superest‘* 
(und nun bezieht er fih auf J. F. 6. die erfte Stelle). 
„Nec enim patet locus foeminae in feudi successione 
donec masculus superest, ex eo, qui primo fuit invei 
stitus.* Der Gewinn, den da8 Corpus juris glossatum 
liefert, ift nun fehr gering, und befteht lediglich -darin, daß 
Baldus fih felbft in feinem Summarium widerfpricht, 
und Columbi und Accurfiud nicht einerlei Meinung 
find. Daraus aber, daß Baldud, wie Columbi, wel⸗ 
her die widerfprehende Meinung ded Accurfius für ſich 
anführt, fich widerfprechen, möchte ich faft fchließen, daß 

0 248 


"348 


Keiner von Beiden die Hauptfrage, nämlich: ob und melde 
Arntinomie zwifchen L F. 6. und II. F. 17. obwalte ? rich 
tig aufgefaßt bat, Merkwürdig ift, daß dem ſonſt fo 
ſcharfſinnigen Cujacius diefe Frage entgieng, denn er bes 
sührte fie bei beiden erfleren Stellen auch nicht mit einem 

Worte. Eine eigene Meinung bat 
Andr. Isernia in usus feudorum Comment, Fran- 

cof. 1598 (er felpft aber ftarb 1353). 

Er fagt nämlich zu I. F. 6. Folgendes : „Secundum 
dietuam non continuatur superiori dicto, immo est pror- 
“us novum et a primo non dependet: nec aliquid par- 
tieipat cum eo.“ (Diefe Stelle ift in fo ferne merfwürs 
dig, ald es ſchon zu Iſernia's Zeiten zweifelhaft gemefen 
ſeyn muß, ob nicht diefer $. 6. mit dem früheren 5. im 
genauen Zufammenhang ftehe, wovon unten die Rede ſeyn 
wird.) „Dic ergo, investivit me Titius de feudo ali- 
quo, qui poterat investire, et quod poterat in feudum 
dare in illo tenore, ut descendentes masculi et foemi- 
nae ex me in illo feudo succedant: deinde decedo re- 

licto masculo et foeminae succedat, dicit ]. quod non 
. quia ubi est masculus , dicto casu foemina non succe- 
dit, sed haec positio parum dubitationis habet. Dice 
ergo, quod me mortuo successit filius meus in feudo, 
deinde filius praedictus moritur sine filio masculo, an 
filia mea soror fratris sui succedat ? videtur, quod sic: 
nam dictum fuit in datione feudi, quod succedant mas- 
culi et foeminae descendentes ex me, tamen dieitur, 
quod ex quo exclusa est filia per masculum, ulterius 
“non admiltetur ad successionem fratris. Est ratio pro 
hoc, quia tenor et conditio fuit, ut foeminae descen- 
dentes succedant. Hic non esset foemina descendens 
ejusdem, de cujus successione agitur, sed ei soror et 
collateralis, postquam filius successit, jam agitur de 
feudo filii 

ff. de vulg. et pupil. substit. | 

sed et si plures, et desiit esse patris ——— mutata. 

Al de, ‚aequir, hered, per procur, 


& v 


(Hier eine Frage an die Manen des Iſernia. Wen wird 
nach. longobardiſchem Lebenrecht, und von einem andern 
wußte und fchrieb. er nicht, fuccedirt, dem ultimus defunc-. 
“us oder dein primus acquirens ?) Descendens videtur 
hoc facere, alioquin. dicetur paternum inter. eos, qui 
descendunt ab eo, cui feudum datum est, infra de eo, 
qui sibi, et heredib. mascul. (nämlich IL. Fr. 17.) 

Bei eben diefer, nämlich unferer zweiten Stelle bemerkt 


er dann 
'p. 281. 


„Nam non est locus foeminae, donec superest mas- 
culus ex eo, qui primus de hoc feudo fuerat investitus. 
Ei est mirabile quia feudum (nämlich in dein in diefer 
Stelle enthaltenen Fall) jam transierat ad filiam,‘* allein in 
eine weitere Verlegenheit gerietb Sfernia nicht, denn er 
fagt glei nachher et videtur expressum supra Episc. 
et Abbas, wo er fib dann auf die erfte Stelle bezieht. 
So läßt fih nun freilich Alles erklären. Der alte Ulrid 
Zaſius in feinem | 

Epitome in usus feudi (in DIR: Francof. 1590 Tom. 

II. pag. 91) ° 
behauptet num freilich ganz beftimmt: 

„Femina semel per masculos exclusa a feudis, per- 
petuo erit exclusa. Unde, si vasallus filium et filiam 
haberet, quo casu filio feudum acquiritur, si filius sine 
herede moreretur, jam feudum non ad sororem devol- 
veretur, sed ad dominum reverteretur, licet cessarit 
jam obstaculum‘“* und in feinem | 

Consil. L. 2. Cons. 1. (l. c. p- 88) 
behauptet er dad Gleiche. Franz Duaren in feiner 


Consult. feudorum cap. 10. Nr. 12. (in Oper. p. 1152.) 
Franc. 1598. 


fagt: „Communis opinio est, foeminam manere semper 

exclusam quod mihi videtur durius, sed tamen ila re- 

ceptum est (und nun beztebt er fih auf J. F. 6.). Dafs 

felbe behauptet auch der Freiherr v. Schenf in den 
Comment. duob. ad jus feudale p. 21. 
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Allein fhon Franz Sonsbet, deren Coinmentar 

dem Schenffhen beigebunden ift, fagt, nachdem er die 
-Meinung ded Zaſius und einiger Andern angeführt hatte, 
'„per super allegata non possum induci, ut credam-« 
‚Nam capitula per eos allegata nusquam hoc aperte pro- 
«bant.‘ 

Diefe beiden Commentarien find von einem gemiffen 
Halbritter erft im Jahr 1595 herausgegeben worden. 

Er fucht dann zu zeigen, daß die entgegengefebte Meis 
nung der Vernunft und dem Willen der vertragenden Theile 
“angemeffener fey, und fchließt 
P. 35. 
‚mit den Worten: „Haec omnia ideo allegavi, quo ma- 
gis ab iniqua opinione glossarum, et omnium D. D. 
'animum vestrum avocarem, cum non ignorem, plures 
esse putantes esse nefas, a glossis ordinariis cum D. 
D. opinione firmatis discedere, quod, quam sit pericu- 
Yosum, alio loco docui. Aber fehon vor Sonsbek hatte 
daffelbe Fichard in feinen 
‚Cons. Francof. 1590. Cons. 6. Fol. 12 b. 
behauptet: „Ulterius igitur non succedunt foeminae, 
quamdiu scilicet extant masculi, sed illis deficientibus 
recte succedunt.“ 

Die Sonsbek-Fichard'ſche Anficht vertheidigt 

Hartmann Pistoris, Quaest. juris Part. II. p. 452 

ff. Lips. 1584. 

Er führt außer dem angeführten Sonsbek 

p. 453 et 454 | 
noch neun andere Rechtögelehrte, mit Namen 

Martinus HARCEREIN 

Fulgosus, 

Maria Sozinus, 

Gozadin, 

Alciatus, 

Guerinus, 

Piso, 


Joa. Bapt. Ferrarıus, 
Julius Clarus, 


n 3» 
am, welche feiner Anficht feyen. - Leider konnte ich dieſe 
nicht zur Hand befommen, Alle diefe Rechtögelehrte, fallen,’ 
fhon in's XV. Jahrhundert, ja einige ſogar in frühere 
Zeiten. Beſonders lobt er die Ausführung eines Martis 
nus Zaudenfid, gibt mehrere ſehr BEST Gründe, 
an, und wi 032 3098p 

P. 172 )02701 
fagt er dann: „Non possum igitur non — quin ea 
reprobata posteriori sententiae (nämlich der Sondbels 
fhen und der von ihm meiter angeführten mit dieſer übers 
einftimmenden Schriftfteler) tam solidis, et apertis fun- 
damentis- subnixae accedam. Cumque haec ita plänir 
et manifesta sunt, dolendum profecto est, magnani 
adeo commentariorum catervam tam. inconsiderate in 
illam elapsam fuisse opinionem. Vere enim illis hoc 
loco contigit, 'quod avibus, quae unam praevölantem 
sequi solent.* Georg Dbredt 

“ Tract. feud. Argent. 16418. p. 235. 
fagt, nahdem er die Regel „foeminam semel, semper 
exclusam esse‘ und ihre Anhänger aufgeführt hatte: 


4 


„Contraria sententia verior videtur, quam huma- 
niorem et juri tam scripto, quam naturali magis con- 
venientem respondit Fulgosus.“ (Diefer Fulgosus wird 
auch von Piftorid angeführt, im Ganzen pflichtet er den 
Gründen des Piftorid bei.) Gar ſtark drüdt fih Peter 


Heyg aus 
Quaest. juris Francof. 1711. p. 237. 


(Es iſt die dritte Ausgabe, die erfte muß viel früher ſeyn, 
da fie fhon Obrecht anführt): „tamen non defuerunt 
omni tempore etiam qui illam (nämlid der Anficht foe- 
mina semel exclusa semper exclusa manet) ex professo 
oppugnare, vel saltem iniquitatis et rigoris convellere 
sunt conati, atque vel hodie viri excellentes omnibus 
modis illam convellendam putarunt, tam firmis adduc- 
tis rationibus, ut qui relictis hisce frugibus, adhuc 
glandibus vesci malit, vix inter prudentes hodie locum 


auum tueri possit,“ und nun führt er auch wieder meb · 
rere Grunde an. Roſenthal 
‚Tractat. et synopsistol. jur. feud. Francof. 1662. p. 532. 
„Me nihil magis-movet, quam verba textus (I. F. - 
6.): Nam‘ fäteri-me oportet, illa vehementer stringere, 
quod si acquirens reliquit masculum,, foeminae Pepe: 


> sunt exclusae.‘“ 


* A der Note a) pag. 534—537 führt ex eine zahlloſe 
Menge Rechtsgelehrte an, welche anderer Meinung ſeyen; 
und. der größte Theil der Angeführten fällt in's XV. 
or Rofentpals A tbeilt Rudolph 
rader | | 
"Tract. feud. Francof. 1594 p. 186. 
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— Aber der entgegengeſetzten Meinung iſt Vultejus, 
| de feudis, Marpurgi 1595. 

und diefer führt einen fehr fcharffinnigen Grund an: „Ver- 
ba igitur illa: foeminae ulterius non admittantur, hunc 
habent intellectum, quod licet feudum ab aliquo accep- 
tum sit, ut ejus descendentes masculi et foeminae illud 
habere possint, propterea tamen masculi ac foeminae 
illud simul habere non possint, sed &i acquirens mor- 
tous sit velicto masculo, is solus feudum habeat, et 
ultra eum masculum foeminae non admittan- 
tur, id est praeter masculum in feudo nemo 
ac ne foeminae quidem, ut maxime conjunc- 
tionis copulativae natura id requirere Vi- 
deatur, succedant, atque ita vocabulum ul- 
terius, non tempore, sed numero sive or- 
dine aestimandum est.“ Zmar ift allerdings Gail 

Observ. pract. L. Il. Observ. 148. p. 450. 
aud wieder für die en exclusio, aber fein Coms 
ınentator 

Grävaeus, Consult. pract. Cons. 148. p. 447 et 448. 
ſchließt ih nur aus Nefpect für das Reichs-Kammer-Ge— 
richt, welches einmal fo aefprochen habe, an * NUNG 
an. Aber Wunfinger 
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. Observ. Cam. imper. Eb. Reyger p. 39. 

bält die entgegengefepte Meinung für veriorem et aequio- 
rem. Derfelben Meinung iſt Knipſchild 

Tract. de fideic. fam. nob.. Col. Agripp. 1735. cap. 8. 

No. 276. p. 289. 

und Nicolaus Betfiud 

de stat. pact. et consuet. Argent. 1619. Cap. IV. 
fagt: ‚‚certe opinio haec, quae contra communem femi- 
nas non extantibus masculis ad successionem feudalem 
admittit, omnino erit recipienda, rejecta illa.“ Er bes 
ruft fih dann namentlih auf Bultejus. Allein ein eif⸗ 
riger Verfechter der exclusio perpetua iftCafparBitfc 

Comment. in cons, feudorum Argent. 1665 p. 107. 

Heinrich Bocer 
Tract. de investit. feudi 1608. 
Dagegen ift Wefenbec in feinem 

Tract. de feudis Amstelod. 1665. | 
wieder der entgegengefepten Meinung. Er fagt nämlid: 
et plerique censent hoc casu foeminam semel exclusam 
perpetuo pra&clusam manere, nec.amplius admitti (nun 
führt er einige, namentlih den Iſernia an, und fährt 
dann fort, „quod merito refutat Sonsbec (den ich oben 
angeführt), führt dann einige Gründe aus dem angeführten 
Hartmann Piftoris an, und fehließt dann fo: „et cum 
haec opinio (nämlid die Sondbef-Piftorifche) aequior 
sit, investituram et contractum sustineat, et alioqui nul- 
lus esset usus, in dubio putaverim eam in consulendo 
et judicando sequendam. Hancque opinionem tenuit 
Martinus Laudensis.“ Auch Balentin Forftiner 
ift diefer Meinung, denn in feinen 

libris novem de hereditat. ab intestato Francof. 1615. 

L. III. cap. 14. p. 423. 


führt er zwar die entgegengefebte Meinung: an, bemerkt 
aber am Schluſſe: „Quae tamen opinio,dura, et quae 
juri ſeudorum minime congruat, a Martino Lau- 
densi, et aliis quibusdam, inprimis autem ab Hartm. 
Pistor. multis argumentis improbatur etrevellitur, ad 
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quos lectorem remitto.‘‘. Er verweist alſo den Leſer auf 
Piftorid. Auch Finkelthaus 

Feud. controversiae Lips. 1680. p. 235. ’ 
ift gegen die exclusio perpetua, mie .er fagt: „Et eorum 
sententiam, qui masculo extincto, filiam jus succedendi 
in feudo adhuc consequi statuunt, et textuum aucto- 
ritate et rationis pondere adducti approbamus. 

Mag nun aber auch im XIV., XV., XVI und XVII 
Jahrhundert diefe Frage noch unter den Rechtögelehrten 
befteitten gemwefen ſeyn, fo ſind doch die Rechtögelehrten 
des XVIII. und XIX. Jahrhunderts mit ganz wenigen Auds 
nahmen darüber einig, daß das VBrocardicon: „femina se- 
mel exclusa, semper manet exdlusa‘* unrichtig fey. Eins 
flimmig behaupten dies 

Barth, de successione filiarum in feudis earumque er- 
clusione $. 31. 

 Boehmer, G. L., princip. juris feudalis. Edit. 8va. 

Göttingen 1829. $. 147. p. 114. 

Hornius, Casp. Heinr., jurisprud. feudalis Longo- 

- bardo - Teutonica curante Christiano Hanaccio. 
Wittenb. 1741. Cap. XV. $. IX. p. 312. 

und fein Heraudgeber Hanacciud in deifen Accessionibus 

novis hiezu. Wittenb. 1741. p. 73 und 74. 

Knichen, tract. de investiturarum pactionibus Cap. 
II. $. 1. Nro 38. seq. 

Ledderhose, de successione feminarum in feudo. $. 
410—13. (in Zepernickii, Analectis feudal. Tom, 
II. p. 233—237.) | 

Mascov, Joa. Jac., de jure feudorum Liber. Ed. 3a. 
Lips. 1763. cap. X. $. XIV. p. 174. 

Mayr, Joſeph Philipp, Handbud ded gemeinen und 
baierifhen Lehenrechts. Landshut 1831. $. 95. II. ©. 218 
(und biezu die Note 11. ©. 220). 

Möller, Carol. Henr., primae lineae usus practici 
distinctionum feudalium. Rostock 1748. Cap. XV. 
Dist. IV. p. 322. | 

Pas, Carl Wilhelm, Lehrbuch bed Lehenrehtd. Neue 
Auflage. Göttingen 1825. $. 112. ,-&. 267. 

Reichhelm, Karl, in feinem Verſuch einer Auslegung 
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dunkler Geſetze aus dem Civil⸗ — Lehnrecht. Hal 1799. 
©. 152—166. 

Schnaubert, Erläuterung ded in Deutfchland üblichen 
Lehenrechts. Dritte Auflage. Braunfhmweig 1799.. ©. 448 
bis 450, 

'Stryk, Samuel, examen juris feudalis. Francof. 1724. 
Cap. XV. $. 8. p. 246 und in feinem traetatus de suc- 
cess. ab intestato. Ed VIta. Franc. ad_Viadr. 1733. 
Diss. VII. Cap. II. $. XV. p. 526 und 527. 

Weber, Georg Midhael, Handbuch ded in Deutfhland 
üblichen Lehenrechts. 3r Thl. $. 127. ©. 309—318. 

Winckler, praes. Pfister, diss. de imperfecto feu- 
dorum incapace. Bamb. 1795. $. 26. p. 34. 

(Die Hauptftelle aus folder findet fih auch bei Weber 0. 
a. a. O. ©, 315 Not. a.) 

Allerdings behaupten dad Gegentbeil 

Carpzov, diss. de jure femin. sing. dec. 8. poss. 10. 
Nro 14. und in feiner diss. feud. V. th. 57. 

Cocceji, hypomnemata juris feudalis tit. 10. $. 10. 

Itter, de feudis imperii Cap. 14. $. 20. ©. 737. 

Mofer, Einleitung in den ne Hofraths⸗Proceß, Zr Th. 
©. 317. . 

"Sande, deeis. tit. II. cap. I. $. 7. Nro 78. 

und von den Rechtögelebrten des XIX. Jahrhunderts: 

Gans, dad Erbrecht in weltgefchichtlicher Entwidlung, 
3r Bd, Stuttgart und Tübingen 1829. ©. 215. Anmers 
fung 198. 

der oben bereitd angeführte 

Laſpeyers a. a. O. 

und der 

Herr Ober⸗Tribunal⸗Rath v. Frik in dem erſten Bande die⸗ 
fer Zeitſchrift S. 367—586 und 465—474. 


Diefe Streitfrage ſcheint fih fomit alterniviren zu wollen, 
| Doch bis jeht glaube ich gezeigt, zu haben, daß die, 
Rechtögelehrten fhon im XV. und XVI. Jahrhundert gar 
nicht -über diefe Negel einig waren, fondern daß es jeders 
zeit folche gegeben bat, welche gegen die perpetua exclu- 
sio waren, ja wenn man fi die Mühe des Abzählens ges 
ben wollte, fo würde man finden, daß wo nicht mehr gegen 
die perpetun exelüsio waren, doch gewiß 9 beiden Sei⸗ 
ten die gleiche Anzahl vorhanden war, bis endlich im XVH. 


und XVIU. Jahrhundert die: perpetua exelusio beinahe 
einftinmig neue Gegner fand. Von einer communis D.D. 
opinio fann daher ſchon in jenen früheren Jahrhunderten 
nicht die Nede feyn, denn e8 kommt nicht darauf an, ob 
ber Eine oder der Andere behauptet, daß eine Communis 
D. D. opinio vorhanden feye, ein Mittel, wodurch man 
früher öfter nur den Gründen ded Gegners zu entfchlüpfen 
fuchte, fondern darauf, ob wirflih eine vorhanden war, 
und daß Letzteres nicht der Fall war, glaube ich gezeigt zu 
haben. Ehe ih nun. meine Meinung bierüber und über 
die perpetua exclusio auöfprehe, will ich doch auch noch 
unterfuchen, was dann früher die Gerichte und die Spruch» 
Eollegien von der Sache hielten? Ich beginne mit dem 
ehemaligen Reichs-Kammer-Gericht. Bei Meichsner 

Decis. div. caus. in Cam. imper. Francof. 1604. 
findet man einen Fall, wo im Jahr 1590 gegen die per- 
petua exclusio erfannt wurde. Dad Erfenntniß 

l. c. p: 485. *2 
verſteht man nicht, wenn man nicht. die ganze Akten liest, 
dad Botum des Referenten 

p. 484. ‘ 
iſt unvolftändig, namentlih in Beziehung auf diefe Ein— 
rede; dagegen ſieht man, daß alle Referenten und Votan⸗ 
ten hierüber einverftanden waren, Es ift dies wohl derfelbe 
Sal, welchen Rofenthal 

l. s. c. p. 538. 
Flarer vorträgt, der 2ehenbrief lautete nah NRofenthal, 
wo deren (nämlih Söhne) nicht vorhanden wä— 
ren, nachgehends für feine Tochter und andere 
fraulihen Geſchlechts. 


Allein freilich anders erkannte e8 in der Sache von 
Habern gegen Churpfalz, ich finde nicht wann, da aber 
Gpllınann'a 

Symphoremata supplicat. eam. Francof. 1601. 
bon im Jabr 1601 erihienen find, fo muß er fi wohl 
ſchon in den XVI. Jahrhundert zugstragen haben, womit 
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“auch übereinflimmt, daß nach dem :Factum Habern’s leh⸗ 
ter Sohn im Jahr 1568 ftarb. Der Lehenbrief lautete: 
. Tom. II. 1. c. p. 126. 

Da aber Feine Söhne vorhanden feyn würden, 
al8dann foll ed auf die Töchter erben... Des Re 
ferenten ganzer Grund beftand eigentlidy darin, daß mehr 
Schriftſteller für die exclusio feyen, auch hatte er redlich 
diejenigen gefammelt, welche diefer Meinung find, aber 
von den andern hat er nur wenige genannt. 

l. c. p. 128. 


In ganz furzer Zeit hatte daher dad Reichd:Kamıners 
Gericht denfelben Fal auf zwei ganz verfchiedene Arten 
entfchieden. Aber nah Klo. d’8 

Consil. Ed. II. Tom. II. 
erfannte das Reichs-Kammer-Gericht im Jahr 1607 fehon 
wieder gegen die perpetua exclusio; der Neferent, — 
ſelbſt führt . 

l. ce. Nro 69. p. 13. 
den Venninger'ſchen Fall, deſſen Meigsner und Ro⸗ 
ſenthal erwähnen und 

Nro 109. 
den Gyllmann'ſchen, Habern gegen —— an. 
Die Gründe find merkwürdig: „Caeterum cum a deci- 
sione quaeslionis seu dubii: An vero foemina semel 
per masculum exclusd perpetuo exchisa censeatur? om- 
nis praesentis controversiae nervus dependeat. (Juem- 
admodum pro affırmativa opinione infinitum D.D. more 
avium ac ovium sese ordine insequentium cumulum 
salte reportavimus. Ita et eorum, qui in negativam. 
uti veriorem humaniorem et aequiorem propendent, et 
numero et auctoritate valentium seriem recensere ac 
' ponderare operae pretium duximus.* (Dieß batte freis 
lich der Referent im Habern’fhen Falle. vergeffen) und 
nachdem er nun diefed angeführt hatte, fo fagt er 
- Nro 134. pag. 17. 
„Quam negatiyam opinionem uti mitiorem aequi 


tatis humanitatisque plenam ab aequo et bono judice 
attentam iri vix ambiguum et ita sentio,“ und nad) 

pag. 18. 
mußte auch dann der Fürft v. Fürftenberg den Töchtern 
des Wilhelm v. Wallftein, melden er, da fie nach 
feiner Meinung. dur ihren in derBMinderjährigkeit vers 
ftorbenen Bruder audgefchloffen waren, dad Lehen Walftein 
entzogen hatte, 


p- 8. 
nach dem Urtheil wieder herausgeben, 
p- 28. 


Sn Joh. Deckher 

Vota et Dec. Cam. Wezl. 1724. 
findet man mieder einen andern Fall, welches nicht der 
Fürftenbergifche feyn Ffann, denn .die Partheien werden mit 
J. L. de $. contra W. H. et Consortes bezeichnet, und 
bier wird nun gefagt: 

l, c. p. 115. 

„Ad septimum respondetur: quaestionem illam, an 
foemina propter masculos a successione feudi semel 
exclusa perpetuo censeatur exclusa, a feudistis in utram- 
que partem disputari. Ft qui affırmativam sententiam 
tenent se principaliter fundant in I. F. 6. Sed hanc 
sententiam nimis duram esse et contra aequitatem multi 
etiam feudistae existimant, in qua ego sum opinione, 
et ad dictum I. F. 6. responderi potest, quod sic in- 
telligatur, ut si quis fuerit de feudo eo tenore inve- 
stitus, ut descendentes masculi et foeminae illud ha- 
bere possint, relicto masculo foemina ulterius non ad- 
mittatur, donec scilicet masculus supersit, ut dicitur 
cap. 4. ibid. non enim pater locus foeminae in feudi 
successione donec -masculus superest ex eo, qui pri- 
mus de hoc feudo fuerit investitus II. Feud. 17.“ und . 
fo. wurde num auch ‚bier wieder für die fuccedirende weib— 
lihe Nachkommen erfannt, und zwar war dad —— Le⸗ 


ben ein Reichslehen. 
1. cu p. 119, 


. 


Diefelbe Anfichten entwickelt auch Ludolff in-feinen 
Symphorema Consultat. T. I. p. 601. 
wovon ich nur eine Stelle anführen will. 

„Ergo omnis pugna in verbis magis quam in re 
consistit; nisi regulam filias excludentem cum Rosen- 
thalio adeo crude intelligere velis, ut omnis plane 
aditus fillabus praecludatur, ubi semel feudum ad mas- 
culum pervenit, quam sententiam in hoc imperiali ju- 
dicio receptam esse, solius Rosenth. auctoritas, ut 
credam, mihi non sufficit, ut potius sim persuasus, 
filiam in feudo ad foeminas devolubili in perpetuum 
non excludi.“* Folglich find mehrere Fale, mo das Reichs— 
Kammer = Gericht gegen die exclusio perpetua und nur 
Einer, wo es für diefelbe gefprochen hat, vorbanden. Ich 
gehe nun zu den SpruchsEollegien über. In den 

Cons. Tubing. Vol. VI. Cons. 20. Nro 11. p. 150. 
wird gegen die exclusio perpetua gefprochen; ganz dere 
felbe Sat iſt auögefprochen in 

Vol. VIH. Cons. 36. Nro 44. p. 275. 
von Schöpff in feinen 

Select. Decis. Tom, I. Dec. 14. Nro 16 — 18. p. 126 

und 127. 
von Ferd. Chriſt. Harpprecht in feinen 
" Responsis ; Resp. 70. Nro 92 — 95. p. 146 und 147. j 

Die gleiche Anficht haben die Marpurgenses 

Cons. Vol. I. Cons. 23. Nro 5. p. 254 und Nro 24. 

p- 237. 
fuüͤr die exclusio perpetua ſprechen ſich aber diefelbe 

Vol. IV. Nro 259. seq. p. 464 und 465. 
aus. Gegen die exclusio ——— aber ſprechen fi ch aus 
die Hallenses 

Cons. Tom. III. Libr. III. Cons. 3. p. 503 — 507. 

Die Rostochienses bei Cothmann e N 
i Respons. jur. Vol. V. Cons. 4. Nro 179. p. 9%. 

fodann ©. 8. Böhmer in feinen 
| außerlefenen Rechtdfällen Zr Bd I. Thl ©. 603. 
Somit glaube ich nun. weiter ‚gezeigt zu haben, daß 


auch die meiften Spruch⸗E —— nicht für die perpetua 
exclusio waren. | 
Was ich nun bievon halte, ift Folgendes: 
In 
II. Feud. 17. pr. 

ift der Fall enthalten, daß Jemand mit einem Lehen flir 
fih und feine männliche Nachkommen oder in deren Err 
manglung für die weiblichen belieben wurde. 

Der Vaſall hinterlied nun eine Tochter, welche zmei 
Söhne mit ihrem Ehemann erzeugte. Von dieſen zwei 
Söhnen hinterließ der eine bloß zwei Töchter und der ans 
dere einen Sohn. Nun entftand Streit, der Sohn wollte 
das ganze Lehen haben, :‘ Töchter des andern Sohnes 
aber machten ihm die Hälfte, weldye fie, ald von ihrem 
Pater auf fie devolvirt, anfprachen, ftreitig, und diefer Fall 
war wirklich etwas bedenklich. Auf der einen Seite fihüpte 
der Sohn ded Einen vor, daß er der einzige männliche 
Nachkomme des erften Erwerberd fen, die Töchter ded Ans 
dern, daß ja diefed Lehen fihon auf die weibliche Linie ges 
fallen und von ihrem Vater, einem Nahfommen der. weibs 
lichen Linie, auf fiedevolvirt worden fer. Man verfams 
melte die sapientes, und dieſe entfchieden endlich für Er— 
fteren, und zwar, denn ihre Entfcheidung mußte doch auch 
einen Grund haben, deswegen, weil die weibliche Nachkom— 
men in fo lange (denn das „„donec‘* vermag ich nicht ans 
derd zu überſetzen) nicht fuccefjiondfähig feyen, ald noch ein 
männlicher, von dem erften Erwerber abftanmender Nadıs 
fomme vorhanden ſeye. Man hatte alfo bier überhaupt 
den Grund, daß weibliche Nachfommen nur in Abgang. .der 
männlichen fucceffiondfähig feyen, angenommen, und diefer 
Grund Eonnte nur. von dem Falle, wenn einer für feine 
männliche und weibliche Nachkommen belehnt worden, ents 
nommen werden, denn dort mußte er von. den sapientibus 
fhon früher angenommen ſeyn, fonft hätte er hier und in 
diefein befondern Fall nicht angewendet werden Fünnen. 
Wenn nun bier aber gefagt wird, daß weibliche Nachkom⸗ 
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men im fo lange, als noch Nachkommen inännlichen Ger 
ſchlechts, weldhe von dem erften Erwerber abftammen, nicht 
fucceffionsfähig feyen, ſo ift damit zugleich gefagt, daß fie, 
wenn folhe nicht mehr vorhanden feyen, fucceffionsfähig 
feyen. Damit aber würde, wenn man da8 „ulterius non 
admittuntur‘* mit excluduntur ſynonhm nehmen wollte, 
im Widerfpruch ftehen und die sapientes hätten fich dieſes 
Brundes nicht bedienen können. Allein dad ulterius non 
admittuntur hat auch einen ganz andern Sinn und diefen 
andern Sinn müſſen wir nach der bekannten Nechtöregel, 
daß antinomien wo immer möglich zu vermeiden und auds 
zugleichen find, aufzufinden fuchen, und aufgefunden bat 
ihn nach meiner Ueberzeugung Bultejud; man überfehe 
nämlich nur da8 ulterius non admittuntur, mit. „neben 
dem masculus’’ oder „außer dem masculus werden die 
foeminae nicht zugelaffen,”’ und fo ift Alled im. Reinen. 
Non tempere, sed numero, wie Vultejus fagt, verfiche 
auch ich das ulterius und damit ift dann J. F. 6. $. 1. 
‚und U..F. 17. pr. vereinigt. Died ift nun meine Ueber⸗ 
zeugung von der Sade, und von der regula foemina 
semel exclusa semger exclusa manet, nehme ich biemit 


Abſchied. ** 





2) Demerkungen zu der Lehre don der ſogenann- 
ten unvordenklichen Verjährung. 
(Bon Herrn Ober-Tribunal⸗Procurator Seeger.) 

Wie e8 manche Lehren oder Theile ded Rechtsſyſtems 
giebt, welche dadurd) fehmwierig und vermicelt werden, daß 
wir. darüber eine Menge zu vereinigender Geſetzſtellen has 
ben, ſo entftehen bei andern Lehren Schwierigfeiten durch 
die Dürftigfeit und Kürze der legislatorifchen Ausſprüche, 
und zu diefen gehört namentlih die von der fogenannten 
unvordenflihen Verjährung. Gleichwohl ift diefe Lehre, 
wie fich der Verfaffer oft zu Überzeugen Gelegenheit gehabt 
bat, von vielfältiger und großer praftifcher Bedeutung, fo 
WMonatſchr. f. d. Iufisof. II. Wd. 3. Abt, 25 


daß es fich vielleicht der Mühe lohnt, einige Fragen, welche 
ihm in der, mie irgendwo geſagt wird, neigen — | 
— — ſind, hier zu eroͤrtern. 


4 
Begriff und Bedeutung der unvordenklichen 
Verjährung. 

Der Ausdruck „unvordenkliche Verjährung” kommt in 
den römifchen Geſehen nicht vor, Die Pandekten-Frag⸗ 
mente, auf welche ſich die Lehre hauptfächlic gründet, 
j 1. 2.9. 1.3.4.5.7.8. D. de aqua vel aqua ai 

arcenda (39, 3.) 
l. 26. eodem. 
1. 5. $. 4. de aqua cottid, (43, 20.) 

1. 28..D. de prob. (22, 3.) 
reden nicht von Verjährung, fondern fagen: wenn memo- 
ria non. exstat, quando facta est (fossa), memoriam. ve- 
tustas excedit, fo gelte dieß gleich einer lex, oder der 
‚natura loci, gleich der publica auctoritas. 
Das kanoniſche Recht cap. 4.. de .praescript. in 6to 
(I. 13.) enthält folgenden Ausſpruch: „nam licet ei, qui 
rem praescribit ecclesiasticam,. si sibi non est contra- | 
rium jus commune vel contra eum praesumtio nan ha- 
beatur, sufficiat bona fides; ubi tamen ei jus commune 
est contrarium, vel habetur praesumtio contra ipsum, 
bona fides non sufficit, sed est necessarius titulus qui 
possessori causam tribuat praescribendi. Nisi tanti tem- 
poris. allegetur Pragscriptio ®) cujus contrarii memoria 
non existat.* 

Die goldene Bulle Cap, 8. gebraucht bie — 
„ſo lang, daß Niemand bis auf heut _diefen Tag einigen 
Zwiefpalt, ein Widriged gedenfet — — wie es — fo lange 
Zeit: wider Feine Menfchen Gedenken allweg im Brauch 
geweſen — — auch von der Zeit an, deſſen man heutigen 


je! 





Bi Andere Iefen probatio. In C. 26. X. de V. $. (5, 40.) 
heißt e8: „— Vel ex antiqua consuetudine, orjus non ex- 
Be staß’saemoria, introdueta. 
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Tages nicht aedenfen kann, durch loͤbliche aus Fantbierig- 
keit der Zeit und verjährte Gebräuche,” 

Der Reichsabſchied von 1548 $. 56. fagt: „wo ein 
"außgezogener oder audziehender Stand — — ausführen 
‚würde „daß der audgezogen Stand dein ausziehenden Staiid 
ohn' Mittel unterworfen, mit Stimm und Stand in dei 
Reichdverfammlungen, auch Feine Lehen vom Reich Hätte 
und dagegen wider ihn nit dargebracht‘ werden möcht”, 
daß er je in Menſchengedächtnus in der Reichsgemei— 
nen und nit privelegirten Hülfen contribuirt - oder ein’ Mi 
flag gereicht und bezahlt habe’ — — ‚zu folder -Bk 
weifung mag ein jeder auch vor litis’ conlestation zugé- 
laffen und darauf erfannt werden, was Rechtens if,“ ©.) 

Ebendaf. $. 59. heißt es „innerhalb — 
fen.’ F. 63. 64. m 

Reihdabfchird von 1556. $. 105. Wo r — 
halb Menſchengedenken der ausgezogen Stand: dem Neid 
2 Mal oder mehr preftirt hätte, fo fol foldher Stand mitt» 
lerzeit nicht gefreiet, fondern derfelben zu reichen ſchuldig fepn.!” 

Es läßt fih kaum verfennen, daß in allen diefen Stel. 
len von einer ‚eigentlichen Verjährung nicht die Rede . 
nicht daran gedacht wird, und daß nur das Beſtreben 
Rechtsgelehrten, Alles in ein gewiſſes Syſtem zu *8 
ſie verführen konnte, den unvordenklichen Zuſtand ber Le re 
von der Verjährung zuzugeſellen. Richtiger behaupten Aus 
dere, daß ein unvordenklicher Zuftand eine praesumtio, ju- 
ris et de jure für feine rechtinäßige Entftehung babe. 
Allein auch biemit fcheint Etwas in den Sinn der Stellen 
gelegt. zu werden, an was die Verfaffer nicht gedadyt has 
ben. Man wird vielmehr ganz einfach fagen müfjen: ein 
feit unvordenklicher Zeit, beftebender Zuftand. gilt für, recht⸗ 
mäßig und wird ald folder geſchützt und erhalten ; er gilt, 
wie in l. 2. de aqua vel aqua pluv. gefagt wird, ‚gleich 
einer lex oder natura loci *). 

*) Vergl. P. H. J. Shelling, die Lehre von — muvordent. 


lichen Zeit. ie bei George Jaquet 1835. S. 88 ff. 
25* 
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Die Anſicht, welche dieſer gefehlihen Beſtimmung zn 
Grunde liegt, iſt ohne Zweifel auch die richtige. Die Md> 
mer, welchen ſich die fpäteren Gefeßgeber bierin angefchlofs 
fen; haben, giengen wohl davon aus, daß daB Aufere Recht 
am: Ende ein formelles fey, welches als folches geſchützt 
‚werden :müffe, wie denn auch durdy gerichtliche Erkenntniſſe 
immer ‚zunächft formelles Recht gefchaffen oder bergeftellt 
wird... So wie nun ‚angenommen werden muß, daß ein 
Zuftand der gefebliche, rechte fen, auf welchen die Gerichte 
sechtöfräftig erfannt haben, oder welcher auf dem unmittels 
baren, Ausfpruch eines Geſetzes beruht, fo wird auch, und’ 
zwar mit, Recht, angenommen, daß derjenige Zuftand recht: 
lich begründet fey, welcher feit Menfchengebenfen beftehe, 
denn: di Für den NRechtözuftand im Allgemeinen nöthig, 
in der Bewegung, welcher die menfchlichen Verbältniffe uns 

texworfen find, einen Ruhepunkt, in dem Beränderlichen 
— en zu finden und zu erhalten. 


‚Huis $, 2. 
wiber bie Grundlage der unvordenflihen Ver: 
—— 0 jährung. 

Darüber, mad zit der fogenannten unvordenklichen Ver⸗ 
A ‚geböre, worin die Erforderniffe derfelben befteben, 
nd die Anſichten getheilt, und es erFlärt fich hieraus, 
warum die, hauptfählih hievon abhängenden Fragen des 
Beweiſes und, Gegenbeweiſes auf ſo verſchiedene Weiſe be— 
antwortet werben. Seht man jedoh auf die Ausdrüde der 
Sefepesftellen zurüd, fo feheint der Sinn derfelben, mwenigs 
ftend in der einen Beziehung, fo verftedt nicht zu liegen. 
Die Pandeften gebrauchen in 1. 2. de aqua et aqua plu- 
via arcenda (39, 3.) die Auddrüde: „nee memoriam 
extare, quando facta sit‘‘ (fossa) — — „quorum memo- 
ria vetustäs excedit‘‘ — cujus memoria non extat.‘ 
Sn. 3. $. 4. de aqua cottid. (43, 20.) Ductus aquae, 


Unterholgner, Entwidlung der Berjährungd » Lehre Sb 1. 
$. 147. ” 
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eujus origo memoriam excessit.* ’ Bleiben mir vorerft 
bei diefen Ausdrücken ftehen, fo ift die Bedeutung ded Wors 
te8 memoria von entfehiedener Wichtigkeit. Memoria aber 
bedeutet zunähft und vor Allen das menſchliche Ge— 
daächtniß. So ſagt Cicero in dem Dialog de parti- 
tione oratoria Cap. 7. „Nihil sane praeter memoriam, 
quae est geming literaturae (der fchriftlichen Aufzeichnung) 
quodammoda et in dissimili genere persimilis. - Nam 
ut illa constat ex notis literarum et ex eo, in quo in- 
primuntar illag notae, sic confectiq 'memöriae tanquain 
cera locis utitur et in his imagines tanquam literas 
collocat.* Indem berfelbe Schriftſteller in Catilin. orat. I. 
€. 7. fagt: „Hoc post hominum memoriam contigit nemini,‘* 
fo-ift damit offenbar Menfchengedenfen gemeint, M. Te. 
rentius Varro *) fagt p. 74. lin, 142. ,„‚Meminisse a 
memoria, cum id, quod remansit in mente in id rursus 
movetur, quae a manando, ut manimonia potest esse 
dicta.“ p. 73. lin. 17. „Sic reminisci, cum ea, quae 
tenuit mens, ac memoria cogitantur, et cogitando repe- 
tuntur.* Wenn alfo die Gefehe einen Zuftand fordern, 
Cujus memoria non extat, cujus origg memoriam ex- 
cedit, fo ift damit ein Beſtehen deffelben über Menfchens 
gedenken hinaus, ein Liegen feined Anfangd außerhalb 
der Erinnerung der Menſchen gemeint ®), 

Hiemit ſtimmen auch noch deutlicher bezeichnende Aus 
drüde der Gefepe überein 1. 2. $. 8. D. (39, 3.). Idem 
I,abeo ait, cum quaeritur, an memoria exstet facto ope- 


*) Ed. Romae apud Vincentium Luchinum 1557. 
**) Mergl. Brissonius de Verb. Sign. Vox memoria. Gasser 
DD. de memoria initii contra praescriptionem immemo- 
rialem. Halae Magdeb. 1722 $.10. Kressii D. de genuina 
'naturae et indole vetustatis Helmst, 1739. $. 4. Joach. 
Schwarz D. de praescript. jur. gentium sive immemo- 
riali, Lugd. Batav. 1751. $. 4. Chr. Godofr: Schützii 
‚ lexieon eiceronianum Lips. apud Fleischer jun. 4819. 
Tom. III. Pars. 1. G—M. vox Memoria. 
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re, non; diem et. consulcm ad ligaidum exquirendum, 
sed suflicere, si quis ‚sciat factum, hoc est, si factum 
esse non ambigatur, nec .utique necesse est, ‚superesse, 
qui meminerint, ‚verum etiam si qui audierint eos, 
qui memoria tenuerint.“ In 1.28. D, de.prob, 
(22, 3.) werben. die Ausdrüde gebraucht: „num aliquis 
uemingrit‘ — „potest enim hoc memoria teneri“ — 
„cum interim nemo.sit eorum, qui meminerint.“ 

Der Ausdrud in.C. 1. de praescript. in 6to (II. 13.) 
„nigi tanti temporis allegetur praescriptio, cujus con-, 
trarii memoria ‚non existat, fließt fih ganz an den 
rdmifchen Sprachgebrauch an. Die deutfchen Reichs⸗Geſetze 
aber bedienen ſich ganz entfprechend der Ausdrüde: „je in 
Menſchen⸗Gedachtniß“ — „innerhalb Menſchengedenken“ — 
„fo Yang, dag Niemand ein Widriges gedenfet‘” — „wider. 
feines ‚Menfchen Gedenken’ — deffen man heutigen Taged 
nit gedenken kann. 

Es ‚werden alfo von der feeinden, fo .wie von der eins 
beimiſchen Geſetzgebung Feine andere Beweiſe gefordert, als 
das menſchliche Erinnern oder Nicht-Erinnern. | 


$. 3. 
Gortſetzung. 

— iſt es ſchwieriger, zu — welcher Um⸗ 
des menſchlichen Erinnerns oder Nicht s Erinnernd ges 
fordert werde, und man bat. hierüber die verfchiedenften 
Theorien aufgeftellt ®). 

Die Stellen des Fanonifchen und deutfchen Rechts fpres 
hen fi hierüber fpecisll nicht aus. Man kann ſich daher 
nur an die rdmifchen Geſetze halten, welche einige nähere Be= - 
zeichnungen geben. In 1.28. de prob. heift ed: „cum in- 
terim nemo sit eorum, qui meminerint, quibus Consu- 
-libus id viderit: sed cum omnium haec est opinio, nec 
audisse, nec vidisse, cum id opus fieret: neque ex 





— 


) Tdibaut, über Be 18 und Verjährung $. 0. Schelling, 
S. 115 folg. 


eis awdisse,;. qui vidissent, aut audissent.“ 
1.26. de aqua et aqua plav.:. „nec utique necesse 
dst, superesse, qui meminerent, verum etiam si 
qui.audierint eos, qui memoria tenuenrint,* 
Sn den Bafllifen lautet die hieher gehörige Stelle. fo *): 
el &u darwdacr zapd mov dx Heag dnısauivon, 7) 'dxov- 
otivrtou nörs ro Epyov dydvero.“ und in dem Scholium das 
zu.*®); „al sudzlg dsıv dumxoog 7 Heasduevog, noͤre To 
.&6yov yeykunrai, ovrs nv ò TIER ... xvogę qxixoqc, = 
vuxor N xal-dxoi) napakeßovrog ro Epyovi‘® - 
Nach diefen Ausfprüchen wird gewöhnlich angenoms 
men, daß ein .unvordenflicher Zuftand im gefeplihen Sinne 
ee... fey, wenn ſich Niemand erinnert: Ä | 

4) deffen Era gefeben oder — wehnner 
*— 

2) noch von den Perſonen der -feüeren Bade 
gehört zu haben, daß fie diefelbe wahrgenoinmen, oder eine 
Umngeftaltung eined früheren Zuftandes in den jetzigen bes 
merkt zu haben. Dieß ſcheint jedoch nad) den obigen Steh 
len nicht zu genügen, — man a als es Err 
re - 

3) aufftelen müffen, * die lebende Since von 
er nächſt vorhergegangenen nicht nur gehört habe, daß die 
Veränderung außer ihrer eigenen Wahrnehmung oder Ers 
innerung aus eigemer Beobachtung liege, fondern aud, 
daß die nächft vorhergegangene Generation nicht, von der 
ihr vorausgegangemen dergleichen gehört habe. 

Dahin deuten die Ausdrüde: „neque ex eis audisse, 
qui vidissent aut audissent‘ und „si ‘qui audierint 
eös,:qui memoria tenuerint.‘* Der letztere Auds 
druck iſt / zwar unbeſtimmter und Fönnte etwa. auch von 
einem Erinnern aus eigener Wahrnehmung verſtanden wer⸗ 
— der Sue aber läßt eine andere Deutung nicht; zu; 
Tom. 1. Lib. XXIE tik. 1. const. 28. p 6. Sa 
**0) p. 47. Die. B Zu 





indem das audissent nur von einem Hören von der zweit 
vorher gegangenen Generation verftanden werden Fann. 
Damit ſtimmen auch die Worte: „du axnxdacı napa av 
dx Ibag Enısaudvaom  dxovoavrov“ und „övre umv d 
ned Erkpov rıvog dxrxodg Ida ruxov, Ü al dxofj napa- 
Aaßörroc überein, 

=" Sn der That Iaffen fi auch die allgemeinen Aus⸗ 
drüde in ben. Neichögefepen nicht anderd verftehen, denn 
fie feben eben uͤberhaupt voraus, daß ınan eined andern 
Zuftandes gar nicht gedenken Fünne, daß er außer aller 
Menfhen Gedächtniß Liege, Die wird immer der Fall 
ſeyn, wenn die Aebende Generation nicht einmal von der 
vorhergegangenen gehört hat, daß diefe von ihren Vorfah⸗ 
sen nie Anderes gehört babe, So weit kann und wird 
meiftend dad menfhlihe Erinnern noch ein beftimmtes 
feyn. Weiter zuruͤck wird es zur gemeinen Sage oder Tra⸗ 
dition, welche Feinen rechtlichen Werth mehr hat. 

Ueber das Alter, welches die Zeugen haben: müffen, 
fprechen fich die Geſete gar nicht aus, fo daß fich hierüber 
bie verfchiedenften Meinungen bilden Ponnten, Faßt man 
aber den Sinn der Geſetze Über dad Erforderniß der uns 
vordenflihen Verjährung Mar auf, daß nämlich die jehige 
Generation von der vorbergegangenen nicht gehört haben 
muß, daß fie eine Veränderung felbft wahrgenommen, oder 
von ihren nächften Vorfahren Kunde von einer folhen Wahr: 
nehmung erhalten habe, fo muß man wohl ald genügend 
anfehen, daß die Zeugen Nepräfentanten der jept lebenden 
Generation feyen, daß fie verındge ihres Alters nicht bloß 
nicht zu einer jüngern, erft beranmwachfenden, fondern in 
vollem Maaf zu der audgebildeten oder berrfchenden Ge: 
weration gehören, mitten in derfelben ſtehen und eine ge> 
raume Zeit deutlicher Erinnerung binter fih haben. Dieß 
if bei einem Alter von 36: bi8 40 Jahren bereitd der Fall, 
und die gewöhnliche Meinung, daß die Zeugen nothwendig 
noch ältere Männer ſeyn müffen, feheint eine® genügenden 
Grundes um fo.mehr zu entbehren, als bie Geſetze felbft 


das Erforderniß eines hohen Alters der Zeugen nirgends 
aufſtellen. 


$. 4. 

Rechtliche Eigenſchaft eines Zuſtandes. 

Ein weiteres, im Allgemeinen nicht beſtrittenes Erfor⸗ 
derniß für die rechtliche Guͤltigkeit eines Zuſtandes, ver 
moͤge ſeiner Unvordenklichkeit, beſteht darin, daß der Zu⸗ 
ſtand überhaupt eine rechtliche Seite haben, d. h. daß mit 
demſelben die, wenn auch ungegruͤndete, Anmaßung eines 
Rechtsanſpruchs und, dieſer entfprechend, eine Duldung 
mis vermeintlicher Verbindlichkeit verbunden feyn muß ®). 
(Opinio juris, necessitatis.) So allgemein dieſes Ers 
forderniß Anerkenntniß findet, fo wird e8 doch nicht ime 
mer gehörig beachtet. Der Verfaſſer erinnert fih eines 
Falls, wo ein Gutsherr gegen die Drtsinnfaßen darauf 
Hagte, daß fie ihr Obſt auf feiner Trotte moften follen, 
Er ftühte fih auf die unvordenkliche Verjährung , die Bes 
klagten beftritten diefelbe ald Faktum und dad Oberamts⸗ 
Gericht ſprach als alleinigen Beweisſatz aus; ob die Bes 
Hagten feit unvordenklicher Zeit auf der gutsherrlichen 
Trotte ihr Dbft gemoftet haben, Um dieſelbe Zeit ftarb 
ber biöherige Sachmwalter der Gemeinde, und ihr neuer 
Sahmalter machte da8 Oberamtd s Gericht darauf aufmerfs 
fan, daß es fich nicht blos davon handle, ob da8 Moften 
auf der gutöherrlichen Trotte feit unvordenklicher Zeit ftatts 
gefunden, fondern auch ob es apinione juris et necessi- 
tatis ftattgefunden- habe. Das Beweisthema wurde dahin 
erweitert, und die Gemeinde gewann den Proceß in erfter 
und dann wieder in dritter Inſtanz, was außerdem ſchwer⸗ 
lich der Fall geweſen wäre. 


*) Dieſes Erforderniß tritt auch bei der eigentlichen Verjährung 
ein. J. 1. $. 6. 1. 7. D. de itinere actuque (43, 19.) 1. 
25. D. quemadm. servit. amitt. (8, 6.) I. 20. Di quib. 
mod. ususfr, amitt. (7, 4.) 1. 20. D. de servit. (8 8 1.). 
Göttinger allgemeine juriflifche Zeitung von 1829. Nro 70. 


Wenn aber aud bes. obige Sab im Allgemeinen als 
richtig anerfannt werden muß, fo wird in einzelnen Fällen 
nicht felten beftritten feyn, ob die Ausübung eines Zuſtan⸗ 
des ſeit unvordenklicher Zeit in Verbindung mit der opi- 
nio juris: es necessitatis - ſtattgefunden babe oder nicht. 
Es gibt nämlich , wie die Erfahrung lehrt, eine Menge 
Fälle, wo Feine mündliche oder ſchriftliche Zugeſtaͤndniſſe 
oder Erklaͤrungen vorliegen und wo der Richter bloß die 
einfache nackte Thatſache eines gewiſſen Zuſtandes, einer 
gewiſſen Ausübung vor ſich hat. 

Hier wird man als Regel annehmen dürfen, daß die 
opinio juris et necessitatis vorhanden ſey, 1) wenn ein 
Zuftand die Ausübung eines anmaßlichen Rechts nothwen⸗ 
dig in fich enthaͤlt, wie z. B. Derjenige, welcher eine Kir⸗ 
chenfache durch unvordenflihen Befib erwirbt, eben gerade 
Befiber gemwefen feye, alfo die Sache mit -den animus: 
sibi habendi detinirt (C- 1. in 6to II. 13.) oder Ders’ 
jenige, welcher fih den Reichsumlagen ſeit unvordenflicher 
Zeit mit Erfolg entzogen bat, nofhwendig ein? Immunität 
geltend gemacht haben muß; 2) wenn während den Lauf. 
der unvordenklichen. Zeit durch“ die Ausübung in dad Eis 
genthum oder überhaupt in die Rechte eines Andern einges 
griffen worden ift, indem fich im Zweifel nicht annehmen 
läßt, daß der Andere ohne opinio necessitatis einen forte 
geſetzten Eingriff fo lange geduldig ertragen hätte. . Diefer 

ledtere Fall wird in den Pandektenftellen, namentlich in 
1. 2. D. de aqua et aqua pluvia (39, 3.) und h 3. $. 4. 
D. de aqua cottid. (43, 20.) behandelt. Wenn ein Waf: 
fergraben zum Beften der Nachbarn durch mein Grundftüd 
ſeit unvordenklicher Zeit gegangen ift, fo beißt es: jure 
eonstituti loco habetur. Uber gerade darin, baß ber 
Graben um eined fremden Intereſſe willen dur mein 
Grundſtück geht, Liegt eine Befchränfung meined Eigen: 
thums. Deswegen haben die Nachbarn, wenn ein-folcher 
Fünftlicher; feit Menfchengedenken- ‚beftehbender Graben dur 
eine Ueberſchwemmung zerfört worden iſt, einen Anſpruch 
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auf deſſen Wiederherſtellung, während fie einen folchen An⸗ 
fpruch nicht haben, wenn mein Grundflüd an fih auf eine, 
“auch ihnen fchädliche Weife, von dem Waſſer ausgewählt: 
worden-ift, (1. 2 $, 7. D, 39, 35.) Diefer Gegenfaß ift 
ganz confequent ; ein unter Beeinträchtigung und Schmäles 
rung des Eigenthums einer: Perfon beftehendes: Fünftliched 
Werk Fonnte im Zweifel nur vermöge der opinio Juris et 
necessitatis ſo lange befteben, und eben deshalb: igilt der: 
lange Beftand. ald von Rechtswegen vorhanden: Dagegen 
war ed ein zufälliger Umftand, daß ein Grnundſtuͤck, ebe es 
vom Waſſer durchwühlt wurde, vielleicht die Nachbarn 
ſchutzte, es lag hierin Feine Schmälerung der Rechte des 
Eigenthümers und diefer has daher, wenn das Grundftücd 
durchwühlt wird, gegenüber von den Nachbarn feine Ver⸗ 
bindlichfeit, den vorigen Stand herzuftellen. — 


| 6.5 
Muß dad Verhältnig ein dingliches ſeyn? 
Man könnte fich verfucht finden, diefe Frage dahin zu; 
bejaben, daß die Ausübung des Rechts, ‚welches Gegenftand 
der unvordenklichen Verjährung if, auf einem Immobile. 
ruhen, mit deffen Beſih verbunden feyn müſſe. Es wird 
dieß auch meiftend der Fall ſeyn und wird fih felten tref> 
fen, daß eine andere Art des unvordenklichen Zuftanded 
vorkommt, indem nur der Beſitz einer unbeweglichen Sade, 
eined Grundſtücks, Haufed, eined Hofguted u. f. w. lange 
Zeit in der Hand ded Ausübenden und feiner Rechtsnach⸗ 
folger bleibt. Diefed dingliche Verhältnig fann jedoch nur 
als ein Produkt der äußeren Umftände, nicht ald ein recht» 
liche Erforderniß angefehen werden, denn die. fogenannte 
unvordenflihe Verjährung hat mit der eigentlichen ermers 
benden Verjährung nicht8 zu thun, und hängt an fi nicht, 
mie diefe, von einem vieljährigen Befip ab. Sie, fest 
einen Befib nicht ald nothwendiges Erforderniß voraus, 
fondern beruht ganz einfach darauf, daßzüberhaupt ein 
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Zuftand, welcher mit rechtlicher Bedeutung über Menſchen⸗ 
gedenken hinaus gedauert hat, für rechtmäßig. begründet 
gilt. Es läßt fi daher auch recht gut denken, daß rein 
perfönliche Rechts Ausübungen,, welche mit. feinem Beſitz 
verbunden find, 3. B. ein Recht des Nießbrauchs, Priviles 
gien, deren Ausübung von dem Vater auf den Sohn und 
Enkel übergegangen wäre, Gegenſtand der unvordenflichen 
Verjährung ſeyen. — Noch weniger Fann man behaupterr, 
daß, um die rechtliche Geltung eines unvordenklichen Zus 
ſtandes zu begründen, die Rechtd a Ausübung gegenüber von 
einem Immobile oder dem Befiber eined Immobile aus⸗ 
geübt werden müffe, Wenn 3. B. eine Gemeinde feit uns 
vordenklicher Zeit auf ihrer- Marfung ein gewiſſes Weggeld 
von den Reiſenden erhoben bat, fo gilt dieſe Abgabe als 
rechtmäßig entftanden‘, ohne daß ein dienended Grundftäd 
vorhanden wäre, Die wenigen Gefebeöftelen, welche wir 
haben, enthalten zwar feinen Ball, welcher ſich ganz ſtreng 
für diefe Behauptung anführen läßt, aber diefelbe folgt 
unmittelbar und nothwendig aus dem allgemeinen Grunds 
ſatz, auf. welchem alle einzelnen Entfcheidungen der Gefehes: 
ftellen fowohl des römifchen, als des Fanonifchen und deut> 
fchen Rechts beruhen ®), . 


2.7, 
Bon dem Gegenbemeiß, 

Hier ift fo recht eigentlich dad Feld der Eontroverfen, 
und es giebt wohl wenige Lehren, in welchen von den Ju: 
riften von jeher fo verfchiedene Anfichten geltend gemadt 
worden find. Daß der directe Gegenbeweis darin beftche, 
daß ein Zuftand nicht über Menfchengedenfen hinaus ges 
dauert babe, ift an fich freilich feinem Widerfpruch unters 


— — — — 





*) Dagegen Schelling ©. 108 mit Berufung auf Thibaut, 
welcher jedoch nur fagt, daß die Verjährung nicht weiter gebe, 
ald der Befls, d. h. dag nur fo viel Recht erworben werde, 
ald audgeübt worden fey. (Quantum possessum, tantum 
pracscriptum.) 
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worfen, und wenn hieräber Zeugen s Ausfagen beigebracht 
werden, fo wird. fein Richter auf dad Dafenn der unvors 
denflichen Verjährung erkennen. Dagegen iſt es beftritten, 
ob der directe Gegenbeweis auch durch Urkunden geführt 
werden könne, und über die Zuläßigkeit und Art des ındie 
recten Gegenbemweifes fi nd die Anfihten noch mehr getheilt. 

Man kann im Ganzen vier Hauptanfichten unterfcheis 
den, zu welchen fich die Schriftfteller bekennen, während es 
jedoch manche giebt, welde der einen oder andern nicht 
ganz entfchieden zugethan find, fondern mehr im Lnber 
flimmten bleiben, oder eine, in einem früheren Werk anges 
nommene Anficht in einem fpätern wieder verlaffen haben. 

Die Einen nehmen an, dad auf den Grund eined uns 
vordenflihen Zuftanded angemafte Recht werde durch den 
Bemweid aufgehoben, daß ed irgend einmal anders geweſen 
ſey, daß irgend einmal-in früherer Zeit ein anderer Zub 
ftand ftattgefunden habe *). 

Diefe Anficht ift aber ſchon darum unrichtig, weil die 
Geſetze meiftend von dem unvordenflichen Beftand menfchs 
licher Werke: fprechen, melche irgend eimmal errichtet wors 
den feyn müſſen. So beißt e8 in 1. 2. $. 5. D. de aqua 
et aqua pluv. arcenda (39, 3.) „Idemque putat, et si 
manufactus sit, neque memoria ejus exstaret.* — 
„Labeo autem, si manufactus sit agger, etsi me- 
‘ moria ejus non exstat, agi posse.“ — — 6.7. 8. „ſos- 
. sam jure factam, vel cujus memoria non extat — — 
. cam quaeritur an memoria exstet facto opere.“ 

Eine zweite Anficht gebt dahin, daß die unvordenkliche 
Verjährung megfalle, wenn bemwiefen werde (namentlich 
durch Urkunden), daß ein über Menfchengedenken hinaus 
beftehender Zuftand in einer noch früheren Zeit angefan— 
gen babe, fo daß alfo ein Beweis des Anfangs, obne Bes 
fhränfung auf die Zeit innerhalb Menfchengedenken, zuges 
laffen wird **), 

*) Mencken de praescript. immem, Lips. 1733. 
®) Jac. Rave princip. univ. doctr. de praeser. $.457. 185. 
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So fagt Unterbolzner: „Wenn der Urfprung ded- 
jenigen , was für unvordenflich audgegeben wird, nachge- 
wiefen werden Fann, fo ift nicht mehr als billig, daß nun, 
nachdem: diefer Urfprung in den Kreid des Ermeißlichen 
Hineingezogen ift, Lediglich der Beweis der Rechtmäßigkeit 
Schutz gewähren Fünne, und alaubt, daß erſt vermöge dies 
fer Anficht die 1.28. D. de prob. im ihr gehörige Licht trete. 

‚Wieder Andere - behaupten, daß der Beweis für den 
Anfang, eines Zuftandes das Recht auf. denfelben alddann 
aufhebe, wenn. zugleich die Unrehtmäßigfeit ded An— 
fangd dargethan werde, wobei den Einen fehon der Beweis 
ded ungerechten Titeld genügt *), die Andern aber den Bes 
weis des böfen Glaubens verlangen **). 

Die vierte Hauptanficht endlich ftelt folgenden Sab 
auf: Wenn einmal der Beweis geführt ift, daß ein Zus 
ſtand über Menfchengedenken hinaus beftanden habe, fo ift 
weder der Beweis eined früher flattgefundenen andern Zus 
ſtandes, noch der Rechtmäßigkeit des Titel und böfen Glau⸗ 
bens zuläßig, fondern er Fann nur durch den Gegenbeweiß, 
daß: der Zuftand nicht über Menſchen⸗Gedenken hinaus bes 
ftanden babe, entfräftet werden #**), Mühlenbruch fagt 





.. Gasser D. mem. initii contra praescr. imm.. Hal. 1722. 

8 39. sg. Kramer, Wetzlar. Nebenft. Thl V. ©. 160. 

Leyser med. Vol. VII. sp. 460. m. 5. Unterholsner, 
ausführt. Entwicklung ıc. Bd. I. $. 150. 

-*) Kress de natura et indole vetustatis C. 4. $. 7. Mül. 
ler ad Leyser T.V. obs.: 734. Wernher select. ob- 
serv. P, IV, obs. 5. J. H. Boehmer J. E. Pr. T. I. 
tit. 26. $. 40. 41. Exereit. Tom. V. Exerc. 83. $. 10. 

| 16. Hoffacker, princ. {. 982. Not. c. 

.*®) Ockel de praescr. temp. immem. Halae 1683. $. 50. Lau- 

2 terbach Coll. L. XLI. tit. 3. 9.44. 45. Fernand. Vas- 
quius Controv. Lib. II. C. 81. $. 11. Coss. Tub. Vol. 
V. Cons. XXI. $. 7. Vol. VI. Cons. XXXV. $. 26. Vol. 
VI. Cons. LI. $. 166. 167. Cons. LXI. $. 21. 

.) Joach.SchwartzD. de praescr. jur. gent. sive immem. 
$. 32. H. de Cocceji excercit, Diss, 39. 9. 6. Treut 
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ſehr beſtimmt: „Quando immemorialis praescriptionis 
auctoritas in eo omnis posita est; quod ejus rerum 
conditionis, qualis nunc appareat, non extet memoria, 
sequitur, ut minime necessaria sint ea, in quibus pos- 
‚sessionis justitia continetur, ut. justus titulus, ut bona 
fides. — — Sic nocebit immemoriali 'praescriptioni, 
$i: quandoque intra hominum memoriam alium rerum 
‘statum fuisse, ätque nunc est, doceatur,“ und Thibaut: 
„das Beweisthema Fann nur darauf gerichtet feyn, daß in⸗ 
nerhalb Menfhengedenken der bewieſene ununterbrochene 
Beſitz nicht flattgefunden habe.“ — Eine memoria contrarü 
eriftirt nur. alddann, wenn die Zeugen es ſelbſt erfahren 
‚oder von ihren Vorfahren gehört haben, daß ihnen das 
Gegentheil befannt gemefen. fe, Mit den. nächften Vor—⸗ 
fahren der Zeugen: fchließt fich .alfo-der Gegenbeweis. Sind 
die data -deffelben aus dem Zeitälter der jepigen und nächſt 
vorbergebenden Generation‘ genommen, fo find fie relevant, 
Alles hingegen, was in ältere Seiten reicht, ſtebt dem * 
weisthema nicht entgegen.“ 

Dieſe Anſicht iſt auch wohl nach den Pramiſſen, — 
in $.4—3. erörtert. worden find, die richtige. Denn, wenn 
einmal feftfteht, daß die Gefehe immer vom einem Zuſtand 
reden, welcher. über Menfchengedenfen hinaus beftanden 
‚babe, fo verliert Alles, mad hinter dem Menfchengedenfen 
liegt, was nicht mehr. in dem Gedächtniß der Menfchen 
lebt, feine Bedeutung, und wenn jener über Menfchengedens 
fen hinaus ftattgebabte Zuftand durchaus für rechtmäßig 
erklärt und der natura loci oder dem Geſetz gleich geltend 


ler disp: Vol. II. disp. 12. Th. 6. Lit. A. Lynker re- 

. “ sponsa.II. Q. 2. Nr. 125—28.. Casp..Ziegler ‘de jur, 
majest. L. 1. Cap. 5. $. 91. Dabelow, über die Verjä 
‚zung II. $. 122. 125. 0. F. Mühlenbruch doctr, pand. 
Vol, I. $. 139. Thibaut, über Bells und Verjährung x. 
6. 79. 82. GSeuffert, Pand.-Recht $. 118. Weninge 

Ingenheim, Lehrbud ed. 1.Bud 1. $. 187. 188. — 
ling ſpricht ſich nicht beſtimmt aus. 
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anerkannt wird, PR kann es fi) auch nich mehr davon hans 
dein, ob man einen Aber das Menfchengedenken hinaus reis 
chenden Anfang oder einen fi fo weit zurüd datirenden 
unrechtmäßigen Anfang mit Hülfe anderer Beweismittel, 
alfo namentlih mit Hülfe von Urkunden darthun Fann, 

"Dagegen ift es wohl Feinem Zweifel unterworfen, daß 
‚wenn ein Beweis durch Urkunden darüber geführt werden 
Fann, daß ein Zuftand in einer ſolchen Zeit begonnen 
habe, welche der Natur der Sache und des menfchlichen 
Erinnernd nach nicht außerhalb Menfchengedenken liegt, ein 
folcher Beweis den geführten Zeugenbeweis entfräften muß, 
ohne daß es felbft nöthig wäre, darzutkun, daß -der Anfang 
unrechtmäßig geweſen fey. Dieß ift auch dem allgemeinen 
Princip, daß dad Gedächtniß der Menfchen entfcheide, nicht 
qumider, denn es läßt fi in dem einzelnen Falle wohl 
denken, daß ed Menfchen gebe, welche fich ded Anfangs 
aus eigener Wahrnehmung oder vom Hörenfagen erinnern, 
‚daß es aber der Parthei, melde den Gegenbeweid zu füh— 
ren bat, zufällig nicht gelinge, gerade diefe Menfchen zu 
finden und ald Zeugen zu benügen. Wie weit der Richter 
in Annahme der Zeit des menfchlichen Gedenkens zurüde 
‚geben. dürfe, läßt fich freilih, wie Thibaut mit Recht 
fagt *), fo genau nicht angeben, und ed wird biebei Vieles 
auf den vorliegenden einzelnen Sal, — zu entſcheiden 
iſt, ankommen. 


$. 8. 
Von dem guten Glauben insbeſondere. 

Die Annahme vieler Rechtslehrer, daß zu Begründung 
eines Rechts durch die unvordenkliche Verjährung menig« 
ftend guter Glaube gehöre, oder doch der Gegenbeweis des 
böfen Glaubens zuläßig ſey, feheint hauptſaͤchlich daher zu 
rühren, daß man den Rechtserwerb durch unvordenklichen 
Zuftand immer mit der eigentlichen Verjährung zufammens 
ftelte und die. Erforderniffe derfelben darauf anwenden zu 


e) a. a. 2. $. 82. am Schluß. 
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müffen, glaubte. Diefe Bergleichung ift aber, wie oben 
($. 1.) gezeigt wurde, ganz unrichtig, und die römifchen 
Geſetzſtellen fprechen fi über die Wirkungen des unvor— 
denflihen Zuftandes, wenn auch nur in fpeciellen Fällen, 
fo beſtimmt aus, und erwähnen ded Erforderniffe. des gu: 
ten Glaubens fo wenig, daß ſich nicht annehmen läßt, ed 
fen irgend daran gedadht worden, auch dad Daſeyn des 
guten Glaubens ald Erforderniß zu verlangen. Zwar könnte 
man fi etwa auch auf Cap. I. de praeser. in 6to (II. 13.) 
berufen, wo der bona fides erwähnt: wird. Allein die 
ganze Faffıng der Stelle geht nur dahin, daß bei der 
ordentlichen Verjährung von Kirchen = Sachen nicht nur 
guter Glauben, fondern auch ein gerechter Titel erfore 
derlich ſey, und dann wird binzugefeht, daß zu dem Ers 
werb durch den unvordenklichen Zuftand ein gerechter Titel 
nicht gefordert werde. Damit ift nun aber nicht gefagt, 
dag der unvordenkliche Zuftand guten Glauben erfordere, 
und man kann eben fo gut annehmen, daß ſich die Worte: 
„nisi tanti temporis allegatur praescriptio (probatio) 
Cujus Contrarii memoria non existat‘‘ eben fo wohl auf 
die bona fides, ald den justus titulus beziehen. Sedenfalls 
liegt in der Stelle ein fo beftiimmter Ausfpruch nicht, daß 
dadurch die klar und entfchieden audgefprochenen Sätze des 
römiſchen Rechts, mit welchen die deutfche Reichsgeſetz 
gebung in der Hauptſache vollkommen uͤbereinſtimmt, ven 
ändert oder aufgehoben werden fönnten. | 
3) Was if nad) württeinbergifcpem Rechte Der 
Gegenfland der auf facere und praestare gerid)- 
teten Klagen aus Obligationen und wohin seht 

die Werurtheilung und Hülfs- Volftreckung. 

. (Bon Herrn Oberamt3 Richter Nümelin in Heilbronn.) 
‚Die an die Spitze dieſes Aufſatzes  geftellte. Frage 
und deren Beantwortung nach dein römifchen Rechte iſt 
fhon feit Jahrhunderten beftritten. Eine Hauptrolle in 

Monatfchr. f. d. Iuftizpfl. IL. Bd. 3, Abth. 26 | 
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diefem »Streite baben in älteren Zeiten namentlich die be« 

ruͤhinten Juriſten | 
Cujacius, Donnellus, Vinnius 

und- andere gefpielt und neuerdings ift er durch Marezoll. 

und Sinteniß. 


vid. Zeitfhrift für Civil: Reht und Procef 107 Band 28 
Heft und 11r Band 43 Heft 


‚ wieder in Anregung, gebracht worden. — Es möchte des⸗ 
wegen immer von einigem Intereſſe ſeyn, jene Frage auch 
nach den Grundſätzen des württembergiſchen Rechtes zu 
prüfen und naͤher zu erörtern, welche Loͤſung fie durch die: 
ſes gefunden hat. 


= Unferer Gefebgebung und namentlih unferem Execu⸗ 
tiondgefepe vom 15. April 1825 gebührt das Verdienſt, 
fie auf eine fehr zweckmäßige Weife durchgeführt zu haben. 
Zwar fpricht fich dieſes Gefeb Far und deutlich auf, und 
fonnte eines Commentard, zumal eine Commentard von 
ungeübter Feder entbehren, allein in anderer Beziehung 
möchte e8 doch der Mühe werth feyn, ihr einen befonderen 
Auffap in diefen Blättern zu widmen. — Einestheild dient 
e8 zur Ergänzung der vaterländifchen deutfchen Literatur 
und des gemeinen Rechts, welches immer auß den Terris 
torialrechten der einzelnen Staaten fi) vervolftändigt, und 
anderntheild bat fich meines Wiffens Feiner unferer württems 
bergifchen Nechtögelehrten neuerdings damit befaßt, indem 
ſelbſt Weishaar in der Zten Auflage feines württembers 
giſchen Privatrechts von 1855 den Gegenftand unberührt 
gelaſſen hat. 


Dr. Schüz in feinem 
württembergifchen Proceffe Seite 585. 
giebt zwar unter der Rubrif: 
„von den Mitteln zur Hülfs » VBollftredung” 
‘einen wörtlichen Auszug aus dem Erecutiond = Gefebe Art. 
26. — 29. allein ohne Eommentar und dann fol bier die 
Frage in weiterer Beziehung beleuchtet werden. 
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Der Streit, vom Standpunkte des römifchen Rechts 
betrachtet, dreht fih hauptſächlich darum: 

- ob perfönlihe Klagen auf Handlungen und Reiftungen 
diefe wirklich erzwingen, oder nur .die nen des 
Intereſſes erzielen können. 

Dabei walteten wieder unter den Vertheidigern der ei— 
nen oder der andern Anſicht, wovon die erſtere im ſächſi—⸗ 
fhen Proceffe und die zweite in der reichskammergerichtlichen 
Praxis vorherrſchend war, Verſchiedenheiten ob, indem 3. 
B. der Eine behauptete, der Kläger könne nur auf das 
Intereſſe Flagen, der Andere, er Fünne auf die Feiftung 
felbft lagen, e8 hänge aber von dem Beklagten ab, ob er 
diefe, oder die Bezahlung des Intereffes fi fi ch gefallen laffen 
wolle und dergleichen mehr. 

Die obligationes ad faciendum zerfallen in Hand» 
lungen, welche blog im Thun beftehben (facere im engern 
Sinne), oder in Leiſtungen (praestare) mit der jedoch 
' bloß perfönlihen Verpflichtung, einem andern eine Sache 
zu übergeben. Unter der Letztern ift die Bedeutendfte ber 
Kaufvertrag, vermöge deffen der Berechtigte erft durch die 
Uebergabe (traditio) dingliche Rechte auf die Sache erhält. 
. Diefen- beiden fliehen die obligationes ad dandum, oder 
beffer ad restituendum entgegen, wo der Berechtigte fchon 
vor der Herandgabe dingliche Anfprühe auf die Sache E 
bat, und in den Beſitz feines Eigenthums wieder einges 
geht werden foll, wie z. B. beim depositum, commodatum 
ıc. — Daß bei folden Berbindlichkeiten ad restituendum 
abfoluter Zwang ftattfinde, darüber ift Fein Widerfpruch 
und die Verfolgung der Sache felbft Liegt fihon in den 
Grundſätzen der rei vindicatio. 

Sintenis ſtellt 

in der Zeitſchrift für Civilrecht und PIUS 117 35 18 St 

-- am. Schluffe ded Aufſatzes 
bei. den obligationes ad faciendum im meitern Sinne (alfo 
anit Einfchluß der Leiftungen) die Thefis auf, daß nah 
edmiſchem N ber Derpflihtete nur zur Leiftung des 
26* 


— 
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Intereſſes genoͤthigt werden koͤnne. Durch die ‚heutigen 
Proceß-Grundſätze und Praxis aber habe ſich die Sache 
dahin modificirt, daß wenn im Urtheile die Verurtheilung 
in-die Leiſtungen gewiſſer Sachen oder zu Handlungen er» 
folgt ſey, dem Verpflichteten dieſe bei mäßigen Strafen 
an Geld oder Gefängniß, die auf einigemal wiederholt 
werden mögen, auferlegt werden dürfen. Wenn es aber 
dadurch nicht gelinge, die Hartnädigkeit und den Wider» 
ftand des Beklagten zu befiegen, fo bleibe dem Kläger 
nichts übrig, ald (im Erecutiond = Verfahren) einen Antrag 
auf Erſatz feined Schadens und des Intereſſes zu machen. 

Anders fpricht fich daB württembergifche Recht aus. Es 
dringt namentlich bei Leiftungen auf deren Vollzug, foweit 
diefee von dem Gerichte bewerfftelligt werden kann und 
räumt ihnen auch bei. Verpflichtungen zu Handlungen ein 
tiefer gebended Zwangsrecht ein, ald von ———— zuge⸗ 
ſtanden wird. 

Schon daß mürttembergifche —— von 1610 ſchreibt 
im Titel: 

| „vom Kaufen und Verkaufen” ©. 270 u. 271 

vor, daß der. Berfäufer fchuldig fey, dem WBerfäufer das 
verfaufte Gut zu übergeben, und bierauß haben bie vers 
fchiedenen Eoınmentatoren beffelben, 3. 2. 

Plebſt, Harpprecht, Lauterbach und Andere 
geſchloſſen, daß der Verkaͤufer die verkaufte Sache dem 
Käufer ſchlechterdings übergeben müffe, und daß er fi 
bievon durch die Leiftung des Iutereſſes nicht los machen 
koͤnne. | 

Auh:Griefinger in feinem : 

Commentar zum mwürttembergifchen Landredt 2r Bd ©. 577 
tritt ihnen bei, weil zur Zeit.der Emanirung ded Land— 
rechtd diefe Meinung in. der Prarid in’dgemein angenom⸗ 
men gemwefen fen, wenn er fie gleich nach der Theorie des 
römiſchen Rechtes nicht ‚für richtig. anfiebt. — Ich. felbft 
glaube auch, daß wenn die Theorie des römifchen Nechtes 
nicht fixirt iſt, jener Stelle des Landrechtd die obige Deu- 
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tung nicht mit Gonfequenz gegeben werden kann, denn das 

römifche Recht verordnet in manchen Geſetzen diefelbe Ver: 

pflichtung zur Uebergabe wie dad Landrecht. EB fagt 3. 2. 

“ 0. Fr. 41. und 2. D. (de action. emti etc. 49, 1.) mit: ähn= 
lihen Worten: et imprimis ipsam rem praestare ven- 
ditorem oportet, id est tradere, 


und doch haben fi andere Anſi chten bei den echtzoeleh⸗ 
ten BIRD 


Bedeutend unterſtützt wird. übrigens die obige Anficht 
— Commentatoren, daß dad Verfprochene geleiſtet wer: 
den mütffe, durch andere Stellen ded Landrechts: z. B. 

©. 302 von Gaben und Schenkungen, | 

©. 308 de contractibus innominatis, 

S. 309 „vom Taufchen,“ wo e8 beißt „den Gegentbeil 

— mit Recht zur Vollftredung des Contractd zu zwin— 

gen’ und endlich 

©. 311 „von bedäcdhtlichen Zufagen ‚“ 
wo der Ausdruck gebraucht wird: 

— ſoll zur Erfüllung ſeines Vafbrache, und 
ſeiner Zuſagen mit Recht angehalten werden. 


| Alle Zweifel und Bedenklichfeiten find jedoch gehoben 
durch dad Erecutiond » Gefep vom 15. April 1825, Art. 
26. — 29. 


Sehr treffend wird. dm äten Cap. mit der Ueber: 
ſchrift: 

„von den Executions-Mitteln und den “ae Wir: 

fungen der Erecution” 

zwifchen ‚Unterlaffungen. und Leiftungen einer — - und Geld: 
ſchulden anderer Seits unterfchieden, und. Klagen und An: 
träge auf das Intereffe, foweit: diefe bei eiftungenzc. flatt: 
finden, .in: der Behandlung den Geldfchulden gleichgeftellt. 
‚Gerade hiedurch wird- die Scheide-Linie zwiſchen den wirf- 
lichen Leiſtungen und dem Intereſſe und der möglichſt poll— 
ſtaͤndige Vollzug der erſtern noch mehr befeſtigt und gefichert. 
Aus dem ganzen: Sinne. und der. Intentiom des Ge— 
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ſeßes gebt, wenn es ‚gleich liquide Anſprüche vorausfept 
(fenen fie ed nun vermöge ded Anerkenntniffes des Beklag⸗ 
ten oder vermöge ‚richterlichen -Urtheild), hervor, daß bei 
beftrittenen Handlungen oder Leiftungen immer auf diefe 
felbft die Klage und ebenfo auch das Erfenntniß gerichtet 
werden muß und erft dann auf dad Intereffe geklagt und 
gefprochen werden kann, wenn der Richter den Bellagten 
zu der Leiſtung verurtheilt bat, aber fein Urtheil nicht volls 
zogen werden kann. Es iſt nicht zu vermeiden, daß bier 
häufig zwei Proceffe über einen Gegenftand geführt werden 
müffen, wie es ja: Öfterd vorfümmt und auch ausnahmd; 
weiſe im $. 66. des Edictd über die Nechtöpflege vom. 31. 
December 1818 geftattet und beftimmt iſt. — Iſt ed aber 
ſchon beim Beginne des Mechtäftreite gewiß oder. vom 
Kläger. wenigftend mahrfcheinlich gemacht, daß der Beflagte 
wegen, ihm ſelbſt zur Laft fallender, Hinderniffe entweder 
die vertragdmäßige Arbeit nicht verrichten, oder die vers 
fprochene Sache nicht leiſten Fann, oder ift die dazu. vorge: 
ſchriebene Zeit verftrichen, und hat die Arbeit oder Leiftung 
für den Kläger ihren Werth verloren, dann kann der Kläs 
‚ger natürlich auf das Intereffe fogleih und. allein Hagen, 
fowie es auch häufig vorkommen kann, daß er mit der 
Klage auf die Leiftung 2c. zugleich eine befondere Scha⸗ 
- dendflage wegen Verzugs und dergleichen verbinden Fann. 
Um nun zu den einzelnen Beftimmungen ded Erecus ' 
tionsgefebeß Tiberzugehen, fo verordnet der Art. 27. bei 
‚Handlungen im’.engern Sinne, daß wenn einer vermöge 
“gerichtlichen Erfenntniffed (oder auch vermöge feined eiges 
nen Anerfenntniffes) verbunden ift, eine Arbeit zu verrichten, 
bei deffen Weigerung auf Anrufen des Klägerd Perfonal: 
Execution mittelſt Einlegung eines Prefferd ſtattfinden foll. 
Weil ſich hiebei auf den Art. 81. des Executions⸗-Geſetzes 
und in dieſem wieder auf die Verordnung vom 30. Dee. 
1819 Er 
+ Kepierungs: Blatt &. 695 —697. 
bezogen wird, ſo darf ein Preſſer nicht laͤnger als 3 rage 


in 
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eingelegt werden. Die Größe der dem Prejfer zu bezab: 
Ienden Gebühr wird ſich nad Maasgabe des Umfangs der 
Arbeit und der perfönlichen Verbältuiffe des Pflichtigen zu 
sichten haben. Auch liegt es fomohl in der eben. erwähns 
ten Verordnung, ald dein Art. 88. des Executions-Geſetzes, 
dag dem Pflichtigen vor Einlegung des Prefferd ein Ter—⸗ 
min zur Verrichtung der Arbeit gegeben wird, wenn. e8 
gleich im Art. 27. nicht beſonders vorgefchrieben ift, da ja 
überhaupt eine Frift> Anberaumung jeder Erecution voraus 
zugeben bat. Bei Vollziehbung richterlicher Urtheile darf 
laut ded erwähnten Art. '88. jene Frift erft dann anbe⸗ 
raumt werden, wenn die Zeit verfloffen ift, innerhalb mel 
cher der Schuldner zu Folge des rechtöfräftigen Erfenntnifs 
ſes feine Verbindlichkeit erfüllen ſollte. \ 

Iſt die-Einlegung des Prefferd ohne Erfolg, fo hat 
der Kläger die Wahl, entweder die Ausführung der Arbeit 
durch einen Dritten auf Koften ded Beklagten oder die ge» 
richtliche Feſtſetzung und Beitreibung des Intereſſes zu; vers 
langen. Der erkannte Entfchädigunge » Betrag wird von 
dem: ungehorfamen Bellagten wie eine Geldfchuld beige 
trieben: 

Hat e8 aber für den Kläger einen befondern Went, 
daß die Arbeit durch den Beklagten ſelbſt verrichtet werde, 
oder iſt wegen der Unvermoögenheit deſſelben oder aus ei— 
. nem andern Grunde ein angemeſſener Erfah für die Arbeit 
oder die Aufftelung und Belohnung eined Dritten nicht 
zuläßig, fo ift der. Beklagte durch Geld» oder Gefängnißs M 
Strafen oder andere Zwangdmittel zur Leitung der Arbeit 
anzubalten. 

Ueber da8 Maas diefer Strafen fpricht fich der Geſetz— 
geber nicht aus: fie müſſen fih, mie bei dem Preßgelde, . 
nah der Größe und Bedeutſamkeit der Arbeit und. den 
gewöhnlichen Verhältniſſen richten. Die Koften der Eins 
thürmung find, wenn der Beklagte unvermögend ift, von 
dem Kläger zu bezahlen, beziehungdmweife vorzufchießen, 
wie bes dem Wechfel = Arreft, denn fie bangt ja Tediglich 
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von feinem Antrage ab, und ift Beine folche Öffentliche oder 
gerichtliche Strafe, deren Koften dem Inquiſi dit 
des Staats obliegen Fönnte. | 

Der Art. 28. behandelt die Leiftung von Sachen und 
zwar won: beweglichen. Daß der Geſetzgeber hier die Leis 
fung in Folge perfönlicher Anfprüche zunächſt oder mwenigs 
ſtens neben. der Heraudgabe ded Eigenthums (dare oder 
‚ restituere) im Auge hatte, beweist nicht nur die Uebers 
fhrift des Abfchnittes von Leiftungen, fondern auch der 
ganze Inhalt des Artikels, welcher von der Verbindlichkeit 
zur Abtretung einer Sache, von Ablieferung eines beftimm: 
ten Quantums fungibler Gegenftände fpricht. 

Hat zu Folge ded Artifeld der unterliegende Theil eine 
in feinem Gemwahrfam befindliche beftimmte bemegliche 
Sache dem Kläger herauszugeben , fo wird folche jenem 
abgenommen und diefem eingehändigt. Erft wenn die Weg: 
nahme der Sache nicht bewirkt werden fann, und alle Mit: 
tel zu ihrer Herbeifhaffung erfchöpft find, ıft über den. 
Entſchaͤdigungs-Anſpruch des Klägerd nach den Grundfäßen 
des Nechtd » Verhältniffed, aus welchen die Verbindlichkeit 
zur Abtretung der Sache bervorgieng, zu erkennen, und 
fodann die erkannte Entſchädigungs-Summe ald eine Gelds 
ſchuld beizutreiben. Auf ähnliche Weiſe wird verfahren, 
wenn der Beklagte zu Ablieferung eines beffimmten 
Quantums fungibler Segenftände,, 3. B. von Wein und 
Früchten, für verbunden erfannt worden ift. 

Zu den beweglihen Sachen gehören. auch Rechte und 
deren Uebertragung. Der zur Eeffion einer Forderung 
Verpflichtete Fann zur Herausgabe der darauf Bezug ba= 
benden ‚Urkunden ebenfo , wie bei einer Förperlichen beweg= 
lichen Sache gezwungen werden und nebendem wird dem 
debitor cessus auferlegt, blos dem Eeffionar zu bezahlen, 
weil die Eeffion ſogleich durch den darüber abgefchloffenen 
Vertrag auch vor der. Ausfolge der Schuld = Urkunde gültig 
ft. Iſt die Herausgabe der Lebtern. nicht zu bewirken, fo 
wird die SchuldsUrfunde für Fraftlos erklärt und eine neue 
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ausgeſtellt, bei Pfandfchulden der Uebergang auf den Eef: 
fionar in den Öffentlichen Büchern eingetragen und dergleis 
hen; Alles auf Koften ded ungehorfamen Cedenten. 

Der Gegenftand der Leiftung muß immer ein beftimms 
ter ſeyn, alfo z. B. bei Früchten ein genau bezeichnetes 
Quantum, daß der Verkäufer in diefem oder jenem Local 
aufbewahrt, das -er dem Käufer ald dad Verkaufte gezeigt 
bat, oder den Wein, wo der. Keller resp. dad Faß, in: dem 
er fich befindet, „benennt, ‚oder der Wein gefoftet worden ift 
und dergleichen. 

Wenn ed fich aber. nicht von einer Species handelt 
und einer dem andern 3. B. die Lieferung von 100 Schyefs 
feln Srüchten ohne ‚nähere Bezeichnung eines fpeciellen 
Quantums verfprochen bat, und die Erfüllung des Ber: 
tragd verweigert, fo kann zwar bierauf, d. b. auf die Lies 
ferung ded Verfprochenen geklagt und erfannt werden, Die 
Hülfd = Volftredung aber fih nur auf das Intereffe erfires. 
den, welches ald Geldfchuld zu behandeln if. — Der Ans 
nalogie des Art. 27. Über die Arbeiten möchte ed entfpres 
hen, wenn dem ungehorfamen Schuldner zuerft der Prefs 
fer eingelegt, und dann entweder dad Berfprochene auf 
feine Koften von einem Dritten erfauft und dem. Beredh> 
tigten zugeftelt, oder diefem fo viel zugetheilt wird, als 
der zur Zeit der Erecution laufende Werth diefer Gattung 
den Kaufpreis überſteigt. Im Zmeifeldfale muß Kauf 
mannd gute Waare präftirt werden, fonft aber eine foldhe, 
mie fie im Vertrage flipulirt worden ift. — Ebenfo Fann 
auch nur auf Leiftung des Intereſſes geklagt werden, wenn 
Einer dem Andern ein Anlehen verfprochen hat und ed zu 
halten fich weigert, indem es ſich von Feiner beſtimmten, 
fondern von einer unbeftimmten Sache handelt und bier 
dad Darleihen ald Real Contract, der durch die Ausfolge 
deffelben vollzogen wird, von dem bloßen Verfprechen eines 
folchen. wohl zu unterſcheiden iſt. Das Intereſſe kann ver— 
ſchiedenartig ſeyn, je nachdem einer das Anlehen ander: 
waͤrts gegen höhere Zinſe oder unter läſtigeren Bedinguns 


gen) befdmmt , oder wenn es ihm auf. Die ihm von dem 
Gegentheil zugeftandene Bedingung gar nicht gelingen ſollte, 
Geld zu befommen,- er alfo ein für ihn vortheilbaftes Un: 
ternehmen, wozu er dad Geld ausdrüuͤcklich entlehnen wollte, 
nicht ausführen Fann oder aufgeben muß. 

Wenn der Verpflichtete 3. B. der Verkäufer. eine bes 
ftimmte bewegliche Sache zweien oder mehreren Perfonen 
gu liefern verfprochen und einem berfelben fie übergeben 
‚ bat, fo können die Andern, wenn nicht diefe Beiden in 
‚ fraudem des Dritten gehandelt haben, gegen den Berfäus 
fer blos auf das Intereſſe Elagen;- felbft wenn fie mit dem 
Verkäufer früher contrahirt haben, als Derjenige, der in 
den Beſitz der Sache gefebt worden iſt. — Man Fann al: 
lerdingd fagen, daß der, welcher eine Sache an mehrere 
zugleich verfauft, unredlih und betrüglich gehandelt babe, 
allein fo lange der in, den Beſitz gefepte Käufer an dem 
Betruge des Verkäufers feinen Antheil genommen bat, fo 
bleibt der Vertrag gültig, meil die Folgen ded dolus nur 
den Betrüger treffen, und gegen den Dritten, auf welchen 
die Sache aus den Händen ded Betrügerd übergeht, fein 
Rechtsmittel aus dem dolus eintritt. Diefer ift vielmehr 
durch die Lebergabe rechtmäßiger oe iger und Eigenthüs 
mer geworden. 

Die Beftimmungen ded Art. 28. find auch auf ans 
dere — mit Reiftungen beweglicher Sachen verbundene — 
Berträge, z. B. die Erfüllung eined Commodats oder der 
Bermiethbung beweglicher Sachen, audzudehnen. Demjenis 
gen, welcher fich meigert, eine einem Dritten zur unent> 
geldlihen Benutzung oder zur Miethbung verfprochene Sache 
audzufolgen, wird diefe wegzunehmen feyh. 

Der Art. 29. endlich beftimmt, wie e8 gehalten wer: 
den fol, wenn der Gegenftand der Reiftung ein unbeweg— 
liches Gut oder ein dingliched Necht auf einem folchen ift, 
Hier findet, meil er audzuführen ift, abfoluter Zwang ge« 
gen den Berpflichteten ſtatt. Der Berechtigte mwird durch 
obrigkeitliche Huͤlfe in den Beſitz des Gutes oder die. Aus— 
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übung des Rechts eingefeht. Zugleih muß derfelbe. als 
Innhaber diefes Rechts in die Öffentlichen Bücher eingetras 
gen werden. Daß diefer Eintrag auch. bei den unbeweg⸗ 
lihen Gütern, felbft ftattfindet, Jiegt in der allgemeinen 
Geſetzgebung, vermöge deren alle Befiped » Veränderungen 
bei unbeweglihen Gütern in die Kaufs und beziehungds 
weife Güter» Bücher der Gemeinden. eingetragen, werden 
müffen. — In diefem Uebertrag, verbunden mit der nöthi⸗ 
gen Infinuation an den Berpflichteten, daß er den, Berech— 
tigten als Befiser und Innhaber ded betreffenden: Gutes 
oder Rechts anzuerkennen und zu refpectiren habe, beilebt 
auch die Einfepung in den Befib. — Wenn der Verpflich⸗ 
tete nicht gehorchen,, und den Gegentheil. im Befipe oder 
in der Benüpung ded Gutes oder Ausübung ded dinglichen 
Rechts ftören folte, fo wird gegen ihn mit Geld oder Freis 
beitöftrafen vorgefchritten, welche, wenn fie nicht fhon im 
verurtheilenden Erfenntniß audgefprochen find, von. den volls 
ziebenden Behörden nad) den Umftänden bemeffen werden, 
Bei bebarrlihen Ungehorfam Fann die Erecutiond = Bes - 
hörde durch Sautiond » Auflage, perfönlihe Haft oder ans 
dere Maadregeln, welche die Fortfepgung des Ungehorfams 
unmdglid machen, nad Anleitung des Art. 26. einfchreis 
ten. Je nachdem. diefer Ungeborfam in Unbottmäßigkeit 
and MWiderfeplichfeit ausartet, hat criminelled Verfahren 
einzutreten, . 
Wenn Einer dad nämlihe Gut an zwei oder mehrere 
veräußert haben follte, und einem derfelben, dad Gut über: 
geben, oder was diefem gleich kömmt, und eine ‚wirkliche 
Eigenthumd = Erwerbung nach Anleitung des Pfandgefepes 
‚Art. 57. enthält, von der eompetenten Behörde über den 
Verkauf erkannt. ift, fo Fann, wie oben bei der beweglichen 
Sache ausgeführt wurde, dem in gutem Glauben Handeln: 
den da8 Gut nicht mehr entzögen werden und der andere 
Käufer kann blos auf das Intereffe gegen den Verkäufer 
Hagen. Iſt noch Feiner der Käufer. in den Beſitz gefebt 
„worden und. der. Verkäufer will gegen. keinen' derſelben den 
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Kauf halten, fo bleibt. e8 jedem unbenommen , auf die Er- 
langung de8 Gutes felbft zu Flagen, und im Falle dieß von 
mehreren geſchieht, fo wird die Priorität der Klage und 
der Rechtsanhängigkeit den Ausfchlag geben, und dem zmeis 
ten. bloß die Intereſſenklage übrig bleiben, wenn der erfte 
Kläger obfiegen follte. Der zweite ift ald Sntervenient zu 
behandeln, und find nach Umftänden beide Klagen, meil fie 
auf Ein Object gerichtet find, in Einem Proceß zu bes 
bandeln. 

Wenn eine universitas, 3. B. eine Erbſchaft abzutres 
ten ift, fo richtet fih die Art der Erecution nad der Berz, 
fchiedenheit der Erbfchaftätheile, je nachdem fie beweglich 
oder unbemweglich find. 

Unter der Einfegung in bie Ausübung eines Rechts 
Fönnen im Art. 29. wohl nur dingliche Rechte, z. B. 
Dienſtbarkeiten, verſtanden ſeyn, was aus dem gleich dar: 
auf erwähnten Eintrage in die öffentlichen Bücher hervor: 
geht. Demungeachtet aber möchte e8 im Sinne der bisher 
erwähnten Art. 27. bid 29. des Executions-Geſetzes liegen, 
daß auch der Innhaber von perfönlichen Rechten, in Be— 
ziehung auf Güter, namentlich alfo der. Pächter die wirk— 
liche Erfüllung ded- Pacht» Bertrand und Einfepung in dag 
Pachtgut verlangen kann, und nicht genöthigt ift, bloß auf 
das Intereſſe zu Hagen, denn die Erzeugniffe eined Pacht: 
gutes find der Reiftung ‚einer beweglichen Sache gleih zu 
achten, und dad Erecutiond = Gefeb fpriht überhaupt den 
Grundfaß aus, daß das DBerfprochene auch geleiftet wer: 
den fol. 





4) Weber. die Anſtellung der Klage wegen eines 
Haupt-Slangels, wenn das verkaufte Chier durch 
miehrere Hände gegangen ifl. 
(Bon dem Hedactenr.) - 
Es kommt bekanntlich ſehr häufig vor, daß ein Thier, 
welches einen Haupt⸗Mangel bat, oder eines ſolchen ver⸗ 
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dächtig ıft, in gang furzer Zeit durch mehrere Hände gebt, 
bis es dazu kommen kann oder kommt, daß die Klage auf 
Gewähr ded Hauptinangeld angeftellt wird. Man fepe, A. 
babe an B., B. an C., C. an D. binnen Verlaufs von 
8 — 14 Tagen verfauft und bei D. zeigt fi) der Haupte 
mangel. 

Es befteht nun nicht bloß in dem handelnden Publikum 
die faft allgemeine Anficht, fondern man bört häufig auch 
die Männer vom Fach den Sap aufftellen, daß in einem 
folhen Sal Fein anderer Weg dein D. zu feinem Recht zu 
verbelfen möglich fey, ald daß jeder der Käufer den Weg 
des förmlichen Proceffes gegen feinen nädhften Vor⸗ 
gänger betrete, und jeder der Zwifchen : Verfäufer nach ges 
böriger Streit Verkündigung durch fürmliched gerichtliched 
Erfenntniß verurtheilt fern muͤſſe, bis am Ende der erfte 
Verkäufer verurtheilt werden Fünne, fo alfo, daß immer 
eben fo viele Proceſſe angeftellt werden müßten, ald Käufe - 
find, alfo in obigem Fall die Proceffe ded D. gegen C., 
ded C. gegen B., des B. gegen A. und daß, wenn B. und 
C. noch fo beſtimmt überzeugt wären, daß D. mit Recht 
Gewähr fordern Fünne, allen dreien doch nichtd übrig 
bleibe, ald der Weg, jenes eigentliche Procegfpiel durchzus 
machen. Schon diefe Vervielfältigung der Proceffe für 
Rechtsſachen, welche überdieß meift ein: geringes Object 
betreffen, müßte für ein wahres Gebrechen der Geſetze er⸗ 
fannt werden. Bedenft man aber, daß A., B. und C. uns 
ter verfchiedenen Gerichten ſtehen, und dieſe verfchisdenen 
Gerichte fehr verfchiedene Anfichten haben können, fo daß 
vieleicht dad Gericht des B. der Klage nicht flatt gibt, 
unerachtet folcher ftatt gegeben werden follte, da8 Gericht 
ded C. ihr bereitd flatt gegeben hat und dad Gericht ded 
A. ihr ftatt geben würde, fo würde fi aus obigem Gap 
eine Confequenz ergeben, welche in der That für die Sade 
ded materiellen Rechts nicht fehr erbaulih wäre. Man 
braucht jedoch nicht einmal verfchiedene und irrige Anfichs 
ten der betreffenden Berichte zu unterfiellen, um auf große 
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Inconvenienzen jene Satzes zu gerathen. EB ift nämlich 
fehr wohl möglih, daß in den Proceffen des D. gegen C. 
und des C. gegen B. die Klage fehlfchlagen muß, mwähs 
rend fie in dem Proceß des B. gegen A. leicht durchzufühs 
ren wäre; man febe nur den Fall, daß B. und C. ſich 


‚auf rechtögültige Weife gegen die Gewähr der Hauptmäns 


gel verwahrt haben, 

vergl. Monatfchr. f. d. Juſtiz-Pfl. Bd IL Abth. 2. Hft 2 

Pag. 284. : 

was kei A. nicht der Fall mwäre, dabei aber B. unerachtet 
diefer Verwahrung doch aus Billigfeitd » Gründen dem D- 
die Gewähr, welche A. fchuldet, zu gut Fommen laffen 
möchte, oder man febe, ed Fönne der Beweis ded Vorhan⸗ 
benfeynd eined Hauptinangeld gegenüber von dem erften 
Berfäufer A., etwa durch Eideszufchiebung recht wohl bers 
geftellt oder ergänzt werden, während diß gegenüber von 
B. und C., welche das Thier nur Furze Zeit befaßen und 


daher Feine nähere Kenntnig von feinen Eigenfchaften ers 


hielten, nicht möglich wäre, wo alfo die Klage, obgleich 
gegen A. vollkommen rechtlich begründet, doch verloren 
wäre, meil fie gegen B. und C. aus Mangel an Beweid 
nicht durchgeführt werden Fünnte u, dergl. m. 

Sollte aber der oben angeführte Satz nicht nichhaitig 
fepn, fo würde auf zweierlei Weiſe geholfen oder doch die 
Sache bedeutend vereinfacht werden Fünnen, entmeder da: 
durch, daß B. und C. ihre fämmtlichen Rechte an D. ab: 
träten und diefer num, etwa unter Affiftenz de B. und C., 
gegen A. Flagend aufträte, oder daß B. fogleih gegen A. 
Flagte, mo .er dann in einer gewiſſen Uebereinftimmung 
mit D. handeln müßte. Bon dem erfteren Weg bat der 
Verfaffer diefes in feiner Erfahrung Feinen "Fall aufzumeis 
fen; es ift ſehr erflärlih, daß die Käufer B., C. und D, 
ſich nicht fo Teiche zu einem folchen Ausweg verftändigen ; 
häufig flogen die Parthieen ſchon anfangs zu hart an ein« 
ander, ald daß fie in eine folche. Uebereinſtimmung Fänen, 
und dann würde am Ende jede Parthie fürchten ,- fich; bie: 
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durch ‚für den meiteren Gang des Rechtöftreitd zu präjudi- 
cirens auch würden fich bei dieſem Verfahren manchmal 
Schwierigkeiten und. Verwidelungen im Proceßgang, ſo z. 
B. in Beziehung auf dad Beweis-Verfahren ergeben. Das 
gegen Fam der zweite Ausweg fehon unter verfchiedenen Com» 
binationen vor, wurde aber haufig unter Entgegenftellen 
des obenerwähnten Satzes angefochten und diefem gemäß 
B. mit einer gerichtlichen Klage nicht zugelaffen, meil er 
ſolche nicht Auf ein ihn verurtheilended gerichtliched Er- 
fenntniß gründen Fonnte, Allein-diefer Sab ift in folcher 
Allgemeinheit durchaus. unrichtig. Es ift wirklich auffals 
lend, daß derſelbe ſich eine ſo weit verbreitete Autorität 
verfchaffen fonnte,, ohne dag man ihn auch nur in’einem 
Compendium aufgeftelt fände, Wahrfcheinlich beruht die 
Annahme deffelben vorzüglich darauf, daß die Wandlungss 
- Mage ihrem Wefen nad in der Regel vorausſetzt, daß der 
Kläger die. fehlerhafte Sache zurücgeben koͤnne, daß er 
. demgemäß ihre Zurücigabe anbieten muß, * 
1, 23. $. 1. D. de aedil. ediet. (21, 1.) 
und alfo allerdingd bei der Klage voraudgefeht wird, daß 
der Kläger fich in der Rage befindet, die Sache zurückgeben 
zu können. Allein hieraus folgt noch nicht, daß der Kläs 
ger durch den Proceßweg in diefe Lage verfebt more 
den ſeyn müffe, ed muß genügen, daß er die Sache zurück—⸗ 
geben Fann. Zwar ift richtig, daß die Geſetze felbft das 
in Frage. ftebende Rechtsmittel fuͤr eine Art ie 
erflären, 
l. 23. $. 7. D. de aedil. ed. Ai, 1.) 

(es heißt Übrigens hier nur quodammodo in integrum 
restituere), woraus allerdings folgt, daß hiebei auf Sei— 
ten ded Klägerd ein Zuftand vorhanden feyn muß, welcher 
in den vorigen reflituirt werden kann, und welchen er durch 
feinen Verkauf in gewiffem Betracht verloren hatte. Als 
lein hieraus folgt noch nicht, daß der Kläger durch den 
Proceßweg in diefen Zufland zurüdverfept worden feyn 
muß; es genügt, daß er fih wieder im ſolchem befindet, 


* 


ſey es auch, daß er durch bloße Uebereinfunft®) ober auf 
welche andere Weife in denfelben verfept wurde. Schon 
nach der Natur der Sache kann man nicht annehmen, daß 
das Recht des erften Käufers gegen feinen Verkäufer zus 
rückzugreifen, dadurch, daß der erſte Käufer die Sache 
weiter verkauft hat, an ſich eine Aenderung erlitten babe, 
ebenfowenig Fann eine folche dadurch vorgehen, daß der 
erfte Käufer in der Ueberzeugung , daß die Befchwerde mes 
gen eined Hauptmangeld begründet fey, feinem Käufer (bes 
dingt oder unbedingt) freiwillig reftituirt hat; denn es iſt 
fowohl jener Weiterverkauf, ald die fofortige freiwillige 
Neftitution gegenüber von dem erften Verfäufer res inter 
alios acta und daher nicht abzuſehen, wie hiedurch an der 
Verbindlichkeit des erſten Verkäufers das Geringſte alterirt 
ſeyn ſollte, und es kann daher auch in einem ſolchen Fall 
zur Begründung der Klage des erſten Käufers lediglich 
nichts weiter gehören, als daß er nachweiſe, daß an ſich 


alle Bedingungen derſelben vorhanden ſind, was er ja ganz 


unabhängig von den Verhältniſſen des weitern Verkaufs 
und der vorgegangenen freiwilligen Reſtitution thun muß. 
Oder ſollte etwa bei dem in Frage ſtehenden Rechtsmittel 


eine Anwendung der Grundſätze über Gewährleiſtung einer 


abgeftrittenen Sache — Eviction begründet ſeyn? Allein 
zwifchen diefer und der Gewähr der Hauptmängel findet 
in der Ihat Feine weitere Verwandtfchaft, ald die ded Na— 
men, Fein weiterer Zuſammenhang ftatt, ald der, daß beis 
derlei Zehren von den Aedilen behandelt und deshalb beide **) 
in zwei auf einander. folgenden Titeln unferes römifchen 
Geſetzbuchs abgehandelt. find ***), Daß bei diefer eigentlis 


°) welche denn auch bloß dahin bedingt feyn * daß das Kaufe 
Dbject bloß für den Fall der Durhführung der Klage dem 
erften Käufer zur Verfügung geftellt wird, für den Fall des 
Unterliegend aber alle übrigen Verhältniffe unverändert blei« 
ben follen. 
* Berge. Glüd, Commentar Bo XX. pag. 169. 
» Man koͤnnte hinssfügen, au gewöhnlich in unfern| Compen» 
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hen Gemwährleiftung des Grundfag gilt, daß fie, wenn ei- 
ner nach dein andern Faufte, nur dann flattfindet, wenn 
einer nah dem andern "den Proceßgang durchgemacht ‘hat, 
dis folgt aus dem Begriff und. der Natur diefer Art von 
Gemäprleiftung ; denn bei diefer Lehre wird weſentlich vors 
audgefebt, daß die Sache, für welche Gewähr geleiftet wer⸗ 
den fol, im Wege Rechtens abgeftritten worden ift?); es 
Fann alfo aus diefer Lehre, bei welcher das ſchon voraus⸗ 
gefeht ift, was bei der Gewähr der Hauptinängel erft ges 
folgert werden fol, der fraglihe Sap — aus logiſchen 
Gründen nicht abgeleitet werden. 

Schon die biöherige, aud allgemeinen Sätzen ſich gr» 
gebende Deduction dürfte genügen, um den Ungtund des 
in Frage ftebenden Sapes darzuthun. Geben wir aber fo: 
fort auf die gefehliche Begründung der Frage Über, fo recht: 
fertigt ſich deſſen Verwerfung zunähft per indirecium, 
indem man in den Gefepen und in’öbefondere in dem gane 
zen Pandecten » Titel über das ädilicifche Edict (21, 1.) 
auch nicht eine Spur zur Rechtfertigung jened Satzes fins 
det; vielmehr läßt fih fchon daraus, daß gefeplich die 
" Wandlungdflage ſelbſt in folchen Fällen ftattfindet, mo die 
Sache zu Grunde gegangen ift, wenn — nur ohne Squ 
des Klägers geſchah, 

138 $. 3.1.47. .1.1. 48. pr. D. de aedil. ed. ei 
indirect ableiten, daß gefeplich keineswegs unbedingt der 
status quo ded Verkaufs erfordert wird. Allein auch eine 
unmittelbare pofitive Begründung des Satzes, daß der 
Käufer einer wieder verkauften Sache die Wandlungdflage 
immer anftellen kann, wenn er nur auf irgend eine — 


dien ſo abgehandelt werden, 3. B. Thibaut, Pand. 6. a1. 
seg. Weidhaar, württemb. Privatredht $. 991. seq. 

*) Wie dieß eigentlich fon aus dem Geſetzeswort Eviction und 
den meiften Gefesen des einfhlagenden Pandeetentitels unmit— 
telbar hervorgeht, vergl: jedoch befonderd Vhibaut, Pand. ©. 
489. Malblanc, prince. jur. rom, $.591. IV. V. Weißs 
haar, württemb. Privatrecht F. 991. °. 1 

Monatſchr. f. d. Zuftispfl. II. Bd. 8. Abth. 27 
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wieder im ‚der Lage ift, ihre Zurückgabe in dem früheren 

Stand anbieten zu können, gebt aus 1. 45. $. 8. D. de 

aedil.:ed. (24, 41.) bervor, wo «6 heißt: 

y — manebit obligatum, etiamsi redhibitus fuerit 
Aacrvus; quemadmodum si eum alienasset, aut 
usumfructum gjus, non recte redhibetur, nisi 
redemptum et pignore liberatum redhibeatur 
— oder nach anderer Lefeart — nisi redemtum 
sit et pignore liberato redhibeatur — oder nady 
‚einer dritten Lefeart — nisi vedemtum sit et 
pignore liberatum; — endlid nad) - einer vierten 
Zefeart: pignus manebit obligatum , etiamsi red- 
'hibitus fuerit servus, quemadmodum si eum 
alienasset, aut usumfructum ejus; nec recte red- 
bibebit, nisi redemtum et pignore liberatum 

„u .redhibeat. 

Dieſe ‚Gefebeöftelle fpricht in der lebten Lefeart Marz 
allein auch nach den übrigen Lefearten, obgleich ſolche in 
gewiſſer Beziehung, namentlich binfichtlic der Worte nisı 
 redemtum verſchiedene Audlegungen zulaffen, ift obige 
Folgerung unbeftreitbar wenigftend imittelft analoger Ans 
wendung abzuleiten. So wie nun aber die bei der vorftes 
benden Ausführung abgehandelten Bedenken lediglich befons 
dere Eigenfchaften der Wandlungsflage betreffen, fo ift 
ohnedieß Far, daß bei der Minderungdflage der in Frage 
ftehende Satz noch weniger zu rechtfertigen feyn wird. 

Was aber den zuerft angeführten Ausweg zur Verein— 
fahung foldher Proceffe — die Abtretung der Rechte der 

Zwifchenverfäufer an den lebten betrifft, fo iſt einmal nicht 

abzufehben, was einem folchen ganz allgemein zuläßigen 

Rechtsakt für den vorliegenden Fall im Weg ſtehen follte; 

es läßt fih aber auch bier eine fehr prägnante gefehliche 

Analogie daraus. herleiten, daß die Statthaftigfeit eines 

ſolchen Verfahrens bei der eigentlichen Gewaͤhrleiſtung 


gefeplih ausdrücklich anerkannt if, 
l. 58. D. de eviet. (21, 2.) 
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Diefem Allem nad) wird fih denn der Sah rechtfer⸗ 
tigen: 
daß in den Faͤllen, wo ein Thier binnen der Gewähr 
frift durch mebrere Känfe hindurch gieng, entweder 
1) der letzte Käufer mit abgetretenen Rechten feiner Vor⸗ 
gänger gegen den erften Verfäufer die gefeblich zur 
läßigen Klagen wegen Hauptmangeld anſtellen Fönne, 
wobei die Vorgänger zu feiner Unterſtützung als accefe 
forifche Intervenienten auftreten können; oder 


2) der erfie Käufer fogleich gegen feinen Verkäufer mit 


jenen Klagen, namentlich auch det Wandlungs Klage 
auftreten Fönne, wenn er nur in dem löpteren Fall in 
den Stand gefept ift, die Zurückgabe des Thieres am 
bieten zur Fönnen, was er durch eine bedingte oder Kirk 
Dingte Webereinfunft mit feinem Nachfolger: bewerk⸗ 
ſtelligen kann, bei welchem Rechtsſtreit denn ſeine 
Nachfolger als — — — 
en 


up 





5) Ueber die Behandlung der Anſprüche der Pür- 
gen beim Concurs des Hauptſchuldners, ſo wie 


die Anfprüde einer Ehefrau in Gemäßheit des 


Art. 68. des Geſetzes vom 21. Mai 1828, in- 
gleichen die Anſprüche des. Hanptzläubigers ſelbſt. 
(Von Herrn Präſidenten v. Bolley.) 

Es iſt bekannt, daß bei einem Gant auch underfallene 
Forderungen, ja ſogar bedingte vor dem Eintritt der Be⸗ 
dingung eingeklagt werden können. Namentlich kann ein 


Buͤrge, welcher durch den Concurs des Hauptſchuldners nur 


mit einem Verluſt bedroht ift, die ihm für den Fall, daß 
diefer Verluft wirflich einfrete, zuftehenden Rechte, allerdings 
nur ebentuell, als Concurs-Gläubiger geltend machen a). 


» Tritfchler, von der Präckufion der Gläubiger If 2. $. 2 


Schweppe, Syſtem des Concürfed’$. 49, Ste Auft. &'I3. 
27? 


’ 
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Doc verfteht «3 fi von ſelbſt, daß nie dem Hauptgläu⸗ 
biger und dem Bürgen zugleich rückſichtlich der Total— 
forderung aus der Maſſe des Hauptſchuldners Befriedigung 
gewährt werden kann; obgleich die Forderung des Haupt⸗ 
‚gläubigerd und des Bürgen, fofern diefer nicht die ihm 
von jenem abgetretenen Rechte verfolgt, nicht als identifch 
betrachtet werden dürfen. Beruht nämlich die Forderung 
ded Erfteren, mie ed bei verbürgten Forderungen meiftend 
der Fall ift, auf einem Darlehen; fo Flagt er aus diefem, 
während der Bürge feine Entfchädigung mit der actio man- 
dati contraria zu ſuchen hat. So meit aber der Haupt» 
‚gläubiger aus der Maffe des Hauptfchuldnerd befriedigt 
wird, fo weit Fann der Fall, in welchem von dem Erfteren 
der Bürge, und umgekehrt von Letzterem mwieder’der Haupt: 
ſchuldner in Anfpruch genommen werden Fünnte, gar nicht 
‚eintreten. Dagegen kann die Forderung des Bürgen aller: 
dings neben derjenigen ded Hauptgläubigerd im Prioritätds 
Erkenntniß eventuell aufgeführt werden. Died wird befon- 
derd dann der Fall fenn, wenn der Bürge fich ein Sicher: 
beitörecht ausbedungen bat, welches der Hauptforderung 
nicht zuſteht, und der Einfachheit wegen wird wohl dann 
dad, was dem Bürgen ‘wegen feines Rüuͤckgriffs gebührt, 
dem aus eigenem Rechte ganz oder theilweife durchfallenden 
KHauptgläubiger bei der Maffe des Hauptfchuldnerd geradezu - 
zugemiefen werden, . | 

Als zmeifelhaft erfcheint bloß die Frage: ob nicht in 
der legten Claffe die Forderungen des Hauptgläubigerd 
und des Vürgen neben einander aufgeführt werden können? 
In vollen Summen kann dieß ganz gewiß nicht gefches 
ben. Aber wenn der Bürge für fih nur das einklagt, was 
an der Hauptforderung zu Verluſt gebt: fo ſehe ich eben 
deswegen, weil beide Forderungen nicht identifch find, eigents 
lich doch feinen Grund ein, aus welchem ein folder Ans 
ſpruch zurückgewieſen werden Fünnte, mwiewohl mir allers 
dings Fein Fall befannt ift, in welchem die Sache auf diefe 
Weiſe behandelt oder ein folcher doppelter Anfpruch auch 


* 
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nur geltend gemacht worden wäre. Gehe man den Fall: 
in der letzten Claſſe fallen auf eine verbürgte Hauptfordes 
rung von 1000fl. noch 500fl., mithin babe der Bürge für 
500fl. einzutreten, fo wird er wohl verlangen Fönnen, daß 
er mit diefen 500fl. aus feinem Rechte unter die Gläus 
biger ber. lebten Claffe neben der Hauptforderung 
von 1000fl. aufgenommen werde, wodurch allerdings auch 
‚wieder die nach der erften Berechnung auf bie Leptern fal» 
lende Rate vermindert werde müßte *). 

Diefe Grundfähe werden aud auf die Anfprüche An: 
wendung finden, -welche von einer Ehefrau, in Folge deffen, 
maß fie bei der Entfagung des Acquäfted wegen gemein« 
(haftlih contrabirter Schulden, oder, was fie überhaupt 
als Antercedentin für ihren Mann zu leiften bat,’ bei der 
Maffe ihres Mannes geltend gemacht werden können, fo: - 


fern nämlich die Frau nicht in die Rechte eines befriedig« 
ten Oläubigers eintritt *®), - 





6 Ein merkwürdiger Fall der Anwendung des 
Art. 31. des Einführungsgefehes von: 15. Axrit 
1825. 

«Ron Herrn Präflidenten v. — 

Dieſer Rechtsfall ſcheint mir merkwürdig, 
1) wegen der mehr ald befreimdenden Art, wie ber $. 
50. der Anmeldungd-Inftruction vom 15. April 1825, 


*) Auf diefe Idee wurde ich durch eine Anfrage des ſtets über 
feinen Beruf nachdenkenden Herrn Amt3-Notard Dertinget 
von Teinach, meined vormaligen Gehülfen, geführt. 

**) Vergl. Art. 68. ded Gefeged vom 21. Mai 1823 und babei 
meinen Gommentar Bd II. $. 567. Not. 3. (wo eB flatt 
„meine Betr.’ beifen muß: „‚‚meine 33 Auffäge‘) und 
Not.4. ©, 1276, 1277. — Nur beiläufig, fey ed bemerkt, um 
einem andern bei mir erhobenen Zweifel zu begegnem, daß un: 
geachtet des ebengedachten Art. 68. bie. aus einer gemeinſchaft⸗ 
lihen Verfchreibung verbindliche Frau au na der Entfagung 
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„Anſprüche jeber Art an. Schuldner, wider — in 
„FSolge ihrer Ueberſchuldung an dem Zeitpunfte der Ver⸗ 
„kündigung der neuen Gefehe der Concurs bereitd eins 
„geleitet und im Gange ift, bedürfen bei. der aufgeftells 
: „ten befondern Behörde keiner. Anmeldung,” — 
* den Behoͤrden erklaͤrt und angewendet wurde; ; denn’ 
re des Acquäſtes von — theilweiſe aus der Maſſe⸗ des Manz 
ned befriedigten Gläubiger wegen der ganzen Hälfte der Schuld, 
in Anfpruh genommen werden Kann , fofern derfelbe aus der 
Maſſe des Manned nur nicht mehr ald die Hälfte erhalten 
bat; denn durch den Art. 68. wurde nicht® verändert, ald daß 
die Frau mit der nach dem Contracts-Verhältniß auf fie fals 
Ienden Rate der gemeinfhaftlihen Schuld nur fo meit belas 
ſtet werden foll, ald der Gläubiger nicht aud der. Maffe des 
Mannes Befriedigung erhalten könne. Daß ihre Verbindliche. 
ar keit ſchon dann geſchwächt werden foll, wenn die Maſſe des 
Mannes nicht einmal zur Hälfte zureiche, daran wurde bei 
dem gedachten Art. 68. gewiß nicht gedacht. Allerdings wird 
zwar durch eine frühere partielle Bezahlung, welche von den 
Epeleuten gemadt. wird, auch die Schuldrate der Frau, vera 

j mindert, dieß kann aber gegen die oben entmidelte Anſicht 
nicht entfcheiden. " Im. Falle des Art. 68. if die Frau bei 
einer gemeinfchaftlichen Schuld. von 100fl. bis auf 50fl. zwar 
eigentlich nicht mehr ald Hauptfchuldnerin,, aber doch ald In— 
tercedentin zu behandeln. Durch den Contract felbft ift fie die 
Hauptfhuldnerin des Gläubigerd für "SOfl. geworden. Daß 
diefe Hauptfehuld in Folge der Entfagung ded Acquäſts dur 
daB Geſetz beziehungsweiſe in eine Interceſſion verwandelt - 
wird, darunter kann der Gläubiger wenigftend nit unmittels 

« 2 bar. leiden. Dieß wäre aber der. Fall, wenn hierdurch fein 
Recht, die Frau wegen der. Hälfte an der ganzen eingeflagten 
gemeinfchaftlich contrahirten Schuld beim Concurd > Verfahren 
„gegen den Mann wenigftend fubfidiär in Anfpruch zu nehmen, 
befchränft. würde. Bei einer. andern. Anficht würde ſich erge⸗ 
ben, daß, wenn ſchon beide Maffen je zur Bezahlung der 
‚Hälfte einer folhen Schuld volllommen zureichten, der Gläu⸗ 
biger..dennoch ein. Viertel zurüdlaffen müßte, weil er aus der 

.  Maffe dev Frau nur die Hälfte des bei der Maffe des Man⸗ 

nes nicht getilgten Schuld» Refeb: erhielte. 


+ 


angewendet wurde folcher auf Forderungen einer Eonc urs⸗ 
maffe oder der Concurd-Gläubiger an einen damals nicht 
infolventen Gutöfäufer, auf welchen diefe Glaͤubiger zu ver⸗ 
weiſen waren; 
2) wegen einer eigenthümlichen Berwickelung; * 
+3) weil dieſer Fall ein Beiſpiel von den vielen liekfert, 
in welchen erſt im der dritten Inſtanz in Folge der amtli⸗ 
den Einforderung von Acten alles, was vorher zmeifelhaft 
und dunkel war, auf eine unerwartete Weiſe aufgeklart 
wurde, wohl auch die Sache eine verbe⸗ gar init geahnete 
Wendung nahm. Kr 
Der Fall ift folgender: 

Der Hofr. P. v. K. hatte an Bernhardt Br. v. e 
zur Gemeinde 3. gehörig, als erfter Öffentlicher‘ Pfandgläus 
biger ein Capital: von 800fl. nebft mehrjährigen‘ Zinfen zu 
fordern. Dad Oautverfahren gegen B. wurde fehon im 
Jahre 1817 eingeleitet, aber erft im Zahre 1826 beendige; 
dad verpfändete Gut wurde im Jahre 1820 aus der Mare 
an Franz Anton N. verkauft, dabei zwar dad Eigenthums⸗ 
Recht für die Maffe vorbehalten, jedoch diefer Vorbehalt 
nur in das Kaufbuch, nicht aber in: dad Unterpfandsbuh 
eingetragen. Mit dem: Einzug. des Guts s Erlöfes wurde 
der B—fche Güterpfleger beauftragt, und. auf diefen ber 
Hofr. Pr. verwiefen. Diefed aus der: B’fchen. Maffe er: 
faufte Gut wurde vom Gutskäufer N. ſchon im December 
4825 einigen feiner Gläubiger verpfändet. Auch wurden in 
dad in Folge der neuen Pfandgefehgebung im Jahre 1827 er: 
richtete neue Unterpfandöbuch zwar diefe Forderungen, nicht 
aber die Forderung ded Hofr. Pr. oder der Bernhard B—⸗ 
ſchen Gmtinaffe an den Gutskäufer N. eingetragen. 

Bald darauf farb N., und als fi aud bei feiner - 
Maffe eine Inſolvenz zeigte, fo wurde gegen biefelbe zu 
Ende, des vorigen. Jahrzebentd der Gant erfannt. Der 
B—ſche Güterpfleger Liquidiete die noch rückſtändige For— 
derung der Bernhard B—ſchen Maffe, wobei nur 
der Hofrath Pr. betheiligt war, und machte das bei 


\ 
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Dem Verkaufe dez Guts vorbehaltene Eigenthums » Recht 
geltendi. Da. jedoch diefed Lehtere im Unterpfands = Buch 
nicht eingetragen war, auch der Liquidant nach einer Stelle 
im Liquidationds Protocol fogar anerkannt haben fol, daß 
er die Anmeldung diefer Forderung im der Periode vom 
4. Juli bis legten December 1825 in der Vorausſetzung, 
die Bernhard. B—ſchen Gläubiger werden ihre Rechte ſelbſt 
wahren, unterlaſſen habe *), fo wurden die eingetragenen 
Forderungen in die II., die in Frage ftehende aber. in 
Die: (2te Abtbheilung der) II. Claſſe locirt, wornach ein 
bedeutender Theil der Iebtern zu Verluſt gegangen wäre, 
Odhne den eben bemerften, auf dad Liquidationsprotocoll 
ſich beziehenden Umftand zu befeitigen, hatte ſich der Güter: 
pfleger in der’ zweiten Inſtanz darauf-berufen, daß er die 
Forderung nicht nur in der Periode vom 1. Juli bis letz⸗ 
ten December 1825 beim Anmeldungd-Commiffär angemels» 
det, vom demfelben aber die Antwort: „er wolle warten, bis 
der Pfand⸗Commiſſaär komme,“ erhalten, fondern daß er dann 
and fpäter dDiefem Letztern die Forderung mit ihrem Vorzugs⸗ 
RMecht angezeigt und denfelben befragt: ob er etwa binfichts 
lich der Anmeldung noch etwas beobachten müffe? daß ihn 
aber der Pfand : Commiffär durch die Erflärung‘, daß dieß 
nicht. nothwendig fey, indem er ihm aus einem Bude *®) 
;porgelefen, daß die im Gant begriffenen Capitalien Feiner 
Anmeldung bedürfen, gänzlich beruhigt babe. 

Obgleich diefe Behauptung fehon in der zweiten In⸗ 
ſtanz mehr als befcheinigt, und obgleich vom Gerichtähofe ' 
der Art. 19. des EinführungssGefehed für den Appellanten 





©) Diefe angebliche Aeußerung ift, wie fih aus allen Alten er- 
giebt, mehr ald räthfelhaft, befonderd aber auch deöwegen, 
weil zu biefer Zeit die B—ſche Gantverweifung noch gar nicht 
gefertigt und der audländifhe Gläubiger wohl auch davon, 
daß dad ihm’ verpfändete Gut von ihm veräußert worden | 

ſey, noch gar nicht unterrichtet war. 

⸗) Ohne Zweifel aus dem Regierungsblatt, die angeführte Stelle 
ber Anıneldungd = Fnftruction. 
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wenigftend in eines Beziehung auf die moͤglichſt günftige 
MWeife erklärt wurde), fo wurde doch in zweiter Inftang 
und'.zwar unter Verurtheilung des Anten in die Koften, 
das Erfenntniß erfter Inftanz beftätigt.. Es Fünne zwar, 
bieß e8 in den Entfcheidungd » Gründen, ald erwiefen ange: 
nommen werden, daß es dem Anten um Beitreibung und 
Sicherftellung: der im Streit befangenen Forderung zu thun 
geweſen, und ‘daß er mohl auch mit der Anmeldung des 
zur Sicherheit beftellten -Eigenthumd » Recht umgegangen 
ſey ®*). Unerwieſen fey aber geblieben, daß die. Anımnel» 
dung aftenmäßig gemaht und durh Eintrag in 
das unterpfands-Buch vollzogen worden fey. 
Dieß fen dad Wefentliche, außerdem müffen die gehö— 
"ie angemeldeten und eingetragenen Ban vorgezo⸗ 


0) Der Gerichtshof nahm nmlich an, baf feine Anmeldung als 
verſpätet zu betrachten fey, fo lange, nur die collidirenden, 
in der gefeslihen Friſt gewahrten Rechte nicht bei dem 
Purificationd- Verfahren wirflih anerkannt und 
in dad neue Unterpfands-Buch eingetragen wor- 
den feyen. Daß auf diefe Weife die gefeslihe Anmeldungds 
frift völlig eludirt würde, diefer Einwurf ift dem Gerichtöhof 
felbft nicht entgangen, aber, wie mich dünkt, wenig befriedigend 
befeitigt worden. Man vergl. dagegen m. Comment. ®b II. 
$. 379. ©. 776 ff. und das Gefes vom 21. Mai 1828, Art» 
76 ff: Uebrigens hätte man nach diefer Erflärung des Geſetzes 
um fo mehr erwarten follen, daß ſchon in zweiter Inftanz zu 

Gunften des Anten würde erfannt werden. 

.**) Nach den Zeugen-Ausfagen hatte der Anmeldungd-Commilfär, 

—Schultheiß N., auf die Anmeldung erwidert: „wozu dann 
anmelden? fie haben ja die Gant-Akten in E., aud denen 
‚man fieht, daß die B—ſche Gantmaſſe dad erfte Unterpfands⸗ 
Recht hat. Die wird Anmeldung genug feyn. Wir Iaffen 
ed eben gut feyn, bid der Pfand-Commilfär fommt, und dann 
tragen wir die Sache diefem vor.” Als nun der‘ Pfand: 
Commiſſär gekommen ſey, habe der (neue) Schultheiß U. dem: 
ſelben die Verlegenbeit deB m vorgetragen u. f. w. 
wie: oben. F 


gen werden. Was auch dem Anmeldungs s und: Pfand- 
Kommiffär. dabei zur Laft fallen möge, fo fünnen die eins 
‚getragenen Gläubiger unter der Schuld eined Dritten um 
jo weniger leiden, als es dem Anten freigeflanden wäre, 
des ihm ertheilten irrigen Raths ungeachtet, auf der Aufs- 
nahme feiner Anmeldung. und auf Vollziehung berfelben 
durch: Eintragung in das. Unterpfandd» Buch zu bebarren, 
und durch eine Beſchwerde bei dem Dberamts» Gerichte zu 
E. zu bewirken. Hiergegen könne dem Anten auch nicht 
Der Art, 31. des Einführungs-Geſetzes zu Statten kommen, 
da ja die Forderung nicht in das Anmeldungs-Verzeichniß 
aufgenommen worden, mithin auch nicht als gehörig anges 
meldet anzuſehen ſey. 

Ungeachtet wenigſtens die B—ſchen Gant⸗Akten ſchon 
zu den Akten zweiter Inſtanz gebracht waren, und ſchon 
aus dieſen erſehen werden konnte, daß dem Hofr. Pr. ſelbſt 
ein ſchon im Jahre 1806 entſtandenes Unterpfands⸗Recht 
auf dieſem Gute zuftehe: fo blieb dieſer Umſtand doch in 
zweiter Inſtanz völlig unbeachtet. Auch in der Beſchwerde⸗ 
Schrift dritter Inſtanz blieb ſolcher unberührt, dagegen 
wurde vom Ober⸗Tribunal, neben fänmtlichen auf das Be: 
reinigungdverfahren der Gemeinde fih beziehenden Akten, 
auch daB ältere Orts⸗ Unterpfandd = Bud, in welchem diefe 
Forderung wirklich, wiewohl mit einer Heinen Unrichtigfeit 
am. Zaufnamen ded Schuldners, eingetragen war, von Amts⸗ 
wegen. eingefordert,, auch weiterer Bericht de8 Oberamts⸗ 
Gerichtd eingezogen und eine Erflärung ded Pfand » Eoın: 
imiſſaͤrs M., die jedoch fehr audweichend ausfiel, eingeholt. 

Nach mweiterer Verhandlung unter den Partheien wurde 
dann den 17. September 1835 zu Gunſten des Anten abs 
ändernd dahin erfannt, daß die fragliche Forderung allen 
andern der zmeiten Claffe vorzufeben fey, und zwar aus 
folgenden. | 

F 6 runden: 
I Nach dem Art, 31. ded Einführungs-Gefebed vom 
15. April 1825 follen Rechte, welche nach den- biäherigen 
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Gefeten erworben wurden, und- entweder fchon bisher im 
den Unterpfands » oder Güter» Büchern eingetragen waren, 
oder in Folge des Öffentlichen Aufrufes (Art. 14.) anges 
zeigt worden, unverlebt bleiben, auch wenn fie durch ein 
Verſehen der verantwortlichen Unterpfands = Behörde bei 
Herfiellung der Unterpfands » Bücher nicht beachtet worden 
ſeyn follten. 

U. Das Einführungs⸗Geſetz Art, 13. erlitt zwar durch 
daß erft durch das RegierungdsBlatt vom 18. Auguſt 1827 
(S. 339 ff.) befannt gemadite Gefeb vom 4. Juli 1827. 
eine übrigens nur in einem Theile des Landes wirkende 
Modificagion, indem nad diefem Gefepe Art. 5. die Pfands 
Eommiffäre nicht verbunden waren, die fihon früher einge: 
tragenen Vorzugd: Rechte zu beachten, wenn ſolche nicht‘ ent: 
weder auf den Aufruf vom 4. Juni 1825 oder in der Pe: 
riode vom 1. September bis 30. November 1827 ange« 
meldet worden. 

‘ Resierungd- Blatt von 1827 S. 341 und 342: 

- Auch. wurde diefes letztere Geſetz mwirflid auf den gans 
zen Dberamtd: Bezirk E,, einzig: mit: Ausnahme der Ge> 
meinde D., bezogen. - 

Regierungd:Blatt: ©. 346. - 

Allein dagegen: ıft 

III. zu bemerken, daß nach einem bei den Hfanb Ber 
reinigungdaften liegenden oberamtögerichtlichen Berichte vom 
2. Juli 1827 und deffen Beilagen ſchon damals nicht nur 
die Vorbereitungen zur Pfand = Bereinigung in dem ganzen 
Bezirke des Pfand-Commiſſärs M. vollendet, fondern: daß 
zur: Bereinigung der Schultbeißerei 3., zu melcher der Ort 
W. gehört, bereits ‚gefhritten war: das erfi dur das 
Regierungss Blatt vom 48. Auguft 1827 befannt gemachte 
neue Geſetz kann alſo diefem Pfand » Eommiffär nicht zur 
Entſchuldigung gereichen,, wenn. er bei jenen Borbereis 
kungen, die gemäß dem Einführungs: Geſehe (Art. 13. ff.) 
in der. Anmeldungds und Einführungs-VInſtruction (bezie— 
hungsweiſe $. 435. und $: 7..und 357: ff, Regierungs⸗Blatt 
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von 1825 ©. 512, dann ©. 846 und 856) ruͤckſichtlich der 
früher eingetragenen Vorzugs-Rechte enthaltenen fehe be: 
ſtimmten VBorfchriften — ließ. 
Wohl aber 
AV. muß umgekehrt die tm neuen Geſetze enthaltene 
Beftimmung, wornad früher eingetragene Vorzugs » Rechte 
in der Periode vom 1. September bis 30. November 1827 
bei. den Unterpfands = Behörden oder den Pfand: Commiffä= 
. ven immer noch mit vollfommener Wirfung angemeldet 
werden Fonnten, dem Anten zu Statten fommen. 
Regierungd: Blatt von 1827 ©. 342. 
Nun ift e8 zwar 
V. ganz richtig, daß dad Eigenthumd » Recht, welches 
bei dem Verkaufe des in der B—ſchen Gantınaffe befind: 
lichen Gutes gn den jetzigen Gemeinfhuldner Johannes N. 
vorbehalten murde, weder in dem Güter = noch. in dem 
Unterpfandds®uche bemerkt worden ift, und eben fo. richtig 
ift e8, daß die Beftimmung ded Art. 13. des Einführungd: 
Geſetzes auf folche Vorzugs:Rechte, welche blos aus einem 
Kaufbuche zu erfehen waren, nie außgebehnt werden Fonnte. 
Dagegen 
VI. ergiebt ſich aus dem Unterpfands- Buche von 1812 
Lit. B. Fol. 106, daß die Forderung. des Hofe. Pr. v. K. 
vom Capital tro. 10. März 1806 von 800fl., wofür das 
Bernhard B—ſche Gut verpfändet war, wirklich eingetras 
gen gemwefen, von diefer Forderung ift aber bier 
einzig und allein die Rede, : Schon in der Eigens 
(haft diefed Unterpfands, melched nicht nur Älter ift,. al8 
die übrigen in Frage ftehenden, fondern auch auf dem aus 
der B—fchen Maffe verkauften Gut noch vor deffen- Vers 
äußerung an den jebigen Gemeinfchuldner gehaftet hatte, 
mithin nach anerkannten Grundfäben bei der Maffe des 
Letztern mit. Abfonderungs: Recht zu verfolgen war, ift auch 
das Vorzugs-Recht diefes Gläubigerd gegründet. -Daß aber 
durch die (überdies. erft nach. der Periode vom 1. Juli bis 
Ichten December 1825 vollzogene) B—ſchen Gantverwei⸗ 
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fung an dem Rechte diefer Forderung nichtd verändert wor: 
den ſey, died wird durch die Ausführung von 

Bolley, verm. Auffäse I. Nro 19, 
außer allen Zweifel geſetzt*). Mithin ift e8 für das Der: 
baͤltniß diefed Gläubigerd ganz gleichgültig, ob man ans 
nimmt, daß bei dem Purificationd:VBerfahren das der B—⸗ 
(hen Maffe vorbehaltene Eigenthums Recht, oder daß daB 
dieſem Gläubiger zuftehende Unterpfands-Recht gehörig ges 
wahrt worden fey oder einer befondern Wahrung gar nicht 
bedurft babe.’ 

‚ Zwar wird im Unterpfands- Buch, von 1812 Fol. 106 
Beonbarb 2. als Schuldner genannt; aber daß bier blos 
durch einen Schreibfehler der Vorname „Bernhard“ mit 
„Leonhard“ verwechfelt worden ſey, darlıber Fann nah 
allen Aften, namentlich nad Bergleihung des gedachten 
Unterpfands » Buch8 Fol. 106. und 109 b, dann des älte- 
ven Güterbuchs S.2960, der neuen Steuerbefihreibung von 
4814 Fol. 19, fo wie der Bernhard B—fchen Gant-Akten 
nicht der geringfte Zweifel eintreten. 

In keinem Sale kann diefen Schreibfehler der Pfande 
Commiſſär M, für fih anführen, weil er jedenfalld verbuns 
den war,. nachzuforfihen, mas ed mit diefer im Unterpfand8e 
Buche eingetragenen, nicht gelöfchten Forderung für eine 
Bewandtniß habe, 

Wenn nun gleihmohl in den zur Vorbereitung 
gehörigen und vor dem 18. Auguft 1827 gefertigten Vers 
zeichniffen des Pfand» Commiffärd von diefer Forderung 
nichtd erwähnt ift, fo hat er fich hiedurch der Verletzung 
einer in den angeführten Inftructionen enthaltenen fehr bes 
flimmten Vorfchrift zu Schulden fommen laffen. 


. *) Am allerwenigften konnte diefed Unterpfands: Recht auf ein 
Gut, welches zwar aud der Maffe verkauft, wovon aber der 
Erlös nicht zur Maffe gebracht wurde, in der Beſchränkung 
auf deſen Erlös in der gedachten Periode, in welcher daß 

: Gant= Verfahren nah gar nicht beendigt war, als erlofhen 
betrachtet werden. 


VH. Schon hierin müßte man daher einen wichtigen 
Grund finden, zu Gunften ded jebigen Anten zu erfennem 
Aber es Fommt biezu 

'VHi. daß, wie vom Richter voriger Inſtanz ſelbſt we⸗ 
nigſtens als ſehr wahrſcheinlich angenommen wurde, der 
Ant nicht nur auf den erſten Aufruf vom 4. Juni 1825 
bei dem Anmeldungs » Commiffär x fondern daß er auch 

| \ 4. Juli 
auf die neue Aufforderung vom 18. un. 1827 bei dem 
Pfand⸗Commiſſär M. die fraglihe Forderung wirflih ans 
gemeldet, bat. Das Lebtere Fann der Pfand =» Eommijfär 
nach feiner Erklärung vom 17, April 1835, fo Fünftlich 
und ausdmweichend auch diefelbe gefaßt ift, felbft nicht widers 
fprechen; überdies aber wird dad ganze in zweiter und drits 
ter Inſtanz gemachte Vorbringen des Anten noch durdy den 
oberamtsgerichtlichen Bericht vom 3. April 1835 unterſtützt, 
ſo daß man unter dieſen Umſtänden ganz dahin geſtellt ſeyn 
laſſen kann, ob die im N—ſchen Liquidations⸗Protocoll eni⸗ 
baltene Stelle, welche ſich auf die Anmeldung bezieht, dem 
Anten wirklich angehöre? und in dieſem Falle, wie ſolche 
zu erklären ſey? Doc läßt ſich dieſe Stelle mit den übri—⸗ 
gen Akten ohne Zwang vereinigen, wenn man annimmt, 
daß der Ant zwar nicht die hypothekariſche Forderung des 
Hofr. Pr., als urſprünglich B—ſchen, dann überwieſenen 
N— ſchen Gläubigers im Beſondern, daß er aber doch, was 
hier vollkommen gleichgültig betrachtet werden muß, die 
durch Eigenthums-Vorbehalt geſicherte Forderung der B— 
ſchen Maſſe an N. angemeldet habe, und daß das Liqui—⸗ 
dationsprotocoll ſtrenge nur von jener zu verſtehen fen. 
Nun ift 

IX. den Gläubigern, deren Rechte noch nicht eingetras 
gen waren, durch die Gefebe und Snftructionen gar nichts 
zur Pfliht gemacht, ald die Anmeldung ihrer Sorves 
rungen. Ueberall machen diefelben die Wahrung des 
Rechtes der Gläubiger nicht davon. abhängig, daß fie ‚eine 
Beſcheinigung für die Anmeldung oder eine Bergewifferung, 


— 
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daß die Behörden diefe Anmeldung beachten :merden, außs 
gewirkt haben. Das Gegentheil ergiebt fich viehnehr ſchon 
ungmweideutig aus dem angeführten Art. 31. des Einfühs. 
rungsgeſetzes felbft. Auch die Anmeldungs-Inſtruction 
vom 15. April 1825 unterfcheidet fehr genau- das, was 
nach dem Einführungd » Gefepe die Partheien zu Wahre 
rung ihres Rechts zu beobachten haben, von den Weiſun⸗ 
gen, welche den-Unterpfands: Behörden über die Aufe 
nahme der Anmeldungen ertheilt worden find,: zu welchen 
letztern ohne allen Zweifel die VBorfchriften über die Anmels 
- dungdfcheine, fo mie über die- Aufnahme der mündlichen 
Anmeldungen und die Unterfchriften der Gläubiger im m pro⸗ 
tocolle gehören. 
Vergl. $. 30-33. der Anmeldungs-Inftruction. 

Ya nad diefer Inftruction $. 47 ff, ift es den (erft 
am Ende ded Decemberd 1825 ernannten) Pfand⸗ Commiſ⸗ 
ſären als Vorbereitungs-Anſtalt für die Bereinigung zur 
Pflicht gemacht, nicht nur, wie bereits erwähnt, die Unter» 
pfands: und Güter : Bücher forgfältig zu durchgehen ,. und 
biernach dad Verzeichniß der angemeldeten Forderungen zu 
ergänzen, fondern auch zu prüfen, ob für die eingefommes 
nen Anmeldungen Empfang: Scheine audgeftellt worden ſeyen, 
und diefe zu berichtigen; — zum Hlarften Beweife, daß die 
gehörige Ausftelung diefer Scheine nicht als eine die Wahs 
rung ded Rechted bedingende Förmlichkeit, welche innerhalb 
der Nothfrift beachtet werden mußte, anzufehen war.. Eben 
fo wenig ald durch das Einführungs-Geſetz felbft oder durch 
die Anmeldungs-Inſtruction ift durch den Öffentlichen Aufs 
ruf des Ober:Tribunald vom 4. $uni 1825 für die Anınels 
dungen irgend eine von den Gläubigern nothwendig zu bes 
achtende Form vorgefchrieben,, deren Verlebung dem. Anten 
zus Laſt gelegt werden koͤnnte. 

4. 4. Juli 
18. Aug: 

1827 , daß der Betheiligte die neue Anmeldung, wovon 
dieſes Geſet fpricht, nur dann mit Sicherheit unterlaffen 


Zwar beftimmt der Art. 2. des Geſehes vom 


könne, menn er entweder früher Auf den Öffentlihen Aufz- 
ruf vom 4. Juni 1825 die Forderung angemeldet und dar» 
über eine Anmeldung 8«Urfunde erhalten babe 
oder u. f. w. Allein man würde fich fehr irren, wenn man 
’ in diefen Worten eine formelle Beftimmung der alten 
oder der neuen Anmeldungen finden wollte. Jenes kann 
fhon deswegen nicht ſeyn, mweil das Gefeh Fein allgemeines 
ift, und weil e8 allen Rechtögrundfäben widerfprechen würde, 
wenn man rüdmwärtd die Form einer Handlung, ald die 
| Gültigkeit derfelben bedingend, beftimmen wollte; aber auch 

dieſes kann (und dieß ift bier entfcheidend) nicht ange⸗ 
nommen werden, weil die gedahten Worte auf die 
neuen Anmeldungen fih gar nicht beziehen. 
Ueberhaupt aber Ffonnten in Abficht auf früher eingetragene 
Mechte dem Gläubiger doch unmöglich firengere Vorſchrif⸗ 
ten gemacht werden, ald in Abficht auf ach ION 
| Bolten, Commentar ©. 1097. 


. Zuli 
1x Aug. 
den Släubigern, welche die frühere Eintragung ihrer Rechte 
erwarten Fonnten, daß fie, wenn fie die in diefem Gefebe 
angeordnete neue Anıneldung unterlaffen wollten, darüber, 
daß ihr Necht wirklich gewahrt fen, befondere Vorfichtds 
Regeln beobachten follen. Dagegen wurde für die neuen 
Anmeldungen felbft, welche in Folge dieſes Geſetzes bei 
dem Pfand: Commiffär wirklich gemacht wurden, weder irs 
gend eine Förmlichfeit vorgefchrieben, noch auch nur irgend 
eine Cautel empfohlen. 


Hat nun 
X. der Ant die in Frage ſtehende — wieder⸗ 


holt, und zwar ſowohl auf den erſten als auf den zweiten 
Aufruf angemeldet, ſo hat er jedenfalls das Recht der Maſſe 
oder des Gläubigers, die er zu vertreten hat, gewahrt. 
Ihm kann es nicht zum Vorwurf gereichen, wenn, diefe 
Forderung durch eine nur: den. Behörden zur Laſt fallende 
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Nur dad empfiehlt auch das Gefeb vom 
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Mißdeutung der SUORDUGENTIURENENEN $.50. uns 
beachtet geblieben ift. 

Gerade nah den Erflärungen der Behörde, daß es 
einer Anmeldung der ſchon in dem Gerichts-Akten liegenden 
Forderung oder einer Aufnahme derfelben gar nicht bedürfe, 
mußte er in die Meinung verfeht werden, daß dad Puris 
ficationdverfahren auf dad aus einer Concurs⸗Maſſe erfaufte 
Gut und die auf demfelben ruhenden Forderungen gar nicht 
bezogen werden, daß wenigſtens in Folge dejjelben ihn Fein 
Nachtheil treffen fönne. Diefer Irrthum kann dem Appels 
lanten, jedoch nicht fomohl aus dem Grunde, weil er dur) 
die Behörden in denfelben verſetzt murde — (denn allerdings 
ıft durch den Art. 78. des Einführungs-Geſetzes jede Wies 
dereinfegung gegen die VBerfäumniß der aufgerufenen Gläus, 
biger auögefchloffen) — fondern hauptſächlich deöwegen nicht 
nachtheilig ſeyn, weil nicht nur die Forderung wirklich eine 
getragen war, fondern meil er auch überdieß der zunächft 
auf nicht eingetragene Forderungen ſich beziehenden Bors 
fchrift der Gefebe, fo meit deren Beobachtung ihn anaieng, 
und zwar wiederholt Genüge geleiftet hat. Zwar will 

XI. der vormalige Pfand-Commiffär nun glauben: ma⸗ 
chen, der Antrag auf die Aufnahme diefer Forderung ſey 
von ihn nur deswegen abgelehnt worden, weil die Anmels 
dung zu fpät, d. b. nicht in der Periode vom 1. Juli biß, 
legten December 1825 :gefcheben fen. Allein abgefeben das, 
von,. daß er bievon jedenfall in feinem Protocol etwas 
hätte. beinerfen, ja-daß er nach dem Einführtmgs » Gefeg 
Art. 19 und der. Einführungs = Infteuction $. 153 ff. 145. 
auch die zu fpät angemeldete Forderung, mwirwohl. aller: 
dings unbefchadet der Nechte der. wachfamen Gläupiger, 
hätte eintragen follen (mad gleichwohl nicht gefchehen ift), 
fo ſetzt er fich durch jene Angabe, welcher ſchon der eben 
bemerkte Umftand entgegenfteht, mit allen. Alten. in Widers 
fpruch. Ueberdieß wäre die Voraudfepung, auf der ſolche 
beruht, daß nämlich die Anıneldung, von welcher man uns 
zweifelhaft annehmen darf ‚ daß fie bei en Pfand » Eomis 

Bonatfär. f. d. Sufisof, 1. Bd.'a. Noch. 28 
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miffär wenigftend vor dem 30, November 1827 erfolgt fey, 
bei dieſem nach dem Geſetze vom ri 1827 zu fpät ges 
macht worden (auch abgeſehen von dex Eingangs erwähnten 
Erklärung des Art. 19. des Einführungs-Geſetzes), aus dem 
doppelten Grunde unrichtig, weil nicht nur, wie wenigſtens 
beſcheinigt iſt, die Forderung ſchon auf den öffentlichen Auf: 
ruf vom 4. Juni 1825 bei dem Anmeldungs-Commiſſär 
angeıneldet, fondern weil fie auch fehon im Unterpfandsbuch 
von 1812 eingetragen war. Endlich bleibt immer dad übrig, 
daß der Ant das, was die Gefepe zu Wahrung feines Rechts 
ihm vorgefchrieben haben, wirklich beobachtet hat, aus wel: 
chem Grunde nun auch de: Pfand: Commiffär den ihm ges 
machten Antrag abgelehnt haben mag. Wenn daher 

XI. die fragliche Forderung beim Puriflcationd = Vers 
fahren nicht beachtet worden ift, fo Fann diß nah allem 
Bisherigen bloß der VBerfhuldung der Behörden zus 
gemeffen werden, mithin muß ber Art. 31. des Einführungss 
Gefepes dem Anten zu Statten kommen. Unmöglich kann 
auch der Art. 27. des Einführungs-Gefebed bier eine anas 
Ioge Anwendung gegen denfelben finden, denn diefer Artikel 
fegt einen wirklichen über die Bereinigung felbft gefaßten 
Beſchluß der Unterpfands: Behörde, deffen nachtheilige Fols 
gen der Gläubiger mwenigftensd ahnen Fonnte, voraus, was 
alles bier nicht der Fall ift, indem der Ant ja nur in den 
Irrthum von der Bebörde verfegt wurde, daß fein Recht 
einer Wahrung gar nicht bedürfe, daß das Purifications: 
Verfahren auf Forderungen und Objecte diefer Art gar 
nicht fich erſtrecken, mithin auch durch daffelbe dem Anten 
fein Rachtheil zugefügt werden Fünne. Was von 

Bolley im Commentar ©. 824 

über den Gegenfab ded Art. 31. und 27. ded Einführungss 
Gefeped bemerkt ift, muß bier dein Anten um fo gemiffer 
zu Ötatten formen, da gerade die vom Pfand » Commiffär 
gefhehene Bermweifung auf den $. 50. der Anmeldungds: 
Inſtruction den Anten vollkommen darüber beruhigen mußte, 
daß fein Recht fhon durch das Gefep gewahrt ſeh. 
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Unmöglich fann man endlich 
XI. dem Richter voriger Inſtanz darin beittinmen, 
daß der Ant gegen die Unterlaſſungen des Anmeldtingd» 
und Pfand - ECommiffärd nothmwendig Recurs an das Obers 
Amts » Gericht hätte ergreifen follen. Denn abgefehen das 
von, baf dad Benehmen des Oberamts = Gerichtd’ in diefer 
Sache felbft nicht vorwurföfrei ift*), fo ift ein folcher Nes 
curd dem Gläubiger nirgends vorgefchrieben, mithin konnte 
auch der Ant durch deſſen Unterlaffung feines Rechtes nicht 
verluftig werden. 
Es kommt biebei 
XIV. noch ſehr in Betracht, daß die neuen Geſetze an 
die Gläubiger, welche ihre früher erworbenen Rechte erhal—⸗ 
ten wollten, Forderungen machten, melde nur dur den 
Zweck derfelben ſich rechtfertigen ließen. Aber je ftrenger 
diefe Forderungen find, defto weniger kann der Richter bes 
rechtigt ſeyn, ſolche noch weiter zu fleigern. Der Richter 
muß das firenge Gefeb in feiner vollen Allgemeinheit ans 
wenden, aber er darf den Gläubiger nicht mit neuen im 
Geſetze nicht enthaltenen Bedingungen zu Erhaltung "feines 
Rechtes beläftigen, und noch weniger darf er demſelben 
rückwärts, meil folche nicht geahnete Bedingungen nicht ers 
füllt worden, fein Recht abfprechen. 
Am allerwenigften 
XV. würde fih dieß in gegemwärtigem Falle rechtfer⸗ 
tigen laſſen, wo der Appellant de damno vitando ſtreitet, 





©) Dad Oberamts-Gericht hatte ſogar nah feinem Berichte die 
unrichtige Anficht de8 Pfand - Commitfärd getbeilt, ald ob der 
Art. 50 der Anmeldung3 - Inftruction auh auf Forderun- 

- gen der Concurdmaffe fi beziehe. Durch diefen Jrr⸗ 
thum wird ed zwar. erflärt, wenn in der im Jahr 1825’ no 
nit beendigten B—ſchen Gantſache nichts von Amtswegen 
geſchah, um. den. Anſpruch der Maſſe an den Gutskäufer zu 
wahren. Deſto unerwarteter war es aber, daß eben wegen 
dieſer Unterlaſſung die fragliche Forderung bei dem Gante detß 
Gutskäufers ihres Vorzugſ-Rechts verluſtig behandelt wurde: 
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während es ſich auf Seite, der Appellaten nur de lucro 
captando in fo fern handelt ‚ ald der Appellant ſchon früs 
ber ein mohlbegründetes Vorzugd: Recht vor den Aten batte, _ 
und. - deren dorderungen nicht erft im Vertrauen auf Die 
Richtigkeit des neuen Unterpfands-Buchs entflanden waren; 
folglich denfelben durch Anwendung des Art. 31. nicht ein⸗ 
mal ein poſitiver Schaden zugefügt wird. 





I) Verſuch einer rechtlichen Erörterung der Frage: 
ob revidirte und jufificirte öffentlihe Rechnungen 
in der Folge einer neuen Prüfung und beziehungs- 
weife Abänderung unterworfen werden können? 
u (Eingefendet.) 
J— g. 
Die Frage: ob revidirte, abgehörte und uflifcirte öfs 
fentlihe Rechnungen in ber Folge einer nochmaligen Prür 
fung und beziehungsmweife Abänderung unterworfen werden 
fönnen? war von hohem praftifchen Intereffe bei dem Uebers 
gang der vormals reichöftändifchen Gebiete in Oberſchwa⸗ 
ben unter andere Hohheit, wo ed vorzüglich zur Sprache 
fam, ob die darin beftandenen fogenannten Randfchaftd« 
Rechnungen einer nochmaligen Durchfiht und Prüfung 
unterftellt werden können? | 
Bekanntlich waren die Landfchafts » Kaffen in den.vors 
maligen Reich8-Gebieten des Oberlandes eigentliche Steuers 
Kaffen, in welche die Steuer: Beiträge der Unterthanen 
flogen. Aus denfelben wurden die Koften für die Unter: 
haltung des Contingentes, fo mie jene zum Unterhalt 
des vormaligen Reichs-Kammer-Gerichts u. dergl. 
befteitten, zu welchen Behufe denn auch fortwährende Bei. 
träge in den fogenannten Kammer-Zielern feſtgeſetzt 
zu werden pflegten. Diefen Landfchaftd-Kaffen ın den vor- 
mals reihsftändifchen Territorien diente der Reichs-Steuer⸗ 
Fuß mittelft der befannten Römer» Monate ald Steuer« 
Zahlungs Norm, worin diejenige Matrikel zum Grunde 


were 


lag, nad) welcher im Jahr 1521 dem Raifer Earl’Vv. zu 
dem damals vorgehabten Römerzuge vom gefammten Reiche 
ein Kriegäheer bemilliget, und auf die Meichöflände nad) 
einer gewiffen Anzahl Mannfchaft zu Pferde und zu Fuß 
repartirt wurde, mo dann der Mann monatweife zu 
Geld berechnet zu werden pflegte u. ſ. w. ) 


8. 2. 

Ob nun dieſe Landſchafts— Rechnungen, — — 
unter Zuziehung ſämmtlicher Landſchafts⸗ Deputirten von 
einem landesherrlichen Beamten förmlich abgehört und jus 
ſtificirt wurden, ‘unter der neuen Regierung inet nochmali— | 
gen Prüfung, wie behauptet werden mollte, mit rechtlichen 
Fuge unterworfen werden können? bängt 'von Erörterung 
der Vorfrage ab: ob und in wie ferne abgebörte und juflis 
ficirte Öffentliche Rechnungen überhaupt noch weiter geprüft 
und angegriffen werden fünnen? — welde man bier zu 
Yöfen ſich den Verfuch erlauben will, | 


$. 3. 

Ein großer Theil der Rechtölehrer , inbbeſondere der 
altern, ift darüber einverſtanden, daß eine inftificirte Rech⸗ 
nung innerhalb dreißig, zwanzig und beziehungsweiſe 
gehen Jahren wieder angefochten werden könne. Zu den 
dreißig Jahren beftimmen fie einen error caleuli, mel: 
cher ehtweder für den Rechnungs = Prinzipal oder für den-, 
Rechner felbft von Erbeblichkeit ift. Zu den’ zwanzig ' 
Jahren gehören nach ihnen die Fälle, wenn in der Rech— 
nung ein Verſtoß oder ein Betrug obmalten würde, 3. B. 
wenn Einnahmen, die hinein gehört hätten, nich® einge: 
bracht worden, oder Ausgaben in die. Rechnung genommen 
worden wären, deren Ausbezahlung- nie geleiftet worden — 
oder auch wenn. eine unvollfommene Rechnung angenommen 
and juftificiet worden wäre u. dergl. m. Die zehen Jahre 


2) Ueber die Unvollfommenheit und über dad Fehlerhafte diefes 
Reichsmatrikular⸗Anſchlages haben ſich bekanntlich längft (Yon 
die bewährteſten Publiciſten ausgeſprochen. 





als 


hingegen, * ſie gegen die Erben des Rechners feſtge⸗ 
fest. wiffen, aus dem Entfcheidung8-Örunde der 
43 fl, de divers. temp. praescript. (44, 3.) 
wo e8 beißt: 
„Rei publicae rationes subscriptae et expunctae 
 edversus eum, -qui administravit, ultra viginti, 
adversus haeredem vero ultra decem annos 
retractari non possunt.‘ 


ie $. 4. 

Die Sicher gehörigen Gefepftellen aus dem eömifchen 
Mechte, auf welche ſich kuürzlich berufen werden will, find 
folgende: 

L. 8. D. de administrat. rerum ad civitat. pertinent. 

(50, 8.) 

L. unica C. de errore calculi (2, 5.) 
L. 13. D. de divers. temp. praescript. (44, 3.) 
BL. 2. C. de re judicat. (7, 52.) 

In Folge und unter Hinmweifung auf diefe Gefebe ftellt 
daber Lenfer*) den Sab auf: 

‚„Rationes administratorum publicorum redditae, 
subscriptae et expunctae, vivente administratore 
intra viginti, mortuo intra decem annos re- 
tractari possunt. Quodsi error calculi interve- 
nit, retractatio usque ad annos XXX permissa est.‘ 


| $. 5 | 

Eben * hat auch noch neuerlich v. Gönner über 
diefe, wie er fagt, nicht menig. beftrittene Frage: ob name 
lich gine fchon rechtmäßig geprüfte und juftificirte Rechnung 
noch weiter angefochten, und dagegen neue Beſchwerde ers 
hoben werden könne? fich alfo vernehmen laſſen: 

„Wenn die Rechnung außer Gericht angenommen, 
geprüft, und vom Eigenthümer als richtig anerfannt 
worden ift, fo hat diefe Handlung die Natur einer 
‚Privat » Quittung, und das Recht, fie ſowohl wegen 





*) Meditat, ad pandect. speeim, 677, meditat, 3. 
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Betrugs, ald wegen eined Irrthums in der Berechnung 

anzufechten , bat ald Regel die laute Sprache der Ge: 
ſetze für fih. Ausnahmsweiſe hört jedoch dieſes Recht 
auf, wenn über die Rechnung ein Trandaft oder ein 

Nachlaß-Vertrag eingegangen wurde.‘ *) 


$. 6. 

Dagegen behaupten Andere, und unter den Altern Rechts» 
Lehrern vorzüglih Deeius, Wesenbec und de Wern- 
her in Observat., daß eine einmal abgelegte und juftis 
ficirte Rechnung nicht mehr in Unterfuchung gezogen were 
den dürfe; und felbft Claproth 


Grundſätze von Verfertigung und Abnahme der Renumgen. 
Göttingen, dritte Auflage. 


fagt im $. 25.: 
„daß eine Rechnung , welche ordentlich abgenommen 
und quittirt ift, der Regel nad) weder von dem Red: 
nungdführer, noch von den Obern in andermeite Un» 
terfuchung gezogen werden könne. — — Wenn bins 
gegen mit Abnahme der Rechnung und deren Juſti⸗ 
fication tumultuarifch zu Werk gegangen worden märe, 
oder wenn beträchtliche und grobe Verſehen gezeigt 
werden könnten, fo könnte wider den Rechnungsführer 
binnen zwanzig und wider den Erben binnen gehen 
Fahren eine andermeite Unterfuchung verlangt werden.‘ 
Auf gleiche Weife bat fih auh Mevius audgefprochen, 
wenn er fihreibt: y 
„Ratio semel reddita, etsi allegatur laesio ul. 
tra dimidium ejus, quod debelur, non retrac- 
tatur, nisi accedat causa, quae priorem redditio- 
nem wvitiat, veluti si in calculo erratum sit, aut 
dolo vel collusione actum docetur. ‚Nimis grave 
enim foret, eum res alienas administrat, 
perpetuo rationibus esse obnoxium. “o., 
*) ©. Handbuch de3 -deutfhen gemeinen Proceffed IV. Bd. Ab⸗ 


bandl. 75. ©. 137. 
**) Decis. Part. IN. decis. 413. 
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54. | Ä 
Hieraus erhellt zur Genüge, wie ſchwankend die Meis 
‚nungen der NRechtölehrer ‘über dieſe Frage von jeher gewe— 
‘fen find, welche nur immer an die römifchen Gefebe fich 
firenge halten zu müffen geglaubt haben, fo wenig fie auch 
auf unfer heutiges ganz anders eingerichteteß Staats⸗Rech⸗ 
nungsweſen paſſen, und fo wenig die Härte derſelben mit 
den Ausfprüchen der Bernunft und der Billigfeit fih in 
Einflang bringen läßt. So haben diefe Gefehe und nach 
ihnen die Rechtslehrer fir einen error calculi die längfte 
Zeit beftimmt, nämlich die von dreißig Jahren. Aber 
‚bier muß man billig fragen: warum? Gerade diefe Feb: 
ler und Verſtöße im Ealcul find am leichteſten und fichers 
fen zu finden, und Fünnen bei unfern zweckmäßig angeord= 
neten Reviſions- und Yuftificationd = Behörden nicht unent: 
deckt bleiben. Dagegen follen die Erben eines Rechnungs» 
Führers, welche von den Dienfthandlungen deffelben oft 
ganz und gar Feine Auskunft und Feine Nechenfchaft geben 
fünnen, geben volle Jahre hindurch in der Unficherheit der 
Bezahlung eined Schadens : Erfahed Ieben, obgleich ihnen 
wohl befannt ift, daß die Rechnungen ihres Erblafferd von 
einer verpflichteten Nevifionds und ZYuftificationd = Behörde 
geprüft,. abgehört und fir richtig anerkannt worden find, 
und der. Rechner fein Abfolutorium erhalten bat. Wenn 
deffen ungeachtet der Fall einer Schadens = Erfapesleiftung 
eintreten follte, wen würde fie wohl zur Laft fallen? .. 
‚In Peinem Falle den Erben, wohl aber mit allem Rechte 
den Revidenten und Zuftificanten; denn hätten diefe ihren 
Pflichten gemäß die Rechnung, genau und ſtrengeé unter: 
fucht, fo würden die Fehler und Verftöße in derfelben fo> 
gleich entdeckt worden, und von einer Wiederanfechtung der 
Rechnung wohl nie die Rede geweſen fepn. 


§. 8. 


Dieſes Unmefen bat daher auch der praftifche Reb—⸗ 
mann fehr treffend gerügt, und die Unanmwendbarkfeit der 
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roͤmiſchen Geſetze auf unfer heutiges zwedmäßig eingerichs . 
teted Staatd-Rechnungdmwefen nachgemiefen, und ‚die deutfche 
Legislation zugleich aufgeforderr, das römifthe Recht und 
die Meinungen der Rechtölehrer in diefem Stüde zu ver: 
beffern, und höchftend einen Zeitraum von fünf Jahren 
feftzufeßen, nach deren Ablaufe eine Rechnung, fie fey eine 
Öffentliche oder Privat » Rechnung, unter keinem, Vorwande 
mebr angefochten werden Fann ®). | 


$. 9. 

Vortrefflich bat ſich fiber diefen Gegenftand Profeffor 
Eſchenmayer zu Heidelberg ausgeſprochen, wenn er in 
feiner ſchäßbaren Abhandlung 

„Ueber Quittung und Abfolutorium einer juftifieirten Rn 
nung ’ 
welche in 
Baurittel’3 juridifhem Magazine I. Bd III. Stüde uns 
ter Nro 21.**) | 
fi vorfindet, S. 350 fi alfo vernehmen läßt: 

„Wenn wir endlich den Aft der Ertheilung einer Quit⸗ 
‚tung und eined Abfolutoriums felbft in Betracht ziehen, 
fo muß der Vernunft nothmwendig die Frage fi aufdräns 
gen: Warum quittirt man einander? Was für Wire 
ungen follen aus einer Quittung entftehen? Die Ant: 
wort fann feine andere feyn, ald: damit Keiner an den 
Andern mehr eine Forderung zu machen habe, damit 
man von der abgemahtenSade völlig und auf 
ewige Zeiten überzeugt fey. Denn wenn biefer 
Begriff nicht mit einer Quittung verbunden wäre, und 
fie nicht diefe Wirkung in fich faßte, -fo wäre fie unnd⸗ 
thig, und Niemand brauchte den Andern zu quittiren. 
Eine Quittung muß fhlehterdings die Ueber» 
zeugung einer geleifteten und abgemadten 
Sache ſeyn, und von diefer Wirkung wird fie 
*) Vom gerichtlichen und. außergerichtliden. Verfahren in Red: 


nungdangelegenheiten S. 1835. Erlangen, bei Palm, 1739. 
m) Heidelberg, im Verlage der Pfähler’fhen Buchhandlung, 1807. 
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auch allgemein angenommen. Crhält num der 
Rechnungs » Führer eine Quittung und fogar ein Abfo= 

- Iutorium für eine geleiftete, geprüfte, richtig gefundene 
amd juflificirte Rechnung, fo folle er fi deren Wieder- 
anfehtung innerhalb dreißig und zwanzig Jahren 
noch gefallen laffen? Welcher Widerfpruh — melde . 
Unbilligkeit ! 1 | 


\ $. 10. 

Aber auch felbft hievon abgefehen, fo darf nicht unbe= 
achtet bleiben, daß die oben erwähnten, geprüften und juftis 
ficirten Landfchafts = Rechnungen eine Zeitperiode umfchliefs 
fen, feit deren Ablauf ſchon mehrere zwanzig Jahre dahin 
gefloffen find, und daß daher felbft nach dem Buchftaben 
der römifchen Gefebe Fein Recht mehr zuftehen Faun, diefe 
Rechnungen einer nochmaligen Prüfung zu unterftellen, und 
fo den Rechnungöfteller in einer immerwährenden Berants 
wortlichkeit binzubalten. 

Diefes Verbot der Wiedervornahme einer ſchon ſo lange 
abgethanen Sache, wie es auch vollkommen die Vernunft 
billigt, iſt auch ſelbſt nicht undeutlich in andern Stellen der 
— Geſetze enthalten, namentlich in 

L. 2. C. de re judicata (7, 52.) 
mo — wird: 
„Bes judicatae si sub praetextu computatio- 
nis instaurentur, nullus erit litium finis.“ 


$. 11. 

Man gelangt aber zu diefem Nefultate folgerecht * 
von einem andern Geſichtspunkte aus, welcher auf gleiche 
Weiſe hier nicht unbeachtet bleiben darf. Es ſind nämlich 
die fraglichen Landſchafts-Rechnungen unter der vorigen 
Landesherrſchaft durch derſelben hiezu bevollmächtigte Be⸗ 
amten ordnungdmäßig geprüft, in Gemeinſchaft und, unter 
dem Beizuge ſämmtlicher Landfchaftd = Deputirten förmlich 
abgehört, ald richtig anerkannt, und die Rechner durch ihnen 
estheilte Abfolutorien von aller weiten Verantwpxtlichkeit 


\ 
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frei gefprochen worden. An dieſes Anerfenntnig und an 
dieſes Faktum des vorigen Landesherrn ift nun auch der 
neue Souverain ald Nachfolger in der Landes-Regierung in 
ftaatörechtlicher Hinficht vollkommen gebunden, und muß 
ald successor singularis die dießfallfigen Regenten » Hands 
Jungen feines Regierungs = Borfahrerd vollfommen genehm 
halten; wie ed denn auch fchon aus dem Civil» Rechte be> 
fannt ift: 

„Quod successor plus habere nequeat, quam 

ille habuit, in cujus locym succedit.‘ ®) 

Ueber die Verbindlichkeit eined Regierung Nachfolger 
durch eine Regenten: Handlung feines Vorfahrers haben fich 
daber die bemährteften deutfchen Publiciften Jängft ſchon ein» 
bellig audgefprochen; wie denn auch fchon der rühmlichſt 
befannte württembergifche Veteran J. J. Mofer im 

perfönlihen Staatdredhte T. 2. B. 3. Cap. 10. $. 3. 
ausdrüdlich fchreibt : 

daß ein Regierungs: Nachfolger ordentlicher Weife fchuls 

dig fey, Staatde und andere Handlungen feis 
ned Vorfahrers genehm zu halten.” 

Noch beftiminter hat fich hierüber Joh. Steph. Püts 
ter audgefprochen, wenn er bemerft hat: | 

Successor in territorio, quicunque demum 
fuerit, ea quae antecessor tanquam Domi- 
nus territorii in vim obligandi perpetuam pe- 
regit, indistincte praestare tenetur.‘“*®) 


$. 12. 

Da num der vorige rechtmäßige Landesherr die in Frage 
ftebenden Landfchaftd » Rechnungen in der diedfalld gepfloges: 
nen abbörrichterlihen Handlung als richtig anerfannt, felbe 
juftificirt und den Landfchafts » Rechner durch das ihm er> 
tbeilte Abfolutorium von aller Verantwortung frei gefpros 


2) L. 54. D. de divers. regul. juris (50, 17.) 
*°) Conf. Primae lineae juris principum ken Kb. 4. Gap. 
40. $. 67. 


hen bat, fo kann auch den Nachfolgern in territorio et 
principatu fein Recht zuftehben, die fraglichen Rechnungen 
einer neuen Prüfung und Unterfuchung zu unterwerfen, und 
fobin den vormaligen Rechner auf irgend eine Weife wies 
der zur Verantwortung zu ziehen; vielmehr find fie, nad) 
den entwicelten ftaatdrechtlichen Grundfäßen, fehuldig, den 
frübern Juſtifications- und. Abfolutiond » Aft in der Maße 
anzuerkennen und handzuhaben, mie er unter den vorigen, 
flaatörechtlichen Verhaͤltniſſen zur Wirflichfeit gediehen ift. 





8) Ein Cheilungs- fall, als ein Deitrag zu Ver 
Schre von den gegenfeitigen Teflamenten der Ehe- - 
leute, mit befonderer Deziehung auf das, dabei 
fehr haufig vorkommende fideicommissum super- 
futuri, und die Frage: wer die Einbuße hiebei zu 
tragen hat; nebſt einigen andern verwandten 
Fragen. 
(Von Herrn. Gerichts⸗Notar Jäger zu Maulbronn mit einigen 
Bemerkungen des Herrn Präſidenten v. Bolley.) 

Gegenſeitige Teſtamente der Eheleute bei kinderloſer 
Ehe kommen, wie bekannt iſt, in Württemberg häufig vor. 
Gewöhnlich ſetzen ſich die Eheleute gegenſeitig zu Erben ein, 
und beſtimmen, daß, was nach dem Tod des Letztlebenden 
an Vermögen übrig ſeyn werde, unter die beiderſeitigen 
Verwandten vertheilt werden ſolle. Nichts Seltenes iſt es 
ebenfalls, daß es öfters über ſolche Teſtamente zu weitläus 
figen Proceſſen kommt, beſonders wenn der letztlebende 
Gatte ſich wieder geheirathet und fein fruͤheres gegenſeiti— 
ges Teſtament wieder aufgehoben hat, ſelbſt da, wo es nicht 
zu Proceſſen kommt, entſtehen, wenn der Letztlebende ſtirbt, 
bei Auseinanderſetzung der beiderſeitigen Verlaſſenſchaften 
verſchiedene Fragen, die, ſo viel dem Einſender bekannt iſt, | 
noch nirgends in ihrer VBolftändigkeit befprochen - worden 
J 
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find ®), daher er fih erlaubt, einen Fall, welchen er im 
April 18355 zu bearbeiten hatte, zu geben, um Andere zu: 
veranlaffen, in diefer wichtigen Materie gleichfalls ihr 
Scherflein beizutragen. 


$. 1. 
In dem sur Sprache Fommenden Falle drehte es ſich 
in der Hauptfache um die Fragen: 
1) Wer hat die in zweiter Ehe des Letztlebenden Gatten 
entſtandene Einbuße zu leiden? x 
2) Auf welchen Betrag ift das Fideicommiß » Vermögen 
zu normiren? | 


6. 2. 
Der Fal iſt folgender: 

Die N'ſchen Eheleute zu O. errichteten unterm 1. Mai 
1795 ein gegenſeitiges Teſtament, in welchem fie im $. 4. 
‚ einander gegenfeitig zu Erben einfebten; verbis: - 

„Viertens fer ihre lezter liebſter ungezwungener Wille, 

„daß je eines von ihnen des andern wahrer und einiger 
„Erb fein folle, wie dann je Eined das Andere dazu eins 
„ſeze und inftituire, alfo daß jedem itberlebenden Eher _ 
„gemächt des Merftorbenen ganze Werlaffenfchaft einig 
„und allein zufallen folle, folches fo lange zu nuzen und 
„nießen, bis es auch in die Emigfeit übergeht, alddann- 
„aber, wenn fie beede teflirende Eheleute abgelebt hätten, 
„folle dasjenige Vermögen, ſo noch vorbane 
„den, nach landrechtlicher Ordnung unter beederfeitige 
„nächfte Freunde vertheilt werden.‘ 

Bon den Eheleuten flirbt im Jahr 1815 der Ehe 
mann zuerf. Er binterläßt ald SInteftat= Erben: feine 
Wittwe und drei Brüder, welche gegen dad Teftament 
und deffen Inhalt nichts. einwendeten. Es wird nun im 


9 Selbſt nicht in dem ſonſt ſehr vollſtändigen Lehrbuch über die 
Behandlung der Geſchäfte der freiwilligen Gerichtsbarkeit in 
Württemberg, von Pupillen-Rath Jeitter, Zübingen 1835, 
6. 698-719. 
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September 1815 ein Werlaffenfchaftd = Inventar und eine 
Theilung gefertigt, und hienach die Berlaffenfhaft des 
verftorbenen Mannes auf 8o4fl. 20kr. berechnet, während 
fih dad Vermögen der Wittwe auf. 1100fl. ſtellte. 

Sm Sabre 1818 verheirathet fih die N’fhe Wittwe, 
welche die Erbfchaft von ihrem verftorbenen Mann anges 
treten bat, zum Zmeitenmal mit %. G. R. zu O., und 
errichtet unterm 8. Februar 1829 ein zweites Teftament, 
in welchem fie ihren jetzigen Ehemann zu ihrem Univerfals 
Erben beruft, und die gegenfeitige Verordnung vom 1. Mai 
1795, fo weit ed ſich von ihrer, der Teftirerin dortigen 
Berfügung über dad fie betreffende eigenthbüms 
lihe Bermdgen handle, wieder aufbebt. Im März 
1855 gebt die R'ſche Ehefrau mit Tod ab; ald ihre In— 
teftaterben erfcheinen: der Wittwer und ein in der Schweiz 
anfäßiger Bruder der Verftorbenen. Der Bruder der Erb- 
Yafferin wendet nicht8 gegen da8 zweite Teftament feiner vers 
fiorbenen Schwefter ein, und der Univerfal- Erbe R. ift 
ohnehin damit zufrieden. 


$. 3. 

Am 22. April 1835 wird zur Aufnahme ded gemein» 
fhaftlihen Vermögens und zur Vertheilung der Berlaffen- 
fhaften gefchritten. _ 

Dad Aktiv-Vermögen beträgt - - +. 2355fl. Zıkr., 
die Paffiven belaufen fih auf » » - . 39fl. 39kr., 


fo daß an gemeinfchaftlichem Vermoͤgen 
übrig bleibt 20äsfl. 42kr. 
Hieran hat revidirtermaßen ———— 
1) der Wittwer 
incl. 47fl. Voraus . . . .. 2uöfl. 48kr. 
2) Die Verſtorbene, mit Einſchluß des 
Fideicommiß-Vermögens von den Ges 
ſchwiſtern ihres erften Ehemanns — nad) 
Abzug der, fie betreffenden Privat: Bers - 
bindlichkeiten, Leichkoften c. . . . . 2139. — 
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Das Einbringen beider Eheleute berech⸗ 
nete fih fomit uf 2 2... 2382fl. 48kr., 
Es ergab ſich fomit eine Einbuße von .„ 367fl. 6kr., 
und da beide Eheleute in der Errungens 
fchaftögefelfchaft mit einander lebten, 
fo trifft e8 jeden Ehegatten sur Hälfte F 
hierann. 403fl. 33kr. 


$. 4. 

Ueber die Aufrechnung diefer Einbuße, fo wie über die 
Ausmittelung des Fideicommiß-Vermögens der Gefchmifter 
ded erften Mannes der Erblafferin, fo mie in Bezug auf 
den Widerruf ded gegenfeitigen Teftamentd auf Seiten ber 
Fiduciar-Erbin entftanden num folgende Fragen: 

I. Iſt dadurch, daß die Erblafferin ihr frühered gegens 
feitige8 Teſtament durch ein fpätered abänderte, auch 
dad von ihrem verftorbenen Mann ald wieder abgeändert 
anzufehen; in wie weit und welche Wirfung hat diefe Aens 
derung ? 

mM. Worin befteht das Fideicommiß : Vermögen, wel⸗ 

ches die Gefchmwifter von dem verftorbenen erften Mann der 

Erblafferin zu firhen haben? Können fie Bu 

a) die Hälfte von dem jeht vorhandenen Vermögen ber 

Verftorbenen, oder | 

b) nur die Verlaffenfchaft ihres Fideicommittenten, im 

fo weit folche dermalen in Natur vorhanden ift, oder 

c) feine Berlaffenfchaft, welche in feinem Eindringen ic. 
beſteht, anſprechen? 

II. Kann der Teftaments: Univerfal- :Erbe der Fiduciars 
Erbin den Fideicommiffarien einen Abzug und welchen 
machen ?. 


$. 5. 
Einfender beantwortete diefe Fragen folgendermaßen: 

Ad I. | 
Der Wittwe S., nachherige Ehefrau des R., ſey nach 
einem anerfannten Gerichtögebraudh in Württemberg das 
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Recht zugeftanden, ihr früheres gegenfeitiged Teftament nach 
dem Tode ihres erften Ehemanns abzuändern ; 

v. Bolley, 33 Auffäge.p. 454. 

Griefinger, Commentar Bd 5. $. 56. 

Malblanc, s. Des ee dissertatio de Adeicommissis 

superfuturi 1806 $. 5 
welche Folgen aber diefer — äußere, darüber ſeyen 
die Meinungen fehr getheilt; fo wolle unter Andern Mals - 
blanc in der angeführten Differtation $. 3.: 

„daß, wenn dad Teftament ein correfpectived gemwefen 
fey, den Erben des vorverftorbenen Gatten deffen Vers 
mögen, wie ed zur Zeit feines Todes ſich beraudgeftellt, 
fammt den inzwifchen erhobenen Nubungen zu reftituis 
ven fen.” 

- Nun ift e8 die Frage, ob das vorliegende Teſtament 
ein correſpectives ſey? 

Faſſe man deſſen Inhalt genau in's Auge, ſo könne 
man darin, außer der gegenſeitigen Erb-Einſetzung der te— 
ſtirenden Eheleute kein correſpectives Moment erblicken; 
denn dem zuvor verſtorbenen Gatten müſſe es wohl als 
ganz gleichgültig erſcheinen, ob feine uͤberlebende Wittwe 
ihre Verlaſſenſchaft ihrem einzigen Bruder, welcher eigents 
lich auf den Fall ihres Vorabfterbend ihrem Mann fidei: 
commiſſariſch fubftituirt war, oder ihrem zweiten Ehemann 
durch ein neued Teftament zumendete. Zudem fey dad Ter 
ftament des überlebenden Gatten durch. den Tod ded vor» 
verftorbenen Gatten, welchen er zu feinem directen Erben 
ernannt gehabt babe, deftitutum geworden. . Ja der zweite 
Ehemann der Erblafferin wäre auch ın eine üble Lage ver» 
fest geworden, wenn feine Frau ihr früheres gegenfeitiged. 
Zeftament nicht widerrufen hätte, denn diefer würde nur 
eine Pflihttheild- Portion anzufprechen gehabt baben. 

9 Dieſe Anſicht iſt nun durch ein Präjudiz des Civil-Senats 
des Königl. Ober-Tribunals in Dr. Tafel's auserleſenen 

Civilrechtsſprüchen der höheren Gerichtsſtellen für Württem— 


berg 1835 I. Heft ©. 90, 92, welches Heft nach Ausarbei⸗ 
tung dieſes Falls erfchienen ift, beſtätigt. 
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Landrecht Th. 3. Tit. 20. ©. 402: „Sodann einer ie.“ 
vd. Bolley, Entwurf einer Amtd : Inftruction für Gerichts⸗ 
Notare pag. 139 Nro 4. 


Angenommen müffe aber werden, daß der vorverftor: 
dene Gatte dem Ueberlebenden troß deffen, daß der Reptere 
feine eigene Berlaffenfchaft jemand anderd zugemwendet, den» 
noch habe zukommen laſſen wollen, wie denn dies ausdrüd« 
lic) lehre: 

‘ Harpprecht, responsa juris, responsum’18. Ziff. 47. 
non propter praemium mutude nuncupationis, sed prop- 
ter -conjugulem affectionem tales investitutiones facere 
_ praesumi. Die Verfügung ded Vorverftorbenen müffe al: 

lerdings ausgeführt werden, und die Überlebende Wittwe 

als FiduciarsErbin habe das auf fie vererbte Vermögen als 
Eideicommiß s Vermögen in fo weit zu reflituiren, als dafs 
felbe vorhanden fey, denn in der Beftimmung des $. 4. 
vom 1. Mai 1795, daß, was nad des Ieptlebenden 
Gatten Tod übrig feyn werde, fol unter die beeder— 
feitigen nächften Freunde vertheilt werden, liege unverfenn« 
bar ein fideicommissum superfuturi, 

Harpprecht, responsa, responsum, 18. 

de Malblanc, s. Des Gouttes Diss. de fideicommissis 

superfuturi 1806. 
Sibenkees, Abhandlung von Teftamenten $. 237. 

und diefed fideicommissum superfüturr fey durch den 
Widerruf der Wittwe als wie berührt, auf Feinem correfpec: 
tiven Moment berubend, auf Seiten ded vorverftorbenen 
Ehemanns nicht ald widerrufen zu betrachten, 

‘ Harpprecht, responsum 18. Nro 47. 

daber auch nicht die Gefammt - Derlaffenfhaft des vorvers 
florbenen Mannes fammt den inzwifchen aus: derfelben ber 
zogenen Früchten von dem Univerfal- Erben der Fiduciars 
Erbin, wie hienach $. 7. 8. 9 ne erſi chtlich zu re⸗ 
ſtituiren ſey. 

Uarppréeht, diss. aead. de testam. corresp. vol. I. 

Disp. 39. Nro 465. ff. 


Monatfchr. f. d. Juftigpfl. I. Bd. 3. Abth. 20 
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Adi 
Die Frage ad a) und b) glaubte man verneinen zu 
muͤſſen; 
ad a) deswegen, weil, wenn gleich beide Eheleute über 
ihr Vermögen gleihfam al3 über eine Maffe teflirt haben, 
fie jedoh ihren Gefammt » Nachlaß nicht in zwei Hälften 
gefchieden, fondern nur gefagt haben, beim Tode des Lepts 
lebenden .fole dasjenige ‚Vermögen, fo noch vorhanden ift, 
unter ihre nächften Freunde nach landrechtlicher Ordnung 


vertheilt werden; in.diefer Beftimmung liege nichts, mas _ 


auf die Abficht der teftirenden Eheleute fehließen ließe, daß 
jedes derfelben ald Eigenthümer des halben Nachlaffes bes 
teachtet werden folle, vielmehr feyen zwei Teftamente vor⸗ 
handen, und jeder Ehegatte habe nur über fein eigeneB, 
nicht aber auch über daB Vermögen feines Ehegatten urn 
Besold,'Cons. 288. Nro 2. et 5. 

Sibenfeed, Abhandlung von Teftamenten $. 233. 
Griefinger, Commentar B) 5. ©. 208. 

Quistorp, rechtliche Bemerkungen Bd2. ©. 56. Note a. 
- Zu dem komme noch, daß der Ueberlebende fein gegenfeis 
tiges Teſtament widerrufen habe. 

Ad b) Für diefe Anficht entfcheidet füh die zote Erdr: 

terung in dem .5. Bande von Bülow und Haagmann, 
praftifche Erdrterungen, denn e8 heißt dafelbft unter Anderem; 


„Wenn der Fiduciar alfo. bei feinem Leben die zu die: 
fem dritten Theil gehörige Erbfhaftd » Sachen verfchenkt, 
verzehrt, feine Schulden damit tilgt, oder fonft in fein Vers 
mögen verwendet, 3. B. wenn er für die Erbſchafts-Capi⸗ 
talien oder aus den Kauffchillingen der verkauften Erbfchafts: 
Stüde andere anfchafft, fo bedient er fi ch blos feines Rechts, 
und es findet deöhalb Feine Klage wider den Erben ded Fi⸗ 
duciars ſtatt, vielmehr kann er den auf ſolche Weiſe darin 
verwendeten dritten Theil für ſich behalten ꝛc.,“ fo wie ſich 
auch v. Quistorp, rechtliche Bi ic. 28 Theil 
pag. 49. dafür ausſpricht. | 
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Dagegen lehren zwei angeſehene vaterländifche Rechts⸗ 
lehrer, daß wenn gleich die eigentlichen Erbfchafts = Objecte 
nicht mehr in Natur vorbanden find, dagegen andere daflır 
angefchafft worden find, diefe zu reftituiren ſeyen. 

Si vero ex pretio rerum venditarum aliae compa- 
ratae, haec sunt restituendae; non enim absumitur, 
quod in corpore patrimonii retinetw, 
Lauterbach, dig. lib. 36. Tit. 1. $. 22. 
dann. 
Malblanc, in der angefüßrten Diff. $. 10. 1. 1. 

Quamvis enim in dodrante liberam perwiserit aiel 
nandi et diminuendi facultatem, tamen etiam hic’ pre- 
tium succedit in locum rei, et id solum , quod absuin. 
tum, pro diminuto et a restitutione libero, pretium 
verp ‚extans aut in. rem fiduciarii ‚versum neuliquam 
pro dimjnutione vere tali habendum, sed omnino resar- 
ciendum esse, verius est. Neque aliud statuendum est, 
si fideicommissum .in pecunia numerata constiterit, Cu- 
jus causam memorabilem refert celeberrimus Reichar- 
dus.ete. Utroque enim respectu id, quod ex pecunia 
espensa in suum patrimonium yertit, quave locupletior . 
factus est, resarciendum est massae fideicommissariae, 
quod vero tonsumtum esset sine versione vere tali, 
quoad dodrantem - a. restitutione liberum putaremus. 
Für diefe Anficht iſt fich auch weiter audgefprochen in 

Stein’d Handbuch ded württemb. Erbrechts $. 574. 
Claproth, Abhandlung von Zeftamenten 9.133. _-. | 

An diefe Ieptere Anſicht, als der billigeren, auf Seiten 
der fideicommiſſariſchen Erben, glaubte man ſich um fp 
eher anfchliegen zu .miffen, ald dadurch .eine in's. Detail 
gehende verwidelte Unterfuchung über die einzelnen Ver—⸗ 
äußerungen audgefchloffen und fonach nur auf den Geſammt⸗ 
Vermögendftand zu ſehen ift, fo daß alfo dasjenige, wos 
durch der Fiduciar-Erbe aus dein Fideicommiß = Vermögen 
durch neuen Erwerb fich bereicherte, der Fideicommiß⸗Erbs⸗ 
Maffe zu vergüten if, Bergleihe $. 8. 

| | 29% 
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nd Sonach ſtellt fi die Beantwortung der Frage ad c) 
auf den Standpunft, daß das Fideicommiß » Vermögen in 
der Berlaffenfchaft des verftorbenen erften Ehemanns der 
Erblaſſerin, wie folche im Jahr 1815 erhoben wurde, nd 
ſolche fest durch die Reviſion ergiebt, befteht, jedoch vor: 
bepältlich der Aufrechnung von Veräußerungen und fonflis 
gen Berminderungen, wie ſo eben unter Lit. b. ausge⸗ 
führt iſt. 

Nach der Reviſion belauft ſich dad Fideicommiß— Ber: 
mögen, ohne Abzug einer Verminderung auf 1197fl. 49kr., 
und diefe Summe haben auch bie fideicommiffarifchen Er: 
Ban ‚angefprochen. | 
a 2 5.7: 

Nach Beantwortung diefer Nebenfragen fommt man 
mieder näher ben Hauptfragen. Daß. die S'ſche Wittwe, 
nunmehrige Erblafferin, von ihrem verftorbenen erften Mann 
mit einem fideicommisum superfuturi in feiner Verlaſſen⸗ 
ſchaft beſchwert iſt, iſt bereitö im $. 5. ausgeführt; und 
diefe Verlaffenfchaft haben die Fideicommiffarien nach der 
Ausführung im vorgebenden $. vorbehältlih der Bermindes 
sung zu fuchen. 

re Besold, Cons. p. 6. Cons. 288. Nro 5. 

Harpprecht, Resp. 18. Nro 55. et 58. 
v. Bolley, Entwurf einer Amtd-Inftruction für -Gerichtö« 

Notarien ©. 136. $. 19. 

Nach den Grundſaätzen des fideicommissi superfuturi 
durfte Die’ jetzige Defuncta *. der Verlaſſenſchaft ihres ver- 
ſtorbenen Mannes als ihr Eigenthum aufbrauchen, und: fie 
dat den Fideicommiß⸗ Bee ihres Mannes blos *), zu hin⸗ 
feetaffen. 

Nov. 108. C. 1. 

‚Harpprecht, Resp. 18. Nro 81. 

- Quißtorp, redtlihe Bemerkungen 2. Bd p. 44. 

Griefinger,.5. p. 210. | 


Tüb, Cons. Vol. 9. C. 38. Nro 37. 
Malblanc, Dis. I. ce. 6. 9, 10, 
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Wenn fie aber folde nicht zu '/, aufgebraucht hat, 
fondern diefelbe noch ganz oder zum größern Theil in, salyo 
ift, alfo nichtd davon zu ihrem Unterhalt aufgebraucht bat, 
fo muß fie die Erbſchaft ihres Mannes, in fo- weit ſie e Dar: 
handen, hinausgeben. | 

Tüb. Cons. Vol. 2. Cons. 90. Nro 8. 


— 8— 

Mun iſt aber in unſerem Gall, wie im $. 8. angeführt 
ie, eine Einbuße von 367fl. Hr; vorhanden: : Diefe: rührt 
zum Theil daber ber, daß theild vom Fideicommiß = Vers 
mögen, theild von dem "der Fiduciar: Erbin, theild etwas 
Weniged vom DBermögen des zweiten Mannes der Fiduciar⸗ 
Erbin verzehrt und verbraucht worden iſt. Hienach wird 
eine Unterſuchung in Folge der Ausführung im $. 6. Lit 
b. und c. angeftellt, über dad veräußerte und verbrauchte 
Vermögen. | De — 

J. Liegenſchaft. 

Dieſe iſt zwar noch in Natur vorhanden, ſo wie ſie 
das Inventar von 1815 enthält. Dagegen bat die verſior⸗ 
bene Erblaſſerin mit ihrem zweiten Mann (R.) gegen die 
Heiligen⸗Pflege dahier die Guͤter ihres erſten Mannes fuͤr 
ein noch ſchuldiges Capital von 150fl. gerichtlich verpfän: 
det. Da nun eine Verpfändung auch a eine Seuune 
sung angefehen wird, 

Höpfner, Commentar über die SEO: ste Auſtaie 

$. 417. Note 1. . 

Makeldey, römifched Privatrecht, 10te Anſloge J 185 
und der Fiduciar-Erbe, oder deſſen Erbe nicht ſchuldig iſt, 
die Güter von der Pfandlaſt frei. zu — 

Claproth, l.c. J. 133. — 

Malblane, Diss. J. c. $. 6. 

Hagemann, Erörterungen.Bb 5..©. 228 Note 12. 
fo wird diefe Verpfaͤndung als eine Veräußerung am Fi: 
dDeicommißvermödgen angenommen, in dem Betrag, der 
Schuld fammt Zins (die Güter hapen , einen, ‚böhern Werth, 
als ‚bie, Schu, beträgt), mit . » 2. 2 "15sfl. 36. 


Hi, 
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mM. Gemeinfhaftlihe Fahrniß. 
Nah dem Inventar von 1815 war vorhanden 
—:. 885fl. Zifr. 
gegenwärtig ift nur vorhanden für 
| —!- 300fl. 5kr. 
mithin veräußert und verbraucht 
— *5S5Ssfl. 16kr. 
— es war anno 1815 allein für 440fl. Heu vorhanden, das 
natürlich anno 1835 nicht mehr vorhanden, fomit vers 
braucht war, — 


"ML Gemeinfhaftlide Aktiva. 
Nah dem Inventar von 1815 | 
—. 165fl. 24kr. 
ſo eingegangen, während auf's Neue Feine ausftändig 
find, mithin erſcheint obiger Betrag als aufgebrauht mit 
—:. 165fl. 2akr. 
— ‘+. 7abfl. 40kr. 
Dagegen find an gemeinfchaftlichen Eulen‘; anno 1815 
vorhanden gewefen, fo inzwifchen bezahlt worden find 
—1. 36fl. 
Reſt noch an veräußerter und verbrauchter Fahrniß und 
Aktiven.. .. . 38ofl. 4A0kr. 
— ei 55. 1öfr. 
Als verbraucht und veräußert erfcheint 
1) am Fideicommiß-Bermögen 
a) die verpfändeten Güter des erften Mannes der Erb: 
lafferin für eine Schuld von 
— ˖ 155fl. 3öfr. 
b) an gemeinfchaftl. Sabrniß und Aktiven an 380fl Kofi. 
zur nälfte 
_:. 190fl. 2ofr. 
| ee — ;. 345fl. 58kr. 
2) am Vermögen der Defuncta N 
an nder gemeinſch. Fahrniß u. Attiven —⸗.9ofl. dꝛ0okr. 
—836fl. i0kr. 


- 
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Was von dem Vermögen des zweiten Mannes der 
Fiduciar = Erbin verbraucht wurde , kommt ald unbedeutend 
nicht näher in Betracht. 

Nun beträgt aber die Einbuße nach $. 3.nur. — ] 367fl. 6. 
und zur Hälfe » x... ie 185fl. 33kr. 

Daß die vorfiehende Veräußerung — iſt, als die 
oben berechnete Einbuße, rührt von ſchon früber Bra: 


tem Vermögen ber. 


$. 9. 

Sonach ergiebt ſich die Beantwortung der, oben $. 4. 
unter III. aufgeworfenen Frage dahin, daß der Univerſal⸗ 
Erbe der Fiduciar: Erbin berechtigt fey, den Fideicommiß— 
Erben an der revidirten Fideicommiß = Verlaffenfhaft von 

—". 4197fl. 49kr. 
als verbraucht u. veräußert abzuziehen —.- 345fl. 5öfr.*) 
wodurch er fihb bi8 auf. . » 2» 2 —i-  2ıfl Sr. 
von der Einbuße freimaht, während er als Geſellſchafter 
183fl. 33kr. an der Einbuße hätte tragen follen. 

Die Fidetcommiß-Erben meinten aber urfprünglich, Die 
Hälfte der Einbuße gehe den Univerſal⸗ -Erben principaliter 
als Geſellſchafter an, und die andere Hälfte treffe deſſen 
Ehefrau, als Mitgeſellſchafterin, ſonach, da er deren Uni— 


verſalerbe ſey, habe er die Einbuße allein zu übernehmen. 


Den Fideicommiß-Erben wurde aber entgegen gehalten, 
daß der Univerſal-Erbe in die Rechte und Verbindlichkeiten 
der Erblafferin eintrete, mit diefer nun eine Perfon vor: 
ftele, und deren Rechte geltend zu machen befugt, und nicht 
abzufeben fey, mie fie fich bei der Lage von einer Einbuße, 
oder vielmehr von der flattgefundenen Verminderung des 
Fideicommißs: Vermögens ohne einigen Abzug an demfelben 
befreien Können, da der Fiduciar » Erbin, wie berührt, daß 
Recht zugeftanden fen, über °/, des Fideicommiffes als 





®) Diefer Punkt ift in Dr. Tafel's auserleſenen Civilbechts 
Sprühen 17 3b 13 Heft p. 95 $. 9. zwar berührt, weil vr 
aber nicht: Gegenftand ded Streit war, nicht erörtert worden: 
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Eigenthümerin nad. Belieben unter Lebenden zu ſchalten 
und zu walten. 

Der Wittwer, von dem Grundſahe: summum jus, 
summa injuria geleitet, übernahm dann im Wege der 
Uebereinfunft- die Hälfte der Einbuße, und die Fideicommiß: 
Erben die andere Hälfte. Nah einigen Tagen Fam aber 
den Fideicommiß» Erben die Reue an, und fie fuchten bei 
Königl. Oberamts⸗Gericht N. die Theilung und resp. Uebers 
einkunft anzufechten, indem fie geltend machen wollten, daß 
an der Hälfte der Einbuße von —:- 185fl. 33kr., welche 
fie allein übernommen, die R'ſche Ehefrau, nun deren Uni: 
verfalerbe, die Hälfte mit gıfl. 46kr. 3hl. hätte zu über: 
nehmen gehabt! ? 

Auf eine am 23. Juli 1835 ertheilte Belehrung des 
Koͤnigl. Oberamts-Gerichts, daß den Fideicommiß⸗ s Erben 
im Proceßwege eher weniger, ald fie jept erhalten, zukom⸗ 
men Fünnte, verzichteten fie fofort auf ihre Klage, und es 
blieb fonady bei der Theilung. 


$. 10. 


Ber diefem Gefchäft kamen ©. folgende drei weitere 
Punkte zur Sprache: 

4) die Erblafferin babe ihren erften Dann überlebt, 
und es gebühre daher ihr, nun deren Univerfal= Erben, da 
ihre Ehe Finderlo8 gemwefen, die Hälfte an ihres erften 
Mannes Berlaffenfchaft. Hiefür fprehe ſchon der Inhalt 
der Zubringend = Inventur in die zweite Ehe; denn es fey 
durch die Inventurs-Behörde am Einbringend:Bermögen der 
Ehefrau nur die Hälfte von ded erften Mannes Verlaffen: 
(haft ald binterfälliges Vermögen für die drei Gefchwifter 
bes Erblaſſers ftatt 804fl. 2ofr. nur 402fl. 10fr. abgezogen; 
während die andere Hälfte der Eyefrau als ſtatutariſche 
Portion verblieben ſey. 

Es wurde aber dem Univerfal-Erben der Fiduciar⸗Er⸗ 
bin entgegen gehalten, daß dieſe ihren erſten Mann nicht 
„ab intestato, fondern als Teſtaments-Erbin beerbt habe. 


® 
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Da nun durch die Teftamentd.: Erbfolge die Inteſtat⸗Erb⸗ 
folge audgefchloffen wird, und die Erblafferin jene ‚habe 
eintreten laffen, fo babe fie ftillfchweigend auf ihre flatutas . 
sifhe Erbs⸗Portion verzichtet, 
Weidhaar, Handbuh ded mwürttembergifchen Pribakrechtß, 
3te Auflage $. 195. 
Griefinger, Commentar über dad mwürttembergifhe Land: 
reht Bd 8. ©. 517 $. 275. und Note i. und Bd 9. ©. 
635 Note e. 
v. Bolley, Entwurf einer Amts » Inſtruetion für Serigtt- 
Notare, Motive p. 93 $..20. 
‚und daß ed ſich 


2) nur fragen fönne, ob der Erbe der Fiduciar⸗Erbin J 


nicht ‚die trebellianiſche Quart oder den Pflichttheil anzu: 
fprehen befugt ſey. Daß er die Quart oder den Pflichts 
theil fordern könne, wurde zwar bejaht, aber in Betracht 


gezogen, daß die Fiduciars Erbin, wenn fie. ab intestato. - 


geerbt hätte, mit den drei Gefchwiftern ihred erfien Mans 
ne8 realiter hätte abtheilen müffen, wodurch ihr die, Nußs 
nießung an deren Portion entgangen wäre; und meil fie 
nun folche beinahe 20 Jahre im Genuß gehabt, welche Nutz⸗ 
nießung zu °/, in die trebellianifche Quart einzurechnen. fey, 
fo ſey fie um den einen, wie um den andern Anfpruch 
wohl hinreichend entfchädigt. | 
v. Bolley, 33 Auffäse p. 436. 
Deffen Amtd-Fnftruction p. 136. $. 19. 
Harpprecht, Resp. 13. Nro 88. 
Harpprecht, Cons. 44. Nro 96. 


Der Erbe der Fiduciar Erbin fland fofort von beiden 
Anfprüchen unter 1. und 2. ab. 


$. 11. | 
3) Die drei Geſchwiſter — drei Brüder, des Fidei— 
‚eommittenten erlebten zwar deffen Tod, aber nicht den der 
Fiduciar:Erbin. Einer ftarb kinderlos, aber unter Hinter: 
laffung einer Wittwe, welche er pr. testamentum. zu feiner 
Univerfal- Erbin ernannt hatte; der andere. hinterließ ein 
Kind; der dritte Bruder aber zwei Kinder. _ 
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Die Wittwe des Finderlofen Bruders meinte, einen 
Anfpriuch' machen zu Fönnen, weil ja ihr Ehemann den Tod 
ſeines Bruders erlebt habe, und ihm bier dad Erbe ange- 
fallen ſey; und für diefe ihre Meinung fpricht ſich and) 

Mittermaier, Grundfäse des gemeinen deutſchen — 

rechts, 4te Auflage 1830, $. 410. 
auß, verbis: 

„VIO. . Da zwei Teftamente in dem mechfelfeitigen 
„Teſtament enthalten find, fo muß bei der Frage: 
„welche die nächften Erben eines jeden der zwei Teſta⸗ 
„toren find, auf den Zeitpunkt des Todes eined jeden 
„derſelben, von deffen Erben die Rede ift, BENDER: 
„werden.“ 

Allein dieſe Meinung konnte nicht als die richtige, we⸗ 
nigſttens nicht als die herrſchende in Wuͤrttemberg aner⸗ 
kannt werden, weil ältere und neuere Rechtslehrer lehren, 
daß «in derartiges Fideicommiß, wie das vorliegende, ein 
bedinggtes iſt, weil es auf den Todestag des Letztlebenden 
verordmet iſt, die Zeit des Todes aber in den Geſetzen für 
eine ungemiffe Zeit gehalten wird; daher der Fideicommiſſar 
nicht blos den Tod des Teſtirers, fondern auch den des 


Fiduci ar⸗Erben erleben müſſe. 
Harpprecht, Resp. 18. Nro 119. ff. 
Tüb. Cons. Vol. II, Cons« 63. Nro 18. ff. 


en - U, -- m - 10. 
EEE re 
ee Di, - 35 - — — 

ra: > 53 8 


J—— Diss. de fideic. superfuturi $. 4.1. 
Glük und Geiger, Rechtsfälle Bd 1. p. 111 $. 13. 16. 
Weishaar, württembergifched Privat-Recht, 3te Auflage, 
-Bd 2. $. 968. und Note a. 

Die Wittme des Finderlöfen Bruderd wurde daher von 
ber Theilnahme an der Fideicommiß : Erbfchaft ausgefchlof: 
fen, und diefelbe den drei Bruderd: Kindern, als den noͤch⸗ 
ſten Freunden des Fideicommittenten, zugetheilt. 

So viel nun von dieſem Fall. 

Einſender bringt nun — — weitere verwandte 
Punkte zur Sprache. i 
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- | $. 42. 

Wenn ftatt der, in unferem Ball ſich Achelen Ein⸗ 
buße, umgekehrt eine Errungenſchaft von 367fl. 6kr. ſich er⸗ 
geben, wer haͤtte ſolche, den Fall des Widerrufs des gegenſei⸗ 
tigen Teſtaments auf Seiten des Ueberlebenden angenommen, 
anzuſprechen gehabt? Hätten die fideicommiffariſchen Erben 
auch hieran: participirt? Oder die Frage noch anders geftellt: 

Wen gebührt der neue Erwerb, den der überlebende 
Gatte im Wittwerftand . oder. in einer folgenden Che — 

Hier wird zu unterſcheiden ſeyn: 

‚ a) ob die teſtirenden Eheleute über ihr Vermögen, als 
über eine Maffe diſponirt haben, mit der Berfügung, daß 
von dem, was übrig ſeyn werde, die eine Hälfte die Ber: 
wandten des Mannes und. die andere die der Frau befonts 
men follen, fo. wird in diefem Fall der Fünftige Erwerb mit 
eingefchloffen: ſeyn; wenn es beider Austheilung in zwei 
Hälften verbleibt, fonach die fideicommiffarifhen Erben an 
der neuen Errungenfchaft indirect Antheil nehmen. 2 
So fieht ed mwenigftend auch an TA 

Pufendorf, Obsery. p. 4. Obs. 254. 


Besold, Cons. p. 5. C. 245. Nro 15. 
oder 


b) ob nur dad privative Vermögen des Vorverſtorbe⸗ 
nen feinen Fideicomimiß = Erben zu reftituiren ift. Iſt nur 
diefed zu reftituiren (wozu natürlich fein Antheil an der Erruns 
genfchaft, wenn eine foldhe vorlag, aud der nun getrennten 
Ehe kommt), und diefer Fall wird immer da eintreten, wo 
der üiberlebende Gatte fein Teftament widerrufen bat, 
v. Bolley, 33 Aufſätze ©. 435. $. 25. 

fo wird auch diefer Widerruf die weitere Wirkung äußern, 
daß die Fideicommiß » Erben von der — an der 
neuen Erwerb ausgeſchloſſen find ©). 


%) Die Frage wird immer ſeyn: Was ift Gegenfland de giben 
commiſſes ? und zu weſſen Gunſten wurde es errichtet? Durch 

die Widerrufung ſeines Teſtaments kann wohl der überle⸗ 
bende Gatte von der durch den Erbſchaftsantritt — 

fideicommifſſariſchen Verbindlichkeit nie fi befreien. B 
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Tüb. Cons. Vol. 2. C. 90. Nro 9. 
‚Besold, Cons. part. 5. L. 245. 
'Malblanc, Diss. 1. c. $. 5. 
wiewohl 


* 


Haffe, weiniſcheb — zr EN 23 Heft e. 262 - 


- Note 3. und ©. 274 $; 29. 
daB Gegentheil lehrt. 
$. 15. 

Zwei Eheleute, die im Vermögen ungleich fi nd, der 
Dann bat 200fl., die Frau 1200fl., teftiren über ihr. bei⸗ 
derfeitiged Vermögen, ald über eine Maffe, in der Art, 
daß ‚die ganze Berlaffenfchaft, die nach dem Tode des Ueber: 
lebenden vorhanden fey, unter ihre Verwandten zur einen 
Hälfte auf des Mannd Verwandte und zur. andern 
Hälfte auf der Frau Verwandte fallen fol. 

Der Mann ftirbt zuerft, die Frau tritt deffen Erbſchaft 
an und verheurathet ſich wieder, errichtet aber ein weiteres 
Teſtament, in welchem fie ihr gegenſeitiges Teſtament wider: 
suft, und ihr Vermögen, welches urfprünglich in 1200fl. - 
beftanden und noch beftebe, ihrem zweiten Mann zuwendet. 

Was haben nun die Fideicommiß.-Erben- des eriign 
Mannes der Erblafferin zu fuchen ? | 

Iſt das eigene Vermögen der Fiduciar s Erbin aud) in 
das Fideicommiß durch ihren Erbantritt bineingezogen ? 
Können die Fideicommiß-Erben des Manns 700fl. oder nur 
200fl. ald deſſen urfprüngliche Berlaffenfchaft fordern? was 
müffen fie alfo dem Univerfal=: Erben der Fiduciar » Erbin 
tıberlaffen, deren urfprüngliches Vermögen von 1200fl. oder 
nur 700fl.? | | 

Diefen Fall batte Einfender im Jahr 1829, und er 
ſteht in enger Verbindung mit den Fragen im $. 5. u. 6. | 
nur ift dad Praktifche der Trage bier mehr berupzgehoben, 

In den ' 

) reötligen Bemerkungen von Quibtorp, 2r Th. S. 62 
wird in vorliegendem Fall dem Ueberlebenden nur über die 
Hälfte, alfo über 700fl. zu verfügen das Recht eingeräumt; 
ſonach würden in unferem Sal den Fideicommig:Erben aus 
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dem eigenen Vermögen des überfebenden Gatten 700fl. den 
Berwandten des vorverſtorbenen Gatten ai angefäjieden 
werden müſſen. | | 

Auch iſt diefer Anficht gehuldigt, 

de Canngiesser, Th. 1. Deeis. Case. ‚Der. 43. et 
44. und Th. 8. Dec. 207. Nro 4 ı 
mo übrigens von einem Erb⸗Vertrag ausgegangen wbied. 
Allein mit dieſen Anſichten konnte man ſich, wenigften nicht 
| für Württemberg befreunden, vielmehr folgte man der —— 
v. Bolley, 33. Aufſätze ©. 434. ff. - * 
Mittermaier, deutſches Privatrecht. $. ‚410. | 
Haſ fe, rheiniſches Muſeum, 3r ale 48 Hft ©. 525 Nro 
5. ©. 547 9. 55. u. 28 HI -265 ff. S. 269 6:25. 
und hielt daflır; daß: felbft der Ehofkafts- Antritt im’ Bei 
auf dad Vermögen des Vorverftorbenen dem Ueberlebenden 
keine Verbindlichkeit auflege, die im Fehhern wechſelſeitigen 
Teftamente vorkommende, f ein eigened Vermögen betref⸗ 
fende Anordnüng fortbeſtehen zu taffen.ı Dieſe Anficht hat 
nun auch neuerdings mehrere Pröjübieien des Civil-Senats 
des Königl, Ober-Tribunals fr ſich. 
Dr. Zafel, außerlefene Civil - Rechtoſprüche 1855; Ir Pr 
18 Heft ©: 90.*) 

Hienach bekamen in unſerem Fall die * bed Mans 
ned, womit fie ſich auch zufrieden gaben, deſſen urfprüngs 
liches Vermögen von 200fl. ohne Abzug, weil die Fiduciars 
Erbin durch den langen Genuß der Erbfchaft, den fie ab 
intestato nicht gehabt hätte, um ihren ‚Pflichttheil oder die 
trebellianifche QDuart entfchädigt war. 

BVorftehenden Auffag legte Einfender im September, 1837 dm 
werthpollen und gewichtigen Beurtheilung ded Herrn Präfi denten 

.*) Der von Tafel mitgetheilte Zall ift von dem bier abgehandel⸗ 
ten des Hrn Verf. ſehr weſentlich verſchieden. Daß das Öber: 

Tribunal diefen Iestern Fall anders beurtheilt, mithin wirklich 

700fl. ald Gegenftand des Fideicommiffed für die Verwandten 

des Manned angenommen hätte, ift im $.8. ©, 95 fogar aus 
gebrüdt. Diefe Bemerkung, in welcher allerdings einige Modi: 
fication der in meinen 33 Auffäsen entwidelten Anſicht liegt, 


hatte auch meine volllommene Beiftimmung. Bergl. auch mei⸗ 
: en Entwurf einer Amt3-Inflr. ©. 139. | 
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p. Bolley vor „. ud, dieſer hatte die Gewogenheit, diefen Auffag 
mit mehreren Bemerfungen zu begleiten; und da der Herr Prä⸗ 
fident in feinem gütigen Begleitungs - Schreiben vom 7. October 
1837 dem Einſender die Erlaubniß ertheilte, jeden beliebigen Ge= 
braud mit diefen Bemerkungen zu maden, fo ‚glaubte Einfender kei⸗ 
nen zweckmäßigeren Gebrauch davon machen zu können, ald folde 
mwortgetreu, ald einen werthuollen und lehrreihen Anhang zu vorſte⸗ 
hendem Aufſatz, ‚mit einigen Gegenbemerkungen ‚bier folgen zu laflen. 
BVemerkungen des Herrn Präfventen v. Bolley zu 
vorſtehendem Auffah. 

Der vorliegende Rechtsfall zeichnet ſich vor andern 
Prozeſſen, welche durch gemeinſchaftliche Teſtamente der 
Eheleute, wie das vorliegende iſt, fo häufig entſtehen, das 
durch aus, daß geradandie Hauptfrage gar. nicht in; Anres 
gung Fam, nämlich 9b nicht dad gemeinfchaftliche Teflament 
auch in ſo ferne ein correfpectived ſey, als es ſich auf 
die beiderſeitigen Verwandten beziehe? d. h. ob man 
nicht annehmen muͤſſe, daß — und in welcher Ausdehnung 
der- Mann auch zu Gunften der Berwandten feiner Frau 
difponirt babe, jedoch, unter der Vorausſetzung, daß auch 
die Frau ihre zu Gunften feiner. Verwandten errichtet: 
Difpofition unverändert laffen werde? denn nicht nur die 
Verwandten der Frau machten auf den Grund: diefer ges 
meinfchaftlichen Difpofition fideicommiffarifche Anfprüche gar 
nicht geltend, fondern auch die Verwandten ded Mannes 
traten einzig auf den Grund der’ Difpofition ded Man: 
nes’ als Fideicommiffarien auf. Auf den Nachlaß der 
Frau, fo meit folcher nicht etwa mit Fideicommiß belegt 
mar, machten fie gar feinen Anſpruch; am allermenigften _ 
wollten fie fih ald (direct fubftituirte) Erben der Frau 
deren Nachlaß auf den Grund ded gemeinfchaftlichen Teftas 
ments ganz oder. theilmeife zueignen, Dad neue Teftament 
der Frau blieb alfo von, der Seite, daß fie. zur Wider: 
rufung des gemeinfchaftlihen Teftaments, ‚auch ſoweit fol: 
ches ihren nicht mit Fideicommiß belegten Nachlaß betraf, 
gar nicht berechtigt gemefen ſey, ganz unangefochten, viel: 
mehr war die GStreitfrage bier einzig die: „wie weit ers 
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„ſtrecken ſich die Anſprüche der Berwandten des Mannes 
„in Folge des von: dieſem errichteten Fideicommi ſſes?“ 
Ich habe daher auch Feine Veranlaffung, mich anf jene 
Hauptfrage hier einzulaſſen, und beſonders die von den An⸗ 
ſichten des Obertribunals ſehr abweichende Ausführung; von 
Mühlenbruch, in Glük's Com̃entar, Bb 38. © aa ff, 

einer Prüfung zu. unterwerfen *). | 
Allein wenn man nun auch davon ausgeht, daß, icher 
Gatte nur zu Gunften feiner eigenen Verwandten babe 
difponiren wollen, wenn man alſo annimmt, daß dad. vom 
Manne errichtete, Fideicommiß nur feinen Verwandten 
zu Statten kommen fol, und. wenn es ſich nur von Ayds 
mittelung diefer Anfprüce handelt, fo entfteht ; gleichs 
wohlftine eigenthümliche Schwierigkeit bier dadurch, daß 
ed Teftament noch vielifchlechter gefaßt. iſt, als Teflas 
mente diefer Art fonft gewöhnlich verfaßt mwerdem.- Jch 
nehme zwar an, daß, obgleich Anfangs nur von „des Ver⸗ 
forbenen ganzer Berlaflenfchaft” die, Rede if, 
dennoch das folgende auf dad ganze gemeinſchaftliche 
Bermögen fich beziehe; denn außerdem müßte nothwendig 
der. ganze Nachſatz als bloße Difpofition des zuerſt 
abfterbenden Gatten, mithin eben fo notbwendig zus 
gleich. angenommen werden, daß. von demſelben nicht blos 
zu Gunften fainer Berwandten, fondern auch zu: Gunften 
derjenigen ded Überlebenden Gatten ein -Fideicommiß 
errichtet worden. fey, was ja nicht angenommen wurde, und 
womit in dee That die Worte: „landrechtlicher Ordnung 
nach“ fchwer zu vereinigen wären. Auch ift es gewohnlich 
bei ſolchen Teſtamenten, daß jeder Gatte für feine Vers 
wandten auf eine doppelte Weife forgt, indem er einmal 
für den Fall feines Vorabfterbend zu ihren Gunſten fidei⸗ 
committirt, und fie. dann flir den entgegengeſehten Fall, fo 
weit fein ang nicht als — — von: Seiten 





“sh 


2) Sch behalte mir vor, died-in einem- 1 unfofenden Aufſabe zu 
thun. B. 
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ded: andern Gatten belegt anzufehen iſt, zu feinen directen 
(fubftituirten) Erben ernennt, * Man. irrt fich wohl nicht, 
wenn man voraudfept, daß die Intention der teflirenden 
Eheleute auch in gegenwärtigen Sale Feine andere war. 
Aber dennoch ift mir die Frage: „was ift denn eigentlich 
als mit Fideicommiß belegt anzufeben?‘ bier ungemein 
zweifelhaft. Ih muß, um diefen Zweifel begreiflich zu 
machen, daran erinnern, daß jeder Teftator, und zwar felbft _ 
in einfeitigen Teftäamenten, auch über dad Vermögen feines 
Erben verfügen Fann. Die Frage ift dann nur, ob der 
Erbe fich diefe Verfügung gefallen laſſen, d. h. ob er eine 
ſolche beſchwerte Erbfchaft antreten will? Wenn ih nun 
— auch bier dad vom Manne errichtete Fideicommiß in kei— 
nem Falle auf den Gefammt: Nachlaß feiner Frau 


ausdehnen möchte, fo blieben gleichwohl dreierlei Erklaͤrun⸗ 


- gen denkbar: 

4) daß der erfte Erblaffer gerade feinen Nachlaß, wie 
er’ ſich nach unfern ehelichen Societätd-Verhältniffen zur Zeit 
ſeines Todes ergab, vorbehältlih der, dem überleben: 
den Gatten bei einem fideicommissum superfuturi zufteber:= 
den Beränderungen, mit Fideicommiß babe belegen wollen ; 

2) daß nach dem Tode des zuerft verftorbenen. Gatten 
zwar daB ganze gemeinfchaftliche Vermögen als eine Maffe 
anzufeben, daß die Gemeinfchaft, in welcher ſich ibeide Ehe» 
leute befanden, gleichfam bi8 zum Tode des überlebens 
den®atten fortgefept, daß dann aber doch ſeiner Zeit, 
übrigens unter eben dieſer Vorausfepung, die privativen 
Anfprüche jedes Gatten auf diefes Vermögen: unferfucht, 
und auf folhe Weife der Nachlaß. des zuerſt verftorbenen 
Gatten, mithin auch daß Dbject des Fidelrommiſſes aue- 
gemittelt werben ſoll; re 

3) bag nad) dem Tode des aberlebenben Gauen das 
ganze, alsdann vorhandene Geſammt⸗VBermögen, 
welches ſich in den Händen des überlebenden Gatten befand, 
mag ed nun zus oder abgenommen haben, in zwei Hälften 
getheilt, und die eine Hälfte den Verwandten des zuerft ver: 
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ſtorbenen Mannes (ald Fideicommiſſarien), die andere den 
Verwandten der Frau (ald direct fubftituirten Erben) zuge: 
teilt werden foll. 
| Diefe Formel ift die gewöhnliche, und der Berfaffer 
ded übel gerathenen Teftamentd kann voch am Leichteften 
entfchuldigt werden, wenn man annimınt, er fey davon auds 
gegangen, daß dies eigentlich ſich von felbft verftiehe. Der . 
Herr Verfaffer diefed Aufiabed nimmt (oben ©. 427) die 
Erklärung Nro 1. an. Allein der ganzen Faſſung des Te» 
flamentd fcheint eine Unterfuchung des Nachlaffed des zit» 
erft verftorbenen Gatten zur Zeit feined Todes zu wis 
derfprechen, auch follte nach den Worten: | 
| „Tolle dasjenige Vermögen, fo nod vorhanden” 
(morunter, wie bereitd gezeigt, ganz nothwendig dad gemein 
fhaftliche Vermögen verſtanden werden muß), die Ausfchei» 
dung auf einen andern Zeitpunkt, nämlich auf den Zuftand 
zur Zeit des Todes des Überlebenden Gatten bafirt werden. 
Ich würde, indem ich die Worte: „landrechtlicher Ord⸗ 
nung nad“ nicht auf die Ausmittelung beider Maffen, 
fondern auf!die Ordnung, in welder die Verwandten jedes 
Gatten zu jeder Maffe berufen werden, beziehe, der dritten 
Erklärung den Vorzug geben, aber ftreiten läßt fich eigent: 
lich hierüber nicht, denn ınan Fann nie zur Gemwißheit kom— 
men. Der VBerfaffer des Teſtaments * ſcheint keinen 
klaren Begriff gehabt zu haben. 
Zu S. 5. 
Hier hätte — 
a) eher geſagt werden koͤnnen, daß eine Cotteſpectivi⸗ | 

tät in einer andern Beziehung, als in Beziehung auf. die 
gegenfeitige Erb» Einfepung der Epeleute, gar ng gel» 
‚tend gemacht worden ſey; 
b) ıft e8 unrichtig, wenn von der Deſtitution des Tee 
ſtaments in Folge des Todes des zuerſt ſterbenden Gatten 
gefprohen wird, vielmehr muß man unter der eben bemerk⸗ 
ten Vorausſetzung annehmen, daß je der überlebende Gatte 
für dieſen Fall ſeine Verwandten direct fubftitwirt babe, 

Monatfchr. f. d. Tufigpfl. I. Bd 3. Abth. 30 
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Schr ı man aber davon aus, daß die Correfpectivität folcher 
Teftamente nicht bloß auf die Eheleute fich beziehe, ſo 
würde daraus folgen, daß, fo wie auf der einen Seite auch 
die Verwandten der überlebenden Frau als Fideicommiffas 


wien des zuerft geftorbenen Mannes erfcheinen‘, fo auf der 


andern Seite von der Frau meben ihren eigenen Verwand— 
ten, auch diejenigen ihres Mannes dem Leptern direct ſub⸗ 
ſtituirt worden feyen ®). 

Bu $. 6. 
erflärt ſich auch 
Thibaut, Syſtem bed Pandecten-Rechts, Tte. Aub gabe, | 

$. 776. Ste Audgabe $. 927. 
fehr  beftimmt. darüber , daß in dem vorausgefepten alle 
der Fiduciar durchaus willführlich drei Biertheile veräußern 
dürfe, und daß ibm, was er durch Veräußerung 
einer Specied gewonnen habe, fo wenig abgefordert 
werden Fünne, ald was er von einer Gattung nicht mehr 
befipe. 

Indeffen würde ich doch der von dem Herrn Verfaſſer 
angenommenen Meinung von Lauterbach uf w. ben 
Borzug geben. * 

Vor der Nov. 108. galten wenigſtens — 
folgende Grundſätze: 

‚a) I. 54. D. ad S. C. Trebell. (36, 1.) 

„Erogationes, quae ex hereditate factae diceban- 
tur, non ad solam fideicommissi diminutionem perti- 
nere, sed pro rata patrimanii, quod heres proprium 
habuit, distribui debere.“ 

b) 1. 70. $. 3. D. de legatis II. 1.) 
„Cum autem rogatus quidquid ex hereditate super- 


°) Bemerfung bed Einfenderd der Abhandlung adig. 
5. b.) Diefe Berichtigung ift dem Einfender intereffant. We— 
gen diefer Unrichtigfeit wird er aber Entfchuldigung finden, 
wenn er gefteht, daß jene entlehnt ift von Profeffor Sieben« 
tee, in der Abhandlung vom. legten Willens 1792. $. 233. 

| —— 
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erit, post mortem suam restituere, de pretio rerüm ven- 
ditarum alias comparat: deminuisse, ar rondi- 
dit, non videtur.“* F 

1. 71. D. eodem. | 
„S8Sed quod inde comparatum est, vice permutati 
dominii restitueretur.“ | 
ec) 1.72. D. de legat. II. (31.) 

„Idem servandum erit, et si pro, prios creditos 
resex.ea pecunia dimiserit. Non enim absumi. 
tür, quod in corpore patrimonii relinetur.‘ 

Ob nun auch diefe Grundfähe, — 55 diejenigen 1b) 
und c), durch die Nov. 108. aufgehoben werden folten, . iſt 
billig zu bezweifeln. Die entgegengeſetzte Anficht ſcheint außer 
den von dem Heren Nef. angeführten Schriftftellern zu baben 

Mühlenbruch, doctr. Pand. ed. 2da. $. 545. Note 8. 

ed. 3tia. $. 753. Note 8. 

Weftphal, von Bermädtniffen Th. I. $. 1672. f. 

Uebrigend fällt had meiner Erklärung ded — 
die ganze Frage weg. 

Zu $. 7. und ff. 

Wie nun aber nah dem vom Herrn Verfaſſer ange⸗ 
nommenen Grundſatze die Berminderung des Fideicommiſ— 
ſes ſogar mehr betragen konnte, als die ganze, in der 
zweiten Ehe entſtandene Einbuße, iſt mir nicht wohl er⸗ 
Härbar. Namentlich hätte nach dieſen Grundſätzen unters 
fucht werden follen, was ed mit der Schuld felbft, wegen 
welcher ein zum Fideicommiß gehdriges Out verpfändet 
wurde, für eine Befchaffenbeit babe. 

Wie aud nach der Erflärung des Heren Verfaſſers 
das fideicommiſſariſche Vermögen ohne Abzug einer Vers 
minderung auf. 1497fl. 49kr. berechnet werden konnte, bleibt 
mir nach den angegebenen Zahlenverhältniſſen räthſelhaft *). 


7 


*) Bemerkung dedFinfenderd d. Abhandl. zu $.7. Zwi— 
fhen der Einbuße und der Veräußerung liegt eine Differenz von 
469fl. 128r. vor. Diefe Differenz rührt (was oben nicht angebeu- 
tet ift, B.) indbefondere ‚daher, daß .die Fiduciarerbin während 
0% 


Li 
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Zu 6. 11. 

‚Die: ste Ausgabe von ——— habe ich nicht 
bes der Hand. In der 2ten kommt von dieſem Satze nichts. 
Mittermaier würde aber allen Rechtsgrundſäten wider—⸗ 
ſprechen, wenn er dieſen Sap auf BEDINGEE Fideicoms. 
miffe anwenden wollte *). 

Die Differenz dürfte ſich alfo wohl nur auf die Beurs 
tbeilung der concreten Abficht des teftirenden Gatten, mwels 
her zuerft geftorben ift, beziehen. Nach meinem Urtheil ift 
in einem alle, wie der vorliegende, dad Recht der Fideis 
eommiffarien felbft, nicht blos die Leiftung vom Tode der 
Frau abhängig. Ganz ander8 wäre es, wenn von dem 
Manne die Frau nicht zu feinem Univerfal-Erben ernannt, 
ſondern ihr blos der Iebendlängliche Genuß feines Nachlaf: 
ſes zugemwendet, oder wenn Überhaupt feine Abficht, daß das 
Recht feiner Verwandten auf das Fideicommiß fchon durch 
feinen Tod begründet und nur die Leiſtung aufgefhoben 
werden fol, auf irgend eine Weiſe ———— worden 
wäre. 


ihres Wittwenfiged von 1815—18 von dem gemeinfchaftl. Ver: 
mögen erfter Ehe nach einer Vergleihung der Zubringendinven- 
tur‘ von 1818 mit der Eventualtheilung von 1815 170fl. 5fr. ver: 
braucht bat, welcher Verbrauh natürlich ‘bei Fertigung der 
Zubringens » Inventur in die zweite Ehe nicht mehr ald ein 
Vermögenstheil vorkommt, fomit die Einbuße in zweiter Ehe 
verminderte, aber die Veräußerung am Fideicommiß = Vermös 
gen um diefen Betrag erhöhte. Die Eventual: Theilung von 
4815 ftellte damals als Verlaffenfhaft des Defuncti 804fl. 
20fr. berauß, durch erhöhte Güterpreife beflimmte fich diefelbe 
durch -die Revifion anno 1835 auf 1197fl. 49kr., indem de 
Mannes Einbringen hauptfählih in Liegenfchaft beftand. An 
dem Kinbringen der Verftorbenen in die zweite Ehe. (conf. 
$. 3. deB Aufſatzes) erhielten fomit die Fideicommiffarien 
1197f1. 49kr., und davon gieng noch vergleichſsmäßig die halbe 
Einbuße ıc. | J. 
2) Bemerkung bed Einſenders zu $. 11. Mittermaier 
giebt biefen Sag unbedingt, unter Berufung auf Sieben« 
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‚Die weitere Ausführung giebt mir (außer der Note zu 


$. 12: u. 13.) zu Beinen befonderen Bemerkungen Beranlafs 
fung. Dagegen wünſche ich, daß eine Warnung. und Beleh⸗ 
rung darüber beigefügt werde, wie folche Teflamente, um die 
vielen, daraus entftebenden. Prozeffe, zu. verhindern, verfaßt 
werden follen. . Namentlich follte immer; die Difpofition je⸗ 
des Gatten möglichſt außgefchieden werden, Nach 
dein Sinne, den ich der vorliegenden Difpgfition beilege, 
wuͤrde jeder Streif dadurch befeitigt worden fepn, wenn fe. 
alfo lautete: 


„Wir feben einander gegenfeitig zu Univerfals Erben 
„ein. Der übertebendeGatte kann demnach über bag 
„ganze Vermögen unter Lebenden frei verfügen. Nah 
„deſſen Tode fol jedoch das, alddann noch vorbans 


: „dene Sefammt:Bermdgen in zwei Hälften getheilt 


Es 


„werden, fo daß die eine Hälfte auf die Verwandten des 
„Mannes, die zweite Hälfte auf diejenigen der Fran fällt. 


„Ich, der Mann, befchwere demnach für den Fall meis 


„ned Vorabfterbend ‚meine Frau, als meine Univerfals 


- „Erbin, in der angegebenen Art mit einem Fideicommiß 
„u Gunften meiner Verwandten, welche ich für den ent« 


„gegengefepten Fall, wenn nämlich ic) meine. Frau Übers 
„leben würde, zu meinen directen Erben ernenne. Um— 


: „gekehrt verfüge ich, die Frau, rüdfichtlich meiner Vers 


„wandten daffelbe. Dabei bleibt jedem Gatten überlaf: 


„fen, auch, nachdem er die Erbfchaft aus diefem Teftas 


„ment angetreten bat, die zu Gunften feiner Verwandten 
„gemachte Difpofition nach Belieben abzuändern. Uebris 
„gend fol der Abzug der trebellianifchen Quart audges 


„ſchloſſen ſeyn, und jeder Gatte, welcher aus dieſem ges 


„meinfchaftlihen Teſtament die Erbfchaft: antreten wird, 


: „verzichtet voraud auf alle weiteren Anfprüche. rücficht: 


lich der & ber ſtatutariſchen Portion und ded Pflichttheils. * 


Tiĩrroẽ S. 213, v. Dalwigk, Erbredt J. S. 126. ketteres 
| Merk -befist Einfender nicht; und bei Siebenfees — er 
auf ©. 213 daß nicht, was" Mittermaier lehrt. -  $:- 


446 

Die Verwandten jeded Gatten, zu deren Gunften difpo- 
nirt wird, waͤren entweder mit angemeffener Subftitution 
namentlich aufzuführen, oder ed wäre beftimmt auszudrüden, 
in welcher Ordnung, ob nach der Nähe der Verwandtſchaft, 
ob mit oder ohne Ruͤckſicht auf Volbürtigkeit, doppeltes 
Band der Verwandtſchaft, Legitimität u. ſ. w., oder ob 
überhaupt nach dem Inteſtat⸗Erbfolge-Geſetze dieſelben be⸗ 
rufen werden, und welcher Zeitpunkt für die Begründung 
des — Fideicommiſſarien entſcheidend ſeyn ſoll. 





02 Ueber Die KHccife Br Abgabe bei Erbſchafts 

Cheilungen und Vermögens-Alebergaben. 

(Von Herrn Pupillen- Rath Jeitter.) | 

Nah der Verfügung ded Königl. — — 

vom 15. Februar 1820 
Regierungd-Blatt ©. 68 und 69 J 

kommt eine Acciſe⸗Berechnung bei Erbſchafts Theilungen 
und Vermögens⸗Uebergaben in der Regel nur dann vor, 
wenn außer der eigentlichen. Erbfchafts » Theilung noch weis» 
tere Recht3-Gefchäfte, entweder zwifchen den Erben ꝛc. uns 
ber ſich oder mit dritten Perfonen ftatt finden. Insbeſon⸗ 
dere ift aber nach diefer Verfügung dasjenige, was die Ers 
ben im Looſe oder durch Uebereinfunft außer dem Loofe blos 
erbfchaftsmweife erhalten, der Accife auch. dann ‚nicht uns 
terworfen, wenn der Empfang die Erbs-Portion überfteigen 
follte; wogegen der Erbe, welcher bei einer Erbtheilung 
oder Vermögens⸗Uebergabe einen accisbaren Gegenftand oder 
ein liegendes Gut außer der eigentlihenErbfchaftds 
Theilung und Erbſchafts-Verweiſung durch einen 
befondern Vertrag, gleihfam Faufmweife, in der Art 
erhält, dag derfelbe von dem Werth Anfchlage oder feflges 
fepten Preife diefed Gegenftandes feinen Miterben oder den 
Bläubigern der Maffe eine beftimmte Summe binauszubes 
zahlen hat, der Accifes Entrichtuug mit demjenigen Betrag, 
welchen er nicht ald Erb: oder Heirathguts:Antheil zurück⸗ 
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behalten darf, in eben dem: Maaße unterliegt, wie, bei je 
dem andern Contrakte, welchen die Erben während des 
Theilungds oder Uebergabs⸗Geſchäfts zwifhen ſich, oder mit 
Dritten abſchließen. 
| Durch diefe Verfügung follte nämlich dem — 
Widerſpruch abgeholfen werden, welcher dem Buchſtaben 
nah zwiſchen dem $. 3. Punkt 2. und dem $. 11. bed 
Hecifes®efeped vom Jahr 1824 
| Regierungd-Blatt S. 500 ff. 
in fo fern Statt findet, ald nach) dem $. 3. Punkt 2. 
Alles, wad durh andere Rechts⸗Geſchaͤfte, als Kauf 
oder Tauſch, z. B. durch Erbſchaft ıc. von einem 
Beſitzer auf den andern ubergeht, 
von. den Accife s Atgaben befreit ift, während der — 11. 
die Beſtimmung enthält, daß bei Bermögens⸗Abthei— 
lungen von Contrakten über liegende Güter, Gebäude, 
Grundgefälle, ewige Renten und Reale Gerechtigfeiten am 
Schluffe des Theilungs-Geſchäftes 1.%, des Kauf: Preis 
fe8 als Accife zu entrichten, und nur der Betrag des 
Heirath:Guts, ‚welcher bei dem — durch dad in Frage ſte— 
bende Rechts⸗-Geſchäft feftgefehten Preis abgezogen werden 
darf, von der Accife befreit ſey; ed ift jedach wohl nicht 
zu läugnen, daß auch diefe erläuternde Verfügung nicht in. 
fo beflimmten Worten ausgefprochen ift, daß dadurch jeder 
Zweifel entfernt und eine unter allen ——— von ſelbſt 
einleuchtende Regel gegeben wäre. 

Es ſind deswegen auch die Fälle nicht — in wel⸗ 
chen über die Verbindlichkeit zur Acciſe⸗Entrichtung zwiſchen 
den Theilungs- und Finanz-Behoͤrden oder zwiſchen dieſen 
und den Betheiligten Widerſprüche entſtehen, und dieſes iſt 
namentlich dann der Fall, wenn entweder 1) bei einer 
Theilung unter der Maſſe ein Haus oder ein ſonſtiges 
Grundſtück befindlich iſt, welches einer der Erben um einen 
beflimmten Preis fo übernimmt, daß er in Folge -diefer 
Uebernahme feine Erben mit Geld entfchädigen muß; oder 
wenn 2) bei einer Bermögend:Uebergabe von einem 
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Kinde ſäämmtliche Liegenfchaft der Eltern übernommen 

wird, und daffelbe den übrigen Kindern oder den Gläubis 

gern der Eltern eine beftimmte Summe hinauszubezahlen bat. 
Es läßt fih nämlich 

zu 1) gegen die Derbindlichkeit on Nccife-Entrihtung 
bei einer Theilung in dem angegebenen Falle Folgendes 
einwenden ; 

Die fragliche —— ſagt mit — Worten: 

Alles, was ein Erbe durch die Erbſchafts-Thei— 

lung (erbſchaftsweiſe) erhält, iſt accifefrei; das— 
jenige dagegen, was er außer der Erbfchafts» 
Theilung erhält, ift der Accife unterworfen. 

Unter Erbfchaftd » Theilung Fann nun nah dem Sinne 
der Verfügung nichts anderes, ald der Erbfchaftd-Theilungss 
Vertrag, verftanden feyn, der beinahe bei jeder Theilung 
vorfommt, wenn die Erbfhaft nicht aus lauter baar Geld 
oder Aktiv» Poften befteht, und fi mithin die Theilung 
nah dem Geſetze oder letzten Willen von felbft ergiebt; 
wenn vielmehr zu der Erbfchaft verfchiedenartige Gegen» 
ftände gehören, und alfo die Erben mit einander überein» 
fommen müffen, wie fie diefe verfchiedenen Gegenftände uns 
ter fich theilen wollen. 

In diefem Falle müffen fie nämlich entweder unter ſich 
einen Erbfchaftd » Theilungd = Vertrag abfchließgen, oder ſich 
gefallen laſſen, daß der Theilrichter die Erbfchaftd: Gegen 
ftände verfauft und den Erlös unter .fie teilt. 

‚Den Theilungs « Vertrag fünnen aber die Erben auf 
gweierlei Weife eingehen, entweder fie vereinigen fich zum 
Berlooſen der Gegenftände, oder fie weifen ohne Loos dem 
Einen diefen, dem Andern jenen Gegenfland zu, tariren 
aber in beiden Fällen die einzelnen Gegenftände, damit bei 
ungleihen Theilen Jeder weiß, mie viel der Eine dem An: 
dern baar Geld hinausbezahlen muß. Hiebei find, was die 
Natur ded Vertrags mit fi bringt, die Erben in Feiner 
Beziehung befchränft, fie Fünnen dem Einen die Liegens 
ſchaft, dem Andern die Mobilien und dem Dritten Die 
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Aktiva zumeifen ; fie Fönnen aber auch einem einzelnen Ere 
ben alle erbfchaftliche Gegenftände überlaffen und fi) von 
demfelben ihre ganze Erb8s Portion herausbezahlen laſſen; 
mit einem Wort, fie Fönnen theilen, wie fie wollen, und 
Alles, was ein Erbe durch diefen Theilungs-Pertrag erhält, 
iſt Acciſefrei, wenn gleich die einzelnen erbfchaftlihen Ger 
genftände, welche er erhält, mehr betragen, als feine Erbs⸗ 
Portion. 

Dieß fagt die Verfügung ——— mit folgenden 
Worten: 

es ift demnach dasjenige, mad die Erben im Looſe 

oder durch Webereinfunft außer dem Looſe blos erb> 
ſchaftsweiſe erhalten, der Accife auch dann nicht uns 
terworfen, wein ed, maß felten zu vermeiden ſeyn 

"wird, die Erbs-Portion überfteigen follte, 

Die Hecife-Berindlichfeit tritt daher außer dem Fall, 
wo von der Gefammtheit ein Theil, oder fämmtliche 
Liegenfchaft Bor der Theilungsberechnung, oder nad) fols 
her das eine, oder dad andere der — den einzelnen 
Erben zugefchiedeiren Grundftüde von diefen an Dritte ver⸗ 
äußert wird, nur dann ein, wenn ein Erbe von dem, = 

was er durch den Erbfchaftd:-Theilungds Ders 

trag in Natur erhalten hat, einem feiner Mits 
erben durch BREONDErE Uebereinfunft etwa 
abtritt; 
oder, wenn vermdg, ded Theilungs-Vertrags ein 
Stück Gut mehreren Erben mit einander. ziges 
tbeilt worden ift, und diefe dann durch befondern 
Vertrag Übereintommen, daß einer allein daß 
Gut übernehmen und den Uebrigen ihre Antheile 
binausbezablen folle. 

Sin beiden letztern Fällen muß nämlich der Gutd-Uebers 
nehmer von dem, was er auf diefe Weife außer dem ihm 
durch den Erbſchafts⸗Theilungs⸗Vertrag felbft zugewieſenen 
Guts-Antheil von den übrigen Erben’ erwirbt, Die: Accife 
bezahlen, wenn gleich die Erwerbung während des Thei« 


« 
/ 
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lungsgeſchaͤfts geſchehen und in dieſes eingetragen worden iſt. 
Gecgen dieſe beſchränkende Auslegung der Verfü 
gung iſt jedoch Folgendes zu bemerken: Ä 
ı Die Verbindlichkeit zur Acciſe⸗Entrichtung in den leht⸗ 
genannten zwei Fällen kann allerdings keinem Zweifel un: 
terliegen, die in Frage ſtehende Verfügung beſchräankt ſich 
aber nicht blos auf dieſe Fälle, wenn ſie ſagt: | 
Uebernimmt hingegen ein Erbe bei einer Erbtheilung oder 
Vermögens» Uebergabe einen accidbaren Gegenftand 
oder ein liegende Gut außer der eigentlichen Erb» 
fchaftstheilung und Erbſchafts-⸗Verweiſung "durch bes 
fondern Vertrag gleihfam Ffaufmeife, und bat 
derfelbe von dem Werth» Anfhlage oder 
 feftgefegten Preife diefed Gegenſtandes 
feinen Miterben oder den Gläubigern der 
Maſſe eine beffimmte Summe hinauszu— 
bezahlen, fo unterliegt er mit demjenigen 
‚ Betrag, welhen er nicht ald Erbs oder 
— Heirathguts⸗Antheil zurüdbehalten darf, 
der Acciſe⸗Entrichtung in eben dem Maaße, als 
bei jedem andern Contrakt, welchen die Erben 
während des Theilungds oder Uebergabs- Geſchafts 
zwiſchen ſich oder mit Dritten abſchließen; 
denn ausdrüdlich ſtellt ſie den Fällen, in welchen die Erben 
dad, was ihnen durch den Theilungd- Vertrag und. die Ders 
weiſung zugefallen ift, durch eine befondere Uebereinfunft 
wieder. einander ‚oder Dritten abtreten, auch den Fall gleich, 
wo einem Erben ein acciöbarer Gegenftand gleihfam 
 Faufmweife in der Art zufällt, daß er feinen Mit- 
erben einen beftimmte Summe binausbezahlen 

. muß. 

‚Die Acid» VerbindlichFeit beſchraͤnkt ſich mithin weder 
nad dem Buchſtaben der Verordnung, noch nach der Natur 
der Sache auf die Eontrafte, die ein Miterbe mit ei— 
nem andern über fein befonderes Eigenthum trifft, 
fondern fie erſtreckt fi) auch auf die Uebereinfunft, welde 


451 


die Gefammitheit der Erb8-Intereffenten mit eis 
‚nem einzelnen Erben über Gegenftände abfchließt, die 
ſich in der Erbömaffe befinden, fofern diefer dadurch wegen 
gleicher Vertheilung der übrigen Vermögenstheile mehr 
al8 feine Erb8s Quote erhält, und in fomweit er feine 
Miterben mit Geld entfhädigen oder Schulden 
der Maffe bezahlen muß. | 
Mit jener befhränften Erflärung ließe ſich der Begriff 
einer gleihbfam Faufmweifen Ermerbung nit ver: 
einigen, denn es ift nicht gleichfam, fondern ein wirk⸗ 
licher Kauf, wenn ein Erbe dem andern fein bef ondereß 
Eigenthbum abtritt, und es Fann auch ‚bei einem folchen 
Kauf die Abrehnung eined Erbſchafts⸗ oder Uebergabss 
. Antheild nicht gedacht werden. Der Sinn der Verfügung 
ift vielmehr nur erſchöpft, wenn die Accis = Verbindlichkeit 
außer den genannten unbeftriftenen Fällen auch dann ange⸗ 
nommen wird, 
wenn ein Erbe neben den ibm gebührenden Quoten 
an den übrigen Vermdgenstheilen von der Geſammt⸗ 
beit einen accisbaren Gegenftand gleiyfam Faufs 
- weife, d. b. in der Art übernimmt, daß er feinen: 
Miterben ihren Antheil hieran baar erfeht, - 
wogegen die Verbindlichkeit zu nn der Accife dann 
wegfällt, 
wenn ein Erbe 3. B. megen Uesernahme eined Hauſes 
bei den übrigen Gütern zurücteht, oder von den 
Aftiv-Capitalien oder von der Fahrniß nach Verhälts 
niß des Werth. des übernommenen Haufed, weni» 
ger als feine Erbs-Quote bieran beträgt, ems> . 
pfangt, folglih die andern Erben verhältnißmä— 
Big mehr an diefen Vermdgend: Theilen 
erhalten, wenn fih am Ende auch durch die Haud« 
ıc. Uebernahme wegen der nicht immer möglichen 
Audgleihung des Werths ber einzelnen ungleichen 
Erbfchafts s Objekte, fo wie überhaupt bei urfprüng- 
lich beabfichtigter ganz gleicher Vertheilung ſämmt— 
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licher Erbfehafts » Objekte in Folge ihres ungleichen 


Werthed ein Mehrempfang bei einzelnen Erben heraus⸗ 
ftellt, der den übrigen Erben hinauszubezahlen iſt. 
Die Verbindlichkeit zur Accife = Abgabe bei der Ueber: 


nahme eines der Acciſe unterworfenen Gegenſtandes von 
einzelnen Erben hängt hiernach nicht ſowobl von dieſer 


Uebernahme, ald vielmehr von der Art und Weiſe ab, wie 


die übrigen Erbfchafts » Objekte vertheilt werden, und- wird 


fih deswegen bei geböriger Belehrung der Intereffenten von- 
©eiten der Theilungsd » Behörden in den meiften Fällen- die 
Accid » Abgabe vermeiden laffen, wie nachfolgended Beifpiel: 


näher zeigen wird. 
- - Angenommen, eine Berlaffenfchafts - Maffe, welche A. 
und B. zu gleichen Theilen zu beerben haben, beftebe: 
aus einem Haufe, im Werth von . . . s . 6000fl. 
.» Gobmß - » 2 000 0 een ec Ko0ofl: 
. Capitalin 2 2 2 2 2 2 41000ofl. 
Zufanmen —:-  20000fl. 
und babe alfo jeder Erbe ad */,tel | “ 
— + 10000fl. 
Erbſchaft zu fordern, ſo iſt es, wenn der Erbe A. das Haus 
übernimmt, und ibm dennoch | 
an der Fahrniß 20oofl. 
s den Capitalien.. ae .5000fl. 
| aifainıien —⸗7 7000fl. 
mithin an beiden letztern feine volle Erbfchafts =» Quote mit 
oder ohne Loos zugetheilt wird, Har, daß er dad ihm eben» 
falls zugemwiefene Haus nur zur Hälfte erbömweife, zur an— 
bern Hälfte aber gleihfam Faufmweife erhält, und er 
alfo von der letztern Summe, die er dem B. hinausbezah⸗ 
„ den muß, die Accife fchuldig ıft. Würden dagegen dem A. 
dad Haus, im Wertb von . : 22... 6ooofl. 
and an Sabni6 2 > 2 2 ee 20oofl. 
dagegen wegen der Haud-Uebernahme 
an Sapitalin ur 2 2 ee te. 2ooofl. 
| Zufammen —!- 10000fl. 
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oder auch — | 
dad Haus mt . . . ..... 6o0oofl. 

und nach der — an Fahrniß » 2. 2150fl. 
an Eapitalien . . . , 2. 2300fl. 


Ä ———— —: 104ofl. 
zugewieſen, ſo daß er alſo 
—.. 46ofl. 
an B. hinauszubezahlen haͤtte, fo wäre dieſer Mehrbetrag, 
da er nicht ſowohl die Folge der Uebernahme des Hauſes, 
als der ſelten möglichen ganz gleichen Verweiſung der üb» 
rigen Vermögenstheile ift, doch nur ald ein Erbſchafts— 
Empfang anzufeben und der Accife nicht unterworfen; 
was eben fo menig der Fall ift, wenn einer der Erben 
die ganze Erbfchaft übernimmt und die übrigen Erben mit 
Geld abgefunden werden, weil in diefem Falle bloß die 
Sportel von Abfertigungs-Verträgen zu entrichten ift. 
Betreffend fodann 

zu 2) die Bermödgend:Uebergaben, mobei eineB 
der Kinder eine Maffe von Liegenfchaft in reinem von den ' 
Eltern beftimmten Preife übernimmt, und daflır feine Ge: 
fchwifter mit Geld abzufinden und Gläubiger der Eltern zu 
befriedigen bat, fo ift die Verbindlichkeit zur Accis-Abgabe 
aus der an die Gefchwifter oder Gläubiger zu bezablenden 
Summe in Abrede gezogen worden, weil die Uebernahme 
der Güter nicht durh einen befondern Vertrag ded Kin— 
des mit den Eltern oder Gefchwiftern erfolgt fey, fondern 
die Eltern nach ihrem freien Verfügungs-Rechte ihre Kins 
der durch freiwillige Uebergabe in den Befib eined Theils 
ober ihrer ganzen Liegenfchaft unter Bedingungen eingefeßt 
baben , denen ſich Xestere fügen müffen, ohne einen entges 
gen ftehenden Willen geltend machen zu Fünnen, und ed ſich 
folglich von einer einfeitigen Verfügung handle, entge: 
gengefegt jenem zweifeitigen NRechtd » Gefchäfte, welches 
die Kinder während des Uebergabs-Geſchäfts zwifchen ſich 
‚oder einem Dritten abfchließen, und wodurch die Verbind⸗ 
lichkeit zur AccifeaEntrichtung allein begründet ſey. 
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‚ Im Allgemeinen findet gegen dieſe Einwendung das 
bei den Erbfhafts-Theilungen Geſagte auch auf Bermögens⸗ 
Uebergaben feine Anwendung, insbeſondere aber ift hiebei 
noch Folgendes zu bemerken: 

Daß der Name „Bermögens: uUebergabe,“ den die — 
trahenten einem Rechts-Geſchäfte, das ſeiner Natur nach 
ein Kauf iſt, geben mögen, die Verbindlichkeit zur Accifes 
Zahlung nicht aufheben kann, daß vielmehr, wenn ein fol» 
her Kauf dem Wefen nach vorhanden ift, die Verbindlich- 
feit zur Accis-Zahlung eintritt, folgt unftreitig daraus, daß 
fih in der mehrberührten Verfügung die Worte „gleichs 
fam Faufmweife‘ nicht blo8 auf Theilungen, fondein.nas 
mentlich auch auf Vermögens = Uebergaben beziehen, mithin 
nicht unbedingt ein Kauf oder der Name bdeffelben ermebent 
wird, um die Accid-Pflichtigfeit zu begründen, 

Wenn aber alle VBerndgend » Uebergaben, melde auf 
dem freien Willen der Eltern beruhen, als accifefreie Rechts: 
Gefchäfte zu behandeln, und nur die befondern Verträge, 
welche die Kinder über die ihnen übergebenen Güter unter 
fih oder mit Dritten abfchließgen, der Accife unterworfen 
wären: fo hätte die Beftimmung des $. 11. des Accifes 
Geſetzes, 

daß bei Vermögens-Uebergaben die Summe, welche 

als Heirath-Gut abgezogen werden dürfe, von der 
Acciſe befreit ſey, 

gar keinen Sinn; vielmehr kann aus — $. 11. in Ber: 
. bindung mit $. 3. Punft 2. nur in ſo weit eine Befreiung 
der Uebergaben von der Accife gefolgert werden, als fie 
wirklich eine reine Gabe find, in fo weit alfo nichts her— 
audbezahlt werden darfz umd die Verordnung vom 13. Fes 
bruar 1829 bat nur die Milderung eintreten laffen, daß 
diejenigen Ausgleichungs- Beiträge, welche bei der Natural: 
Dertheilung einzelner Grundflüde unter die fämmtlichen 
Kinder nothwendig ſich ergeben, davon befreit morden, find. 
Diefe Freilaffung wollte aber die Verfügung offenbar nicht 
auf alle Uebergaben und insbefondere nicht. auf ſolche, die 
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es nur dem Namen nach find, wobei nämfid Ein Kind die 
ganze. Liegenfchaft übernimmt , md‘ alle andere ihre Erb» 
Antheile von jenem in Geld erhalten, oder. wo der: Ueber» 
nehmende die Schulden des Uebergebenden zu bezahlen bat, 
erſtrecken; in biefen Fällen ift vielmehr die Accife von demje⸗ 
nigen Theil zu entrichten, welcher nicht ald Heirathgut oder 
reine Gabe abgerechnet werden darf, fondern an die Ges 
fehwifter oder Gläubiger der Eltern bezahlt werden muß. 
In diefem Sinne hat auch dad Königl. Finanz: Minis 
fterium auf eine Befchwerde des N. N. von E, wegen der 
ihm angefegten Güter-Contraft-Accife von einer Vermögens» 
Uebergabe am 11. Januar 1831 eine Entſcheidung gegeben, 
indem die ——— als unbegründet verworfen worden 
ift, da 
4) der Ball, wo ein Sohn eine ganze Maſſe von Kies 
genfchaft für einen mittelft Bertrags beftimmt werdenden 
‚Preis übernehme, und: darauf Abfindungen an feine Ges 
ſchwiſter und die Gläubiger des Abtretenden zu leiften habe, 
ganz uneigentlich zur Vermögens sUebergabe im Sinne des 
$. 3. des Acciſe-Geſetzes erklärt werde, vielmehr die Natur 
eines KaufsEontraftd habe; und da auch abgefehen bievon 
2) in dem Minifterial:Erlaffe vom 13. Februar 1829 
ausdrücklich erklärt fey, daß, wenn Jemand bei einer Erb— 
fhaft oder Vermögens = Uebergabe ein liegendes Gut durch 
einen Bertrag gleichſam Faufmweife übernehme, und den Mits 
erben oder Gläubigern eine beftimmte Summe binauszubes 
zahlen babe, er mit dem binaudzubezahlenden Betrag der 
Accife unterliege. | 
Uebrigend werden die Intereſſenten, da die Form des 
Rechts-Geſchäfts in ihr freies Belieben geſtellt iſt, in jedem 
einzelnen Falle zu prüfen haben, ob e8 wegen diefer Accide 
Abgabe von der heraudzubezahlenden Summe nicht rätb> 
licher für fie fey, den Vertrag als förmlichen Kaufvertrag, 
ſtatt als Vermögens = Uebergabe zu behandeln, indem der 
Dertrag im erftern Falle zwar zur gerichtlichen Erfenntniß 
zu bringen, und neben der. Acciſe aus demjenigen Betrag, 
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welcher nicht als Heirat » Gut oder Erbfchaft abgezogen 
werden. darf, aud der: ganzen Kaufſumme dad Erkenngeld 
zu entrichten ift, in das der theilrichterlichen Eognition und 
fomit der Theilungs » Sportel unterliegende Uebergabö >» Ges 
fhäft aber nur derjenige Betrag aufgenommen zu werden 
braucht, welcher von dem Gutöfäufer an die, en zu 
bezahlen ift. 

Endlich ift zu bemerken, daß, da die Theilungs— Behör⸗ 
den zunächſt nur die Pflicht haben, die bei Theilungen, Ver⸗ 
mögensübergaben ꝛc. vorkommenden, der Acciſe moͤglicher⸗ 


weiſe unterliegenden Veraͤußerungen zur Kenntniß der Accis⸗ 
Behörden zu bringen, fie die ſchuldige Acciſe nur bei der 


Anerkenntniß der Verbindlichkeit von Seiten der Intereſſen⸗ 
ten in dem betreffenden Gefchäft wirklich anzufeßen, bei 
Widerfprüchen aber nicht die der Theilungs =» Behörde vors 
gefeste höhere Gerichtd» Behörde, fondern die Finanz s Bes 
börden über die Accis-Schuldigkeit zu entfcheiden haben, 





Ad EI. 
Sragmente. 


1-4) Entfcheidungen des Königl. Ober - Tribn- 
nals in Eriminal - Sachen. 
- (Eingefendet.) 
1) Begriff des Vagirens. 

Es gefchieht in Württemberg dfterd, daß, wenn eine 
Perſon ſchon mehrmald wegen Vagirend beftraft wurde und 
fonft ſchlecht prädicirt ift, ihr jedes auch ganz kurze und 
zu einem an ſich nicht verbotenen Zwecke gefchehene Ber: 
laffen ihres Wohnort8, wenn folches ohne obrigkeitliche 
Erlaubnig Statt hatte, ald wiederholtes Bagiren angefehen 
und je nach den vorangegangenen Vorftrafen zumeilgn mit 
einer ſehr bedeutenden Strafe geahndet wird. 
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Allein nicht immer ift daffelbe unter den Begriff-ded 
Vagirens zu ftelen. So hatte die Iedige H. D. von E., 
eine fehr fehlecht prädicirte, wegen wiederholten Vagirens, 
Eonfinationd=Ueberfchreitung, Hurerei und anderer. Berges 
den fchon mehrfach beftrafte, in ihren Heimaths-Ort €. 
eonfinirte Dirne, diefen lebteren feit ihrer -jüngften Beftras 
fung zweimal ohne Erlaubniß verlaffen und zwar das Eines 
mal, um in einem eine halbe Stunde von E. entfernten 
Wirthshauſe zum Tanze zu geben, und das Zweitemal, 
um einem WBolköfefte, das bei der eine Stunde von E. 
entfernten Oberamtsſtadt gefeiert wurde, anzumohnen. - 
Das Erftemal war fie.von Abends 9 bis Morgens 4 Uhr, 
und das Anderemal' von Morgens 8 bid Abends 9 Uhr 
audgeblieben, Der Gerichtshof zu N. legte ihr. nicht nur 
wiederholte Confinationdslteberfchreitung, fondern auch wies 
derholtes Bagiren zur Laft, mogegen das Königl. Ober» 
‚ Teibunal, an welches die Sache im NRecurdwege gelangte, 

nur dad erftere, nicht aber das letztere Vergeben annahın, 
und dabei von folgenden Gründen ausging: 

In der: zweimaligen Entfernung der Refurrentin. aus 
ihrem Eonfinationds Orte, einmal, um ſich auf das nabe 
Wirthshaus zum Tanze, bad Anderemal um fich zu dem 
BVolköfefte zu N. zu begeben, Fönne man ein zwecklofeß, 
unter den Begtiff der Landſtreicherei fallendes Umberzieben 
nicht erkennen und jedenfalld dad Bewußtſeyn der Anger 
ſchuldigten, daß fie fich dadurch des abermaligen Vagirens 
fhuldig made, nicht ald vorhanden annehmen, 





2) Obliegenheit eines in Criminal⸗Sachen befiellten Re- 
miffions-Gerichtes. 

Gegen V. R. von 2., Oberamts D., im Bezirke des 
Kreis⸗Gerichts zu X. gelegen, wurde wegen gegen den ihm 
vorgeſetzten Bezirksrichter im Bezirke des Ober⸗Amts O. 
verübter Injurien eine Unterſuchung anhängig und zu deren 
Führung das im Sprengel des Gerichtöhofes zu Y. gelegene 

Monasfchr: f, d. Juſtijpfi. IL. Bd. 3; Abth. 31 
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Oberamts-Gericht T., in deſſen Bezirke ſich der Angeſchul⸗ 
digte gewöhnlich aufhielt, von dem Gerichtshofe zu €. als 
Remiſſions⸗Gericht beſtellt. Kurze Zeit, bevor das Erkennt- 
niß ſowohl von dem Gerichtshofe zu X., als auf ergriffe— 
nen Recurs, von dem Criminal⸗Senate des Königl. Ober⸗ 
Tribunals gefällt worden mar, fo mie bald nad deffen 
Fäallung, Famen weitere Vergeben gegen V. R., die er vor 
Fällung jener Erfenntniffe und zwar größtentheild in dem 
Gerichtöbezirfe T. ih zur Schuld gebracht haben follte, 
zur Anzeige. Der Criminal:Senat ded Königf. Obertribus 
nal8, an welchen die Sache wegen eines Competenz = Cons 


flikts gelangt war, fprach hiebei die, auch in andern Vor⸗ 


gängen befolgte Meinung aus: 

Da mehrere der gegen V. R. erhobenen neuen Ans 
(huldigungen bei dem Dberamt3:Geriht T. zur Anzeige 
gekommen fenen, ehe bie Eigenfchaft dDiefer Behörde als 
beftellten Remiffiond:Gerichtd für die durch das Erfenntnig _ 
des Gerichtshofs beziebungdmweife dad Rekurs-Erkenntniß 
des Ober⸗Tribunals erledigten Unterſuchungen erloſchen ge⸗ 
weſen ſey und da alle wider ein Individuum gleichzeitig 
vorliegenden gerichtlichen Anſchuldigungen in Einer Unter⸗ 
ſuchung verhandelt und durch Ein Erkenntniß erledigt wers 
den ſollen; fo würde nah dem Wortlaute des $. 207. 
Nro II. ded IV. Drganifationd:Edicted vom 31. December 
1818 aus den angeführten Gründen daB gedachte Remifs 
ſions⸗Gericht auch zur Unterfuchung und der Gerichtshof 
zu &. zur Entfcheidung Über die dem V. R. neuerlih ans 
gefhuldigten Vergeben verpflichtet erfcheinen. 

Sindeffen ergebe der Zufammenhang der angeführten 
Gefepeäftelle mit der Nummer I. deffelben $. 207., da 
jene die Verpflichtung, die begonnene Unterfuhung auf 
alle fpäter entdedten Verbrechen eined Angefchuldigten auds 
zudehnen, nur dem ordentlichen Gerichte des begangenen 
Verbrechens, keineswegs aber auch dem für eine befondere 
Unterfuchung außerordentlicher Weife en m. 
babe auferlegen wollen. 
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Hienach fey in dem vorliegenden Kalle dad Oberamts⸗ 
Gericht T. nicht wegen feiner früheren ‚Eigenschaft als Res 
miffiond:Gericht, ſondern ald forum delicti commissi in 
Beziehung auf die meiſten der neueren. Anfhuldigungen 
wider V. R. deffen zuftändige Unterſuchungsbehoͤrde, und 
es liege die Fähung des Erkenntniffes, ſofern die zu „ers 
fennende Strafe die Strafgemwalt des Dheramtd » Gerichts 
T. überfteigen follte, nicht dein Gerichtshof zu X. (welcher 
dad Oberamts-Gericht T. als Remiſſions⸗ Gericht beſtellt 
batte) ſondern dem (dem ———— T. vorge 
ten) Gerichtöhof zu V. ob. 
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8) Wirkung des Wehurfes gegen ein —— ” 
Bwangsmittel, welche nicht in Beziehung auf die Haupt- 
Anfchuldigung, fondertt wegen Arigabe von Mitfe —9 
| digen und dergleichen erkannt wurden. 
Satharıne G. hatte auf dem zu ©. gehaltenen Jahr⸗ 
markte einem Krämer einige Stücke Manchefter von feinem 
Stande geftändigermaßen entwendet, und «8 mar Norker 
Verdacht vorhanden, daß fie biebei im Complotte mit, üb. 
- rem Zubälter gehandelt, und dieſem eines der ‚nicht wieder 
beigebrachten Stüde zugeſtellt babe, was fie e jedoch bedarr⸗ 
lich läͤugnete. Der Gerichtshof zu N, hielt deshalb gu Er» 
forſchung der Wahrheit Zwangsmittel, Heſtehend in Forper⸗ 
licher Züchtigung, gegen ſie für begründet, und ſprach ſo⸗ 
fort ein hierauf gerichtetes Zwiſchen⸗ Erkenntniß gegen Car 
.tharine ©. aus. Diefelbe ergriff biegegen den Rekurs an 
Ben Eriminal⸗ Geppt | des Koͤnigl. Ober-Tribunals, welcher 
begründet ER, , und daher erkannte, da von * elben 
abzuſtehen ſey. Dabei war er zugleich der Anficht, 
daß die beſtehende Theſis, wonach der Ober⸗Ki 

vdarmoͤge des ihm zuſtehenden Schaͤrfungo⸗ Rechts sr 
ift, im Falle ‚eines Rekurſes gegen Zwangsmittet, nach 
der Lage der Atem, unter Aufhebung Bil. ‚Beifhgn- 


| 


Erkenntniſſes/ ein Definitiv⸗Urtheil in der Sache zu fäl⸗ 
Aen, auf den Fall keine Anwendung finde, wenn die Zwangs⸗ 
mittel nicht zu Erforfhung der Wahrheit in Beziehung 
auf die Hauptſchuld, ſondern nur binfichtlich der Bezeich⸗ 
"nung ber Mitſchuldigen, der Verbergung des Objectes 
eb Veibrechensb n. 1 m.’ angeordnet wurden. 
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9 Bulãßigkeit der — des Verzichts auf den 
Necurs gegen ein Straf-Erkenntniß vor erfolgter Unter- 
— ſchrift des Eröffnungs - Protocolls. 
| Nah dem $. 7. ded Geſetzes vom 26. Juni 1826, in 
Betreff der Straf-Refurfe, geht zwar ein Criminal⸗Erkennt⸗ 
niß im Augenblicke des Verzichts auf den Rekurs in Rechts⸗ 
kraft über. Der Criminal⸗Senat des Königl. Ober-Tribus 
Ei entfchied fi ch jedoch in einem Specialfalle, in welchem 
der von einem Gerichtshofe, zu einer Strafe verurtheilte 
ageſchuldigte unmittelbar nach der gehörig geſchehenen Er: 
ring des Urtheild erflärt hatte, er verzichte auf den Res 
diefe Erflärung jedoch noch vor der Unterfchrift bes 
"Tesfnungs- : Protokolls mit dem Bemerken zurücdgenommen 
„babe, daß er fich zu ſtark beftraft fühle, dafür, daß der 
Bet ai als verzichtet zurückzuweiſen fey. % 
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= Yräjuiien des Königl. Ober - Cribunals 
"m Eivil- Sachen. 
| — (Eingefendet.) 

1) 3 die Verlebungs - lage ex lege 2. Cod. de res- 
| ‚eind. emt. vend. (4, 44.) gegen Veräußerungen im df- 
fentlichen Auſſtreiche nach württembergifchen Rechte 

zuläßig? 

In dem dritten Hefte des em Bandes diefer Monats 
ſchrift ift unter den \ 

„Preäjudisien und Bemerkungen über verſchiedene be⸗ 
„ſtrittene Fragen des Civil: Rechts“ 
Seite 502 unter Nro 8. die Mittheilung enthalten, daß der 


a 


Eivil-Senat ded Königl. Gerichtöbofs für den DonawKisgis 
in einem unter dem 24. Januar 4826, entſchiedenen boaue | 
gegen das Präjudiz in - - AR 
Dr. Kapffs merfwürbigen — ———— em. E78 i. Sr, r 

2. ©. 14 fo. 


den auch von dem Königl. Gerichtshofe in Tübingen, ſtets 
gleihförmig befolgten Grundſatz angenommen babe : 
daß die Läfiond» Klage ex lege 2. Cod. “de. rescind. 
| emt. vend. auch bei einem sub. hasta Publica vor⸗ 
genommenen Contrakt Platz ‚greife. " 

Diefer Grundfab wurde ohne‘ Zweifel nu nur Sr frei 
willigen Subbaftationen zur Anpendung aebracht,, da bei 
Beräußerungen im Eprefutiond > u durch ‚die Aal. 
mung des 

Art. 66. des Erefution-Gefeged dom. 45. April‘ "Bes, 
die Berlegungs: Klage ausdrüdlich‘ außgefchloffen wird. 

Allein auch bei freiwilligen Subhaftationen dat, der 
Eivil-Senat des Königl. Ober » Tribünals biſbet (übrigens | 
ohne fic) hierbei auf den gedachten Art. 66. als eine auch 
für freiwillige Subhaſtationen entſcheidende Norm zu bezies 
ben) den Grundfaß befolgt, daß die Verletzungs⸗Klage nicht 
Statt finde, und ſich in den betreffenden Entſcheidungs⸗ 
Gründen auf die Meinung mehrerer Rechts⸗Lehrer und 
ben Gerichts⸗ ⸗Gebrauch in —— berus 
N 

Indeſſen hat auch der Eivil » Senat des Kdonigl. Ges 
richtshofs zu Ulm in einer neuerlich an dad Ober: Tribunal 
gelangten Rechtsſache aJ8 Richter zweiter Inftanz ebenfalls, . 
und zwar unter Berufung.auf den in Württems 
berg beftebenden Gerichts-Gebrauch, und. auf den 
Art, 66. des ‚Erefutiond = Gefeheß, ‚angenommen, daß die 





Kr} Von einem der Votanten wurde in einem Special⸗ Falle bean⸗ | 
"tragt, noch beizufegen : „womit auch das Exefutions- Gefes 
Art. 66. übereinftimme‘‘; die übrigen Votanten waren aber 
gegen diefen Beiſatz, weil ſich dad Exekutions— helec —— 
micht deutlich erkläre. 
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Laſtons· Rlage urftattpäft fen, und es muß daher diefer Se⸗ 
nat den von ihm in bem oben angeführten Falle unter dem 
24. Zanuar 1826 angewendeten entgegengefepten Grund⸗ 
(äh . euerer Seit Wieder aufgegeben haben ®), 

Aus dem mehr „erwähnten Art. 66. des Erefutionds 
SATEN rer jwar von Banden gefolgert. werden, daß, da 
dieſer Krtitel | nur auf {N othwendige Subhaſtationen ſich 
beziebe,. ,. iu —— implieite (argumento a Contrario) 
die Beftimmtng entpalten fey, daß bei freiwilligen öfs 
fentli ei die Verlehungs⸗ Klage zuläßig ſey. 

ein dieſe Iußfolgerung läßt ſich nicht wohl recht⸗ 

— — Denn ode eich, die fragliche gefegliche Beſtimmung 
nur in dem Per ang Geſehe fich befindet, fo ift dieſelbe 
doch keine zwegs ſo gefa t, als ob ſie etwas Eigenthümliches 
derjenigen Verkaͤufe un. üffenlichen Aufſtreiche ſeyn ſollte, 
welche im Exekutions⸗ Wege vorgehen, vielmehr ſetzt die 
Verbindung, mit einem andern Sap, daß nämlich nad). der 
Zuſchlagung der. Sache an. den Käufer der Contrakt auch 
dor dem gerichtlichen Erfenntniffe verbindend fep, 

„vergl, Weishaar, Handbuch des württembergifhen Privat- 

ls, 2te Ausgabe Bd III. $. 1058. 

n Betten, dad Wichtigſte von den öffentlichen und Privat: 
Rechts ⸗Vethältniſſen martumberoiſcher Unterthanen, 3te 
Auflage, $: 186. Not. e. 

Derfelbe, bie Lehre von öffentlichen Unterpfänbern $. 86, 
es wohl außer allen Zweifel, daß der Gefepgeber hier nur 
Beſtimmungen aufnehmen wollte, welche in Württemberg 
ſchon früher bei ‚Öffentlichen Subhaftationen überhaupt gals 
ten. Eben baber kam es wohl auch, daß gerade der frag: 
liche, Say in dem Art. 66. des Erefutiond s Gefeped weder 
in den Motiven der Staats » Regierung zu dem Geſetzes⸗ 
Entwurfe, noch in der Kammer der Abgeordneten zum Ge: 
genftand einer befondern Erörterung gemacht worden ift, 

Hienach dürfte die m gemeinem Recht controverfe 

Frage: | | 
59 Binfender dieſeß Aufſates vernahm aus ſicherer Quelle, daß 
ſich dieſe Vermuthung wirklich beftätige. 
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Bu hei Beraußerungen im offentlichen Aaſſnenhe — 
WBVerlehungs⸗Klage ſtatthaft ſey? | 

RR württembergifchem Rechte überhaupt als asien | 
Anzufehen ſeyn ®). m 





8) In wie fern findet der Beweis einer im Kauf und 
— erlittenen Verletzung durch ueue Schätzer intt? 
Es iſt bei dem Civil-Senate des Königl. Ober⸗Tribu⸗ 
nals in einigen Fällen von Demjenigen, welchem der Be⸗ 
weis einer im Kauf» Bertrage erlittenen Berletzung bald 
durch Sachverſtändige, bald durch den zur Schähung von 
den Partheien felbft gewählten Drtd: Gemeinde⸗Rath miß: 
Jungen war, der Antrag auf eine andermweitige TIER 
durch. neue. Sachverftändige gemacht worden. | 
In Erwägung, daß der in der vorigen Inſtanz — 
denen’ Schaͤtzung durch, Diejenigen, welche die Partheien 
felbft hierzu 'ermählt, ‚oder. deren Wahl ſie dem Richter 
uberlaſſen haben, voller Glauben beigemieffen werden muß, 
fo lange nicht. deren Glaubwürdigkeit entfcheidende formelle 
oder materielle Grimde entgegen‘ ftehen, «und daß die ein: 
feitige Unzufriedenheit des Beweispflichtigen ‚mit dem Ers 
gebniß der Schäbung um fo weniger zu. beachten ift, als 
einer neuen etwa günftigeren Schäßung immer noch bie 
frühere, in der Ordnung vorgenommene Schäbung entgegen 
ftünde,, wodurch-die neuere Schäpung zum Wenigften aufs 
gewogen würde, mithin durch diefe der erforderliche Bemweiß. 
der Verlegung nicht bergeftellt werden Fönnte, — in Erwä— 
gung diefer Gründe wurde von dem Civil- Senate ded K, 
Ober⸗Tribunals der Grundſatz aufgeftelt, daß der Beweis⸗ 
pflichtige nur in. dem Falle mit feinem Antrage auf eine 
®) Bergl. v. Bolley, Commentar Bd II. ©. 1003, Note 2., 
wo gefagt wird: „wenn nun gleich unfer Gefes (Art. 66, des 
Erecutiond-Gefeged) nur von. Verfäufen im Erecutiond » Wege 
fpricht, fo würde ic) doch gar feinen Anftand nehmen, bei al- 
Jen und jeden Subhaftationen nah diefem Gefese bie 
Resciſſions⸗Klage wegen enormer Verlegung auszuſchließen.“ 


neue Schätzung zuhören: fey, wenn der früheren Schaͤtzung 
die Slaubwürdigkeit durch ‚den Nachweis. wefentlicher 
formelter -oder materieller — entzogen were. 
den kann. | 


8). Steht: einer Saſchwãchten, welche mit einem Ehemann, 
von dem fie wußte, daß er Ehemann fey, freiwillig 
einen Beifälaf begangen hat, sin Hecht auf Privat- 
Genugthunng zu? 

Sn einem Rechtöfalle der neueren Zeit. ift bei dem 
Civil. Senate des Königl. Ober⸗Tribunals die vorftehende 
Frage zur Erörterung gekommen. 

E38. fehlt zwar nicht an Schriftftellern, welche in diefem 
Falle der Gefchwächten ein Klagrecht einräumen, wie denn: 

Dr. Kapff in feinen Rehtöfprühen Nro 36. ©. 260 fg. 
folche Auctoritäten, namentlich eine Entfcheidung der Juris. 
ftenfafultät in Tübingen und des vormaligen Hof⸗Gerichts 
anführt. Allein es find biefür Feine gefeplichen Gründe ans 
gegeben worden, vielmehr finden fi in unferem vaterländie 
fhen Rechte Beflimmungen, nad welden angenommen 
werden müß, der mürttembergifhe Geſetzgeber habe nur 
denjenigen Srauenöperfonen, welche von ledigen Männern 
zu Ball gebracht worden find, einen Anfpruch auf. Privats 
Genugtbuung einräumen wollen. 

In dem GeneralsAusfchreiben vom 21. Mai 1586 

Sande3-Drdnung ©. 201 fg 

Gerfllader, Sammlung IJ. Bd ©, 148 fg. 
wird nämlich der uneheliche Beiſchlaf zmifchen Iedigen Pers 
fonen dem Ehehruch entgegengefegt, und der $. 5. erklärt 
nur in dem Falle: | 

„So eine ledige Manndperfon .eine unverläumdete 

Weibsperſon, ledigen oder Wittwenftands, zu Fall 
brachte,‘ | 
den Mann fiir verbunden, dem Weib, fo fie eine Jungfrau 
gewefen, um der Verfällung. oder beraubten Jungfraufhaft 
willen dad Kränzlein. zu bezahlen, wogegen der $. 16., wels 
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her von dem Ehebruch handelt, ſelbſt wenn folcher zwiſchen 


. einer ledigen und. einer. verheuratheten Perſon vorgegan⸗ 
gen wäre, von einer ſolchen Verbindlichkeit ſchweigt. 

Ebenſo hat die Ehe-GerichtdsDrdnung da, wo „sie von 
einer zu leiftenden PrivatsGemugthuung handelt, 

Thl II. zit. VI $. 10. Cap. VIE. $. 1. u. 2. 
immer nur den Fall: eines Verbaͤltniſſes zwifchen ve. ledi⸗ 
gen Perfonen im Auge, daher iſt 

Weishaar in der neueflen Außgabe feined —— deb 
württembergiſchen Privat⸗Rechts Thl IL. F. 4390. 
feiner ſchon früher geäußerten Anſicht, daß. die Geſchwächte 
‚gegen einen Ehemann Fein Klage-Recht habe, getreu geblie- \ 
ben, und diefelbe Meinung ift von Ä 
Shumm in Hofader — ir Bd Nro xxv. | 
S. 497 fe. 

weiter audgeführt worden. | 

Diefer Meinung bat der Civil· Senat des Königl. Ober⸗ 
Tribunals auf den Grund der unzweifelhaften Beſtimmun⸗ 
gen der württembergiſchen Geſetze von jener entgegenge⸗ 
fepten Anſicht bei Entſcheidung des rer Rechts⸗ 
falls den Vorzug gegeben. 


N Weber die Location von Geldfrafen in Gantungen, 
wenn für diefelben ein obrigkeitlicher Bahlungs - Befehl 
ausgewirkt worden if. 

In einer als Recurs an den Civil» Senat des Königl. 
Der: Tribunal gebrachten Rechts: Sache wurde die Thefis 
angenommen, daß Geldftrafen, auch wenn dafür ein 
obrigfeitliher Zablungsbefehl ausgewirkt wor— 
den ift, nicht in die IV. Elaffe zu lociren feyen, fondern 
allen andern Forderungen nachzuftehben haben, indem der 
Art. 13. lit. c. des Prioritätd-Gefebes vom 15. April 1825 
zwar im Allgemeinen beftimme, daß Diejenigen, welche für 
eine eingeflagte Forderung vor, entftandenem Eoncurfe einen 
obrigkeitlihen Zahlungs.» Befehl_erlangt haben, in die IV. 
Claſſe gehören, der. Art. 17. Satz 2. aber hinſichtlich der 


Gelbſtrafen etwas Beſonderes anordne, der erſtere un 
mithin Durch) den .. ‚befchränft werde: — 
And: — — t 


"op Analehten, der ciwiliſtiſchen — 9— | 
— (Bon dem Nedartenr.) 
1); Meber die‘ ‚Buläßigkeit der Einrede mehrerer ve 

‚ker — außergerichtlich erfolgtem Veter ſchaſte· 

0 2 Bekenntniß, 

*8 einer Rechts⸗ Sache wegen unehelicher Schwänge⸗ 
Kung Fam es vor, daß der Schwängerer in mehrfachen an 
die Gefchwängerte gefchriebenen Briefen fih fo geäußert 
hatte, daß die Vaterſchaft ald anerkannt erfchien, auch ders 
felbe in einem Schreiben an daB competente Pfarr: Amt fich 
ald Vater des Kinds. felbft angegeben hatte, und deshalb 
von dem Pfarr = Amt in dab Taufbuch als Vater eingetra⸗ 





Bi Nach dern Plan der Zeitfchrift und den bereits vorliegenden 
ſchäzbaren Vorgängen Anderer beabſichtigt der: Verfaſſer, aus 
feinen. amtlihen Arbeiten eine Anzahl kurz 'gefaßter Erörterun: 
gen über praftifch intereffante ragen theils des Rechts ſelbſt, 
theild aber und vorzüglih der Subfumtion audzuheben und 
nach und nad zu liefern, in Theil derfelben hat die ober: 
richterliche Beſtätigung erhalten; der Verfaſſer trägt jedoch 
Bedenken, ſolches anzuführen, weil ihm nicht überall nähere 
Notiz hierüber zu Gebot fteht, namentlich es häufig gefchehen 
ſſeyn fann, daß ſich der Streit in zweiter Inſtanz ſo verändert 
hat, daß die Beſtätigung des Haupt-Erkenntniſſes noch nicht 
gerade die Beſtätigung der einzelnen Punkte involvirt. Da« 
gegen werden abweihende Ausſprüche des Oberrichterd ſtets 
angeführt werden. Im Uebrigen follen diefe Erörterungen durch— 
aus auf keinen befondern Werth Anſpruch machen, fondern es 
‚liegt denfelben blos die Abfiht zum Grund, Fragen von praf: 
tiſcher Wichtigfeit in einer den Hauptzwecken der Zeitfchrift 
entfprehenden Weiſe in Anregung zu bringen, und e8 würde 
dem BVerfaffer nichts erwünfchter feyn, ald wenn ihm‘ Berich- 
tigungen , Ergänzungen, abweihende Erfenntniffe und Anſich⸗ 
ten mitgeteilt werden würden, welche denn alsbald ihre ge- 
büprende Stelle in unferer Zeitfcprift finden würden. 
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gen worden war. Bei dent Tofort entſtandenen Nechtöftreit 
aber mwurde die except. plür.!coneumb. vorgeſchuͤtzt und 
‚Seh der Klägerin ein Eid zugeſchoben. Es: Fam nun 
Die rechtliche Zuläßigkeit dieſer Einrede und Eideszuſchie⸗ 

bung in Streit⸗ indem ſich die Klägerin‘ darauf berief/ daß 

Bet dem vorhandenen Anerkenntniß der Vaterſchaft nicht 

Mehr hietüber geſttitten werden Inne! Bei der gericht⸗ 

lichen Entſcheidnng wurde feborh für die Zatcinen der 

Finrede und des Eides: Antrags erkannt. a aaa 
Duͤrch die vorliegenden‘ Documente ih man hr der 

—8* Bios’ kin: düßergekichtliches Bekenntniß der Dis 

terfchaft als erwieſen an. Anders’ Könnte‘ auch· bie Angabe 

ber Vaterſchaft vor dem Pfarr-Amt, obgleich ein Bekennt⸗ 
niß dieſer Art allerdings aus einleuchtenden Gründen unter 
den: außergerichtlichen der Regel nach oben an ſtebt, Hide 
gewürdigt werden, weil Fein beſtimmtes Gefep vorliegt, 
wornach ein ſolches Anerkenntniß für Normirung der Rechte 
praͤjudiciell wäre ®) und aus den über Akte einer Kirchen⸗ 

‚Behörde beftehenden allgemeinen Grundfägen nicht‘ weitet 

abgeleitet werden kann, als deren Beweiskraft — nicht aber 

Die Rechts-Berbindlichkeit der jenen Akten unterliegenden 

Handlung der Parthieen, mie denn auch eine in gebdriger 

Form vor der competenten Kirchen « Behörde geſchloſſene 

Ehe jeder Anfechtung aus einem z. B. in dem Conſens ge⸗ 

legenen Nichtigkeits⸗Grund unterworfen iſt. 

Wenn man nun gleich die bekannte —— 
Streitfrage, ob ein außergerichtliches Bekenntniß vollbewei⸗ 
ſend ſey, in Anwendung unſeres vaterländiſchen Geſetes 

Landrecht P. I. tit. 33.9.2. Es folen auch ıc. | 

in biefem MEN Tal ganz zu Gunften der ägein 

— — 

» Bergebens furhte der Verfaſſer nach einer vaterfändifchen Ver: 
ordnung, auß welcher etwas für obige Frage abgeleitet werden 
fönnte. In den Motiven ded Geſetzes zu dem Gefesed - Ent: 
wurf über die civilrechtlihen Folgen ſcheint die Beſtätigung 
zu liegen, daß auch wirklich eine folhe nicht befleht. 


entfcheiden wollte, ſo ergab ſich body ‚obige Annahme vor⸗ 
zůslich aus folgenden Gruͤnden — | 

Es war nämlich: wohl: zu; beachten, :daf. wenn au ein 
Schwangerer die Vaterſchaft klar zugeſtebht, dadurch doch 
ſchon um deswillen das nachherige Vorbringen der except. 
plur. ceoneumb. nicht abgeſchnitten ſeyn kann, weil bie 
Wirkung eines Bekenntniſſes nicht weiter gehen kann, als 
auf Thatſachen. Dad Bekenntniß der Vaterſchaft aber in⸗ 
volvirt einen Schluß, welcher auf die beiden Thatſachen 
gebaut iſt: einmal einen ſolchen Coitus, durch welchen das 
Kind ſeine Entſtehung erhalten konnte, ſodann die weitere 
Thatſache, daß nicht mit Anderen ebenfalls ein ſolcher Coi⸗ 
tus ſtattgehabt habe. | | 
Wenn nun bei einem Bekenntniß der Baterfhaft nicht 
ausdruͤcklich auch die letztere Thatfache eingefchloffen ift, fü 
kann blos die erfte der beiden Thatfahen als abgemacht 
angefehen werden, weil nach allgemeinen Rechts-Grundſaͤten 
und den Orundfäßen über dad Geftändniß, namentlid) da 
außergerichtliche 

 sonf. Reinhardt, Handbuch bed Proceſſes 5. 110, $. 114. 

und insbefondere die Noten hiezu — 
Bein Befenntniß weiter audgedehnt werden kann, als na6 
dem unzweifelhaft ausgefprochenen Inhalt und riach der uns 
zweifelhaft unterliegenden Abficht, (anim. confit.) 
vergl. Gönner, Handbud) P. II. pag. 376, 377. 

bier aber in beiderlei Beziehungen dad Befenntnig nach den 
vorliegertden Urkunden nur auf die erfte jener Thatfachen, 
„welche den Schluß auch für ſich felbfifländig begrüne 
det, fo lange die zweite noch nicht in Vorwurf gekommen 
ift, bezogen werden kann. Auch nad dein Landredht 

‚1. c. $.3. Alſo daß auch ıc. 
rechtfertige fih die Zulaffung der fraglichen Einrede um 
deöwillen, weil fie eigentlich nicht8 anderes involvirt, als 
die. Behauptung eined Irrthums, deſſen Beweis nun durch 
die Eides⸗Zuſchiebung bergeftellt werden ſoll. | 


2) Weber die Form des Eides über die Einrede — 
rer Buhälter *). 
Bekanntlich befteht in Württemberg hinſichtlich der ex- 
ceptio plurium concumbentium eine ganz entfchiedene 
Praris, daß man dem Beklagten geftattet, fich zum Beweis 
diefer Einrede einer Eided s Zufchiebung dahin zu bedienen: 
daß die Klägerin feh8 Wochen vor und ſechs Wochen 
nach dem mit dem Beklagten. gepflogenen Beifchlaf mit 
Feiner andern Manndperfon fo zu fchaffen gehabt babe, 
daß daraus hätte eine Schmängerung erfolgen — daB in 
Frage ftehbende Kind feine Entftebung erhalten können. 
Dei diefer Annahme ift nun in Betreff der Beftimmung 
der Grängen folgended zu bemerfen.. Befanntlich bemegt 
ſich die Regelzeit flr die Dauer der Schwangerfchaft von 
der 38ten bis zur 4oten Woche, alfo von 259 bi8 280 Tagen. 


Mesger,, gerichtliche Abſchn. III. Cap. 
3. $. 296. (IV. Audgabe.) -. 
Mechnet man nun die ſechs Wochen ab und begichungsweife 
zu, fo ergeben fich als äußerſie Grenzen 217—522 Tage. 
Nun wird zwar die Behauptung aufgeftelt, daß die bins 
fihtlih der Legitimität der ehelichen Kinder beftehende Präs 
fumtion, wornach die gewöhnlid angenommenen äußerften 
Grenzen 182 Tage und der zurüdgelegte zehnte Monat, 
Malblanc, prine. jur. $. 125. | 
.oder nach ber. ordentlichen Monat» Rechnung a 30"), Tag 
beftimmt — 305 Tage *®) 
conf. Zauterbad, Coll. Pand. lib. I. tit. 6. 5. 13. 
find, auch bier analoge Anwendung leide *%*), Hiernach 


©) Erft ald gegenwärtige Auffäse fhon zum Drud vorbereitet wa⸗ 
sen, kam dem Berfaffer- eine Schrift zu Gefiht, welche viel 
Sntereffanted über die vorliegende Materie enthält: „Die 
Rehtd-Berhältniffe aus der außercehbeliden Ge 
fhlehtögemeinfhaft, fo wie der uneheliden Kim 
der, nach gemeinem, baierifchen , . öfterreichifchen , preußifchen 
. und franzöfifchen Rechte. Von U. F. Gett. Münden 1836.’ 

; ®) Bett, 1. c. $. 32. pag. 105 nimmt blos 300 Tage an. 
aee) Gett, 1. c. $. 32. pag- 102 erklärt diefed für die dur die 
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würde: ſich als richtiges ‚engeböid, den Unterſchied im Eid 
auf 46 Tage vor und..98. Tage: nach: der Zeit des Zuhaltens 
zu Stellen, ‚indem ſich dadurch, “daß einerſeits 46 Tage zur 
Fürzeften Annahme der regelmäßigen Schmangerfchaftd: Dauer 
von 259 Tagen zugefchlagen werden — 305 Tage — an⸗ 
dererfeitd 98 Tage von: der Jängften Dauer von. 280 Tagen 
abgezogen werden, 182 Tage ergeben, fonach bet Aufnahme 
der. beiden Grenzpunkte von 46 und beziehungsweiſe 98 Tas 
gen in den Eid jene gefeplih angenommenen Gränzen von. 
182 und 305 Tagen in jedem Fall gewahrt find. 

Allein das Herbeiziehen jener eine ganz andere Bezie⸗ 
bung habenden und .gerade dem ordentlichen Lauf der Na» 
tur keineswegs entſprechenden geſetzlichen Bermuthung 

Braun, Zuſätze zu Thibaut's Pandekten Bd II. p. 343 

(8. 346.) 

Mes ger, gerichtliche eynei« Wiſenſchaft, Abſchnitt II. 

c. 3. $. 303. seg. : 

iſt nicht fehr einleuchtend. Denn wenn aud Gründe vor⸗ 
liegen, jene Berinuthung in farorem matrimonii et par- 
tus alıfzuftellen (obgleich ſolches ſchon vielfach beftritten 
mwurde),. fo Liegen bei. dein unebelichen Kinde diefelben ge⸗ 
wiß nicht. vor,. ja es wird fich eher behaupten laffen, daß 
biebei Gründe genug: für dad Gegentheil — Gründe, 48 
mit dem Beweis firenge zus nebinen — vorliegen ?). 

Man ftoßt nun: aber bei dem obigen Eid überhaupt 
auf Falanst, saß man die En. allgemein dahin, 


Mehrza hl der —— egenontmene und duich den 
Gerichtsbrauch fanctionirte Meinung. 

2) Unſer württembergiſcher Gerichtsbrauch bat ſich einmal nicht 
für die Annahme der fraglichen Analogie entſchieden; dieß bes 
weißt gerade die obige Eidedformel mit ihren ſechs Wochen 
vor und ſechs Wochen nah dem Schwängerungs—⸗ 
Termin, welche doch gewiß auf einem ſehr allgemeinen Ge⸗ 
richtsbrauch in Württemberg beruht. Wohl am Beſten bes 
ſtimmt das preußiſche Recht als — — Grängen" — 
240ten und 285ten Tag. —— 


daß die Klägerin eine- gewiſſe — vor und eine gewiſſe 
Zeit nach 

© „dem mit dem Beflagten geoftogenen. Bei 

ſchlaf“ 

mit keinem andern Mann ſo zu ſchaffen gehabt gabe ic, 
fo paßt fie für den Fall eines längere Zeit fortgefepten 
derartigen Verbältniffes nicht gut. - Denn fo kann die Klär 
gerin in den Fall kommen, den Eid mit gutem. Gewiffen 
nicht ablegen zu können, während fie ihn bei richtiger Faſ⸗ 
fung der Formel gar wohl ablegen könnte. Man ſetze 4.3. 
den Fall, das Kind ſey am 1. Januar 1838 geboren; der 
Beifchlaf fey in dem Zeitraum vom 1. Januar‘ 1837 an 
wiederholt, aber ausſchließlich zwiſchen der Kläges 
rin und dem Beklagten gepflogen: worden ;- dagegen 
babe die Klägerin am Ende des November 418356 fi) mit 
einem Andern abgegeben, fo ift Far, daß fie nicht befchwds 
ren könnte, daß fie ſechs Wochen vor dem mit den Bes 
Hagten gepflogenen Beifchlaf ſich mit keinem Andern abges 
geben habe, mährend fie bei richtiger Faſſung der Eideds 
formel den Eid mit beſtem Gewiffen ſchwören Förinte, ' Das 
ber kommt es denn, daß man gewöhnlich ſucht, den Ters 
inin der angeblichen Schwängerung durch die Klägerin bes 
flimmen zu laffen und diefen in die Eidesformel aufzuneb> 
men. Allein: es bedarf kaum einer Bemerkung, mit, wels 
hen Schwierigkeiten e8 verknüpft ift, diefe Termine =-Bes 
flimmung zu erheben, und daß es in vielen Fällen fogar 
reine Unmdglichkeit ift, ein dießfallfiged Affertum der Kläs 
gerin zu erhalten, Dieß wäre aber wohl noch der geringfte 
Anftand; ein anderer liegt darin, daß ed bei diefer Me 
thode gefchehen Fann, daß eben fo mie in dem obigen Bei: 
fpielsfall die allgemeine Eidesformel zur Befchwerde für die 
‚Klägerin führen würde, dieſe dem Zeitpunkt nach beſtimmte 
Eidesformel zur Befchwerde fir den Beklagten werden kaänn, 
daß der Eid. fich in fich felbft aufhebt. Ein Beiſpiels-⸗Fali 
wird dieß fogleich Har machen. Man fege, daß: die Klä: 
gerin, welche am 1, Januar 1838: geboren. hat, : den- Zeit: 
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punkt: des entfheidenden’ Beiſchlafs mit dem Beklagten flatt 
auf den 7. April auf den 15. Mai 1837 ſetzt, wo alfo das 
Kind immer noch 7°), Monat in Mutterleib fich befunden 
hätte, wogegen an ſich noch nicht ſo viel einzuwenden waͤre, 
perl. Mesgerl. c. $. 303. 

fo Fönnte die Klägerin den Eid, daß ſie ſechs Wochen vor⸗ 
ber mit keinem andern Mann ſich fleiſchlich vergangen habe, 


formell richtig ablegen, während fie vielleicht in Mitte oder 


zu Ende März 1837 einen foldhen Beifchlaf gepflogen hätte, 
welchem das Kind feine Entftehung verdanken Fünnte, Hie— 
nach ift klar, daß ed in. allen Fällen, wo die„geitbeftims 
mung der Klägerin nicht dem wahren Schwängerungd:Ters 
mine näher oder entfernter entfpricht, fehlerhaft und bes 
ſchwerend werden Fann, biefelbe ohne Weitered in hie Eides⸗ 
Formel aufzunehmen. 

Durch vorftehende Betrachtungen wird man denn von 
felbft auf den einfachen Sab geführt, daß ed der Regel 
nah, wenn nicht dad dießfallfige Affertum der Klägerin 
ganz ficher und unbedenklich ift, am -richtigften feyn wird, 
bei obiger Eideöformel den nach dem ordentlichen Naturs 
gang anzunehmenden regelmäßigen Schwängerungd>Termin 
— und zwar, da fich folher nach dem Obigen zwifchen ‚den 
Gränzen von 259 und 280 Tagen bewegt, in der dazwi⸗ 
fhen liegenden Durchſchnitts-Zahl von 270 Tagen 
zum Grund zu legen, bemgemäß in einem ſolchen Fall von 
dem Geburtötag ded Kindes 270 Tage zurüdzurechnen und 
den ſich hierdurch ergebenden Schwängerungd:Termin in die 
Eided-Formel aufzunehmen, fo alfo, daß folche bei dem am 
4. Januar 1855 gebornen Kinde dahin lautet: 

daß die Klägerin fech8 Wochen vor. und ſechs Wochen 

nad) dem 7. April 1837 mit feiner andern Mannsperfon 
.. außer dem Beklagten DER Umgang gepflogen babe, 
daß ıc. 
ober noch beffer, indem man den Zeitraum ſelbſt mit ſei⸗ 
nen beiden äußerſten Gränzen in den Eid aufnimmt, 
"daß die Klägerin innerhalb des Zeitraums vom 24. Fe⸗ 
' 
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bruar bis 19. Mai 1857 mit feiner andern. Maͤnndper⸗ 

ſon außer dem Bellagten — — gerflögen babe, 
daß ıc.°) 

Diefe Behandlungsweiſe if — eben fo wohl außführs 
bar, wenn man fih an die Grängen von 4182 und’30F 
Zage anfchliegen will, mo fi der in den Eid aufzuneh⸗ 
mende Zeitraum immer einfach auf den 182ten biß 305teH 
Tag, rückwärts von der Geburt ded- Kindes an gerechnet, 
fomit bei einem am 1. Januar 1858 gebornen Kind. af 
die Zeit vom 3. März bis 4. Juli 1837 Eee: * 


3) Ueber die Buläßigkeit der Klage auf das fogenannte 
Kränzchen bei vorliegender Geiftes- Krankheit des 
Schwängerers.. ı .. | 

In einem NRechtöftreit wegen verſchiedener Anfprüce 
aus uneheliher Schwängerung war die unter Anderem auch 
auf.eine Summe für Privat:Genugthuung (Bezahlung: des 
Kränzchens) gerichtete Klage zu einer. Zeit. erhoben ‚morden, 
wo fich des Beklagten bereits ein Tieffinn .bemächtigt.. hatte, 
und derfelbe. fih in der Irren-Heil-Anſtalt befand, auch 
gerichtlich ein Eurator für ihn aufgeftellt wär, jedoch der 
Beflagte noch nicht beftimmt für unbeilbar- geiftesabmefend 
erflärt werden Fonnte. Meber die Klage wurde während 
‚des Heil: Verfahrens - mit. Dem Curator fortgehandelt,, der 
Beklagte jedoch, Nhöcd bevor ed fur Eniſcheidung über die 


*) Daſſelbe Reſultat — ſi ch — wenn man 228 bezie⸗ 
hungsweiſe 312 Tage von der Geburt an surädtegneh, 
„ weil 270 + A2:= 312; und 270. — 42 = 288...” (8 
+) Gett,].c. $. 19, pag. 149 ftellt das Beweisthema für den 
Schwängerer dahin: „daß die Klägerin innerhalb des Zeit⸗ 
raums vom 300ten bis zum 182ten Tag, rückwärts von der 
Geburt deB Kindes aͤn gerechnet, mit einer andern Manns- 
perſon fleiſchlichen Umgang gepflogen,“ idodurch er’ denn im 
Fall eines Eides im Weſentlichen ganz * die oben beäiiträgte 
Behandlungsweife kommen muß. —S— 
VWeonatſchr. f. d. Juttzvi. I. Bd. 3. 00H. 52 
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Klage Fam, wegen-unbeilbaren PERBANE aud der 
Irren⸗Heil⸗Anſtalt entlaffen. 

In diefem Fall wurde nun angenoinmen, daß die Klage 
auf: Privat» Genugthuung nicht flattfinde. Es fen nämlich 
ungweifelbaften und unbeftrittenen Rechtens, daß diefe-Klage 
nur dann ſtattfinde, wenn. dem Stuprator die Wahl, die 
Geſchwächte zu heurathen oder ihr dad Kränzchen zu bezah— 
len, möglich fey, nicht: aber, wenn die Wahl durch die. Ges 
fhwächte:felbft oder einenzufall unmöglich geworden fen. 

Weishaar, württembergifches Privatredt P. III. $. 1392. 

Hier aber ſey dem Beklagten die Wahl in Folge feis 
ner ohne fein Verſchulden herbeigeführten Geifte = Befchaf: 
fenbeit unmöglich: geworden, ſowohl zur Zeit der erhobenen 
Klage, wo er noch im Heil Verfahren begriffen gemefen, 
ald fpäter, wo er für: unheilbar blödfinnig erflärt worden 
fey. Da hienach fein Geiſtes-Zuſtand von der Art ſey, daß 
er nicht etwa unter den Begriff der in der Ehe: und Ehe⸗ 
Gerichtsvrdnung P.H. C. X. p. 99. P. II. C. IL. p. 165. 
angeführten „ſimplen und halb thorechten Leute“ ge⸗ 
ſtellt werden könne, ſondern bei ihm wirklich derjenige Zu⸗ 
ſtand⸗ angenommen werden müſſe, welcher einen rechtögültis 


gen Eonfens und fomit auch die Ehe abfolut bindere, 
c. 26. C. XXXII. qu. 7. 
ec. 24. X. de spons. (IV. 4.) 
‚,Boehmer, pr: jur. can. $. 348. 


Wieſe, Handbuch ded Kirchen-Rechts P. IL 6. 273. P. III. 
$. 417. 


Lauterbach, Coll. Pand. XXI. 2. 6. 44. 


9 Weber die Stage, ‚ob bei Bieler- ——— auch 
das Michtverfallene zu jeder Beit auch ohne vorhergegan- : 
| gene Aufkändigung bezahlt werden dürfe. 

Der gegenwärtige Ueberfluß an baarem Geld, die 
Schwierigkeit, ſolches gut anzulegen, und dad Vertrauen 
auf unfer vorzügliches Pfandfpftem , welches auch einfachen 
‚ Unterpfändern auögedehnten on rühren RE 


‚9 
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Brage , welche in fräberen Zeiten menigftend nicht Teiche 
zum Streit fam, Außerft häufig herbei. Es ift natürlich, 
daß in neuerer Zeit die Schuldner um fo häufiger beabfiche 
tigen, ihre meift von Kaufs Verträgen berrübrenden, auf 
fpätere Termine fälligen Schuldigkeiten vor den - Verfalle: 
Terminen zu bezahlen, als der berabgedrüdte Zinsfuß bet 
Darlehen es ihnen. convenienter macht, zu Bezahlung der 
höher zinfenden Zieler = Schuldigfeiten Geld aufzunehmen ; 
wohl eben fo natürlid, daß die Gläubiger den Scyuldnern 
dad Recht, vor den Verfall: Terminen zu bezahlen, ftreitig 
zu machen fuchen, oder mwenigftend fordern, daß Auffüns 
digung vorhergegangen fey. Selbſt Rechts » Verftändige 
ſchwankten bei Beantwortung diefer Frage, und fie fam in 
verfhiedenen Beziehungen zum Streit, wo fie denn in fols 


‚gender Weife entfchieden wurde: 


1) Es ift allgemeiner Grundfab ded gemeinen Nechts, 
daß bei allen Obligationen durch den Schuldner zu jeder 
Zeit Zahlung geleiftet werden könne, und der Gläubiger 
(im meitern Sinn als Berechtigter) verbunden fey, die 
Zahlung anzunehmen, 
| 1. 70. 1. 98. $. 4. D. de solut. (46, 3.) 

2) nur muß die Zahlung gehörig angeboten ſeyn, 
namentlich in geböriger Qualität, an dem gehörigen: Drt, 
und was bauptfächlih zu beachten ift, nicht blos theils 
weife, fondern Zahlung der ganzen Schuldigfeit. 

1. 41. $. 41. D. de usur. (22, 4:) 

1. 9. C. de solut. (8, 43.) * 

3) Es iſt ein allgemein anerkannter Grundfah des gemeis 
nen Rechts, daß die Verbindlichkeit des Gläubiger, zu jeder Zeit 
die gehörig angebotene Zahlung anzunehmen, felbft dann Statt 
findet, wenn Zahlungsfriſten gefegt find, indem geſehlich Har 
auögefprochen ift, daß die Zahlungszeit im Zweifelsfall blos als 
zum Beſten des Schuldners feſtgeſetzt ſemnanebmer iſt, 

IL. 45. $. 2. D. de legat. II. (31.). DIEBE 

14.1. D. de verb. obl. 45,4) 

1. D. de reg: jur. (50, 17.) — 


und hie von blos dann eine Ausnahme: —* wenn klar 
329 
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erbeilt; daß die Zahlungs-Friſt zu Gunſten des — 
geſeht wurde. 
Glük, Comment. Band IV. p. 458. 

4) Aus diefen allgemeinen Grundſätzen folgt denn dus, 
daß bei ‚feiner Art von Verbindlichkeit die Zahlung des 
Schuldners durch eine Auffündigung bedingt ift, und. daß 
dad Recht der Auffündigung blos dann von dem Gläubiger 
angefprochen werden Fann, wenn ed ausdrüdlich. für ihn 
ftipulirt iſt. , 

5) Diefe Grundſaͤtze des gemeinen Rechts finden un⸗ 
zweifelhaft auch nach württembergiſchem Recht ſtatt. Die— 
ſes enthält hievon nur bei dem Darlehens-Vertrag etwas 


Beſonderes; alſo iſt das Beſtehen der gemeinrechtlichen 
Grundſätze jedenfalls in Beziehung auf Zahlung von ſon— 


tigen Schuldigfeiten außer Zweifel. Allein aud aus 
den, was dad Landrecht über die Zahlung bei Darlehenss 
Derträgen enthält, a 
Landrecht P. II. tit. 1. $. 7. „Welcher dem Andern ie.“ 
Fann nur eine Beftätigung jener gemeinrechtlichen Grunds 
fäbe abgeleitet werden; denn es hat das erſte und zweite 
Landrecht zu dem angeführten $. noch den ausdrüdlichen 
Beiſatz enthalten: 
= 2 „aber der Schuldner mag von diefem Ziehl wohl zabe 
‚len, wenn er will, welches auch der Leiber anzuneb⸗ 
men fchuldig ift.‘‘ 


Obgleich nun diefer Sab in dem neueften Randrecht 
nicht mehr vorkommt (ohne Zweifel, weil er lediglich eine 
Beflätigung der Grundfähe ded gemeinen Rechts enthielt), 
fo ift feine fortdauernde Gültigkeit doch nicht dem geringe 
ften Zweifel unterworfen. 

Oriefinger, Commentar P. I. p. 55. 
Reinhardt, Commentar P. I. p- 12. 


H Demgemaͤß iſt denn unzweifelhaft anzunehmen, 


daß der Schuldner befugt iſt, bei Zieler-Schuldigkeiten 
auch das Nichtverfallene zu jeder Zeit, auch ohne 
vorhergegangene Aufkündigung, zu bezahlen; nur 
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muß immer die Zahlung des ganzen erſt fpäter ver⸗ 
fallenden Schuldigkeits-Reſts — alſo ſaͤmmtlicher 
erſt ſpaͤter verfallender Zieler — angeboten werden ®). 


5), Ueber den Beweis des Quaſtbeſitzes von Rechten °®). 
Aun dem etwas .tiefer gelegenen Garten von den ‚Brüs 
bern N. z0g fi eine Mauer dergeftalt bin, daß ber ges 
meine Weg, welcher längs ded Gartens und der. Mauer 
binführte, Dusch die Mauer feine Grundlage — feine Stübe 
erhielt. Die Mauer wurde nun fehadhaft, drohte den. Ein: 
flurz und es lag die Gefahr vor, daß aud der gemeine 
Weg unbraudbar werde, wenn nicht die Mauer reparirt 
oder fonft eine Grundlage für den Weg errichtet wurde. 
Db der Raum, auf welchen die Mauer fich befand, zu dem 
Garten der Gebrüder N. gehörte — die Mauer auf ihrem 
Eigentbum ruhte, war nicht ganz außer Zweifel ; jedenfalls 
erflärten die Gebrüder N., daß fie Feinen Anfprırh an das 
Eigenthum jenes Raumes machen und wenn fie auch Eigen— 
tbümer wären, dad Eigenthum. bievon verlaffen wollten #**), 





2) Sicherem Vernehmen nach wurde obige Frage auch von andern 
Gerichten und namentlich einem Gerichtshof in appellatorio 
ſo entſchieden. Der Verfaſſer dieſes wünſchte jene obergericht— 
liche Entſcheidung hier mit ihren Gründen geben zu können, 
konnte jedoch ſolche nicht beibringen, weil die betreffende Rechts— 

| ſache nicht näher bezeichnet werden fonnte. 

**) Morftehende Ausführung war fehon in der Hauptfahe audgefer> 
tigt und. für die Zeitfchrift beftimmt, als der obige, die gleiche 

Frage behandelnde-Auffag pag. 561 seq., in welchen der Ver: 
fafer ded Gegenmwärtigen mit Vergnügen ein Zufammenttreffen 
mit feinen Anfichten fand, einlief. Da fie jedoch) eine befon- 

. dere Richtung auf einen concreten Fall hatte, fo fhien eine 
ſolche weitere Beleuchtung einer fo tief in das praftifche Leben 
eingreifenden Frage nicht ungeeignet und wurde deBhalb be- 
laſſen. 

*e*), Es [ag hier der ſonderbare Fall vor, daß jeder Theil behaup— 

tete, der andere fey Eigenthümer, weil die Mauer allerdings 
fo fhadpaft war, daß fie den Einflurz Ind der Nachbarfchaft 


y 


erg 


Der Gemeinde⸗Rath klagte nun gegen die Gebrüder N. auf 


‚ Wieberberftellung der Mauer, und gründete die Klage auf 
unvordenkliche Berjährung, indem der Weg feit unvordenf: 
Sicher Zeit auf der im Streite befangenen Mauer geruht, 


und die Beſitzer ded Gartens, fo weit man wiffe, Kleinere 


Reparaturen an der Mauer vorgenommen haben; hierauf 
- wurde Plägerifcher Seitd die beflimmte Behauptung eine 


unvordenklichen Beſihes des Rechts, die Erhaltung der 
Mauer von den Garten: Befipern zu fordern, gegründet. 

Die Klage wurde jedoch abgemiefen. Die Gründe, 
welche hiebei indbefondere hinſichtlich des behaupteten uns 
vordenflichen Befibed zu Grunde gelegt wurden, find fol⸗ 
gende: 

Daß auch bei der unvordenklihen Verjährung eines 
Rechts, alfo namentlich einer Servitut, der Befib dies 
fe8 Rechts erfte Bedingung ſey, bedarf kaum der Nach⸗ 
weifung 

conf. Thibaut, rehre von Beſitz und Verjährung 6. 78. 


(wo die in Thibaut's Pandekten-Recht (VII. Auflage) 


§. 1072. enthaltene Begriffs-Beſtimmung, welche in ihrer 
Anwendung aufRechte fehr Leicht mißdeutet werden Fünnte, 
ihre nähere Ausführung erhält). 
Wening-Ingenheim, — des Civil-Redhts, lib. 1. 
$. 186. (114.) - 
Dabelow, Verjährung, P. IL $. 113. pag. 42. 

Daß der Befib des angefprochenen Rechts, und zwar 
ein umvordenfliher von Demjenigen, welcher folche8 arts 
fpricht, erwiefen werden müffe, ift eben fo Klar. 

Wie faft bei allen Streitigkeiten diefer Art, fo auch 





Gefahr drohte, fo daß fhon aus polizeiliheh Gründen, fo wie 
nah den. Srundfägen des römifchen Rechts tit. D. damno 
inf. (59, 2.) deren Reparatur gefordert werden fonnte, wenn 
fie beftehen bleiben follte. Hiegegen halfen fi) denn die Bes 
klagten mit einer eventuell erklärten Dereliction, was ihnen 
gefeglich zuftand. 1. 6. $. 2. D. si serv. vend. (8, 5.) 1. 7. 
$. 2. in fin. D. de damn. inf. (59, 2.) | 
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hier, Tag daB. Hauptmoment für’ Wärdigring ber Streitfrage 
darin, daß der Begriff von Beſitz eines Rechts (quasi Posi 
sessio juris) von Flägerifcher Seite nicht fcharf genug auf⸗ 

gefaßt oder eigentlich die Subſumtion des Falles unter die⸗ 
fen Begriff dadurch verfehlt wurde, daß immer das Vor⸗ 
handenſeyn eines gewiſſen faktiſchen Zuſtandes an ſich ohne 
ſeine Beziehung auf das weiter in dem Begriff ſelbſt und 
den Geſetzen begründete Merkmal jenes Begriffs, das Wer 
fen jenes Zuftands felbft zu Grund gelegt wutde. 

Die bloße Thatſache, daß der Weg auf der im Streit 
befangenen Mauer feit unvordenflicher Zeit geruht babe — 
die bloße Ihatfache, daß die Rechts-Vorfahrer der Beklag⸗ 
ten, fo weit man wiffe, Hleinere Reparaturen an der Mauer 
vorgenommen haben — diß ift eigentlich Alles, mas fläges 
sifcher Seitd für den Beſtand des Quafibefiges, det ser- 
vitus oneris ferendi, des dinglichen. Rechts - der Ges 
meinde, von den Befihern des Gartens oder der Mauer die 
Herftellung der Mauer zu verlangen, angeführt wird. 

Allein der bloße faktifche Zuftand, daß Etwas fo oder 
fo ftattfand, fo oder fo. behandelt wurde, ift nicht Befih des 
Rechts, was in der That ſchon aus den Vorbegriffen und 
der Natur der Sache folgt, das bloße Beftehen ift noch Fein - 
Befteben ald Rechtözuftand, oder, um die Verwechslung zu 
vermeiden, ald wolle gefordert werden, daß der Zufland, 
welcher beftebt, wirklich ein rechtlicher Zuftand fey 
— durch das bloße. Beftehen eines Zuftands ift noch nicht 
gegeben, daß derfelbe ald Rechts-Zuſtand habe befte: 
ben follen oder wollen; oder noch anders ausgedrückt, 
die bloße Thatſache, daß Etwas ftattfand oder geſchah, iſt 
zwar wohl die Thatfache, welche den einen Theil ded Bes 
ſitzes eines Nechts, nämlich die Aeußerung des beftimmten 
Zuftands, welcher den Gegenftand des Beſitzes bildet, aus⸗ 
macht, aber der ardere Theil jened Beſitzes, der Gegen⸗ 
ftand deffelben, d. h. der Zuftand felbft, welcher durch jene 
Thatfache geäußert wird, ift nicht. hiemit gegeben. 

Diefe Säge, abgeleitet aus der Natur der Sache und 
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den Begriffen: ſelbſt, erhalten ihre beſtimmte Beſtätigung 
Busch die Geſetze, welche beſtimmt fordern, daß der Zus 
ſtand, welcher ausgeübt wurde, fomit die Aeußerung des 
Befipes bildet (Aushbung eines Rechts ald bloße Thatfache: 
betraiet). wirklich ald ein Recht ausgeübt wurde, 
1,25. D. quemadm. serv. (8, 6.) 
* 4. 7. D. de itinere (43, 19.) 
ingleichen durch die Theorie 
‚ Savigny, Recht ded Beige (5. Auflage) $. 44. pag. 526, 
—S. 46. pag. 535, 552. 
Glück, Commentar P. IX. pag. 130 seq. P.X. pag. 215. 
WeningIngenheim, Lehrbuch ded gemeinen Civilrechts 
II. Buch 6. 69. (144.) und I, Buch $. 187. (114.) - 


+ Daß ed hiebei zunächft und vorzüglich darauf ankommt, 
daß der in der Stelle de8 Berechtigten Stehende von der 
Abficht ausgehe, den Zuftand als Recht auszuüben, dig gebt 
aus der Natur der Sache eben fo wohl, ald aus den Wors 
ten der angeführten Gefehe hervor, 

Daß es audy auf die Meinung des in ber Stel bes 
Verpflichteten Stebenden ankomme, daß bei diefem eine opi- 
nio necessitatis gegeben feyn düffe, um in der Ausübung 
der. den faktifchen Zuftand bildenden Akte den Quafibefig 
eined Rechts anzunehmen, dafür ſprechen fich die Geſetze 
nicht ausdrücklich und unmittelbar aus; auch wird daffelbe 
wohl nicht allgemein aus der. Natur der Sache ald noth= 
wendig abgeleitet werden Fönnen, außer bei folchen Rechten, 
welche auf ein Nichttbun gerichtet find. 

vergl. Savigny a. a. D. p- 554. 

Allein es ift klar, daß die Meinung, welche — in der 
Stelle des Verpflichteten Stehende über die von dem An— 
dern ausgeübten Akte hat, in genauem Zufammenhang mit 
der Qualification diefer Akte ftebt, und wohl fogar in der 
Regel die Meinung des Berechtigten und die Meinung ded 
Verpflichteten ſich gegenfeitig hormirenz; namentlich ift bes 
fannt, daß ein faktifcher Zuftand befonderd dann in den 
Beſitz eined Rechts übergeht, wo Widerfpruch des Leiden- 
den oder Seiftenden erfolgt. Es wird alfo wohl wenigftens < 
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als Regel unterſtellt werden mäffen, baß ber opinio juris 
von Seiten des Berechtigten eine opinio necessitatis. von 
Seiten ded Verpflichteten correfpondire %). Nur darf man 
nicht fo meit gehen, unter der opinio juris von ber ‚einen 
Seite und der ‚opinio necessitatis von der andern die 
Ueberzeugung von einem den Beſitz-Akten entfprechen: 
den audgemadten Recht zu verftehen, fondern es ges 
nügt, daß der in der Stelle ded Berechtigten. Stebende die 
den Beſitz des Rechts bildenden . Akte ala Recht üben 
will, daß der in der Stelle des Verpflichteten Stehende 
davon ausgeht, daß der Andere ſie als Recht übt.. 

Schließt man denn den Begriff des Quaſibeſitzes eined 
Rechts zwiſchen dieſe Gränzen ein, welche in den Ausfüh— 
sungen bei derartigen Rechtd : Streitigkeiten fp gar häufig 
aͤberſchritten werden, indem von der einen Geite bloße 
Thatfahen als Beſitz ded Rechts dargeftellt werden, von 
der andern Seite zum Befip eined Rechts die Ueberzeugung 
eines audgemachten Rechts oder gar ein ausgemachtes Recht 
ſelbſt gefordert wird, ſo wird man die in den concreten 
Fällen unter der Berhüllung einer gewandten Darftelung 
oft gut perftedten Ertreme erkennen und den eigentlichen 
Sig der ne — leicht auffinden und 
nachweiſen. 


6) Weber Aufhebung der Legate durch Veräußerung 
der legirten Sache. 
Es iſt ein bekannter Satz Rechtens, daß durch Ver— 
äußerung der legirten Sache, wenn die Veräußerung nicht 
aus Noth geſchab, das Legat aufgehoben wird. Die ſehr 


u Bei den Schhriftftellern, welche die Frage behandeln, findet man 
wohl in der Regel die Zufammenftellung opinio juris et ne- 
cessitatis (vergl. auch den obigen Aufſatz pag. 369. seq.), 
aber immer fo, daß eine abfolute Nothwendigkeit ded gleichzeis 
tigen Vorhandenſeyns beider Bedingungen oder gar die Noth— 
wendigkeit der Nachmweifung einer folden Erifteng nicht — 
nothwendig hieraus abzuleiten wäre. 
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natürliche Anficht der Geſetze hiebei iſt die, daß die. Vera 
Außerung, wenn fie nicht. aus Noth. gefchab, eine ſtillſchwei⸗ 
gende Willens» Erflärung, das Legat aufzuheben, enthalte. 
Die hier einfchlagenden Gefebe, auf melde zum Theil un⸗ 
ten in verfchiedenen Beziehungen recurrirt werden muß, find: : 
$. 12. J. de leg. (II. 20.) | Ä ’ 
1. 6. 1. 8. pr. D. de leg. 1. (50). 
1. 41. $. 12. D. de leg. III. (32.) 
1. 34. F. 1. D. de auro argent. etc. (34, 2.) 
1. 15. 1. 18. 1. 24. $.1. D, de adim, vel transf. (34, 4.) 
1. 3 C. de leg. (6, 37.) 

Dan ſtoßt nun bei dem fraglichen Rechtöfah Vorzüge 
lich hinſichtlich der Beweispflicht auf Zweifel. Hiemit hängt 
die verſchiedene Faſſung des Satzes durch die Rechts-Lehrer 
zuſammen. Die verſchiedenen Arten der Faſſung deſſelben 
reduciren ſich auf folgende drei unter verſchiedenen Modi⸗ 
ficationen vorkommende Hauptformeln: 

1) freiwillige, ohne Noth geſchehene Veräußerung hebt 
daB Legat auf. Die Schriftfteller, welche den Sat fo fafs 
fen, berühren die Frage über die Bemweispflicht nicht, we⸗ 
nigſtens nicht unmittelbar. 

Hellfeld, Pand. $. 1556. 
Hoffacker, princ. jur. T. H. $. 1585. 
Malblanc, princ. jur. $. 752. 
‚Günther, prince. jur. $. 895. 
Madelvey, Lehrbuch $. 722. 

2). Veräußerung. der legirten Sache bebt das Regat aufr 
wenn nicht der Legatar die gegentheilige Abficht des Teftis 
rers, namentlich daß die Veräußerung aus Noth gefchehen 
fey, erweist 

5. Stryk, us. mod. P. II. (34, 4.) pag. 1011. 

Cocceji, Jus controv. pag. 365. 

Hoepfner, Comment. $. 588. Note 4. 

Thibaut, Pand. $. 980. (8te Außgabe.) 
\ H. Donelli, Comment. lib. VIII c. 17. 
(welcher fich zwar nicht fo ganz Far ausſpricht, aber doc) 
nach dem ganzen Zufammenhang hieher zu claffificiren feyn 
wird). | 
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Hieran ſchließt fich in der Hauptfache auch an 

Mühlenbruch, Pandekten-Recht $. 781, 
welcher jedocdy die Ausnahmen von der Regel, daß die Vers 
Außerung der legirten Sache dad Legat aufbebe, nicht berührt. 

3) Veräußerung der Iegirten Sache hebt das Legat 
auf, wenn die Veräußerung unter Umftänden gefchab, daß 
daraus auf die Abficht des Teftirerd, das Legat e an. 
ben, gefchloffen werden’ kann. | 

Lauterbach, Coll. Pand, T. II, (34, 4.) $. 7. 
Wening-Ingenheim, Lehrbuch des Civil: Rechts P. IL. 
lib. V. $. 108. (475.) 

Noch nicht claffificirt oder vielmehr beftimmt werden 
kann die Anficht des Glük'ſchen Commentard, melder die 
Frage noch nicht eigentlich ex professo behandelt bat (weil 
er noch nicht bis zu dem betreffenden Pandekten-Titel vor« 
gefchritten ıft). | 

P. 21. pag. 365. 3 
Derfelbe gebt von dem oberften gefeblich klar ausgeſproche⸗ 
nen und unbeftrittenen Satz aus, daß im Allgemeinen der 
Erbe gegen den Legatar darüber bemweispflichtig fey, daß 
der Teftirer. feinen Willen geändert habe, wendet diß beſon⸗ 
derd auf den Fall an, wo der Teftirer die Iegirte Sache 
aus Noth veräußert habe, und ftellt diefem dann den Saß 
entgegen, daß freiwillige Veräußerung eine ftillfehmweigende 
Willens » Aenderung des Erblafferd enthalte. 

Hienach fcheint e8, daß Glük fih Zur zweiten der ans 
geführten Anfichten neige. 

Die. verfchiedenen Anfichten der Doctrin treffen nun 
eigentlich nur. in nachftehenden Punkten zufammen: 

a) daß wenn die Veräußerung ausNoth gefchehen fen, 
dad Legat an fih noch nicht entzogen fey, was denn freis 
lich überall gefeslich beſtimmt audgefprochen ift; 

b) daß der Legatar bemeifen müffe, daß die Veräu— 
ßerung aud Noth gefchehen fey, was gefeblich zwar nicht 
gerade unmittelbar ausgeſprochen ift, aber doch indirect aus 
den einfchlagenden Special» Gefehen hervorgeht und an ſich 
keinem Anſtand unterliegen kann; 


484 ’ 

c) daß wenn. conftätiet iſt, daß die -Tegirte Sache aus 
Noth veräußert wurde, der Erbe darüber bemeispflichtig ift, 
daß der Erblaffer das Legat habe entziehen wollen. Dieß 
ift gefeglich unzweifelhaft ausgefprochen. | 

1.11. $. 12. D. de leg. II. (32.) | 

So weit ift denn alfo Alles im Reinen; dagegen 
4) fhon der Gegenfag nicht unbedingt zugegeben, daß 
eine Veräußerung, von welcher beftimmt conftatirt ıft, dag 
fie ohne North freimillig geſchah, an ſich ſchon eine recht: 
liche Bermuthung dafür abgebe, daß der Erblaffer das Legat 
babe entziehen wollen, mwenigftend können die unter 3) auf= 
geführten Autoren nicht wohl anders verftanden werden. 
Hiebei ift denn nun zu bemerken, daß während mehrere der 
Dandekten » Fragmente, indbefondere aber 1. 18. und 1. 24. 
$. 4. D. de adim, (34, 4.) ohne Zwang Faum ein anderes 
annehmen laffen, ald daß eine freimillige Veräußerung im 
Zmweifeldfall immer das Legat entziehe, dagegen die Geſetzes— 
ftele der Inſtitutionen 

.$. 12. de leg. (II. 20.) 
die dringendften Gründe dafür darbietet, in jedem — 
Fall, alſo auch bei einer freiwilligen Veräußerung, nur 
nach den beſondern Umſtänden des Falls zu entſcheiden, ob 
hieraus auf die Abſicht, das Legat zu entziehen, zu ſchlie— 
ßen ſey oder nicht. 

Sodann aber iſt, 

2) wenn man auch annimmt, daß eine entſchieden frei⸗ 
willige Veräußerung dad Legat aufhebe, der Hauptzmweifel, 
ob eine Veräußerung im Zmeifelöfall ald eine freimillige 
anzufehben fey, von welcher Frage denn die Bemweispflicht 
im Allgemeinen abhängt und welche von um fo größerer 
praftifcher Wichtigkeit ift, ald in den meiften Fällen Uber 
den wahren Grund der Veräußerung der Iegirten Sache 
mehr oder weniger ein non liquet bleiben wird, zumal da, 
wie. hier beiläufig bemerkt wird, es bei der Frage nicht 
darauf: anfoınmen Fann, ob dad Vorhandenſeyn eines fürm: 
lichen Nothſtandes ermiefen iſt, fondern. die gefeßliche 
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Bedingung blos darin gelegen ift, daß überhaupt ein eiges 
ned Bedürfniß des Erblafferd vorgelegen ſey, 
vergl. 1. 18. D. de adim. leg. (54, 4.) 1. 3. Cod. do leg. 
(6, 37.) - 
oder daß menigflend der Erblaffer bei der Veräußerung von 
der Anficht eines vorliegenden, Bedürfniffed ausgegangen 
fey, was zwar nicht unmittelbar gefeplih ausgefprochen ift, 
aber unbeftreitbar and dem Grund der betreffenden ‚gefeßs 
lichen Beftimmung folgt. | | 

Diefe Frage wird von den elle Schriftftellern nicht 
befonders aufgefaßt noch ausdrüdlic behandelt; bei denen, 
welche allgemein jede Veräußerung — mit bloßem Bors. 
behalt der Gegenbeweisführung für den Legatar — ald daB 
Legat aufhebend erflären, beantwortet fich diefelbe allerdings 
implicite. | 

Es verhält fich auch bier wie oben; wenn fih. gleich 
viel dafür anführen läßt, daß aus 

l. 8. pr. D. de: leg. 1. (30.) und 1. 45. D. de adim. 

leg. (34, 4.) 

nothwendig folge, daß aus einer Veräußerung im Zweifels⸗ 
fall ſtets die Abſicht, das Legat zu entziehen, folge, ſo daß 
der Legatar allgemein für den Beweis der gegentheiligen 
Abſicht pflichtig wäre, fo, ſteht doch bier bi e oben gleichfalls 
angeführte Gefehesftelle 

$. 12. J. de leg. (II. 20.) 
noch dringender im Weg. 

Es ift in der That fihwierig, aus den befondern in 
diefer Sache ſich durchkreugenden Gefegen zu einem beftimms 
ten Refultat zu gelangen, und man thut wohl auc) bier, 
wie in Fällen diefer Art immer am beften, lediglich von 
den ganz ‚allgemeinen Grundſätzen auszugeben und 
bieran die fpeciellen Gefeped = Beftimmungen anzureiben, 
ftatt feinen Rath in einem zu weit getriebenen Generalis 
firen fpecieler Gefege zu fuchen. So würde man denn 
auf folgende Sätze kommen: 

I. Als oberfter Grundfaß ift nicht, wie gewöhnlich ges 
fhieht, der Satz voranzuftellen, daß und unter welchen Bes 
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dingumgen eine Veräußerung der legirten Sache dad Legat 
aufbebe, fondern, wie von Gluͤk gefchieht, der gefeplich 
klar audgefprochene 

conf. Glük, Comment. P. XXI. p. 364 ff. _ 
unbeftrittene, die weitern Folgerungen überall normirende 
Grundfab: wenn gegen den 2egatar die Aufhebung 
des Regatd behauptet wird, fo bat der Erbe im 
Allgemeinen zu beweifen, daß der Erblaffer feis 
nen Willen geändert babe — — babe aufs 
beben wollen. 

II. Handelt e8 fich bei einem dießfallſigen Streit, ins⸗ 
beſondere davon, ob das Legat durch eine vorangegangene 
Veräußerung entzogen ſey, ſo muß als allgemeiner Grund⸗ 
ſatz vorangeſtellt werden, daß die beſondern Umſtände, 
unter welchen die Beräußerung geſchah, entſchei— 
den müſſen, ob dieſelbe auf eine Willens-Aende— 
rung des Erblaſſers, auf die Abſicht, das Legat 
zu entziehen, ſchließen laſſen, wie dieß in der oft 
erwähnten Stelle der Inſtitutionen 

J. 12. de leg. (II. 20.) 
auf das Beſtimmteſte BUBGEIPEODER if. Hiebei ft jedoch 
zu beinerfen, daß 

A. nach befondern gefehlihen Ausnahmen der Regel 
nah und wenn fonft Feine, die gegentheilige Abficht nach» 
weifende oder doch die wirkliche ll ht zweifelhaft machende 
Umftände conftatirt find, 

a) bei einer obne Noth, ohne daß ein eigenes 
Bedürfniß des Erblaſſers vorläge, geſchehenen Bere 
Außerung, namentlich einer Schenkung — was zu ermeis 
ſen Sache des Erben wäre — das Legat für entzogen 
zu achten iſt; 

1. 18. 1. 24. $. 1. D. de adim. leg. (34, 4.) 
dagegen 

b) wenn der Erblaffer die legirte Sache aud 
Noth — aud eigenem Bedürfnig veräußert, namentlich 
verpfärnidet bat, was zu beweiſen Sache des Legatars iſt, 
das Legat fortbeſteht. | 
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1. 18. D. de aim, log. (34, 4.) 1. 3 Cod, de leg. (6, 
37.) ar 
Sodann iſt 

B. den obigen Grundfäßen gemäß ‚fg wie überhaupt 

nach den allgemeinen Grundſätzen über Beweis-Verfahren 
und ſelbſt nach beſondern geſetzlichen Beſtimmungen, 
- 39) da, wo über den Grund der Veräußerung 
gar nichts erhoben ift, die. Umftände derſelben gar 
nicht8 entfcheiden, nicht erhellt, ob die Veräußerung freis 
willig oder ob fie aus Noth gefhab, von dem Erben 
der Bemweid befonderd zu führen, daß daß Regat 
entzogen if; 
arg. 1. 22. D. de probat. (22, 3.) und 1. 22. in fin. D. 
de leg. II. (31.) in Verbindung mit $. 12. J. de 1c8- 
(II. 20.) 
fodann ift, 

b) wenn audh erboben ıft, daß die Beräuße 
rung freiwillig — ohne Noth geſchah, alfo fogar 
auch bei einer Schenfung nicht blos dem Legatar der 
Beweis der Abficht, daß das Regal fortbeftehen 
foll, vorbehalten, 

1. 15. D. de adim. leg. (34, 4.) 


fondern aub in dem Fall, daß die nähern ums 


ftände der Beräußerung die Abfiht, dad Legat- 


zu entziehen, entfchieden zweifelhaft machen und 


fonach die geſetzlich aufgeftellte Vermuthung entfräften folls” 


ten, immer wieder der Erbe beweidpflichtig, daß 
der Beräußerung jene Abfiht zum Grunde lag. 
arg. $. 12. J. de leg. (II. 20.) in Verbindung mit 1. 22. 
D. de prob. (22,3.) und 1.22. in fine D. de leg. II. (31.) 
endlich ift 
6) auch dann, wenn erhoben ift, daß die Ber: 
Außerung aus Noth — wegen des eigenen Bedürfniffes 
ded Legatard — gefhab, dem Erben der Beweis 
vorbehalten, daß der Erblaffer hiebei oder über: 
baupt fonft die Abfiht hatte, dad Legat zu ents 
sieben. 
1. 11. 9. 12. D. de leg. II. (32.) 


/ 


a8 : 

In vorſtehender Zufammenftellung dürften fich derin bie 
allgemeinen Gefege und Grundfäse am beften mit den bes 
fondern Gefebeds Beftimmungen über die vorliegende Frage 
vereinigen laſſen; man wird ihr auch den Vorwurf nicht 
machen fünnen, daß fie gegen befondere apodiftifche Auss 
fprüche der einfchlagenden Gefepe verftoße, und man wird 
ihe noch die weitere Gerechtigkeit widerfahren laſſen müfs 
fen, daß fie für die praktiſchen Fälle volfommen ausreicht, 
und wenn fie auch, was der Verfaffer diefes keineswegs bes 
ftreiten will, noch ihre ſchwachen Seiten hat, von weldhen 
aus fie Anfechtung erleiden Fünnte, fo wird biefür wohl - 
darin. Entfhuldigung genug liegen, daß ſchon die bisherigen 
Widerfprüche, und faft wird man fagen dürfen, die Vers 
wirrung in der fraglichen Lehre den Beweis liefern , daß 
der Grund des Anftoßes in den Gefesen -felbft zu fuchen 


if. — Zum Schluß nur noch mit menigen Worten den 
Rechtsfall, welcher zu vorftehender en den Ans 
laß gab. 


Die Iedige 5. Tegirte in einem. im December 1805 ers 
richteten Teftament, in welchem fie ihre Inteftat- Erben zu 
Erben einfepte, dem M. von R. ihre fünf in N. gelegenen 
Güterftüde, welche M. bisher in Pacht hatte; im Decems 
ber 1824 verkaufte die Teflirerin eines der legirten Güter 
an den 2egatar felbit; zwei meitere ſchenkte fie demfelben, 
“und zwar dad eine im Jahr 1824, daB andere im Jahr 
18275 die zwei legten der Iegirten Guüterſtücke verfaufte fie 
im Jahr 1851 unter Vermittelung ded Legatars felbft an 
deffen Schwefter, zu einer Zeit, wo wenigftend viele Grimde 
für die Annahme vorlagen, daß fie fih in dürftigen Uns 


fländen. befand. Die Kauf Schillinge ‚wurden fomohl von _ 


dem Legatar als feiner Schmwefter in Ziekern nach und nach 
vollſtändig an die Teſtirerin bezahlt. 

Die Ausführung des Rechtsfalls in concreto bietet Fein 
allgemeines Intereſſe dar; man wird jedoch aus biefem 
Sal erfehen, dag man bei ſolchem, ſchon wie er liegt, noch 
mehr aber, wenn man. fich einige weitere: Combinationen 


(welche auch wirklich theilweife vorlagen) hinzudenken wollte, 
mit der in den Compendien gewoͤhnlich vorkommenden Dar: 
ftellung der Lehre nicht fo Leicht audreichen würde. 
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14) Üeber die Gewähr der Hauptmängel nad) der 

Großherzoglid Badenfhen Gefehgebung. 

(Ron Herrn Rechtd = Confulent Strauß In Heilbronn.) 

Die vaterländifchen Gefege über die f. g. Hauptmän 
gel und deren Gewähr‘ beruhen bekanntlich auf einer Vers 
einbarung mehrerer Nachbarfiaäten, an welcher insbefondere 
Baden Theil gehabt hat, und ed ift hiervon auch die Verz 
muthung eine natürliche. Folge, daß ed in derartigen Fällen 
in dem einen Lande, wie in dem andern auf diefelbe Weiſe 
werde gehalten werden. 

Bei Baden iſt dieß nicht durchgängig der Fall, und 
der gute Glaube, in welchem ſich wuͤrttembergiſche Kaufet 
befunden haben, iſt deswegen häufig ſchon Urſache aimpfind⸗ 
lichen Nachtheils fuͤr ſie geworden, ſo daß es am Orte 
ſeyn wird, in der Monatſchrift die in Baden geltenden 
Grundfäge, welhe auf einer ältern Verordnung dom 20. 
Juli 1806 (durch Verordnung von 25. Auguft 1810 atıf 
das ganze Großherzogthum ausgedehnt) beruhen, zu allge⸗ 
meinerer Kenntniß zu bringen, da die Hofacker'ſche Er: 
Brterung über Hauptmängel, in welcher ihrer Erwähnung 
gefchieht,, doch nicht inf Jedermanns Händen fich befindet. 
A. Die Hauptmängel, welche zur Wandlungs Klage 
berechtigen, find unverändert diefelben, wie in Württeme 
berg und die Gemwährzeit die nämliche. 

- B. 4): Die: durch’ diefe Mängel begründete — 
des Kaufs legt Rücknahme des Thiers, wenn es noch lebt 
und nach den Polizei⸗Geſetzen nicht geſchlagen werden muß, 
und Ruͤckerſtattung alles deſſen dem Verkaͤufer auf, was in 
Bezug auf den Kauf gegeben oder gezahlt worden iſt; im 
Falle rechtlicher Ueberweiſung eines wiſſentlichen Verkaufs 
des mangelbehafteten Thiers neben seiner Strafe den Erſatz 

Moenatſchr. f. d. Juſtpſi. II. Bd. 3. Abth. 33 
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alles dem Känfer zu gugegangenen ca oder. — 
nen Vortheils. 

2) Wenn der Mangel erſt beim Tobten des —* er: 
ſchienen iſt, und ed noch zur Speife bat benübt werden 
können, ſo darf nur die Preisverminderung von dem Käus 
fer fir ſo viel in Anfprud genommen werden, als ihn 
Kaufpreis und Aufwand gekoſtet haben. | 


3) Die Wandelflage muß (mo nicht ein, binſ chtlich 
des eingeklagten Mangels beim Verkauf geſpielter Betrug 
zu verfolgen iſt und die Klage deswegen ihre allgemeine 
Rechtsdauer genießt) innerhalb der Gewährzeit bei Gericht 
dem Bezirks⸗Amte förmlich angebracht fepn, welche von der 
Stunde des Kaufs an berechnet wird. | 


4) Die Gemwährzeit bildet indeffen nur die Regel und 
bie. rechtliche Vermuthung, daß an dem Thiere der Mangel 
vor dem Verkaufe ſchon gehaftet habe oder nicht. Vermag 
bewieſen zu werden, daß ein nach Ablauf der Gemwährzeit 
ausgebrochener Mangel das Thier dennoch vor deffen Vers 
Fauf befallen gehabt, oder umgekehrt, daß ein binnen diefer 
Zeit erſchienenes Gebrechen erſt nach vollendetem Handel 
daſſelbe ergriffen habe, ſo iſt deswegen durch jene Regel 
ein ſolcher Beweis nicht ausgeſchloſſen. 

5) Wo er jedoch nicht zweifellos geführt zu werden 
vermag, findet, nach. Verfluß der Währfchaftdzeit weder eine 
Klage auf Ruͤcknahme des Thierd, noch auf Preisminderung 
ftatt, und ed verinag diefe Verjährung insbefondere weder 
eine Privat » noch eine durch die Drtd » Obrigkeit bewirkte 
Anzeige an den Verkäufer aufzuhalten. 

6, 4) Der Beweis von Hauptmängeln ift durd) Be: 
fihtigung von drei Kunftverfländigen zu, führen, zu welchem 
Ende in den: Badenfchen Landen fhon zum Voraus be= 
ſtimmte Perfonen. für gewiſſe Bezirke, ernannt ſeyn ſollen. 

2) Die VBefichtigung iſt als Regel von dem in der 
Hauptſache zuftändigen: Gerichte. anzuordnen, und. hat in 
Gegenwart des Richters oder eines von ihm verordneten 


Gerichtöfchreiderd , fo wie der Preienbeh Thelle oder * 
Stellvertreter zu geſchehen. 

5) Das Erfund⸗Protocoll muß bei Strafe der Nich⸗ 
tigkeit fogleih nad der Vefihtigung und in Gegenwart 
der Partheien von den Kunftverftändigen fhriftlih verfaßt 
oder in die Feder bictirt werden. Bei Abgabe ihres U 
theils baben fich die Parthieen zu entfernen und kann Bäfe - 
felbe von jenen entweder fogleich oder Inuß mindeftend ine 
nerbalb einer Bedenfzeit von 24 Stunden abgegeben werden. 

4) Ausnahmsweiſe und im Kalle rechtmäßiger Berhin- 
derung an der Klage binnen der beflimmten Friſt darf ber - 
Käufer zu Bewahrung ſeines Beweidmittels die Votnahine 
einer Schau nach den obigen Grundfaͤhen, auch vor feinem 
eigenen Gerichtäftande umd ohne Zuziehung bed Gegentheils, 
für welchen in dieſem Falle von Amtswegen ein Vertreter 


beizuordnen ift, nachfuchen und auswirken; er iſt ih folder 


— 


Falle jedoch verpflichtet, nicht nur bie rechtlichen Hinders 
niffe einer’ zeitigeren Klage. und Beirufung des Verkaͤufets 
zu beweiſen, ſondern auch unverzuͤglich ſeine Klage und 
zwar unter Anſchluß des Erfund⸗-Protocolls zu erheben, dies 
bei Strafe der Abweiſung. 

5) Das Parere iſt in der Regel unbedingte Grundlage 
des Urtheils, gegen welches ein gewoͤhnliches Rechtsmittel 
nicht ſtatt findet, und dürfte bier noch bemerkt werden, daß 
nach den in der Verordnung fonft noch gegebenen Borfchrife 
ten das auf innerliche Befihtigung des Thiers erflattete 
Parere das auf Außerlihe Befichtigung ded lebend geweſe⸗ 


‚nen Thiers geftelte Kunft= Ermeffen nur dann aufheben 


fole, wenn es deffen Unbeftand aus dem Daſeyn innere 
licher, nothwendiger und augenfälliger Cparakter- 
Dertiiole der behaupteten, Krankheit darthut. 


- Der Berosdmung ift eine Erklärung der Kennzeichen 


angehängt, durch welche ſowohl im lebendigen als tobten 

Zuftande der Thiere Die Hauptmaͤngel, die fi zur Wand 

Iungöllage eignen „ beffimmt werden koͤnnen. Da ſie eins 
| 83 * 


zeln im Buchhandel zu haben iſt, fo glaubte der Einſender 
ſchließlich Bee ei — — es zu 
Ken 


. 
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15) Vom zweiten Angriffe eines Verganteten. 
Bu der Abhandlung im 2ten Band, 2r Abthis 
15 Heft S. 216 ff. 
(Von Herrn Dber:Zufliz; Rath Dir. Knapp.) 

In der am vorbezeichneten Orte enthaltenen Abhand. 
lung über dieſen Gegenſtand wird unter der Nr. 3. die 
Anſicht ausgeſprochen: daß über die von dein verganteten 
Schuldner vorgebrachte Einrede des ihm zuftehenden Auf— 
ſchubs bis zu. Erlangung befferer Kräfte (beneficium com- 
‚petentiae s. deductionis) von der Erecutiond: Be: 
börbe mit Zuziehung des Gemeinde-Raths (nicht als Ge- 
sicht) . außergerichtlich ein Befcheid zu ertheilen ſey, 
und daß dann dem Schuldner oder Gläubiger, welcher fich 
dadurch für beſchwert halte, nur dad Recht einer. einfachen 
Beſchwerde bei der nächft höheren Stelle ohne Aufſchubs⸗ 
Wirkung im Sinne des Art. 95. des Executions-Geſetzes 
zukomme, worauf die höbere Behörde ebenfalld außergericht= 
lich zu verfahren und zu erfennen habe. Zugleich wird be- 
merkt, daß diefe Behörden auch tiber die etwaigen befonde- 
ren Schußgründe (Erceptionen), auf die fih der Schuldner 
ftügen könne, 3. B. dad benefic. compet. ded Vaters ge— 
gen den Sohn, des Schenkerd gegen den Beſchenlten ıc. 
Ruͤckſicht nehmen follen. 

Diefe Anficht erfcheint nicht als richtig, was durch 
Folgendes kurz nachgewieſen werden ſoll. 

Es iſt ein anerkannter Rechtsſatz, und wird auch in 
jener Abhandlung nicht beftritten, daß der Schuldner wegen 
desjenigen, um was die Gläubiger in feinem ante nicht 
befriedigt worden find, denfelben tenent bleibt, daß daB 
Klagereht an ſich den Gläubigern auch nach dem Gante 
wegen ded reſtirenden Betrags ihrer Forderung erhalten wird. 
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‚Dagegen ſteht dein Schuldner das f.:9.- ‚beneficium 
competentiae s..deductionis: zu, ‚vermöge deffen er gegen 
die erneute Klage geſchüht wird, fo. lange er nach. dem 
Gante nicht mehr, als zu..feinem und feiner Familie Unter» 
balt erfordert wird, an. Vermögen erworben bat. ; 

Diefe Rechtswohlthat fallt unter den 1 Begriff einer di⸗ 
latorifchen Einrede, | 

e. 3, Cod. de bon. auet. jud. poss. (7, 72.) Ex con« 
traetu, qui cessionem rerum antecessit, debitorem 
contra juris rafionem convenies, gum eum aequitas 

“auxilio exceptionis muniat. 

Thibaut, Syftem (Ed. VI.) $. 108. 

| Glüd, Comment. Bd 14..©. 298. 
und zwar betrifft, wie von felbft einleuchtet, diefe Einrede 
die: Zuläffigfeit der-Erecution überhaupt; denn 
der Schuldner fucht durch die Berufung auf jene Rechts⸗ 
Wohlthat das Klage +» Recht feined Gläubigerd zur Zeit zu 
entkräften, er.beftreitet feine Verpflichtung, in dem en 

ten Zeitpunkte Zahlung: zu leiften. 

Nach der Vorfchrift der Art. 50. u. 51. des Geſeber 
vom 21. Mai 1828 kann nun aber die Executions-Behörde 
nur. dann, wenn die Zuläffigkeit der Erecution 
überhaupt nicht beftritten ift, über Einwendungen 
gegen die Anordnung erecutiver Maaßregeln —— 
lich entſcheiden. 

Wenn es ſich dagegen yon einer eigentlichen Sin 
rede im Sinne ded Art. 18. und 23. des Executions-⸗Ge⸗ 
ſetzes, von einer Einrede, welde die Zuläffigfeit | 
der Erecution überhaupt betrifft (mie died bei den 
Berufung auf dad benef, conipet. der Fall ift), handelt, 
fo. Fann nur. der ordentlihe Richter im Wege des 


proceſſualiſchenBerfahrens darüber entſcheiden. 2 


_ (Art. 51. ded Gefeged vom 21. Mai 1828.) 

Gemäß dieſer und der übrigen. hieber einſchlagenden 
Beſtimmungen der Gefehe iſt daher das Verfahren, wel: 
ches einzuhalten ift, wenn ein Schuldner nad feinem Gante 
auſ's Neue belangt wird, folgendes: 


‚War über die :eingellagte Forderung früher Fein 
— zwiſchen dem Gläubiger und Schuldner anban⸗ 
gig, und es hatte der Schuldner | 

: 4) die Forderung anfänglich anerkannt (d. b b. 
den Rechtsgrund der Verbindlichkeit nicht beftritten, und 
Beine Einrede, auch nicht die Einrede der Competenz, vor⸗ 
gebracht, und Feine die Erecution hemmende Gegenanfprüdhe 
erhoben (Art. 17. des Erecutiond » Gefehes), fo ift demfels 
ben von der ordentlichen Erecutionds Behörde ein Zahlungs 
Termin anzuberaumen (Art. 88. des Erecutiond » Gefehes). 
Bringt der Schuldner fodann a) innerhalb dieſes Zah⸗ 
lungstermins die Einrede der Competenz nicht vor, fo ift 
die Erecution gegen ihn zu verhängen, falls nicht etwa der 
Grund zu jener Einrede erft fpäter entftanden ift (Art. 90. 
und 91. ded Erecutiond:Gefeped). Iſt dagegen b) lehteres 
Ber Fall pber trägt Ker Schuldner innerhalb jener Frift 
die gedachte Einvede vor, fo ift der Kläger auf den Rechts⸗ 
weg zu vermweifen (Art. 90. und 94. des Erecutionds Ges 
ſehes und Art. 51. ded Geſetzes vom 21. Mai 1828). 
0) Hatte der Schuldner Pie Forderung von Anfang 
an nit anerfannt, indem er namentlich die Einrede 
ben Competenz fogleich vorgetragen, fo kann ihm gar 
kin Zahlungs» Terinin angefebt, vielmehr muß die Forde⸗ 
sung ald eine illiquide behandelt und der Kläger auf den 
Rechtsweg verwiefen werden (Art. 18. des Erecutiond:Ges 
ſehes). 
H. Liegt Über die eingellagte Forderung ein vechts⸗ 
Präftiges Erfenntniß vor (nicht das Priorität » Er- 
Benntniß, welches nur dad Verhältniß der Gläubiger unter 
fich berührt, fondern ein zwifchen dem Gläubiger und Schuld» 
ner gefälltes), ſo iſt, 

1) wenn bie Einrede ſchon vor dem Urtheil vorge— 
bracht werden konnte, ſolche bei der Execution nicht mehr 
zu beachten (Art. 23. des Erecutiond » Geſetzes); Fonnte 
fle aber 

2) vor dem Urtheile nicht vorgebradht werben, ſo iſt 
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fie a) dann zu berückſichtigen, mann ſie innerhalb der dem 
Schuldner anberaumten Zahlungsfriſt (vergl. Art. 88,. des 
Executions-Geſetzes) von demfelben vorgebracht und befcheis 
nigt wird (Art. 235. des Erecutionds Gefehed). Im diefem 
Falle hat ſodann derjenige Richter, „welcher zuletzt über die 
Materie des Nechtöftreitd erkannt hat, Über die neue Eins- 
rede zu entfcheiden (Art. 50.. des Gefeged vom 21. Mai 
1828); b) bat der Schuldner jene Einrebe innerhalb der 
Bablungsfrift nicht vorgetragen und befcheinigt,, fo wird 
dadurch die Erecution nicht aufgehalten (Art. 25. ded Er 
cutionsgeſetzes). | | 
-: HL Sollte der Schuldner einen heil der Kordes 
zung anerkennen, und nur rüdfichtlich des. anderen Theilg 
derfelben fi auf das beneficium competentiae berufen, 
fo ift dad Liquide audzufceiden und. durch Execution beis 
gutreiben (Art. 19, des ErecutiondsGefehed); wegen dedjes 
nigen Theils der Forderung aber, gegen welche jene Rechtö« 
Wohlthat geltend gemacht wird, nach den oben unter I. 
und 11. entwidelten Grundfäßen zu — 





16) Bu dem Aufſatze (im 2ten — 2ter Abthlg 
Ites Heft S. 223): Weber die Frage: wer der 
Unterpfands-Dehörde die Gebühr für den Ein- 
trag eines vorbehaltenen Unterpfands- oder Eigen- 
thumsrechts zu bezahlen habe? 
(Bon Herren Ober: Zufliz:Rath Dr. Knapp.) | 

Die Frage wurde nach vorgedachtem Auffaße von einem 
Gerihtöhofe dahin entfchieden: daß die fraglidhen Ge— 
bübren von demjenigen Theil zu bezahlen feyen, 
welchem die Koften der gerihtlihen Erfenntniß 
über den Kaufvertrag anbedungen worden find. 
Dieſe Entfeheidung dürfte jedoch nicht richtig feun; - 
I. : Dandelt ed fih von einem Unterpfands- ‚oder Eigen- 
tbumsvorbehalt auf der nerfauften Sache, wodurch ein: 
zig die Sicherftellung der Rauffehiktingd« So rder 


rung bezw eckt wird, fo. begründet. biefer — nur 

einen Pfandrechts⸗Titel. 

Pfand-Geſetz Art. 45. - | 7 
Haupt⸗Inſtruction $. 186 f. 

, Unter einem PfandrechtdsTitel ift überhaupt daB Recht 
verftanden, eine Unterpfandd»Beftellung von: dem 
Schuldner zu verlangen. en 

vergl. Pfand⸗Geſetz Art. 15. 

-Nun ift aber von felbft Far und * aus den — 
meinen Rechts⸗Grundſaͤtzen, daß derjenige, welcher zu einer 
Leiftung (bier zu der Beftelung eines Unterpfands) rechts 
lich verbunden ift, auch die Koften diefer Leiftung zu be« 
‚ftreiten hat, und darum kann nicht wohl zweifelhaft ſeyn, 
daß (wenn nicht ausdrüdlich etwas andered bedungen wor⸗ 
den) der Käufer, welcher dem Berfäufer einen Pfands 
rechtötitel einräumte, indem er in den Unterpfands-Vorbe⸗ 
balt-einwilligte, auch. die Koften des Eintrags zu bezahlen 
bat, da durch diefen Eintrag erſt das Unterpfand,. gemäß 
feiner übernommenen Verbindlichkeit, wirflich beftellt wird, 

Mfand:Gefeg Art. 45, 
Haupt: Inſtruction $. 186. 

Hierbei iſt es denn auch gleichgüftig, ob ein ſoicher 
Vorbehalt bei einem Privats Verkaufe oder bei einem 
Verkaufe im’ Wege der Erecution vorkommt. Im letz⸗ 
teren Falle handelt e8 fi) von der Realifirung eines geſetz⸗ 
lichen Pfandrechts:Titels, j e 

P fahdeGefes Art. 27. 43. 44. 
in- jenem von der Realifirung eined vertragdmäßigen; bei 
beiden aber führt der obige Grundfab auf das gleihe Res 
fultät, daß nämlich der zu Beftellung eined Unterpfands 
verpflichtete Schuldner, d. h. der Käufer, die Koften der 
Unterpfands > Beftellung (ded Eintrags ded Vorbehalt) zu 
tragen babe. Ganz ohne Einfluß auf die Entfcheidung der 
vorliegenden Frage. ift ed, ob der Pfandrechts » Titel durch 
die -Unterpfands a Behörde von Amtöwegen zu wahren iſt 
oder nicht. Von Amtswegen hat died gefeplich- nur rück⸗ 
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ſichtlich des — bei einem Executions⸗ en 
zu gefchehen, ' | 

. Pfand Gefes Art, * | 4 
Haupt⸗Inſtruction $. 89. 
und in der Bekanntmachung des Königl, Yuftiz- Minifleriums | 
vom 11. Juni 1832 :(Regierungs » Blatt ©. 225). ift den 
Unterpfands » Behörden nur empfohlen, die Einträge der 
Unterpfandd = Borbebalte auch .bei Privat » Verfäufen. obne 
Anrufen der. Partbie vorzunehmen; ‚während eine Ver—⸗ 
pflihtung bierzu weder auögefprochen wurde, noch Fonnte, 
gegen da8 Geſetz, audgefprochen werden wollen. Mag aber 
der Eintrag. in Folge des Geſetzes (bei Erecutiond:Verfäus 
fen). oder in. Gemäßheit jener Befanntinachung von Amts⸗- 
wegen oder aber auf Anrufen der Betbeiligten.ers 
folgen, jedenfalls iſt folches nicht, wie in dem obigen Auf: 
fabe angenommen wird, ein Theil-des gerichtlichen 
Erfenntniffes über den Kauf: Vertrag, fondern es 
ift und bleibt nichtd anderes, ald eine Unterpfands— 
Beftellung, gleich jeder anderen. Daher Fann auch bei 
Gemeinden, welchen ein Hülfds Beamter beigegeben ift, der 
Gemeinde= Rath allein zwar über den Kauf: Vertrag das 
gerichtlicge Erfenntniß ertheilen, nicht aber den Eintrag des 
Unterpfands = Borbehaltd vornehmen, vielmehr ift hierzu 
der Hülfs-⸗Beamte, ald Mitglied der Unterpfands: Behörde, 
beizuzieben. | 
Gefeg vom 25. April 1828 (Regierungs- Blatt © ©. 329 ff.) 
Dieſe Grundſähe werden endlich auch tagtäglich bei 
allen übrigen Pfand = Beftelungen angewendet, indem die 
Koften berfelben jederzeit vom Schuldner erhoben werden, 
ohne Unterfchied, ob ein gefeplicher Pfandrechts⸗ Titel von 
Amtswegen (z. B. bei Sicherſtellung der Kinder und der 
Erbſchafts⸗Glaͤubiger) oder ein vertragdmäßiger Pfandrechts⸗ 
Titel auf Anſuchen der Betheiligten (z. B. bei Anlehen 
gegen Unterpfänder) realifi rt wird. 


II. Wenn ein Eigenthums⸗ VBorbebalr. in ie 
unzweifelhaften Abficht flipulirt wird, daß dadurd..die 
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Uebertragungdes Eigenthums aufgefhoben oder 
der ganze Vertrag im Falle der Nihtbezablung 
bed Kaufſchillings aufgelöst ſeyn ſoll, — bleibt 
der Verkäufer Eigenthümer, 

pPfand⸗Geſetz Art. 45. 

und es wird. ein Eintrag: hierüber in das Unterpfands- Buch 
nicht wefentlich erfordert , vielmehr fol ein folcher Vorbe⸗ 
balt nur zur Sicherung des vorbehaltenen Rechts in dem 
UnterpfandssBuche oder in dem Guter⸗Buche angemerkt 
werden. 

Haupt⸗Inſtruetion $. 188. 

Für diefe Bemerkung im Güterbuch oder Unterpfandßs 
Buche findet gar Feine Anrechnung einer Gebühr für die 
Unterpfands Behörde ftatt. 

Verfügung ded Königl. Zufliz« Minifteriumd vom 7. Mai 
1828 $ 2. Nro 3., $. 7. lit. c. (Regierungd- Blatt ©. 
335—338. 





Ad II. 
Gefehgebungs - Sragen. 


- Weber körperliche Büchtigung. 

(Bon Herrn Oberamts⸗ Richter Schäfer in Gaildorf.) 

In dem, gegenwärtig der ftändifchen Berathung unters 
liegenden Straf» Gefeb » Entwurfe ift die Förperliche Züchti⸗ 
gung aud der Neihe der ordentlichen Straf-Arten ganz ges 
fteichen, und nur als Schärfung der Zuchthaus: Strafe, mit 
Belchränfung auf vier Fälle, nämlih für die ſchwereren 
Fälle der Nothzucht, des Raubs, der Erpreſſung, und für 
den dritten Diebſtahls-Ruͤckfall; fodann ift diefelbe ald Dis> 
tiplinarftrafe in den Straf: Anftalten aufgenommen. Der 
fländifchen Commiſſion in ihrem verdienftvolen Bericht aber 
ift auch diefed noch zu viel, indem fle Stodftreiche nur in 
einem einzigen Falle, nämlich gegen die zum böchften Maße 
zeitlicher Zuchthaus » Strafe Verurtheilten, welche in oder 


außerhalb ber StrafsAnflalt ein neues, wenigftend mit zehn⸗ 
jähriger ZuchthaussStrafe bedrohtes Be verübt bas 
ben, zulaffen will. 

Daß: die Förperliche Züchtigung nicht alz eine ſelbſt⸗ 

ſtaͤndige Strafe für ſich allein beſtehe, dürfte ganz zweck⸗ 
mäßig feyn. Dagegen wäre zu münfchen, daß diefelbe als 
Shärfungdmittel häufiger, als in dem Entwurf vorgefeben 
ift, in Anwendung. gebracht und namentlich nicht: blos a 
Zuchthaus⸗Straflinge befchränft würde, 
Das, waß gegen die förperlihe Züchtigung geſagt 
wird, klingt allerdings. ſchoͤn, und ſpricht das Gefühl in 
hohem Grade an: „es wird dadurch dad: Ehrgefühl unters 
„graben, die in der menſchlichen Natur gegründete Anlage 
„zur Befferung unterdbrüdt; der Verbrecher wird dadurch 
„zur Verzweiflung und Gelbftverahtung gebracht. Auch 
„iſt die körperliche Züchtigung in dem Verhältniß eine un 
„gleihe Strafe, in welhem die Körpers und Gefundheitd« 
„Belhaffenheit der verfhiedenen Verbrecher 2 iſt 
„u. ſ. w.“ 

Dieſe Philoſophie iſt ſo allgemein, daß man Gefahr 
lauft, darum angeſehen zu werden, wenn man eine andere 
Ueberzeugung auszuſprechen wagt, und doch darf man be⸗ 
baupten, daß die allgemeine Volksſtimme, fo wie dad wirk⸗ 
liche Bedürfniß diefer Philofophie nicht entfpricht: 

Wenn man gegen die Pörperlihe Züchtigung, vom 
Standpunkte des Ehrgefühls und der Moralität aus zu 
Felde zieht, fo wird nach meiner Anficht die Lage der Sache, 
tie fie in Wirklichkeit ift, gegen diejenige, wie fie ſeyn 
follte, nicht beachtet; es werden die Menfchen nicht von 
dem Sefichtöpunft aus beurtheilt, wie fie ſi nd, fondern wie 
fie ſeyn follten. 

Alle Urtheile gegen die Pörpesliche. Zuͤchtigung geben 
vom gebildeten Stand aus, nur auf der Stufe höherer Bil: 
dung, gegenüber von Perfonen, welche auf) diefer Stufe fie: 
ben, mögen die angeblichen Nachtheile der m...‘ 
Kung 'alerdings: Beachtung verdienen. ! 
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.Allein, wenn es ein. Grundfah der Criminal» Politik 
ift, Daß. das. für..ein Verbrechen als Strafe feftzufepende: 
Uebel zu der Lage ded Verbrecherd in deren. verſchiedenen 
“ Beziehungen: — wozu ‚indbefondere fein Stand: und: feine 
Bildungdftufe gehört — in einem Verhaͤltniß ftehen muß⸗ 
daß daffelbe auch .wirfli in dem Grade als ein Uebel auf 
ihn einwirfe, Daß dadurch der. Strafzweck gefichert werde, 
fo darf. meines Erachtens die ‚Förperliche Züchtigung für 
jest für gewiffe Claffen von Verbrechen noch nicht fehlen, 

Es gibt fo muthmillige, freche, gemeine Verbrecher, 
welche gar Fein Uebel mehr Fennen, als das phufifche, und 
bei. denen es fonderbar Flingt, zu fagen, durch eine Anzahl 
Stodftreihe werde ihr Ehrgefühl vollends audgetrieben, 
werde der noch vorhandene ‚Trieb zur Befferung vertilgt, 
da doc folche Inviduen, wie ich fie im Auge habe, Tha— 
ten. verübt, und eine Gefinnung gezeigt haben, woraus ges 
nugfam hervorgeht ,. daß. ihr Ehrgefühl. durch eine körper— 
liche Züchtigung nicht. mehr in Gefahr kommen kann. 

Wer zum Defternmal fhon wegen Diebftahld, Betrugs, 
Faͤlſchung ꝛc. geftraft worden. ifl, und dennoch wieder. rüd' 
fällig wird, von dem Fann man doch wahrlich nicht mehr 
fo viel Ehrgefühl vorausfegen, daß eine Fürperliche. Züch— 
tigung ſolches vollends zu erfticden im Stande wäre, 

Hat er ja eine Geſinnungs⸗ und Handlungsweife ber 
reits beurfundet, welche ihn der Verachtung . feiner Mit: 
menfchen ‚weit mehr preid.zu geben geeignet iſt, ald eine. 
förperliche Züchtigung, und doch hat fein Ehrgefühl nicht 
widerftrebt.. Wenn. je. daB Ehrgefühl noch erregbar, noch, 
rührbar ift, fo glaube ich nicht, daß ſolches durch die kör— 
perlihe Züchtigung vollends’ zu Grunde geht, fondern daß. 
diefe auf daffelbe eher vortbeilhaft wirft, wenigſtens wirken. 
kann; denn ich kann es mir pſychologiſch recht gut zuſam— 
menreimen, und die Erfahrung bat es wohl auch: ſchon 
gezeigt, daß ein. empfindliches phyſiſches Uebel wohl geignet. 
iſt, einen. verſtockten Verbrecher. wieder zur. Befinnung. zu. 
bringen, und fein moraliſches Bewußtfeyn wieder. zu. weden, 
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* ' Das "Nämlichye ließe ſich im Grunde” auch gegen die 
Freiheits-Strafe anführen. Wer ſchön mehrere entehrende 
Freiheits-Strafen erſtanden hat, bei dem muß oder kann 
wenigſtens durch die Wiederholung ſolcher Strafen und die 
biedurch für ihn entſtehende Gewohnheit das in ſo hohem 
Grade bereits abgeſtumpfte Ehrgefühl gewiß eben ſo gut 
vollends erlöfchen, und man müßte daher am Ende auch 
mit diefen Strafen nachlaffen. 

Die Hauptfache feheint mir aber die zu fepn, daß ber 
Grund der Erftidung des Chrgefühld durdy die Förperliche 
Züdhtigung und der Grund, warum der Reſt der natürs 
dichen Befferungs- Anlage vollends vertilgt werden fol, dar» 
ein gelegt wird; ald ob die körperliche Züchtigung in den 
Augen des Publikums: mit befonderer Verachtung angefes 
ben und deshalb der Gezücdhtigte, blos ald ſolcher, ein Ge⸗ 
genſtand beſonderen Abſcheus wäre. 

Dieſes iſt aber keineswegs der Fall, wenn man — 
dich biebei nicht den gebildeten Stand, fondern diejenige 
Claſſe vorm Staatd s Gencffen in's Auge faßt, aus deren 
Mitte die Verbrecher , für welche ich die körperliche Züch- 
tigung ald paffend und ———— erachte, in der Regel 
hervorgehen. 

Der Vorwurf: 

Dieſer oder Jener iſt im „Spinnhaus“, im „Zucht⸗ 
haus“ geweſen, | 
macht auf dad Ehrgefühl des gemeinen Nanget einen ganz 
andern Eindruck, als wenn es heißt: | 
Diefer oder Jener hat 50 Prügel befommen. 

Der gemeine Mann, und mit ihm auch noh Mans 
cher, welcher eine Stufe höher fteht, fieht einen Soldaten, 
der wegen Diebftahls Prügel bekommen hat, bei Welten 
nicht fo verächtlich an, als einen Andern, der wegen ders 
felben Verfehlung im Polizeis oder Arbeitöhaus gemefen ift. 

Dem ungeachtet aber hat das Volt vor der koͤrper⸗ 
lichen Züchtigung mehr Reſpekt, als vor einer, in ihrer 
Art’ gleich großen Freiheits-Strafe. 


Diefer Reſpekt aber Liegt nicht im Einfluß auf daB 
Ehrgefühl, fondern im Einfluß. auf das phyſiſche Gefühk. 

Wenn daher das Volk feinen Abfcheu vor einem boss 
haften, niederträchtigen Verbrecher ausdrüden will, fo 
 wühfcht. e8 ihm zuerſt eine geriffe Anzahl ad. posteriora, | 
nicht, weil e8 glaubt, daß ihm dadurch feine Ehre vollends 
genommen werde, fondern um ihm ein phufifh empfinde 
lichered und wirkſameres Uebel zuzufügen, als eine Freie 
heitsſtrafe. 

Im niedern Publikum, für welches die körperliche Züch⸗ 
tigung hauptſachlich berechnet iſt, hört man daher auch ge⸗ 
wiß Feine einzige Stimme gegen diefelbe, vielmehr. wird 
nicht nur von diefem Publifum ,. fonderır auch nod von 
einer großen Zahl höher ftehenden und, mit den Zeitbedürfs 
niffen in Abfiht auf Straf Arten wohl vertrauter Staats» 
Genoffen die Fförperlihe Zühtigung für etwas Umentbehrr 
liches gehalten, und darum deren beabfichtigte Beſchrän⸗ 
kung, welche der. Abfchaffung beinahe gleich kommt, fehr 
bedauert. Gewiß aber ift das Urtheil über eine Straf-Art 
von einer Menfchenklaffe,: flir welche folche RT. be⸗ 
rechnet iſt, ſehr zu berücfichtigen. 

Sch glaube daher, daß die Nachtbeile, welche der fürs 
perlichen Zuͤchtigung zugefchrieben werden, nicht zu befürchten 
find, fo ferne fie nicht in Grauſamkeit übergeht, fondern 
mit geböriger Borficht und nur da angewendet wird, mo 
fie wirklich als Bedürfniß fih darftellt. - Fi 

Für ein folches halte ich aber die Eörperliche Zicht⸗ 
gung hauptſaächlich bei Rückfällen in Vergeben oder Ders 
brechen, welche eine beſonders gerheine und. niederträchtige 
Denkungs-Art vdrausſetzen, alſo namentlich "beim Diebftahl, 
Betrug, Erpreffung, Fälfhung, Landflreicherei und Gaune: 
rei, und zwar gleichviel, ob. die — ——— 
Zuchthaus oder Arbeitshaus iſt. RE 

* Ein Verbrecher diefer Art gibt durch die Nüchfälle * 
lich genug zu erkennen, daß die bloße Freiheits⸗Entziehung 
für ihn kein genügendes Gegengewicht iſt, um ihn von ſei⸗ 


nem. boͤſen Hange abzuhalten; Einem folchen Menſchen wird 
die Entbehrung der Freiheit nach und. nach eben fo zur Ger 


wohnheit, ala es daB. Ari wird, das ibm [pe nn 


zuzieht. 
Man. muß. alfe ein anderes Uebel nähen wenn der 
Zweck der Strafe noch gefichert bleiben fol, und dieſes ift 
ein folches, wodurd die Sinnlichkeit, welche die Oberherr⸗ 
(haft erlangt. bat,. befonderd unangenehm afficirt wird. 
Dabei dürfte ınan aber die Strafe, wie fchon oben bemerkt 
wurde, nicht in eine Eörperliche Züchtigung allein ſetzen, 
weil ſolche zu ſchnell vorübergeht und den Verbrecher zu 
bald wieder frei gibt, fo daß der Reiz und die Hoffnung 
zu gleichbaldiger Fortfegung des früheren Lebenswandelß 
das Uebel leichter überwinden laffen würde, fondern e3 dürfte 
nur ein Theil der ſonſt verwirkten Freiheitö:Strafe in eine 
‚ angemeffene körperliche Züchtigung zu verwandeln feyn. 

Auch ‚müßten, natürlich für Wiederhulungd : Fälle be 
einem und demfelben Individuum Gradationen eintreten, 
und es dürfte daher die erfte körperliche Züdhtigung nur in 
geringerem Maaße anzumenden feyn. 

Außer den rüdfälligen Verbrechern der angeführten 
Categorie ‚gibt e8 aber noch andere, welche in der Art und 
Weife der Verübung eined Verbrechens, wie diefed insbe— 
fondere beim Raub und bei der Nothzucht oder auch bei 
noch andern Verbrechen vorfommen Fann, eine ſolche Frech: 
beit und Bosheit an den Tag legen, daß eine bloße Freis 
beitöftrafe weder. mit dem dadurh im Publikum zurüde 
gebliebenen übeln Eindruck im richtigen Verhältniß fteht 
und fein Rechtögefühl gebdrig zu fatißfaciren im Stande 
ift, noch bei dem Thäter felbft ihren Zweck erreicht. 

Auch bier kann nur ein Uebel helfen, welches gegen 
die verübte. Frechheit und Bosheit, je nad ihrem Grad, 
ein genligendes Gegengewicht involvirt, und als ein folched 
Uebel ift auch bier ‚gewiß die Förperliche Züchtigung anzite 
ſehen, ‚welche ebenfalls mit einem — der un 
zu verbinden wäre. Ä 
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In den StrafsAnftalten kann die: körperliche Züchtigung⸗ 
zur Handhabung der Disciplin ohnehin nicht entbehrt werden: 

Daß ein Verbrecher der bezeichneten Categorie 
durch eine Förperliche Zühtigung — fo lange folhe nicht 
bis zur Grauſamkeit gefteigert wird — fchon zur Verzweif⸗ 
lung und Selhftverachtung gebracht worden ne) dürfte 
ſchwer nachzuweiſen ſeyn. 
Der weitere Einwurf aber, daß but die, ungleichbeit 
der Koͤrper⸗Annd Geſundheits-Beſchaffenheit der verſchiede⸗ 
nen Delinquenten auch die Strafe der körperlichen Züch⸗ 
‚tigung in ihrer Wirkung ungleich werden müſſe, beweist 
offenbar zu viel, denn dieſe Ungleichheit liegt aus demſel⸗ 
ben Grund auch in der Freiheits-Strafe. Auch verſteht es 
ſich von ſelbſt, daß bei der Zumeſſung der koͤrperlichen 
Züdtigung die Körpers und Gefundheitd-Befchaffenheit eine 
billige Rücficht finden muß, fo daß je nach. Umfländen 
diefe Strafe in concreto auch. ald ganz unanwendbar fi — 
darſtellen kann. 





Ad V. | 
Aormalien- Sammlung. 


Üeberfiht der feit dem September 1824 ergange- 
nen, das Strafreht und das S traf erfahren be= 
treffenden Mormalien. 

(Bon Herrn Dber - Zuftiz= Rath Hohbach.) 
Gegrüuͤndete Anfprühe auf dankbare Anerkennung bat 
fih der. Herausgeber der Jahrbücher der Gefehgebung und 
Rechtäpflege im Königreih Württemberg durch die in den 
drei erften Bänden enthaltene Ueberfiht der in. Ertinindk 
Sachen ergangenen f. g. Normäls Verfügungen von 1806 
bi3 zum 31. Auguft 1824 erworben‘, da die Normaliens 
Bücher nur den, Mitgliedern der betreffenden Gerichte zu— 
gänglid und überdieß bei feinem Gerichte, am Wenigfien 

> 
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bei’ den Bezirks » Gerichten ‚ ganz vollftändig find, zugleich 
aber auch für ‘jeden Mechtögelehrten. es viel angenehmer 
und bequemer ift, wenn. er, flatt jedes Mal die (gewöhn⸗ 
lich Außerft ſchlecht indicirten) Normalien » Bücher auf der 
Gericht = Canzlei nachfchlagen zu müffen, einen Abdruck in 
ſeinem Arbeits⸗ Zimmer hat. 


Dem Wunſche der Redaction der INS gerne 
entſprechend, theile ich bier die feit dem September 1824 
ergangenen Normal » Verfügungen über Gegenflände des 
Strafrechts und des Straf-Verfahrens mit. Weggelaſſen 
wurden nur diejenigen, welche durch ſpaͤtere Verfuͤgungen 
gänzlich aufgehoben wurden, oder an ſich ſelbſt ſchon 
tranſitoriſch waren, ſo wie die von den Kreis-Gerichtshöfen 
für ſich erlaſſenen allgemeinen Verfügungen, da dieſe über 
den betreffenden Kreis hinaus keine Wirkſamkeit äußern 
können *). Die in dem Supplementbande zum Regierungs⸗ 
Blatte ©. 22—36 enthaltenen Normalien find des vollftän- 
digen Ueberblid8 wegen auch bier aufgenommen. 


Was die Art der Mittheilung betrifft, fo hätte ich 
zwar vollftändigen wörtlihen Abdrud einem bloßen Auss 
zuge vorgezogen **), die Redaction jedoch glaubte aus Rüd- 


*) Indeſſen behalte ih mir. vor, eine Audwahl der allgemeiner 
intereffanten Berfügungen diefer Art fpäter gleichfalld mit« 
zutbeilen. _ 

«) Mie leicht ein bloßer Auszug irre führen fann, zeigt daB legte 
der in den Jahrbüchern (II. ©. 37. 38.) mitgetheilten Nor» _ 
malien (vom 31. Auguſt 1824). Der Erlaß des Kol. Juſtiz⸗ 
Minifteriums bezieht fih nämlich 1) nur auf einen vorgeleges 
nen einzelnen Fall, 2) hatte das öfterreichifche Gericht bemerft, 
daß nach dortigen Gefegen (öfter. & B. über Verbrechen 

.$. 529. u. G B. über ſchwere Polizei-llebertretungen $. 447.) 
‚ Zeugen, die vom Taglohne leben, und wegen der Vor: 
ladung zu Gericht den Verdienft entbehren müffen, nad amt: 
licher Beglaubigung diefed Umftanded der gewöhnliche Taglohn 

— zu erſetzen fey, was auch im.gegebenen Falle. gefhah; end— 
lich 3) fpricht das Schreiben ded Land« Gerichts. Feldkirch, wel⸗ 

Monatfchr. f. d. Juſtijpfl. IL. Bd 3. Moth. 24 


ficht auf daB Intereffe der Mehrzahl der Lefer bei der. bie» 
durch nothmendig ‚werdenden Raum-Erſpanniß nur Auszüge 
aufnehmen zu können. Indeſſen :ift bei dieſen, was Die 
eigentliche Berfügung betrifft, der Wortlaut und bie 
Wortftellung möglichft beibehalten; die Gründe der Bers 
fügung find, wo es irgend von Intereffe zu ſeyn fehien, in 
den Anmerkungen angeführt, melde: zugleich verfhiedene 
Bemerkungen über big mitgetheilten Berfügungen ent: 
halten. Die Zufammenftelung nach der Zeitſolge ſchien 
theils wegen der Anfnüpfung an die Jahrbücher, theils we⸗ 
gen der Anknupfung fpäter noch erfcheinender Verfügungen 
die zweckmäßigere zu. ſeyn, zumal, da ‘ein von der. Redacs 
tion beabfichtigteß genaues Regifter über alle in der 
Monatfchrift fomohl, als auch in den Jahrbüchern enthal- 
tenen Normalien die Vortheile fuftematifcher Anordnung den- 
no gewähren dürfte. Die Abkürzungen bedeuten: „JME.“ 
Erlaß des Königl. ZuftizeMinifteriums, „OTE.“ Erlaß des 
(Sriminal:Senats des) Königl, Ober-Tribunald, „OTB.“ 
Beſchluß deſſelben, „IV. — Jabrbuͤcher, „BD.“ Verordnung. 


i. en 
ame. vom 10. September 1824. 

Da nad Art. 60. des Straf-Edictd vom 17. Juli 1824 
nur ſolche Urtheile, deren Gegenftand eine zmanzigjäbrige 
Zuchthaus: oder noch höhere Strafe ift, dem Königl. Ober: 
Tribunale zur Revifion vorzulegen find, fo find hiedurch 
alle, andern Erkenntniſſe (3. B. auf Dienft- Entſetzung von 
Staatds Dienern höherer Eategorie) von der Revifion 
ausgefhloffen. (vergl. IB. J. 416). 

2. 
IJME. vom 6, Detober 1824, 

Nach h. Entſchließung vom 4. October 1824 ſind die 
—— welche Straf⸗Erkenntniſſe von Amts⸗ 

ches den Erlaß zur Folge hatte, nur von Eriminal⸗ Ver 


bandlungen und der Erlaß ſelbſt von Juſtiz - Behoörden, ohne 
der Eivib⸗Gerichte zu erwähnen. 


wegen zus Begnadigung vorzulegen. fenen, durch hat 
StrafsEdift nicht geändert, EB find demnach 

-  1-Revifiond:Erkenntniffe vor der Cröffnumg dur das 
Königl. Ober⸗Tribunal, 

1. Erkenntniſſe auf 10 — 2ojährige Freibeits- Strafe 
oder auf Entfehung, ‚Entlaffung oder Zurückſetzung eines 
Staats⸗Dieners höherer Categorie, 

4) im Falle des Recurſes von dem Königl. Ober⸗Tei⸗ 
bunale gleich nad Faͤllung des Recurs⸗Erkenntniſſes, 

2) im andern Falle nach eingetretener Rechtskraft von 
dem. betreffenden Kreis-Gerichtshofe, welchem ſogleich nach 
Eröffnung des Urtheils von der Erklärung des Angeſchul⸗ 
digten Anzeige zu erflatten ift, nebft den Entfcheidungs- 
Gründen und fammtlichen Akten dem Königl. Juſtiz⸗Mini⸗ 
fterium vorzulegen (vergl. IB. J. 417 und die IME, v. 
4. Des. 1824, 22. Jun. und 8. Dct. 1825, 8. Sept. 
und 1. Dec. 1827 und. K. BD. v. 5. April 1835) 9). . 

| 3. 06) 

IME. vom 25. November 1824. 
Vorſchriften über die Vornahme der gerichtsärztlichen 
Geſchäfte bei den ſtandesherrlichen Bezirks: 

Gerichten. 

1) Die halbjährige Vifitation der amtögericht: 
lien Gefängniffe gehört, wenn Fein nachzuweiſender 
Verhinderungs⸗ - Grund eintritt, zur amtlichen Obliegenheit 
des Oberamts-Arztes, und die durch das Viſitations-Ge⸗ 
ſchäft veranlaßten Reiſe⸗Koſten find dem betreffenden Rent: 
Amte zum Erfage zuzumeifen. Im Berhinderungsd = Falle . 
des Dberamtd = Arztes ift in der erwähnten Beziehung die 
Amts » Verweferei vorzugdmeife einem am Sitze ded Amts⸗ 
Gerichts wohnenden ausübenden und verpflichteten Arzte, 


9, Auf das Verfahren bei Erkenntniſſen wegen Wil der ei-Ver⸗ 
ſuchs (3%. I. 415) bat dieſe Verfügung feinen Einfluß. 
*). Der IZME. vom 6..Nov. 1824 ift bereits in die 3. IH. 


56. 57. aufgenommen. 
| | 34% 


„ur a 


wenn auch derſelbe in beſonderem Verhaͤltniſſe zu der Per— 
% des Standeöheren ftehen ſollte, zu übertragen. 

n° 9) Die Vornahme und Leitung der Legal: Infpecs 

tionen. und Sectionen liegt gleihfalld der Regel nach 
dem Oberamts⸗Arzte ob. In dringenden Faͤllen jedoch, in— 
Fleichen, ſo oft der Oberamts. ‚Arzt an der Uebernahme des 
Geſchäfts verhindert ift, kann hiezu der Unteramtd:Arzt, fo 
ange ein füldher vorhanden, oder ein anderer außübender 
Arzt fubftituirt und dabei auf den nädifien Ruͤckſicht ge: 
| nommen werden, 

" 3) Die auf die ärztliche Behandlung franfer 
Gefangener fich beziehenden Verrichtungen Fünnen einem 
am Sibe des Amts-Gerichts wohnenden geprüften und ver- 
pflichteten Arzte überlaffen werden, und es hat in feinem 
Falle der Oberamts-Arzt die dusfchließende Behandlung er: 
Frankter Gefangenet ald eine Befugniß anzufprechen. Hie— 
nach ift es Feinem Anftand unterworfen, daß, wenn die 
dießfällige Obliegenbeit des öffentlichen Arztes nicht in Ans 
fpruch genommen werden will, fen e8 auch nur zur Erfpa- 
rung der NeifesKoften diefes Beamten für die Kaffe, welche 
die Verpflegung der Gefangenen zu beftreiten hat, ein an 
dem Sitze des Amts-Gerichts befindlicher ausübender Arzt, 
mag, derfelbe ein drtlicher- ArmensArzt feyn oder nicht, und 
zwar in letzterem Falle’ gegen ein Wartgeld oder eine fon: 
fige Belohnung, falls er nicht auf folche freiwillig verzich- 
tet, mit den erwähnten Verrichtungen beauftragt werden 
koͤnne. Das Wartgeld oder die Belohnung hat in dem er: 
wähnten Falle die flandeöherrliche Rentkaſſe aushülfsmweife 
zu beftreiten, und verfteht es ſich biebei von felbft, daß 
den öffentlichen Bezirks-Arzte der Bezug ded Beitrags der 
Gemeinde zu feinem Gehalte jedenfalls unverkümmert bleibt. 

4) Die Befihtigung der Sträflinge endlich, 
rüchfichtlich ihrer Straf: Tüchtigfeit, gehört zwar an ſich zu 
den DVerrichtungen ded Oberamtö = Arztes ald Staatd =» Die: 
ners; es Fann jedoch, fo ferne die Regierung biebei nicht 
dad Intereſſe, wie bei Legal-Inſpectionen ac. hat, daß diefe 


509 . 


Berrichtung gerade durch den Oberamts⸗Arzt vorgenommen 
werde, zu Erfparung der .Reife-Koften und Befoͤrderung der 


Gefchäfte ein: anderer geprüfter und verpflichteter. Arzt um 


ſo mehr hiezu verpflichtet werden, als nach der Anſicht des 
Königl. Miniſteriums des Innern durch daB Geſetzt vom 
17. Juli 1824 (Regierungs⸗Blatt ©. 535). die Oberamts⸗ 
Aerzte zu unentgeldlicher Vornahme jener Verrihtung vers 
pflichtet find... Daß im vorberührten Falle die Belohnung 


eines anderwärtig gewählten Arztes der Kaffe obliege, welche . 
die Gerichtö =» Koften zu beftreiten. bat, verftebt fih wohl . 
ee —* 


von ſelbſt. 
—— 
4. 
IME. vom 24. November 1824. Ä 
Die Verfügung des Königl. Minifteriums des Innern 


vom 6. Juni 4814, Punkt 15. (Regierungs-Blatt ©. 294), 


die Erhaltung der Reinlichfeit in den Gefängniffen 
und bei den Gefangenen betreffend, fo wie die Verfügung 
2 Koͤnigl. Minifterien der Juftiz und ded Innern vom 

Dctober 1820, Punft 6. (Regierungs = Blatt ©. 523), 
in —58* der Bekleidung der — a 
aenau zu befolgen. 


5. 
IME. vom 1. December 1824. 

Nachdem durch Art. 28. ded Straf-Ediftd für körper— 
liche Züchtigung die Zahl von 50 Streichen als Marimum 
feftgefest und in fo weit die früher auf Entweihung 
der Feſtungs— Sträflinge geſetzte Strafe von 80 Strei: 
hen abgeändert worden ift, : find vermöge b. Entſchließung 
vom 29. November 1824 Erkenntniſſe der letzten Art nicht 
mehr, wie früher, zum Behufe etwaiger Milderung noth⸗ 


* 


wendig von Amtswegen vorzulegen (vergl. GB. I. 106. 


262. II. 283.). 


9), Bergl, IME. vom 2. September 1826. 
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DIE. vom 1. December 1824 °). — 

Griäuterungen des Straf⸗Recurs⸗Geſedes vom 
26. Juni 1621 betreffend. 

1. Was die Suspenfion eines Öffentlichen Dieners 
vom Amte betrifft, fo iſt 

4) ein Recurs dagegen nicht mehr zulaͤſſig. 

2) Der früher beſtandene Unterſchied zwiſchen der rich⸗ 
terlichen Suspenſion cum et sine effsctu (mit und ohne 
Gehalts⸗Verluſt) ift gänzlich aufgehoben, 

5) Einem Erfenntnig I. Inftanz auf Entfegung oder 
Entlaffung eines zuvor fuspendirten Dienerd Fann bei ere 
griffenem Recurfe nicht die Folge gegeben werden, daß ihm 
in der Zwifchengeit Hi zu Fällung ded Erfenntniffes in I. 
Inſtanz fein Uber den Abzug der Amts-Verweſerei⸗Koſten 
bleibender Gehaltstheil entzogen werde), 

4) Diefer fortgefepte Genuß unterliegt auch nicht der 
Bedingung des Wiedererſathzes ſür den Fall einer Sepätie 
gung des Erfenntniffes. | 

5) Einem Erfenntniffe J. San auf Dienſi⸗ Entfer⸗ 
‚nung kommt an ſich die Wirkung einer Suspenfi on nicht 
zu, weshalb 

6) letztere ſtets vor Eröffnung des — beſon⸗ 
ders zu verfügen iſt. 

U. Das Rechtsmittel des Recurſes findet Statt ges 
gen Be nicht Bau freiſprechende Erkenntniß ese). 


©. Suppleineit: Band zum Regierungd » Blatt S. 23 — 26. 

Hiemit ift zu vergleichen: DTE. vom 26. San. 1822 (FB. 
U, 5.), IME. vom 8. Det.:1825 und befonderd der umfaf- 
fende DIE. vom 30. Jun. 1837. 

*) Vers. IME. v. 8. Det. 1825. 

ver) Bergl. OE. v. 30. Mai 1827. — Daß Gefes —— nur 
der verurtheilenden und der von der Inſtanz entbin— 
denden Erkenntniſſe, und drückt ſich hiebei exeluſiv aus („die⸗ 
ſes Rechtsmittel findet nur Statt““); eine Außdehnung auf 
Diejenigen Erfenntniffe , welche bloßes Beruhen deB Verdachts 


' | Sn 
- IE. Die Beſtimmung in Nro 5. $. 9. des Recurs⸗ 
Geſetzes Über die Zuläffigkeit des Mecurfed gegen jebe rich" 
terlihe Verfügung, in deren Folge der Angefchuldigte in 
Ausübung feiner ftaatöbürgerlihen Wahlrechte gehindert 
wird, gilt nur für den Ball, wo berfelbe in der Aus— 
übung diefer aktiven oder paffi iven Wahlrechte begrif: 
fen ift®) . 
TV. Die in $. 3. deB Recurd- Geſehes genannten drit— 
tem Perſonen find zwar ohne Vollmacht des Angefchuldigs 
ten und felbft ohne fein Wiffen, niemald aber gegen 
feinen ausdrüdlih erklärten Willen den Recurs geltend zu 
machen befugt. ! | 
7. | er 
SME. vom 3. December 1824. J 
In den von dem Königl. Juſtiz-Miniſterium zur Er— 
ledigung empfohlenen Eriminalfällen iſt die Anzeige, 


audfprechen, ſcheint daher, obaleih von dem Gerichtögehrauche 
allgemein für zwläßig erfannt, fih formell nit rechtfertigen 
su laſſen, zumal, da. die Motive des Gefeged zu Begründung 
. ber Geftattung des Recurſes bei Entbindung von der Inſtanz 
anführen, daß es genügend befannt fey, „welche nachtheilige 
rehtlihe Wirkungen mit der bloßen Eatlaffung von der Ins 
ftanz , im Gegenſatze ber gänzlihen Freiſprechung, berbunden 
find’! (Nerbandlungen in der Kammer der Abgeordneten: 1821, 
Beil. ©. 660) ,: während das Beruhenlaffen bed Verdachts 
zwar thatfählihe, aber nicht rechtliche Nachtheile zur Folge 
haben kann. | 
*) Die Motive (a. a. O. ©. 659) beflimmen diefed genauer ba: 
“Pin: der -Recurd fey zuläßig „gegen einen gerichtlichen Be- 
ſchluß, welcher den Verluſt der ſtaatsbürgerlichen Wahlrechte 
nah den Beſtimmungen der Verfaffungd » Urtunde nach ſich 
zieht, ed mag der Angefchuldigte dadurch von Ausübung feines 
Recht, zu wählen, ober von der Fähigkeit, gewählt zu wer: 
den, bei einer in dem betreffenden Zeitpunfte be 
dvorfiebenden oder abzubaltenden Wahl fändifcher 
Abgeordneten außgefchloffen werden, oder nad) bereit? auf ihn 
gefallener Wahl zum Außtritte verbunden ſeyn.“ 
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daß das Erkenntniß ergangen ſey, in der: Regel erſt nach 
Einlauf der ‚Eröffnungs s Anzeige :mit der Bemerkung, ob 
8 in er mn. ober nicht, zu erſtatten. 


8. 
 gime. vom 4. December 41824. | 
Alle Erlaſſe und namentlich öffentliche Vo A as 
dungen der Gerichtöftellen. find von den Gerichts-Vorſtän—⸗— 
den, .beziehungdmeife deren geſetzlichen Stellvertretern, zu 
unterzeichnen. 


9. 
DTE. vom 25. Januar 1825. 

Für die Ausfertigung der ——— 
in Criminal⸗Sachen darf Beine Abfhrift-Gebühr an— 
gerechnet werben. 

10. 
IME. vom 18. Januar 1825.- 

Wenn ärztliche oder wundärztlihe Koſten-Zet— 
tel dem Kreis: Medicinal:Rathe zur Prüfung mit: 
getheilt werden, fo bat diefed nach dem Wunfche ded Königl. 
Minifteriumd des Innern unmittelbar, ohne Dazmwifchens 
kunft der Kreid» Regierung *), zu gefchehen. Sollten fich 
bei dein Gutachten des Medicinal:Rath8 Anftände ergeben, 
fo ift von folchen zu weiterer Einleitung Anzeige an daB 
Königl, Zuftize Minifterium zu erftatten. 


411. Ä 
DIE. vom 26. Februar 1825. 
Seine Königlihe Majeftät haben ſich binfichtlih der 
Frage: ob die Altern gegen Jauner erlaffenen, in Würt—⸗ 


*) Auf gleihe Weife wird auch in andern Fällen, z. B. wenn 
ed fih nicht der Mühe verlohnt, ein Gutachten der höhern 
mediciniſchen GCollegien einzuholen , mit dem Kreid-Medicinal- 
Rathe unmittelbar communicirt. DVergl. auch Criminal = Ge: 

. bübrenordnung von 1826 $, 31. (Regierung? : Blatt.©. 502 
und 503). 
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temberg ausdrüclich recipirten Kreid.: Patente, namentlich 
vom Jahr 1718 und 1751), noch für gültig und. demnad) 
auch die durch jene. Geſetze gegen Jauner beftimmte To⸗ 
desſtrafe für begründet zu achten ſey, mit ber Anficht 
des Koͤnigl. Ober Tribunald einverftanden erklärt, wornach 
jene Geſetze nicht ald durchgreifend aufgehoben zu betrachs 
ten “find, jedoch. nach dem Gerihtd-Gebrauce ‚eine verbind: 
liche Beſchränkung bderfelben auf die ſchwerſten Bälle der 
Jaunerei ſich ergibt, und eine um fo genauere Prüfung der 
in. dem Gefebe zum Theil etwas unbeftimmt. angedeuteten 
Bedingungen ‚der Anwendung der Todeöftrafe gegen derlei 
‚Verbrecher erforderlich iſt, wozu namentlich die organifirte 
Verbindung folder Jauner unter einem Oberhaupte und 
die ausdrückliche Vereinigung der Bande auf Leib und Les 
ben gebört *®). 

(Fortſetzung folgt.) 
*%) Gerſtlacher II. ©. 78, 91. 
**) Die „ihre ganze Lebendart durch eine verdammliche Ver⸗ 
bindniß dahin richten, ihren Nächſten an Hab und Gut, 


auch Leib und Leben boshafter Weiſe ai und zu 
beleidigen.’ Gerſtlacher II. ©. 80. 





Ad VL 
Correfpondenz- - Artikel. 


1) Etwas über die Minne- Gerichte des Mlittel- 
Alters. 
(Bon dem Nedacteur.) | 
Dad Inſtitut der im Mittelalter in Sranfreich beftan« 

denen Minneböfe, auch unter dem Namen Gerichtshöfe 
der Liebe vorkommend, iſt im Allgemeinen etwas wohl 
Bekanntes ). Sie fallen in die Zeit vom 12ten bis A6ten 
Jahrhundert (ein fpäterer Fall der Zufammenfepung eined 


H Vergl. Schiller, Jungfrau von. Orleans J. Aufz 2r Auftr: 
„Gegründet hat er einen Liebebhof ie.“ * 
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ſolchen Gerichts unter Ludwig HIV. wird init Gründen 
für ein’ bloßes dem Inſtitut der Minnehdfe nachgebildetes 
Hoffeft erflärt) und- traten zuerft in der Prodence in das 
Reben. - Sie werden gewöhnlich als Gerichte bezeichnet, 
welche aus Nittern, Dichtern und Damen zufammengefeßt 
geweſen ſeyn und über Fragen der Liebe und Streitigkeiten 
von Liebenden Audfprüche (arr&ts d’amours) ertheilt haben. 
+ Nach den allgemeinen Notizen, welche man bierliber 
gewöhnlich Liedt, erfcheint die Sache mehr ald eine bloße 
Spielerei, welche nichts beſonders Auffallendes darbietet. 
Bernimmt man nun aber das Nähere von dieſen Minne⸗ 
Höfen und ihrem Verfahren, fo: glaube man in der That, 
eine Fabel vor ſich zu haben. | 

Eimer vollftändigen Behandlung. diefes: Gegenſtands iſt 
eine im Jahr 1821 erſchienene Schrift Kr 

Die Minnehöfe des Mittelalter und ihre Entfepeidun- 

gen und Audfprüdhe. Ein Beitrag zur Geſchichte 
des Ritterwefend umd ber ——— 
ſchaft in 248 Seiten kl. ‘6. 

gewidmet, 

E83 dürfte vielleicht den Lefern der gegenivärtigen Zeits 
fohrift eine angenehme Unterhaltung gewähren, etwas Nä⸗ 
bereö über diefen Gegenſtand zu leſen. 

Der Urfprung der Minnehöfe. ift entfchieden. von dem 
Mittertbum und dem Treiben der Troubadours abzuleiten. 
Dan zählte in Frankreich eilf verfhiedene Minnehöfes, Da: 
men aus den edelften Geſchlechtern führten den Borfis. 
Ob die Minnehöfe auch außer Franfreih, namentlich in 
Neapel beftanden, liegt im Streit, Die Minnehöfe follen 
anfänglih nur aus Damen beftanden, fpäter aber auch 
Nitter in folchen Sitz erhalten haben. Diefelben. erhielten 
nad) und nach eine den bürgerlichen Gerichten ähnliche Ver: 
faffung. Ihre Competeng wird für eine blos vertragdmäs 
Bige gehalten ; über ihre Erecutiond:Gewalt und indbefons 
dere ob ihnen wirklich ernſtliche Zwangs⸗ und Strafmittel 
zu Gebot ftanden, ift man nicht ganz im Klaren. Es be» 
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fand ein eigenes aus Sentenzen tiber Salanterie. und Ninnt 
sufaınmengefepted Geſehbuch der Minne, 

Man darf ſich aber, wie ſich dieß ſchon aus * Zur 
fammenbang diefer Minnehöfe mit dem Nitterthum und 
Troubadour⸗Weſen ergibt, nicht die Idee machen, dag bloß 
eigentliche Liebesbändel Gegenftand des Treibens derfelben 
gewefen: wären; ihre Richtung war allgemein der Sache der 
Galanterie gewidmet, und fo konnten aud Berheirathete in 
derartigen Verbältniſſen ftehben. Das Ganze bildete übri⸗ 
gend ein feltfames Gemifch von: Scherz und Ernft, welches 
fi nur dann begreifen läßt, wenn man bedenft, nie oft «8 
vorkommt, daß überhaupt die Menfchen in einzelnen Zeit: 
Perioden fih mit. dem größten Ernft Ueberzeugangen und 
- Bemühungen bingeben, welche eine fpätere Zeit bei gänzs 
lid veränderten Verhältniffen und Anfichten ald Verirrun⸗ 
gen des Verftandes und als u verlacht oder ver⸗ 
dammt. 

So wurden in bieſen Minne· Hofen Fragen — 
fen und mit größter Subtilität behandelt, welche man bei 
uns felbft bei Kinderfpielen fir alberne Poffen: erflären 
würde. So 3. B. ftellte man. die Fragen: ob man in ei— 
nem Minnehandel eine Verlegung über die Hälfte erfahren 
babe, ob die Erben eines verftörbenen Minnenden nach Erb» 
recht Anfpruh auf die > Bezengungen einer Dame 
haben und dergl. 

Doc daB befte Bild von der Sache geben * Rechts: 
fälle, welche vor Minne⸗Höfen verhandelt und nn 
wurden, welche bier ausgehoben werden, 

T. 

Bor dem Maire des boys verds fahd ein Proceß zwi» 
fhen einen Minnenden und feiner Dame ſtatt. Und zwar 
wegen eines grünen Kleides, indem fi die Dame ber. 
ſchwerte, daß der Verklagte ihr daB Kleid auf eine fo un: 
befonnene Weife geküßt babe, daß fie zu Boden gefallen 
fer, und daß ſich folchergeftaft dab Kleid dermaßen verfco: 
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ben ,: daß man einen Zipfel ihres Unterkleides ‚habe fehen -- 
Fönnen. Die Klägerin bat: daher, dem Verklagten zu ver⸗ 
bieten, .fie nie ohne. ihre Erlaubniß anzurühren „ und ihr 
anzubalten,-ihe Abbitte zu thun. Ferner ihm zu. verbieten, . 
daß er auf Feine Weife ihr. nahe. Fomme, noch ſich ohne - 
ihre Erlaubniß ihre nähere, oder folched: cher thue,. biß fie . 
ihn rufe. Durch das Erfenntniß, welches. folchergeftalt auf . 
den Antrag der Dame abgelaffen war, hielt fi) der Ver⸗ 
Flagte befchwert ; er appellirte daher an diefen Minne-Hof, 
und. diefer nahm die Sache an und erfannte, daß recht. ents 
fchieden und übel appellirt-fey, der Appellant auch in eine 
Geldbuße und in die Koſten der Appellations = Inftanz mit - 
Vorbehalt richterlicher Feſtſetzung zu verurtheilen fey.- 


U. 


Ueber die Feftfehung einer Koften: Rechnung zu dem 
Betrage von 19, Liv. 3 Sols 6 Den, Parif., welchen zwei 
Käthe eined Minne = Hofed einer jungen Dame zuerfannt 
batten, die folhe auf einer Pilgrimfchaft, welche fie zum. 
Beften ihres Franken Geliebten mit bloßen Füßen unternom= 
men, zum Ankauf von Rosmarin und Arzneien zum Be⸗— 
buf feiner ‚Genefung veraudgabt hatte, appellirte jener an 
diefen Minne= Hof, Dieſer nahm die Sache an und Ein- - 
fiht von der Koften- Rechnung, und entfchied hierauf, daß . 
von jenen Räthen mwohlgefprochen und übel appellirt fey, - 
der Appellant mithin in eine Geldbuße und die Koften der 
Appellations⸗Inſtanz, mit Vorbehalt ne Feftfesung 
zu verurtheilen ſey. 


| IH. 


. Serner Fam in dem Minne: Hofe ein anderer Proceß 
zwifchen :einem Minnenden , ald Appellanten, gegen - feine. 
Dame, .ald Appellatin, wegen, Weigerung eined Geſchenks 
vor.. Und trug. der Appellant vor: Er wünfche nichts mehr, 
als die Gemogenheit der Dame zu erhalten, und -daß_ fie 
fih . feiner - erinnere. Deshalb habe er die, Abfiht gebabt, 
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ihr am! verwichenen Neujahrs⸗Tage ein moͤglichſt ſchönes 
Halstuch zu ſchenken, in welches fein Name nebſt einem 
goldenen Herzen-eingewebt gemefen. Als er nun diefes ihr 
überreicht, habe fie daffelbe verfhmäht und: nicht annehmen 
“wollen. Sa, was noch ſchlimmer fey, fo babe fie ihm: ges 
genwärtig alle frühere Gewogenheit entzogen. 

Er wolle alfo bitten, daß der Minne-Hof jene Verweis 
gerung für ungegründet erfläre, wenigftens ihn proviforifch 
wieder in den Beſitz der frühern Gewogenheit einmeife. — 
Die Appellatin bemerkte dagegen, daß fie ein Recht gehabt 
babe, dein Appellanten Falt zu begegnen, indem er dad be: 
fagte Gefchen? angeboten. Denn wenn fie felbiged ange» 
nommen hätte, fo würde fie ihre Minne offenbart haben ; 
da fie aber hiezu Feine Neigung fühle, fo habe fie mit Recht 
diefed Gefchenf ablehnen dürfen. Sie wolle daher bitten, 
den Appellanten mit feiner Appellation abzumeifen. Was 
deffen proviforifchen Antrag betreffe, fo Fünne derfelbe ‚gar 
nicht Statt finden, denn einem folchen Liebhaber, der feine 
Dame beleidige, wäre fie Feine Gewogenheit fehuldig.. Der 
Appellant ermwiederte bierauf: in ſolchen Angelegenheiten 
müffe man nicht fo fehr auf das Geſchenk fehen, als auf 
die Abficht des Geberd. Nun betbeure er aber hoch und 
theuer, daß er nicht die Abficht gehabt habe, die die Appel- 
latin feinem Geſchenke unterlege, fondern blos aus Liebe zu 
ihr diefes Tuch ihr babe ſchenken wollen, und zwar deshalb, 
daß fie fich feiner erinnere, wenn fie dad Tuch umfchlagen 
würde, Er wolle lieber fterben, ald ihr mißfallen, und 
wolle er ihr lieber ein andered Geſchenk, dad fie verlangen 
‚möge, machen: bitte fie endlich demüthig um Verzeihung, 
wenn er fie beleidigt habe. — Die Appellatin antwortete 
fodann: Die eigenen Anführungen ded Appellanten ergäben 
e8, wie fehr er gefehlt babe. Gerade um Andern ein Bei— 
fpiel zu geben, habe fie nicht anders handeln ut als 
ſie gehandelt habe. 

Nachdem nun die Partheien angehört warem, — 
der Minne⸗Hof nach ſorgfältig gepflogener Berathung, daß 
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die: Weigerung der Appellatin wohl begründet und ihr Vers 
fahren zu billigen fey, daß daher von dem Appellanten uͤbel 
appellirt worden, und er in die Geldbuße und die Koften 
der Appellationds Inflanz zu verurtheilen fey. Auch wurde 
das Gefchen? für nicht annehmbar erklärt, und allen Min 
nenden bei willkührlicher Geldbuße und bei Vermeidung. des 
Unwillens des Minnes Hofd verboten, megen bergleichen | 
— ihre Damen vor Gericht laden zu * 

(GSortſetzung folgt.) 

( 


2) Etwas i über Diebflähle an Bausthieren. 
Eingeſendet.) 
Kürzlich geſchah es, daß bei einem Bezirks⸗ Gerichte 
durch ein ſonderbares Zuſammentreffen zwei Angeſchuldigte 
in demſelben Gefaͤngniſſe verhaftet ſaßen, von welchen der 
eine des Diebſtahls eines Hundes, der andere des Dieb⸗ 
ſtahls einer Katze angeklagt war. 
Drer Erſtere hatte nämlich ‚mitten in einem Dorfe bei 
hellem Tage den Hund durch Streiheln und Loden weg⸗ 
geführt, was gegen den Inquiſi iten, welcher behauptete, der 
Hund fey ihn von freien Stüden nachgelaufen , mehrere 
Zeugen beftätigten, mogegen bei dem Zweiten nur ein Zeuge 
gefeben hatte, wie er in dem Hofe eines Privathaufes eine 
Kabe unter feinen Rod ſteckte, was derſelbe beharrlich in Ab⸗ 
rede zog und geltend machte, er babe keine Katze, ſondern 
einen ihm zu Boden gefallenen Pelzhandſchuh zu ſich geſteckt. 
Beide waren ſchon früher mehrmals wegen Diebftahls 
beftraft worden, und e8 war deshalb von erheblichem Sn: 
tereſſe, ob fie des Diebftahls ſchuldig erkannt werden 
koönnen. Ban war nun von Seiten der Unterfuchungs= 
Behörde nicht ganz ohne Zweifel über die Subſumtion. 
Einmal find Hunde und Kapen, beſonders aber letztere, 
häufig ohne eigentlihen Marktwerth *), man Fönnte fagen, 


*) Was wir neuerlich in öffentlichen Blättern von dem Gebrauche, 
welchen die Reſtaurateurs in Paris von Katzen machen, laſen, 
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fie feyen gewiffermaßen extra commereinm, ‚bloße Gegen⸗ 
ftände der Liebhaberei, und ed Fonnte deshalb dad Vorhan⸗ 
denfepn des animus luori faciendi, fo wie. in gewiſſem 
Betracht felbft der dohus in Zweifel geſtellt werden. .. Hebers 
dies aber -verbält es ſich mit der Befig- Trage bei ſolchen 
Thieren ganz. eigen. Die Beſitz⸗ Ergreifung ‚von Hunden 
gefchiebt in der. Regel nicht‘ mittelſt eigenslicher koͤrperlicher 
Ergreifung, ſondern durch eine Art Liſt — durch Locken, 
Was die Katzen betrifft, ſo iſt bekannt, daß auch die Haus⸗ 
- Fahe meiſt in einem halbwilden Zuftande lebt, fie iſt felten. 
ausfhließlih an -dad Haus des Eigenthümers attadhirt, 
fondern befucht gewöhnlich mehrere Häufer, fo wie das be= 
nachbarte Feld, bleibt ‚oft Jängere Zeit auß, und. der, mel 
cher fih als Eigenthümer anfieht, Tann regelmäßig nicht 
über fie verfügen, | 

Allein fhon dad Unterfuchungd: Gericht befeitigte ſich 
alle dieſe Zweifel, leitete Diebſtahls-Proceſſe ein *), und 
der betreffende Königl. Kreis-Gerichts :Hof erkannte ben 
Hunde» Dieb eined wiederholten Diebftahld fhuldig, nahm 
auch bei der Katze einen Diebſtahl an, und ließ nur wegen 
mangelnden Beweiſes den Verdacht beruhen. 

Eine andere zweifelhafte Nuance der Beſih⸗Ergreifung 





kommt. bei und noch nicht fo allgemein vor. Allein immerhin 
iſt auch bei und der Pelz der Kage der Regel nad verfäuflich, 
md darin befieht bei und die Induſtrie der Rasen = Diebe, 
deren es eigentlich gewerbsmäßige giebt. s | 
5) Bei der Unterfuchung fand jedoch, obgleih bei dem Kayen 
—Diebſtahl der Inquiſit und der Zeuge fogar über dad Dieb+ 
ftahl3objeft im Widerſpruch waren, eine Recognition. und Err 
perten⸗Taxation des Hunded ‚und ber Katze nicht Statt, 
wie denn auch dieſelben gar nicht zu Gerichtd:Handen gebracht 
worden waren, ohne Zweifel, weil die einliefernden Behörden 
befürdpteten, es möchte hiedurch eine Störung im Gerichts⸗ 
Locale herbeigeführt werden, welche übrigens bei einem Zuſam⸗ 
mentreffen des Hundes und der Katze zu einer unterhaltenden 
hätte werden fönnen. 


bei einem Diebftahl ergab fich kurz darauf bei ·demſelben 
Bezirks-Gerichte. 

Von Perſonen, welche ſich mit Geflügel + Diebftählen 
abgaben, wurde eine betreten, als fie einen Zug Enten: be= 
reitd weit aud dem Bereich der Gewahrfam des Eigen- 
thuͤmers weg — und ziemlich in Sicherheit gebracht hatte. 
Bon diefen Enten hatte fie bloß eine in der Schürze, die 
übrigen befanden ficy in ihrer Umgebung auf dem Boden. 
Nach ihrer Verficherung hatte fie bloß die eine in ihrer 
Schürze befindliche Ente ergriffen, die übrigen waren dies 
fer fo mweggetragenen von felbft nachgelaufen. 

Die Abſicht, auch diefe weitere Enten zu nehmen und 
für fich zu behalten, konnte wohl als ermwiefen angenommen 
werden. 

Auch bier ſchien sweifelbaft, ob hinſi chtlich der nach⸗ 
gelaufenen Enten eine ſolche Beſitz-Ergreifung angenommen 
werden kann, wie ſie beim Begriff des Diebſtahls voraus⸗ 
geſetzt wird. 





3) Canzlei· Curioſa aus dem vorigen Jahrhundert. 

— (Eingeſendet.) 

1) Das Herzoglich X..ſche Raths-Collegium erließ 
im Jahr 1704 an Specialis und Vogt zu B. Folgendes: 

„Wir haben in Erfahrung gebracht, daß ein Schneider 
„aus B. unlängft eine Reife nah Mainz gemacht habe, 
„auf dem Rückwege bei Oppenheim. von einem Sturme in 
„die Höhe gehoben und bis Ilsfeld in der Luft fortgetra- 
„gen worden fey. Wir geben euch gnädigft auf, bierüber 
„dad Nähere zu berichten.‘ 

Das gemeinfchaftlihe Amt ‚berichtete, daß ihm meder 
von der Sache felbft, noch von einem diesfalfigen Gerüchte 
etwad befannt fey. — Weil der Erlaß auch an den Spe- 
cialis gerichtet war, fo fcheint da8 damalige Collegium die 
Luftreiſe des Schneiders für eine causa spiritualis gehalten 
zu haben. 
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2) Schloß und Amt 9..... waren bis zum Jahr 1795, 
wo es außdftarb, im Beſitze des Fürftlih H...fchen Haufes: 


Sn den 1780r Jahren wurde.der Müller M. in 2.. bei der - . 


dortigen Fürftlihen Regierung von feinem Schwiegervater 
wegen Böllerei angeflagt umd Beide vorgeladen. Der Müle 
ler erklärte Anfangs, daß er mit weniger ald ſechs Maas 
Mein per Tag nicht ausreiche, während ihm,der Schmwies 
gervater nur zwei täglich geftatten wollte. Endlich vereis 
nigten fi) Beide unter Vermittlung der Fürftlichen Regie— 
rung dahin, daß:-der Müller täglich vier Maas trinken 
dürfe. Es wurde ein Protocol darüber aufgenommen, und 
dem Müller eine Abfchrift davon zugeftellt, welche er ftet8 
bei fih trug, fo oft er vor Amt berufen wurde. Er Fonnte 
ed fpäter nicht begreifen, daß fein H..ſches Trink» Patent 
von den nachherigen W.....fchen Beamten nicht mehr ho— 
norirt werden wollte. 





Adv. 
Literatur”) 


Kurze Anzeigen und Wotizen Über die neueſten 
literarifchen Erſcheinungen, ———— Beit- 
N 0 ſchriften. 
Von Herrn Rechts-Conſulent Strauß in Heilbronn.) 
1) Zeitſchrift für Civil-Recht und Proceß von Linde, 
Marezoll und Schröter Bd IL Heft 2. enthält: 

a) Bradenhöft in Kiel, über den Begriff und die Eintheis 

lung bed Klage-Grunds. 

b) Vermehren zu Hildburghaufen, über die dur Zurüdgabe - 
der Schuld Urkunde angeblich begründete Recht » Bermus 
thung gefhebener Zahlung. | 

Der Verfaffer achtet die Annahme einer praesumtio 

juris für die Zahlung im angegebenen Falle für unſtatthaft 


9 Vorſtehende Anzeigen wurden miätgetheilt, nachdem die Rubrik 
VI. bereits unter der Preſſe war. 
Monatfchr. f. d. Juſtizpfi. IL. Bd. 3. Abth. 8 


und findet in derfelben möglicher Weiſe nur eine f. g. prae- 
sumtia hominis,; melde, um zu einem vollfländigen Bes 
weis: zu führen, noch. weiterer Unterflügungs- Momente bes 
dürfe und in der Regel zu einem notbwendigen Eide führe. 

e) Heimbach in Leipzig, über die gedoppelte Bedeutung des 


Begriffd: in factum actio nebft einigen Bemerkungen über 
die actio praescriptis verbis. 


2) Bon den fritifchen Jahrbüchern für deutfche ic, 
Wiffenfhaft von Dr. A. L. Richter gibt dad zweite Fe= 
bruarheft 

a) Recenſionen u. a. über die Sqriften und Aufſätze von 

Curtius, Handbuch des im Königreich Sachſen geltenden 
Erbrechtz, vorm. von Ph. H. F. Hänßel. 

Marezoll, über dare, facere et praestare in Bd X. 2. 
der oben erwähnten Zeitfhrift für Civilrecht und Procef. 

Gärtner zu Greiföwalde, finium culpae in criminal. 
regundorum prolusio. 

‚Dr. Th., der Beweis dur den Haupt:Eid im Sflerreici. 
fhen Civil-Proceß. 

b) Gedrängte Inhalts-⸗Anzeigen 

4) über Bd 20. H 3. ded Archivs, für civilififhe Praxis, 

2) über Koch fchlefifched Archiv für die praftifhe Rechts— 
Wiſſenſchaft, welch — — bedeutende Aub⸗ 
beute gewährt. 


5) Band 4. Abth. 2. der Annalen der deutſchen und 
ausländifchen Criminal:Rechtöpflege, begründet von Hitzig, 
fortgefest von Demme und Klunge, gibt neben den 

a) Kortfesungen der kritiſchen Bemerkungen über den badifchen 
Straf-Gefesbuhd-Entwurf yon Abegg; 

b) der Mittheilung eined, manded Eigenthümliche darbietenden 

Injurien⸗Proceſſes aus Livland ;. 

e) einer Erörterung über dad Königl. preufifche Gefeg vom 11. 
Suni 1857 zum Schug des Eigenthumd an Werfen der 
Wiſſenſchaft und Kunft; 

d): einem Beitrage zur Xehre über Injurien ve Säriftfteller 
auf die Grundlage eined Gutachtens ber Heidelberger Jurig 
ftenfaeultät (aud Frankfurt); ° 

e) dem Fall der. Beftrafung eines Taubfiummen. wegen großen 
DmER (aud Neuwied) ; 
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f) Mittheilungen über die Fortſchritte im Strafrechts-Verfahren 
in der Schweiz; — 
g) einen außführlihen Bericht des Königl. preußifhen Kammer⸗ 
Gerichts an dad Königl. Juſtiz-Miniſterium in der Unter 
ſuchungsſache wider die Ehefrau ded Taglöhnerd Menzior, 
Margarethe, geb. Schröder, aus der Rhein-Provinz, wegen 
Tödtung ihres angeblid im Ehebrucd erzeugten Kindes. 
Er ift hauptſächlich durch Erörterungen über den obs 
jeftiven Thatbeftand des Verbrechens intereffant, indem in 
ibn, während das Urtheil der Geſchworenen dad Verbrechen 
für confummirt erkannt hatte, der Mangel eines ſolchen 
Beweiſes dargethan wird. | 
h) Aus Sadfen ift von Hofrath u. Profeffor Dr. —— 
ein Gutachten der Leipziger mediciniſchen Faculät mitge— 
theilt, betreffend Tödtung nicht (nad) gerichtsärztlicher Bes 
hauptung) aus Wahnſinn oder aus Geiſtesſtörung, fondern 
aus tiefem Groll und Trieb nach Rache. 
Ihm ſchließt ſich 


i) ein Aufſatz über die Lehre von Seelen-Stbrungen an, einer 


lateinifhen Rede: „de principio imputationis alienatio- . 


num mentis in jure criminali recte constituendo“ ent» 
nommen, weldhe Geheimer-Rath Mittermaier beim Ans 
tritt ded Prorectoratd in Heidelberg gehalten bat. 
Ein Ertra = Heft if 
Beiträgen zur Kritik ded Entwurfs eined Straf: Gefeg- Buchs 
für Württemberg von Dr. F. F. v. Preuffden, herzogl. 
Naſſauiſchem Hof-Gerichts-Aſſeſſor, 
gewidmet, deren früheres Erſcheinen, ehe die Berathuͤng 
über dad Straf-Geſetz-Buch beinahe ihr Ende erreicht, 
wuͤnſchenswerth gemefen wäre, 
Gleiche Bemerkung gilt 
4) der fo eben erft erfchienenen dritten Abtheilung ber 
Grörterungen über den fo eben bemerften Entwurf von 
Ober-Juſtiz-Rath Knapp, enthaltend | 
Bemerkungen über den Bericht der Commiſſi ion der Kammer 
der Abgeordneten. 
5) Die in Berlim herauskommende literarifche Zeitung 
enthält ©. 95 eine begutachtende Anzeige: über 
Reyſcher, daB gefammte württembergifehe Privat⸗Recht. 
35° 


524 
6) Die Pritifche Zeitfhrift für Rechtswiſſenſchaft und 
Gefebgebung des Auslands, Bd X. Heft 2., gibt folgende. 
Aufſätze: | 
a) Dad neue niederländifche- Geſebbuch über die Straf-Procef- 
Drönung von Dr. Affer. 

b) Die neueften Fortfchritte der ER in Eng* 
land von Mittermaier. 

e) Ueber Militär - Zuftiz von Hof:Berichtd-Ratb Sommer in 
Mannheim. 

d) Darftellung der Befugniffe der Munieipal-Gewalt in Frank⸗ 
reich von Dr. Reuter in Straßburg. 

e) Das neueſte Luzerner Geſetz über das Verfahren in bürger— 
lichen Rechtsſachen von Pfyffer in Luzern. 

H Ueber den perſönlichen Verhaft wegen Schulden (mit Rück— 
fiht auf die Erfahrungen und Gefege von Frankreich, Bel—⸗ 
gien, Genf u. a.) von Mittermaier. 

«g) Fortfesung. der Anzeige über daB Civil: Gefepbuch für dad 
Königreid Sardinien von 1837, indbefondere die Vor⸗ 
fhriften über dad Wafferrecht, von demfelben. 

Angehängt find: “ 

h) Die belgifhen Gefege vom 50. und 31. December 1836 über 
die im Audland von belgifhen Unterthanen begangenen 
Verbrechen und die polizeiliche Auffiht über entlaffene 
Sträflinge; fodann 

i) Verhandlungen über die. Gefhmwornen-Gerichte in Waatland. 

Sn dem Auffabe über Schuldverhaft gibt der Verfaſ— 

‚fer als Refultat feiner Unterfuhung, daß dieß Mittel, den 
böfen Willen eined zahlungsſäumigen Schuldners zu über: 
finden, ein verwerfliches fey, welches alzuleiht nur der 
Privat-Rache zum Vorwand dienen fönne. So lange aber 
von der Gefehgebung nicht beffer als jest daflır geforgt fey, 
dag auch die Sünden gegen den öffentlichen Credit unter 
gewiffen Bedingungen in das Gebiet des Strafrecht fallen, 
fo lange dürfe daffelbe noch beftehen gelaffen werden. 


Bor allem Andern intereffirt den Referenten die dem 
fardinifchen Geſetzbuche gewidmete Anzeige, und daß bier 
feinen Beflimmungen über das Warferrecht — 
Aufmerkſamkeit gewidmet — 
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Wenn ed, mie bier im eigenen Lande, an Geſehen über 
dahin gehörige Fragen. fehlt, fo muß ed von. großem Werthe 
feyn, durch die Gefehgebung anderer Länder, ‚in welchen 
die Wichtigkeit folher Rechtöfragen. mehr als anderswo ber: 
vortritt, und die entfprechenden Grundfäße eben deswegen 
fi vorzugdmweife audgebildet haben, weitere Anhaltspunkte 
zu befommen, um.an ihrer Hand in gegebenen Fällen fich 
leichter zurecht zu finden, 
| 7) Archiv für die civiliftifche Prarid von Franke, 
Rinde ꝛc., Bd 21. Heft 1., enthält folgende Auffäpe:: 

a) Betrachtungen über die Beweidlaft dei der Negatorien-Klage 

von Franfe. 

b) Ueber Anfehtung von Zahlungen mit der actio Pauliana 
von Dr. Laſspeyres in Halle, 

c) Ueber die Ergebniffe der legislativen Thätigfeit in Bezug 
auf Civil— Proceß⸗ Geſesgebung und Gerichts-Organiſation 
von Mittermaier. 

d) Ueber den Erwerb des Eigenthums an Briefen, vorzüglich 
nad) Anleitung ded F. 14. $. 17. U. de furtis (47, 2.) 
von Dr. W. Sell, Profeffor des Rechts in Zürich. 

Die Abhandlung von Franke bat nicht fowohl zum 
Zwecke, fih darüber audzubreiten, daß, da dieß nicht nur 
von der Prarid, fondern auch von den bewährteften Rechts— 
Gelehrten ald entfchieden anerkannt fey, der mit der Negas 
torienflage Belangte, auch wenn er fih im Quafi = Befib 
befinde, in jedem Falle feine Servitut beweiſen müſſe, als 
vielmehr auszuführen, daß die von Theoretifern in diefer 
Frage im entgegengefesten Sinne für entfcheidend angefes 
benen Stellen des römifchen Rechts 1. 8, $.3. D. si serv. 
vind. und 1. 15. de oper. nov. nunc. nichtd bemweifen und 
nicht darauf zu beziehen fenen. 

Laspeyres tritt in der feinigen der Behauptung 
Frankes entgegen, die diefer in dem 16ten Bande des 
Arhivs ©. 125 ff. dahin aufgeftellt hat, daß bei wirklicher 
Zahlung einer bereitd fälligen Schuld die actio -Pauliana 
ſchlechthin unzuläßig fey, und auch ſolche Zahlungen kei— 
ner Anfechtung unterliegen, welche der Cridar ex gratifi- 
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eatione, d. h. um einen Gläubiger vor den Übrigen zu 
begünftigen, geleiftet habe, Der Verfaſſer erkennt hierbei 
mit Franke an, daß die actio Pauliana, welche von ihm 
als eine eigenthümlich erweiterte und modificirte actio de 
dolo dargeftellt wird, in derlei Fällen, nicht, weil es fich 
bierbei um Zahlungen Handle, fondern wegen der Schwie— 
rigfeit des Beweiſes in der Regel unzuläßig und ohne Er- 
folg ſeyn werde, befämpft e8 jedoch, daß dieſe Negel Feirie 
Ausnahme erleide, weil von den.dafür citirten Gefebeöftellen 
Feine die Srrevocabilität der Zahlungen ausfpreche, und eben 
fo wenig ein gänzlicher Mangel jeglicher Analogie zwiſchen 
Zahlungen und eigentlichen Alienationen vorhanden fey, 
Beides, aber erfordert werde, um dad Gegentheil auszu— 
fprechen. 

Nach feinem Dafürhalten iſt dieſe Klage auch gegen 
geleiftete Zahlungen zuläßig, wenn nicht nur wirkliche frau- 
datio auf Seiten des Schuldners, fondern auch conscientia 
fraudis, mala fides, auf Seiten des Gläubigerd (welche 
die bloße Inſolvenz des Sculdnerd Feinedmegd in fich 
fhließe), und daß dieſem die betrlgerifhe Abficht des 
Schuldners bekannt gewefen, ftringent nachgemwiefen zu wer— 
den verindge, auch gerade die Gläubiger, deren Nachtheil 
der Eridar beabfichtigte, einen gänzlichen oder theilmeifen 
Verluſt ihrer Forderungen bei dem nun eröffneten Concurfe 
entweder erlitten oder zu befürchten haben, oder ermwiefen 
werden Fünne, daß zur Zeit der Zahlung die Infolvenz vor— 
handen gemefen oder doch die Zahlung eingetreten fey. 

Nach dein ad d) genannten Auffah erhält 

I. A. der Adreffat dad Eigentbum eined Briefs, ſo— 
bald er feibft, fein Hausfohn, fein Procurator oder in Folge 
eined andern Eontractd = Verhältniffes, 3. B. der locatio 
conductio, mit der Empfangnabme Beauftragte, Gefinde, 
erpreife Boten ac. den Beſitz beifelden ergriffen haben. 
| B. Als Falle, in welden es nicht erworben merde, 
find hingegen aufgezählt: 

1) wenn die Rüdfendung vorbehalten, 2) menn der 
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Brief einer von der Adreffe zur Empfangnabme nicht wirfs 
lich beauftragten Perfon, 3) wenn der Abfender ihn feinem 
eigenen Procurator oder Dienftboten, 4) der Poft oder eis 
nem regelmäßigen Boten zur DBeforgung übergeben habe, 


bier nach den allgemeinen Grundfäsen über Tradition, nah 


welchen der Tradent fo lange Eigenthümer bleibt, bis der 
andere Theil den Befib ergriffen bat. 

In Abwefenheit des Adreffaten in feinem Haufe und 
feinen Angehörigen zurüdgelaffene Briefe aber werden nur 
dann Eigentbum deffelben, wenn er zuvor Kenntnig von ihs 
rer Ankunft erhalten und die Abficht habe, fie zu behalten, 

II. Als einziges Rechtömittel, welches die Perfon, der 
ein Brief zur Beforgung übergeben worden fey, im Falle 
feiner Entwendung auf Herausgabe und im Fall died nicht 
mehr zu bemerkftelligen fey, auf das Intereſſe zuftehe, wird 
fodann die actio de dolo mit dem Rechte, dad Letztere mit 
dem juramentum in litem zu ſchätzen, bezeichnet; wenn 
der Brief aber verloren gegangen ſey, fo babe einzig und 

allein der Abfender ein Klagrecht gegen den dritten Befiper. 


Alphabetifches Sach · Regifter. \ 
(Die römischen Ziffern zeigen die Nummern der Abtheilung, die 
grabifhen die Seiten » Zahlen an.) 


A. 

Abgaben, öffentliche, über die Frage, ob rucſichtlich derfelben eine: 
Gemeinde die Güter Befiser ihrer Marfung vertreten könne 
1. 75, Grundfteuer und ihre Rüdftände (lestere auf 2 Fahre 
befhränft) haftet auf den Gütern I. Beil. - Hft 57, f. auch 
Accife-Abgabe. 

Abſchrifts⸗Gebühren, deren Anrechnung für die Audfertigung von 
Entfheidungd - Gründen in Criminal-Sachen ift unzuläßig. 
D.T.E. vom 25. Januar 1825 III. 512 Nro 9. 

Accessorium f. Zubehörden. 

Acciſe⸗Abgabe, über deren Berechnung bei Erbſchafts— —— 
und Vermögens-Uebergaben nach den $$. 3. und 11. des 
Aecife = Gefeged von 1824 und der diefelbe erläuternden Ver: 
fügung vom 13. Februar 1829 III. 446. 

Actio confessoria I. Beil.:Hft 45, 49, 56. 

: injuriarum nestimatoria, Bemerkungen in Bes 
ziehung auf deren nn gefeglihe Abfhaffung 
I. 126. 

:  megatoria 1. Beil.:Hft 48, 49, II. Hft 1. 205, f. ind» 
befondere auch negatorifhe Klage. 

Adel, ftandedberrlicher und ritterfchaftliher, Rechtsverhältniß deſſel⸗ 

ben, indbefondere zu feinen früheren Untertbanen I. Beil.- 
Hft 42 ff. 

Amts= Gerichte, f. ſtandesherrliche Bezirk» Gerichte. 

Anmeldungs-Inſtruction von 1825, über eine unrichtige Anwen» 
dung des Art, 50. derfelben bei einem Specialfalle III. 397. 

Anriüchigkeit I. Beil.:Hft 39. 

Aufkündigung unverfallener Zieler : Schuldigkeiten ift nicht erfor: 
derlih III. 474. 
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Aufſtreich, öffentlicher, gegen Veräußerung in bemfelben findet 
nach einem Präjudiz des Königl. Ober: Tribunald die Ver— 
legungdflage überhaupt, insbefondere aber (nach Art. 66. des 


Erecutiondgefeped von 1825) nicht bei Zwangs⸗ Verkäufen ftatt 
III. 460. 


B. 


Baden, — über die Gewähr der Hauptmängel nach 
dortiger Geſetzgebung III. 489. 

Bann = Hecht ſ. Real-Recht. 

Bedingung, unmoralifhe, auch ia unmöglihe I. Beil. » Hft 

16 und MB. 
⸗ s Wirkung des Eintritts einer reſolutiven Bedingung 

j auf dad Rechts-Verhältniß ibid. 17. 

Begnadigung, Bezeihnung derjenigen Straf = Erfenntniffe, welche 
zum Zwede der Begnadigung von Amtswegen vorzulegen 
find. J.M.E. vom 6. October 1826, III. sub Nro 2. 

Beſitz, über die Frage, ob derfelbe als eine eigene Art von Reals 

Rechten anzufehen fey I. 29. 
» über den Begriff eined constitutum — J. Beil.⸗ 
Hft 27. 
s in Beziehung auf Bann⸗Recht und andere Real: Rechte oder 
Real-Laſten ibid. 45 ff. 
Betrug an nädften Verwandten wird von Amtswegen — alfo 
nicht erft auf Klage der Damnificaten — beftraft II. Hft 
2. 305. 
s verfuchter, mittelfi Vernichtüng eines Teſtaments in einem 
Special-Falle II, Hft 1. 212. 

Beweis des Duafi-Befised von Rechten III. 477. 

Beweisfraft der Selbſt-Anſchuldigung II. Hft 1. 169. 

Bona fides f. Glaube. 

Bürge, Verbindlichkeit deffelben, zumal wenn er auch als Schuld» 
ner tenent wurde, zu Bezahlung der im Gante des Haupt⸗ 
fchuldnerd durchgefallenen Zinsrüdftände I. 88. 

«e Behandlung feiner Anfprüde beim Concurd ded Hauptfhuld- 
ners II. 395. DE “0 
Bundes = Mfte, deutfche, die. aus derfelben fließenden Bunded- 
Gefege haben niht an ſich fhon Gefegedfraft, fondern erſt 
durch Publikation von Seiten der Landed-Behörden I. Beil. . 

Hft 10. 
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I ©, 
Caſſen der Curatoren und anderer Verwalter f. Münzen. 
Ceffion, Geltendmachung derfelben, bezüglich eined an eine Bedin⸗ 
gung gefnüpften fhriftftellerifhen Honorars I. 159. 
Communio, verfhieden von universitas II. Heft 2, 213. 
Competenz, Entfcheidung der Frage: ob die Verwaltungs-Stellen 
oder die Gerichte zu Abrügung von Holz-Freveln, welche fich 
Mitglieder von Gemeinde Räthen zu Schuldei fommen er 
fen, zuftändig feyen I. 101. 
s bei negatorifchen Klagen, zur Berihtigung und Ergänzung des 
in BdI. Hft 4. ©. 433 aufgeftellten Satzes II. Hft 1. 205. 
Concurs, Entfcheidung der Frage: ob nad deffen Erkennung der 
Gemeinſchuldner eine ihm angefallene re ausſchlagen 
dürfe J. 38. 
⸗ſ. auch Gantgüter-Räufe — Vorzugs-Rechte. 
« über die Zuläßigkeit eines zweiten Angrifd des früher Ber- 
ganteten IL. Hft 1. 216. 
» über Behandlung der Anſprüche des Bürgen im Concurſe des 
Hauptfhuldnerd III. 395. 

-» Verfahren bei dem zweiten Angriff cined Verganteten III. 492. 
Constitutum possessorium, Begriff I. Beil = Hft 27. 
Criminal: Erfenntnifie f. Erfenntniffe. 

⸗ Normalien ſ. Straf-Recht und Straf: Verfahren. 
Culpa, Grade derſelben nach württembergiſchem Recht bei Gaſt⸗ 
wirthen u. ſ. w. I. Beil.⸗Hft 20. 


D. | 
Diebftahl an Haußthieren III. 518. 


€. 


Ehebruch, Beltrafung des wiederholten nah württembergifhem 
Geſetz I. 1. 
⸗Wirkung der Selbft - Anfhuldigung bei demfelben II. Hft 1. 
„ 270 ff. 
Ehefrau, über die Behandlung ihrer Ynfprüche im GConcurfe des 
Ehemanns III. 395. 
Ehe: Gefette für Proteftanten in Württemberg, Betrachtungen 
über diefelben, beziehungsweife Berichtigungen der diedfalls 
in Bd I. ©. 490 enthaltenen Anfihten IL. Hft 1. 226. 
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Ehe: Sachen, Präjudicien und Normalien I. 141, und gwar: 
A. der Juden. 
Ueber die Gerichtöbarkeit der Juden in Eher Sadhen I. 144. 


Nro 1. 

bie Förmlichkeiten der Trauung zur. Gültigkeit der Ehe 
ibid. Nro 2. und 3. 

Ergänzung ded vormundfchaftlihen Heirathd-Confenfeß 
I. 145. Nro 4, 

Ehe: Scheidungen ibid. Nro 5—9. 


B. bei Chriften. 
Ueber priefterlihe Trauung bei verſchiedenen Confeſſiond⸗ Ver⸗ 


wandten. M.E. vom 11. Zuli 1812 I. 1446. Nro U. 
Difpenfationd » Ertheilung von der Proclamatisn bei 
verfchiedenen Confeffiond = Verwandten ibid. Nro IH. 
Difpenfations = Ertheilung zur Heirath wegen Alterds 
Ungleichheit bei verfhiedenen Religions » Verwandten 
I. 147. Nro IV. vergl. 150. Nro XI. 
Wiederverheirathung von Ehegatten, welche ex capite 
quasi 'desertionis gefehieden wurden. Concl. ded Ehe: 
Gerihtd vom 16. December 1811 ibid. Nro V. 
Gleichftellung ded Orts der erhaltenen Anftellung mit 
dem MWohnorte in Beziehung auf die Trauung. Prä⸗ 
judiz vom 15. Zuni 1820 I. 448 Nro VL 
Zuläßigfeit der Difpenfation von der Proclamation in 
der gefchloffenen Zeit. Conel. vom 17. Mai 1831 
ibid. Nro VII. | 

Ausdehnung ded Werbotd der Proclamation und Trau= 
ung fohwangerer Wittwen auf unehelih geſchwän⸗ 
gerte MWeibsperfonen, Präjudiz vom 31. October 1810, 
vom 21. Auguft 1821 I. 149 Nro VII. 

einige Fälle von erlaubten Trauungen folder Ausblän—⸗ 
der, deren Zeugniffe nicht volllommen genügten, ibid. 
Nro IX. 

Difpenfationd - Ertheilung von der KRevalidirung durch 
Prockamation und Trauung von im Audlande ohne 
Erlaubniß sefhloffenen Ehen vom 7. Juli 1808 und 
7. September 1819 I. 149 Nro X. 

Difpenfation von der Trauerzeit I. 150 Nro XI. 
Prarid in Beziehung auf Difpenfation von der Alterd- 


Ungleichheit, bezüglich der Abmahnung der Nupturien⸗ 
‘ten ibid. Nro XII. unb die dort befindliche Note. 


a 
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Difpenfationd = Fall, wornach unter befonderen. Berhältniffen 
die Verbeirathung mit der Wittwe des Vaterd Bruders 
geftattet worden. J. M. Reſol. vom 21. Juli 1835_1. 151. 
Nro XII. 

Beftätigung der bisherigen Prarid durch herzogl. Reſolution 
vom 9. Jan. 1797, wornach eine Ehe für den Fall, daß 
einer deshalb klagenden Ehefrau erſt nach Eingehung der» 
ſelben eine Unkeuſchheit ihres Ehemanns im ledigen Stande 
zur Kenntniß kommt, nicht annullirt wird ibid. Nro XIV. 

Ehe-Scheidungd-Fall per mod. dispens. bei Verurtheilung 

des Ehemannd zur Zuchthaus-Strafe auf unbeftimmte Zeit, 
durch Königl. Special: Refolution vom 15. September 1812 
I. 150 Nro XVI. 

Anwendung des P. II. C. 13. $. 11. ber €.:8.:D. auf den 
Fall der Nacftellung nah dem Leben ded von dem klagen— 
den Ehegatten beigebrachten Kindes, durch Königl. Specials 
Refolution vom 26. Juli 1819 ibid. Nro XVII. 

Beftimmungen über die Einrüfung von Edictal = Ladungen 

ibid. Nro XVII. 

Ueberſicht der difpenfablen nud indifpenfablen Ehen in Fällen 
ber Verwandt und Schwägerfchaft I. 154. 

Che: e Scheidung, Grundfäge, von welchen die württembergifchen 
Ehe-Geſetze bei denfelben ausgehen II. Hft 1. 226. 

Ehe: Vertrag mit allgemeiner Güter Gemeinfchaft,, über die zur 
formellen, Gültigfeit deffelben vorgefchriebene Form, insbeſon— 
dere in wie fern bei Beurtheilung folder Verträge die in den 
neuen Landestheilen früher beſtandenen Gefese zu. beachten 
feyen II. Hft 1. 185. 

Ehrenfchmälerung, Ehrlofigfeit, Befcholtenheit I. Beil..Hft 38. 

Eid, über die Form deſſelben bei der Einrede mehrerer Zuhälter III. 460. 

Eidliche Beſtätigung der Rechtsgeſchäfte der Minderjährigen und 
Weiber I. Beil.Hft 19. 

Eigenthums-Vorbehalt, die Koſten für den Eintrag deſſelben 
haben im Zweifel der Käufer und Verkäufer zu gleichen 
Theilen zu tragen, ſonſt aber, derjenige Theil, welchem die 
Koften des Erfenntniffed anbedungen find UI. 1. 223. 

«e Berichtigung diefer Anficht IH. 495. 

Einbuße, wer ſolche bei einem fideicommissum superfuturi zu 
leiden habe III, 420. 

Einführungs:Gefeß von 1825, Fall einer unrichtigen Anwendung 

des Art, 31. deifelben II, 397. 
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Einrede de nicht vollftändig empfangenen Gelded, in wie weit 
folche nach Ablauf von zwei Jahren zuläßig ſey J. 49. 

über Verjährung detſelben I. Beil.⸗Hft 30 ff. 
. mehrerer Zubälter ift nach außergerichtlih erfolgtem Vater⸗ 
ſchaftsbekenntniß zuläßig III. 466. 
«die Form des Eides bei derſelben III. 469. | 
Entfcheidungs-Gründe in Criminal-Sadhen, für deren Ausfertis 
gung ift die Anrechnung einer Abfchriftd- Gebühr unſtatthaft. 
O. T.E. vom 25. Januar 1825 III. 512 Nro 9. Ä 
Erbfolge, bei veränderter Erbfolge-Drdnung entſcheidet der Unf alt 


darüber, ob derfelbe nach dem ältern oder neuern Gefege zw. 


normiren fey I. Beil.-Hft 13. - 

Erbſchaft, Entfheidung eined Gerichtöhofd der Frage: ob der Ge— 
meinfchuldner nad) erfanntem Concurfe eine ihm angefallene 
Erbfhaft audfchlagen könne I. 58. 

Erbfchafts : Gläubiger, über Sicherung derfelben , indbefondere 
bezüglich de durc) Annahme der Erben ald Schuldner eins 
tretenden Erlöfchend der für den Erblaffer eingegangenen 
Bürgfchafts: Verbindlichkeit I. 157. | | 

Erbſchafts⸗Theilung, über die bei derfelben vorkommende Acciſe— 

Abgabe und deren Berechnung III. 446. 

Erkenntniſſe in Criminal-Fällen, Vorſchrift über die Anzeige von 
Sällung der Erfenntniffe in den von Königl. Juſtiz-Miniſte⸗ 
rium zur Erledigung empfohlenen Fällen. J.M.E. vom 
3. December 1824 III. 511 Nro 7. 

Erlaſſe find immer von dem Gerihtd- Vorſtande felbft oder deffen 
gefeglichem "Stellvertreter zu unterjeihnen. J.M.E. vom 
4. December 1824 III. 512 Nro’ 8, 

Eviction f. Gewähr, Hauptmängel. 

Exceptio non numeratae pecuniae f. Einrede u. f. w. 

- plurium concumbentium f. Einrede. 

Execution nach württemberg. Recht bei Klagen, welche auf Hanblun⸗ 

gen und Leiftungen aus Obligationen gerichtet find IIL 377. 

Erecntions : Gefeß, Auslegung ded’ Art. 34. deſſelben, bezüglich 
der Stellvertretung der bei Gantgüter = Verkäufen beauftrag« 
ten und biezu verpflichteten Perfonen, im Falle, dag fie felbft 
ald Kaufsliebhaber aufzutreten wünſchen I. 109. 


F. | 
Familien = Fideicommifle, ihre Aufhebung und Wiederherflellung 
I. Beil,:Hft 13. 
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Fauftpfand, Bemerkungen über das Pfand: Gefed, indbefondere 
fo weit es $auftpfänder Betrifft I. 92. 
Feftungs-Sträflinge, Verfügung, wornad die Erfenntniffe gegen 
entwichene Feftungd-Sträflinge, in fo weit fie auf körperliche 
Züchtigung gerichtet find, nicht nothwendig mehr von Amtdöwegen 
vorzulegen find. J.M.E. vom 1. Dec. 1824 IH, 509 Nro5. 

Fiction, verfhieden von Präfumtion I. Beil.Hft 15. 

Fideicommissum superfuturi bei gegenfeitigen Teſta— 
menten der Eheleute III. 420. 

Forſt⸗Officianten f. Waldſchühen. 

Fraueus⸗Perſonen kommt Rechts-Irrthum auch dann zu Statten, 
wenn fie bereitö etwas geleiftet oder bezahlt haben J. Beil.⸗ 
Hft 16. | 

» Wirkung der eidlihen Beflätigung der von ihnen eingegange- 

nen Rechtögefchäfte I. Beil.-Hft 19 ff. 


©. 

Gant f. Concurs. 

Gantgüter » Berfäufe, über Auslegung ded Art. 34. bed. Execu⸗ 
tiondgefeged, bezüglih der Stellvertretung des kaufluſtigen 
Drtövorfteherd oder Rathöfchreiberd I. 109. 

Gefängniſſe, erneuerte Verfügung, die Reinlichkeit betreffend. J.⸗ 

M.E, vom 24. November 1824 III. 509 Nro 4. 
:e amtögerichtlihe Bifitation derfelben II. 507 Nro 3. 

Gefangene, erneuerte Verfügung in Betreff der Belleidung derfel- 
ben. J. M.E. vom 24. November 1824 III. 509 Nro 4. 

“= Arztlihe Behandlung derfelben bei den ftandeöherrlihen Amts⸗ 
Gerichten III. 508 Nro 3. | 

Geiftes :» Krankheit des Schwängerer8 begründet Abweifung der 
Klage auf Bezahlung ded Kränzchend III. 473. 

Geld:Strafen haben in Gantungen auch dann, wenn für diefelben ein 
Zahlungsbefehl ausgewirkt worden ift, fein Vorzugsrecht III. 465. 

Gemeinden, ob für diefelben jest noch eine etwa eingegangene 
Verbindlichkeit beſtehen könne, Befiser von Gütern ihrer 
Marfung rüdfihtlih öffentliher, indbefondere der Staatd- 
Abgaben zu vertreten I. 75. 

» Regulirung der Verhältniffe einzelner Parcellen von zuſammen⸗ 
gefesten Gemeinden I. 55. 

Gemeinde - Nath, Entfcheidung der Frage, ob die Gerichte oder 
Berwaltungd-Stellen zu Abrügung der von Gemeinde⸗-Raths⸗ 
Mitgliedern verübten Holz: Exceffe zuftändig feyen I. 101. 


| 
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Gemeinheit&: Vermögen, über Mitverwaltung deſſelben IL. Hft 2.273. 

Gemeinheit, universitas, verfehieden von Gefellfhaft, Gemeinheit, 
societas, communio II. Hft 2. 274. 

Gemeinfchulöner f. Concurs, 

Genofien eined Verbrechens fünnen von ihrem für den Schaden 
folidarifch verbundenen Mitgenoffen wegen ded Schaden: An« 
theils, den er etwa dem Verletzten gegen Abtretung feine 
Rechts gezahlt hat, nicht angegriffen werden II. Hft 2. 305. 

Gerichtsärztliche Gefchäfte, Vorfhriften über Vornahme derfels 
ben bei den ftandeöherrlihen Bezirks - Gerichten. J. M.E. 
vom 23. November 1824 II. 507 Nro 3. 

Gerichtshöfe der Liebe im Mittelalter IH. 513. 

Gefeß über die privatrechtlihen Folgen der Verbrehen und Otra- 
fen, Mittheilungen hierüber IL Hft 1. 255. 

Gewaltthätigfeit, über deren Beftrafung III. Hft 1. 253. 

Gewähr der Hauptmängel, über die Rechtsgültigkeit der Verwab⸗ 
rung gegen dieſelbe II. Hft 2. 284. 

s über Anſtellung der Klage auf dieſelbe im Falle, daß das mit 
einem Hauptmangel behaftete oder verdächtige Thier durch 
mehrere Hände gegangen ift IIE. 388. 

s nach der großberzogl. badenfchen Gefesgebung III. 489. 

Gewohnheits = Necht, deifen abrogative Kraft in Württemberg 
1. Beil..Hft 12. ; 

Glaube, guter, Erforderniß deffelben bei der unvordenklichen Ver⸗ 

jährung I. Beil..Hft 27 Note. 

. “ bei der grlöfchenden Verjährung ibid. 32. 

. ⸗ Widerlegung der vorſtehenden Lehre, dag Vorhan⸗ 
denſeyn des guten’ Glauben? zur ſ. g. unverdenklichen Ver⸗ 
jährung erforderlich ſey III. 367. 

Grund⸗Gefälle⸗Rückſtände I. Beil.Hft 55. 

Sater Deweiuſcheft, allgemeine, über ihre Ausbildung J. Beil.⸗ 

Hft 11. 
0. — ⸗ überformelle Gültigkeit der die⸗ 
felbe aufrichtenden Ehe-Verträge und in wie weit bei Beur- 


theilung der lesteren die in den neuen Landestheilen früher a 


beftandenen Gefege zu beachten feyen II. Hft 4. 185. 


H. 


Handlungen aus Obligationen, wie der hiezu Verpflichtete nach 
dem württembergiſchen Rechte (Erecutiond-Gefeg Art. 26. bis 
29.) zu erequiren III. 377 ff. 
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Hanptmängel, über die Rechtögüftigfeit der Verwahrung gegen die 
Gewähr derfelben II. Hft 2. 284. 

. . Anftellung der Klage wegen Hauptmangels, wenn 
das verfaufte Thier durch mehrere Hände gegan« 
‘gen ift III. 388. 
⸗ Gewähr derſelben nach der großherzogl. badenſchen 
Geſetzgebung III. 489. 

Hansfriedensbruch, über deffen nähere Begriffd-Beftimmung und 
Beftrafung II. Hft 1. 253. 

Hausgenofien-Necht im Gebiete der vormaligen Reichöftadt Hall, 
ein Ueberbleibſel des alt= germanifchen Verbürgungb- Sys 
ſtems II. Hft 2. 306. 

Hansföhne, Reftitutiond s Recht derfelben gegen die audgefchlagene 
väterlihe Erbſchaft I. Beil.:Hft 36. 

Hausthiere f. Hauptmängel. 

=» = Diebftahl an folhen III. 518. 

HolzeExcefle, Holzfrevel, Entfcheidung über die Zuftägdigfeit zu 
Abrügung derfelben für den Fall, daß fie von Ge— 
meinderathömitgliedern verübt worden I. 101. 

x werden nicht als Vergehen gegen fremdes Eigen— 
thum betrachtet und vorherige Strafen bei ſpäteren Diebſtahls⸗ 
Handlungen nicht in Anſchlag gebracht II. Hft 2. 303. 

SHülfs-Vollſtreckung, wie ſolche bei den auf Handlungen und 

Seiftungen gerichteten Klagen aus Obligationen nach württem⸗ 

bergifhem Recht zu gefchehen habe III. 377. 


| J. Ne 
Jagd-Aufſeher der Staats = oder. grundherrlichen Sagd - Pächter 
‚werden den gutöherrlichen Jagd - Officianten, fomit auch den 
landesherrlichen, gleichgeftellt, ſobald fte in eidliche Verpflich⸗ 
tung genommen ſind. Folgen hievon bei Widerſetzlichkeiten 
gegen dieſelben II. Hft 2. 303. | 
Jaumner, erläuternde Beftimmung über die Anwendung der gegen dies 
felben erläffenen älteren Straf-Gefese, indbefondere in Betreff 
der Zodeöftrafe. D.T.E. vom 26. Febr. 1825 IH. 512 Nro 11, 
Infamie f. Ehren- Schmälerung. 
Infantia, Impubertas, Diftinction I. Beil. Hft 35. - _ 
Injurien-Klage, über die zu erwartende gefegliche Abſchaffung der 
actio injuf®. aestim. I.. 126. 
SIufinuation, gerihtlihe einer Schenkung, Sportel = Anfap hiebei 
II. Hft 1. 225. 


/ 


‘ Interraptio eivilis I. Beil.:Hft 26. 
Juden, Normalien und Präjudicien 
über die Gerichtöbarfeit .berfelben in Ehe « Sachen. Decret 
vom 19. September 1811 I. 144 Nro 1. 


e die zue Gültigkeit der Ehe erforderliche Form der Trau 


ungen. 1. Juni 1820 I. 144 Nro 2. und 5. 
- Ergänzung des vormundfchaftlihen Heirath3 » Confenfed 
vom 29, April 1816 I. 145 Nro 4. 
= die Behandlung einer quasi desertio in den Jahren 
1812 und 1813 J. 145 Nro 5. 
Ebeſcheidung wegen Melancholie der Ehefrau vom Jahr 1815 
I. 145 Nro 6. 
deögleichen wegen Uneinigfeit und von Seiten der Ehefrau 
wegen verweigerter Pflicht; im Jahr 1816 I. 145 Nro 7. 
deögleichen wegen Ehebruchs von Seiten der Ehefrau; von den 
Gahren 1816, 1820, 1822 I. 145 Nro 8. und 9. 
über die Beweiöpfliht der Schacher-Juden I. Beil..Hft 37. 


| K. 
Klofter-Procef, ſtrafgerichtlicher I. 163. 
Koften- Zettel, ärztlihe oder wundärztliche, deren Mittbeilung an 
ä den Kreis-Medicinal⸗Rath zur Prüfung gefchicht unmittelbar 
ohne Dazmwifchenkunft der betreffenden Kreis - Regierung. 
J.M.E. vom «16. Sebruar 1825 III. 512 Nro 10, 
Kränzchen f. Privat:Genugthuung. 


2, 
Läſtons⸗Klage ſ. Verletzungs-Klage. 
Landfriedensbruch, über den Begriff deſſelben II. Hft 1. 253. 
Legal⸗Inſpection und Section, deren Vornahme und Leitung in 
den fandesherrlichen Amts-Gerichts— Bezirken. J.M.E. vom 
25. November 1824 III. 508. 
Legat, über die Aufhebung deffelben durch Veräußerung der Iegir: 
ten Sade III. 431. 
Lehen, ob der Lehensherr gegen den Willen des Lehensmannes Jes 
hensherrliche Rechte mit der Wirkung aufgeben könne, daß 
er auch won den Laſten frei werde II. Hft 2. 280. 
*über die beſtrittene Lehenrechts⸗ Frage: ob femina — ex- 


clusa, semper exclusa bleibe, gegen die im I. Bd ©. 367 


ausgeführte Anficht III. 345 
Leibeigenfchaftliche Zeiftungen J. Beil.-Hft 31. 
Monatfchr. f. d. Juſtipfi. IL Bd. 3. Abth. 86 
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. Reiftungen, wie der aud Obligationen biezu Verpflichtete- nach 
württembergifhem Rechte erequirt werde IH. 377 ff. - 

Literatur, Anzeige über Dr. M. ©. Mayer, Inteftat-Erbrecht der 
liberi. naturales nad) dem heutigen römifchen Rechte I. 133. 

Anzeige und kurze Inhalts = eberfiht über Dr. E. F. Rein: 

Hardt, kirchliche Baulaft I. 136. 

Anzeige über C. H. Richter, Belehrung der Oberamts - Ge: 
richtöbeifiger über ihre Pflichten und Befugniffe I. 140. 

Anzeige über Dr. Anton Bauer, Anleitung zur Griminal- 
Praxis I. 141. 

Ausführlide Kritif über Dr. N. 2. Reyſcher, dad gefammte 
württembergifche Privat-Recht I. Beil, ⸗Hft. | 

Kurze Anzeigen und Notizen über die neueften literarifchen Er: 
fheinungen, indbefondere Zeitfhriften II. Hft 1. 258, II. Hft 
2. 351, III. 521. 

Anzeige über 5. Kappler, jueriflifche8 Promtuarium ald Re— 
pertorium über alle von 1800 bi8 1837 erfhienenen Abhand⸗ 
lungen über einzelne Materien der Rechtswiſſenſchaft II. Hft 
2. 324. 


MM. 

Markungs-Nechte, über die Frage: ob bei Gemeinde-Schäfereien 
die Bewaidung fümmtliher Felder ald ein Dienftbarfeit3- 
Recht oder Ausflug aus dem Markungd » Recht zu betrachten 
I. Beil.Hft 49. 

Meineid, verfuchter und deffen Strafbarfeit II. 1. 209, 

Minderjährige, eidlihe Beftätigung ihrer Rechtsgeſchäfte 1. Beil.e 
Hft 19 ff. | 

Minne-Gerichte ded Mittelalter III. 513. 

Mündigkeit, Grund der früheren beim weiblichen Geſchlecht, in 

einer juriſtiſchen Anekdote J. 168. 

Müuͤnzen, abgeſchätzte, wer den Verluſt an denſelben bei den Kaſſen 

der Curatoren und anderer Verwalter zu tragen habe J. 103. 
N. 
Negatoriſche Klage I. Beil.Hft 48, 49. 
⸗ e . =: Berichtigung des im I. Bd Hft 4. ©. 433 

aufgeftellten Satzes über die Competenz zur Entfheidung die- 
fer Klage I. Hft 1. 208. 

Rormalien in Ehefahen f. Ehefachen. 

: im Strafrecht und Strafverfahren f. Strafrecht. 


Nothfriſt, Berehnung der Revifiond-Nothfrift I. Beil.⸗Hft 19. 
Noval⸗Zeheuten I. Beil.Hft 61. 


P. 
Parcellen, Regulirung der Verhältniſſe einzelner Parcellen von 
‚ zjufammengefesten Gemeinden I. 155. 
Patrimonial-Gerichte f. ftandedherrlihe Gerichte, 
PBatrimonial: Gerichtsbarkeit, Patrimonial - Unterthan I. 
Beil.-Hft 42. 
Pfand-⸗Gläubiger f. Sauftpfand. 
Pfand-Hülfs-Beamte, deren Rehtöverhältniß.in Beziehung auf 
ihre Entlaßbarfeit J. 117. 
Pfand:Nachfolger, Aufzählung derfelben I. Beil.-Hft 44, 
Polizei⸗Straf⸗Geſetze, über den Entwurf derfelben I. Hft I. 255. 
Poſſeſſoriſche Nechtsmittel I. Beil.-Hft 47 ff. 
Präjudicial-Klagen, ob foldhe nicht auch ald Real-Klagen, ſonach 
als zum Real-Recht gehörend, zu betrachten ſeyen J. 29. 
Präjudicien in Ehe-Sachen ſ. Ehe-Sachen. 
Präfumtion und Fiction I. Beil.Hft 15.4 
Privritäts:Gefeß, Bemerkungen über dad Vorzugs-Recht der IV. 
Glaffe I. 118. 
een ein Recht auf diefelbe ſteht der Geſchwäch⸗ 
ten gegen einen Ehemann dann nit zu, 
wenn fie freiwillig und mit Willen, daßer 
Ehemann fey, den Beifchlaf begangen, nad) 
einer Entfcheidung d. K. OberTrib. III. 464. 
s ⸗ ⸗ Unzuläßigkeit des Anſpruchs bei vorliegender 
unheilbar erklärter Geiſteskrankheit des Schwängerers III.473. 
Privilegien, welche im Wege der Geſetzgebung aufgehoben werden, 
gewähren fein Recht auf Entſchädigung 1. Beil.Hft 14. 


D. 
Quafir-Befiß von Rechten, über den Begriff und Beweis deffelben 
II. 477. | 
N, 


Naths=: Schreiber, über deifen Stellvertreter, Falls er bei Gant— 
Güter-Verkäufen ald Kaufsliebhaber erfcheint 
I. 109. 
⸗ ⸗02 Verhältniſſe deſſelben in Pfand-Sachen, wenn 
er auswärts wohnt, insbeſondere bezüglich auf Reiſekoſten⸗ 


Bergütung I. 115. 
36 * 
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Kent: Adels: Matrifel I. Beil. Hft 43. 

Neal:Gemeinde-NHechte, über die Natur derfelben I. Beil.Hft 51. 

Neal-Laſten, Begründung, Verjährung derfelben I. Beil-Hft 54 ff- 

Realrecht, ob unter gemwiffen Vorausſetzungen der Befis, daB Retract3- 
recht, Präjudicialflagen ıc. eine®attung deffelben feyn fünne I. 29. 

s über Real-Rechte und Real-Laften und deren Rechts-Subjecte 
I. Beil.:Hft 45. 
s ' Real:Gewerbe:-Rechte in den neuen Landedtheilen ibid. 52. 

Nechnungen, öffentliche, einmal revidirt und juftificirt, ob foldye 

in der Folge einer neuen Prüfung, beziehbungsweife Abände— 
rung unterworfen werden fünnen III. 412. 

Nechts-Irrthum bei Frauend-Perfonen I. Beil.Hft 16. 

Nechts: Subject bei Real-Rechten oder Real:Laften J. Beil.-Hft 15. 

Necurs, Wirkung deffelben gegen ein Erfenntniß auf Zwangsmittel, 
welche ſich nicht auf die Hauptanfchuldigung beziehen III. 459. 

= gegen ein Straf- Erfenntniß, der Verzicht auf denfelben kann 

“mod vor erfolgter Interfhrift des Protocolld über die Eröff- 
nung ded Erkenntniſſes zurüdgenommen werden III. 460. 

⸗ Erläuterungen des Straf: Kecurd:Gefeged durch Ober-Tribunal— 
' Erlaß vom 1. December 1824 III. 510 Nro 6, 

Hemifiions-Gericht in Criminal-Sachen III. 457. 

Nequiſitionen bei Verhandlungen in Criminal» und Civil-Sachen, 
über die Mißftände durch deren ungemeffene Ausdehnung 

| II. Hft 2. 316, 

Netentions-NRecht des Fauftpfand- Gläubigers I. Beil.Hft 28. 

Ketracts:Necht, ob died nicht für eine eigene Gattung des Neal: 
Rechts zu halten fey I. 29. 

Neviſion, bei Straf- Erfenntniffen, welche weniger als 20jährige 
Zuchthaus» Strafe zum Gegenftand haben, ift diefelbe ausge— 
fhlofen. J.M.E. vom 10. Sept. 1824 III. 506 Nro 1. 

Nitterguts-Beſitzer f. Adel. 

Nömiſches Hecht, Anwendung und Auslegung I. Beil.= Hft 11. 


©. 
Sachen, Berfhiedenheit der verbrauhbaren und der vertretbaren I 
Beil.Hft 15. 
« öffentliche, res universitatis und patrimonium universitatis 
ibid. 


Schacher-Fude f. Juden. 
Schäßung, in wie fern eine wiederholte ald Beweismittel einer 
im Kauf und Verkauf erlittenen Verlegung zuläßig fey III. 465. 
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Schenkung, Sportel, beziehungsweife Erfenngeld für die Infinuation 
derfelben beiden Gerichtshöfen u. Gemeinderäthen II. Hft1. 225. 
- unter Ehegatten, Widerruf derfelben II. Hft 2. 298. 
Selbft : Anfchuldigung, über die Beweisfraft derfelben II. Hft 
41. 169. 
Separatiften, über die Frage, ob fie ein Amt begleiten fünnen 
1. Beil. Hft 37. 
Spolien-Klage, Grundſätze des Königl. Ober⸗Tribunals über dies 
felbe DI. Hft 1. 181. 
Sporteln für die gerichtlihe Infinuation einer Schenkung II. Hft 
4. 225. 
Soeietas, verfhieden von Gemeinbeit, universitas II. Hft 2. 274. 
Standesherrliche Bezirfs-Gerichte, Vorfhriften über die Vor: 
nahme der gerichtsärztlichen Gefhäfte bei denfelben. 
J.M.E. vom 23. November 1824 II. 507 Nro 3. 
Standes : Nechte und Standes 2 Pflichten, in einem Klofter: 
Proceß abgehandelt 1. 165. 
StatntarsNechte, Zweifel über deren fortbanernde Gültigkeit in 
den neu = württembergifhen Befisungen nad) der Einführung 
des mwürttembergifhen Rechts in Neu Württemberg I. 13. 
Stener, Grund-Steuer I. Beil..Hft 57. 
» frühere Beftimmung der Steuern I. Beil.-Hft 58. 
- f. auch Abgaben. 
Straf-Necht und Straf:VBerfahren. Zufammenftellung der in 
demfelben feit dem September 1824 ergangenen Normalien 
II. 504, und zwar: 

Ausſchluß aller Erkenntniſſe, welche eine geringere als 20jäh— 
rige Zuchthaus-Strafe zum Gegenſtand haben, von der Re— 
viſion. J.M.E. vom 10. Sept. 1824 III. 506 Nro 1. 

Bezeichnung derjenigen Straf-Erfenntniffe, welde von Amt3- 
wegen zur Begnadigung vorzulegen find. J. M.E. 
vom 6. October 1824 IH. 506 Nro 2, | 

Vorfhriften über die Vornahme der gerichtärztlichen Gefhäfte 
bei den ftandedherrliden Bezirk: Geridten. J.— 
M.E, vom 25. November 1824 III. 507. Nro 3. 

Erinnerung zur genauen Befolgung der Verfügung ded Mini: 
fterium8 de8 Innern vom 6, Zuni 1811, Reinlichkeit der 

Gefängniſſe betreffend, und der Verfügung der Königl. 
Minifterien der Juſtiz und ded Innern vom 10. Detober 
1820, in Betreff der Befleidung der Gefangenen. 
J.M.E. vom 24. November 1824 III. 509 Nro 4. 
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Abänderung der früheren Beſtimmung, wornach Erkenntniffe 
gegen entwichene Feſtungs-Sträflinge wegen der 
darin ausgeſprochenen förperlihen Zühtigung von Amtswegen 
vorgelegt werden mußten. J. M.E. vom 1. December 1824 
1II. 509 Nro 5. 

Erläuterungen des Straf-Recurb⸗ Geſebes. Ober⸗Tribunal⸗ Er⸗ 

laß vom 1. December 1824 III. 510 Nro 6, 
Vorſchrift über die Anzeige der Erfenntnig-Fällung in den von 
Königl. Zufliz.Minifterium zur Erledigung empfohlenen Cri⸗ 
minalfälen. Z.M,E. vom 3. December 1824 II. 511 
Nro 7. 

Vorſchrift, dag alle Erlaffe und namentlich die öffentlihen 
Vorladungen von den Gerichtd - Vorfländen oder bezie> 
hungsweiſe deren gefeslichen Stellvertretern zu untergeids 
nen feyen. J.M.E. dv. 4. December 1824 III. 512 Nro 8. 

Unftatthaftigkeit der Anrechnung einer Abfchrifts - Gebühr 
für die Außdfertigung der Entfheidungsß - Gründe in 
Griminal- Saden. . Ober - Tribunal: Era vom 25. — 
1825 III. 515 Nro 9. 

Verfügung für den Fall’ der Mittheilung ärztlicher oder 
wundärztliher Koften= Zettel an den Kreis - Medicinal- 
Rath zur Prüfung derſelben. J.M.E. vom 16. Februar 
1825 III. 512 Nro 10, 

Modification der Altern Straf- Gefeggebung gegen Jauner, 

mnamentlich binfihtlih der durch Hie Kreis:Patente von 1718 
und 1751 beflimmten Toded- Strafe. Ober: Tribunal: Erlaf 
vom 26. Februar 1825 III. 512 Nro 11. 

Straf-Necurs f. Recurs. 

Suggeitiv- Fragen, deren Zuläßigfeit bei Zeugen = Verhören in 
Civil-Saden II. Hft 1. 176. 

Sufpenfion eine öffentlihen Dienerd vom Amte, der Recurd da: 
gegen findet nicht fiat. Ober- Tribunal Erlaf vom 1. De: 
cember 1824 III. 510 Nro 6, | 

= der frühere Unterfchied zwifchen der Gufpenfion cum et sine 
effectu ift gänzlich. aufgehoben ibid. 


T. 
Teſtament, über die zur Gültigkeit erforderlichen Förmlichkeiten eines 
ſolchen nad der dritten Form des Landrechts II. Hft 1. 221. 
« ‚über gegenfeitige3 der Eheleute, mit befonderer Beziehung auf 
das Dabei vorfommende fideicommissum superfuturi II. 420. 
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Theilungen f. Erbfchaftd:Theilung und VBermögend-Uebergabe. 
Titel bei Erfisung I. Beil.-Hft 55, 56. 


-, Zodt-Erflärung von Verſchollenen I. Beil.Hft 14. 


Trebellianiſche Quart, ob der Erbe des Fiductar-Erben bei einem 
in einem gegenfeitigen Teftament der Eheleute beftellten fidei- 
commissum superfuturi diefelbe anfprechen Fönne II. 433. 


u, 


Universitas, verfhieden von societas und communio II. Hft 
. 2. 273 und 274. 

Unterpfands- Vorbehalt, die Gebühren für den Eintrag deffelben 
in dad Unterpfands = Buch hat derjenige Theil, welchem die 
Erfenntniß = Koften anbedungen find, zu tragen, im Zweifel 
aber find fie von Käufer und Verkäufer zu gleihen Theilen 
zu übernehmen II. Hft 1. 223. 

» Berichtigung diefer Anfiht III. 495. 

Uinterfuchungs: Handlungen, Gültigkeit derfelben, wenn fle von 
einer an fih,nicht eompetenten Gerichtöftelle bona fide und 
ordnungsmäßig vorgenommen worden IH. Hft 1. 214. 

Unzuchts:Bergehen, Verordnung eines ehemaligen deutfhen Lan⸗ 
beöheren über deren Beftrafung vom Jahr 1772 II. Hft 2. 341. 


V. 
Vagiren, Begriff deſſelben, nach einer Entfoeidung des Königl. 
Dber:Tribunald III. 456. 
Beräußerungen im öffentlichen Aufftreich fehließen die Berlesungs: 
Klage nah einer Entfheidung ded Königl. Ober - Tribunal 
‚ überhaupt, indbefondere aber bei Erecutiond = WVerfäufen aus, 
wodurd die in Bd I. ©. 302 enthaltene Ausführung wider- 
legt wird III. 460. 
Verbürgung, alt= germanifche, ein UWeberbleibfel hievon ift dad 
Haudgenoffen Recht im Gebiete der vormaligen Reichsſtadt 
Hall I. Hft 2. 306. 
Vergantete, Bedingungen der Zuläßigkeit eined zweiten Angriffs 
derfelben II. Hft 1. 216. 
» Berichtigung einiger Punkte der vorftehenden Anficht ZZ. 492. 
Verjährung, über die Controverfe bei der Frage von der inter- 
ruptio eivilis I. Beil.:Hft 26. | 
s unvordenflihe ibid. 48. 
« über die Frage: ob bei der Iegtern guter Glaube erforderlich 
fen ibid. f. auch III. 376. | 
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‘ Verjährung, über Verjährung der Klage und Wirkung derſelben 
| auf dad Recht ibid. 28, 52 ff. 
:« Merjäbrbarfeit der Einrede ibid.”30 ff. 
s 'erwerbende, bei Real-Laften I. Beil.:Hft 54 ff. 
2erlöſchende ibid. 55. 
=» unvordenklide, Begriff und Bedeutung In. 561. 
=» MWiderlegung der Lehre, daß dad Borhandenfeyn des guten 
Glaubens zur f. 9. unvordenklichen Verijhrung DAN 
fey III. 376. 

Verkäufe, öffentliche, f. Sant-Güter-Verfäufe, Verfteigerungen. 
Verletzung, in wie fern der Beweis einer foldhen im Kauf oder 
Verkauf durd neue Schäpger ftattfinden fünne IM. 463. 
erlegungs : Klage, Widerlegung der in BdA. ©. 302 diefer 

Monatfhrift audgefprohenen Anſicht der Zuläßigfeit dieſes 
Rechtsmittels bei einem im öffentlichen Aufftreiche vorgenom- 
menen Verkaufe, inöbefondere, wenn folder im Erecutiond- 

Mege flatt fand III. 460. 

Vermögens=Mebergaben, über die bei denſelben eintretenden 
Acciſe-Abgaben und deren Berechnung II. 446. 

Vermuthung f. Präfumtion. 

Verſchollene, Termin der Erbfolge in ” Vermögen I. Beil 
Hft 14. ; 

Verſchwender I. Beil.Hft 41. 

Berfteigerungen, öffentlihde, von Gemeinde = Bermögens = Theis 
len — über die Frage, welden  Perfonen ihre amtliche 
Steliung verbiete, bei denfelben als Yicitanten aufzutreten 
I. 110. 

Verſuch, freiwillig — eines Verbrechens, bisherige Pra- 
xis des Königl. Ober-Tribunals über deſſen Strafbarkeit IT. 
Hft 1. 209. 

Verwandte, Betrügereien an den nächften, werden von Amtswe— 
ger unterfucht und beftraft und nicht erft nach Art. 165. der 
P.⸗G.⸗O. auf Klage des Damnificaten, welcher nur bei Dieb 
ftäblen und Unterfchlagungen Anwendung findet II. Hft 2. 307. 

Verzug, über deifen Begriff u. f. w. I. Beil.Hft 22 ff. 

Vorladungen, öffentliche, find immer von dem Geriht3-Vorftande 
oder deffen gefeglihem Stellvertreter zu unterzeihnen IN. 
512 Nro 8. 

Vorrechte, aufgehoben durch Gefesgebung, berechtigen nicht zur 
Entfohädigungd-Forderung I. Beil.Hft 15 ff. 

Vorzugs:Mecht der IV. Claffe Bemerkungen über daſſelbe I. 118. 
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Wahnſinnige, Reſtitutions-Recht derſelben gegen Handlungen ih⸗ 
rer Curatoren I. Beil.Hft 36. 

Waldfchüten, föniglihe und andere, gehören zu den niedern obrig⸗ 
feitlihen Dienern, und einfache Widerſetzlichkeiten gegen die⸗ 
felben werden deshalb von den Bezirks-Gerichten abgewandelt 
U. Hft 2. 304. | 

Wandlungs: Klage f. Hauptmängel. | 

Weiber f. Frauend s Perfonen., 

«e über deren Lehensfolge f. Lehen. 

iderruf einer Schenkung unter Ehegatten II. Hft 2. 298. 

Wiedereinfekung , Unſtatthaftigkeit derfelben gegen unterlaffene 
Eintragung eines perfönlihen Anſpruchs auf Erwerbung ober 
Miedererlangung einer beweglihen Sade I. Beil..Hft 34. 

» gegen die gefchehene Audfhlagung der Erbfchaft durch volljähs 
ige Haudföhne, durch die Guratoren der Wahnfinnigen, Ver⸗ 
fhwender u. f. w. J. Beil.:Hft 36. 


2. 
. Bahlungs: Befehl, obrigkeitlicher, für Geld:Strafen hat auf deren 
» Location im ante feinen Einfluß IT. 465. 

Behenten, Natural:Zehenten, Noval:Zebenten I. Beil.-Hft 61. 

 Behents Befreiungen unter einer früheren Gefesgebung , hören 
durh den Eintritt der württembergifchen Gefeggebung auf 
I. Beil.:Hft 60. 

Zeugen: Berhör in Civil: Reht3- Sachen, über Anwefenheit der 
Martbeien bei demfelben I. 123. 

s über die Zuläßigfeit der Suggefliv» Fragen bei demfelben in 

Givil-Saden II. Hft 1. 176. 

Bieler : Schuldigfeiten, nicht verfallene, Tönnen ohne dorberigr, 
Auffündigung bezahlt werden ZI. 474, ° 

Zinfen, rüdftändige, Verbindlichkeit ded Bürgen, zumal wenn er 
als GSelbftfhuldner tenent wurde, zu Bezahlung derfelben, . 
im Falle folde im ante des Hauptfchuldnerd durdfallen 
I. 88, 

Zubehörden, ob ſolche als ftillfchweigend mit der Hauptſache ver⸗ 
pfändet anzuſehen II. Hft 2. 309. 

Züchtigung, Törperliche, über die Beibehaltung dieſer Strafart 
als Schärfungdmittel bei einzelnen Verbrechen III. 498. 
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Zufall, Beoriffd-Beftimmung I. Beil. a 21. 

Zuftändigkeit f. Competenz. 

Zwangsmittel, Wirkung ded Recurfed gegen ein Erfenntnig auf 
ſolche, im alle fie ih auf die Hauptanfhuldigung beziehen 
III, 459, 


A99 
322 on 
1,4 1 BI 
en gefammte —— 9 Peinatredt ‚non 
A: C Keyſcher, ordentlirProfehor der 
—* zu Tübingen, daf. bei Ci — 1887. 
"Re EV m np 
(Recenſ. von Herrn Ober: Trikunaltafh v. Bötten.) z 


Die erſte Hälfte dieſes Bandes w urde Shen i im, Herbft 
1056 verſendet. Daß damals auch füton, Die, weite Haͤlfte 
bearbeitet war, davon finden ſich deutliche, Zuren, tu, dan 
$. 256. und 869. Die Verſeſdung Feich ei J 
aber, weil der Vecrfaſſer die erſt neuerlich. Iſch hincuen Sue 
—— fuͤr die Abldſungs⸗ G jet, von 3855 ‚noch bes 
nüßgen wollte, | 

Die abireht, [7% Di., welcher Mich um J whrtt, bl 
fentliche und Privatrecht, ion Hielfach verdjent gemat ‚bat, 
geht auf eine föftematifige Darftellung des ga nzen Pe 
Privatrecht s Unter dieſem verſteht er nicht Akt ‚Jos 
genannte allgemeine, b. h. das in Zweifel auf c „Pers 
fonen, Sachen und Hanplungen zur Yırvenbiing kommende 
Privatrecht, ſoudern auch das beſ omdert, welches nur ges 
wiſſe Klaſſen von Perſonen oder Sachen betrifft, nansurlich 
die den Adelſtaͤnd, die geiftlichen und wiltlichen Bamen 
und das Militär betreffenden Privatrechts Beſtim nungen 
ferner das Lehen: Recht, und das Handels » Recht, ja ſogar 
das Privat⸗ Fuͤr ſten⸗ Recht, (us privatum Principum, Juris- 
prudentia heroica), das Recht der Gemeinden und Zuͤnfte, 
jedoch die drei letztern mit Ausſcheidung derjenigen Beſtim⸗ 
mungen des Öffentlichen Rechts, welche aus dem Verpälte | 
niffe des Eöniglichen Haufes, dann der ftändesherrlichen Bas 
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milien , ingleichen der Gemeinden und Innungen zum Staafe 
entfpringen. Das Kameralrecht an fich foll von diefer Dar- 
ftellung ausgefchloffen bleiben, fofern nicht etwa durch Die 
Einkünfte des Staats wahre Privatrechte befchrantt werden. 
($. 6.) Alle jene Rechts » Verhältniffe follen auch nicht bloß 
nach den einheimifchen (Württemberg eigenthümlichen) Nor; 
men dargeftellt, fondern es foll die gefanımte Maffe fremder 
fowohl als einheimiſcher, wenn nur in Wuͤrttemberg praftis 
fcher Rechts⸗Grundſaͤtze in luͤckenloſer Abrundung und Voll: 
ſtaͤndigkeit gegeben werden. ($. 5.) | 

Dadurch hofft der Vf. einem wahren Vedärnig — 
helfen, welches bei der bisherigen luͤckenhaften Bearbeitung 
des wuͤrtt. Rechts unbefriedigt geblieben iſt. 
J Doch iſt es wohl nicht die Meinung des Vf., daß ſeine 
Schrift bei den wuͤrtt. praktiſchen Rechtsgelehrten die Stelle 
eines Handbuchs des roͤmiſchen und canoniſchen Rechts vers 
treten fol. Er ſagt hierüber in der Vorrede, daß bei der 
Bearbeitung des gefammten württ. Rechts allerdings auch 
das römifche und canpnifche Recht, „foweit fie eingrei« 
ven“, in Betracht kommen, daß aber fein Hauptbeſtreben 
dahin gerichtet ſey, die einheimiſchen Verhaͤltniſſe, deren Er; 
kenntniß durch die Fortſchritte der deutſchen Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft und der neu ‚Aufgefundenen (wohl auch neu entſtande⸗ 
neh) wuͤrit. Quellen bebeutend ‚gefördert werden · in ihr 
währed Licht zu ftellen. 
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Mag ber a. unter jenem, Eingreifen verfiche, ift 
nicht klar. Auch if, er fi in diefer Hinſi icht nicht gleich 
geblichen, Während der Leſer hier unde da unter Hinwei⸗ 
fung Auf die neuere Literatur bei weniger practifchen Rechtes 
Materien mit neuen Rechts⸗ Anſi chten bekannt gemacht 
wird, vermißt man an andern Stellen ſelbſt ſolche praktiſch 
wichtige Rechtsſatze, welche auch in Inſtitutvnen⸗Compen⸗ 
dien nicht —— zu werden pflegen. So blieb z. B. 
bei der. erwerbenden Verjährung ($. 1357. 158.) der Unters 
(dich wiſchen der ‚Verjährung der langen und ber längften 


Zeit , welche: letztere zwar "bauptfächlich auf dev Klagen Ber- 
jährung beruft, aber doch ihre bedeutenden Eigenthuͤmlich⸗ 
keiten bat, ganz unberührt, auch geſchah wohl. aus demſel⸗ 
ben Grunde, aus weldem diefe Lehre in fo großer Allge- 
meinheit gehalten wurde , des "Begriffs und des Erforder- 
niſſes eines Titels hier Feine Erwähnung. Deſto ‚mehr 
wird man bei der Behandlung der einheimifchen Verhaltniffe 
befriedigt: werden. : Auch iſt von den germeinrechtlichen Grund» 
ſaͤtzen jedenfalls ſobiel beigebracht „als zum — des 
einheimiſchen Rechts nothwendig iſt. | 

Der Vf. ging mit Recht davon aus, daß man bei 
der Erſcheinung ſeines Werkes ſogleich fragen werde, wie 
ſich ſolches zu dem bekannten Weish aar'ſchen verhalte. 
Er iſt, wie es ſcheint, weit von der Abſicht eutfernt, dieſes 
verdraͤngen zu wollen, und ſolches wird gewiß immer ſeinen 
Werth behalten. Aber er ſelbſt fordert zu einer Vergleichung 
ſeines Werkes mit dem Weishaar'ſchen auf, und erwartet 
das Anerkenntniß, daß das letztere vielfach, zumal was die 
in dieſem erſten Bande enthaltenen Lehren here * als 
Vorarbeit benuͤtzt werdenu konnte. 1J 

Dieß letztere iſt ganz richtig: Weishaar ER 
es⸗ 3war wicht immer , das Fragmentarifche unferer Geſetze 
dutch" gemeinrechtlihe Grundſaͤtze zu ‚ergangen, aber.dieß 
haͤtte viel oͤfter geſchehen ſollen. Die wichtigſten Lehren bes 
gemeinen Rechtes, z. B. die vom Beſitz, ſind bei ihm 
gänzlich uͤbergungen ; von der, Verjaͤhrung wird nur in Bes 
ziehung auf ‘Unterpfander: sund!.die im Gant erworbenen 
Sachen (F. 494. 495.), fo wie in Beziehung auf das Wechſel⸗ 
Recht ($.: 14122 ff.) gehandelt. Auch iſt es mehr als be— 
fremdend, daß man bei Weishaar von dem Eherecht der 
Katholiken undhder allgemeinen’ Gütern Gemeinschaft‘ Feint 
Sylbe berührt: fiudet, obgleich das Land zu ’/, ‚aus Kathor 
liken beftcht sund das Inſtitut der, allgemeinen Guͤter⸗Gemein⸗ 
ſchaft in deinem bedentenden Theile des Landes das vorherr⸗ 
ſchende iſt. Was namentlich die dritte Ausgabe betrifft, ſo 
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giebt. er. zwar Über die meiften feit dem Anfang der gegen« 
wärtigen Regierung (30. Okt. 1816) Bis zum J. 1831 gegeber 
nen Gefeße, fofern fie das Privatrecht berühren,. Ucberfichten, 
aber (mir Ausnahme des Pfandrechts) mehr in. hiftorifcher- 
als. dogmatifcher. Beziehung und ohne fich in die Erörteruns 
gen, welche dadurch herbeigeführt werden, "tief einzulaffen. 
Das wichtige Befeß vom 12. Sept. 1814 über die Ans 
wendung. des wuͤrtt. Rechts in; den neuen Kandestheilen 
blieb fogar bei ihm ganz unbeachtet. > Auch die durch das 
Straf; Edict von 1824 nod) epindfer gewordene ‚ nicht bloß 
für das Öffentliche , fondern auch für :das Privatrecht fo 
wichtige Lchre von der Jufamie ift von ihm nur bei der 
Frage: wer Teſtaments-Zeuge feyn koͤnne? in $. 724. kurz 
und. ohne jenes. Geſetzes auch nur zu erwähnen, berührt. 
Dagegen ift die Ordnung der Materien bei Weishaar 
natuͤrlich, feine Darfichungeweife ungemein klar und gefäls 
tig , vielleicht unübertrefflih; auch finden -fich ‚bei ihm wicht 
felten fcharffinnige und treffende Bemerkungen; überhaupt 
iſt das Ganze, wie es fich von ihm nicht auders erwarteun 
ließ, mit Geiſt behandelt... Uber das ziemlich allgemeine 
Urtheil war, daß er fich in materieller: Bezichung die Ars 
beit etwas leicht gemacht habe ; und es fehlt nicht an, Spus 
ren, welche zeigen, daß feit einer Reihe von Jahren dag 
Studium. des Civil-Rechts nicht mehr. feine ee 
sung geweien fey. Ä 

Reicht bat fich nun aber: — 8. feine Arbeit nicht 
gemacht; feine vertraute Befanntfchaft: mit ben einheimiſchen 
Geſetzen und ihrer Geſchichte, fo ‚wie. der Geſchichte des 
deutfchen Rechts Überhaupt hat er ſchon anderwaͤrts bewaͤhrt; 
das "Fortfchreiten mit der Miffenfchaft kanun ſchon als Sache 
des Berufe von ihm erwartet werden. Auch. die Dickton iſt 
lobenswerth. Durch Bündigkeit: und Pracifton. iſt es ihm 
möglich geworden, auf einem engen Raum eine große Maſſe 
von Rechtsſaͤtzen zuſammenzufaſſen und zu entwickeln. Als 
Beleg, wie die einbeimiſchen Geſetze im Zuſammenhange 
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mit den allgemeinen Rechts⸗Grundſaͤtzen erläutert find, 
führt der Vf. felbft im der. Vorrede und mir ihm der Rec. 
die Abfchnitte von der KXeibeigenfchaft, von den Frohnen 
und Gülten an. 

Ungeachtet der Andeutungen, welche fich über den Fur 
balt der noch zu erwartenden zwei Bande theild in der Vor⸗ 
rede, theils anderwärts finden, vermag Rec. hber den (wie 
es fcheint, etwas kuͤnſtlich angelegten) Plan des Don 
noch nicht mit Sicherheit zu urtheilen. 

Der gegenwärtige erfte Band zerfällt in die Einleitung 
und in 3 Bücher, In der Einleitung ($. 1—60.) wird 
in der eriten Abtheilung vom Begriff, Umfang und Zufams 
menhange des württ, Privatrechts ,. in der zweiten von dem 
Quellen diefes Rechts nach 3 Zeitäbfchnitten,, nämlich vom 
Sabre 1250—1495 , von da bis 1806 , und von 1806 bie 
1856, in der dritten Abtheilung aber von der wiffenfchafts 
lichen Behandlung des württ. Privatrechts gehandelt. 

Das erfte Buch handelt von den Privatrechten und 
Verbindlichkeiten überhaupt (allgemeiner. Theil), nämlich im 
erften Kapitel von den Privatrechts - Normen, und zwar 
nicht bloß von den einheimifchen, dann von der Anwendung 
der Rechte » Normen (hier von der Verbindungs » Kraft der 
Rechts: Normen, der Rang» Ordnung der Rechts-Quellen 
unter fich und der Auslegung der Rechts-Quellen), von der 
Dauer und Aufhebung der Rechts » Normen. Das zweite 
Capitel handelt von dem Begriff der Natur und den Arten. 
der Rechte und MWerbindlichkeiten , das dritte von den 
Rechts-Subjecten, das vierte von den Rechts⸗-Gegenſtaͤn⸗ 
den, das fünfte von der Entſtehung der Rechte und Vers 
bindlichkeiten, und zwar I. von den unmittelbar rechtlichen 
Befugniffen, II. von den Rechts » Sefihäften, III von. uners 
laubten Handlungen, IV. von der Verjährung. (Erfißung) 
d. h. von der Erwerbung durch fortgefeßten. Beſitz; und 
doch ift der Lehre vom. Beſitz und von der Mushbung der 
Rechte erft das folgende ſechste Kapitel. gewidmet... Im 


fiebenten "Kapitel wird von dem Mitteln’ zur Erhaltung, 
Sicherung. und Verfolgung der Rechte, endlich‘ im achten 
Kapitel von dem Verluſt der Rechte, jedoch Hier ausführ: 
lich nur von demjenigen WVerluft, welcher. durch den Tod 
des Berechtigten oder Verpflichteten, fo wie durch Die ers 
löfchende Verzahrung entfteht, — dann von der Wieder-Ein: 
feßung in den vorigen Stand gehandelt; “aber auch diefe 
Materie ift zerriffen, denn: von der am haufigften vorfom- 
menden Mieder - Einfegung , nämlich derjenigen der Minder: 
jährigen, ift erftiim folgenden Buch Kap. I. $. 170. die Rede. 

Das zweite Buch handelt vom Perſonen-Recht. 
Jedoch ift das Eherecht, das Recht der eltern und Kinder, 
fo wie das Wormundfchafts : Recht, endlich das Recht der 
Gemeinden und Körperfchaften dem folgenden Banden vors 
behalten. Hier wird nach einer Einleitung nur gehandelt 
im erften Kapitel vom der Verſchiedenheit der Per— 
fonen rückfichelich ihrer natürlichen Eigenfihäften (zu diefer 
Auffchrift paßt nr. 4. und 5. von der Verwandtſchaft und 
Schwägerfchaft nicht ganz) ; — im zweiten Kapitel von dem 
rechtlichen Unterfchiede zwifchen Einheimifchen und Fremden; 
im dritten von dem Einfluß der Religions-Eigenſchaft auf 
das Privatrecht, Chier namentlich von dem Rechts-Verhaͤlt⸗ 
niß der Juden nach dem altern und neuern Rechte und unter 
der etwas anffalfenden Auffchrift: „Autonomie in Hinficht 
auf Die Religions Eigenfchaft‘‘ von der Bedingung, die Ne: 
ligion zu ändern oder nicht zu andern); — im vierten 
Kapitel von der bürgerlihen Ehre, deren Abftufungen und 
Verminderungen; — im fünften von der Standes-Ver: 
fchiedenheit. Diefes Kapitel zerfällt in 6 Abfchnitte, im 
deren‘ letztem von der Reibeigenfchaft und ihren Wirkungen, 
von. der- Aufhebung derfelben durch das Edict vom 18. Nov, 
1817 und von der Entfchädigung der Leibherren nach dem 
Geſetze vom 29. Det, 1856 gehandelt wird. 

Das dritte Buch handelt vom Sachenrecht. Sir 
bat man etwas auderes zu erwarten, als man gewöhnlich 
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unter diefer Auffchrift findet. Dir Verfaffer unterfcheider, 
wie es nad) der Vorrede ſcheint, dingliches Necht vom Sa, 
chenrecht, und verftcht nach $. 250, unter Sachenrecht nicht 
das Recht in Beziehung auf Sachen, fondern das 
Recht der Sachen, analog dem Rechte der Perfonen. Ge⸗ 
genftand dieſer Rechte der Sachen Fünnen zwar wieder 
Sachen, aber auch bloße Handlungen ſeyn. Das erſtere iſt 
der Fall bei den roͤmiſchen Real: Dienftbarkeiten, das letztere 
bei den ſogenannten Dienſtbarkeiten des deutſchen Rechts. 
Hier kann man ſich wieder einen doppelten Fall denken, 
naͤmlich der Verpflichtete kann unabhaͤngig von einem gewiſſen 
Guͤterbeſitz in Folge eines (paſſiv) perſoͤnlichen Subjections⸗ 
Verhaͤltniſſes zu gewiſſen Leiſtungen gegen jeden Beſitzer eines 
Guts (3. DB. eines ſtandesherrlichen oder eines Ritterguts) 
verpflichtet ſeyn, oder dieſe Verpflichtung trifft den Beſitzer 
eines Guts, als ſolchen. Im erſten Falle iſt ein ſolches 
Real⸗Recht, welches ſubjectiv oder activ auf einer Sache 
haftet, allerdings von einem jus in re ſehr verſchieden. 
Aber dieſelbe Verſchiedenheit vermag ich nicht bei den Real— 
Laften, d.h. denjenigen Verbindlichfeiten zu wiederkehrenden 
‚ Keiftungen am Dienften oder Abgaben zu erfennen, welche 
dem Befiger eines Guts, als ſolchem, obliegen. ($. 254) 
Wenigftens wird in unfern Gefegen mit den Morten „ding— 
liche Frohnen, — dingliche Abgaben“ der Begriff eines jus 
in re offenbar verbunden. Auch erkenne der Bf. felbft au, 
dag mau, fofern jeder Beſitzer eines belafteten Guts, als 
folder, zu einer Leiftung verpflichtet fey, wohl fagen 
fünne: „die Frohn ruht auf dem Haufe‘ — „das 
Grundſtuͤck zinst.“ Will man eine folhe Neal -Laſt eine 
obligatio rei, deren Reprafentant jeder Befiter ift, nennen, 
in gleicher Art, wie neuerlich auch das Pfandrecht von einis 
gen Nechtögelehrten, 3. B. Büchel und Mühlenbruc, 
ald folche betrachtet wird, fo weiß ich nichts Dagegen zu 
erinnern. Nur vermag ich nicht einzufehen, was damit 
gewonnen werden ſoll. 
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3 Mebrigens ſcheint mir die Scheidung der Neal: Laften 
von den Reals Rechten, welche Ichtere nad) der Darficllung 
des Verfaffers durchaus nicht nothwendig als Gorrelate der 
erftern zu. ‚betrachten ſind, ſehr zweckmaͤßig. Doc giebt 
der, Vf. ſelbſt feiner Scheidung gerade da, wo fie ein großes 
praftifches Intereſſe zu haben fcheint, nämlich in Beziehung 
auf. Rechtsmittel und Verjährung ,. Feine Folge, auch han 
delt er unter Neal» Laften zugleich von foldyen Leiſtungen, 
deren perſoͤnliche Eigenfchaft fogar gefetlich vermuthet wird. 
Aus diefen Gründen, fo wie aus andern zum Theil in der 
Borrede angeführten, zum Theil (wenn man nur die vom 
Bf; unter Real⸗Rechten aufgeführten Rechte kennt) für fich 
felbft ſprechenden Gründen wäre es allerdings ganz unpaffend 
gewefen, wenn er bie Lehre von. den Neal-Rechten in’ das 
Dbligationen-Recht hätte verweifen wollen. Bei dem Rec. 
bedurfte es daher nicht der, Nechtfertigung , welche ſich über 
den von Verfaſſer aufgeftelften Begriff des Sachen » Rechts 
und die Stellung diefer Materie theils in der Vorrede, theils 
im. Texte felbft findet. Nur das kaun Rec. nicht billigen, 
daB der Bf. nicht vorher vom Eigenthum und deffen Er: 
werbung, namentlich auch von transitus und reditus regalis 
— (denn das, was fi über die Arten von Sachen $. 103. 
bis 108., über Begriff, Arten und Beftandtheile der Rechtes 
gefchäfte F. 112., über refolutive Bedingungen $. 119. und 
‚über Eigentfums = Erfigung $. 137. ff. findet, wird doch 
nicht ein befonderes Kapitel über. Eigenthum in der Aus- 
dehnung, wie e8 alle Pandecten-Compendien lieferu, erfeßen 
follen), — ferner von den Lehen, für ‚welche mit Einfluß 
der Bauern-kehen das IV. Buch beftimmt fcheint, von. der 
Emphyteuſe und den römifchen Dienftbarfeiten, fo. wie von 
‚der Eigenthume-, der sonfefforticpen und negateriſchen ae 
gehandelt hat. 
Es zerfällt nämlich dieſes dritte Buch nur in drei Kapitel. 

Das erfte hat die Auffchrift : von dem verfchiedenen Arten von 
Gütern und ihren Nechts » Verhältniffen überhaupt, Es 


wird aber bier gehandelt: I: Von der Gutsherrlichkeit, 
und im Befondern von der. jtandesherrlichen, den Ritters und 
den Bauern -Öüterw; ‚die, berfchiedenen Arten der letztern 
werden zwar ſchon in F. 239. angegeben, aber die weitere 
Abhandlung hierüber hat ‚man ohne, Zweifel erft im IV. 
Bude zu erwarten... II. Von den öffentlichen Büchern; 
von der gerichtlichen Eröffnung von Verträgen über liegende 
Güter, und von. den Vormerfungen und Verwahrungen in 
den Öffentlichen Büchern. Im zweiten Kapitel wird ges 
handelt von den Real-Rechten und zwar 1) von Mars 
kungs-Rechten, 2) Forſt- und Jagd⸗Rechten, 3) Fifchereis 
und andern Rechten, 4) Berg: und Salz-Rechten, 5). von 
Real⸗Gewerb⸗ Rechten, insbefondere von Bann⸗Rechten. — 
Dos dritte Kapitel Handelt von den Real-Laſten, aber 
bier noch nicht von der Keibzucht, dem Wittum, der Lchens 
Waare, dem Mäher-Recht und Retract und von dem bei 
und ziemlich obfolet gewordenen Rentenkauf, auch noch 
nicht von den Apanagen, welche wahrfcheinlich in das für 
den dritten Band vorbehaltene Familien-Recht verwiefen find, 
fondern nur von Frohnen, Gülten, Zehnten und Xheils 
Gefällen, J 
So wie dieſes, bereits naͤher bezeichnete Sachen-Recht 
— ſagt der Verfaſſer in der Vorrede — dem Perſonen-Recht 
zur Seite ſteht, ſo werden in dem zweiten Bande den ding— 
lichen Rechten (worunter er wahrſcheinlich die Lehre vom 
Eigenthum, und zwar nicht nur vom aͤchten, ſondern auch 
vom nutzbaren, vom Pfandrecht und von den Servituten 
des roͤmiſchen Rechts verſteht) die perſoͤnlichen oder For— 
derungs-Rechte gegenuͤber treten. Fuͤr den dritten Baud 
bleibt dann noch uͤbrig: das Familien-Recht, das Erbrecht 
und die Lehre von den Geſellſchaften und Gemeinheiten. 
Dieſer Ueberſicht füge ich noch folgende Bemerkungen bet: 
$. 45. Note. 8. ©, 68. heißt es: ,,Bei der deutjchen 
„Bundes-Acte fallen ebenfo, wie bei der Verfaſſungs⸗Urkunde, 
„natuͤrlich alle Bedenklichkeiten rükfichtlih der Anwendung 
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„weg, da dieſe ſtillſchweigend durch die Verfaſſungs⸗Urkunde 
„anerkannt worden iſt.“ Hiernach ſcheint die Meinung aus, 
gedruͤckt zu ſeyn, daß die Bundes» Mfte, obgleich fie bes 
kauntlich in Württemberg nie als Gefeß promulgirt worden, 


ſchon am ſich als Gefe auch für den Einzelnen zu bes 


trachten fen, foferm auch von unferer Regierung die Vollzies 
hung einzelner Beftimmungen berfelben nicht befonders ans 
geordnet worden. Von einer andern Anficht ging das Ober: 
Tribunal bei verfchiedenen Veranlaffungen aus (man vergl. 
die von mir herausgegebenen vier Gefeßes - Entwürfe, bei. 
Steinfopf 1835., ©. 211. mit 170. und meine vermifchten 
juriftifchen Auffäße, Bd. I. ©. 206); auch beruft fich der 
Verfaſſer S. 117. felbit und zwar gerade in Bezichung 
auf eine Beffimmung ber Bundes-Afte „aufden alls 
„gemeinen, auch von der württ. Regierung mehrfach aner; 
„kannten und endlich felbft in der Verfaffungs-Urfunde $. 3. 
„fanctionirten Grundfag, daß die Bundes-Geſetze erft Durch 
„Publikation im Lande Verbindlichkeit erhalten,’ 

F. 52. ©. 835. ift eine Schrift von Chriftoph Friedrich 
Harpprecht übergangen, nämlid) Comment. de font. jur. 
civ. mod, Württ. 1724. Dieſe Schrift felbft mag zwar 
feinen großen Werth Haben, aber defto merkwuͤrdiger ift die 
Dedication an den Herzog Eberhard Ludwig. In diefer 
werben die Gefetze eingetheilt im göttliche, halbgöttliche und 
nienfchliche, Die wuͤrtt. Geſetze werden für halbgöttliche, 
und der Herzog Eberhard Ludwig , deffen Regierung eine fo 
trauvige Berühmtheit erhalten hat, wird für einen Halbgott 
erflärt, So etwas verdient der Vergeffenheit entrifjen zu 
werden, Es dient zu einiger Ermuthigung, wenn man Die 
gegenwärtige Zeit fo gar klein findet. 

$. 56. ©. 89. Wenn e8 hier heißt: „in Beziehung 
„auf die fremde Geſetzes-Maſſe, namlich das römifche, cAnos 
„niſche und longobarbifhe Recht ift die nächfte Obliegenheit 
„des Rechtslehrers, bei jeder einzelnen Lehre zunachft aus der 
„Geſchichte des einheimischen Rechts zu ermitteln, in wie . 
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„weit die fremden Quellen in letzterem wirtfam. ge 
‚worden find, und hiernach das Verhaltniß ihrer Anwend⸗ 
‚‚barkeit zu beſtimmen,“ fo ift es wohl nicht die Meinung 
des Verfaſſers, es zu beftreiten, daß namentlich das roͤm. 
Recht die Vermuthung der Anwendbarkeit für ſich habe 
(vergl. $. 25. und 61.) An der Ichtern Stelle werden 
nähere Regeln für die Anwendbarkeit E roͤm. Rechts ge: 
geben, womit Rec. vollfommen einverftanden. ift, namentlich 
auch mit derjenigen, weldye über die Erklärung deffelben 
aufgeftelle wird. . „Wenn naͤmlich deutfche Reichs > oder 
„Landes⸗Geſetze irgend eine beftimmte Auslegung des fremden 
‚Rechts zu der ihrigen gemacht haben , fo müffe diefe als 
„die anthentifche auch jet noch gelten, felbft wenn fie num 
„allgemein als unrichtig erkannt werden follte, Wenn dagegen 
„jene Gefege nur allgemein auf röm. Recht verweifen, ohne 
„ſich für Diefe oder jene Auslegung zu entfcheiden, oder wenn 
„„Diefelben in irgend einem Punkte, wo das roͤm. Recht eins 
„greift, gar nichts beftimmen, fo müffe der Sinn des. röm. 
„Rechts unabhängig von irgend einer Lehrmeinung älterer 
„und neuerer Zeit vom Nichter ermittelt werden.‘ | 

$. 56. Note 2. ©. 90. ift es wohl nicht ganz richtig, 
wenn die allgemeine Güter-Gemeinfchaft unter. diejenigen 
Gattungen von Rechts-Verhaͤltniſſen gezahlt wird, bei wels 
hen weder die fremden noch die einheimifchen Gefege etwas 
zu ihrer Ausbildung beigetragen haben, und deren heutige 
praetifche Geftalt nur aus ihrer gefchichtlichen Entwidlung 
und ihrer außern Erfeheinung zu beftimmen fey; denn zu 
Ausbildung diefes Inſtituts im verfchiedenen Theilen unferes 
Landes haben die einheimifchen Gefege, zwar nicht allges 
meine, aber doch beſondere, bezichungsweife jet noch güls 
tige Statuten (vergl. $. 44. und $. 70. Note 3.) gewiß 
das ihrige beigetragen. 

$. 65. ©, 103. erklärt der Verfaffer, abweichend von 
Weishaar, auch das auf hiſtoriſchem Wege gefundene, 
d. h. aus allgemeinen deutſchen Gewohnheiten abgeleitete 
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deutfche Recht für ein dogmatiſch allgemeines und baber 
fubfidiar practifches Recht. Die in der Note 5. angeführten 
Gefeße fprechen . jedoch. nur von gemeinen gefchriebenen 
Faiferlichen Rechten. Eher kann diefer Satz durch die im 
6. 61. Note 5. bemerkten Stellen des Landrechtd und Der 
Hofgerichtss Ordnung begründet werden. 

—. 66. Note. ©. 110. find bei Anführung der Stelle 
des General-Referipts: vom 28. Sept. 1740, wornad) wider 
das fürftliche Landrecht überhaupt Feine widrige Praris und 
Dbfervanz ftattfinden fol, die ungemein mildernden Worte: 
ſo ſchlechter Dingen“ übergangen. Nach diefen Worten 
iſt die abrogative Kraft des Gewohnheits-Rechts offenbar 
nicht. für: abfolut unzulaffig erklärt. Unter welchen Vorauss 
fegungen dieſelbe anzuerkennen ſey, darüber fehlt es freilich 
on’ feiten Normen, aber jedenfalls fallt der fchneidende Wis 
Derfpruch weg, wenn, wie der Vf. felbft bemerft, „die 
- Gewohnheit. auch bier ihre eiierne Macht ausübe, indem 
3.8. die Vorfehrift, Daß Ceflionen von Forderungen über 
20. fl. gerichtlich infinuirt werden follen, niemals angewendet 
wurde.’ Uebrigens fcheint der Werfafler rüdfichtlich des 
Rechtsgrundes des Gewohnheitsrechts die Theorie von Puhta 
anzunehmen; doch drüdt er fich nicht fo einfach und beſtimmt 
ans, wie. Puchta, daß namlich Gewohnheits » Recht dann 
vorhanden fey, wenn ein Saß in der Gewohnheit des Volks 
als Rechtsgrundfaß beſtehe; daß die rechtliche Volfs-Uebers 
zeugang dieſe Autorität für. ſich habe, ohne daß v6 einer 
Genehmigung des Gefeßgebers bedürfe und. daß Gewohnheit 
und Herfommen nicht fowopl die Quelle, als vielmehr die 
Solge der Gewohnheit ſey. Auch weicht unfer Vf, darin 
bedeutend von Puchta ab, daß er nad) der gewöhnlichen 
Theorie von den Erforderniffen des Gewohnheits-Rechts, 
nicht, wie Puchta, von den VBorausfegungen fpricht, unter 
welchen die Uebung eine Erfenntniß- Quelle des Ges 
wohnheits⸗Rechts fey, oder von den Erforderniffen der Uebung. 
Um: fo. weniger ift hier Veranlafjung vorhanden, die Theorie 
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von Puchrta zu prüfen, wornach dem Gewohnheits-Rechte 
eine gleichſam aprioriiche, : wor jeder Uebung vorhandene, 
und ‚Durch diefe nur zur-außern —— — oder 
erkennbar gemachte Exiſtenz gegeben wird. mann 

$. 71. ©. 115. ſcheint der Verfaſſer a. for. 
ſchon durch den Art, 14. der deutfchen. Bundes -Acte die 
aufgehobenen Familien⸗Fideicommiſſe ipso jure wieder hers 
geſtellt ſeyen, ohne der hierüber beſtehenden Kontroverfe: Erz 
waͤhnung zu thun. Wergl. die gedachten: ee 
©. 172. bis 186.).. : er gt 1. et 5 

$ 75. Sa 422. Was über das befanııte Geſeh vom 
12. Sept. 1814, deſſen ſchon oben Erwähnung. geſchah, 
namentlich über den in demselben aufgeſtellten Begriff eines 
erworbenen: Rechtes gefaat tt, damit bin .ich vollkommen 
einverftanden. «Sp laͤßt es fich ſelbſt nach dieſem Geſetze 
nicht bezweifeln / daß bei reiner veraͤnderten Erbfolge⸗Ord⸗ 
nung nicht die wirkliche Erwerbung, ſondern der Anufall der 
Erbſchaft darüber entſcheide, soh« die Erbfolge nach, dem 
alteu oder neuen. Geſetze zu normiren ſeyy ) — 

G. 88: S. 139. nimmtuder Verfaſſerran, daß om Bu 
eechtigter nach der Aualogie des $.50.. der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde auch für Die. tin Wege der Geſetzgebung aufgchos 
berien : Privilegien : eutſchaͤdigt werden: muͤſſe. Allein. dieſes 
Gefeß bezieht fich wur: auf: den Fall, wenn ‚der Einzelne aus 
befondern. ‚Gründen der Morhwendigkfeit, nicht durch einen 
Ver der Geſetzgebung, ſondern der vollziehenden Ges 
waltzu Abtretung feines -Eigenthums. oder ‚feiner Rechte 
für Staats oder Corporations⸗Zwecke gezwungen werben folf; 
Allerdings iſt zwar auch ‚der. gefeßgebenden Gewalt der 
Grundfaß des $. 50. der Werfaffungs » Urkunde ſehr zu 
ernpfehlen. ‚Aber wenn nun diefelbe bei der Aufhebung von 
Vorrechten Entfchadigungs « Aufprüche nicht: nur nicht vorbes 
haͤlt, fondern ſogar, ſey es ausdräclich oder auf eine con⸗ 
cludente Weiſe, ausgeſchloſſen wiſſen will, ſo wuͤrde ſich 
der Richter uͤber den Geſetzgeber erheben, wenn er mun doch 
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folche :Anfprüche anerkennen würde. - Wollte man die Auf: 
hebung von Vorrechten ohne die Gewährung von Entfchädis 
gung auch im Wege der Gefeßgebung für abfolut unzuläßig 
erflären, fo würde eine wahre Stagnation des "gefellfchafts 
lichen Zuſtandes eintreten. ‚Statt der Gerechtfame, welche 
vielleicht einen ſehr unlautern: Urfprung haben, koͤnnte nie 
das wahre Recht wirkfam werden, oder. was heißt z. 3. 
die Aufhebung. der Steuer⸗Freiheit, wenn man, . wie früher 
vom Ober Fuftig-Eollegium erkannt wurde, annahm, daß 
die Berechtigten dafür volle Entfchadigung fordern und daß 
diefe Entſchaͤdigung in nichts anderem ‘beftehen Fönne, als 
daß ihnen der Staat dieſelbe Steuer, die er. mon — 
no alljährlich wieder erfeße?. 7 Ä 

8.:95. ©. 146., wo davon Die Rede rn das 5 
— mehrere Rechte Subjrae in ſich vereinigen und 
daß auf dieſe Weiſe eine gedoppelte Perſon ſelbſt von ſich 
Rechte erwerben Fünne ‚hatte, um Mißdeutungen zu ver⸗ 
hüten, des bekaunten Satzes: nemo:in rem'suam‘ductor 
esse potest, (1. 141. 17. pr. ‘Di de aulet.'tuti 36.0 8.) fo 
wie der Beſtimmung des Art.37. des. Geſetzes vom 21. 
Mai 1026 Erwaͤhnung geſchehen ſollen. har weni“ 
“EIER Sr 152. ſoll bei Verſchollenen für die 
Erbfolge in ihr Vermoͤgen, für die Aufldfung des ehelichen Ban- 
des und fuͤr die Entgiehung der Erbfaͤhigkeit nicht’ der Moment 
des zurückgelegten , 70. Jahrs fondern. der Momentisder 
rechtsfraftig gewordenen gerichtlichen Todt⸗Erklaͤrung ent: 
ſcheiden. 1 Dersaugeführte: Grund iſt nicht einleuchteud, weil 
naͤmlich in: der Zuruͤcklegung dee: 70. Jahres einſtweilen nur 
eine Vermuthuug, die als Beweisgrund für den Tod diene, 
liege. Spricht dann aber nicht der Richter gerade auf den 
Grund: dieſes Beweiſes aus; daß der. Verſchollene als 
todt anzunehmen ſey 2 ſollte es ſich hier anders verhalten, 
als wenn; der Tod auf eine unkuͤnſtliche Weiſe erwieſen 
wird ? Ju beiden Faͤllen beſteht der Ausſpruch des Richters 
nur darin, daß der zu einer gewiſſen Zeit erfolgte Tod als 
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eiwieſen anzunehmen ſey. Jedenfalls empfiehlt ſich die an⸗ 
gefochtene Theſis dadurch, daß ſie nichts der Willkuͤr des 
Richters Aberlaßt, und das Recht der Parteien von dem 
zufaͤlligen Umſtand, ob ‘fie es mit einem raſch vorſchreiten⸗ 
den oder langſamen und, verzoͤgerlichen Richter zu thun haben, 
nicht abhaͤngig macht. Der Vf. kann ſich auch nicht auf 
die Auctoritaͤt von Mittermaier (wenigſtens in der 2ten 
Ausgabe ſeines deutſchen Privat⸗ Rechts, welche der Necenf; 
bei der Hand hat) beziehen. Mittermaier, fagt hier etwas 
ganz anderes und ſelbſt Eichhorn beftreitet, eigentlich nur Die 
Meinung, daß die Erbfolge, nad) dem ARE der: Vers 
fcholfenheit zu normiren ſey. 

Der $. 100. hat durch Die eins eines Blattes 
nach- des Recenſ. Urtheil eine Verbefferung erhalten. Ans 
fangs nahm der Vf. an, daß nicht die Grundſtuͤcke, wors 
auf ein Recht (Real⸗Recht) oder eine Verbindlichkeit (Real⸗ 
Laſt) dauernd conſtituirt ſey, als die wahren Rechts⸗Sub⸗ 
jecte anzufehen feyen, fondern nur die wandelnde Perfonliche 
Feit des Beſitzers. Von diefer Anfı icht ift.er aber nuu zu⸗ 
ruͤckgekommen. 

S . 104. ©. 155. wird, wie mich vintt, mit Red, 
zwifchen verbrauchbaren und ER Sachen Ger; dun- 
gibiles) unterſchieden. — 

G. 109. ©. 161., mo unter einer Aufſchrift, welche 
bieß nicht erwarten laͤßt, auch von oͤffentlichen —** ge⸗ 
handelt: wird, blieb die Eintheilung in zes uniyersitatis, 
im. engern Sinne, wonon. die, Benuͤtzung deu Einzelnen, zu⸗ 
ſteht, und patrimonium universitatis,, ‚wobei, dieß aigt der 
Fall iſt, unberuͤhht. 

In G. 110. wird unter * Auffährift — —— 
auch von Fictionen und den verſchiedenen Arten von Praͤ⸗ 
fumtionen. geſprochen, jedoch der Unterſchied zwifchen. Fie⸗ 
tionen und denjenigen Präfumtionen ,. welche. ‚Feinen Gegen⸗ 
beweis zulaſſen, nicht ſcharf genug angegeben. Der Df. 
Inst: namlich: „nicht bloß Handlungen, auch andere That⸗ 
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fachen werden zumeilen rechtlich eritweder geradezu an⸗ 
genommen, ohne daB fie wirklich ffattgefunden 
(hetiones juris) fi w.“ Dieß iſt auch der Fall -bei 
Vermuthungen, welche feinen Gegenbeweis zulaflen. Will 
man zwiſchen beiden unterſcheiden, fo ſcheint mir das Charak⸗ 
teriſtiſche darin zu beſtehen: das Geſetz fin gaͤrt ad imita- 
tionem naturae Handlungen, "Möchte -Verbältniffe und Zus 
ftande, die auf. folche Weiſeſgar nicht riffirem Finnen, wes 
nigftend ganz gewiß nicht eriftirt ‚haben! > Die bezeichnete 
Vermuthung hingegen. beruht auf. gemeiner Erfahrung, wo⸗ 
von das Gegentheil zwar im dnzelnen Falle denkbar; wor⸗ 
über aber ber aus‘ ne u 
fchloffen iſt. A Te I FE EHER 5 VOL ./ 
= 6,415: & 166. foll den Fraueis pafntl — 
Irrthum zwar dann, ſofern fie aus Ufenntiß‘ Veh Geſetze 
etwas verfpracdren, nicht aber‘ alsdaun zu Statten kom⸗ 
men, ſofern ſie bereits bezahlt— haben. Damit ſtehen {late 
Gefetze im Widerſpruch. Denn wenn" eine Fran’tit-Fofge 
einer ungältigen Juterceſſion wirklith Bezahlung lei⸗ 
ſtete, ſo kann fie das Bezahlte nach einer Reihe von Geſetzen 
wenigſtens dann zuruͤckfordern, wenn fie ber der“ Bezaͤhlung 
die’ Unguͤltigkeit ihrer Ihrtreeffion nicht kaͤunte (Bgl. meine 
Bemerkungen zum Pfandgeſetz ©. 7. f9.) Mach! Mater 
Comm. Bd. J. ©. 24. fg. ſollen die Weiber ſogar das, was 
fie im Folge ihrer uigüftigent"Snterceptont btzahl teu⸗ aß 
ten Fallen, und nit bloß daun zutlick forderit koͤnnen 
wenn die Bezah lung as Ferthum geſchah· — Was bed: 
E 467, Note 3. don der Rechts Unwiſſenheit der Bauern 
gefagt ift, wird im $. 217. fehr modifteirt. Der DEV 57 
gehört überhaupt nicht zu den am gluͤcklichſten gefaßten, 
namentlich bleibt es unbeſtimmt, inwiefern es einen Unters 
ſchied mache, ob "es ſich von Vermeiduug eines Venuns 
oder der Nicht-Erwerbung eines Gewinns handle" "NH 
$. 118. Note 5. ©. 169. hätte es etwas beftimmiter 
ausgedruͤckt werden follen, daß die einer unverheiratheten 
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Perfon geftellte Bedingung, nicdt zu heirathen, nur dann 
ale unmoraliſch zu betrachten und. Daher verwerflich ſey, 
wenn dadurch eine Perfon von einer anftändigen Heirath 
abgehalten, nicht aber aud) dann, wenn für diefelbe auf 
den Fall, daß fich Feine anftandige Parthie für fie finde, 
geforgt werden fol. In cinem foldhen Fall kann fie, wenn 
fie ſich nun doch glüdlicher Weife verheirathet, das, was 
ihr für dem entgegengefeßten Fall, um fie nie hülflos zu 
laffen, durch eine letzte Willens » Verordnung ausgefegt iſt, 
gewiß nicht anfprechen. 

$. 119. ©. 170. kann es wohl ſchwerlich auch nur ale 
Megel betrachtet werden, daß durch den Eintritt einer refo- 
Iutiven Bedingung das Rechtsverhaͤltniß nicht bloß für die 
Zufunft (ex nunc), fondern rüdwarts (ex tunc) aufgelöst 
werde, als ob es nie beftanden hätte, fo daß der. Bercch- 
tigte die Sache nebft allen Früchten gegen Erfaß der noth— 
wendigen Auslagen herauszugeben habe, und daß fic, 'wenu 
er folcye nicht mehr beſitze, jedem dritten Beſitzer abgefor: 
bert werden Fünne. Namentlich begründet das pactum de 
retrovendendo wohl fchon gemeinrechtlih nur perfünliche 
Unfprüche gegen den Kaͤufer. uebrigens haͤtte der beſondern 
Beſtimmungen unſerer neuen Geſetze, naͤmlich in Beziehung 
‚auf unbewegliche Sachen, des Pfand⸗Geſetzes Art. 65. ff. 
und des Geſetzes vom 21. Mai 1828, Art. 15. 53. und 
71. in Ubficht auf bewegliche Sachen aber des Pfand-⸗Ge⸗ 
feße8 Art. 259. und des Geſetzes von 1828, Art. 16. -und 
55. Erwähnung gefchehen fullen. 

$. 120. ©. 171. Menn es bier heißt, daß die einem 
Rechts-Geſchaͤft in ſuſpenſiver Form beigefuͤgte Bedingung, 
daß etwas phyſiſch oder rechtlich oder moraliſch unmoͤgliches 
geſchehe, das Rechtsgefuͤhl nichtig mache, ſo iſt dieß in 
dieſer Allgemeinheit nicht richtig, da bekanntlich ſolche Be⸗ 
dingungen bei letzten Willenshandlungen, gar beachtet 
werden, 

$. 121. ©, 173. wäre noch zu bemerken gewefen, daß 
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eine Zeitbeftimmung auch infoferne ein Nechtögefchäft zu 
einem bedingten machen koͤnne, als es ungewiß ift, ob der 
Honorirte die ganz gewiß eintretende Begebenheit erlebe; 
denn unbedingt läßt fich für folche Fälle nicht, wie der Vf. 
‚anzunehmen fcheint,, behaupten, daß nur bie Leitung 
ausgefeßt fey. Sonft würden auch die vom Tode des Fir 
duciars abhängigen -Fideicommiffe reine, d. h. ſolche feyn, 
welche der Fideicommiffar, wenn er den Tod des Fiduciars 
nicht erlebt, auf feine Erben überträgt. Nur für Verträge 
gilt die Regel des Vf. als ſolche. Ber einfeitigen leßten 
Wilienshandlungen kommt es ſtets auf die Abficht des Te— 
firerd an, ob von einem gewiß eintretenden Ereigniß das 
"Recht felbft, oder nur die Leiſtung abhängig gemacht werden 
follte. (Vgl. Arch. f. civil. Praris Bd. IX., Nro. 18.S. 357.ff.) 
— Ebd, heißt e8 Cübereinft. mit Xhibaut), daß der Verpflichtere 
ſchon vor jenem Zeitpunft zu leiften befugt fey, fofern 
Dadurch der Berechtigte Feinen Nachtheil 
leide, Nun drüdt es eine Reihe von Gefeßen und nament- 
lich die vom Verfaffer unrichtig allegirte 1. 41. . 1. D. 
XLV 14. auf das Beftimmtefte aus, daß die adjectio diei 
pro reo non pro stipulatore fey. Iſt dieß der Fall, fo 
bedient fich der Schuldner nur feines Rechts, wenn er (nach 
vorgaͤngiger Iandesüblicher Auffündigung) vor dem beduns 
genen Zermin bezahlt; darauf, ob der Gläubiger dabei 
einen Schaden leide, kann es dann gar nicht anfommen 
(vgl. $. 147.) Daher ift es mir unerflärbar, wie Lauter 
bad XLVI. 3. $. 28. jenem von ihm anerkannten Rechts⸗ 
fa beifügen mag: „‚soluturus tamen  simul, quod 
interest, ‘et futuras usuras ad destinatum 
usque solutionis diem offerre debet,‘“ während 
doch Zinfen z. B. bei einem Verkauf ohne Zweifel nur das 
für, Daß-der Kaufpreis in. den Händen des Käufers bleibt, 
und nur fuͤr die Periode, als diefes der Fall ift, bedungen 
find. Bei weiten richtiger ift die vom Df. angeführte Ents 
ſcheidung von Leyſer. Allerdings kann es ſich ausnahms⸗ 
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weiſe ergeben, baß die Zahlungsfriften auch im Intereſſe 
des Glaubigers, melcher fein Geld gut anlegen will, be 
dungen find. In dieſem Falle kann alferdings eine frühere 
Bezahlung ohne Einwilligung des. Gläubigerd oder ohne 
deffen volle Entfchädigung nicht fattfinden. Diefe Frage 
hat durch die Veränderung. der Zeit-Verhältniffe, indem jetzt 
der geldbedürftige Schuldner, welcher Sicherheit anbieten 
ann, leichter einen zum Darleihen geneigten Gläubiger 
finden kaun, als diefer einen fihern Schuldner, und der 
gewöhnliche Zinsfuß auch bet Anlchen an Privaten von 5 
Proc. auf 4’, — 4 Proc, herabgeſunken iſt, ein befonderes 
Intereſſe erhalten, 

Bei g. 122. Note 9. ©. 175. ift der Gemeinbeſcheid 
des Ober⸗Ations⸗Tribunals, betreffend die Berechnung der 
Reviſions-⸗Nothfriſt vom 8. Mai 1806 (Geſetzes⸗Sammlung 
von 1806, S. 59.), noch anzufuͤhren. 

F. 126. S. 179. iſt es mir unerwartet, daß der Vf. 
nach der wuͤrtt. Geſetzgebung der eidlichen Beſtaͤtigung 
eines Rechtsgeſchaͤftes jeden Einfluß auf deſſen Guͤltigkeit 
abſpricht. Allerdings vertheidigt Malblanc die Theorie, 
welche die richtige ſeyn mag, aber nicht in beſonderer 
Beziehung auf die wuͤrtt. Geſetzgebung und die wuͤrtt. Pra⸗ 
xis. Lauterbach erklärt aber die cidlihe Beftatigung 
des Hausfohnes bei einem Anlehen nur in der Beziehung 
für unwirffam, als es fich dabei nicht vom JIntereſſe des 
Hausfohnes ſelbſt, fondern feines Vaters handle. Nicht con 
fequent Fonnte ich es zwar finden, wenn Hofader $. 713., 
welcher doch in $. 827. den Minderjährigen bei ihren eidlich 
Seftatigten Rechts⸗Geſchaͤften die Wieder-Einfegung abfpricht, 
auch eidlich beftätigte Rechts-Gefchafte der Weiber, welche ohne 
Mitwirkung eines Gefchledhts-Beiftandes vorgenommen wurden, 
als für fie unverbindend bezeichnet. Dagegen Ichrte Die tägliche 
Erfahrung bis zur Erfcheinung des Pfand⸗Geſetzes, daß nur 
in Holge eidlicher Beftätigung, oder des eiblichen Verzichts 
auf die weiblichen Rechtswohlthaten die Iuterceffionen der 
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Weiber, wenigftend diejenigen für ihre Ehemänner, als güks 
tig erkannt wurden, und hievon ift auch die befannte Vers 
orduung vom 19. Zuni 1808 $, 10. (Reg. Bl. ©. 324.) 
ausgegangen. [Man vergl, meine vermifchten Auffage,”Bb. 
I, Nr. 24. ©. 386. ff.) Allerdings kann nun nach dem 
Geſetze von 1828 der Eid nicht mehr die Stelle der durch 
dieſes Geſetz vorgefchriebenen Form für weibliche Juterceſſio— 
nen erfeßen, aber die Gerichte haben wenigftens bis jet noch 
wicht angenommen, daß hierdurch eidliche DBeftatigung auch 
bei andern Rechts-⸗Geſchaͤften unwirkſam geworden fey oder 
daß diefe Mirkung nur in der Ausfchließung des Reuerechts 
beftche. Uebrigens wurde auch ſchon fruͤher die Wirkſam— 
keit des Eides nicht uͤber die wahre Jutention der Partheien 
ausgedehnt. Wenn alſo eine minderjaͤhrige Frau auch eidlich 
auf die Rechtswohlthat des Vellejaniſchen Rathsſchluſſes und 
der Auth. C. si qua mulier etc. verzichtete, fo wurde fie 
deßwegen doch derjenigen NRechtswohlthaten , welche fie als 
Minderjährige hatte, nicht für verluftig erklärt. 

Sm $. 131. ©. 185. werden nach dem württ. Rechte 
mit gutem Grunde drei Grade der culpa augenommeır, 
aber ohne Grund wird im Allgemeinen zu der leich— 
teften Schuld auch das Haften für Diebftähle gerechnet. 
Dieß iſt eine eigenthümliche Beſtimmung, welche fih nur 
auf Wirthe und Schiffer bezieht, welche aber, foferm dem 
Verpflichteten bei der Verwahrung des Anvertrauten nichts 
zur Laft fällt, eben defwegen, weil fie ziemlich) anomal ift 
und auf eigenthümlichen Gründen beruft, feine Ausdehnung 
geftattet. Ja da nach dem Land-Recht Th. IL. Tit. 3. $. 
doch follen ꝛc. ©. 246. felbft Gaftwirthe durch unvorge, 
fehenes Unglüc entfchuldigt werden, und da unfere Wirthe 
im Allgemeinen gewiß nicht die fchlechte Meinung verdienen, 
wie fie nach dem römifchen Rechte vorausgefcgt werden 
muß, fo kann man felbft diefe nicht wegch eines Diebſtahls 
verantwortlich machen, fobald es fich zeigt, daß den Wirth 
dabei Feine Art von Vorwurf trifft, und daß der Diebſtahl 
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‚weder von den Hausgenoffen des Wirths, noch von den von 
ihm aufgenommenen Gäften begangen worden ſey. Müd- 
fichtlich derjenigen Beſchaͤdigungen, welche der Gaft durch 
feine eigene Dienerfhaft, fo wie überhaupt durch. eigene 
Verſchuldung leidet, kann ohnedieß der Wirth nicht in An⸗ 
ſpruch genommen werden. 

Nach $. 133. ©. 189. ſcheint der Kläger auch in fol, 
hen Fallen, wo fein Anſpruch fhon an und für fich durch 
ein gewiffes Rechtsverhaͤltniß begründet ift, mit dem Be 
weife der Schuld belafter zu werden. : Dafuͤr ſcheinen - freis 
lich einige Stellen des Land-Rechts Th. IL. Tit. 2. und 5. 
zu fprechen; aber im Allgemeinen verdient dieſe Theorie 
wohl Feine Billigung. Auch fpricht gegen diefe Anſicht der 
oben angeführte $. Doch ſollen u. f. w. — Ebend. Note 3. 
der Würderungs-Eid kann wohl nicht: in: alfen Fällen einer 
Belhadigung, fondern nur dann zugelaffen werben, wenn 
die Berchadigung in Beziehung auf eine Sache ftatt hatte, 
welche der  Befchädigende herauszugeben oder zu erftatten 
batte.. Un. diefem gemeinrechtlichen Grundſatz ift auch durch 
die angeführten Stellen des Landrechts, welche, — 
situm handeln, nichts veraͤndert worden. 

F. 134..©. 191., wo von dem Zufalle die Rede iſt, 
heißt es: „Insbeſondere wird ſo derjenige Schaden genannt, 
„welcher weder von einem Andern (?) beabfichtigt wor 
„den ift, noch durch Anwendung der fchuldigen Aufmerks 
„ſamkeit hatte vermieden werden koͤnnen.“ Hier ift wenia- 
ftend der Ausdruck nicht richtig; denn. ein Schaden kann 
von, einem Andern beabſichtigt und, doch bezichungsweife 
zufällig ſeyn. Alles kommt vielmehr darauf an, ob der 

Schaden, werde er num durch, eine Natur: Begebenhett. oder 
durch die Handlung eines Menfchen. herbeigeführt, von 
demjenigen, welchen folcher. betraf oder von deffen Vers 
pflihtung es ſich Handelt, durch Anwendung der gehörigen 
Sorgfalt nicht abgewendet werden kounte. — Weiter fagt 
der Vf.: „der Berechtigte leidet (sentit) den Schaden.‘ 
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Ganz gut! Aber wer iſt bei einer auf Das Geben gerich, 


. teten Obligation der Berechtigte? ift es derjenige, welcher 


— — 


die Sache zu leiſten hat und welcher zur Zeit des Zufalls in 
den meiſten Faͤllen Eigenthuͤmer ſeyn wird, oder derjenige, 
welcher deren Leiſtung zu fordern berechtigt iſt? und in dieſem 
Falle iſt derſelbe daneben noch zur verſprochenen Gegen⸗Leiſtung 
verbunden? — Obgleich der Vf. Hier ſchon ruͤckſichtlich der 
Stage: wer hat bei Obligationen die Gefahr zu tragen ? 
auf den Auffag von Wächter im Civil, Arhiv XV. ©. 97. 
ff. verweist, fo ift doch zu erwarten, daß er diefe Frage 
in dem Abfchnitt s „von den Forderungd- Rechten‘ noch er- 
Örtern werde. J 

Zum F. 136. ©. 193. ff. Unzweifelhaft gehört zum 
Begriffe des Verzugs auf Seite des Schuldners, daß die 
Erfüllung einer "Verbindlichkeit (objectio) rechtöwidrig ver: 
zoͤgert worden fey. Aber verfchieden davon iſt wohl die 
Frage, ob den Schuldner bei diefer Verzögerung eine Vers 
fhuldung treffen müffe und welche? Es läßt ſich eine folche 
Verſchuldung in doppelter Beziehung denken, indem es naͤm— 
lich dem Schuldner zum Vorwurf gereichen kann, entweder 
daß er die Anerkennung einer Schuld, und zwar als einer 
verfallenen Hermweigerte, oder daß er Die anerfannte Schuld 
nicht zu rechter Zeit abtrug. Unfer Vf. nimmt, ohne diefen 
Unterfchieb zu berühren, im Allgemeinen an, daß der Ver: 
zug eine Schuld (culpa)‘vorausfege, glaubt aber, daß die 
Beſtimmung des Grades der Schuld, ebenfo, wie die Aus— 
meffung des Schadens, vom gerichtlichen Ermeſſen abhänge, 
Nun gefchieht es aber alle Tage, daß Schuldner, wenigs 


ftens bei liquiden Forderungen, zu VerzugssZinfen verurtheilt 


werden, ohne irgend eine Rüdficht darauf zu nehmen, ob fie Die 
Mittel, zu bezahlen, befaßen, oder ob fie nicht wenigſtens 


es in ihrer Gewalt gehabt Härten , diefe Mittel fich zu ver: 


ſchaffen. Dieß gefchieht felbft daun, wenn man weiß, dag 
der Schuldner den beften Willen hatte, zu zahlen, daß er 
aber nur nicht zahlen konnte; alfo felbft dann, wo zwar 


objestio. die Verzdgerung ‚der Bezahlung rechtswidrig, fub. 
ieftio aber überall Feine. rechtswidrige Gefi innung iſt. Auch 
das Land⸗Recht Th. II. Tit. 1., obgleich es nicht bloß von 
Verzugs⸗-Zinſen, oder ſtatt derſelben von dem gerichtlich zu 
ermäßigenden Intereſſe des, Gläubiger, fondern auch von 
den, von unſerem Vf. angegebenen ſchweren Folgen handelt, 
weldye den morofen Schuldner bei verändertem Werthe ges 
liehener fungibler Dinge treffen, erwähnt doch überall nichts 
von einer beſondern Verſchuldung des Schuldners, fondern 
ſetzt zur Begründung des Verzugs und der in dieſem Ge— 
fee ausgefprochenen Folgen deſſelben, nur voraus, entweder 
ben Ablauf der urfprünglich beſtimmten ($. Derjenige uf 
w. ©. 235., $. Welcher dem andern u. ſ. w. ©. 236,, $. 
Wenn der Entlehner u. f. w. ©, 237.) oder der gerichtlich 
feſtgeſetzten Friſt (F. Welcher dem andern u. ſ. w. ©. 236., 
— wann 8 disfer gerichtlichen Feftfeßung bebürfe und ‚wie 
diefer $. mit. dem. $. Wo aber Fein gewiſſes Ziel u, ſ. w. 
©. 237. zu vereinigen, namentlich ob .die ErHärung von 
Weishaar $. 1035. richtig fey, läßt unfer Bf, unerdrtert —), 
oder. eine außergerichtliche Interpellation 2c. oder im Falle der 
gerichtlichen Einflagung eine wahre oder fingirte Einlaffung 

($. Wo aber Fein gewiflfes Ziel u. ſ. w. ©. 238.)... Hiers 
aus kann jedoch — (und infofern ſtimme ich mit dem Vf. 
uͤberein) — nach dem Anerkenutniß der Praxis nicht gefol- 
gert werben, daf der Beklagte in allen Faͤllen, in welchen 
er unterliegt, felbft wenn. ihm darüber, daß er eine Forde⸗ 
rung nicht fruͤher als liquid anerkannte, mit Billigkeit kein 
Vorwurf zu machen iſt, in Verzugs-Zinſen von der Zeit der 
Einlaffung , oder „bey verandertem Werthe geliehener Habe‘ 
zu Bezahlung des inzwifchen eingetretenen höchften Werths 
derſelben verurtheilt werden müßte. Diefe Modifikation, welche 
in der Praris beftcht, wird auch nicht nur durch den $. 
„Und was die oben u. ſ. w.“ ©. 259., wornach alles, „was 
„vom Verzug gemeldet, zu der Gerichte billiger Mode: 
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„ration und Mäßigung ſtehen ſoll“,*) ſondern auch durch ven 
angeführten $ „Welcher dem andern u. ſ. w.“ ©. 236., 
worin freilih Überhaupt eine Mebertragung der Grundfäge 
des Commodats auf das mutuum fich findet, gerechtfertigt, 
indem nad diefent $. die Verzugs⸗-Zinſen felbft dann erft 
von dem Ablaufe der gerichtlich feſtgeſetzten Zahlungs » Frift 
an laufen follen, wenn bei einem nicht für einen beftimnts 
ten Zweck und auch nicht auf eine beftimmte Zeit gemachten, 
übrigens liquiden Darlehen, der Schuldner nur eine Unbil, 
figfeit darin finden will, daß ihm daffelbe jo frühzeitig 
aufgefündigt worden ift. = | nn 
Noch ift zu bemerfen, daß unfer Bf. des befondern 
Vorrechts der Minderjährigen und des Fiscus, wornach 
ihre Echuldner immer im Verzug fi befinden, hier nicht 
erwaͤhnt, vielleicht deßwegen, weil er in dieſem Vorrechte 
nicht eine wahre mora ex re erkennt und ſolches nur auf 
eine Verbindlichkeit der gedachten Schuldner, ftets Zinfen zu 
bezahlen, befchrankt , wovon hier noch nicht gehandelt wird. 
Der Bf, wird vielleicht au dem gehörigen Ort auch die Frage 
erdrtern , ob dieſe Verbindlichkeit auch dann eintrete, wenn 
der Echuldner früher gar Feine Ahnung hatte, etwas fchul: 
dig zu ſeyn. Ein folcher Fall Fam beim Ober: Tribunal 
vor. Unter Öffentlicher Autorität wurde zwifchen Kindern 
erfter und zweiter Ehe, welche damals ſaͤmmtlich noch min— 
derjährig und durch ihre Vormünder vertreten ware, eine 
Erbfchafts-Thellung‘ vorgenommen, wobei in die Theilungss 
Berechnung ein nicht unbedeutender Fehler zum Nachtheil 
der Kinder zweiter Ehe fich einfchlih. Diefe Unrichtigfeit 
wurde erft nach einer Reihe von Jahren zufällig entdeckt. 
Die Kinder zweiter Ehe erhoben nun eine gerichtliche Klage 
gegen Die inzwifchen volljährig gewordenen Kinder erſter 


+) Nach der Allgemeinheit dieſes Sage ift diefed Ermeſſen wohl 
felbft dann nicht auögefhloffen, wenn für eine Leiftung eine 
gewiſſe Zeit beftimmt war, 
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‘Ehe und zwar nicht bloß’ auf Vergütung deffen, was ihnen 
durch die unrichtige Theilungs » Berehnung entzogen war, 
d. h. auf Erftattung einer ihnen zu niedrig ‚berechneten Aus⸗ 
gleihungs-Summe , fondern auch auf Bezahlung der Zinfen 
hieraus von der Zeit diefer Theilung. Dieſer letztere Ans 
ſpruch wurde . feineswegs darauf gegründet, daß und was 
für Vortheile die Beklagten durch die Benuͤtzung einer ihnen 
nicht gebührenden Summe genoffen haben, ſondern einzig 
auf das Vorrecht der Kläger, als Minderjährigen, daß ihre 
‚Schuldner ſtets im Verzuge fich befinden. Die Meinungen 
‚bei den Ober⸗Tribunal waren getheilt; die Mehrheit nahm 
jedoh an, daß auf dieſen Fall die Beſtimmung der 1. 3. 
Cod. in quib. caus. in integr. (2. 41.) 
„in 'minorum persona re ipsa et ex solo tem- 
„pore tardae pretii solutionis 22 jure 
„moram fieri creditum est“ | 
erft von der Zeit an, wo die Beklagten von der Unrichtig- 
keit der Alterlichen Xfeilungs» Berechnung Kenntniß erhalten 
hatten, Anwendung finden Fönne, indem vor diefem Zeit 
Punkt eine tarda solurio etwas ganz Undenfbares fey. *) 
Solche Fälle, daß ein Schuldner gar Feine Ahnung von feiner 
‚Verbindlichkeit hat, können befonders bei Erben vorkommen. 

Wenn übrigens gleich unfer Vf. hier noch uicht von 
Verzugss Zinfen handelt, fo hätte doch. hier ſchon bemerkt 
werden koͤnnen, daß neben den im Abfchnitt „von veranders 
tem Werthe geliehener  Haabe‘ (Land: Redht ©. 237.) bis 
ſtimmten Folgen des Verzugs nicht auch dem Gläubiger 
nad) den übrigen angezeigten $. $. noch VerzugssZinfen zus 
erkannt werden koͤnnen, indem vom Bf. alle dieſe $$. zur 
Begründung des Satzes: dies interpellat pro homine ans 
geführt find. — Endlich ftellt der Vf. (und zwar nicht 
als Folge der auf die morefen Schuldner übergehenden 
Gefahr) den von dem oben berührten durch ein „Mußer 


*) Vergl. Kricd. von Madai, die Fehre von der Mara. Halle 
1557. &, 150-157. 


de m’ -gefchiedenen, allgemeinen Satz auf, daß der mas 
roſe Schuldner dem Gläubiger den Mehrwerth der 
Sache, welchen fie zu irgend einer Zeit, während ‚des Vers 
zugs erlangt. hatte, erſetzen muͤſſe. In foldyer Algemeins 
heit würde alfo diefe Verbindlichkeit felbft den Schuldner einer 
wirflih, jedoch etwas zu fpat geleifteten species unter 
Umftänden treffen, unter welchen der Gläubiger durch die 
Verzögerung nicht den geringften, pofitiven,‚oder negativen 
Schaden litt; alſo z. B. in Folge jedes vorübergehenden 
Steigens der Gürer-Preife, wenn auch der Käufer an einen 
Wieder Verkauf des erfauften Guts gar. nicht ‚gedacht hätte. 
Gemeinrechtlich iſt bekauntlich die Frage, ob jeder Verzug 
jeden Schuldner zu Bezahlung. des höchften, auch nur ephe⸗ 
meren Werths verbindlich mache? beſtritten. Die vom Vf. 
angeführte landrechtliche Stelle ſpricht aber bloß von fun— 
giblen Dingen und ſelbſt von dieſen nur, ſofern der 
Verzug bei Erſtattung eines Darlehens eintrat. Die 
doppelte Ausdehnung auf andere Rechts⸗-Geſchaͤfte als Dar; 
Ichen und auf andere Objecte, als fungible Dinge, hätte 
alfo wohl jeden Falls einer befondern Rechtfertigung bedurft. 

$. 1358. Note 1. ©. 197. wäre noch zu bemerfen, daß 
zwar die Befreiung von Pfandrechten erfeffen. werden, nicht 
aber auch Pfandrechte durch Verjährung entſtehen koͤnnen. 

F. 139. Not. 3, ©. 199. Die Frage von der inter- 
ruptio civilis ift befanntlich nur in Beziehung auf Die 
‚praescriptio longi temporis, nicht aber in Beziehung auf 
die erwerbende praeseriptio longissimi temporis beftritten. 
Aber auch bei ber Verjährung der langen Zeit hat die Eontro- 
verfe für den Vindicanten ſelbſt eigentlich Fein Intereſſe, in; 
dem nach der Meinung derjenigen, welche hierbei die Civil— 
Interruption läugnen, der Beklagte gleihwohl, wenn erft 
nach der Einlaffung die Sache verjährt wird, zu deren Res 
ftitution gehalten feyn fol. (Fritz im der Zeitfchrift von 
Linde für Eivilr. und Praris II. 3. ©. 455.) 

Im $. 140. ©. 200., welcher von der unvorden k— 
lichen Verjährung handelt, wird cin eigenthuͤmliches Er— 
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forderniß , wodurch die Lage des Berjäßrenden fehr befchwers 
lich gemacht werden kann, aufgeftellt. Das Wefen diefer 
Verjährung foll namlich darin beftchen, daß der lebenden 
Generation, den Berechtigten mit eingefchloffen, 
das betreffende Verhaͤltniß immer als rechtmäßig bes 
fannt *), der Urfprung deffelben aber unbefannt geblieben 
fey. Beinahe fcheint es, als ob der oben angegebene Ber 
griff des Gewohnheits⸗-Rechts auf die Beſtimmung diefes 
Begriffs von dem Mefen der unvordenklichen Verzährung 
eingewirft habe. Die Frage, ob die unvordenkliche Verjaͤh⸗ 
rung dadurch ausgefchloffen werde, wen ber Anfang des 
gegenwärtigen Zuftands , oder weun cim entgegengefeßter 
Zuftand zwar befannt fey, aber wenn foldyes in eine Per 
riode lange vor Menfchen » Gedenken falle, blicb unberäprt. 
$. 142. Note 7. ©. 203. Die Rechtslehrer, welche hier für 

den Begriff eines constitutum possessorium angeführt werden, 
denken fich (fo wie dieß insgemein gefchieht) einen ganz andern 
Fall; namlich nicht dem, wenn der Befiß durch Vertrag auf 
den Detentor übertragen wird, fondern umgekehrt den, wenn 
der bisherige wahre Befiter erklärt, daß er die Sache 
nun bloß im Namen eines Andern detiniren wolle. Doch 
kann allerdings auch auf diejenigen, welche nach der Natur 


“) Bekanntlich ift die Frage: ob hiebei überhaupt guter Glaube 
erforderlich fey ? fehr beftritten. Erft in der achten Audgabe 
des Syſtems $. 1035. Note r. erflärte ſich Thibaut für 
deren Bejahung, weil die Päbſte diefe Verjährung eine prae- 
scriptio nennen. Früher hatte er ſtets das Gegentheil ges 
lehrt, denn „‚durc den Beweis der mala fides werde nichts 
‚weiter bewirft, ald daß man fehe, der Befiser habe fein 

‚nteigened Recht in böfem Glauben ausgeübt. Nie— 
‚„mand könne aber fein Eigenthum deßwegen verlieren, 
„weil er e8 biöher in dem böfen Glauben, daß es einem 
„Andern zuftebe, befeifen habe.’ (Thibaut, Bel, u. Verj. 
IL $. 79. ©. 187.) Geden Falls kann es Feines befondern 
Bemweifed bedürfen, daß der Berechtigte in gutem Glauben 
fih befunden und daß das Publikum einen gewißen Zuftand 
ſtets ald rechtmäßig anerfannt habe. | 


ihres Rechtes Verhältniffes gegen den wahren Beſitzer Die 
Sache nur in fremden Namen detiniren, 5. B. den Seque— 
fier, den, welcher eine Sache precario erhielt, den Coms 
modatar uud den Pächter durch einen befondern Act jnrifti- 
{cher Befi übertragen werden, worauf fie, wie der Ems 
phyteuta und der Fauftpfand-Glaubiger (bet welchen es einer 
folhen befondern Ucbertragung nicht bedarf) abgeleiteten 
Befi ausüben. — Auch koͤnnen auf folde Weife die. bis» 
herigen Detentoren durch eine traditio brevi manu nuter 
gegebenen Umftänden wahren Eigenthums-Beſitz ‚erlangen, 

Die. Beziehung der Note 2. des $. 146. kann die 
Mißdeutung veranlaffen, als ob auch der Emphyteuta 
u. ſ. w. nicht Beſitz an der Sache felbit hätten, denn Die 
Note weist nicht auf die Ausnahme, daß in einigen Fallen 
mit der possessio juris aud) possessio corporis verbunden 
fey , jondern auf den entgegenftchenden allgemeinen Saß zuruͤck. 

$. 155. Note 9. Das Pfand-Geſetz Art. 254. und 
.255. kann nicht als Beleg angeführt werden, daß das Re— 
tentiongs Recht des Fauftpfand>Glaubigers, welches uͤbri— 
gens jedenfalls durch den Concurs unwirkſam gemacht wird, 
nur auf die Hauptfumme, worauf das: Pfand beftellt wurde 
und auf. Zinfen und Koften wegen diefer, Forderung fich er- 
firede. Das Gefeß handelt hier nur von der Wirkſamkeit 
des Pfandrechts, als folchen, nicht aber von dem durch 
das Fauſtpfand mach der I. un. C. etiam ab chirogr. 
(8. 27.) aud) rücfichtlich der nicht verficherten Forderungen 
begründeten RetentionsRechte. In diefer Hinficht wollte 
das neue Geſetz wohl nichts abandern. (Vgl. meine Bemerk. 
zum Pfandgeſ. $. 148. Bd. I. ©. 129.) 

$. 160. ©. 251. nimmt der Df. mit vielen, befon> 
ders neuern Nechtslehrern an, daß durch die Verjährung der 
Klage nicht bloß der Verluſt des Nechtsmitteld, fondern 
auch des Nechts felbit eintrete. Mie damit der befannte, 
wenigftens in der Praxis angenommene Nechtejag, daß durch 
die in Kolge der Verjährung eintretende Erlöfchung der pers 
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ſoͤnlichen Klage wegen einer Forderung nicht. aud) die hypo— 
thefarifche -erlöfche, zu ‚vereinigen fey, darüber hat er fich 
nicht erklärt. Die wuͤrtt. Geſetze, auf welche ſich der Bf. 
beruft, find wohl alle unbeweifend. Das Landrecht Th. I 
Tit. 75. $. Wann einer x. ©. 215. handelt: von der Er- 
loͤſchung eines Pfandrechts in Folge der gerichtlichen Adjudi⸗ 
cation oder des vffentlichen Verkaufs eines „‚verganteten 
Guts“ und modificirt nur den Grundſatz der L.-6. 8. C. 
‘de remiss. pign. (8. 26.) auf eine eigenthümliche, für die 
vorliegende Frage gewiß nicht entfcheidende Weiſe. (Vergl. 
meine Bemert zum Pfandgeſetz $. 114. Note 1. B. J. ©. 
256.) Auch hat die Erlöfhung dieſes Rechts auf das Fors 
derungs⸗Recht des Glaͤubigers feinen Einfluß, fein Anfpruch 
an den Hauptfchuldner ift ihm fogar ausdrüdlich vorbehalten. 
Das Land⸗RechtF. Wo dann ıc. S. 215. handelt von der 
erwerbenden Verjährung, wodurd natürlich jedes 
Recht des frühern Eigenthümers ausgefchloffen werden muß. 
Mie das Landrecht Th. IV. Tit. 22. G. Da aber ıc. ©. 520. 
hierher gezogen werden kann, ift mir nicht klar geworden ; 
aber eben fo wenig fünnen wohl die legten Stellen diefes 
Titeld ©. 527. beweifen. Zwar erlifcht mit dem Ablaufe 
von 30 Jahren felbft für den unmittelbaren Erben das Recht 
zu Antretung einer ihm angefallenen (von einem Andern 
angenommenen) Erbſchaft, d. h. er kann, auffer dem 
Falle der Reſtitution, die ihm angefallene Erbſchaft nicht 
mehr erwerben. Aber wie follte daraus folgen Fünnen, 
daß nach Verjährung einer Klage in Beziehung auf einen 
Anſpruch, welcher nicht erft zu erwerben war, auf Seite 
des Werpflichteten Feine natürliche Werbindlichkeit übrig 
bleibe ? Auch das PfandsGefeß, welches, fo lange ein Eins 
trag im. Unterpfandsbucdy beftcht, jede Verjährung ſowohl 
rücfichtlich der Forderung als dee Unterpfandes ausfchließt, 
kann für diefe Frage wohl nichts entſcheiden; vielmehr 
ſcheint Hier gerade angedeutet zu ſeyn, daß die Verjährung 
der perfönlichen Klage wegen des Korderungs;Nechts und 
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der hupothefarifchen an fich von einander ganz unabhängig 
ſey.*) Uebrigens fey es mir erlaubt, hier einige allgemeine 
Argumente für die der Anficht des Vf. entgegenftehende aus 
der Haller allgemeinen LiteratursZeitung 1835 enthaltenen 
Ueberſicht über die civiliftifche Literatur feit 18350 (Nro. 75.) 
hier aufzunehmen : 

„a) Die Einrede gegen eine Klage, wodurd Je— 
„mand wieder haben will, was er in Gemäßheit einer Ob- 
„ligation geleiftet hat, liegt von felbit in dem Umfange 
„einer jeden nicht für nichtig erklärten oder aus rechtlichen 
„Sründen zu, refeindirenden Obligation. Diefes natürliche 
„Recht eines Gläubiger muß daher dem eben fo gut ftehen, 
„welcher feinen Anſpruch durch die actio geltend machen 
„ann, als dem, deffen Necht überhaupt nur als Natural, 
„Dbligation erfcheint. b) Das Verjährungsrecht ift, in 
„welchem Umfange es auch anerkannt feyn mag, ein fin 
„guläares Recht; daraus folgt denn, daß wenn das Gefen 
„ausdruͤcklich nur die Geltendmachung der actio am eine 
„beſtimmte Zeit knuͤpft, auch nur diefe, und nicht zugleich 
„auch jene natürliche exceptio eines jeden Gläubigers oder 
„das Recht, das behalten zu dürfen, was ihm ohne actio 
„geleiftet ift, verloren geht. Und wollte man dafelbft hier 
„ex ratione legis argumentiren und für eine folche den 
„bei Selegenheit der Erfigung angeführten Grund: ut litium 
„sit finis halten, fo würde dieſe ratio doch überall nicht 
„auf den Fall paffen, wo ungeachtet der verjahrten Klage 
„dennoch die Erfüllung geſchehen if. ce) Die Ein 
„ſchraͤnkung der in den Quellen ausdrüdlich anerkannten 





*) Doch find die württ. Rechtögelehrten allerdings der Meinung, 
dag nach dem Landreht Th. I. Tit. 14. durch den Ablauf 
von 10 Jahren au) die Einrede der enormen Verlegung 
erlöfhe. (Griefinger Bb. 3. ©. 661. Weishaar 
Ste Außg. $. 1014. Reinhardt „das Landrecht““ Bd. J. 
©. 260.) Ä 
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„Anverjährbarfeit der Einreden (L. 5. $. 6. D. de doli 
„mali exc. 44. 4.) auf die Falle, wo eine exceptio auf 
„einem andern Grunde, als die verjährbare Klage berubt,*) 
„iſt nach allgemeinen juriftifhen Gründen durch nichts zu 
„rechtfertigen. Ay Die’ Regeln über die Wirkung der ex- 
„ceptiones (L. 66. 1.'112..D. de reg. jur.) beweifen gar 
„nichts, wie leicht nachzumeifen ift, aber die Regel der L. 
‚a0. pr. D. de cond. ind. (12. 6.) („qui exceptionem 
„perpetuam habet, solutum per errorem repetere po- 
„test‘‘) kuͤndigt fich felbft als eine folche an, die manchers 
„lei Ausnahmen unterworfen ift. Sie gilt infonderheit aud) 
„nicht für den mit Unrecht losgefprochenen Schulöner (L. 
„60. pr. D. de cond. ind.), weil diefer bloß das fürmliche 
„Recht für fih, die Billigkeit aber gegen fi) hat, Ganz 
„in gleichem Falle befindet fich auch der Schuldner, welcher 
„ſich nur auf Verjährung berufen kann. e) Die L, 37. 
„D. de fidejuss. (46. 1.) und die L. 14. D. de comp. 
„(16. 2.) Fönnte man immerhin in dem allgemeinen Sinne 
„verſtehen, welchen die Gegner ihnen beilegen, ohne daß 
„dieß der Anficht des Recenſ. widerftreiten würde; denn — 
„um hier nur von der zweiten Stelle zu fprechen — die f. 
„g. Compenſations-Einrede ift ein Erzeugniß des poſitiven 





*) Wenn ich, als vorm. Minderjähriger, in den vorigen Stand eine 
geſetzt, wenn ih wegen Betrugs, wegen eined geheimen Man: 
gels, wegen enormer Verlegung mitteld einer Einrede den Con— 
tract aufgehoben oder doch den Kaufpreis vermindert wiffen will, 
fo beruht dieß auf denfelben Gründen, wie die Klage, die 
mir in diefen Fällen zufteht, und davon ift hauptfächlich die 
Frage: ob in diefen Fällen mit der oft kurzen Frift der 
Klage auch die Einrede erlofchen fey? Auch die Einrede der 
Compenfation beruht auf demfelben Fundament, auf wels 
hem die Klage wegen der Forderung, womit compenfirt 
werben follte, beruht hätte. Anders verhält es fich mit der 
Einrede der Bezahlung‘, des pacti de non petendo u. 
f. w. Gewöhnlich und auch von unferem Vf. ©. 231. wird 
die Unverjährbarkeit der Einreden auf folhe befchränft, wel⸗ 
che nicht klagend geltend gemacht werden konnten. 
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„Rechts oder der Zurisprudenz , und gegen ihre Zuläffigkeit 
„koͤnnte man fich allenfalls auf das obenerwähnte politifche 
„Motiv der Verjährung berufen. Wäre fie daher auch aus 
„druͤcklich dem abgefprochen, wider welchen verjährt ift, 
„fo würde man fi hieraus noch Feine. Schlußfolgerung auf 
„das natürliche Zuruͤckbehaltungs-⸗Recht eines jeden Glaͤubi— 
„gers erlauben duͤrfen.“ , 

G. 160. Note 3. ©. 232. Wenn in dem hier ange; 
führten Fall bei der hypothekariſchen Klage angenommen 
wurde, daß zu Erlöfchung derfelben. innerhalb 30 Jahren 
guter Glaube erforderlich fey, fo folgt daraus nicht noth 
wendig, daß bei jeder erlöfchenden Verjährung auch in. Be 
zichung auf perfönliche Forderungs⸗Nechte guter Glaube er 
fordert werde. (Vol. Moͤllenthiel über die Natur des 
guten Glaubens bei der Verjährung $. 25 fl.) Doc) gicht 
es für dieſe Theſis andere Prajudicien der württ. höheren 
Gerihtee (S. d. Monatfchrift für d. Zuftigpflege in 
Württ. v. Sarwey. Bd, I, ©. 298.) Dagegen wurde in 
‚einigen Fallen auerkannt, daß bei dem Verluſt eines Rechts 
durch Nichtgebrauh es auf guten Glauben des Belafteten 
nicht ankommen koͤnne. Webrigens wurde in dem gegebenen 
Halle guter Glaube nicht bloß rückfichtlich des letzten Beft- 
tzers, jondern auch desjenigen , welcher das verpfändete Gut 





2) Puchta Lehrbuch der Pandecten, Leipzig 1858, '$. 77. 
indem er davon audgeht, daf die Wirkung nicht über die 
Urfache erftredt werden dürfe, erflärt fi) nicht nur dagegen, 
daß die Verjährung der perfönlichen Klage. den völligen Un— 
tergang der Obligation felbft zur Folge habe, fondern für 
grundlod und unbillig auch die Mittel- Meinung, daß die 
zurüdbleibende naturalis obligatio nur durch soluti re- 
tentio, nicht durch GCompenfation geltend gemacht werden 
fünne. In Abfiht auf die vom Vf. angeführte 8. Audg. dr 
Thibaut Syftem ift außer dem $. 1019. noch zu verglei— 
den: $. 677. B. und $. 1023. Note 1. Auh Roßhirt 
in feiner Zeitfchrift für Civil: und Criminal-Reht Bd. 1. 

S. 148. ©. 156—172. ©. 390 — 392. ift ald Gegner 

unſeres Vf. noch anzuführen. | 


vom Pfandfchuldner erfauft hat, angenommen. Gehe man 
(und dieß ift, abgefehen von andern, dem Kläger nachthei⸗ 
ligen Umftänden, der casus in terminis) — es kauſft 
Jemand ein in einem Privatjchein verpfandetes Gurt. Der 
Gläubiger, jobald er Nachricht davon erhalt, rührt fich ; 
er stellt zunachft feinem Schuldner vor, daß er nun jeder 
Sicherheit ermangle und trägt darauf an, daß er cuts 
weder vom Erlös feines Pfandes befriedigt, oder daß ihm 
ftatt deffen andere Sicherheit gegeben werde. Der Schuld» 
ner bietet ihm andere, Sicherheit dar und der Glaͤubiger cr 
Hart, daß er fich dieſe gefallen laſſe: wer möchte es hier 
bezweifeln, daß der Käufer das erfaufte Gut in der Ucher- 
zeugung, daß die Unfprüche des alten Glaͤubigers ihn nicht ° 
- berühren, fortdauernd bejeffen babe? daß aljo zumal, wenn 
ein Erbe des Gläubigers erft nach beinahe 40 Jahren einen 
fpätern Beſitzer des Guts beunruhigen und mit der ganz 
unmotivirten Behauptung auftreten will, die feinem Erb» 
laffer zugeficherte anderweite Sicherftellung ſey gar nicht zu 
Stande gekommen, eine foldye Klage verworfen werden -müffe ? 
Man kann daber die Behauptung von Burchardi, daß 
felbft die zur Begründung der longi temp. praesc. gegen 
die äctio hypoth. (alfo zu Erfizung der Freiheir) erforders 
liche bona fides des Pfandbefigers auch nur auf das Eigen 
thbum bezogen werde (Eivilr. Ardiv Bd. 20. ©. 165.), dahin 
geftellt feyn laſſen.“) Jedenfalls aber Fanır wohl, wie ich 


*) Im fo gerechter ift dad Bedenken, ob bei der 3ojährigen 
Verjährung der bypothekarifhen Klage überhaupt guter 
Glaube ein mwefentlihes Erforderniß feyn fünne. Denn 
wenn aud der Befiser dad Pfandrecht, welches auf feiner 
Sache haftet, kennt, wer möchte behaupten, daß er, dem 
fogar, wenn er vom Pfand-Gläubiger in Anſpruch genom« 
men wird, gemeinrechtlih in der Regel die Finrede der 
Voraudflage zuſteht, von felbft dem Gläubiger die verpfän« 
dete Sahe anzubieten verbunden gewefen wäre, baf 
er fie alfo, auch wenn der Gläubiger gar nichtzs von ihm 
verlangt, nit mit dem beften Gewiſſen hätte behalten 
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fchon in meinen Bemerkungen angenommen habe, und wie 
an von Burchardi angenommen wird, das Feiner Nechts 
fertigung bedürfen , wenn der wirkliche Eigenthuͤmer, fofern 
er micht mit dem Pfand die Schuld übernommen hat, in 
Abficht auf die Erfigung der Freiheit vom Pfandrecht durch 
so und 2ojahrige Verjährung dem Befiger in gutem Glaus 
ben gleichgeftellt wird. | 
6. 162. ©. 234. Daß gegen die unterlaffene Eintras 
gung eines perfünlihen Anſpruchs auf Ermwerbung oder 
MWieder-Erlangung einer unbeweglihen Sache in feinem 
Falle eine WiedersEinfegung erlangt werden Tonne, Dich 
läßt fich nach dem Art 70. und 71. des Gefehes vom 21. Mai 
1828, in Verbindung mit dem Art. 81. des Pfandgeſetzes 
um fo weniger bezweifeln, da nicht nur jenes creditum 
speciei nur unter denfelben Vorausfegungen mit einem auss 
gezeichneten Worzugsrecht verfehen und gegen dritte Beſitzer 
verfolgbar gemacht wird, unter welchen der PfandrechtssTitel 





und benüsen follen? Die Verſäumniß des Gläubigers, 
welche der wahre Grund der erlöfchenden Berzährung*ift, 
kann alfo in diefem Verhältniß nie durch einen böfen Glau— 
ben des Befiserd ded Unterpfandes aufgewogen werden. 
Hier paßt alfo ganz, was Thibaut fagt: „If der, wel 
„cher durch die vollendete Verjährung gewinnt, nicht in der 
‚Lage, daß er felbftftändig etwas leiften muß, fo fann ihn, 
„wenn der Andere nachläßig war, natürlid nie der Vorwurf 
„des böfen Glauben treffen.’’ Selbſt die neuere Beihräns 
tung , welche Thibaut in der Sten Ausgabe $. 1008. diefem 
Sase beifügt, fheint auf diefen Fall nicht anwendbar. Bei 
einem folhen Verhältniß hat ed mwenigftend fein Bedenken, 
mit Pfeiffer an der von unferem Vf. angeführten Stelle, 
(verm. Auffäse, Marburg 1803 , ©. 310. und 364.) anzus 

nehmen, „daß die Verjährung anfangen, fortlaufen und 
„nahe zu ihrem Ende gelangen könne, wenn nur im legten 
„Moment noch, oder genauer und richtiger gefagt, von 
„Seite deffen, der im lesten. Moment eigentlich ald ein 
„Berbundener anzufehen ift und von der Verjährung Ge— 
„brauch machen will, der Mangel aller Wiſſenſchaft nicht 
„zu bezweifeln ſtehe.“ - 


35 
die Eigenſchaft eines Unterpfandes erhält; fondern da auch 


beide Geſetze ausdruͤcklich erklären, daß, fo lange der pers 


ſoͤnliche Anſpruch eines Dritten nicht in einen, wenigs 
ſtens beziehungsweife dinglichen verwandelt ſey, auch bei 
dem Erwerber des Eigenthums- ‘oder des Unterpfauds-Rechts 
auf einer Sache, worauf jener Anfpruch gerichtet iſt, von 
böfem Glauben überall nicht die Rede feyn, und daß durch die 
Mieder,Einfegung nur ein verlorenes Recht, welches früher 
fhon erworben war, wieder bergeftellt, nicht aber ein 
noch nicht begründetes neues erworben werden koͤnne. (Dal. 
meinen Commentar, welcher wohl ale die vorzüglichfte Quelle 
des Geſetzes von 1828 betrachtet werden darf, $. 27. Note 
1. $. 30. Note 4. $. 119. Bd. I, ©. 61. 75. 271. und 
Bd. II. $. 570. ©. 1286 ff.) | 
.$. 167. ©. 242. nimmt der Bf. mit Recht an, daß 
die Frage, ob eine Frau eines Gefchlehts + Wormunds bes 
dürfe, wo auch eine Handlung derfelben vorgehe, bloß nach 
den Gefetzen ihres Wohnorts zu entfcheiden ſey. Uebrigens 
war ed, wenn durch das Gefe von 1828 die Frauen mit 
ihrer Verheirathung volljährig wurden, viel weniger darum 
zu tbun, ihnen eim Vorrecht. zu geben, als vielmehr der 
hoͤchſt gefährlichen Rechts-Unſicherheit, welche mit dem frü- 
bern Zuftand verbunden war, Träftig zu begegnen. 
$. 166. Note 3. ©. 244. Es iſt nicht ganz richtig, 
wenn hier angenommen wird, daß die Verfihiedenheit zwi: 
ſchen der infantia (dem Alter unter 7 Jahren) und der Im— 
pubertät völlig bedeutungslos ſey. Denn Die eigenthuͤmliche 
Transmiſſion ex jure patriae, bei und auch ex jure ma- 
ternae potestatis findet nur jtatt, wenn der defignirte Erbe 
ein Kind war und als ſolches geftorben ift, (Land⸗Recht 
Th. IV. Tit. 22. ©. 520. 
$. 169. Note 4. ©. 246. Die hier berährte Frage, 
ob bei Meiftern, welche auf der Wanderfchaft fich befunden 
hatten, die Volljährigkeit in Beziehung auf ihr Gewerbe 
und im Beziehung aufsandere Verhaͤltniſſe auf eine verfchie- 
3 * 
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dene Weiſe zu berechnen war, uͤbergehe ich, da dieſelbe we— 
nigſtens für die Zukunft durch das neue Gewerbe-Geſetz un— 
praftiich geworden iſt. Sedenfalld würde durch die Beja— 
bung dieſer Frage eine Anomalie entftanden feyn, um deren 
Befeitigung es dem Gefege von 1828 fo fehr zu thun war. 

$. 170. ©, 248. Bei dem Satze Note 18, wäre der 
Grund dieſer befondern Beſtimmung anzuführen gewefen, 


dag namlich auch volljährige Hausföhne gegen die Ausſchla⸗ 


gung der vaterlichen Erbſchaft 3 Jahre lang Reftiturion 
nachfuchen koͤnnen. Uebrigens it fehr die Frage, ob von 


diefem befoudern Rechte bei uns überall noch Gebrauch ges 


macht werden koͤnne, indem die Beſtimmung des Lands 
Rechts Thl. MI. Tit. 21. $. Nachdem ıc. ©. 401., daß 
die im vaͤterlicher Gewalt befindlichen Kinder ipso jure Ers 
ben ihrer Vater werden, mit den Thl. IV. Tit. 22, wors 
nach die f. g. transmissio ex jure suitatis derjenigen ex 
jure sanguinis völlig gleichgeftellt wird, im offenbaren 
Widerſpruch ſteht. Ob. auch dem Fiscus, was zwar nach 
unferer Praris unbeftritten, aber befanntlich theoretiſch ſtrei— 
tig ift, (vergl. Burchardi S. 262.), dann den Mahnfinnis 
gen und gerichtlich erflarten Verſchwendern, (verfteht fich 
gegen die Handlungen ihrer Euratoren) Wieder-Einfegung 
zu verftatten fen, hätte nicht unberührs bleiben follen. Daß 
dieſes Recht Gantmaffen wicht zuftehe, ift in der Monats 
fchrift von Sarmwey, Bd. J. ©. 451. richtig angegebei. 
— Zur Note 3. führe ich noch an, daß nad) einem Der 
fchluffe des Ober-Tribunals vom 27. Febr. 1826, einem mins 
derjährigen Kaufmann, welcher in die Innung aufgenommen 
war und dann cin fchon früher beftandenes Handlungshaus 
erfaufte, die gegen dieſen Contract aus dem runde der 
Minderjährigkeit nachgefuchte Wieder Einfcgung verſagt 
wurde, übereinftimmend mit Weflphal Nechtsgutachten, 
Bd. II, Nr. 526. ©. 299. Mevius in Jus Lubec. Lib. 
IM. Tit. 6. Art. 21. Nr. 26. und 27. 

$. 183. ©, 272. Morauf beruhtes, daß die Sepa— 
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ratiſten kein Amt ſollen bekleiden kͤnnen? Etwa darauf, 
daß ſie keinen koͤrperlichen Eid ſchwoͤren? Aber abgeſehen 
davon, was gegen Amtseide überhaupt zu ſagen iſt, fo ver« 
tritt ja bei ihnen die Haudtreue die Stelle des Eides. Ein 
befonderes Geſetz, welches fie von jedem Amte ausſchloͤße, 
ift vom Vf. nicht angeführt und ich kenne auch Fein folches. 
Wenigſtens befinden fih in unfern Gemeinde-Rärhen ganz 
gewiß viele Scyparatiften, und nach meinen Erfahrungen 
ware es fehbr zu bedauern, wenn man fie ausftoßen wollte. 
$. 166. Note 4. ©. 282. Auffallend wäre es freilich), 
wenn der Schacher-Jude feine Forderung auch dann erſt noch 
durch andere Mittel zu erweifen hatte, wenn der Vertrag 
vor der Obrigfeit eingegangen, oder nachher vor ders 
felben, 3 8. der Unterpfands » Behörde anerfannt wurbe, 
Uber dich fagt auch das Geſetz nicht; es fagt nur, daß 
dem Schacher-Juden ein ber gerichtlichen Einflagung ber 
Schuld "vorangeaangenes Bekenntniß des Schuldners 
nicht zu Statten komme; jenes kann auch aus den Vers 
bandlungen nicht aefolgert werden. Die Motive ftellen nur 
den mit dem Geſetze ſelbſt, fowie mit dem urfprünglichen 
Eutwurf im Widerſpruch ſtehenden Satz voran, daß der 
Schacher-Jude mit der Perfon feines Schuldners den 
Beweis feiner Forderung nicht führen koͤnne. (Verhandl. 
der Kammer der Abgeordneten 1824, Beilagenheft 4., ©. 
157.) Diefen führt er aber in der That, wenn die 
Schuld vom Schuldner bei der gerichtlichen Einklagung 
Cobne Zweifel auch bei der ortsobrigfeitlichen Einflagung, fo 
weit die Competenz der Orts-Obrigkeit geht), anerfannt ift. 
Auch ift von der Kammer nur der Antrag verworfen wors 
den, daß die Beftimmung des Geſctzes bei ſolchen Verträgen 
der Schacher-Juden nicht anwendbar feyn foll,. welche 
zur Kenntniß des Orts-Vorſtehers gebracht worden 
feyen. (Verhandl. 1828, 4. H., ©. 965.) Dieß ift aber 
doch wohl etwas ganz anderes, als wenn der Vertrag vor 
der Dbrigleit und unter obrigfeitlier Auctorität 
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abgefchloffen wurde. Am allerwenigiten läßt fi annchmen, 
daß durch den Art. 34. des Juden-Geſetzes der Art. 92. 
des Pfand» Gefees, wodurch offenbar dic hypothefarifihen 
Forderungen der Juden den chriftlichen ganz gleichgeftellt 
werden folften, zum Nachtheil der Schacher-Juden modiftcirt 
worden ſey. — Was der Bf, im $. 1867. ©. 283. von der 
Bedingung, die Religion zu ändern oder nicht zu ändern, 
fagt, übergehe ih, um nicht gar zu weitläuf zu werden. 
Nur das will ich zur Note 8. bemerken, daß das badifche 
Landrecht, Sat 900., fo wenig als feine Quelle, der Code 
Nap. Art. 900. von diefer Bedingung im Beſondern envas 
erwähnen. 

Sm $. 189. fo. ©. 287. fg. handelt der Vf. von der 
Ehren-Schmälerung. Er führt zuerft die Begriffe und 
Grundfäße des Mittelalters über Friedlofigkeit, Rechtloſigkeit 
und Ehrlofigkeit und deren Folgen an, und wirft dann die 
Frage auf, in wie fern die legtern Begriffe durch das aufs 
genommene römifche Necht eine Veränderung erlitten haben 2 
Diefe Frage wird dahin beantwortet: der Formalismus des 
roͤm. Rechts ſey zwar in der Lehre von der Infamie herr— 
ſchend geworden, aber ein Gleiches laſſe ſich nicht von dem 
Inhalt dieſer Lehre, namentlich den Entſtehungs-Gruͤnden 
und Wirkungen der Ehrloſigkeit behaupten. Das deutſche 
Wort „Ehrloſigkeit“ vertrete jetzt die Stelle der rom. 
„infamia juris‘, und an die Stelle der römischen Begriffe : 
‚„infamia facti” und „levis notae macula‘ ſeyen jeßt die 
einheimiſchen Begriffes: Beſcholtenheit (ſchlechter Ruf) 
und Anruͤchigkeit (Unehrlichkeit) getreten. Die Gründe 
der Ehrloſigkeit ſeyen immer noch, auch nad) dem Edicte 
von 1824 nicht bloß entehrende Strafen, ſondern auch 
entehrende Handlungen, jedoch nach heutigem Rechte bloß 
Raub, Diebſtahl, qualificirte Kuppelei, Betrug und Mein— 
eid. Zu den Folgen der Ehrloſigkeit, welche jedenfalls na— 
mentlich wegen einer auch nicht mit einer infamirenden 
Strafe belegten entehreuden Handlung, fo wie wegen Der 
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Verurtheilung zu einer Zuchthaus- Arbeitshaus, und Ger 
ftungs.Strafe zweiten Grades, was auch der Grund der Verurs 
theilung gewefen feyn mag, eintreten, rechnet der Bf. den 
Verluſt 1) der ſtaats- und gemeindebürgerlichen Activ- und 
Paſſiv⸗Wahlrechte, 2) der Führung einer Vormundfchaft, 
3) der Sahigfeit vor Gericht und bei einer feierlichen Ges 
legenheit, namentlich bei einem Teſtamente ald Zeuge aufs 
zutreten. Auch die Befcholtenheit fol beinahe diefelben 
Folgen haben. *) Dagegen habe fich rüdfichtlich der Ans 
ruͤchigkeit flatt der Beſtimmungen des römijchen Rechts 
unter dem. Einfluffe der Reichs-Geſetze eine freilich fehr mas 
gere deutfche Theorie gebildet, welche aber auf Württemberg 
kaum mehr Anwendung finde. 

Nichts kann dringender feyn, als daß die Ungewißheit, 
welche in dieſer Materie herrfcht, im Wege der Geſetzge⸗ 
bung gehoben werde. Die gefeßgebende Gewalt wird ers 
waͤgen, wie gefährlich es fey, einen fehr bedeutenden Theil 
der Staatsbürger in den Zuftand verminderter Ehre zu vers 
ſetzen, demfelben nicht bloß politifche Rechte, fondern fogar 
die Fähigkeit zu entziehen, eine Vormundfchaft zu führen 
und Zeugniß abzulegen. Sie wird befonders erwägen, daß 
die edelften Menfchen,, denen die Wahrheit über alles geht, 
zu Unbefonnenheiten fich hinreiffen laſſen koͤnnen, welche 
ihnen Feftungs- Strafe zweiten Grades oder Arbeitshauss 
firafe zuziehen, daß die Führung einer Vormundſchaft nicht 
ſowohl ein Recht, als eine Bürgerpflicht ift und daß es fich 
bei der Ablegung eines Zeugniffes nicht vom dem Rechte des 
aufgerufenen Zeugen, fondern derjenigen handelt, welche 
ihn zum Zeugen aufrufen, und daß nichts inconfeauenter 
feyn kann ‚ als, wie es bei uns abweichend von der franzoͤ⸗ 
ſiſchen Gefeßgebung gefchieht, den ZeugensBeweis und zwar 


°) Sonderbar! Nur unter den Folgen der Befd oltenpeit, 
($. 491.), nicht der Ehrlofigfeit ($. 190.) wird die Bes 
gründung der Inoffizioſitäts-Klage der Geſchwiſter angeführt. 
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unabhängig von einem Beweiſe durch Urkunden, für alfe 
und jede Anfprüche, wie bedeutend fie auch ſeyn mögen, 
zuzulaffen und doch die Fähigkeit zur Ablegung eines Zeugs 
niffes ohne einen innern Grund fo fehr zu beſchraͤuken, 
ale es nad) der Theorie unfers Bf. gefchieht. Namentlich 
"Tann Fein: Teftator ficher ſeyn, ob fein Privat-Teſtament 
nicht für ungültig erflärt werde, weil etwa unter den Zeus 
gen feines Teſtaments cin Mann fich befindet, welcher zwar 
in der Geſellſchaft der höchften Achtung genicht und foldye 
auch verdient, welchen aber vielleicht vor 30 — 40 Jahren 
cine Strafe betroffen bat, die ihn nach jener Theorie mit 
Ehrloſigkeit brandmarkt. Auf der andern Seite Fann ein 
Menfch, welcher ſich wirklich durch eine ſchaͤndliche Handlung 
herabgewürdigt hat, durch die bürgerliche Wiederherſtellung 
feiner Ehre unmöglich zu einem clafifchen Zeugen gemacht 

werden. | er | 
Da dem Vernehmen nach fiber diefen Gegenftand der 
nächften Standes Verfammlung ein Geſetzes-Entwurf vorges 
legt werden wird, fo beſchraͤnke ich mich auf folgende Ber 
merfungen: 1) Zu $. 190. Note 9. S. 294. Das Land» 
Recht Thl. 1. Tir. 36. ©. 134. fließt Ehrlofe freilich vom 
Zeugniß aus. Aber wer möchte behaupten, daß das Geſetz 
dabei unfer jegiges Strafen-Syftem, wornach die moralifch 
beften Menfcben wegen einer in der öffentlichen Meinung 
fie durchaus nicht herabwürdigenden Handlung durch eine 
übrigens unbedeutende Strafe chrlos gemacht werden koͤnnen, 
im Auge gehabt habe? — 2) Zu Note 17. ©, 295. Nach 
denr. ganzen Gange der Verhandlung handelte es fich beim 
Art. 47. des Straf» Edictd, wornach ein Mann, welcher 
zum NRechnungs-Beamten nicht taugt, ungeachtet diefes Auss 
ſpruchs zwar erfter Minifter werden kann, aber die jtaats- 
bürgerlichen Wahlrechte verlieren foll, nur um die pafliven. 
— 3) Zu $. 191. Mote 6., ©. 297. Der bier angeführte 
Beſchluß des Ober⸗Tribunals kann nicht beweiſen, daß die 
Unfaͤhigkeit zu oͤffentlichen Functionen nothwendig als 
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Mirfung der Beſcholtenheit angenommen werden muͤſſe, 
weil im Adminiſtrativ-Wege auch Männer, weldye nicht abs 
folut unfähig. find, von Amt entfernt werden koͤnnen. Wohl 
aber kaun wegen der Befcholtenheit eines erwählten Subjects 
in allen Sällen, in weichen einer Regierungss-Stelle die Ber 
fiätigung der Wahl zuficht, diefe Beſtaͤtigung verweigert 
werden. (Dergl. $. 6. und 116. des Verwaltungs » Edicte). 
— 4) Zu 191. Note 2. Es iſt zwar den gerichtlich erklaͤr⸗ 
ten Verfehmendern die testamenti factio activa entzogen, 
aber befanntlich nur deßwegen, weil ſie durch eine Fiction 


den Wahnſinnigen gleichgeftellr werden. Verfhwender taugen . 


nun allerdings auch nicht zu Öffentlichen Aemtern und am 
‚ allerwenigfien zur Führung von VBormundfchaften , aber fehr 
muß man es bezweifeln, ob. gegen fie die Inofficioſitäts— 
Klage der Gefhwifter begründet fiy, wenn man auch einer 
ſolchen überhaupt, namentlih in Württemberg Statt geben 
will. 2 
| $. 205. Schr wahr ıft es, was ber Bf. ©. 327. bemerft, 
dag die ftandesherrlichen Familien durch die Bundes-Akte 
zwar gegen die Verlegung der ihnen nach der Bundes s Akte 
gebührenden Vorrechte gefichert, nicht aber, zumal in Bes 
ziehung auf ihre gefammten Privatrechte, außer dem Bereic) 
‚allgemeiner legislativer Maßregeln geftellt werden follten. 
$. 229. Sat 5. ©. 386. Beim Art. 30. des Gefeßes 
vom 29. Okt. 1836, betreffend die Entfchädigung der bes 
rechtigten Gutsherrfchaften für die Aufhebung der leibeigens 
ſchaftlichen Leiſtungen (Reg./Bl. ©. 578.) muß in DBezies 
bung auf den Pflichtigen nothwendig eine bisher anerkannte 
oder iin Uebung gewefene Leiſtung vorausgefeßt werden. 
Denn gar zu hart ware. es, wenn dem Pflichtigen auch in 
Beziehung auf Fünftige neue Anfprüche des Gutsherrn, 
welche derfelbe dermalen noch gar nicht ahnen kann, die 
Eiurede oder,der indirecte Gegenbeweis, daß die geforderte 
Leiftung leibeigenſchaftlicher Natur ſey, abgeſchnitten werdeu⸗ 
ſollte. | 
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$. 251.. ©: 392. Auſſer der hier angeführten Auss 
nahme von der Regel, daß die Surisdiction und das Bes 
ſteurungs⸗Recht der Gemeinde auf alle innerhalb der Ges 
meinde-Markung befindlichen Parcellen fich erftrede, giebt 
es noc) eine. andere, indem nach der Steuersnftruction von 
1713 viele Güter, welche von den Markungs-Steinen einer 
Gemeinde umfchloffen find, dennoch in die Güterbücher einer 
andern gezogen wurden, (Bergl. meine Bemerkungen zum 
Prand-Gefeh $.:236., Bd. 2., ©. 508.) Dieſer Anomalie 
follte durch einen bei den Ständen .cingebrachten Geſetzes— 
Entwurf abgeholfen werden, Aber es ging damit, wie mit 
andern, welche die Verbeſſerung unferes gejellichaftlichen 
Zuftandes. bezwedten. Die Regierung fand fich veranlagt, 
ihren Entwurf zuruͤckzuziehen. 

$. 232. ©. 394. Wenn der Bf. hier bemerkt: ‚Nach 
‚Aufhebung der Patrimonials Gerichtsbarkeit und 
„Bleichftellung der Patrimonial-Unterthanen in Rechten und 
„‚Berbindlichkeiten ceffirten von Rechtswegen alle von 
„den vormaligen Vogt» und Gerichtöherrlichfeiten abhängig 
„geweſenen Nutzungen für die Gutsherrn;“ fo ift er, wie 
aus dem Folgenden fich ergiebt, weit davon entferut, zu bes. 
baupten, daß es auch in der MWirklichfeit ebenfo fich verhals 
ten habe. Die Wahrheit aber ift, daß bis auf die neueſte 
zeit neben der allgemeinen Staats Steuer eine Menge fols 
cher Abgaben auch) von den unmittelbaren Unterthanen für 
die Finanz-Kammer erhoben, und daß alfo infofern Die uns 
mittelbaren und mitrelbaren Unterthanen allerdings gleich 
behandelt wurden. 

Ebendafelbft Note 9. ©. 396. Daß durd die Decla; 
ration der Nechte der Standesherren und der Ritterfchaft 
dem Rechts » Verhältniffe zwifchen dem Gutsherren und den 
frühern PatrimonialsUnterthanen , fofern letztere auf die anfe 
gehobene causa debendi ſich berufen , nicht präjudicirt werde, 
ift zwar an ſich unzweifelhaft, aber nach den neuen ſoge⸗ 
nannten Abldfungs » Gefegenzift nicht wohl abzufehen ,. was 
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diefe Bemerfung noch für einen Werth haben koͤnnte. Ueb⸗ 
rigen wurde derfelbe Grundfaß bei Streitigkeiten der Gutes 
herren und ihrer vormaligen Untertanen auch in. Beziehung 
auf die zwifchen den FinanzKammern und den Gutöherren 
vorgegangenen Revenuͤen-Ausſcheidungen vom ObersZribunal 
ſtets anerkannt. | | 
F. 256. Note 1. ©. 403. Die Declaration über die 
Nechts-Verhbältniffe des vormaligen reichsunmittelbaren Adels 
vom 8. Deu 1821 fcheint ebenfo, wie die Declarationen 
der Rechte des ftandesherrlichen Adels als Vollziehungs— 
Verordnung für den Art. 14. der deutfchen Bundes» Are 
angefchen worden und daher von Seite der Stände unanger 
fochten geblieben zu ſeyn. 
8. 2357. Mote 4. ©. 406. . Wenn der Pf. bier ans 
nimmt, daß die Nittergute-Befier an dem Aufwand für 
gemeinfame Markungs » Anftalten, z. B. Unterhaltung der 
Vicinal- und Güterwege u. f. w. Theil zu nehmen haben, 
und fich fogar den "Spanndienften für diefen Zwed nicht 
entziehen koͤnnen, fo ſcheint diefer Annahme die Verordnung 





1810, Reg.Bl. ©. 524. namentlich der 


Gegenſatz zwifchen den Merbindlichkeiten der damals noch 
nicht in den Corporationd » Verband aufgenommenen vormas 
ligen Patrimonial-Orte Lit. k. und derjenigen der Gutes 
herren felbft Lit. c. entgegenzuftehen. 

F. 259. ©. 409. Den vormals fteuerfreien bürgerlichen 
‚ Gütern iſt zwar freilich durch die Geſetze vou A808 und 
1812 die SteuersFreiheit entzogen, und diefe Steuer-Freis 
heit ift auch nicht wicder hergeftellt worden; aber dieß leßtere 
it audy beim Guts⸗Adel nicht gefcbehen. Jene Entziehung bis 
3098 ſich, wie bei diefem, bloß auf Staats-Abgaben und 
Kriegs⸗Koſten. In Abfiht auf EorporationssLaften genießen 
fie jet noch dieſelbe Befreiung wie die adelichen Güter. 

$. 242. Note 3. ©. 417. Die Matrikel über die ade— 
lichen Güter (Real⸗-Adels-Matrikel) kann nicht vorerft die 
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Guͤterbuͤcher vertreten; denn jene eriftirt bie jet fo wenig 
als ;diefe. Was die Vorarbeiten, deren in dem Vorwort zu den 
von mir herausgegebenen Gefeßes-Entwärfen erwähnt ift, für 
einen Erfolg hatten, ift mir unbekannt. — Ebend. Note 
- 45. Viel zu allgemein ift bier gejagt, daß nad) dem Art. 
48. des Pfand-Geſetzes jeder Gegen-⸗Beweis gegen einen Eins 
trag im Unterpfands-Buch ausgeſchloſſen ſey. (Vgl. Imeinen 
Commentar $. 100. I. ©. 227.) 
$. 244. ©. 422. werden unrichtiger Weife unter Mr. 
3. zwei Falle, die ganz verfchieden find, einander gleichs 
geftellt. Der dritte Beſitzer, von welchem ein Gläus 
biger befriedigt wird, tritt durch das Geſetz felbft in die 
Rechte des befriedigten Glaͤubigers ein; bei ihm kann es 
alfo nur einer Wahrung feiner Nechte, wie beim Ceſſio— 
nar bedürfen. Dagegen ift gegen denjenigen Olaubiger, 
welcher ein neues Anulehen zur Befriedigung eines alteu 
Glaͤubigers macht, außer dem Fall einer Ceſſion, cine 
neue Unterpfands-Beftellung nöthig. Ueber diefen 
wefentlihen Unterfchied drüdt fi das Pfand» Gefeß Arr. 
105 — 111. auf das Beftimmtejte aus, wobei befonders zu 
bemerfen ift, daß namentlich im Art. 110. durch die Hinz 
weifung bloß auf die Art. 105., 106. und 120., der zulegt 
angeführte, im Art 107. abgehandelte Fall von denjenigen, 
bei welchen eine Pfandnachfolge unmittelbar durdy das Geſetz 
felbft begründet wird, auf das Diutlichfte ausgefchieden tft. 
Das Gefeß bezeichnet ald wahre Pfand-Nachfolger, welche 
e8 ohne die neue Beftellung eines Unterpfands 
werden, außer den Geffionarien: 41) denjenigen Pfands 
Gläubiger , welcher die auf derfelben Sache verficherre For— 
derung eines Andern auslöst (Urt. 105. 106.); 2) den 
dritten Befißer, von welchem ein Pfand-Glaͤubiger befriedigt 
wird (Art. 108. 120); 3) den Käufer einer verpfändeten 
Sade, fofern der Erlös zu Befriedigung eines Pfand⸗Glaͤu⸗ 
biger8 verwendet wird. (Art. 109.) Endlich) muß 4) nach 
dem Art. 98 — 105. noch die Fiction einer eigenthümlichen 
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Austaufhung oder Ausloofung angenommen werden. (Meine 
Bemerl. I. $. 173. ©. 384. ff.) — Daß in den vom Pf. 
unter Mr. 1. und 2. angeführten Fällen der Eintrag in das 
Unterpfandebucd) auf einem collegialifchen Beſchlaß der Uns 
terpfands-Bchörde beruhen muß, ift unzweifelhaft; aber die 
ganze Bemerkung im der Note. 6. ift ohne Grund, Beim 
Art. 71. des Geſetzes von 1828, welcher von der Verwands 
lung eines auf Erwerbung oder Wieder⸗Erlangung einer uns 
beweglichen Sache gerichteten Anfpruchs in ein gleichfam 
dingliches Necht handelt, war gar ‚Feine Veranlaffung, auch 
von den bier unter 2. und 3 bemerkten Fallen zu fprechen; 
es war aber auch gar nicht notäwendig, weil fihon das 
Pfand⸗Geſetz a. a. D. in Verbindung mit Art, 145—150, 
hieruͤber Keinen Zweifel uͤbrig laſſen Fonnte. Der $. 201. 
der Haupt-Inſtruktion ſcheint dem Bf. entgangen zu ſeyn; 
in den $. 211 — 213. werden aber die von ihm unter 3. 
identificirten Fälle richtig von einander unterfchieden, Was 
endlich meinen Conmentar des Pfandgeſetzes betrifft, fo ers 
laube ich mir auf Bd. I. ©. 416. ff. 454. ff. Bd. II. S. 
515. ff. zu verweiſen. 

F. 245. Note 2. ©. 426. Bannrechte koͤnnen auch 
paſſiv auf den Beſitz von Guͤtern radicirt ſeyn. Ein ſol— 
cher Fall, wo die Klage nicht gegen die Bewohner einer 
Gemeinde, fondern aegen die Beſitzer gewiſſer Güter gerich⸗ 
tet war, kam beim Ober-Tribunal vor. — Ebend. Note 10. 
©. 426. Bei der Theorie des Vf., wonach Real-Rechte 
und Real-Laſten richtia aefchteden find, kann ich es nicht 
confequent finden, (wie es denn. auch dem Vf. ſelbſt nicht 
confequent fcheint), wenn deßwegen, weil eine Sache das 
active Rechts-Subject ift, auch ‚wegen ſolcher Anfpräche, 
die nicht nur nicht auf cine Sache, ſondern auch nicht eins 
mal gegen den Befiger einer Sache, ale ſolchen, ge— 
richtet find, poffefforifche Nechtsmittel. gegeben werden, Es 
ift auch Fein Beduͤrfniß, poffefforifche Rechtsmittel da eins 
zuführen, wo die Natur der Sache dagegen ftreitet, denn - 
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auch da, wo es fidh nicht von Gegenftanden des Beſitzes 
(oder des QuafisBefiges) handelt, Fonnen aus erheblichen 
Gründen, zumal, wenn ein dffentliches Intereſſe e8 erfordert, 
vorläufige Verfügungen getroffen werden, die (ordentlichen) 
poffefforifchen Prozeffe dauern aber meiftens eben fo lang, 
als die petitorifchen, und wenn fie Fürzer abgemacht werde, 
fo haben fie haufig wahres matcrielles Unrecht zur Folge. 
Sp unterließ man es bei dem poffefforifchen Proceffen des 
Guts-⸗Adels gegen ihre vormaligen Unterthanen lange, auch 
nur die Frage aufzumerfen: iſt denn der jeßige Standes: 
herr, welcher aufgehört hat, Landesherr zu feyn, jeßt 
noh, nachdem die Eigenfhaft als Landesherr ausges 
ſchieden tft, das Nechts » Subject, welches bisher ein ges 
wiffes Necht ausgeübt hat? Mit der Entfcheidung des 
poffefforifchen Prozeffed zu Gunften der vormaligen Lan— 
deöheren wurde dann auch (nach einer fehr zweifelhaften 
Theorie) im petitorifchen Proceffe die Beweislaft auf ihre 
vormaligen Unterthanen gewälzt; und fo Fam es, daf die 
jetzigen Grundholden gegen ihre Gutsherren fortdauernd beis 
nahe alles das leiften mußten, was fie früher als Unter; 
thanen zu leiften hatten, während fie wegen ihres neuen 
Staatsbürgerrechtd vom Staat nach Gebühr angelegt wurden! 
Kennt ja doch felbft das römifche Recht nur für wenige 
Fälle von Dienftbarkeits » Rechten befondere poffefforifche 
Rechtsmittel und die Zuläffigfeit der Anwendung des in- 
terdictum uti possidetis auf die übrigen Falle ift mit 
Grunde fehr beftritten. Ein fchr wichtiger Grund, warum 
man das Interdict ald Worläufer der Eigentums: Klage 
nach den Begriffe, wie folcher in unferem Rechtẽ-Syſtem 
conftruirt ift, nicht wohl entbehren kaun, weil namlich zur 
YAusmittlung der Parteien-Rollen bei der Eigenthums⸗Klage die 
vorläufige Ausmittlung des Befißftandes weſentlich gehört, *) 





2) Versl. v. Savigny, dad Recht des Beſitzes $. 36. Allers 
dingd kann der Vindicant, wenn er auch behauptet, Beſitzer 
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fällt bei der confeflorifchen Klage weg. Mas aber die Spo— 
lienklage betrifft, fo ift befanntlich bei diefer alles ftreitig, 
namentlich ob fie auch da, wo Fein Beſitz-Verhaͤltniß dent, 
bar ift, aumendbar ſey? welche Modalität der Rechts 
widrigfeit bei der Handlung, wodurch fie probocirt wird, 
vorauszufegen ſey? ob und. unter welchen Umſtaͤnden bes 
fonders die Werweigerung einer Keiftung folche begrände ? 
auch ob diefe Verweigerung an fich als eine bloße St ds 
rung im Befiße, oder ald eine Befig» Entfeßung des 
Berechtigten zu betrachten fey? Sedenfalld dürfte ed eine 
Aufgabe für die Fünftige Prozeß + Ordnung feyn, dem Um 
fug, welder mit diefer Klage getrieben wird, Fräftig zu 
fteuern. — Wie dem fen: fo hat das Ober-Zribunal die 
Benuͤtzung eines yoffefforifhen Mittels in Beziehung auf 
Nechte eines Gutes, weldye objectiv nichts Dingliches 
haben, den 22. Juli 1856 für unftatthaft erflärt, was 
freilich auch gegen die Erfißung folder Rechte fprechen 
möchte, fofern nicht ein gewiffer Zuftand fchon feit uns 
vordenflicher Zeit gedauert hat, indem die unvordenfliche 
Verjährung nicht ſowohl als die Erwerbung eines Rechts 


zu feyn, feinen Gegner welcher ſich ebenfalld Befis an 

maft, zum Behuf der Reivindication ald Beſitzer 

anerkennen. 3a, obgleih nur der Nicht-Befiger gegen den 

Befiser (aud) den Detentor) die Reivindication anftellen 

fann, $. 2. J. de action. 4. 6.), fo wird doch angenoms . 
men, daß der Bindicant auf feinen Beſitz und die ihm def» 

balb zuftehenden Rechtsmittel nicht verzichtet habe. (L. 12. 

$. 1. D. de adquir. vel amitt. poss. [41, 2] L. 18. $. 

2. D. de vi (43, 16). Doch hat die nad) der Praxis ges 

ftattete, fey e8 auch nur eventuelle Gumulation der Vindie 

cation mit dem interdietum retinendae possessionis 

immer etwad Widerfprechended. Uebrigen® fiheint die Frage 

von Abfchaffung oder Beibehaltung de3 ordentlichen poſſeſſo⸗ 

rifhen Verfahrens in Abfiht auf körperliche Sachen 

fein großes Intereſſe zu haben. Ich erinnere mid) zwar ' 
ſehr vieler foldher Prozeſſe, welche auf Rechte, namentlid 

autöherrliche Rechte, aber nicht eined einzigen, welder auf 

körperliche Saden ſich bezogen hätte. 
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durch fortgeſetzten Befi zu betrachten iſt, Sondern vielmehr 
die Vermuthung einer früher rechtmaßiger Weile gefchehenen 
Erwerbung begründet, oder die Stelle eines Titel vertritt, 
hiernach aber wahrer oder auch nur uneigentlicher Beſitz 
(quasi possessio) durchaus nicht zum Weſen der unvor— 
denflichen Verjährung gehören kaun; fofern der vorausges 
feste Zuftand nur eben fo ftabil war, wie der eines folchen 
Beſitzes. | 

Anders, ald mit den poſſeſſoriſchen Nechtsmitteln vers 
halt es fich mit der nüßlichen confefforifchen und negatoris 
fhen Klage, Zwar tft ed ganz richtig, daß die in $. 92. 
Note 2. ©. 104. angeführten Gefeße den Begriff dinglicher 
Rechte bloß auf Rechte an Sachen beſchraͤnken. Aber da 
es noch fo viele, in den Screen felbit als perfönliche bes 
zeichnete Anfprüche giebt, welche Ausfluͤſſe eines frübern 
Subjectiond » Verhältniffes find und welche jogar, wicwohl 
vorbehältlicy einer für die Pflichtigen erleichterten Ablöfung, 
durch die Ablöfungs;Gefege ihre Sanction erhalten haben; ‘) 
fo wird man dabei jene Klagen nicht entbehren koͤnnen. In 
der Beibehaltung deri letern und in der Verwerfung der poffefs 
forifchen Rechtsmittel Tiegt auch gar Fein Widerſpruch. Denn 
jest wird ja die (unuͤtzliche) confefferifche Klage jedem zuge, 
fehrieben, welcher irgendein beſonderes Vorrecht geltend 
macht, die negatorifche demjenigen, welcher ein folches Vor— 
recht beftreitet, und man finder bei den praftifchen Rechtes 
Gelehrten eine Menge von Beifpielen, wo fie folche bei 
Berhältniffen anwenden, die durchaus nichts Dingliches 
haben. Noch aus einem andern Grunde ift bei uns dieſe 


©) Unrichtig Handelt der Vf. vom Frohnen und Dienftgeldern 
nur bei dem’ Abfchnitt von der Leibeigenfhaft und in dem 
Kapitel von den Rkal-Laſten; während dad Gefes fogar 
die Vermuthung für die perfünliche Eigenfchaft diefer Leis 
ftungen aufftellt, auch die Beflimmungen ded Gefeges Lit. 
B. auf diejenigen, melde Audflüfe der perfönlichen Leibe 
eigenfchaft find, gar nicht ſich beziehen. Auf gleiche Weife 
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Ausdehnung ganz uneutbehrlich, weil. naͤmlich die Verwal⸗ 


tungsſtellen wegen eines oͤffentlichen JIntereſſe oft, jedoch 


mit Vorbehalt einer. gerichtlichen Erdrterung, vorläufige Vers 
fügungen treffen. Grinnere man fi) nur des $. 5. der 
Verordnung vom 13. Junius 1823 (Reg.⸗Bl. ©. 500.) 
(welcher ſich wohl zunaͤchſt auf die Wirthfchafts-Abgaben be» 
zieht, rüchfichtlich deren oft ganze Gemeinden befondere Bes 
freiung anfprechen): wie kann hier der Steuerpflichtige fich 
anders helfen, als durch die confefforifche Klage? nicht 
durch die negatorifche , indem er ja ein befonderes Vorrecht 


behauptet”) Derfelbe Fall tritt ein bei einzelnen Siltaliften, 


welche auf Befreiung von. einer ald allgemein vorausgeſetz- 


ten Obliegenheit bei Kirchenbauten Anfpruch machen. Au— 
ders aber ift. der Fall, wenn die Verwaltungsitillen, abs 
weichend von der allgemeinen Nechtörcgel, aus Gründen, 
die dem Privatrecht angehoͤren, eine Gemeinde oder einen 
Gutsbeſitzer, 3. B. bei einem Straßen » oder Kirdyenbau 
vorläufig für pflichtig erflären; in dieſem Falle muß fich 
derjenige, gegen welchen die Verfügung getroffen wurde, ber 
negatorifchen Klage bedienen. (Vgl. Thibaut Sy 
ſtem, öte Ausgabe, $. 771. Glüd Comm. Bd. 10. ©, 
243. ff. Schmidt Lehrbuch von Klagen $. 471 — 460. 
Comment. feines Sohnes, 2te Ausg. Bd. 2. ©. 357—368.) 
| Zum $. 246. ©. 471. Dieſer $. handelt von Mar: 

Fungsrehten Hier blieb, obgleich der Vf. in der 


verhält es fih mit andern Abgaben, von welchen der Vf. 
bloß im dritten Kapitel „von den Real-Laſten“ bei Beeden 
und Gülten, — als mären, ſo muß man nad diefer 
Stellung annehmen, alle diefe Abgaben dinglider Nas 
tur, — bandelt. Man vergl. daß Gefes Lit. B. Urt. 1. 
und 3. mit dem Geſetze Lit. A. Art. 2—5., Reg.⸗Bl. 
1836. ©. 556. und 546. ff. — Diefe Bemerkung gilt jes 
doc) nur der Stellung der Materien. 


*) Ob confeiforifdh oder negatorifch zu Hagen fey, das ift ſchon 
wegen der Beweispflicht nicht. gleichgültig. 
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Note 17. des Schaferei-Örfees erwahnt, die wichtige Frage 
unberührt, ob es als Dienftbarkeitsrecht auf den Gütern 
der Einzelnen, oder als ein Ausfluß aus dem Markungs— 
recht zu betrachten fey, wenn eine Gemeinde eine Schaferei 
errichtet und ihre Schafe nicht bloß auf den Allmanden, 
fondern auch auf fämmtlichen im Gemeindes-Berband befind- 
lichen bürgerlichen Gütern weiden laßt. Won diefer Frage 
hängt eine andere ab, auf welche Weife ein folches Recht in 
das Leben gebracht werden Tonne? (Man vergl. hierüber 
Meishaar $. 559. und Hin Schunds Jahrb. Bd. 
XVI. ©. 184. ff.) Mielleicht handelt der Vf. von dieſem 
Gegenftand an einer andern Stelle, ich begnüge mich Daher, 
bier zu bemerken, daß die höheren Verwaltungs-Stellen von 
der früher geltend gemachten erften Anficht ganz zurüdge- 
fommen-zu feyn fcheinen, denn wie Fünuten fie fonft Strei— 
tigfeiten, welche hierüber zwifchen den Befigern der im Ges 
meinde + Verband befindlichen Güter, namentlich zwiſchen 
den Ingeſeſſenen und den Ausmärkern entftchen, vor ihre 
Competenz ziehen ? Jedenfalls ift es eine Ungerechtigkeit, 
wenn man die Yusmärfer, fofern auf ihren Gütern gewei— 
det wird, "von dem Genuſſe des Pferchs ausfchließen will, 
denn dieſer Genuß ſoll ein Erfaß für die Laft der Bewei— 
dung ſeyn. Angenommen, das Weidrecht der Gemeinde 
fey als cine Dienſtbarkeit zu betrachten, welche die Grund: 
Eigenthuͤmer durch Die Errichtung der Schaͤferei anerkannt 
haben, fo darf man wohl zugleid aunchmen, daß dieſes 
Anerkenntniß nur unter der Vorausſetzung erfolgt ſey, fie 
‘werden auch die Vortheile der Schäferei zu genießen haben. 
Nun it nicht abzufehen,; warum bei dem Webergang eines 
Guts auf einen Ausmarker jene Laft von dieſem Vortheil 
getrennt werden foll; auch müßte denjenigen Ausmaͤr— 
keru, in deren Handen zur Zeit der Errichtung einer Schä- 
ferei ſchon Gürer fich befanden, gegen dieſelbe ein wirk; 
ſames MWiderfpruchsrecht zugeftanden werden, was bis jcht 
ſchwerlich beachtet worden if. Nimmt man aber an, 
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das Meidrecht ſey ein Ausfluß des Markungsrechts und die 
geſetzlichen Organe der Gemeinden, als ſolche, ſeyen es, von 
welchen die Errichtung einer Gemeinde-Schaͤferei abhaͤngt, 
fo iſt es ganz gewiß ein großes Unrecht, wenn die Aus— 
maͤrker mehr belaſtet werden, als die Ingeſeſſenen. Auch 
nach dieſer Anſicht wuͤrde das Weidrecht auf den Guͤtern 
der Ingeſeſſenen als Folge des Genoſſenſchaftsrechts, auf 
den Guͤtern der Ausmaͤrker aber in Folge des Dienſtbar— 
keitsrechts ausgeuͤbt; es würde ſogar mit jeder Veraußerung 
eines ſolchen Guts an Ausmaͤrker ein neues, jedoch nur auf 
die Periode, als das Gut in deren Handen ſich befindet, 
beſchraͤnktes Dienſtbarkeitsrecht entſtehen. Freilich will die 
Commun-Ordunng S. 83. $. 9. ruͤckſichtlich der Verthei— 
lung des Pferchs es bei dem Herkommen laſſen, aber das 
Verhaͤltniß der Ingeſeſſenen und der Ausmärker hatte fir 
fchwerlich im Auge; jedenfalls ift eine andere‘, damit vers 
wandte Gewohnheit, wornach zu Gunften der Schaͤferei Die 
Ausmärker von dem Brachanbau -ausgefchloffen waren, 
ſchon dur die Verordnung vom 16. Mai 1808 (RegeBl. 
©. 258.), fo wie durch das — Geſetz fuͤr rs 
erflärt. 

Ehend. Note 12. und 17. ©. 430. Hier hätte, flart 
über die Natur der Real⸗Gemeinde⸗-Rechte auf Rich: 
ters Sammlung von Eivil-Rechtsfpr. zu verweifen,, der 
eigenthümliche Begriff, welchen das revidirte, fo wie das 
frühere Buͤrgerrechts-Geſetz hierüber aufftellt, und der Ges 
genfag zwifchen dem Art. 50. und 51. jenes Geſetzes (Reg.⸗ 
Bl. 1655. ©. 527.) angegeben werden follen. Wen der 
Art, 50. von Vorrechten fpricht, welche einzelnen Gemeinde 
Gliedern vermöge privatrechtlicher Titel zuftehen, fo bezieht 
ſich dieß ohne allen Zweifel nicht, wenigitend nicht vorzäg» 
ih auf perfönliche Vorrechte derſelben, fondern viel—⸗ 
mehr ganz gewiß wenigftend a potiori auf Vorrechte ihrer 
Güter (namentlich ihrer Häufer); während ungefchrt der 
mir der Aufichrift „RealsGemeinde-Rechte‘“ verichene 
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Art. 51. von Rechten handelt, welche an ſich von einem 
anderweiten Befige der Berechtigten ganz unabhängig 
find. Der Gegenfaß befteht darin: im Art. 50. ift 
von Vorrechten der Einwohner oder Güter-Befiger in Bes 
ziehung auf: das Gemeinde⸗Vermögen (res universita- 
tis) die Rede, diefe Vorrechte werden als eine auf Dem 
Gemeindes®ermdgen haftende privatrechtliche Dienfts 
barkeit betrachtet. Umgekehrt hingegen ſetzt der Art. 51. 
folhe Güter voraus, wovon das Eigenthum einer Ans 
zahl von Privaten — (denu warum biefe Privaten noth- 
wendig anderweite Grund:Eigenthümer feyn follen, iſt nicht 
abzufehen,, wiewohl allerdings in der Regel die Bauern im 
Gegenfage gegen die Söldner dieſe Berechtigten feyn wers 
den), — im unzerrrennter Gemeinfchaft zu ſteht, ruͤck— 
fihtlih welcher aber aucd diejenigen. Gemeinde, Genoffen, 
welche nicht als Miteigenthümer zu betrachten find, fo wie 
die Gemeinde felbft, gewiffe Vortheile zu genießen haben. 
S. 441. $. 249. Note 10. Diefes Salinen + Gericht 
ift Durch eine Minifterial s Verfügung vom 25. Juli 1836 
(NReg:Bl. ©. 215.) aufgehoben. 

$. 250. Note c. ©. 442. Auch der Rec. kennt Kein 
Geſetz, wodurd die in-den neuen Landestheilen beftandenen 
Neal» Gewerbs Rechte aufgehoben worden wären, Daraus, 
dag ſolche Real: Rechte in diefer Ausdehnung unfern alten, 
jet auch in dem neuen Landeetheilen geltenden Geſetzen un: 
befannt waren, kann dieſe Aufhebung nicht gefolgert wers 
der, Allerdings kann aber die Regierung auch von den 
Real» Berechtigten fordern, daß fie, wenn fie ein Gewerbe 
felbfi treiben wollen, über ihre Fähigkeit dazu ſich aus- 
weifen und überhaupt den allgemeinen, auf den Betrieb des 
Gewerbes ſich beziehenden PolizeisGcfegen ſich unterwerfen. 
Auch kann aus einer Neal: Konceffion au fih nicht ein 
Recht, audern Gewerbs-Eonceffionen au widerfprechen, ab: 
geleitet werden, 

©. 447. $. 253. Note 2, Zu dem bier unterftellten 
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Falle handelte es fich von einem gegen die Beſitzer von Our 
tern, als foldye, behaupteten Bann: Rechte, mithin Fan 
die Gleichftellung defjelben mit. Dienftbarkeits » Rechten um 
fo weniger etwas Befremdendes' haben. 

©, 449.$. 254. Für den Sat Note 3., daß beim Begriffe 
der Real-Laft auf Seite des Berechtigten nicht nothwendig eine 
fremde Sache vorausgefetst werde, und daß das Verhältnig 
zwifchen dem Ober-Eigenthümer und dem Lehen: Manne nicht 
bloß, wie Dunder an dem vom Vf. angeführten Orte will, als 
ein perfönliches Obligations-Verhaͤltniß zu betrachten fen, 
fpricht ſchon die Prioritäts- Ordnung, am entfcheidendften 
aber das Geſetz vom 28. Oft. 1856, die. Ablöfung der 
Frohnen betreffend (Reg.:Bl. ©. 562.), wornach fogar dem 
Inhaber eines Fall-Lehens, auch ohne die gleichzeitige 
Eigenmachung des Lehens, die Ablöfung einer Benaliiden 
Frohn geftattet iſt. 

$. 255. ©. 451. verbunden mit $. 244. Note 8. ©. . 
425. und 424. Wenn ich die Note 13. des $. 255. richs 
tig verfiche, fo nimmt der Bf. mit mir an, daß wegen der 
Ruͤckſtaͤnde von Grund-Gefällen auf dem Gute felbft nur fo 
weit eim Recht hafte, als jene Rücftände durch das Prio— 
ritaͤts-Geſetz für unbedingt bevorzugt erflärt find. Da nun 
der Urt. 71. des Geſetzes von 21. Mai 1828, wornad) 
ein auf Erwerbung oder Wicder-Erlangung eines Guts ges 
richteter Anspruch durch die in der Form einer Unterpfande⸗ 
Beftellung gefchehene Eintragung in das Unterpfande » Buch 
gleichfam in ein Dingliches Recht verwandelt wird, durchaus 
feiner Ausdehnung fähig it, fo halte ich die Eintragung 
weiterer Ruͤckſtaͤnde in das Unterpfands-Buch, fofern 
nicht dafür ein Unterpfands » Recht, gemäß dem Art. 54. 
Sat 3, des Pfands Gefeges erlangt wird, nad) dem Art. 
80. dieſes Geſetzes für unzuläffig, jedenfalls für völlig bes 
deutungslos. Auch Tann gegen dem dritten Beſitzer ein wei: 
terer Anſpruch nur in fo fern flattfinden, als er eine weitere 
Schuld übernommen hat. Die im $. 244, Note 8. ©. 424. 
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angeführte Stelle der Einfuͤhrungs-Inſtruction beweist nichts 
biergegen ,..da früher der Worzug diefer Grund-Abgabe auf 
Feine Zeit befchränft war, mithin bei dem Bereinigungs⸗ 
Verfahren alle auf den üffentlichen Aufruf angemeldeten 
Ruͤckſtaͤnde dieſer Art, jedoch beim Guts-Adel nur, foweit 
ein folcher Vorzug bei ihm anerkannt war, beachtet werden 
mußten. 

©. 455. $. 255. Note 10. Der Pf. billigt hier mei- 
nen Grundſatz, daß der Vorzug des Prioritärs-Gefeed auf 
nicht periodifche Leiftungen nicht erftredft werden dürfe, nur 
die Gründe verwirft er; aber aus welchen Gründen er den 
Sag für richtig halt, iſt nicht angegeben. 

$. 256: ©. 455. Begründung der Real: 
Laften Der Bf. geht hier davon aus, daß Leiftungen, 
welche in Folge früherer Unterthanen-Berhältniffe auf einz 
zelne Grumdftüche gelegt worden, wenn fie nach Aufhebung 
des urfprünglichen Rechts » Verhältniffes noch angefprochen 
werden wollen, einer neuen Begründung bedürfen. Aber 
ſehr befchranfend für diefen Sat lautet ſchon der F. 266., 
und ganz anders lautet der $. 269. Hier heißt es: ‚Un: 
„geachtet der gänzlichen Veränderung der Verhältniffe, unter 
„welchen die Grund-Abgaben entftanden find, ift doch die 
„Mehrzahl derfelben .ftehen geblieben, ja felbft ſolche Ab— 
„gaben, weldye als alte pactirte Steuern oder ald Surros 
„gate für folhe, auf ganzen Gemeinden oder Marfungen 
„haften, find von dem Staat und einzelnen fruͤhern Berech— 
„tigten neben den neuen. directen und indirecten Steuern 
„ferterboben worden.” | 

F. 256. Note 13. ©. 455. Sch verftehe nicht, was 
bier der Df. mit den Morten fagen will? „für die 3ojährige 
„Verjährung fpricht nichts, während es doch im Texte 
heißt: „da cin Befiß (quası possessio) an der Neallaft 
„stattfindet und das ganze Nechtöverhältniß bis Auf die 
„neueſte Zeit wach Analogie der Dienftbarkeits + Verhältniffe 
„beurtheilt wurde: fo muß man die ordentliche Erfigung 
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„son 10 und 20 Jahren, und in Ermanglung eines Bes 
„ſitz-Titels die 30. bezichungsiveife 4ojahrige Verjährung 
„für hinreichend halten.“ Damit ift Nec, befonders in Be— 
ziehung auf das württ, Necht um fo mehr einverftanden, als 
nicht nur die württemb. Rechtsgelehrten früher ſtets die 
Thefis vertheidigten, daß in Ermanglung eines Titels 
Dienſtbarkeits-Rechte nur in 30 Fahren ‘durch Erfigung ers 
worben werden, fondern da auch das General-Refeript vom 
6. Juli 4812 (Reg.Bl. ©. 355.) in Beziehung auf Ge⸗ 
meinheits⸗Rechte die merkwürdige Stelle enthält: ,,Befon- 
„dere Vorzugs-Rechte, welche Einzelne aufprechen, müffen 
„ſtreng vechtlih, und in Ermanglung eines Nechts » Titels 
„durch einen Befigftand von wenigftens 30 Fahren erwicfen 
‚werben.‘ Denn ohne allen Zweifel follte hier nur ein 
fonft geltender Grundfa auf diefen befondern Gegenftand 
angewendet werden. Gemäß diefem Grundfag wurde vom 
Ober⸗Tribunal in mehreren Fällen, in welchen von römifchen 
und deutfchen Dienftbarfeits-Rechten es fich handelte, cr: 
kannt. Auch das Geſetz von 1856, Lit. B. Art. 6. legt 
auf einen Zojährigen Zuftand einen befondern Werth. 

Bei $ 257. S. 456., welcher von der erlöfchenden 
Verjährung handelt, muß natürlich vorausgefeßt werden, 
was nicht ausgedrüdt ift, daß der Berechtigte im Fall ge 
wefen wäre, fein Recht geltend zu machen. Uebrigens läßt 
der Verf, abweichend von der herrfchenden Meinung (vergl. 
Thibaut $. 1020.) mit dem Ablaufe von 30 Jahren die 
confefforifche Klage wegen des ganzen Rechts, und in 
deren Folge dieſes Recht felbft auch ohne vorgangigen Wir 
derfpruch erlöfchen. Eine Erfigung der Freiheit nimmt er 
(bei einem Titel) innerhalb 40 und 20 Sahren, in Er: 
manglung.des Titels aber in 50 Jahren an. Da jedoch, wie 
fo eben bemerft, jeden Falls mit 30 Sahren die coufeſſo— 
rifche Klage und mit derfelben das ganze Necht erlöfchen fcH, 
fo erfcheint da, wo es an einem Titel der Befreiung fehlt, 
die usucapio libertatis nach den Df. als vollig bedeutungs— 
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086. Mae den Bf. zu der Unterfeheidung zwifchen einer 
titulirten und nicht titulirten usucapio libertatis veranlaßte, 
darüber erklärt er fih nicht. Bekanntlich wrd aber ge- 
meinrechtlih zu Erfigung der Freiheit Fein Titel ers 
fordert, es wäre denn, daß es fi) von der Befreiung 
von Allgemeinen Staats: oder Kirchen-Laſten, 
alfo um ein befonderes, von den Staats- und Kirchen: 
Geſetzen abweichendes Vorrecht haudelte, deffen Erlans 
gung (arg. cap. 1. pr. de praescript. in 6) namentlich 
von den Altern wuͤrtt. Rechtögelehrten an die Bedingungen 
der acquifitiven Verjährung gefnüpft wird, — Eich» 
borm in der vom Bf. in der Note 13. angeführten Stelle 
macht mehrere vom Vf. übergangene Unterfcheidungen , Die 
mir zum Theil nicht ganz Klar find. Er geht nämlich da> 
von aus, „daß für alle Real-Laſten, welche mit der ac- 
“„tio confessoria gefordert werden Ffönnen, nur 
„die Analogie der Servituten, welde dur Nichtgebrauch 
„serloren gehen, jedoch nicht in Nüdficht der Zeit paſſe; 
„ſie erlöfchen daher dur bloßen Nichtgebraud binnen 
‚30 Sahren. Die fey am leichteften bei Leiftungen einzu 
„Sehen, weldye dem Befiger nur auf Anfordern zu leiften 
„ſind *), fey.aber auch bei den übrigen zu behaupten, weil 
„— (obglih?) — die Örundfäge von dem Erld— 
„Shen der Klagen auf einen Inbegriff von Reis 
„ungen, auf die actio confessoria nidt ans 
„wendbar feyen und eben fo wenig die Ausübung der Fors 
„derungs-Rechte für eine res merae facultatis gehalten 
„werden koͤnne, mithin nur die allgemeinen Regeln von der 
„DBerjährung der Klagen” — (welcher, wenn die confeffo- 
rifche Klage uur auf eine einzelne keiftung, nicht auf 
einen Subegriff von Leiftungen anwendbar ift?) — „gelten 
„koͤnnen. Jedoch werde nach der herrfchenden Meinung in 


*) Eichhorn fordert bier offenbar auf Seite des 
keinen guten Glauben. 
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‚allen Fällen ein MWiderfpruch für nöthig gehalten. Auch 
„Können diefe Regeln auf Laſten, welche bei Uebertragung 
des Beſitzes vorbehalten wurden, nicht angewendet werden.“ 

$. 260. Note 2. S. 466. ift mir nicht Har geworden, 
worin die Abweichung des Vf. in feinen grundherrlichen 
Rechten S. 80. von meinen vermifchten Auffäßen Bd. 1. 
S. 201. befichen follte; denn auch er nimmt an, daf 
nad) dem leßten December 1818 nicht mehr auf die Leiſtung 
von ungemeffenen Frohnen erkannt werden Fonnte. Im 
poffefforifhen Werfahren konnten aber doch dieſelben 
nicht. in gemeffene verwandelt, oder, was daſſelbe ift, wicht 
auf ein gefegliches Maas zuruͤckgefuͤhrt werden ; jeder Zweifel 
hierüber wird übrigens, felbft in Beziehung auf Klagen, 
welche den Rechtsftand betreffen, durch das neue Geſetz 
Lit. B. Art. 29. ©. 564. beſeitigt. | 

$. 266. Note 17. fpricht es die L. 7. D. de publica- 
nis (39. 4.) auf das beftimmtefle aus, daß die Grunds 
fteuer, als folche, auf den Gütern hafte, und daher auch 
die Ruͤckſtaͤnde von den folgenden Beſitzern gefordert werden 
koͤnnen. Dieß iſt num freilich durch unſer Prioritätds Gefet 
auf den Rücftand von zwei Fahren befchränft. 

Der $. 269. Note 4. ©. 495. enthält eine fehr richtige Ber 
merfung , daß namlich früher Steuern nur für beftimmte Zwecke 
gefordert wurden. Daraus alfo, daß 3. B. vogteiliche Abgaben, 
welche auf einzelne beftimmte Befigungen gegründet waren, 
früher neben den Steuern eingezogen wurden , kann 
ganz und gar nicht folgen, daß diefelben nicht des Re— 
gierend wegen eingeführt, oder daß fie nicht aus dies 
fem Grunde bis zur Staats: Veränderung fortdauernd erhoben 
worden feyen, denn gerade für die NRechtöpflege und die 
ganze innere Verwaltung war früher unter den Steuern (im 
engern Sinne) nichts begriffen. . Dieß wird am Hlarften, 
wenn man an die DBeftandtheile unferer ehemaligen Landes⸗ 
ſteuern ſich erinnert. Die Ordinari-Stener, genannt Ordi⸗ 
nari » Ablofungs s Hülfe, war vorzüglich zur Bezahlung ber 
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Schulden beftimmt. Die Sommers mıd Winter: Anlage 
hatte vorzüglicy die Dedung der Kreis-Bedürfniffe und den 
MilitärsBeitrag zum Gegenſtand. Von all dem Aufwand, 
welcher jest in dem Etats der Minifterien der Juſtiz, Des 
Innern und der Finanzen aufgeführt wird, Fam früher bei 
der Steuersiimlage nichts vor, als der unbedeutende Chauf— 
feebau » Beitrag. Auch in den neuen Randestheilen verhielt 
es fich im MWefentlihen gewiß nicht anders. Die Contribu— 
tions und Steuer - Caffen waren nicht als die allgemeinen 
Staats⸗Caſſen zu betrachten. Daher war mir, wie ich offen 
geftehe, befonders der Art. 3. des Geſetzes Lit. A. Reg. DT. 
©. 546, wonad) alle im Art. 2. bemerften Abgaben, wenn 
fie auf einzelne Befigungen gegründet waren, nun für reine 
grumdherrliche Laften erklärt wurden *), fehr unerwartet. Daß 
diefe Abgaben von dem Catafter abgezogen wurden, dadurch 
find die Befiger natürlicdy dafür nicht entſchaͤdigt, daß fie 
für dieſelben Zwecke nunmehr einmal die frühern Abgaben 
und dann. die, neue Staatsſteuer, wiewohl die Ichtere in 
etwas. vermindertem Betrage, bezahlen follen. Damit foll 
übrigens gar nicht gefagt feyn, daß, wenn auf der einen 
Seite die Gerechtigkeit erforderte, die Grundholden bedeutend 
zu erleichtern, nicht. auf der. andern Seite den Gutsherren 
billige Entſchaͤdigung hätte ausgemittelt werden follen; ob— 
gleich diefelben durdy die Staats + Veränderung von vielen 
Staatslaften, welche zunachft auf ihren Kammergütern haf⸗ 
teten, befreit worden find, — ein Umftand, der. ganz un: 
beachtet geblieben zu ſeyn fcheint. 

$. 271. Note 2. ©. 500. Auch mit diefer Bemerkung 
bin ich vollfommen einverftanden, daß namlich ſolche Ab: 
gaben, welche bis zum Jahr 1808 von ganzen Gemeinden 
oder einzelnen Guts-Befigern nicht neben, fondern flatt 


*) Ohne Zweifel gilt daffelbe von den im Art. 5. Satz 1. 
(S. 548.) aufgeführten Abgaben, mwenn fie auf beſtimmte 

Grundftüde, welhe nah Sag 2. von Gebäuden ‚unter: 
ſchieden werden müffen, gelegt find. 
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der cigentlihen Steuer, oder als folde, entrichtet 
wurden , fofern fie nicht unter die Kategorie des Art. 1. des 
fo eben angeführten Gefeßes Lit. A. gehören, gar nicht unter 
das Geſetz fallen. Doch ift es befremdend, daß ein ſolcher 
Vorbehalt nicht in dem Geſetze ausgedruͤckt wurde, waͤhrend 
den Gutsherren, fuͤr welche durch die neuen Geſetze auf eine 
ſo ausgezeichnete Weiſe geſorgt wurde, fuͤr den Fall, wenn 
‚fie die rein grundherrliche Eigenſchaft der’ bezeichneten Abs 
gaben ermeifen koͤnnten, ihre weiteren Anſpruͤche ausdruͤck⸗ 

lich vorbehalten worden ſind. | 

Auch eine andere Ungleichheit ift mir aufgefallen, daß 
naͤmlich bei dem am Schluſſe der Geſetze ausgedruͤckten 
Vorbehalte nicht auch das ausgedruͤckt wurde, daß diejeni⸗ 
gen Standesherren, welche bei diefen unter ihrer Mitwirs 
fung zu Stande gefommenen Gefeßen ſich dennoch nicht bes 
ruhigen, fondern gegen die ihnen laͤſtig feheinenden Beſtim⸗ 
mungen derfelben an den Bundestag fi) wenden wollen, 
auch bei ihren Prozeffen mit ihren vormaligen Grundholden 
diefe Geſetze, namentlich das Gefeß Lit. A. $. 3. nie für 
fi) geltend machen koͤnnen. 

Endlidy ift fehr die Frage, welchen Einfluß die gefeglich 
zulaffigen Ablofungen und die hieraus nothwendig refultirende 
Erhöhung des Werths der Güter nicht etwa bloß auf das 
Gatafter, fondern auch auf die noch übrigen Abgaben ber 
Grundholden, namentlich dingliches mortuarium, Auf und 
Abfarth⸗Gelder u. f. w. haben. Etwas für die Grundholden 
Beruhigendes habe ich im den Gefegen nicht gefunden, Jeden 
Falls follte man ihnen beftimmt fagen, was fie im diefer 
Hinſicht zu erwarten haben. Doch ſollt' es fich eigentlich 
von ſelbſt verſtehen, daß, wie fern die Abloͤſung von Grund- 
lajten im Intereſſe des Gutöherrn felbft vorgehe, eben dadurch 
auch die Ablöfungs-Summe verhältnißmäßig vermindert werbe. 

Zum $. 2753. Note 10. ©. 505. Die Einholung der 
Einwilligung der Pupillen-Behoͤrde fcheint mir hier ganz 
überflüffig, da es fich hier von einer nothwendigen Veräus 
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Berung in Beziehung auf ein beftimmtes Object handelt und 
da fogar die Normen der Entfchädiaung oder für. die Bes 
ſtimmung des Kauf » Preifes. durch das Geſetz gegeben find. 
©. 507. $. 275. Was der Vf. hier über die Ent- 
ſtehung des Zehenten fagt, ift um fo weniger befriedigend, 
da es ſich bei uns nicht mehr bloß vom Zehentrecht unferer 
alt » württembergifchen Kammern handelt. Namentlich ge: 
fhicht der durch die befannte Motion v. Rotteck's auf 
Abſchaffung der Zehnten veranlaßten Controverſe Feine Er: 
wähnung. | 
©. 510. $. 276. Note 1. Ganz richtig wird hier aus 
genommen, daß vom Ober - Zribunal die Frage: ob eine 
unter einer fruͤhern Gefeßgebung beftandene Zcehent-Befreiung 
durch den Eintritt der württembergifchen Gefeßgebung auf: 
gehört habe? nur unter der Vorausfeßung bejaht worden 
ſey, daß die Befreiung (z. B. die Freiheit von den im der 


Brach angebauten Zutterfräutern) durch die frühern Geſetze 


allgemein begründet gewefen. Selbft in diefer Beſchraͤnkung 
fand jedoch die Bejahung dicfer Frage großen Widerfpruch. 
Namentlich wurde bei der Verhandl. vom 25. März 1829 (von 
mir) dagegen bemerkt: ,,die Frage, auf die ed anfomme, 
„fen nicht ſowohl die, ob die Bauern bei veränderter Ges 
„ſetzgebung ein ihnen früher eingeraumres Vorrecht (nenne 
„man es nun privilegium oder jus singulare) fortdauernd 
„anfprechen koͤnnen? fondern, da jedes Zehentrecht eine 
„Beſchraͤnkung des freien Eigenthums eines Andern ent» 
„halte, mithin in fo fern, was wenigftens rüdfichtlich der 
„XaienzZehenten von den ©ermaniften anerkannt fey, 
„die Regel des Rechts gegen ſich habe: fo müfle die Frage 
„eigentlich fo geftellt werden: wie weit hat die Guts— 
„herrſchaft unter der Herrfchaft der vorigen Gefege ein Recht 
„auf dem Eigentfum der Bauern erworben? und wie 
„konnte diefes Recht durch die Einführung der wärttemb. 
„Geſetze, welche fich überdieß auf ein Zehentrecht der Pris 
„daten gar nicht beziehen , in den neuen Randestheilen eine 
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„vorher. nie gefannte Ausdehnung erhalten? würde man 
‚Mh dadurch: miche felbft mit der laut ausgefproche:s 
‚nen Abſicht der Regierung, welcher es feit der Staates 
„Veraͤnderung fo ernftlich darum zu thun war, den Boden 
„zu befreien, nicht mit neuen Laſten zu befehweren, in Ai, 
„derſpruch ſetzen? Wer möchte auch ‚behaupten, daß; wen 
„Württemberg die Rhein-Provinzen zugefallen wären, durch 
„die Einführung unferer Gefege in der Art, wie fie.in un 
„ſern neuen Landestheilen Statt hatte, alle. unter -franzöfiis 
„ſcher Herrfchaft aufgehobenen fogenannten Feudal⸗Laſten ipsıo 
„jure wieder aufgelebt hatten ? Und doch wuͤrde es fich is 
„dieſem Ichrern Falle nur von dem Wieder -Aufleben fräher 
„beſtandeuer Laſten, hier aber von der Einführung —— 
„vorher unbekannter Laſten handeln.“ 

Ebend. ©. 511. Mote 8. In den bei dem Ober⸗Tr i⸗ 
bunal vorgekommenen Fällen über die Noval-Zchent-Anfprüche 
der Fatholifchen Pfarreicu wurde nur erfannt, daß das Li: 
hauptete Herkommen deßwegen nicht die Stelle eines privat⸗ 
rechtlichen Titels vertreten koͤnne, weil man annehmen 
müfje, daß die Pfarrei das Zchentrecht nur auf den Grund 
‚ der früheren, jeßt aufgehobenen Geſetze ausgeübt habe. Nur 
in Einem Falle wurde ſich auf einen befondern Vertrag bes 
zogen , welcher aber nach der Anficht der Mehrheit deßwegen 
unbeweifend war, weil dabei der gefegliche Anfpruch ber 
Pfarrei auf den Noval-Zehenten vorausgefegt wurde und 
der Vertrag nur über die Ausübung deffelben einige nähere 
Beltimmung erhielt. Webrigens wurde auch denjenigen Pfarz 
reien, welche nur auf den Grund des canonifchen Rechts 
auf den Movalz Zchnten Anfpruch machen konnten, folcher 
ruͤckſichtlich der bereits beftandenen Culturen überhaupt nicht 
entzogen. 

$. 277. ©. 513. hat der SL. nicht angegeben, wie 
die Verwandlung des Natural Zehenten in Sad + Zehenten 
erwiefen werden koͤnne? namentlich) ob die Unvordenklich- 
keit, auch ohne daß der Natural » Zehente in diefer Periode 
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gefordert und die Forderung abgelehnt worden wäre, bins 
reichend fey ? 

Ebend. Note 15. ©. 514. Bei den Gegenleiftungen 
des Zehentherren hätte der Vf. die unzweifelhaft privatrecht= 
liche Srage, welche die Gerichte fo vielfach befchäftigt, wie 
fern der Zehentherr zur Dotation und Unterhaltung der 
Kirchen und Tirchlichen Gebäude u. f. w. verbunden ſey/ 
nicht uͤbergehen ſollen. 

Durch alle dieſe Bemerkungen ſoll dem Werthe der 
angezeigten Schrift nichts entzogen werden. Vielmehr iſt 
der Recenſ. gerade deßwegen ſo weitlaͤuf geworden, weil er 
dieſe Schrift als eine beſonders fuͤr die wuͤrtt. Juriſten ſehr 
intereſſante Erſcheinung betrachtet. — Der Druck iſt gut 
und correct. Nur bei den Allegationen fand Recenſ. manche 
Schreib» oder Drudfehler und es wäre fehr zu wuͤnſchen, 
daß Fünftig die fremden Rechtsbuͤcher nicht bloß nach Buͤ— 
bern und Titeln angeführt würden. — ©. 198. Mote 5. 
Linie 2. muß es ſtatt „Willkuͤhr“ heißen „Ruͤckkehr.“ 
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